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Unwort 


Das Bedürfnis nach einer ausführlichen Darſtellung des preußiſchen 
evangeliſchen Kirchenrechts iſt allgemein anerkannt. Die Darſtellung 
des Rechts der altpreußiſchen evangeliſchen Landeskirche von Jacobſon 
aus den Jahren 1864 und 1866 iſt veraltet, und dasſelbe gilt in noch 
höherem Maße von den wenigen ſyſtematiſchen Bearbeitungen des 
evangeliſchen Kirchenrechts der neupreußiſchen Landesteile, insbeſondere 
von den Werken Büffs und Schlegels über kurheſſiſches und kur— 
hannoverſches Kirchenrecht. Alle dieſe Arbeiten liegen mehr oder 
weniger weit hinter der modernen Verfaſſungsentwickelung unſerer 
Kirche zurück und haben weſentlich nurmehr hiſtoriſche Bedeutung. 
Überdem wird keine von ihnen auch nur annähernd den Anforderungen 
gerecht, die man billig an die wiſſenſchaftliche Behandlung eines Rechts- 
ſtoffs ſtellen kann. Alle beſchränken ſich auf eine beſchreibende und 
ſtatiſtiſch zuſammenſtellende Wiedergabe des Quellenmaterials und laſſen 
jede juriſtiſche Durchdringung und Erfaſſung desſelben vermiſſen. Das 
Friedbergſche Werk aber über das Verfaſſungsrecht der evangeliſchen 
Landeskirchen in Deutſchland und Oſterreich vom Jahre 1888, das 
gerade das geltende Recht zur Darſtellung bringt und zweifelsohne auch 
einen Fortſchritt in der Behandlungsweiſe des evangeliſchen Kirchen— 
rechts bedeutet, hat ſeiner ganzen Anlage nach dem hier in Rede ſtehen— 
den Bedürfnis nur teilweiſe abhelfen können und ſollen. Die Abſicht 
Friedbergs, das Verfaſſungsrecht aller evangeliſchen Landeskirchen 
Deutſchlands und Oſterreichs in einem Buche von mäßigem Umfange 
zuſammenfaſſend und vergleichend darzuſtellen, nötigte den Verfaſſer 
vielfach, von wünſchenswerten Erörterungen der juriſtiſchen Details 
Abſtand zu nehmen, und die Beſchränkung des Werkes auf das Ver⸗ 
faſſungsrecht im engeren Sinne ſchloß von vornherein wichtige Teile 
des Kirchenrechts ganz von der Darſtellung aus. 

Unter dieſen Umſtänden wird das Unternehmen, mit dem ich 
hervortrete, einer beſonderen Rechtfertigung nicht bedürfen. Als zu 
erſtrebendes Ziel wird von vielen allerdings vielleicht ein höheres be- 
trachtet werden: eine ausführliche juriſtiſche Darſtellung des geſamten 
deutſchen evangeliſchen Kirchenrechts, wie eine ſolche uns Hinſchius, 
der Meiſter der deutſchen Kirchenrechtswiſſenſchaft, von dem katholiſchen 


VI Vorwort. 


Kirchenrecht gegeben hat. Allein mir ſchien dieſes Ziel nicht nur für 
meine Kräfte zu hoch, ſondern unerreichbar überhaupt, ſolange die ſo 
überaus verſchiedene partikuläre Entwickelung und Geſtaltung des 
evangeliſchen Kirchenrechts nicht bis in ihre Einzelheiten hinein juriſtiſch 
erfaßt und durchdrungen iſt. Lediglich zu dieſer zunächſt zu verrichten⸗ 
den Vorarbeit ſoll das vorliegende Werk ein Beitrag ſein. Der Stoff 
iſt in ihm daher nach einem territorialen Geſichtspunkt begrenzt, er ſoll 
das geſamte, das innere wie das äußere Leben der verſchiedenen im preu⸗ 
ßiſchen Staatsgebiet vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen beſtimmende 
Recht umfaſſen. Die Darſtellung geht möglichſt überall von der hiſto⸗ 
riſchen Entwickelung aus, ohne deren Kenntnis das geltende Recht bei 
ſeiner Buntſcheckigkeit vielfach willkürlich erſcheint, vielfach auch ſeinem 
Geiſte nach überhaupt nicht erfaßt werden kann. Theologiſche und 
kirchenpolitiſche Erörterungen ſind prinzipiell vermieden. Den Be⸗ 
dürfniſſen der Praxis bin ich bemüht geweſen überall Rechnung zu 
tragen und habe aus dieſem Grunde beſonders mich nicht darauf be- 
ſchränkt, die ſich darbietenden Streitfragen ſelbſt zu erörtern und zu 
beleuchten, ſondern auch alle wichtigen Entſcheidungen der Kirchen⸗ 
regimentsbehörden, der höchſten ſtaatlichen Verwaltungsbehörden und 
Gerichte an geeigneter Stelle mitgeteilt. 

Das Material für die vorliegende Arbeit iſt weſentlich den publi⸗ 
zierten Geſetzen, behördlichen Anordnungen, richterlichen Entſcheidungen 
und Synodalverhandlungen entnommen, jedoch reichte das, was dieſe 
boten, vielfach lange nicht aus, um hiſtoriſche Geſtaltungen und geltende 
Normen befriedigend zu erklären. Nur aus den Akten, die in den 
Archiven der Kirchenbehörden aufgeſpeichert ſind, ließen ſich zahlreiche 
Fragen beantworten und aufklären. Selbſt dieſes über ganz Preußen 
zerſtreute Material zu durchforſchen, war mir nur teilweiſe möglich, 
zum großen Teile war ich auf Auskünfte der Vorſtände dieſer Archive 
angewieſen. Eine große Anzahl verehrter Männer aus der kirchlichen 
Verwaltung habe ich daher mit Anfragen bemüht. Alle ſind mir mit 
Rat und Tat in der bereitwilligſten Weiſe entgegengekommen, und es 
iſt mir Pflicht wie Bedürfnis, ihnen auch an dieſer Stelle meinen 
warmen und ergebenen Dank auszuſprechen. 

Das ganze Werk iſt auf zwei Bände berechnet. Der zweite 
Band, welcher vorausſichtlich etwas ſtärker ſein wird als der vorliegende 
erſte, ſoll jedoch, um eine raſchere Fortſetzung zu ermöglichen, nach Ver⸗ 
einbarung mit der Verlagsbuchhandlung in zwei Halbteilen erſcheinen. 


Göttingen, im Juni 1903. 


Paul Schoen. 
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Einleitung. 


§ 1. 
Kirche, Kirchenrecht, Recht der evangeliſchen Kirche in Preußen. 

I. Unter „Kirche“ im weiteſten Sinne verſteht man!) die Geſamtheit 
derer, die ſich durch die Taufe zum chriſtlichen Glauben bekennen. Dieſe 
Kirche iſt ihrer urſprünglichen Beſtimmung nach eine einheitliche und all- 
gemeine. Chriſtus hat nur eine Kirche geſtiftet. Allein die Verſchiedenheit 
der menſchlichen Glaubensauffaſſung hat zu mannigfachen Spaltungen in 
dieſer Einheit geführt. Im Abendlande hat ſich die Kirche in Verfolg der 
Reformation in die römiſch-katholiſche und die evangeliſche geſpalten, 
welche letztere wieder die lutheriſche und die reformierte Kirche umfaßt.?) 
So gibt es heute mehrere Bekenntniskirchen, deren jede die ihr eigen⸗ 
tümliche Auffaſſung der Offenbarung in einem beſonderen Bekenntnis oder 
Symbol formuliert hat. Auch der Begriff der Kirche wird von den ver: 
ſchiedenen Bekenntniskirchen verſchieden gefaßt. Während die römiſch⸗ 


1) Vgl. beſonders Friedberg KR., 4. Auflg. Lpzg. 1895, S. I ff.; Kahl, 
Lehrſyſtem des KR. und der Kirchenpolitik, Frbg. 1894, S. 31 ff.; Mejer, KR., 
3. Auflg. Göttingen 1869, S. 3 ff.; Richter⸗Dove, KR., Lpzg. 1886, S. 1 ff. Über- 
all finden ſich hier weitere Literaturangaben. 

2) Von der röm. kath. K. hat ſich in Deutſchland infolge des Vatikaniſchen 
Konzils wieder die 1 getrennt, der der preuß. Staat die gleiche Rechts⸗ 
ſtellung wie jener einräumt. Vgl. Kahl a. a. O. S. 158 ff., daſelbſt weitere Literatur⸗ 
angaben, u. Schoen, das Landeskirchentum in Preußen, Berl. 1898 (auch im Ver⸗ 
waltungsarchiv VI) S. 78 ff. Außerdem hat ſich von d. großen hiſtor. Kirchen noch 
eine große Anzahl kleiner religiöſer Gemeinſchaften abgeſplittert, die jedoch zu keiner 
das Volksleben beherrſchenden religiöſen Potenz geworden ſind. Sie werden ge⸗ 
wöhnlich als Sekten bezeichnet und ſind vom Staate einem beſchränkenden Sonder⸗ 
rechte unterſtellt. Hier intereſſieren ſie nur inſofern, als es gilt die Rechtsſtellung 
der ev. K. im Staate im Gegenſatz zu der dieſer religiöſen Gemeinſchaften niederen 
Grades zu beſtimmen; darüber unten § 14. Die neuere preuß. Geſetzesſprache kennt 
übrigens die Bezeichnung „Sekten“ nicht. Das ALR. nennt die außerhalb der ev. 
u. kath. K. ſtehenden religiöfen Gemeinſchaften ſtets „geduldete Kirchengeſellſchaften“. 
Das Patent, die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften betr. v. 30. März 1847 
(GS. S. 121) nennt ſie „Religionsgeſellſchaften“ (über die Bedeutung dieſes Aus⸗ 
druckes im ALR. vgl. Hinſchius S. 11%), und dieſe Bezeichnung iſt dann in die 
Verf.⸗Urk. und ſpäter auch in die Reichsgeſetzgebung übergegangen. Vgl. auch Fried⸗ 
berg Kot. S. 12; Sohm i. d. Ztſchr. XI S. 163; Zorn, KR. S. 6; Ausführ- 
licheres über das Weſen der Sekten giebt Schmidt, H., Die Kirche in ihrem 
Unterſchied von Sekte u. Häreſie (eine dogmat. u. dogmengeſchichtl. Studie), Lpz. 1884, 
S. 189— 223. 
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katholiſche Kirche an dem oben formulierten Kirchenbegriff feſthält und die 
Kirche als die ſichtbare Gemeinde aller auf Erden gültig Getauften definiert, 
nimmt die evangeliſche Kirche gemäß ihrer Lehre, daß man ein Glied am 
Leibe Chriſti nicht ſchon durch äußeres Bekennen, ſondern nur durch den 
Glauben an das durch Chriſti Tod der Welt erworbene Heil werden 
könne, an, daß die Kirche (vera Ecclesia) nur aus den gläubigen Bekennern 
Chriſti beſtehe, alſo eine geiſtliche und unſichtbare ſei. Dieſe unſicht⸗ 
bare Kirche betätigt ſich jedoch auch nach außen und wird dadurch zugleich 
zu einer ſichtbaren. Ihr Vorhandenſein wird erkennbar durch die wahre 
Worts⸗ und Sakramentsverwaltung (signa oder notae Eeclesiae). Uberall 
wo eine durch dieſe verbundene Gemeinſchaft exiſtiert, da iſt die ſichtbare 
Kirche im Lehrbegriff des evangeliſchen Bekenntniſſes vorhanden.!) Sie 
umſchließt die geiſtliche Kirche als ihren wertvollſten Kern, deckt ſich aber 
nicht mit dieſer, indem als ihre Glieder alle anerkannt werden müſſen, 
die ihr dem äußeren Bekenntnis nach angehören, und das ſind vielfach 
auch ſolche, die niemals gläubig waren, oder es doch nicht mehr ſind. 
Allein dieſe ſichtbare Kirche kann Objekt des Rechtes ſein und durch 
Annahme einer rechtlichen Verfaſſung zur Rechtskirche werden. Wir 
haben es nur mit der ſich als Rechtskirche darſtellenden Kirche zu tun. 
Nach der katholiſchen Anſchauung, die den Unterſchied zwiſchen ſichtbarer 
und geiſtlicher Kirche nicht macht, deckt ſich die Rechtskirche mit der Kirche 
überhaupt: die eine Kirche bildet auch eine rechtliche Einheit, die in dem 
Papſt ihre Spitze hat und überall, ohne Rückſicht auf die territorialen 
Grenzen, einheitlich organiſiert iſt. Dagegen bildet die ſichtbare evangeliſche 
Kirche ein Ganzes nur inſofern, als die verſchiedenen zu ihr gehörigen 
Gemeinſchaften durch eine mehr oder weniger weitreichende Gemeinſchaft 
der Bekenntniſſe und des übereinſtimmenden Sakramentsgebrauchs gebunden 
ſind. Ein rechtlicher Zuſammenhang beſteht zwiſchen dieſen Gemeinſchaften 
nicht. Man kann weder von der evangeliſchen noch von der lutheriſchen 
oder reformierten Rechtskirche ſprechen.?) Die evangeliſche Kirche hat von 
Anfang an ihre Verfaſſung überall innerhalb der Grenzen der einzelnen 


1) Conf. Aug. Art. VII („est autem ecclesia congregatio sanctorum, in 
qua evangelium recte docetur, et recte administrantur sacramenta“); Apol. Conf. 
Art. IV, VII, VIII. Betreffs, der ref. K. ſ. Conf. Helv. II, c. 17; Gall. Art. XXVII; 
Belg. Art. XXVII, XXIX. Üb. d. Ausgaben d. Confeſſionen ſ. unt. § 11. Vgl. auch 
Köſtlin, Luthers Lehre von der Kirche, Stuttgart 1853; derſelbe, Das Weſen der 
Kirche, beleuchtet nach Lehre u. Geſchichte des NT., Stuttgart 1854; Ritſchl, Üb. 
die Begriffe: ſichtbare u. unſichtbare Kirche in den Theol. Studien u. Kritiken. 
Jahrg. 1859 H. 2 S. 189 ff.; derſelbe, Die Begründung des KR. im ev. Begriff 
von der Kirche i. d. Ztſchr. VIII S. 220 ff.; Heppe, Dogm. des deutſchen Prot. 
im 16. Ihdt. III S. 288 ff.; v. Scheurl, Die geiſtl. u. rechtl. Kirche, in ſeiner 
Samml. kirchenrechtl. Abhandlungen S. 265 ff.; (orher erſchienen i. b. Ztſchr. f. 
Proteſtantismus u. Kirche N. F. XLI S. 343 ff.) 

2) Über die Verſchiedenheit der Begriffe: rechtliche K. u. ſichtbare K. vom 
ev. Standpunkte vgl. beſonders die vortrefflichen Ausführungen v. Scheurls 
a. a. O. S. 266 ff. 
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Territorien entwickelt, ſodaß die evangeliſche Glaubensgemeinſchaft jedes 
Staates ein in ſich abgeſchloſſenes Ganzes bildet. Es giebt nicht eine 
deutſche evangeliſche Kirche, ſondern jeder deutſche Einzelſtaat hat ſeine 
beſondere evangeliſche Kirche, und in mehreren deutſchen Staaten ), zu denen 
auch die preußiſche Monarchie gehört, iſt infolge ihrer hiſtoriſchen Ent⸗ 
wickelung ſogar eine Mehrheit ſolcher ſelbſtändiger, einander koordinierter 
evangeliſcher Kirchenkörper vorhanden. Im Hinblick auf dieſe territorial 
abgeſchloſſene Verfaſſungsentwickelung, die der evangeliſchen Kirche eben 
eigentümlich iſt im Gegenſatz zur katholiſchen, pflegt man die evangeliſche 
Kirche auch als „Landeskirche“ zu bezeichnen und dann von einer 
württembergiſchen, badiſchen, kgl. ſächſiſchen uſſw. evangeliſchen Landes⸗ 
kirche zu ſprechen. Umfaßt ein Staat ſeiner hiſtoriſchen Zuſammenſetzung 
nach mehrere in ſich abgeſchloſſene evangeliſche Kirchenkörper, ſo hat er 
auch mehrere evangeliſche Landeskirchen in dem hier gedachten Sinne. In 
der preußiſchen Monarchie ſtehen neben der altpreußiſchen Landes: 
kirche?) die Landeskirchen der neuerworbenen Gebietsteile: die evangeliſch⸗ 
lutheriſche Kirche von Schleswig-Holſtein-Lauenburg,)) die lutheriſche 
und die reformierte Kirche des ehemaligen Königreichs Hannover, die 
Kirchen der Konſiſtorialbezirke Kaſſel“), Wiesbaden?) und Frankfurt;“) 
ſodaß es gegenwärtig im ganzen ſieben preußiſche evangeliſche Landeskirchen“) 
giebt. Über einen anderen Begriff der Landeskirche, der nicht die territoriale 
Abgeſchloſſenheit eines Kirchenweſens, ſondern ſeine Rechtsſtellung in den 
Territorien charakteriſiert und nicht nur auf die evangeliſche, ſondern auch 
auf die katholiſche Kirche anwendbar iſt, ift unten § 14 zu vergleichen. 


1) Siehe die Nachweiſung bei Friedberg, Verfaſſungsrecht, S. 6ff. 

2) Sie umfaßt die ev. K. der neun alten Provinzen und der Fürſtentümer 
Hohenzollern-Hechingen und-Sigmaringen, vgl. unten $ 7 a. E. 

3) Sie umfaßt die alte luth. ſchlesw.⸗holſt. Landeskirche, die Landeskirche 
Lauenburgs (ſ. unten § 8 a. E.) u. die durch G. v. 31. März 1892 (GS. S. 73) 
angeſchloſſene K.⸗Gem. Helgoland, dagegen nicht die in Schlesw.-Holſt. vor⸗ 
handenen ref. Gemeinden. 

4) Umfaſſend das Gebiet der ehem. kurheſſichen Landeskirche, d. h. alle im 
Konſ.⸗Bez. befindlichen ref., luth. und unierten ev. K.⸗Gemeinden. 

5) Umfaſſend die unierte naſſauiſche Landeskirche und die mit dieſer ver⸗ 
bundenen ref. und luth. Gemeinden des Dekanats Homburg wie auch die Dekanate 
Biedenkopf und Gladenbach, welche luth., ref. und durch gegenſeitige Übereinkunft 
unierte Gemeinden umfaſſen. KO. Wiesb. § 1. 

6) Umfaſſend die erſt neuerdings durch KO. Frkft. verbundenen ref. und luth. 
Gemeinden der Stadt und des Landbezirks Frankfurt a. M. 

7) Die in Hannover beſtehenden niederſächſiſchen konföderierten 
Gemeinden (vgl. unten § 10 III u. Y) gehören zu keiner preuß. Landeskirche, find 
insbeſondere nicht, wie Schulte (KR. S. 2833) irrtümlich meint, der hann. ref. K. 
angegliedert. Sie bilden aber auch keine eigene hann.⸗preußiſche Landeskirche, denn 
jie ſtellen nicht ein geſchloſſenes Ganze dar, find vielmehr nur Teile einer über die 
preußiſchen Staatsgrenzen hinausreichenden kirchlichen Organiſation. So auch 
1 a. O. S. 4052 Friedberg S. 6, Kahl a. a. O. S. 62, 341, ſ. auch unten 

14 A. II. 


er 
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II. Kirchenrecht ift der Inbegriff derjenigen Normen, welche die 
rechtlichen Beziehungen und Verhältniſſe der Kirche regeln.!) Sie find zum 
größten Teile andere bezüglich der katholiſchen, andere bezüglich der evan⸗ 
geliſchen Kirche. Ihrem Urſprunge nach zerfallen ſie in ſtaatliche und 


1) Der von Sohm in feinem KR. I S. 1, 459, 700 u. noch wiederholt aus⸗ 
geſprochene Satz: „Das Kirchenrecht ſteht mit dem Weſen der Kirche im Wider⸗ 
ſpruch“ hat bereits vielfachen Widerſpruch erfahren, 15 beſonders von Friedberg, 
KR. S. 1, 21; Kahl a. a. O. S. 70 ff.; Köhler, K., Deutſch⸗ev. KR. S. 18 ff.; 
derſelbe . d. Ztſchr. XXVIII S. I ff., 155 ff.; Reiſchle, M., Sohms KR., Gießen 1896; 
Bendix, L., Kirche und KR., Mainz 1895. Auch wir können ihm nicht beitreten. 
Der Kirchenbegriff, von dem Sohm ausgeht, iſt der Begriff der Ecclesia vera, ihm 
iſt die K. die Verſammlung der Heiligen, die Darſtellung des Gottesreiches (S. 476, 
481). Daß dieſe K. ſich jeder rechtlichen Ordnung entzieht, kann nicht geleugnet 
werden, aber dieſe K. iſt ihrem Weſen nach nicht identiſch mit der ſichtbaren, die 
hier allein in Betracht kommen kann. v. Scheurl, der in dem oben zit. Aufſatz 
lange vor Sohm die Frage üb. das Verhältnis der K. zum Recht mit großem Scharfſinn 
erörtert hat, ſagt treffend (a. a. O. S. 270): „Die Kirche Chriſti auf Erden tft das in be⸗ 
ſtändigem Werden begriffene Reich Gottes, wie die einzelnen Glieder derſelben, 
ſolange ſie im Fleiſche leben, nie mehr als werdende Chriſten ſind. Die Kirche 
hat den Geiſt Chriſti und iſt darum geiſtlich; aber er wohnt hienieden in ihren 
Gliedern als ein mit dem Fleiſche ſtreitender; die wahre Freiheit findet ſich in ihr 
dem Anfange nach, aber nicht in ihrer Vollkommenheit. So iſt in ihr auf Erden 
ſtets Raum und Bedürfnis genug für Geſetz und Recht.“ Daraus, daß die K. 
„ewige Güter gibt“, daß ſie „allein Chriſtum mit ſeinen Gnadengaben, nichts 
Zeitliches“ beſitzt, folgt noch nicht, daß ſie da, wo ſie im Zeitlichen in Erſcheinung 
tritt, ihrem Weſen nach durch keine Rechtsordnung erfaßbar iſt. Der Geiſt Chriſti 
mit ſeinen Gnadengaben und alles das, worin die K. ihr inneres Weſen und Leben 
hat, entzieht ſich jeder rechtlichen Ordnung. Allein wird der geiſtliche Gehalt der 
Abendmahlsfeier dadurch berührt, daß man ihr eine beſtimmte Form gibt? Wird 
das geiſtliche Weſen der K. dadurch berührt, daß man die Verwaltung ihres Ver⸗ 
mögens einer rechtlichen Ordnung unterwirft? Das Recht iſt auf das Irdiſche 
gerichtet, es iſt weltlicher Natur. Allein darum iſt es dem Weſen der K. doch nicht 
ſo ertigegengeleßt, daß es mit dieſer in keine Verbindung treten könnte. Die Lehre 
vom Worte Gottes iſt notwendig zugleich die Lehre von der chriſtlichen Sittlichkeit. 
Sohm ſelbſt jagt aber in ſeinen Inſtitutionen des röm. Rechts 8. Aufl., Lpz. 1899, 
S. 22: „Recht Und Sittlichkeit haben ſtarke Zuſammenhänge mit einander.“ Und 
niemand hat klarer als er dieſe Zuſammenhänge bezeichnet. In ſeinem Auffatz 
„Das Verhältnis von Staat und K.“ tſchr. XI S. 157 ff.) ſpricht er von den 
Sittengeſetzen und den Rechtsgeſetzen als den beiden Arten ethiſcher Geſetze: „Das 
Sittengeſetz iſt das aus dem Verhältnis des Menſchen zu Gott unmittelbar 
folgende ethiſche Geſetz. Sein unmittelbares Ziel iſt die Aufhebung der Sünde, 
die Erfüllung des göttlichen Willens.“ „Das Rechtsgeſetz ſtellt ſich die Kongruenz 
des menſchlichen Willens mit dem göttlichen .. zu feiner mittelbaren Aufgabe.“ 
„Recht it Machtgeſetz um deſſelben Zieles willen wie das Sittengeſetz ... um der 
Aufhebung der Sünde, d. h. um der Erfüllung des Sittengeſetzes willen.“ Auch das 
Rechtsgeſetz ſteht alſo im Dienſt der Sittlichkeit, deren Verwirklichung Aufgabe der 
K. iſt. — Das Recht kann „ein Kreuz“ für die K. ſein und iſt es in der Geſchichte 
vielfach geweſen, wo es ihr Geiſtesleben beengt und in das Glaubensgebiet zwangs- 
weiſe eingegriffen hat. Wo es ſich jedoch von dieſem inneren Gebiete fernhält, da 
dient es zum Schutz und zur Feſtigung der kirchlichen Anſtalt auf Erden. Es baut 
das Gebäude auf, in dem der Geiſt Goktes ſeine Wohnung und dauernde Pflanzſtatt 
hat und ſorgt dafür, daß das Leben der ſichtbaren K. im Einklange ſteht mit dem 
Geiſte, der in der unſichtbaren herrſcht. Vgl. auch Scheurl a. a. O. 287. Nicht 
nur „menſchlicher Kleinglaube hat gemeint, die Erhaltung der K. Chriſti durch die 
Aufrichtung ... menſchlicher Rechtsordnung ſichern zu müſſen.“ Die ſichtbare K. 
iſt eine Gemeinſchaft von Menſchen und bedarf, um als ſolche exiſtieren zu können, 
dringend rechtlicher Ordnung. Sohm ſelbſt erkennt dies an, wenn er ſagt (S. 3): 
„Praktiſch erzeugt ſich mit eiſerner Notwendigkeit ein Kirchenrecht.“ Es iſt richtig 
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kirchliche Sätze. Recht kann in jeder zu einer ideellen Einheit verbundenen 
menſchlichen Gemeinſchaft entſtehen und beſtehen. Es muß daher auch 
eine ſelbſtändige rechterzeugende Kraft der Kirche anerkannt werden, und 
man kann nicht die von der Kirche aufgeſtellten Normen nur inſoweit als 
Recht anſprechen, als ſie vom Staate erzwungen oder doch geboten werden. 
Der Staat iſt nicht die Quelle alles Rechtes, er ſetzt vielmehr ein recht⸗ 
liches Bewußtſein der ſich zu ihm zuſammenſchließenden Menſchen, ein 
Recht voraus, deſſen Schutz eine ſeiner Hauptaufgaben iſt. Die Anerkennung 
des Rechtes durch den Staat iſt nur von Bedeutung für die Kraft des Rechtes 
innerhalb des Staatsgebietes: Eine Norm, die der Staat nicht anerkennt, 
hat keine bürgerliche Wirkung und eine Norm, deren zwangsweiſe Durch⸗ 
führung der Staat nicht garantiert, iſt hinſichtlich ihrer Realiſierung in 
Frage geſtellt. Der Zwang gehört aber nicht zum Weſen des Rechtes. 
Das Recht bedarf des Zwanges nur, wenn ihm eine dauernde Ver⸗ 
wirklichung geſichert ſein ſoll. Ein Recht ohne Zwang iſt immerhin 
Recht, wenn auch nur ein ſolches, deſſen Verwirklichung von dem guten 
Willen derer abhängt, die es angeht. Die der Realiſierung des Rechtes 
dienende phyſiſche Zwangsgewalt iſt heute allerdings ausſchließlich in den 
Händen des Staates. Der ſouveräne Staat hat es ſich allein vorbehalten, 
freien Perſonen mit zwingender Gewalt zu befehlen; nur ſein Gebot kann 


wenn Sohm ſagt (S. 483), daß Rechtsordnung nicht zu den „Kennzeichen“ der K. 
gehöre, daß zum Daſein gerade der ſichtbaren K. auch nach der Apologie nur 
Wort und Sakrament gehöre. Allein daraus folgt doch nur, daß Recht nicht zum 
Weſen der K. gehört, nicht aber, worauf es hier allein ankommt, daß das Weſen 
der K. mit jeder Rechtsordnung unverträglich iſt. Dies kann auch daraus nicht 
geſchloſſen werden, daß nach ev. Lehre „jede Verſammlung in Chriſti Namen die 
ſichtbare Kirche iſt“ (S. 494). Auch hieraus folgt nur, daß zum inneren Weſen der 
fichtbaren K. rechtliche Verfaſſung nicht gehört. Die ev. Bekenntniſſe erkennen die 
Zuläſſigkeit und Angemeſſenheit von Rechtsordnungen für die K. an: „Die Biſchöfe 
oder Pfarrherren mögen Ordnungen machen, damit es ordentlich zugehe.“ (Conf. 
Aug. Art. XXVIII) — und Melanchthon nennt als Gegenſtände dieſer Ordnungen 
Zeremonien, Abſtufungen in der Über- u. Unterordnung der Geiſtlichen, Abgrenzung 
der Aufſichtsbezirke, Beſtimmung der Zeiten und Orte für kirchliche Feiern. Sohm 
allerdings erklärt, daß dieſe Ordnungen keine Rechtsordnungen find (S. 4834, 534 ff., 
540), weil ſie nur „aus Liebespflicht“ „freiwillig“ zu beobachten ſind, „damit die 
K. kein Babel werde.“ Allein dieſe 0 iſt doch nur zutreffend, wenn 
man den Zwang für ein begriffliches Moment des Rechtes hält. Sohm ſcheint 
uns ſeine Anſicht über dieſe Frage nicht konſequent durchzuführen. Am Anfange 
feines Werkes jagt er wiederholt (S. 2, 23), daß das Recht begrifflich den Zwang 
nicht fordere, in dem 3. Kap. „Die Reformation“ identifiziert er jedoch dauernd 
Rechts⸗ und Zwangsgewalt. Vgl. die zutreffenden Ausführungen Kahls a. a. O. 
S. 77 ff. Weil „das Weſen der K. den Zwang verabſcheut“ und „nur freie An⸗ 
eignung des Göttlichen von geiſtlichem Werte iſt“, hält er das Recht in der K. 
für ausgeſchloſſen. Auch wir meinen, daß der Zwang im Widerſpruch ſtehe mit 
der K., allein der Zwang iſt für uns nur „das Kennzeichen des Staates“ (Sohm 
S. 485), nicht aber des Rechtes. Die K. verträgt keine Regierung durch ſtaatliche 
Zwangsgewalt, ſie will regiert ſein allein durch das Evangelium, das ſchließt aber 
nicht aus, daß ihr äußeres Leben hier auf Erden einer menſchlichen Ordnung unter⸗ 
ſtellt wird, die, weil ſie Normen über ein menſchliches Gemeinleben enthält, als 
Rechtsordnung anzuſprechen iſt. j 
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einem Rechtsſatze Erzwingbarkeit verleihen. Sonach iſt in der Tat feiner 
Verwirklichung ſicher nur das Recht, welches der Staat mit Erzwingbarkeit 
ausſtattet und dadurch der ſtaatlichen Zwangsordnung einverleibt. Allein 
das berechtigt nicht dazu, allen Normen, die nicht in dieſer Weiſe vom 
Staate rezipiert ſind, den Rechtscharakter abzuſprechen; auch ſie ſind Recht, 
wenn auch ein weniger vollkommenes und ein weniger geſichertes als das 
vom Staat garantierte. Wenn und ſoweit der Staat einer Gemeinſchaft 
ſeine Hülfe zur Aufrechterhaltung und Durchführung ihrer Lebensordnung 
verſagt, iſt dieſe Gemeinſchaft darauf verwieſen, dieſe Ordnung mit den 
ihr zu Gebote ſtehenden geringeren Mitteln, durch Entziehung von innerhalb 
der Gemeinſchaft wirkenden Rechten oder durch Ausſchließung aus der 
Gemeinſchaft aufrechtzuerhalten. Aber jene Ordnung bleibt darum doch 
eine Rechtsordnung und die in ihr enthaltenen Normen haben den Charakter 
von Rechtsſätzen. Das gilt auch von der Ordnung der Kirchen, ſoweit 
dieſe der ſtaatlichen Anerkennung entbehrt. Eine Kolliſion zwiſchen dem 
kirchlichen und dem ſtaatlichen Recht, die von praktiſcher Bedeutung wäre, 
iſt dabei ausgeſchloſſen, indem der Staat durch ſein Machtgebot jeder auf 
kirchlichem Boden erwachſenen Norm für ſein Gebiet die Gültigkeit ab⸗ 
ſprechen und eventuell ein ſeinem Gebot widerſprechendes, jener Norm 
gemäßes Handeln mit Strafe bedrohen kann.“) 


III. Unter „Recht der evangeliſchen Kirche in Preußen“ verſtehen 
wir nach dem Vorangehenden den Inbegriff aller derjenigen Normen, 
welche die Rechtslage der dermalen im preußiſchen Staate zuſammengefaßten 
evangeliſchen Kirchenkörper, ihre inneren Verhältniſſe wie ihre äußeren 
Beziehungen, beſtimmen. Abgeſehen von den wenigen reichsrechtlichen 
Vorſchriften, die hierher gehören, ſind alle dieſe Normen als deutſches 


1) Gleicher Anſicht über das Weſen des Rechtes bezw. das Verhältnis des 
Rechtes der K. & dem des Staates find Thon, A., Rechtsnorm u. ſubjeklives Recht, 
Weimar 1878 S. 6 ff.; Bierling, E., Zur Kritik der jur. Grundbegriffe I, Gotha 
1877, S. 160 ff.; Derſelbe i. d. Ztſchr. X S. 442 ff., XIII S. 256 ff.; v. Scheurl 
daſelbſt XII S. 52 ff.; Richter⸗Dove KR. S. 3ff.; Friedberg KR. S. 2, IV. Kahl 
a. a. O. S. 51 ff. und andere. Dagegen halten den Zwang für ein weſentliches Moment 
des Rechtes: Mejer KR. S. 8 ff.; derſelbe i. d. Ztſchr. XI S. 278 ff.; derſelbe, 
Rechtsleben der deutſchen ev. Landeskirchen, Hannover 1889, S. 62 ff.; Zorn KR. 
S. 3,7 ff.; derſelbe, Staatsrecht I, 2. Aufl. Berlin 1895, S. 392 ff.) Mayer, E., 
Die Kirchenhoheitsrechte des Königs von Bayern, München 1884, S. 1284, 12253. 
Alle dieſe Schriftſteller begehen jedoch den Fehler, daß ſie die Frage nach dem 
Begriff des Rechtes nicht ſcheiden von der nach ſeiner Verwirklichung. Die Behauptung, 
daß eine Norm nur dann eine Rechtsnorm ſei, wenn ihre zwangsweiſe Durchführung 
geſichert iſt, hält gegenüber keiner modernen Verf.⸗Urk. ſtand. Die Erfüllung der 
Pflichten, welche in den monarchiſchen Staaten den unverantwortlichen Staats⸗ 
sberhäuptern, oder im Reich dem Kaiſer und dem Bundesrat auferlegt find, können 
nicht zwangsweiſe realiſiert werden und doch haben wir es hier zweifelsohne mit 
Rechtsnormen und nicht etwa mit Moralgeboten zu thun. Dasſelbe gilt von den 
jog. leges imperfectae, zu denen jetzt beſonders die aufſchiebenden Ehehinderniſſe 
1 über dieſe vgl. z. B. Dernburg Pandekten 1. Aufl. ©. 68 oder Endemann 
Lehrb. d. bürgerl. Rechts 6. Aufl. II S. 636. 
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Partikularrecht zu bezeichnen. In ihrer Eigenſchaft als preußiſches Recht 
haben ſie jedoch wieder einen verſchiedenen Charakter. Die von der 
preußiſchen Staatsgeſetzgebung erlaſſenen kirchenrechtlichen Normen ſtellen 
ohne Rückſicht auf den Umfang ihres Geltungsbereiches gemeines preußiſches 
Kirchenrecht dar, weil ſie aus der über mehreren niederen Rechtsquellen 
ſtehenden höchſten Rechtsquelle im preußiſchen Staate gefloſſen ſind. 
Die von der Kirche erzeugten Normen ſind dagegen durchweg als preußiſches 
Partikularrecht anzuſprechen, denn es gibt keine über dem ganzen preußiſchen 
Staatsgebiet ſtehende kirchliche Rechtsquelle, indem die evangeliſche Kirche 
in Preußen keine rechtliche Einheit bildet. Die Geſetzgebung der Kirche 
der alten Provinzen, die Geſetzgebung der ſchleswig⸗holſteinſchen Kirche, 
der naſſauiſchen Kirche uſ w. ſind einander koordinierte Rechtsquellen, die 
unter keiner höheren kirchlichen Rechtsquelle ſtehen. Jede dieſer Rechts⸗ 
quellen iſt aber anderen Rechtsquellen übergeordnet, die über Teilgebieten 
der von jenen beherrſchten Gebiete fließen. Dahin gehört die kirchliche 
Provinzialgeſetzgebung in den alten Provinzen und die lokale Rechts⸗ 
entwickelung, die beſonders in der Form lokalen Statutar- und Gewohn⸗ 
heitsrechts zu Tage tritt. Auch dieſes provinzielle und lokale Recht iſt 
partikulares preußiſches Kirchenrecht, welches dann wieder ſpezieller als 
rheiniſches, magdeburgiſches ꝛc. Kirchenrecht bezeichnet zu werden pflegt. 


8 2. 
Quellenſammlungen, Literatur und Judikatur zum preußiſchen 
Kirchenrecht. 


A) Von den Quellenſammlungen des evangeliſchen Kirchenrechts kommen hier 
J. diejenigen in Betracht, die das Recht aller deütſchen evangeliſchen Landeskirchen 
umfaſſen. Es ſind: Richter, Aem., Ludw., Die evangeliſchen Kirchenordnungen 
des XVI. Jahrhunderts. 2 Bde. Weimar 1846. Eine neue vollſtändigere Ausgabe 
dieſer alten Kirchenordnungen veranſtaltet Sehling, E., erſchienen bis jetzt 1 Abth. 
(Sachſen u. Thüringen nebſt angrenzenden Gebieten) 1. Hälfte (Die Ordnungen 
Luthers. Die Erneſtiniſchen u. Albertiniſchen Gebiete) Lpz. 1902. — Das offizielle 
Organ der Eiſenacher Konferenz (f. unter 8 15 K.): Allgemeines Kirchenblatt 
für das evangeliſche Deutſchland, ſeit 1852 jährl. ein Bd. — Friedberg, E. 
Die geltenden Verfaſſungsgeſetze der evangeliſchen deutſchen Landeskirchen, Frbg. 1885; 
3 Ergzbde. 1888, 1890, 1892. Die nach Abſchluß des letzten Ergzbdes. emanierten, 
die Verfaſſung der evangeliſchen deutſchen Landeskirchen betr. Geſetze und Verord⸗ 
nungen ſind von Friedberg regelmäßig in der von ihm herausgegeb. deutſchen 
Zeitſchrift für Kirchenrecht zum Abdruck gebracht. 


II. Die partikularen Quellenſammlungen für die einzelnen preußiſchen Landes- 
kirchen oder lokale Bezirke derſelben. Solche ſind veranſtaltet 1. für Altpreußen 
von: Haupt, K. G., Sammlung der preuß. Geſetze ꝛc., welche das Religions-, Kirchen., 
geiſtl.⸗ und Unterrichtsweſen der chriſtl. Konfeſſionen. betr., 3 Bde. Quedlinb. 1822 
—23. — Bielitz, G. A., Handbuch des preuß. Kirchenrechts. 2. Ausg. Lpz. 1831. 
— Fürſtenthal, Aug., Ludw., Sammlung aller noch gültigen das Kirchen- und 
Schulweſen betr. Geſetze uſ w. 4 Bde. Köslin 1838/39 u. 2 Bde. Nachträge 1844/45. 
— Bork, J. C. F., Handbuch über die kirchliche und Schulgeſetzgebung für den 
ganzen Umfang der amtlichen Stellung des Geiſtlichen im preuß. Staat, mit beſ. 
Berückſichtigung von Oſtpreußen und Littauen. 2 Bde. 2. Auflg. Königsb. 1844. 
— Heckert, Ad., Handbuch der kirchlichen Geſetzgebung Preußens. 2 Bde. Berl. 1846. 
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— Vogt, Polys. Joſ., Kirchen⸗ und Eherecht der Katholiken und Evangeliſchen in 
den kgl. preuß. Staaten. 2 Tle. Breslau 1856. — Meier, Th., Das preußiſche 
gemeine und provinzielle Kirchenrecht für das Gebiet des ALR. zuſammengeſtellt, 
Berlin 1868. — Kletke, G. M., Das evangeliſche Kirchen., Pfarr- u. Schulrecht 
des preuß. Staats. 3 Tle. Berlin 1868. — Kries, Die preuß. Kirchengeſetzgebung 
nebſt den wichtigſten Verordnungen, Inſtruktionen und Miniſterial⸗Erlaſſen, unter 
Berückſichtigung der Reichsgeſetzgebung und der Rechtſprechung der Gerichts⸗ und 
Bermmaltungapehörhen: Danzig 1887. — Lilge, H., Geſetze und Verordnungen über 
die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den älteren Provinzen der Monarchie. 4. Auflg. 
Berlin 1893. — Speziell für die Rheinlande: Hermens, P. F., Handbuch der 
geſamten Staatsgeſetzgebung über den chriſtlichen Kultus und über die Verwaltung 
der Kirchengüter und Einkünfte in den kgl. preuß. Provinzen am linken Rheinufer. 
4 Bde. Aachen 1833—52. — Bluhme, F., Kodex des rheiniſchen evangeliſchen 
Kirchenrechts. Elberf. 1870. — Die Normen des partikularen preuß. Kirchen⸗ 
rechts im Gebiete des ALR. ſind in den Vorarbeiten zu den Provinzialrechten 
geſammelt; über dieſe j. unten $ 11. 

2. Für Hannover: Lohmann, Th., Kirchengeſetze der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Eich des vorm. Königreichs Hannover (zum Teil mit guten Kommentaren und 
Einleitungen). Bd. J. Hannover 1871, Bd. II, herausgegeb. v. Uhlhorn und 
Chalybaeus daf. 1886. — Stegemann, V., Geſetze der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche der Prov. Hannover. 2. Aufl. Hann. 1889 (1864 —89) mit zwei Nachtragsheften 
1895 u. 1898. — Speziell für den Bez. des Prov. Konſ. zu Hannover: Eb- 
hardt, Ch. H., Geſetze und Verordnungen für den Bez. des kgl. Konſiſtoriums zu 
Hannover. 2 Bde. Hann. 1845 mit 4 Folgen: 1. Folge Bd. III des ganzen Werkes bis 
1857, 2. Folge Bd. IV bis 1869, (weiter herausgegeb. von Böckler) 3. Folge Bd. V 
bis 1877, 4. Folge Bd. VI bis 1883 — für ehem. den Konſ.⸗Bez. Stade: Rupertt, 
G. E., Kirchen- u. Schulgeſetzgebung der Herzogtümer Bremen u. Verden, Verden 1844; 
forgejeßt von Rechtern, J., Kirchengeſetzgebung der Herzogtümer Bremen und 
Verden (1845—1882), Verden 1883 — für den Konſ.⸗Bez. Aurich: Ulrichs, H., 
Geſetze, Verordnungen ꝛc. für den Bezirk des kgl. Konſiſtoriums zu Aurich, 4 Bde. 
Aurich 1860 ff. (Bd. I 1817-1860, Bd. II bis 1872, Bd. III bis 1876. Bd. IV bis 
1885) — für den Bez. des ehem. Oberkirchenrats in Nordhorn: V. d. Velde⸗ 
Veldmann, Geſetze, Verordnungen ꝛc. betr. Kirche und Schule im Verwaltungs⸗ 
bezirke des kgl. Oberkirchenrats zu N., Neuenhaus u. Bentheim 1866. 


3. Für Schleswig⸗Holſtein: Chalybaeus, H. F., Sammlung der Vor⸗ 
ſchriften und Entſcheidungen betr. das Schleswig⸗Holſteiniſche Kirchenrecht. 2. Auflg. 
Schleswig 1902. 


B) Was die hier intereſſierende Literatur anlangt, ſo iſt zunächſt auf die 
zahlreichen Lehrbücher des Kirchenrechts zu verweiſen, in denen das Recht der evan⸗ 
geliſchen Kirche neben dem der katholiſchen Kirche dargeſtellt iſt. Ferner kommen 
beſonders in Betracht als umfänglichere neuere Werke, die ſich auf alle deutſchen 
evangeliſchen Landeskirchen beziehen: Friedberg, E., Das geltende Verfaſſungs⸗ 
recht der evangeliſchen Landeskirchen in Dentſchland und Oſterreich, Lpz. 1888. — 
Mejer, O., Das Rechtsleben der deutſchen evangeliſchen Landeskirchen. Hann. 1889. 
— Rieker, K., Die rechtliche Stellung der evangeliſchen Kirchen Deutſchlands in 
ihrer geſchichtlichen Entwickelung bis zur Gegenwart. Lpz. 1893. — Köhler, K. 
Lehrb. des deutſch-evangeliſchen Kirchenrechts. Berlin 1895. Von Werken die ſpeziell 
das preußiſche evangeliſche Kirchenrecht hiſtoriſch oder dogmatiſch behandeln, ſind zu 
nennen: 1. für Altpreußen: Jacobſon, H. F., Geſchichte der Quellen des Kirchen⸗ 
rechts des preuß. Staats, nur erſchienen: Tl. I in 2 Bdn. (Preußen und Poſen). 
Königsb. 183739, Tl. IV Bd. 3 (Rheinland u. Weſtfalen), daſ. 1844, und zu dieſem 
Bde. eine Urkundenſammlung von bisher ungedruckten Urkunden, daſ. 1844. — 
Derſelbe, Das evangeliſche Kirchenrecht des preußiſchen Staats und ſeiner Provinzen 
2 Ile. Halle 1864 —66 (hier Tl. I Ss 9 ff. weitere Angaben älterer Literatur). — 
Richter, Aem. Ludw., Beiträge zum preußiſchen Kirchenrechte, aus deſſen Nachlaß 
herausgegeb. v. Hinſchius. Lpzg. 1865. — Wolter, F. A., Zur Geſchichte und 
Verfaſſung der evangeliſchen Kirche in Preußen. Berlin 1869. — Boche, K. G., 
Der preußiſche legale evangeliſche Pfarrer. 5. Auflg. beſorgt von Altmann, Braun⸗ 
ſchweig 1875. — Alle dieſe Arbeiten ſind jedoch mehr oder weniger veraltet und 
ſtellen nicht mehr das in Altpreußen geltende Recht dar. Dieſes hat bisher über⸗ 
haupt keine umfaſſende ſelbſtändige ſyſtematiſche Bearbeitung erfahren, iſt vielmehr 
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nur in der Kommentarliteratur zur Darſtellung gekommen. Der bei weitem 
wiſſenſchaftlichſte dieſer Kommentare iſt: Hinſchius, P., Das preußiſche Kirchen⸗ 
recht im Gebiete des Allgemeinen Landrechts. Berlin 1884 (Abdruck von Tl. II, 
Tit. 11 aus der 8. Aufl. des Kochſchen Kommentars zum AL R.). Dann folgt Goßner, 
Preußiſches evangeliſches Kirchenrecht, Berlin, 1898 (verbindet die verſchiedenen 
kommentierten Gejeßesterte durch brauchbare Überſichten und hiſtoriſche Angaben). 
Gänzlich von theoretiſchen Erörterungen abſehend dagegen verfolgen lediglich 
praktiſche Zwecke: Truſen, G., Das preußiſche Kirchenrecht im Bereich der ev. 
Landeskirche 2. Aufl. Berlin 1883 und Nitze, E., Die Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs- 
geſetze der evangeliſchen Landeskirche in Preußen mit beſonderer Berückſichtigung 
der ſieben öſtl. Prov. 2. Aufl. Berlin 1895. — Das rheiniſch⸗weſtfäliſche 
Kirchenrecht, welches in dieſen Kommentaren garnicht oder doch nur nebenher 
berückſichtigt iſt, hat zwei beſondere neuere kommentatoriſche Bearbeitungen auf⸗ 
zuweiſen: Bluhme, F., Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der 
Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz, 5. Aufl., herausgegeben von Kahl, 
Bonn 1891 (berückſichtigt vorwiegend die rheiniſchen Verhältniſſe), und Müller, Th., 
Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſtfalen und der 
Rheinprovinz, 2. Aufl., herausgegeben von Schuſter, P., Berlin 1892 (berückſichtigt 
vorwiegend die weſtfäliſchen Verhältniſſe). Zwei ältere Kommentare zur rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen KO. von Schmitz, Berlin 1837, und von Bramesfeld, Gütersloh 1865, 
ſind veraltet. 

2. Für Hannover: Schlegel, Joh. K. F., Kurhannoverſches Kirchenrecht 
5. Bde., Hann. 1801—06, u. Spangenberg, E., Das Territorialkirchenrecht im 
Königreich Hannover, in mehreren Aufſätzen in Lipperts Annalen des Kirchenrechts 
Heft 2 S. 20—65,3 S. 14—60,4 S. 65—84, Frkft. a. M. 1832/33. Beide Arbeiten 
find jedoch völlig veraltet. Das neuere Recht hat nur teilweiſe eine kommentatoriſche 
Bearbeitung erfahren in der oben S. 8,2 zit. Quellenſammlung von Lohmann. 

3. Für das ehem. Kurfürſtentum Heſſen (jetzt im weſentlichen Konſ. 
Bez. Kaſſel): Ledderhoſe, L. W., Verſuch einer Anleitung zum Heſſen⸗Kaſſelſchen 
Kirchenrecht, Kaſſel 1785. — Pfeiffer, Chr. H., Kurheſſiſches Kirchenrecht, Marb. 
1821. — Büff, G. Ludw., Kurheſſiſches Kirchenrecht bearbeitet mit Rückſicht auf 
Ledderhoſe und Pfeiffer, Kaſſel 1861. — Die beiden erſtgenannten Werke ſind völlig 
veraltet und auch Büff, ein ſehr ſorgfältig und umſichtig gearbeitetes Buch, iſt 
durch die neueſte Verfaſſungsentwickelung größtenteils antiquiert. 

4. Für das ehem. Herzogtum Naſſau (jetzt weſentlich Konſ. Bez. Wies⸗ 
baden): Das gänzlich veraltete Buch von Otto, Wilh., Handbuch des beſonderen 
Kirchenrechts der evangeliſch-chriſtlichen Kirche im Herzogthum Naſſau, Nürnberg 1828, 
und Wilhelmi, Ferd., Kirchenrecht im Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, 
Wiesb. 1887. Dieſes Buch ſtellt zwar das geltende Recht dar, jedoch nur in einer 
ſyſtematiſch geordneten Aneinanderreihung der einzelnen Normen ohne weitere Be— 
arbeitung des Stoffes. 

5. Für Schleswig⸗Holſtein: Matthiä, Wf. Chr., Beſchreibung der 
Kirchenverfaſſung in Schleswig und Holſtein 2 Tle., Flensb. 1778/86. — Johannſen, 
Nic., Verſuch das kanoniſche Recht, inſofern es für Proteſtanten brauchbar iſt, mit 
den Worten der Kirchengeſetze für Schleswig und Holſtein zu belegen, 2 Bde. 
Friedrichſtadt 1804. — Calliſſen, Chr. Friedr., Abriß des Wiſſenswürdigſten aus 
den den Prediger und ſein Amt in den Herzogtümern Schleswig und Holſtein 
betreffenden Verordnungen, 3. Aufl. Altona 1843. Alle 3 Werke ſind jedoch un⸗ 
brauchbar geworden, und das neue Recht hat auch hier nur ſoweit es mit dem 
geltenden Kirchenverfaſſungsgeſetz in Berührung ſteht eine kommentatoriſche Be⸗ 
arbeitung erfahren: Mommſen und Chalybaeus, die Kirchengemeinde und 
Synodalordnung für Schleswig⸗Holſtein mit Kommentar herausgegeb., Kiel 1878. 

Häufiger als Geſammtdarſtellungen des Rechts der preußiſchen evangeliſchen 
Landeskirchen ſind monographiſche Erörterungen der Grundprinzipien einzelner Inſtitute 
und Spezialfragen unternommen worden. Dieſe Spezialliteratur wird bei den 
einzelnen Rechtsinſtituten, auf die ſie ſich bezieht, angeführt werden. Soweit die 
betreffenden Arbeiten nicht ſelbſtändig erſchienen ſind, finden ſie ſich vornehmlich 
in der Zeitſchrift für Kirchenrecht und ihren Folgen, dem Archiv für 
öffentliches Recht und dem Verwaltungsarchiv. 

C) Eine Sammlung für das ev. preußiſche Kirchenrecht wichtiger gericht⸗ 
licher Entſcheidungen enthält Altmann, Albr., Praxis der preußiſchen Gerichte 
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in Kirchen, Schul und Eheſachen, Lpzg 1861. Dieſe iſt jedoch mit dem Recht, 
auf dem die Mehrzahl dieſer Entſcheidungen baſtert, größtenteils veraltet. Eine 
neuere derartige Sammlung exiſtiert nicht, jedoch werden die kirchenrechtlich intereſſanten 
Entſcheidungen der höheren ordentlichen Gerichte, der Verwaltungsgerichte und des 
Kompetenzgerichtshofs, um ſie weiteren Kreiſen, denen die offiziellen Sammlungen 
der Entſcheidungen dieſer Gerichtshöfe nicht zur Hand ſind, zugänglich zu machen, 
regelmäßig von dem Oberkirchenrat bzw. in den neuen Provinzen von den Konfiftorten 
in den kirchlichen Amts⸗ oder Geſetzesblättern publiziert und ebenſo in der Zeitſchrift 
für Kirchenrecht mitgeteilt; viele derſelben find auch in den verſchiedenen Kommen⸗ 
taren und Quellenſammlungen wiedergegeben. Auch auf die von Schmidt, Georg, 
herausgegebene Sammlung: Die kirchenrechtlichen Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts und der bayeriſchen oberſten Gerichtshöfe aus dem Gebiete der in Bayern 
geltenden Rechte, 3 Bde., München 1897, iſt noch hinzuweiſen, in der ſich manche 
auch auf kirchenrechtliche Verhältniſſe in Preußen anwendbare Entſcheidungen finden. 


Erſtes Buch. 
Die Aufnahme der wangeliihen Kirche und die 
Enkwickelung ihrer Berfallung in den einzelnen 
Teilen der preußiſchen Monarchie. 


Erſter Abſchnitt. 
Die evangeliſche Kirche in den allpreußiſchen Landesteilen. 


Erſtes Kapitel. 
Pom 16. bis zum Ende des 18. Jahrhunderks. 


83. 
Die Entwickelung in deu öſtlichen Provinzen. 

Die Entwickelung der evangeliſchen Kirchenverfaſſung in den ein⸗ 
zelnen Teilen der preußiſchen Monarchie hängt eng mit den verſchiedenen 
Umſtänden zuſammen, unter welchen die evangeliſche Kirche in ihnen Ein⸗ 
gang und Verbreitung fand. Beſonders war die Stellung der weltlichen 
Obrigkeit zur neuen Lehre von maßgebender Bedeutung. Wo ſie ſich zum 
evangeliſchen Glauben bekannte und dieſem Schutz und Förderung gewährte, 
da kam auch die Leitung der neuen Kirche bald in ihre Hände, da wurde 
die älteſte evangeliſche Kirchenverfaſſung ein Werk der weltlichen Obrigkeit: 
Als die Hoffnung der Reformatoren, daß auch katholiſche Biſchöfe 
zur neuen Lehre übertreten und die Führung der neuen Kirche übernehmen 
würden, nur ſehr vereinzelt in Erfüllung ging, nahmen regelmäßig die 
evangeliſchen Landesherren aus eigenem Antrieb oder auch aufgefordert 
von den Reformatoren!) ſich der jungen Kirche an und beſtellten die für 
ihre Verwaltung erforderlichen Organe. Recht und Pflicht der Obrigkeit 
zu ſolchem Eingreifen in die kirchlichen Verhältniſſe folgerte man zunächſt 
aus der ihr nach damaliger Anſchauung göttlich geſetzten Aufgabe, für das 
Seelenheil ihrer Unterthanen durch Erhaltung und Förderung der rechten 
Lehre im Lande zu ſorgen. Nachdem dann aber der Reichstag zu Speier 


1) So z. B. ſchon in der Ermahnung Luthers an den chriſtl. Adel deutſcher 
Nation von des geiſtl. Standes Beſſerung v. 1520 und in der Vorrede zum Unter⸗ 
richt der Viſitatoren in Sachſen v. 1527. 
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unterm 27. Auguſt 1526 beſchloſſen hatte, „daß ſich in Sachen, ſo das 
Wormſer Edikt belangen möchten, jeder Reichsſtand für ſich alſo zu leben, 
zu regieren und zu halten berechtigt ſein ſolle, wie ein Jeder ſolches gegen 
Gott und kaiſerliche Majeſtät hoffe und vertraue zu verantworten“, und 
nachdem weiter durch den Paſſauiſchen Vertrag von 1552 und den Augs⸗ 
burgiſchen Religionsfrieden vom 26. September 1555 die Jurisdiktion 
der Biſchöfe über die Evangeliſchen ſuspendiert worden war, wurde 
die Machtvollkommenheit der Landesherren zu kirchlichem Handeln auch 
reichsrechtlich begründet gefunden. Die natürliche Folge dieſer der weltlichen 
Obrigkeit zuerkannten Kompetenz in Beziehung auf die Kirchenverfaſſung 
war eine Entwickelung derſelben in engem Anſchluß an die politiſchen 
Verfaſſungsverhältniſſe. Die Landesherren, welche den Staat durch ihre 
Behörden ohne Mitwirkung der Bürgerſchaft regierten und verwalteten, 
ſchufen ſich jetzt neue Organe zur Wahrnehmung ihrer kirchlichen Aufgaben. 
Die evangeliſche Kirche wurde von oben her geleitet und verwaltet. Die 
Gemeinde, in deren Hände die Reformatoren urſprünglich gedacht hatten 
die Verwaltung zu legen, trat mehr und mehr zurück; nur in einzelnen 
Städten, in denen in ihr der Schwerpunkt der bürgerlichen Verfaſſung 
lag, blieb ihr eine gewiſſe aktive Beteiligung am kirchlichen Verfaſſungs leben.“) 

Anders geſtaltete ſich die Entwickelung in den Ländern, wo das 
weltliche Regiment dem Evangelium ſich abgeneigt verhielt, und die neue 
Kirche darauf angewieſen war, ohne Hilfe, ja unter dem Druck der 
Obrigkeit für ihre Verbreitung, Befeſtigung und Organiſation zu ſorgen. 
Hier entſtanden die verſchiedenen auf dem Gemeindeprinzip beruhenden 
ſelbſtändigen Verfaſſungsbildungen der evangeliſchen Kirche, bei welchen 
ſie ſich ſelbſt regierte durch eigene, vom Landesherrn unabhängige Organe. 
Beide Verfaſſungsſyſteme, das zuerſt von der evangeliſchen Obrigkeit 
begründete Konſiſtorialſyſtem wie das aus dem Schoße der Kirche ſelbſt 
erwachſene Presbyterial⸗Synodalſyſtem gelangten im 16. und 17. Jahrhundert 
in Brandenburg⸗Preußen und den ihm ſpäter hinzutretenden Territorien 
zur Ausbildung, dieſes in den Rheinlanden und in Weſtfalen, jenes in 
den übrigen Teilen der heutigen Monarchie. 

Hier ſoll zunächſt die Entwickelung des evangeliſchen Kirchenweſens 
in den öſtlichen Provinzen erörtert werden, die ſchließlich überall zur 
reinen Konſiſtorialverfaſſung geführt hat. 

I. In Kurſachſen, dem Geburtslande der Reformation, mit dem 
hier, wenngleich ſpäter nur ein kleines Gebiet desſelben an Preußen kam, 
begonnen werden ſoll, weil ſeine kirchlichen Einrichtungen für die poſitiven 
Geſtaltungen der evangeliſchen Kirchenverfaſſung in den brandenburg⸗ 

1) Vgl. Richter, Geſch. d. KV. S. 47 ff.; Richter⸗Do ve, KR., S. 166°; 


Mejer KR. S. 139%; bei. Frantz, Ad., Die ev. Kirchenverfaſſung in den deutſchen 
Städten des 16. Ihdts., Halle 1876. 
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preußiſchen Stammlanden, wie überhaupt in ganz Norddeutſchland, von 
Anfang an vorbildlich waren oder auf ſie doch früh einen beſtimmenden 
Einfluß gewannen — wurde der neuen Lehre bald nach ihrem Auftreten 
der Schutz der Obrigkeit zu teil. Bereits im Jahre 1527 erfolgte der 
öffentliche Übertritt des Kurfürſten Johann des Beſtändigen und damit 
die Anerkennung der lutheriſchen Lehre als Landesreligion, für deren 
Durchführung und Befeſtigung denn auch alsbald durch eine allgemeine 
Kirchenviſitation geſorgt wurde.!) Gelegentlich dieſer wurde im Jahre 1528 
die erſte bleibende Grundlage der neuen Kirchenverfaſſung durch Errichtung 
des Superintendentenamts?) als erſte Stufe des Regiments über den 
Gemeinden gelegt. In jedem „Amte“ — ſo hießen die von je einem 
landesherrlichen „Amtmann“ regierten politiſchen Verwaltungsbezirke, in 
welche das Land zerfiel — wurde einer der Pfarrer zum Superintendenten 
beſtellt, der über die Lehre, die Amtsführung und den Wandel der übrigen 
Pfarrer des Bezirks die Aufſicht führen ſollte und außerdem in weitem 
Umfang mit der Handhabung der Ehegerichtsbarkeit betraut wurde.“) 
Über den Superintendenten ſtanden zunächſt die aus Theologen und 
Nichttheologen zuſammengeſetzten Viſitationskommiſſionen.)) Allein bald 
zeigte es ſich, daß dieſe Kommiſſionen, die von vornherein nur für einen 
beſtimmten Zweck und auf gewiſſe Zeit (bis zur Erledigung der Viſitation) 
gebildet waren, und für die man höchſtens ein periodiſches Zuſammentreten 
in Ausſicht genommen hatte, nicht geeignet waren, auf die Dauer als 
kirchliche Oberbehörden zu fungieren; wenn fie nach Erledigung des erſten 
Viſitationsauftrages einſtweilen noch beauftragt blieben und eine Zeit lang 
zuſammengehalten wurden, ſo war dies doch nur ein Notbehelf. Von 
Jahr zu Jahr trat das Bedürfnis nach ſtändigen höheren Behörden, 
die einen Erſatz für die aufgehobenen biſchöflichen Behörden boten, 
mehr hervor: die Superintendenten waren nicht geeignet dieſe Lücke 


1) Die kurfürſtl. Inſtr. f. d. Viſitatoren iſt abgedr. bei Richter KO. 1 S. 77. 
Bezügl. der Viſitation vgl. Richter, Geſch. d. KV. S. 43 ff.; Mejer, Zum 
Kirchenrechte des Reformationsjahrhunderts, Hannover 1891, S. 6 ff.; Rieker, Die 
rechtliche Stellung der ev. Kirche Deutſchlands, Lpzg. 1893, S. 150 ff. 

2) Dieſes Amt iſt jedoch nicht hier in der ſächſiſchen Kirche zum erſten Mal 
ausgebildet, es findet ſich bereits in der Stralſunder KO. v. 1525. Vgl. Richter 
a. a. O. S. 47 und unten Abſchn. V dieſes $. i 

3) Die Eheſachen, welche nach der eingetretenen Unterbrechung der biſchöflichen 
Jurisdiktion in die Hände der Pfarrer geraten waren, ſollten fernerhin nur von 
den Superintendenten erledigt werden; in ſchwierigen Fällen aber ſollte das landes⸗ 
herrliche Gericht unter Zuziehung des Superintendenten, des Pfarrers, in deſſen 
Parochie der Fall ſich zugetragen hatte, und — wenn die Parteien aus einer Stadt 
waren — einiger Ratsmitglieder die Entſcheidung fällen oder an den Kurfürſten 
le Vgl. Richter a. a. O. S. 44, 45, 120, Mejer a. a. O. S. 10 ff., Rieker 
d. a. O. S. 154. 

4) Die Generalſuperintendentur mit dem Auftrage der Oberaufſicht 
über alle Superintendenten des Landes wurde in der ſächſiſchen Kirche nicht zum 
dauernden Verfaſſungselement; die in der Wittenberger KO. v. 1533 (Richter KO. I 
S. 220) vorgeſehene Oberſuperattendenz wurde bald wieder fallen gelaſſen. 
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auszufüllen, ſie hatten weder die Zeit noch das Geſchick zur Erledigung 
umfangreicher Verwaltungsgeſchäfte, auch fehlte ihnen die nötige Exekutiv⸗ 
macht; noch ſchlimmer ſtand es um ihre richterliche Thätigkeit, die Ehe⸗ 
gerichtsbarkeit geriet in ihren Händen ſehr bald überall in argen Verfall. 
Dieſe Umſtände führten zur Errichtung jener ſpezifiſch ſächſiſchen Kirchen⸗ 
regimentsbehörden, welche regelmäßiger Beſtandteil der deutſchen evangeliſchen 
Kirchenverfaſſungen geworden find, der Konſiſtorien.!) Das erſte Kon⸗ 
ſiſtorium wurde 1539 zu Wittenberg ins Leben gerufen. Als Bezeichnung 
für die neue Behörde hatte man, wohl im Hinblick auf die ihr zugedachte 
Bedeutung als Ehegericht, einen Namen gewählt, der damals in Deutſchland 
für die bei der biſchöflichen Kurie vorhandenen Gerichte allgemein üblich 
war.?) Für ihre Organiſation und ihre allgemeine Rechtsſtellung ſind 
aber in erſter Linie die Viſitationskommiſſionen vorbildlich geweſen. Gleich 
dieſen wurde das Konſiſtorium aus Theologen und Juriſten zuſammen⸗ 
geſetzt. Sein Wirkungskreis, der wiederholt durch Aufzählung der einzelnen 
ihm zufallenden Geſchäfte beſtimmt wurde, umfaßte nicht nur die kirchliche 
Gerichtsbarkeit, insbeſondere die Eherechtspflege, ſondern auch kirchliche 
Verwaltung und Aufficht, ihm ſtand Jurisdiktion in kanoniſchem Sinne 
zu. Gleich den Viſitationskommiſſionen bildete es die den Superintendenten 
übergeordnete Verwaltungsinſtanz. Die Viſitationskommiſſionen aber, 
welche wohl zunächſt noch fortbeſtanden haben,) verſchwanden im Laufe 
der Zeit; ſie gingen in den Konſiſtorien auf, die aus ihnen erwachſen 
waren.“) Dem Konſiſtorium zu Wittenberg, welches nur für den „Kur⸗ 
kreis“ errichtet war, folgten bald gleiche Behörden für die übrigen 
Landesteile. — An der Spitze der evangeliſchen Landeskirche in Sachſen 
ſtand ſonach wie überall der Landesherr. Er regierte den Staat wie die 
Kirche, beide aber durch beſondere Organe, jenen durch die eine jahrhundert⸗ 
lange Entwickelung hinter ſich habenden Hof- und Staatsbehörden, dieſe 
durch die neugeſchaffenen Konſiſtorien. Auch die Konſiſtorien waren 
landesherrliche Behörden und nicht kirchliche im hergebrachten Sinne des 
Worts, aber ſie waren doch beſondere Behörden für die Kirche; ihre 
Errichtung bedeutete eine Verwirklichung der reformatoriſchen Forderung 
nach Scheidung der kirchlichen und der politiſchen Verwaltung.“) 


1) über die Errichtung des Wittenberger Konſiſtoriums beſ. Mejer a. a. O. 
S. 13 ff., u. Rieker a. a. O. S 159 ff., auch v Mühler, H. 1 der ev. 
SE in der Mark Brandenburg, Weimar 1846, SS. 6 

2) Vgl. z. B. die 08 50 Gravamina Nat. Germ. v. 1522 5 11 81, 99 u. ö. 

3) Meier a. a. O. ©. 12,45. 

x 4) Über das Verhällnis ke Konſiſtorien zu den 11 85 e e 

m. E. richtig Rieker a. a. O. S. 173 ff. gegen Sohm, KR. S. 617 ff. Vgl. auch 
Mejer, Das Rechtsleben der deutſchen Landeskirchen, Hannover 1889, S. 26: 
„Nach ihrer Beſchaffenheit dürfen dieſelben, (die Konſiſtorien) als ſtändig werdende 
Vifitationskommiſſionen bezeichnet werben.” 

5) So mit Recht Rieker a. a. O. S. 170 u. Friedberg KR. S. 80. 


§ 3. Die Entwickelung in den öftlichen Provinzen. 15 


II. In der Mark Brandenburg) regierte z. Z. des Auftretens 
Luthers Joachim J., ein Fürſt von tiefer wiſſenſchaftlicher Bildung und 
ſtrengem Charakter, jedoch ein entſchiedener Gegner der Reformation. Bis 
zu ſeinem Tode im Jahre 1535 blieb er ein treuer Anhänger der katholiſchen 
Kirche. Erſt ſeine beiden Söhne Johann und Joachim II., von denen jener ihm 
in der Neumark mit dem Lande Sternberg, Kroſſen, Kottbus und Peitz, 
dieſer in den übrigen Marken und in der Kurwürde folgte, traten zum 
neuen Glauben über. Johann ging bereits im Jahre 1537 daran, die Refor⸗ 
mation in ſeinen Landen einzuführen, Joachim II. entſchloß ſich erſt 1539 
zu dem entſcheidenden Schritt und empfing am 1. November d. Is. aus 
der Hand des Biſchofs von Brandenburg, der ſich gleichfalls zur neuen 
Lehre bekannt hatte, das Abendmahl unter beiderlei Geſtalt. Das Volk, 
welches der Reformation ſchon lange zugetan war, folgte freudig ſeinem 
Fürſten, und bald wurde überall in den Marken das Evangelium gepredigt. 
Behufs vollſtändiger Durchführung und Befeſtigung der Reformation erließ 
der Kurfürſt i. J. 1540 mit „Bewilligung und Beſtätigung“ des Biſchofs 
von Brandenburg eine umfaſſende Kirchenordnung?) und ordnete zur 
Vollziehung dieſer an den einzelnen Orten eine allgemeine Kirchen— 
viſitation an. Eine durchgreifende Veränderung der Kirchenverfaſſung 
und der kirchlichen Gebräuche war zunächſt nicht beabſichtigt, in der Hoffnung, 
daß auch die beiden andern Biſchöfe des Landes von Lebus und Havel⸗ 
berg für die neue Lehre zu gewinnen ſein würden, gedachte man das 
biſchöfliche Regiment und eine Reihe anderer katholiſcher Inſtitutionen der 
evangeliſchen Kirche zu erhalten und dienſtbar zu machen. Demgemäß 
ſollten nach der Kirchenordnung nicht allein der Biſchof von Brandenburg, 
ſondern auch die übrigen Biſchöfe, wenn ſie ſich nach dieſer chriſtlichen 
Kirchenreformation und Ordnung halten wollten, im Beſitze aller ihrer Güter 
und Gerechtigkeiten bleiben. Sie ſollten als vorbehaltene Rechte ihres 
Ordo, die Ordination und Konfirmation behalten und bei ihrer ordent⸗ 
lichen Jurisdiktion über die Prieſterſchaft, in Eheſachen und anderem, wie 
hergebracht, belaſſen werden, aber dabei von den ihnen untergebenen Pfarr⸗ 
herren nichts fordern dürfen, was dem Worte Gottes und der kurfürſt— 
lichen Kirchenordnung zuwider war.?) In Unterordnung unter die Kirchen: 
ordnung, die, wenngleich ſie die biſchöfliche Zuſtimmung erhalten hatte, 
doch ein Werk des Landesherrn war, ſollten ſie alſo fortan die Kirche 
leiten und regieren — und darin lag eine weſentliche Veränderung ihrer 
alten Rechtsſtellung. Aus ſelbſtändigen Inhabern des Kirchenregiments 


1) Zum Folgenden vgl. insbeſondere v. Mühler (ſ. oben S. 14); Müller, 
Adolph, Geſchichte der Reformation in der Mark Brandenburg. Berlin 1839. 

2) Selbſtändig publiziert Berlin 1540. Wieder abgedruckt bei Mylius, Chr. 
O., Corpus Constitutionum Marchicarum I, 1 & 6; im Auszuge bei Richter, KO. 
S. 323; vgl. auch desſelben Geſch. d. KV. ©. 132 ff. 

3) Richter. KO. I S. 332. 
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waren ſie zu Exekutivorganen landesherrlicher Anordnungen in der Kirche 
geworden und in eine Stellung geraten, die nicht weſentlich verſchieden 
war von der der ſächſiſchen Konſiſtorien.“) Nur in ſehr geringem Umfange 
gelangte dieſe biſchöfliche Verfaſſung zu praktiſcher Bedeutung. In dem 
Bistum Brandenburg kam ſie mit dem Tode des übergetretenen Biſchofs 
Matthias v. Jagow im Jahre 1545 in Wegfall, in den Bistumsbezirken 
Havelberg und Lebus gelangte ſie überhaupt nicht zur Einführung, da die 
beiden Biſchöfe die Annahme der Kirchenordnung dauernd ablehnten. So 
wurden neue Inſtitutionen erforderlich, welche die den Biſchöfen zugedachten 
Funktionen in der neuen Kirche übernahmen. Ein allgemeiner oder General⸗ 
ſuperintendent war bereits in der Kirchenordnung angeordnet, um an 
Stelle der ſich weigernden Biſchöfe die Ordination der neuen Geiſtlichen 
zu verrichten und die unmittelbare perſönliche Aufſicht über deren Lehre, 
Amtsführung und Wandel zu führen. Für die Kirchenregierung dagegen 
war ein die ſich weigernden Biſchöfe vertretendes Organ von vornherein 
nicht beſtellt. Erſt als die Viſitatoren, welche dieſelbe zunächſt gehandhabt, 
ihre Aufgabe im Jahre 1542 vollendet hatten, und die Regierung die 
Einziehung der Bistümer beſchloſſen hatte,?) wurde die Errichtung einer 
eigenen Kirchenregimentsbehörde dringend erforderlich. Aus dieſem Be⸗ 
dürfnis entſtand unter ſächſiſchem Einfluß im Jahre 1543 das geiſtliche 
Konfiftorium?) zu Köln an der Spree, welches unter dem Vorſitze des 
Generalſuperintendenten aus „gottesfürchtigen Theologen und Rechts⸗ 
verſtändigen“ zuſammengeſetzt und mit umfaſſenden Kompetenzen ausgeſtattet 
wurde.!) Gleichzeitig erging eine Konſiſtorialordnung, die nach wiederholten 
Reviſionen im Jahre 1573 als Viſitations⸗ und Konſiſtorialordnung neu 
publiziert wurde s) und in dieſer Faſſung ein abſchließendes Bild der älteren 
märkiſchen Kirchenverfaſſung gibt. Für die Altmark wurde 1551 ein 
beſonderes Konſiſtorium organiſiert, wie ein beſonderer Generalſuperintendent 
in der Perſon des erſten Pfarrers an der Hauptkirche zu Stendal beſtellt. 
Jenes iſt bald wieder eingegangen, die beſondere Generalſuperintendentur, 
der 1664 auch die Prignitz unterſtellt wurde, hat ſich jedoch bis 1813 
gehalten. ©) 


1) Friedberg, KR. S. 194. Mejer, KR. S. 179, 180: „Die evangeliſchen 
Biſchöfe ... waren nichts als landesherrliche Superintendenten mit hiſtoriſch 
mualigierter Stellung.“ 

2) Müller a. a. O. S. 296. Über die allmähliche Einziehung der Bistümer, 
von denen 1572 nichts mehr übrig war als die beiden Kapitel zu Brandenbg. 5 
Havelberg vgl. Laspeyres SS der kath. Kirche Preußens, Halle 1840, S. 7 
76 ff.; v, Mühler a. a. O. S 

3) v. Mühler a. a. ER S. 54, 60 ff., 70. 

4) v. Mühler a. a. O. S. 715 72. 

5) Bei Mylius, C. 0 M. I, 1 S. 273; Richter KO. II S. 358; ſ. auch 

v. Mühle a. a. O. S. 68, 69, 72, 8: 

6) S. v. Müh ler a. a. O. S. 54 u. Goetze, L., Urkundl. Geſchichte der Stadt 

Stendal, Stendal 1873, S. 22 ff., 554. 
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In der Neumark) und den mit dieſer verbundenen Gebieten hatte 
die evangeliſche Kirche bis zum Jahre 1571 eine ſelbſtändige Entwickelung 
durchgemacht. Unabhängig von ſeinem Bruder Joachim hatte Markgraf 
Johann ſie eingeführt und vielfach eigenartig organiſiert. Mit dem faſt 
gleichzeitigen Tode der beiden Brüder im Januar 1571 fand dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheit der kirchlichen Einrichtungen in der Kur- und Neumark jedoch 
ihr Ende. Kurfürſt Johann Georg, der beide Landesteile wieder in einer 
Hand vereinigte, republizierte bereits im Jahre 1572 für beide gemein⸗ 
ſchaftlich die revidierte kurmärkiſche Kirchenordnung, ) um dieſer im Jahre 
1573 die oben genannte Viſitations⸗ und Konſiſtorialordnung gleichfalls 
für die geſamten Marken folgen zu laſſen. Dem Konſiſtorium zu Köln 
a. d. Spree wurde die oberſte Aufficht in Sachen des Glaubens auch in 
der Neumark überwieſen und der Regierung zu Küſtrin, die bis dahin als 
Konſiſtorium für die Neumark fungiert hatte, nur die Aufficht in anderen 
kirchlichen Sachen und die Jurisdiktion belaſſen.?) Die neumärkiſche 
Generalſuperintendentur zu Küſtrin wurde aufgehoben und der kurmärkiſche 
Generalſuperintendent zu Frankfurt mit ihren Kompetenzen betraut. 

Das Konſiſtorium war nach der Konſiſtorialordnung kollegialiſch 
organiſiert und beſtand aus vier bis fünf vom Kurfürſten ernannten Mit⸗ 
gliedern einſchließlich des Generalſuperintendenten, ſollte jedoch in wichtigen 
Sachen noch den Kanzler des Kammergerichts und etliche Kammergerichts— 
räte hinzuziehen.“) Den Vorſitz führte urſprünglich der Generalſuperintendent, 
ſeit 1598 wurde jedoch ſtets ein Rechtsgelehrter zum Präſidenten des Kon⸗ 
ſiſtoriums ernannt.?) Was die Kompetenz des Konſiſtoriums anlangt, ſo 
war ihm zunächſt die Gerichtsbarkeit übertragen, welche vor der Reformation 
den Biſchöfen zugeſtanden hatte.“) Sodann hatte es Verwaltungs- und 
Aufſichtsfunktionen: die Prüfung der Kandidaten für das Predigtamt, die 
Beaufſichtigung der Lehre und Zeremonien, des Lebens und Wandels der 
Geiſtlichen und der Gemeinden (Kirchenzucht, insbeſondere Handhabung des 
Kirchenbannes), des Schulweſens und der Verwaltung des Kirchenguts.“ 
In beiden Beziehungen unterſtand es nur dem Landesherrn, an 


1) v. Mühler a. a. O. S. go ff. 

2) Vgl. Richter, KO. II S. 347 u. Geſch. d. KV. S. 135. Über einige 
a dieſer KO. von der alten joachimiſchen vgl. v. Mühler a. a. O. 
S. 103. 

3) Reſolution v. 22. März 1597 bei Mylius C. C. M. VI S. 141; Neumärk. 
gandtagbabſchied v. 11. Juni 1611 1 dajelbjt VI S. 209; Spezialrevers I die kroſſenſche 
u. kottbusſche Landſchaft v. 12. Juni 1611, dafelbſt VI S. 235, 24 

4) Richter, KO. II S. 380. Daſelbſt eingehende Vorſchriften über das Verfahren 
und das anzuwendende Kirchen- insbeſ. Eherecht. 

850 Buchholz, Geſch. der Kurmark III S. 485; vgl. jedoch auch v. Mühler 
a. a. O. S. 54, 100, 148. 

6) Alſo insbeſondere die Jurisdiktion über Geiſtliche, über Kirchenſachen 
und Kirchengüter 15 die ganze Eh 0 Richter, KO. II S. 380 Sp. 2. 

7) Vgl. v. Mühler a. a. O. ate verſchiedenen Abſchnitte der 
Viſitations- u. Konſiſtorialordnung. W 


Schoen, Kirchenrecht. * x 
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den es gegen die gerichtlichen Erkenntniſſe des Konſiſtoriums das Rechts⸗ 
mittel der Supplikation, gegen Verwaltungsentſcheidungen desſelben 
die Beſchwerde gab.!) Das wichtigſte Organ des Konſiſtoriums war der 
Generalſuperintendent, dem die Ordination und Inſtitution der 
Geiſtlichen und die perſönliche Beaufſichtigung dieſer wie aller Kirchen⸗ 
und Schuldiener im Kurfürſtentum, insbeſondere durch Abhaltung von 
regelmäßigen Viſitationen, oblag.?) Unter ihm ſtanden die Inſpektoren 
(Spezialſuperintendenten), welche in gleicher Weiſe eine Mehrzahl ihnen 
unterſtellter Pfarreien zu beaufſichtigen hatten.) Zur Förderung des 
wiſſenſchaftlichen und pfarramtlichen Intereſſes der Geiſtlichen waren 
jährliche Zuſammenkünfte der einem Inſpektor unterſtellten Geiſtlichkeit, 
Kreisſynoden, vorgeſchrieben. Eine allgemeine aus allen Geiſtlichen 
des Kurfürſtentums beſtehende Landesſynode war als außerordentliche 
Inſtitution vorgeſehen; ſie ſollte ſich auf Berufung des Kurfürſten unter 
dem Generalſuperintendenten verſammeln und mit Rat des Konſiſtoriums 
und der Univerſität zu Frankfurt ſtreitige Artikel und andere wichtige 
Sachen erörtern und entſcheiden.)) Der Gemeinde endlich war eine 
Teilnahme an der Handhabung der Kirchenzucht gegen Geiſtliche und 
Gemeindeglieder und an der Verwaltung des Kirchenvermögens eingeräumt,“) 
ſpäter wurde ihr gewöhnlich noch ein Einſpruchsrecht bei der Berufung 
der Geiſtlichen zuerkannt.“) 

Der Übertritt des Kurfürſten Johann Sigismund?) zur reformierten 
Lehre im Jahre 1613 hatte auf dieſe Verfaſſung der lutheriſchen Landes: 
kirche äußerlich keinen nennenswerten Einfluß.) Allein mittelbar ſollte 
dieſer Konfeſſionswechſel des Landesherrn, mit dem naturgemäß die formelle 
Anerkennung der reformierten Lehre als einer der lutheriſchen gleichwertigen 


1) Richter, KO. I S. 332 Sp. 2; II S. 362 Sp. 2, 363 Sp. 1, 379 Sp. 2. 

2) Um die regelmäßigen Viſitationen des ganzen Landes zu ſichern, wurde 
beſtimmt, daß alle Jahre ekliche Kreiſe durch den Generalſuperintendenten, einen 
Konſiſtorialrat und den Notarius des Konſiſtoriums unter Zuziehung eines adeligen 
und eines ſtädtiſchen Deputierten viſitiert werden ſollten, und zwar fo, daß die 
Viſitation alle 10 Jahre durch das ganze Land herumkäme. Richter, KO. II S. 359 
Sp. 2, 360 Sp. 2, 361. x 

3) Richter a. a. O. S. 362 Sp. Aff. 

4) Richter a. a. O. S. 362 Sp. 2, 379 Sp. 2; v. Mühler a. a. O. S. 90 ff. 

5) Richter a. a. O. S. 359 Sp. 2, 360 Sp. 1, 367 Sp. 2 ff. 

6) v. Mühler a. a. O. S. 175. 

7) Über die kirchlichen Verhältniſſe der Mark unter dieſem Kurfürſten vgl. 
beſ. Hering, Dan., Heinr., Hiſtoriſche Nachricht von dem erſten Anfang der evan⸗ 
geliſch⸗ reformierten Kirche in Brandenburg u. Preußen, Halle 1778. 

8) Der Kirchenrat, der vom Kurfüften 1614 als oberſte beratende und 
verwaltende Behörde für lutheriſche wie reformierte Kirchenangelegenheiten errichtet 
und mit ſo weiten Kompetenzen ausgeſtattet wurde, daß dem Konſiſtorium nicht 
viel mehr als die Eheſachen blieb, wurde bereits 1618 wieder aufgelöſt. Das 
Konſiſtorium erhielt ſeine Rechte zurück, nur die Berufungen zu den landesherrlichen 
Patronatsſtellen und die Beſtellung der Inſpektoren blieben ihm entzogen und 
wurden dem Geheimen Rat übertragen. v. Mühler, a. a. O. S. 128 ff.; Hering 
a. a. O. S. 310, 313, 369. 
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evangeliſchen Richtung verbunden war, für das lutheriſche Kirchenweſen 
zunächſt die nachteiligſten Folgen haben. Die Lutheraner ſahen jetzt ihre 
wichtigſte Aufgabe in der Bekämpfung der Reformierten und vergaßen 
darüber die Sorge für die Erhaltung und den Ausbau ihrer eigenen 
Kirche, die keineswegs ſo feſt ſtand, daß die verheerenden Stürme des 
dreißigjährigen Krieges an ihr hätten ſpurlos vorübergehen können. Die 
regelmäßigen Kirchenviſitationen fanden nicht mehr ſtatt, !) zahlreiche Stellen, 
ſelbſt die der geiſtlichen Beiſitzer im Konſiſtorium, blieben aus Mangel 
an tüchtigen und friedfertigen lutheriſchen Geiſtlichen unbeſetzt; 1632 wurde 
auch die Generalſuperintendentur zu Frankfurt durch den Tod ihres 
Inhabers erledigt, ohne daß ſich eine geeignete Perſönlichkeit für dieſen 
Poſten finden ließ. So begann der kirchliche Organismus überall zu 
verfallen, und die Kurfürſten verſuchten lange vergeblich ihn wieder zu 
beleben. Die Generalſuperintendentur blieb dauernd unbeſetzt?) und mit ihr 
fiel eine alte wichtige Inſtitution der märkiſchen Kirchenverfaſſung hinweg. 
Das Konſiſtorium aber wurde erſt 16373) wiederhergeſtellt, und zwar 
mit der wichtigen Modifikation, daß von den geiſtlichen Konſiſtorialräten 
einer der lutheriſchen und einer der reformierten Konfeſſion angehörte. 
Die Kurfürſten hielten dieſe Beſetzung des Konſiſtoriums für ein geeignetes 
Mittel zur Annäherung beider Kirchen, und fo wurde ſeitdem, trotz an— 
fänglichen Widerſpruchs der Lutheraner, ſtets ein geiſtlicher Konſiſtorialrat 
aus den Reformierten genommen.“) In weiterem Umfange gedachte der 
Große Kurfürſt nach Beendigung des drückenden Krieges die Kirchen— 
verfaſſung wiederherzuſtellen und fortzubilden, kam jedoch über einzelne 
Anordnungen nicht hinaus.“) 

1) Nach v. Mühler a. a. O. S. 145 hatte die letzte Kirchenviſttation i. J. 1600, 
in der Neumark 1592 ſtattgefunden. 

2) Die Aufſichtsrechte des Gen. Sup. gingen dann ſpäter größtenteils auf 
das Konſ. über. Soweit das nicht der Fall war, wurden ſeine Geſchäfte für die 
Neumark dem Inſpektor zu Küſtrin, für die Mittel⸗ u. Uckermark den Pröpſten zu 
Berlin und Köln a. d. Spree übertragen; dieſe erhielten insbeſondere auch das 
Recht der Ordination. Die Generalſuperintendentur der Altmark blieb unberührt. 
— Die Berliner Propſtei iſt eine vorreformatoriſche Einrichtung. Seit 1244 führte 
der erſte Geiſtliche der Nikolaikirche, der älteſten Kirche Berlins, den Titel Propſt 
und war der Vorgeſetzte aller Geiſtlichen Berlins wie (ſeit 1319) des benachbarten 
Kölns. Nach der Reformation wurde dieſem Geiſtlichen unter Belaſſung ſeines 
alten Titels auch in der ev. K. eine hervorragende Stellung eingeräumt, nach der 
Viſitation von 1540 jedoch ſein Aufſichtsbezirk auf Berlin beſchränkt und dem erſten 
Pfarrer der Petrikirche zu Köln gleichfalls Titel u. Stellung eines „ſelbſtändigen 
Propſtes“ verliehen (vgl. Müller, Geſch. d. Ref. [ſ. oben S. 151] S. 212 ff., 225). 
Dieſe beiden Propſtſtellen beſtehen noch heute, Propſt von Berlin iſt gegenwärtig 
der Berliner Gen.-Zup., Propſt von Köln der Vizepräfident des OKR.; die alten 
Kompetenzen dieſer Pröpſte find jedoch zum größten Teil hinweggefallen — ins⸗ 
bef. hat der Propſt von Berlin nicht als ſolcher, wie Friedberg S. 201% annimmt, 
das Ordinationsrecht — nur einzelne haben ſich erhalten, ſo z. B. ein votum, das 
ihnen bei Beſetzung derjenigen geiſtl. Stellen zuſteht, deren Patron der Magiſtrat iſt. 
(Mitteil. des Herrn Gen. -Sup. D. Faber, Berlin.) 

3) Reſkript v. 16. Mai bei Mylius C. C. M. I S. 355. 

4) v. Mühler a. a. O. S. 147 ff. 


5) v. Mühler a. a. O. S. 169 ff. 
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Erſt in der Mitte des 18. Jahrhunderts ſollte die Entwicklung des 
lutheriſchen Kirchenweſens in den Marken wieder mehr in Fluß kommen,!) 
um dann mit der Errichtung des lutheriſchen Oberkonſiſtoriums ihren 
einſtweiligen Abſchluß zu finden. 

In die Zwiſchenzeit fällt die Ausbreitung und Entwickelung der 
reformierten Kirche und ihrer Verfaſſung. Sie war eine andere bei der 
deutſch⸗ reformierten, eine andere bei der franzöſiſch-reformierten Gemein⸗ 
ſchaft, die beide nebeneinander Aufnahme gefunden hatten. 

Die Lage und Verfaſſung der franzöſiſch Reformierten, die auf 
Veranlaſſung des Kurfürſten, der ihnen in ſeinen Landen eine Zuflucht 
gegen die Verfolgungen, welchen ſie in ihrer Heimat um ihrer Religion 
willen ausgeſetzt waren, eröffnet und die Übung ihres Kultus in ihrer 
Sprache und nach ihren bisherigen Gebräuchen zugeſichert hatte,?) in 
größeren Scharen nach Brandenburg gekommen waren — wurde zunächſt 
durch eine Deklaration vom 7. Dezember 16894) näher geregelt. Danach 
ſollte die Discipline ecelesiastique, die bis dahin in Frankreich üblich ges 
weſen, in den in Brandenburg geſtifteten franzöſiſchen Kirchen im Namen 
des Kurfürſten gehandhabt werden, der ſich auch die Entſcheidung auf 
Appellationen vorbehielt. Unter Discipline ecclesiastique wurde dabei 


1) Das von Friedrich I. 1720 für die Kurmark errichtete luth. Amter⸗Kirchen⸗ 
Direktorium, dem die Aufſicht über die königl. Amtskirchen und die Verwaltung 
ihres Vermögens übertragen wurde (ſ. d. Reglement v. 1. Feb. 1723 in Stengels 
Beitr. z. Kenntnis d. preuß. Juſtizverf., Berl. 1796 ff., IV S. 323 ff. u. vgl. auch 
(b. Baſſewitz) die Kurmark Brandenburg .. im Oktober 1806, Lpzg. 1847, S. 119, 
120) hatte für das allgemeine Kirchenweſen keine Bedeutung. 

2) Vgl. zum Folgenden beſonders: v. Müh ler a. a. O. S. 208 ff.; Sacobfon 
i. d. Ztſchr. III S. 303 ff., 321 ff.; Lechler, Geſchichte der Presbyterial⸗ und 
Synodalverfaſſung, Leiden 1854, S. 64 ff. — Reiches Material für die Geſchichte 
dieſer ſog. Flüchtlingsgemeinden findet ſich auch in den ſeit 1890 in Magdeburg (Verlag 
der Heinrichshofenſchen Buchhandlung) erſcheinenden Geſchichtsblättern des 
deutſchen Hugenottenvereines u. bei Henri Tollin, Geſch. der franz. 
Kolonie von Magdeburg, 6 Bde., Halle 1886-1893. 

3) Vgl. das Edikt v. 29. Okt. 1685 bei Mylius C. C. M. II, 1 S. 183 (deutſch) 
u. VI. Anh. S. 46 (franz.), welches der Große Kurfürſt der unterm 22. Okt. deff. 
Jahres erfolgten Aufhebung des Edikts von Nantes gegenüberſtellte. 

In Frankreich bildeten die Reformierten ſeit der zweiten Hälfte des 16. Ihdts. 
eine umfaſſende Nationalkirche, die in wenigen Jahren aus der 1555 zu Paris nach 
Genfer Grundſätzen gegründeten ref. Gemeinde erwachſen war. Ihre Verfaſſung 
wie ihr Glaubensbekenntnis beruhte beſonders auf den Beſchlüſſen ihrer erſten i. 
J. 1559 zu Paris abgehaltenen Nationalſynode. Die wahrſcheinlich von dem Pariſer 
Prediger Chandieu, einem Schüler Calvins, verfaßte „Conkession de foi“ (Niemeyer, 
Collectio confess. in eccles. ref. publ., Lips 1840, S. XLVIII ff. 327 ff.) war 1561 dem 
Könige Karl IX überreicht und 1571 (in welchem Jahre ſie auch von der Synode zu 
Emden für die niederländiſche Kirche anerkannt wurde) von Heinrich II. beſtätigt, 1562 
auch ins Deutſche überſetzt worden. Nachdem die ſiebente Nationalſynode von la Kochelle 
1571 dies Bekenntnis aufs neue beſtätigt und die Synode zu Tonneins 1614 es 
einer Reviſion unterworfen hatte, ſtand es überall in dieſer abgeänderten Form in 
Geltung; und jo wurde es auch in Preußen durch Reſkript v. 9. Nov. 1717 Mylius 
C. C. M., I, 1 S. 530, deutſch) u. v. 9. Dez. 1717 (a. a. O. VI. Anh. S. 515, franz.) 
anerkannt. — Die Verfaſſung hatte ſich in Frankreich von Anfang an konſequent 
in presbyterialem und ſodann fortſchreitend in ſynodalem Sinne entwickelt. 

4) Mylius C. C. M. VI. Anh. S. 71. 
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die Kirchenverſaſſung der franzöfifchreformierten Kirchen verſtanden, wie 
fie ſich in Frankreich unter dem Kreuz allmählich entwickelt hatte und in einer 
im Jahre 1666 unter dem Titel „la discipline ecclesiastique des &glises 
reformees de France“ erſchienenen Schrift dargeſtellt war.!) Sie war 
eine durchaus presbyterial⸗ſynodale Organiſation, die in keinem Zuſammen⸗ 
hang mit der bürgerlichen Obrigkeit ſtand: 

In jeder einzelnen Gemeinde wurden die kirchlichen Angelegenheiten 
ſelbſtändig durch die Geiſtlichen, Gemeindeälteſten und Diakonen verwaltet. 
Die Geiſtlichen allein hatten die Worts- und Sakramentsverwaltung. Zu⸗ 
ſammen mit den Gemeindeälteſten bildeten ſie das Consistoire (Konſiſtorium 
oder Presbyterium), das die einzelne Kirche nach außen und innen ver- 
tretende Organ, dem beſonders die Vermögens verwaltung und die Handhabung 
der Kirchenzucht oblag. Die Geiſtlichen wurden von dem Konſiſtorium gewählt, 
der Gemeinde, die ein Widerſpruchsrecht gegen die Perſon des Deſignierten 
hatte, vorgeſtellt und von der Synode, deren Strafgewalt ſie unterſtellt 
waren, beſtätigt und ordiniert. Die Alteſten wurden das erſte Mal von 
der Gemeinde, dann von dem Konſiſtorium aus den Gemeindegliedern 
gewählt und der Gemeinde vorgeſtellt. Die zum Zweck der Armen- und 
Krankenpflege beſtellten Diakonen waren regelmäßig nicht Mitglieder des 
Konſiſtoriums. Die Gemeinſchaft der verſchiedenen Kirchen wurde durch 
ſynodale Zuſammenkünfte erhalten, bei welchen die Geiſtlichen von einem 
oder zwei ihrer Gemeindeälteſten begleitet erſchienen. So bildeten zunächſt 
die Gemeinden beſtimmter Diſtrikte eine Klaſſe (Colloque), welche durch 
deputierte Prediger und Alteſte einmal jährlich auf einem Konvent 
(Colloque, Kreisſynode) zuſammentrat. Die abgeordneten Prediger 
und Alteſten der Gemeinden innerhalb einer Provinz verſammelten ſich 
jährlich ein- oder zweimal auf einer Synode provincial und Deputierte 
der einzelnen Provinzen jährlich auf einer Synode national. In den 
Händen dieſer Synoden lag das höhere Kirchenregiment und die kirchliche 
Geſetzgebung. Die ganze reformierte Kirche in Frankreich bildete ein in 
ſich abgeſchloſſenes ſtufenweiſe gegliedertes Ganzes, das lediglich durch 
ſeine eigene innere Kraft zuſammengehalten, vom Staat nicht geſchützt, 
aber auch nicht regiert wurde. 

Die Verpflanzung dieſer Verfaſſung auf brandenburgiſchen Boden 
war mit weitgehenden Veränderungen derſelben verknüpft. Für eine Ver⸗ 
bindung des landesherrlichen Kirchenregiments, welches der Kurfürſt auch 
über die franzöſiſchen Gemeinden für ſich in Anſpruch nahm, mit der 


1) Die Schrift war auf Grund der Beſchlüſſe der franz. ref. National⸗Synoden 
von 1559— 1660 von dem Prediger d’Huisseau in Saumur verfaßt und 1666 zu la 
Rochelle herausgegeben. Nach einem zweiten Abdruck derſelben zu la Haye 1710 
ift die Discipline am Ende des VI. Bds. des C. C. M. von Mylius mitgeteilt. 
Vgl. Jacobſon, KR. S. 2095; Rieker, Grundſätze der ref. Kirchenverfaſſung, 
Lpzg. 1899, S. 11 ff. 
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Synodalverfaſſung hatte man noch kein Verſtändnis, und ſo wurden einfach 
die Synoden als die Träger des höheren Kirchenregiments beſeitigt und 
an ihre Stelle landesherrliche Behörden geſetzt. Durch Patent vom 
4. Mai 16941) wurde zur Erledigung der in der Deklaration von 1689 
erwähnten Apellationen, ſowie überhaupt zur Ausübung eines höheren 
Kirchenregiments in allen Streitigkeiten und Unordnungen der Flüchtlings⸗ 
gemeinden die Commission ecelésiastique beſtellt; fie beſtand aus 
einem Staatsminiſter, einem deutſchen Konſiſtorialrat und den beiden älteſten 
franzöſiſchen Geiſtlichen in Berlin. Ein weiteres Patent vom 26. Juli 
1701 erhob dieſe Kommiſſion dann zum Oberkonſiſtorium für alle 
franzöſiſchen Gemeinden des Landes (Tribunal eeclésiastique et con- 
sistoriale sur les colonies frangoises) und legte dieſem in franzöſiſchen 
Kirchen⸗ und Konſiſtorialſachen alle Rechte und Attribute der deutſchen 
Konſiſtorien bei, ſoweit einzelne nicht ausdrücklich dem Landesherrn vor⸗ 
behalten wurden.?) In den Jahren 1736 und 1737 endlich wurde eine 
Reihe von Inſpektoren als Organe des Konſiſtoriums in den einzelnen 
Provinzen beftellt.3) Damit war die Konſiſtorialverfaſſung in ihren ver⸗ 
ſchiedenen Stufen auch für die franzöſiſch⸗reformierte Kirche eingeführt; 
und zwar in einer bis dahin bei der lutheriſchen Kirche noch fehlenden 
Konzentration, indem hier ein landesherrliches Konſiſtorium an der Spitze der 
ganzen Kirche des preußiſchen Geſamtſtaates ſtand. — Nur die presbyteriale 
Ordnung der Einzelgemeinde mit dem Konſiſtorium, der freien Handhabung 
der Kirchenzucht und der ſelbſtändigen Vermögensverwaltung blieb un⸗ 
berührt.“) Sie paßte ſich in verſchiedener Weiſe den lokalen Verhältniſſen 
an, konnte jedoch in ihrer Iſolierung nirgends zu rechter Blüte gelangen. 
Im Gegenſatz zur franzöſiſch-reformierten Kirche, die gleich mit einer 
großen Zahl von Anhängern in den preußiſchen Staat getreten war, hatte 
die deutſch-reformierte Kirche“) fi) von ganz kleinen Anfängen aus 
entwickelt. Nur eine reformierte Gemeinde bei der Domkirche zu Berlin 
konnte gebildet werden, als Kurfürſt Johann Sigismund im Jahre 1613 
ſeinen Glauben wechſelte. Sie erhielt durch einen formellen Stiftungsbrief 
1) Mylius C. C. M. I, 1 S. 417 (deutſch) VI. Anh. S. 117 (franzöſiſch). 
2) Mylius C. C. M. I, 1 S. 423 (deutſch). VI. Anh. S. 191 dazu Reglement 
v. 13. Nov. 1736 (a. a. O. VI. Anh. S. 617) wo Art. 8 die Stellung des Konſiſtoriums 
dahin beſtimmt iſt: Notre, Consistoire Superieur Francois, qui par plusieurs raisons, 
tient par rapport aux Eglises Francoises de Nos Etats la place des Synodes. 
3) Vgl. das in vor. Anm. zit. Regl. v. 13. Nov. 1736 u. die Inſtr. v. 23. Febr. 
1737 bei Mhlius a. a. O. VI. Anh. S. 623; Jacobſon i. d. Ztſchr. III. S. 325, 326. 
4) Für Berlin wurde ſie ſpezieller geregelt durch die Reglements pour la Com⸗ 
pagnie du Consistoire de Eglise francoise de Berlin 1791 (ſeparat erſchienen), nach 
denen die Compagnie du Consistoire aus Predigern, Alteſten und fünf Diakonen der 
fünf franz.⸗ref. Parochien beſteht, jede dieſer Parochien aber außerdem ihr eigenes 
Kon). und Diakonat hat. Die in Berlin getroffenen Einrichtungen wurden ein 
Muſter für die übrigen franz.⸗ref. Gemeinden. 


5) Vgl. zum Folgenden v. Mühler a. a. O. S. 218 ff.; Jacobſon a. a. O. 
S. 337 ff. 
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vom 9. Juni 1632 ihre ſelbſtändige Organiſation,!) die dann bald vor⸗ 
bildlich wurde für die anderen reformierten Gemeinden, welche hier und 
dort im Lande entſtanden. Erſt als am Ende des 17. und am Anfang 
des 18. Jahrhunderts die reformierten Gemeinden ſich, beſonders infolge 
des Zuzuges der aus der Pfalz vertriebenen Reformierten,?) erheblich zu 
mehren begannen, machte ſich ein Bedürfnis nach einer einheitlichen 
Regelung ihrer Verfaſſungsverhältniſſe fühlbar. Ihm wurde abgeholfen 
durch die königliche „Ordnung der reformierten Kirchen und des dazu be⸗ 
ſtellten Kirchen-Direktori“ vom 10. Juli 1713 und die dieſer folgende 
„Königlich Preußiſche Evangeliſch-Reformierte, Inſpektions⸗, Presbyterial⸗, 
Klaſſikal⸗, Gymnaſien⸗ und Schulordnung“ vom 24. Oktober 1713.) Auch 
für die deutſch Reformierten wurde eine Zentralkirchenbehörde errichtet: 
das reformierte Kirchendirektorium, welches aus einem adeligen 
Präſidenten, den dem reformierten Glauben anhängenden Wirkl. Geheimen 
Räten und vier Beiſitzern, nämlich zwei reformierten Theologen und zwei 
Politieis, gebildet und mit der Oberaufſicht über alle deutſch-reformierten 
Kirchen und Schulen des Königreichs betraut wurde.“) Die dem Kirchen⸗ 
direktorium unterſtehenden Kirchen und Schulen wurden in Klaſſen ein⸗ 
geteilt, deren Leitung Inſpektorens) übertragen wurde. Jede einzelne 


1) Die Domkirche zu Berlin wurde zu einer der reformierten Religion ge, 
widmeten Pfarrkirche beſtimmt. Ihren Angeſtellten wurden die Privilegien verliehen⸗ 
welche die lutheriſchen Kirchendiener in den Reſidenzſtädten beſaßen. Ihre Geiſt⸗ 
lichen erhielten den Titel Hofprediger. Der Kurfürſt behielt ſich und ſeinen Nach. 
folgern, ſofern dieſe der ref. Religion zugetan blieben, das Patronatsrecht vor⸗ 
Die Ober⸗Inſpektion über die Kirche wurde den kurfürſtlichen Geheimen Räten refore 
mierter Religion übertragen. Im übrigen war das wichtigſte Organ der Gemeind⸗ 
das aus den Geiſtlichen und vornehmſten Gliedern der Gemeinde beſtehende Pres- 
byterium. Hering, Dan., Heinr., Beiträge zur Geſch. der ev.-ref. K. in den preuß.⸗ 
brandenb. Ländern, Breslau 1784, 1 S. 29; Fidiein, Hiſtoriſch⸗diplomatiſche Beiträge 
zur Geſch. der Stadt Berlin IV S. 400; v. Mühler a. a. O. S. 121, 123, 137, 138. 

2) Die von den 1688 aufgenommenen reformierten Pfälzern und Wallonen 
begründeten Gemeinſchaften beſtanden urſprünglich für ſich neben den franzöſiſch⸗ 
und den deutſch-reformierten Gemeinden, bald ſchloſſen fie ſich jedoch an letztere an 
oder gingen gar in ihnen auf und teilten mit ihnen ihre weitere Entwickelung. 
Jacobſon i. d. Ztſchr. III S. 307, 337. 

3) Die erſte Ordnung iſt nicht durch den Druck veröffentlicht, ſondern nur 
archivaliſch vorhanden. Die Inſpektions⸗ ꝛc. Ordnung, welche i. J. 1737 revidiert 
wurde, findet ſich bei Mylius C. C. M. I, 1 S. 447. 

4) Dem Direktorium wurden jedoch nicht unterſtellt: die königl. Hofprediger, 
welche allein vom König ſelbſt abhängen ſollten, die Eheſachen, welche den ver- 
ſchiedenen lutheriſchen Konſiſtorien verbleiben ſollten, und die Kirchenſachen in Cleve 
u. Mark, für welche beſondere ältere Einrichtungen erhalten blieben, ſ. unten S. 58. 

5) Die Stellung u. Aufgabe des Inſpektors wird am Ende der Inſpektions⸗ 
ordnung charakteriſtiſch dahin beſtimmt: „In Summa ſoll der Inſpektor den refor⸗ 
mierten Kirchen, Schulen und Gemeinden, ſo ſeiner Aufſicht anvertraut ſind, als 
ein Vater vorſtehen, was zu deren Anwachs oder mehreren Aufnehmen kontri⸗ 
buieren kann, fleißig und reiflich überlegen, und alsdann dem Kirchen⸗Direktorio die 
Anzeige davon tun, auch ſonſten vor ſie ſchreiben, ihnen raten und helfen, ſich auch 
ſeines Inſpektionsamts nicht zur Herrſchung, ſondern zur gemeinen 
Beſſerung gebrauchen, auch nicht aus Gunſt, Gewinnſucht, oder anderen Affekten, 
ſondern in allem getreulich handeln, wie er es vor Gott und Seiner Königlichen 
Majeſtät zu verantworten, und derowegen Rechenſchaft zu geben gedenkt.“ 
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Gemeinde hatte ihr Presbyterium, welches ſich wie das franzöſiſche 
Consistoire aus den Predigern und Alteſten zuſammenſetzte und ergänzte 
und beſonders die lokale Kirchenverwaltung und die Kirchenzucht handhabte. 
In jeder Klaſſe ſollte jährlich ein Klaſſikalkonvent gehalten werden 
und zu dieſem an dem vom Inſpektor bezeichneten Orte aus jeder Gemeinde 
ein Prediger und ein Alteſter erſcheinen. Eine nur aus den Inſpektoren 
und deputierten Predigern der einzelnen Klaſſen beſtehende geiſtliche 
Provinzialſynode aber ſollte vom Kirchendirektorium nach Bedürfnis 
berufen werden. Allein zum Zuſammentritt dieſer Synode iſt es niemals 
gekommen. Die Klaſſikalkonvente wurden nicht regelmäßig gehalten und 
ſchliefen um die Mitte des 18. Jahrhunderts völlig ein.!) So fielen auch 
in der deutſch⸗reformierten Kirchenverfaſſung alle ſynodalen Elemente hin⸗ 
weg, nur in der Gemeinde erhielt ſich die der reformierten Kirche eigen⸗ 
tümliche presbyteriale Ordnung, wenngleich dieſelbe es hier ebenſo wie in 
den franzöſiſchen Gemeinden zu keiner weiteren Entwickelung und Blüte 
brachte. 

Ahnlich wie die Regierung der beiden reformierten Kirchen des 
brandenburgspreußifchen Staates wurde in der Mitte des 18. Jahrhunderts 
dann auch die der lutheriſchen Landeskirche in einer brandenburgiſchen 
Behörde zentraliſiert, indem durch Inſtruktion vom 4. Oktober 17502) 
das lutheriſche Oberkonſiſtorium errichtet wurde. Das märkiſche 
Konſiſtorium wurde erweitert und zur Zentralſtelle des lutheriſchen Kirchen⸗ 
weſens der ganzen Monarchie erhoben. Es wurde mit einem erſten und 
einem zweiten weltlichen Präſidenten und mit zwei weltlichen und fünf 
geiſtlichen Räten — von welchen letzteren, ungeachtet des im übrigen ge⸗ 
wahrten konfeſſionellen lutheriſchen Charakters der Behörde, wie herkömmlich 
einer ſtets ein reformierter ſein ſollte — beſetzt und mit der Aufſicht und 
Direktion über alle lutheriſchen Provinzialkonſiſtorien des inzwiſchen weit 
über die Grenzen der Mark Brandenburg hinaus gewachſenen brandenburg⸗ 
preußiſchen Staates betraut.?) Für die Kurmark Brandenburg ſollte es 

1) Jacobſon a. a. O. S. 341, 344, 345; v. Mühler a. a. O. S. 228. 

2) Mylius C. C. M. Continuatio IV S. 291. 

3) Im allgemeinen ſollte dieſes Oberkonſiſtorium in höherer Inſtanz dieſelben 
Rechte ausüben, welche nach der urſprünglichen Konſiſtorialverfaſſung zum Wirkungs- 
kreiſe der lutheriſchen Kirchenregimentsbehörden gehörten. Im einzelnen ſollte es 
beſonders dafür ſorgen, daß das Land mit exemplariſchen Predigern beſetzt werde, 
alle Umſtände wohl examinieren, ehe dem König die Konfirmation vorgetragen 
wurde, und die Handhabung der Disziplinargewalt über die Geiſtlichen durch die 
Provinzjalkonſiſtorien kontrollieren; es erhielt die oberſte Aufficht über das Schul⸗ 
weſen, über die Hoſpitäler, Armenhäuſer und andere Pia corpora und über das 
Kirchenrechnungsweſen in den Provinzen; desgl. eine Mitwirkung bet der Beſetzung 
theologiſcher Profeſſuren u. a. m. Die Beaufſichtigung u. Leitung des lutheriſchen 
Schulweſens wurde ihm ſpäter genommen u. durch Bog. v. 22. Februar 1787 
(Novum Corpus Constitutionum Prussico-Brandenburgensium VIII S. 617) einem 
beſonderen Oberſchulkollegium übertragen. Auf die ref. Schulen erſtreckte ſich 


die Kompetenz dieſer neuen Behörde nicht, ſie blieben dauernd dem Kirchendirektorium 
unterſtellt. Bornhak, Geſch. d. Preuß. Verw.⸗R. II ©. 365. 
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gleichzeitig die Funktionen eines Spezialkonſiſtoriums ausüben und ſo das 
alte geiſtliche Konſiſtorium zu Köln an der Spree erſetzen. 

Seit der Errichtung des lutheriſchen Oberkonſiſtoriums bildete jeder 
der großen Zweige der evangeliſchen Kirche in der brandenburg⸗-preußiſchen 
Monarchie ein auch in der Verfaſſung abgeſondertes Ganzes unter einer 
eigenen Zentralbehörde. Über allen dreien aber ſtand in gleicher Weiſe 
der Landesherr als der oberſte Träger des Kirchenregiments über die 
Lutheraner wie die Reformierten. Die Vermittelung zwiſchen ihm und 
den Kirchen⸗Zentralbehörden wurde durch das geiſtliche Departement des 
Staatsminiſteriums gebildet, welches aus den beiden Juſtizminiſtern (einem 
reformierten und einem lutheriſchen) beſtand, in ein reformiertes und ein 
lutheriſches Departement zerfiel und die doppelte Aufgabe hatte: der im 
Generaldirektorium konzentrierten übrigen Landesverwaltung gegenüber 
die Rechte und Vorteile der Kirchen, den Kirchen gegenüber aber die 
Hoheitsrechte des Staates wahrzunehmen.!) Dieſe Verbindung der ſtaat⸗ 
lichen mit den kirchlichen Zentralbehörden durch die geiſtlichen Departements 
erhielt ſich bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts und wurde bei der 
Reorganiſation des Juſtizminiſteriums unter Friedrich Wilhelm III. 1798 
ausdrücklich beſtätigt.?) 

Einen völlig ſelbſtändigen kirchlichen Organismus neben der lutheriſchen, 
deutſch- und franzöſiſch-reformierten Kirche endlich bildete endlich die Militär⸗ 
kirche, deren ſelbſtändige Verfaſſungsentwickelung unter dem Großen 
Kurfürſten mit der Beſtellung beſonderer Feldprediger bei den einzelnen 
Regimentern (1655) begonnen hatte und um die Mitte des 18. Jahrhunderts 
zum Abſchluß gelangt war. Das Bedürfnis nach einer gemeinſamen 
Aufſichtsbehörde für die Feldprediger führte 1692 zur Errichtung des 
Konſiſtorial- oder Geiſtlichen Feld-Kriegsgerichts für die Armee,“) 
welchem die geiſtliche Disziplin über die Feldprediger und die Erledigung 
aller ad forum ecelesiastieum gehörigen Angelegenheiten der Soldaten an 
Stelle der ordentlichen Konſiſtorien übertragen wurde.“) Unter dem 
29. April 17115) erging für das Feldkonſiſtorium ein ausführliches 
Militär⸗Konſiſtorialreglement, welches am 15. Juli 17506) unter Hin⸗ 
zufügung einer vollſtändigen Militär⸗Kirchenordnung erneuert und beſtätigt 
wurde. Die Zuſammenſetzung des Feldkonſiſtoriums wurde wiederholt 
abgeändert. Zunächſt beſtand es aus dem Generalauditeur und zwei Feld⸗ 
predigern, dann traten noch zwei Stabsoffiziere und ſchließlich auch der 


1) v. Mühler a. a. O. S. 234; Bornhak a. a. O. II S. 190, 191. 

2) Reſkr. 155 2. April 1798 (N. C. C. X S. en 557 a. 4. O. S. 313 ff. 

3) Vdg. v. 7. April 1692 bei Mylius C. C. M. III S. 2 

4) Dis ee, der Eheſachen der Soldaten und Offttere an das Feld- 
konſiſtorium erfolgte Din 1 Verordnungen. Vgl. Mylius daſ. S. 275 ff., 233 

5) Mylius daſ. © 

6) Mylius C. C. . onlin. IV S. 237 ff. 
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1717 als Generalſuperintendent über die Militärgeiſtlichkeit eingeſetzte 
Feldprobſt und die in Berlin befindlichen Kriegsräte und Oberauditeure 
als Beiſitzer hinzu. Das Feldkonſiſtorium ſtand neben den drei 
Oberkonſiſtorien direkt unter dem geiſtlichen Departement bis es 1798 
dem damals neu errichteten Militär⸗Juſtizdepartement untergeordnet wurde,!) 
womit die Trennung der Militär- von der Zivilkirche auch in der Zentral⸗ 
aufſichtsinſtanz vollzogen war. Übrigens war die ganze Militär⸗Kirchen⸗ 
verfaſſung zunächſt nur auf das lutheriſche Kirchenweſen in der Armee 
berechnet — reformierte Feldprediger wurden ebenſo wie katholiſche in 
Friedenszeiten regelmäßig nicht angeſtellt — erſt durch Verordnung 
vom 11. Dezember 17512) wurde ſie auf die Reformierten ausgedehnt. 

III. Früher und noch ſchneller als in Brandenburg fand die 
Reformation in Preußen Eingang und Verbreitung, wo ſie von der 
geiſtlichen Obrigkeit ſelbſt betrieben wurde.?) Beide Biſchöfe des Landes, 
der Biſchof von Samland, Georg von Polenz, und der Biſchof von 
Pomeſanien, Erhard von Queis, traten zur evangeliſchen Lehre über 
(1519 bezw. 1523), und überall hatte dieſe bereits feſte Wurzel gefaßt, 
als Herzog Albrecht das Ordensland im Jahre 1525 in ein weltliches 
Herzogtum verwandelte. Noch in demſelben Jahre nahm der Herzog die 
Organiſation der Kirche in die Hand. Er wies die Pfarrer an, das 
Evangelium lauter und rein zu predigen und übertrug den Biſchöfen die 
Ausarbeitung einer Kirchenordnung, welche zuſammen mit einer Landes⸗ 
ordnung, die insbeſondere über Beſetzung und Suſtentation der Pfarren 
wie über das Schulweſen wichtige kirchenrechtliche Vorſchriften enthielt, 
noch im Jahre 1525 vom Landtage angenommen wurde.“) Im Jahre 
1528 beauftragte er die Biſchöfe mit einer Viſitation der Kirchen und 
ordnete die Einteilung des Landes in Archipresbyterate an, innerhalb deren 
die Erzprieſter die Aufſicht führen und regelmäßige Dekanatsſynoden 
abhalten ſollten; wichtigere Angelegenheiten wurden ſpäter den Provinzial⸗ 
ſynoden und der alljährlich einmal abzuhaltenden allgemeinen Synode 


1) Reſkr. v. 23. Okt. 1798 (N. C. C. X S. 1781). 

2) N. O. G I S. 237. 

3) Vgl. zum Folgenden insbeſ. Richter, Geſch. d. KV. S le Saab 
ſon, Geſch. d. Quellen (Preußen u. Poſen; ſ. oben S. 8 B, 1) S 11 f. La 
peyres a. a. O. (ſ. oben S. 16%) S. 134 ff.; Nicolovius, Die Ulſchöfliche 
Würde in Preußens ev. Kirche, h 1834, S. 11 ff. 

4) Jacobſon a. a. O. 23 ff, vgl. auch S. 51; die KO. („Artikel der 
Zeremonien und anderer Kirchen⸗ Sedmuge 9 ER die Candesorbnung find mit einigen 
Weglaſſungen abgedruckt bei Richter, KO. J. S. 28 ff. Über die i. J. 1530 u. d. 
N „Articuli ceremoniarum . “ erichienene Uberſetzung der KO. vgl. Jacobſon 

d. O. S. 31 ff. J J 21944 wurde die KO. einer Reviſion unterworfen u. in 
ſteiſcher polniſcher und deutſcher Sprache publiziert; der deutſche Text iſt ab⸗ 
i bei Richter a. a. O. II S. 64 ff., auch bei Tſchakert, Urkdbch. z. Ref.⸗Geſch. 

d. Hzgt. Preußen I S. 215. u die ſog. Dfianderjche KO. und 11 nochmalige 
Reviſion der KO. v. 1544 i. J. 1558 vgl. Jacobſon a. a. O. S. 44 ff. 
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überwieſen.!) Die Biſchöfe aber verloren mehr und mehr ihre ſelbſtändige 
Stellung, ſie wurden zu landesherrlichen Kirchenbeamten, deren Kompetenz 
der Landesherr beſtimmte.?) Allein auch fo ſcheint dem Herzog das 
Biſchofsamt eine unbequeme Inſtitution geweſen zu ſein. Wiederholt 
(1550, 1552, 1554) ließ er die erledigten Biſchofsſtühle unbeſetzt und 
entſchloß ſich nur auf Drängen der Stände, die dabei wohl mehr politiſche 
als kirchliche Intereſſen im Auge hatten, das Amt weiter zu erhalten. 
So beſtand die biſchöfliche Verfaſſung noch bis 1587. Als in dieſem 
Jahre jedoch der Biſchof Wigand von Pomeſanien, der ſeit 1577 
auch das Bistum Samland verwaltet hatte, ſtarb, wurde keiner der 
beiden Biſchofsſtühle mehr beſetzt. Dem Markgrafen Georg Friedrich 
von Ansbach, der damals in Preußen für den blödſinnigen Herzog Albrecht 
Friedrich die Regierung führte, mißfiel ebenfalls das Regiment der Biſchöfe, 
die ſich „allzugroßer Gewalt unterfangen, unternommen und angemaßt.“ 
Er wünſchte die Konſiſtorialverfaſſung, mit der er in feinen eigenen Landen 
zu regieren gewohnt war, und führte ſie jetzt auch, ungeachtet des heftigen 
Widerſpruches der Stände ein, indem er zwei Konſiſtorien, eins zu Königs⸗ 
berg für das Samland und eins zu Saalfeld für Pomeſanien errichtete, 
die an die Stelle der Biſchöfe und der biſchöflichen Offiziale traten.“) 
Der Anfall des Landes an Brandenburg hatte für feine Kirchen⸗ 
verfaſſung keine unmittelbaren Folgen. Die vorgefundene Konſiſtorial⸗ 
verfaſſung wurde von den Kurfürſten beſtätigt und befeſtigt, obgleich die 
Stände noch lange die Wiedereinführung von Biſchöfen verlangten. Erſt 
die politiſche Reorganiſation des Jahres 1661 brachte eine bedeutſame 
Neuerung: die Unterordnung der Konſiſtorien unter die weltliche Provinzial⸗ 
behörde. Die neugeſchaffene oberſte Regierungsbehörde des Landes, die Ober: 
väte?) wurden beauftragt, das fürſtliche „Jus Episcopale und alles was davon 


1) Jacobſon a. a. O. S. 29 ff. 
2) Vgl. das Schreiben des Herzogs an Melanthon v. 30. März 1543 bei 
Mejer, Zum Kirchenrecht des Reformationsjahrhunderts, S. 491. 

3) Was die Zuſammenſetzung dieſer Konſiſtorien anlangt, ſo erfolgte dieſe 
nach Maßgabe eines auf Veranlaſſung des Markgrafen bereits 1584 ausgearbeiteten 
Entwurfs einer Konſiſtorial⸗Ordnung, welche wegen des Widerſtandes der Stände 
nicht zur Vollziehung gelangt war. In dieſem war die Beſetzung des Konſiſtoriums 
— man hatte nur eins in Königsberg in Ausſicht genommen — mit ſechs bis 
acht Mitgliedern vorgeſehen, von denen die Hälfte Laien (Politiei), die Hälfte 
Theologen ſein ſollten; der Präſident ſollte aus den weltlichen Mitgliedern ge- 
nommen werden. Bis zum Anfange des 18. Ihdts. wurden alle Stellen in den 
Konſiſtorien nur mit Lutheranern beſetzt, ſeit 1709 jedoch ein weltlicher und ein 
geiſtlicher Rat (in Kbg. der erſte ref. Hofprediger) aus den Reformierten genommen. 
Jacobſon a. a. O. S. 56 ff., 82 u. i. d. Ztſchr. III S. 309 u. 338. Acta Bo- 
russica VI, 1 S. 306 ff. 

4) über die Entwickelung des Inſtituts der vier Oberräte (Landhofmeiſter, 
Oberburggraf, Kanzler und Obermarſchall) und ſeine Bedeutung für die politiſche 
Verwaltung vgl. Bornhak, Geſch. d. Preuß. Verw.⸗R. I, S. 301 ff. Nach der 
Verfaſſung von 1661 ruhte in dem Kollegium der Oberräte, welchem der König 
Friedrich I ſpäter den Titel „preußiſches Staatsminiſterium“ beilegte, die geſamte 
Landesverwaltung, und es erhielt daher die Aufſicht über ſämtliche Landeskollegien. 
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dependiret, beſondern auch Unßere Jura Patronatus fleißig zu respieiren“, und 
allgemein angewieſen, die „Ober Inspektion nicht allein über Unßere Consis- 
toria, beſonders auch alle Prediger im gantzen Lande, in Städten und Dörffern“ 
zu führen.!) „Über die Erzprieſter ſollten die Konſiſtorien und über dieſe 
die Oberregierung die Aufſicht behalten.“ Hand in Hand damit gingen 
Beſchränkungen der bisherigen Kompetenz der Konſiſtorien; an dem kirch⸗ 
lichen Dispenſations⸗ und Verordnungsrecht wurde die Regierung in 
weiterem Umfange beteiligt.?) Unter Friedrich Wilhelm I. traten dann 
neben die Konſiſtorien einige neue Behörden,?) von denen jedoch nur die 
1736 errichtete Generalſuperintendentur dauernden Beſtand behielt. 
Wichtiger waren die Reformen unter Friedrich II.: Im Jahre 1751 wurde 
das Konſiſtorium zu Saalfeld aufgehoben und die Kompetenz des Kon⸗ 
ſiſtoriums zu Königsberg, welches unter das neue lutheriſche Oberkonſiſtorium 
zu Berlin trat, auf das ganze Herzogtum ausgedehnt. Der Generalſuperinten⸗ 
dent erhielt Sitz und Stimme im Konſiſtorium „mit dem Vorſitze vor den 
übrigen Räten“. Die Zuſtändigkeit des Konſiſtoriums wurde abermals ein⸗ 
geengt. Es verlor zunächſt 1748 ſeine Gerichtsbarkeit, beſonders in Ehe⸗ 
ſachen und Strafſachen der Geiſtlichen und wurde dann durch Reglement 
vom 3. September 1781 ſchlechthin auf die „ad interna ecclesiae ge⸗ 
hörigen Angelegenheiten“ beſchränkt, während mit der Verwaltung der 
Externa die Regierung betraut wurde.“) 
Die Reformierten erlangten in Preußen bei dem energiſchen 
Widerſtand der Stände erſt nach dem Wehlauer Vertrage (19. Sep⸗ 
tember 1657) eine allgemeine Anerkennung, und erſt unter der Regierung 
Friedrich III /I. kam es zu zahlreichen deutſch- reformierten Gemeinde⸗ 
bildungen.“ Dieſe wurden der Inſpektions⸗Ordnung v. 24. Oktober 1713 
unterſtellt und teilten die Entwickelung ihrer brandenburgiſchen Schweſter⸗ 
gemeinden. 6) 


Darüber, daß es im Gegenſatz zu den Regierungsbehörden anderer Provinzen 
nicht mit der Juſtiz betraut war, dieſe vielmehr von beſonderen Gerichtsbehörden 
gellbt wurde, vgl. Bornhak a. a. O. I S. 372ff., II S. 82. 

1) Vgl. die neue Regierungsverfaſſung des Herzogtums Preußen v. Jahre 
1661 in d. Ztſchr. f. preuß. Geſch. u. Landeskunde, Jahrg. 1874, S. 47, 49. 

2) Jacobſon, Geſch. d. Quellen, ©. 73, 74, 76, 77. . 

3) So die zunächſt für Litthauen zum Zweck der Kontrolle des kirchlichen 
Rechnungsweſens errichtete Kirchen- u. Schulkommiſſion, die dann unter Er⸗ 
weiterung ihrer Kompetenz als perpetuierliche Kirchenkommiſſion auf 1 
Preußen ausgedehnt wurde, u. das alsdann wieder beſonders für Litthauen errichtete 
und mit Befugniſſen eines Konſ. ausgeſtattete Kirchenkollegium. Über dieſe 
Behörden vgl. Jacobſon a. a. O. S. 88 ff. Die letztere kam unter Friedrich II 
wieder ganz in Wegfall, während die erſtere in eine Inſpektionsbehörde für Land⸗ 
ſchulen umgewandelt wurde. 

4) Jacobſon a. a. O. S. 185 ff. x 

5) Jacobſon i. d. Ztſchr. f. KR. III ©. 294, 296, 301 ff., 306, 308 ff. 

6) Vgl. oben S. 23. Die eine in der Provinz vorhandene franz.⸗ref. Ge⸗ 
meinde zu Königsberg (gegründet 1686), welche die gewöhnliche franz. Presbytertal⸗ 
verfaſſung hatte, wurde unmittelbar dem franz. Oberkonſiſtorium (keinem Inſpektor) 
unterſtellt. Jacobſon daj. S. 326. — Über die Vertretung der Reformierten im 
Provinzialkonſiſtorium vgl. oben S. 275. 
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IV. Von weſentlich anderen Anfängen aus als in der Mark und 
in Preußen hat ſich die Konſiſtorialverfaſſung in Pommern) entwickelt, 
wo, wie nur noch in wenigen anderen Territorien,?) das Kirchenregiment 
längere Zeit hindurch in den Händen des Lehrſtandes ruhte. Als hier 
die Reformation, die bereits ſeit 1523 im Lande Verbreitung gefunden 
hatte, im Jahre 1535 durch die beiden Herzöge Barnim IX. und Philipp I. 
allgemein eingeführt,) und die erſte von Bugenhagen verfaßte Kirchen- 
ordnung erlaſſen wurde,) wollte man die Jurisdiktion den neu eingeſetzten 
Superintendenten und dem Biſchof von Kamin übertragen. Da dieſer 
jedoch, trotzdem daß ihm für den Fall ſeines Übertritts zur neuen Lehre 
das Amt eines Generalſuperintendenten zugedacht war und ihm über ganz 
Pommern die Ordinations- und Jurisdiktionsrechte verbleiben ſollten, die 
neue Ordnung verwarf, wurden ſtatt ſeiner vier Generalſuperintendenten 
mit der oberſten Leitung der Kirche betraut.?) Der weitere Ausbau der 
Kirchenverfaſſung wurde von einer Beratung der Geiſtlichkeit abhängig 
gemacht, indem Herzog Philipp im Jahre 1541 Synoden anordnete, „damit 
man ſich der Lehre, Zeremonien und anderer Stücke ſo noch unrichtig, der 
Schrift gemäß vereinigen und vergleichen möchte“. ) Als die Geiſtlichen 
darauf zuſammentraten, erklärten ſie zuerſt die Synoden für eine gute und 
beizubehaltende Einrichtung und beſchloſſen fortan jährlich zuſammen⸗ 
zukommen; ſie nahmen von vornherein das Kirchenregiment ausſchließlich 
für ſich in Anſpruch und gedachten es in den Synoden und unter Leitung 
der Superintendenten auszuüben, während ſie dem Fürſten nur ſchutz⸗ 
herrliche Befugniſſe der Kirche gegenüber einräumten.“) Und dieſe Auf⸗ 
faſſung hatte nicht nur theoretiſche Bedeutung, der Lehrſtand regierte that⸗ 
ſächlich in dieſer Weiſe die pommerſche Kirche. Erſt nach ca. 20 Jahren 


1) Vgl. zum Folgenden a J. H. v. Balthaſar, Sammlung einiger 
Urkunden zur pommerſchen Kirchenhiſtorie, 2 Tle., Greifswald 1723 u. 1725; Aug. 
v. Balthaſar, lus ecclesiasticum pastorale, 2 Bde., Greifswald 1760 u. 1763; 
Biederſtedt, Sammlung aller kirchl. Verordnungen im Herzogtum Neuvorpommern 
u. Fürſtentum Rügen, Tl. I, Stralſund 1816. Abſchnitt I, Kirchl. Verf. in Pomm. 
Ihre allmähliche Entſtehung; (v. Medem), Geſch. der Einführung der ev. Lehre in 
Pommern, Greifswald 1837; Richter, Geſch. d. KV. S. 123 ff. 

2) Vgl. Rieker, Die rechtl. Stellung der ev. K. S. 180. 

3) Laspeyres a. a. O. (f. oben S. 162) ©. 64ff. 

5 17 KO. I S. 248. Der KO. folgte die erſte Agende 1542; Richter 
ie e eee 

5) Es wurde je einer beſtellt für die drei Regierungen Stettin, Wolgaſt, 
Kamin u. desgl. einer zu Stolpe; doch führten die zu Kamin u. zu Stolpe nur 
den Titel „Superintendent“. Vanſelow, Zuverläſſige Nachrichten von denen 
Generalſuperintendenten, Präpoſiten u. Paſtoren ... Stargard 1766, S. 3; hier 
auch Mitteilungen über ſpätere Veränderungen. 

6) Balthaſar, Sammlung S. 4. 

7) „S. F. G. wolle ihnen und ihren Kirchen behülfflich ſeyn, die Gebrechen 
per secundam visitationem zu beſſern und verſchaffen, daß ſie ihre Jurisdiktion 
und Judieia ecelesiastica ordentlich mochten haben und halten.“ Balthaſar a. a. O. 
S. 12. Über eine Reihe ſpäterer Synodalbeſchlüſſe ähnlichen Inhalts vgl. Richter 
a. a. O. u. Dove in der Ztſchr. II S. 141 ff. 
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gelang es den Landſtänden, ihm einzelne Konzeſſionen abzunötigen, infolge 
deren dann 1563 die revidierte Kirchenordnung!) emaniert wurde. Zwar 
iſt auch in dieſer die Idee, daß das Kirchenregiment beim Lehrſtande ruhe, 
noch nicht aufgegeben,?) allein daſſelbe entfaltet ſich jetzt in den Superin⸗ 
tendenten, den Synoden und in den Konſiſtorien, durch welche letztere 
dem Landesherrn und den Ständen ein materieller Einfluß auf ſeine Aus⸗ 
übung geſichert wird. Die Konſiſtorien, deren je eins zu Stettin, Greifs⸗ 
wald und Kolberg errichtet wirds), haben die Aufgabe auf die reine Lehre 
und die Zeremonien zu achten, Disziplin und Gericht zu halten, das Kirchen⸗ 
gut zu ſchützen u. a. m. Sie beſtehen aus dem landesherrlich ernannten 
Superintendenten und zwei Theologen, denen die Fürſten zwei Juriſten 
und einen Notar beigeben. In wichtigen Rechtsſachen aber treten die 
Konſiſtorialen auf Befehl der Fürſten mit etlichen Hofräten und Deputierten 
aus Ritterſchaft und Städten am Hoflager zuſammen. Die Stellung der 
Superintendenten iſt eine biſchöfliche.“) Ihnen ſteht die Aufſicht über 
Lehre und Zeremonien, die Ordination und Inſtitution, und die geiſtliche 
Jurisdiktion im Konſiſtorium zu: „dat ſe dorch Examina, Synodos, 
Visitation unde Conſiſtoria Chriſtlicke einicheit, ynn der lehre, unde 
Ceremonien unde diſciplin ynn Kerken unde Scholen erholden.“ 
Die Synoden?) ſind nach der Kirchenordnung teils partikulare, 
teils allgemeine. Jene, die jährlich oder doch ein Jahr ums andere 
zu halten find, ſollen die theologiſche Fortbildung fördern, die Kirchen— 
ordnung aufrechterhalten, Wandel und Amtsführung der Geiſtlichen 
und Kirchendiener überwachen und ſind zu dieſem Behufe mit einer 
Disziplinarſtrafgewalt gegen die Paſtoren ausgerüſtet. Dieſe haben die 
Generalſuperintendenten, ſo oft es Not tut, mit Genehmigung des Fürſten 
zu berufen, damit fie über wichtige Fragen, wie insbeſondere Lehr- 
ſtreitigkeiten, Anderungen der Kultusordnung und Vorbringen gegen die 
Generalſuperintendenten ſelbſt berate und beſchließe. Die Fürſten behalten 


1) Richter, KO., II S. 229. Der Reviſion der KO. folgte 1568 eine Reviſion 
der Agende, Richter a. a. O. S. 318. 

2) Sie iſt insbeſondere deutlich ausgeſprochen in dem von der Lehre handelnden 
Abſchnitte, wo es heißt: „Hirby ſcholl ock alle Chriſtlike Ouericheit vnderrichtet vnde 
ermanet werden, dat ſe de Regel Chriſti holde: Geuet dem Keyſer wat des Keyſers 
ys, unde Gade wat Gades ys, dat je... dat Kerkenregiment nicht vnder⸗ 
drücke edder eres gefallens Reformire, Sönder det Predigamt ehre, 
beſcherme vnde verſorge, alſe ym Propheten Eſaja geſchreuven ſteit, Reges 
erunt nutritores tuj. Wenn ouerjt die Duericheit ychtes wat gebüth effte dryſt, 
dat wedder Gades wort unde dat Predigamt ys, möten die Chriſten yn der furchte 
Gades der Apoſtel Regel folgen Oportet Deo magis obedire quam hominibus.“ 
Richter KO. II S. 232. 

3) Richter a. a. O. S. 238. 

4) Dies gilt insbeſondere betreffs der Generalſuperintendenten, deren es jetzt 
drei giebt, je einen am Sitze jedes Konſiſtoriums. Ihnen find in der KO. einzelne 
Rechte beſonders vorbehalten und alle Pfarrer u. Superintendenten ihres Bezirkes 
zum Gehorſam ſchuldig. Richter a. a. O. S. 240. 

5) Richter a. a. O. S. 240, 241. 
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ſich vor, zu den allgemeinen Synoden etliche ihrer Räte ſowie etliche 
Deputierte aus Ritterſchaft und Städten zu entſenden. — Nach dieſen 
Vorſchriften der neuen Kirchenordnung wurde die pommerſche Kirche 
tatſächlich noch dreißig Jahre vom Lehrſtande unter beſcheidener Mit⸗ 
wirkung des Landesherrn regiert, dann gelangte aber auch in ihr 
das reine Konſiſtorialſyſtem zur Herrſchaft. Seit dem Jahre 1593 
wurden allgemeine Synoden nicht mehr gehalten !), und im Jahre 1636 
wurde auch die bisher von den Generalſuperintendenten gehandhabte 
Jurisdiktion den Konſiſtorien überwieſen; die Konſiſtorien aber traten 
gleichzeitig, ähnlich wie ſpäter in Preußen, unter die Oberaufſicht der 
weltlichen Regierungsbehörde, zu Gunſten deren ihre Kompetenzen vielfach 
eingeſchränkt wurden.?) — Eine beſondere Stellung nahm in der erſten 
Entwickelungsperiode der pommerſchen Kirchenverfaſſung Stralſund ein, 
wo die evangeliſche Kirche ſchon vor ihrer offiziellen Einführung im Lande 
feſten Fuß gefaßt und eine ſelbſtändige Organiſation empfangen hatte.“) 
Hier wurde bereits im Jahre 1525 vom Magiſtrat ohne Mitwirkung der 
Landesherren eine Kirchenordnung erlaſſen,) die inſofern von beſonderem 
Intereſſe iſt, als uns in ihr zum erſten Male das zum Gemeingut 
der evangeliſchen Kirche gewordene Superintendentenamt entgegentritt.“) 
Das Kirchenregiment lag nach dieſer Ordnung in den Händen der Stadt— 
obrigkeit, die jedoch bei allen wichtigen Maßnahmen „nach rade des 
äuerſten Predigers“ verfuhr. Später wurde eine vom Magiſtrat losgelöſte 
Kirchenregimentsbehörde mit dem „Superintendens edder pastor primarius“ an 
der Spitze gebildet 6) und dieſe blieb, wenngleich mit mannigfaltiger Beſchränkung 


1) Balthaſar, Ius eccl. I ©. 262. 

2) Balthajar a. a. O. ©. 541, 550, 579. 

3) Vgl. Ziemßen, Urkundl. Nachweiſung des Grundes der Eigentümlichkeit 
der ev.⸗luth. Kirchenverfaſſung der Stadt Stralſund, Stralſ. 1856; Braun, Th., 
Städtiſches Kirchenregiment in Stralſund i. d. Ztſchr. XXII S. 61 ff. 

4) Richter, KO. I S. 23 ff. Dieſe KO. iſt verfaßt von Johann Aepinus 
u. iſt überhaupt die älteſte luth. KO., die das Bild einer in allen Teilen geregelten 
K.⸗Verf. enthält. 

5) Über das Superintendentenamt insbeſ. vgl. KO. Ziff. 3—6, 12, 16. Es 
iſt notwendig, jagt das Geſetz, „dat man einen mann hebbe, in der hilligen ſchrift 
wohl erfahren unn eines unſträflichen leuendes, de der anderen prediger höuet ſy, 
unn dem ſe ock hören möten, dat een jedermann nicht fahre nha ſynem eghenen 
kopp, unn chriſtlicke einigheit werde upgehauen und thotrennet”. „De äuerſte 
prediger ſchall darup ſehen, dat de prediger gades wort recht vöhren unn datſuluige 
mit einem göttlichen leuen zieren. So ſe äverſt befunden würden, dat ſe beneven 
chriſtlicher lehre unchriſtlick leueden und, dörch den äuerſten prediger vormahnt, nicht 
affleten: ſchall ein erſam rath demſuluen orloff geuen, unn nah rade deſſuluen 
äuerſten predigers enen anderen vodern.“ Der Titel „Superintendent“ kommt in 
der KO. noch nicht vor, ſie ſpricht nur von dem „äuerſten prediger“. Als „Super⸗ 
intendent“ wird der ſtralſundiſche Oberpfarrer zuerſt in einem von Bugenhagen 
1535 aufgenommenen Viſitationsrezeß (häufig fälſchlich die II. Stralſunder KO. 
genannt) bezeichnet, nachdem dieſe Bezeichnung ſchon in der ſächſiſchen Geſetzgebung 
U. in der allgem. pomm. KO. gebraucht worden war; Mohnike u. Zober, 
Stralſundiſche Chroniken, Stralſund 1833, p. XLIII ff. bei. XLIX. 

6) KO. v. 1555 (Richter a. a. O. II E. 167) u. beſ. KO. v. 1608 (Balthaſar 
jus. ecel. II S. 682 ff.); Kru ſe, Geſch. der Stralſunder Stadt-Berf., Stralſ. 1847, S. 29. 
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ihrer Gerichtskompetenz, auch nachdem die Stadt ſich 1612/13 dem landes⸗ 
herrlichen Kirchenregimente unterworfen hatte, als beſonderes Konſiſtorium 
für Stralſund beſtehen.!) Die politiſchen Umwälzungen, welche in den beiden 
folgenden Jahrhunderten in Pommern vor ſich gingen, ließen die prinzipielle 
Seite der Kirchenverfaſſung unberührt, hatten jedoch mehrere formelle Verände⸗ 
rungen in den Konſiſtorialbehörden zur Folge: Als nach dem Tode Bogislaws 
XIV., des letzten Stammesherzogs, der von 1625 bis 1637 ganz Pommern 
wieder vereinigt hatte, durch den Weſtfäliſchen Frieden die pommerſchen Lande 
teils an Brandenburg, teils an Schweden gekommen waren,) verlegte zu⸗ 
erſt die brandenburgiſche Regierung das in dem ihr angefallenen Ge⸗ 
biete befindliche Kolberger Konſiſtorium als Landeskonſiſtorium für Hinter⸗ 
pommern nach Köslin.“) Dann wurde ſeitens der ſchwediſchen Regierung 
im Jahre 1657 das Konſiſtorium zu Stettin aufgelöſt?) und das Kon⸗ 
ſiſtorium zu Greifswald zum Landeskonſiſtorium für ganz ſchwediſch 
Pommern erhoben; nur das Stadtkonſiſtorium zu Stralſund blieb in alter 
Weiſe fortbeſtehen. Beide letztgenannten Konſiſtorien hatten unter der 
ſchwediſchen Herrſchaft die ganze kirchliche Verwaltung, jenes für das 
ganze Land, dieſes für den Stadtbezirk; “) die kirchliche Gerichtsbarkeit da⸗ 
gegen wurde ihnen durch eine Verordnung vom 8. Oktober 1810 in 
weitem Umfange entzogen. 

Die Reformierten erlangten in den einzelnen Teilen Pommerns 
erſt nach deren Anfall an Preußen Gleichberechtigung mit den Lutheriſchen 
und die Möglichkeit, ſelbſtändige Gemeinden zu bilden. Die Verfaſſung 
ihrer Kirche beſtimmte ſich ſpäter nach der Inſpektionsordnung vom 
24. Oktober 1713.0) 

1) Anerkannt durch Erbvergleich v. 11. Juli 1615. Ziemßen a. a. O. S. 14 ff. 
Balthaſar jus. eccl. I S. 473 ff.; derſelbe Hiſtoriſch. Nachr. von den Landes⸗ 
gerichten im Herzt. Pommern, Greifswald 1737, S. 109. 

2) Die heute zur Provinz Pommern gehörigen Herrſchaften Lauenburg 
und Bütow, welche z. 3. der Reformation von den pommerſchen Herzögen als 
polniſche Lehen beſeſſen und zuſammen mit den pommerſchen Herzogtümern re⸗ 
formiert waren, gingen nach dem Tode Bogislaws XIV der lutheriſchen Kirche 
wieder gänzlich verloren, indem Polen ſie einzog und in ihnen die katholiſche 
Kirche in vollem Umfange reſtituierte. Erſt nachdem beide Gebiete durch den Ver⸗ 
trag zu Bromberg v. 6. Nov. 1657 lehnsweiſe an Brandenburg gekommen waren, 
wurde der evangeliſchen Lehre neuer Eingang in ihnen verſchafft. Bis zum Jahre 
1773, in dem die polniſche Lehnsherrlichkeit endigte, ſtand die lutheriſche Kirche des 
Landes unter einem eigenen Unterkonſiſtorium in Lauenburg, dann wurde ſie mit 
der evangeliſchen Kirche Weſtpreußens, 1803 jedoch wieder mit der Hinterpommerns 
verbunden. Vgl. Cramer, R., Geſch. der Lande Lauenburg u. Bütow, Königs- 
berg 1858, 2 Tle.; Thym, die erſte ev. Kirche Neuendorffs, Köslin 1850. a 

7 Balthaſar, jus eccl. I S. 473. Vgl. auch Bornhak a. a. O. 1 S. 281 ff. 
u. 432 ff. 
4) J. J. 1700 wurde hier jedoch wieder eine Subdelegation eingerichtet. 
Dähnert, Sammlung gem. u. beſ. pommerſcher Landesurkunden, Stralſund 
1765—86, III S. 138. N 

5) vgl. Braun a. a. O. S. 71 ff. 

6) Jacobſon i. d. Ztſchr. III S. 300, 303 (Bütow u. Lauenburg), 310, 


335, 347. Eine franz.⸗ref. Gemeinde gab es nur in Stettin (anerkannt 1721), dieſe 
begründete mit der deutſch⸗xef. daſelbſt ein Simultaneum. Daſ. S. 310, 334. 
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V. Schleſien, welches ſeit dem Jahre 1355 zum Königreich Böhmen 
gehörte, beſtand zur Zeit der Reformation aus einer größeren Anzahl 
durch Erbteilungen unter der polniſchen Herrſchaft entſtandener Fürſten⸗ 
tümer, von denen die einen in das unmittelbare Eigentum des Königs 
gelangt waren (Erbfürſtentümer)h, während andere — größtenteils im 
Beſitze auswärtiger Herrſcherfamilien — eigene Regierungsrechte hatten 
und nur der böhmiſchen Lehnsherrlichkeit unterlagen (Lehnsfürſtentümer).!) 
Dieſe verſchiedene politiſche Stellung der einzelnen ſchleſiſchen Gebietsteile 
war auch für die reformatoriſche Bewegung nicht ohne Bedeutung. In 
den Lehnsfürſtentümern gelangte die neue Lehre zur förmlichen Aufnahme, 
ſie wurde von den Fürſten, die aus ihrer Landeshoheit für ſich dasſelbe 
jus reformandi herleiteten, welches die deutſchen Reichsfürſten beſaßen, 
öffentlich eingeführt und befeſtigt. In den Erbfürſtentümern dagegen war 
bei der feindlichen Stellung der Krone zur Reformation jede Förderung 
dieſer von oben her naturgemäß ausgeſchloſſen; wenn ſie auch hier 
einſtweilen feſten Fuß faſſen konnte, ſo hatte ſie das lediglich einer durch 
die Not gebotenen Duldung zu verdanken.?) Von der großen Maſſe des 
Volks faſt überall günſtig aufgenommen, beſaß die neue Kirche bereits in 
der erſten Hälfte des 16. Jahrhunderts in weiten Gebieten Schleſiens 
die öffentliche Religionsübung und hier und da auch ſchon eine Organiſation. 
Nachdem in Breslau, der Hauptſtadt des Landes, im Jahre 1523 
evangeliſcher Gottesdienſt eingerichtet war, erfolgte ein gleiches in Liegnitz, 
Brieg und Wohlau (1524), Jägerndorf und Militſch (1525), Oppeln 
und Ratibor (1532), Münſterberg und Oels (1538), Kroſſen und Sagan 
(1539), in Leobſchütz (1541), in Glatz (1556) u. a. m. Zur weiteren 
Durchführung und Befeſtigung der Reformation erließ ferner im Jahre 
1533 Markgraf Georg von Ansbach für ſein Herzogtum Jägerndorf und 
die ihm verpfändete Standesherrſchaft Beuthen die erſte ſchleſiſche Kirchen— 
ordnung.?) Seinem Vorgange folgte bald Herzog Friedrich von Liegnitz, “) 


1) Laspeyres a. a. O. (ſ. oben ©. 16), ©. 278 ff., 289, 297 ff. 

2) Laspeyres a. a. O. S. 300 ff. 

3) Laspeyres a. a. O. S. 305. 

4) Bereits 1527 hatte der Herzog ſeine Auffaſſung von der Reformation und 
den mit dieſer verbundenen Einrichtungen in einer Schrift „Grundtvrſach und ent⸗ 
ſchuldung auſſetzlicher verunglimpffenn, von wegen der prediget des heiligen Euangelii“ 
(Richter KO. I S. 72) bekanntgegeben. 1534 hatte er eine Vdg. über die Ver⸗ 
waltung der Sakramente (Richter a. a. O. S. 239) erlaſſen. 1542 endlich regelte 
er noch die Verf. der neuen K. in ſeinen Landen durch eine KO. (Richter 
g. a. O. S. 360; über die Streitfrage, ob die KO. 1542 oder ſchon 1534 erlaſſen 
iſt, vgl. die Vorbemerkung bei Richter u. Laspeyres a. a. O. S. 306 21). 
Nach ihr waren in größeren Städten Senioren und für jedes Herzogtum ein 
Superintendent angeſtellt, denen ſowohl die Aufſicht über Lehre und Kultus, wie 
das Halten von Pfarrkonventen, die Prüfung, Anſtellung und Entlaſſung der 
Pfarrer oblag. 1579 wurde die KO. abgeändert. 1594 wurde die Wittenberger 
KO. v. 1557 mit geringen Abänderungen in Liegnitz eingeführt (Richter a. a. O. 
II S. 479). 
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dann auch andere Fürſten und Herren.!) Regelmäßig wurden für die 
kirchliche Verwaltung Superintendenten (Inſpektoren) und unter dieſen für 
kleine Kreiſe Senioren beſtellt, ſpäter auch bisweilen ordentliche Konſiſtorien 
eingeführt.?) — Allein nicht lange ſollte die neue Kirche ſich ſolch günſtiger 
Entwickelung erfreuen. Bereits in der zweiten Hälfte des 16. Jahr⸗ 
hunderts begann wie im übrigen Deutſchland ſo auch in Schleſien in den 
Gebieten katholiſcher Herren die Gegenreformation und wurde hier, von 
den Breslauer Biſchöfen wie auch vom König unterſtützt, mit beſonderem 
Eifer betrieben. Ungeſtraft ſtörten und hinderten die Katholiſchen den 
evangeliſchen Gottesdienſt und bemächtigten ſich der evangeliſchen Kirchen, 
bis endlich durch den Prager Frieden vom 30. Mai 1635, der für ganz 
Deutſchland einen Sieg des Katholizismus bedeutete, auch formell den 
Evangeliſchen das Recht der freien Religionsübung im größten Teile 
Schleſiens entzogen wurde.?) Nur für die Fürſtentümer Liegnitz, Brieg, 
Münſterberg⸗Ols und für die Stadt Breslau wurde es ihnen zugeſtanden, 
aus den übrigen Gebieten ſollten ſie auswandern dürfen. Dies wurde 
im Weſtfäliſchen Frieden lediglich beſtätigt.“) Bezüglich der Erbfürſtentümer 
war der Kaiſer auch bei den Osnabrücker Verhandlungen zu keiner weiteren 
Konzeſſion zu bewegen geweſen, als daß hier die Herren und Adeligen 
wie deren Untertanen nicht wegen des Bekenntniſſes der Augsburgſchen 
Konfeſſion zum Verkauf ihrer Güter und zur Auswanderung gezwungen, 
an dem Beſuche auswärtiger Gottesdienſte nicht gehindert werden und 
daß ſolche, die bei der Auswanderung ihre Güter nicht verkauften, befugt 
bleiben ſollten, zur Beſorgung ihrer Angelegenheiten ins Land zu kommen; 
endlich ſollten die Evangeliſchen 3 Kirchen bei Schweidnitz, Jauer und 
Glogau erbauen dürfen.?) Mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln 
ſuchte aber der Kaiſer den Proteſtantismus in dieſen Erbfürſtentümern zu 
unterdrücken. Unterm 19. Dezember 1652 erließ er ein Edikt, daß in ihnen 
alle evangeliſchen Kirchen eingezogen und alle evangeliſchen Geiſtlichen aus— 
gewieſen werden ſollten,“) und ſogenannte Remotionskommiſſionen vollſtreckten 
in den Jahren 1653 und 1654 tatſächlich dieſe Anordnung. So war in 
kurzem das kräftig aufblühende evangeliſche Kirchenweſen in den Erb: 
fürſtentümern und den Beſitzungen katholiſcher Herren völlig vernichtet 


1) So z. B. Herzog Karl II von Münſterberg-Oels, KO. v. 1593, revidiert 
1664, v. Kamptz, Provinzialrechte I S. 591 Nr. 13; Laspeyres a. a. O. S. 3322. 
Desgl. d. Standesherrſchaft Militſch 1596, v. Kamptz a. a. O. S. 606 Nr. 2. 

2) Laspeyres a. a O. S. 30981. Eine beſondere Ordnung erhielt 1613 
das Konſiſtorium zu Liegnitz, v. Kamptz a. a. O. S. 543 Nr. 18. 

3) Das Prager Friedensinſtrument u. den Nebenrezeß für Schleſien ſ. bei 
Lünig, Reichsarchiv Pars spec. Tl. 1 S. 108 ff., auch bei Worbs, Die Rechte der 
ev. Gemeinden in Schleſien, Sorau 1825, Beil. VIII S. 315 ff. 

4) I. P. O. V. 8 38. 

5) J. P. O. V. 88 39, 40. 

6) Worbs a. a. O. S. 16. 
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und auch in den mittelbaren Fürſtentümern mit evangeliſcher Obrigkeit 
wurde ſein Beſtand durch willkürliche Eingriffe aller Art mehr und mehr 
in Frage geſtellt. Nur in der Stadt Breslau, in Ols und in Liegnitz, 
Brieg und Wohlau hatte er ſich ungeſtört erhalten. Hier fand regelmäßig 
öffentlich evangeliſcher Gottesdienſt ſtatt und die Organiſation der Kirche 
wurde eifrig befeſtigt und ausgebaut.!) Allein auch dieſe letzten Stützpunkte 
verſuchte der Kaiſer dem Proteſtantismus zu entziehen. Als er im Jahre 
1675 nach dem Tode des letzten Herzogs von Liegnitz, Brieg und Wohlau 
in den Beſitz dieſer Fürſtentümer gekommen war, beſetzte er hier die 
evangeliſchen Pfarrſtellen mit katholiſchen Geiſtlichen, gab den evangeliſchen 
Konſiſtorien katholiſche Präſidenten und zog nach und nach die evangeliſchen 
Kirchen ein. Erſt durch die dem kraftvollen Eingreifen Karls XII. von 
Schweden zu verdankende ſogenannte Altranſtädter Konvention vom 
f. Septen 1707 und den ihr folgenden Exekutionsrezeß vom 8. Februar 
17092) wurde den Evangeliſchen Hilfe gebracht: In Liegnitz, Brieg und 
Wohlau wurden ihnen 114, in Breslau 4 eingezogene Kirchen und 
ebenſo die eingezogenen Schulen mit der Verſicherung reſtituiert, daß in 
Zukunft derartige Einziehungen unterbleiben würden. Den 3 Friedens⸗ 
kirchen wurde eine unbehinderte Entwickelung geſichert. Die Erbauung 
von 6 weiteren Gnadenkirchen bei Sagan, Freiſtadt, Hirſchberg, Landshut, 
Militſch und Pleß wurde konzeſſioniert, die Gerichtsbarkeit der zur Zeit 
des Weſtfäliſchen Friedens vorhanden geweſenen Konſiſtorien wurde an⸗ 
erkannt und wo katholiſche Konſiſtorien über Evangeliſche urteilten, ſollte 
dies der Augsburgiſchen Konfeſſion gemäß geſchehen. So war die Lage 
der Evangeliſchen, deren Zahl unter allen Bedrängniſſen noch immer eine 
recht bedeutende geblieben war, in den letzten Jahrzehnten der öſter⸗ 
reichiſchen Herrſchaft, wenn auch immer noch traurig genug, ſo doch er— 
träglicher geſtaltet, als während des ganzen 17. Jahrhunderts. Die volle 
Befreiung von dem Religionsdrucke ſollte ihnen erſt unter preußiſcher 
Herrſchaft zu teil werden. Bereits während des Krieges wurden zahl— 
reiche die Evangeliſchen bedrückende Vorſchriften aufgehoben, und nachdem 
im Frieden zu Breslau vom 11. Juni 1742 die Grafſchaft Glatz und 
ganz Schleſien, mit Ausnahme nur von Teſchen und einem Teile der 
Fürſtentümer Troppau und Jägerndorf, an Preußen abgetreten waren, er⸗ 
hielten ſie in allen dieſen Gebieten völlige Parität mit den Katholiſchen. 


1) Laspeyres a. a. O. S. 332 ff. In Ols wurde die KO. revidiert, in 
Liegnitz eine KonſO. erlaſſen; vgl. oben S. 334. Breslau, von dem man verlangt 
hatte, es ſolle in ſeinen Vorſtädten den kath. Kultus wiederherſtellen, erlangte 
ſchließlich vom Kaiſer ein förmliches Religionsprivileg v. 2. April 1670 und blieb 
ſeitdem während der öſterreichiſchen Herrſchaft im ungeſtörten Beſitz ſeiner ev. Kirchen, 
Schulen und anderen Annexa religionis, ſowie ſeines 1615 errichteten Konſiſtoriums 
(Kirchenamts). v. Kamptz a. a. O. S. 532 Nr. 40. 

2) Laspeyres a. a. O. S. 345 ff. Beide Urk. bei Lünig a. a O. S. 203 ff. 
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Allgemein wurde die Einrichtung öffentlichen evangeliſchen Gottesdienſtes 
und die Erbauung von Kirchen freigegeben, der Übertritt zum evangeliſchen 
Bekenntnis unbedingt geſtattet, die unbeſchränkte Fähigkeit der Proteſtanten 
zu allen öffentlichen Amtern und allen bürgerlichen Gewerben anerkannt. 
Die Reorganiſation der äußeren Verfaſſung der Kirche, bei welcher ins⸗ 
beſondere die vorhandene Abhängigkeit derſelben von den katholiſchen geiſt⸗ 
lichen Behörden zu beſeitigen war, erfolgte Hand in Hand mit der Re⸗ 
organiſation der weltlichen Regierungsbehörden und begann ſchon vor 
dem Friedensſchluß. Durch Patent betr. die Einrichtung des weltlichen 
und geiſtlichen Juſtizweſens in Nieder⸗Schleſien vom 15. Januar 17421) 
wurden an Stelle der zerſplitterten ſchleſiſchen Obergerichte zwei Oberamts⸗ 
regierungen zu Glogau und Breslau?) errichtet, die unter Zuziehung zweier 
weltlicher und zweier geiſtlicher Konſiſtorialräte — von welchen letzteren 
einer katholiſcher Konfeſſion ſein ſollte — gleichzeitig als Konſiſtorien 
fungieren ſollten. In dieſer Eigenſchaft wurden ihnen bezüglich der 
Evangeliſchen alle Sachen übertragen, „die den geiſtlichen Staat angehen 
und zum Aufnehmen der Religion gereichen: als Aufſicht über die Prediger, 
Kirchen und Schulen, Examinierung der Prediger, deren Konfirmation 
und Inſtruktion, item Eheſachen u. dgl.“ Gegen die Urteile dieſer Kon⸗ 
ſiſtorien wurde die Appellation an das Tribunal zu Berlin gegeben. In 
adminiſtrativer Beziehung wurden die Konſiſtorien teils dem lutheriſchen. 
Chef des geiſtlichen Departements, teils wegen ihres Zuſammenhanges 
mit den Regierungen der Zentraljuſtizbehörde,?) nicht dagegen dem Ober⸗ 
konſiſtorium zu Berlin unterſtellt und daher ſelbſt als „mit den Oberamts⸗ 
regierungen kombinierte Oberkonſiſtorien“ bezeichnet.“) Durch Patent vom 
29. Februar 1744 wurde ein drittes dieſen beiden völlig gleichartiges 
Konſiſtorium für das bis dahin von Breslau reſſortierende Oberſchleſien 
zu Oppeln errichtet,?) das dann im Jahre 1756 nach Brieg verlegt wurde. “) 
Neben dieſen drei königlichen Konſiſtorien blieben endlich als Mediat⸗ 
konſiſtorien die Konſiſtorien der Stadt Breslau und des Fürſtentums Oels“) 
fortbeſtehen; ſie fungierten im allgemeinen in Unterordnung unter den Ober⸗ 


1) Sammlung 1 Prov.⸗Geſetze, verlegt bei G. W. Korn, 
Breslau 1771/72, II, S. 

2) Dem Konſtſtortum Breslau wurde auch die 8. Glatz unterſtellt. 
Edikt v. 23. Mai 1742. Kornſche Sammlung II S. 1 

3) Bornhak a. a. O. II S. 191, 273. A KR. S. 1 

2 . im Reglement v. 1. Aug. 1750, Kornſche en Mm ©. 311, dgl. 

©. 319 Ziff. 8. 

5) Kornſche Sammlung II S. 82. 

6) Laspeyres a. a. O. S. 364. Jacobſon, KR. S. 150%. übrigens ſaßen 
in dieſem Konſiſtorium 3 geiſtliche Räte: 2 evangeliſche Geiſtliche, darunter der 
Superintendent von Brieg, und ein katholiſcher Prälat. 

7) Alle übrigen Fürſtentümer u. Herrſchaften wurden, obwohl ſie eigene 
weltliche Gerichtsbarkeit hatten, in geiſtlichen Angelegenheiten unmittelbar den 
neuen kgl. Konſiſtorien unterworfen, wodurch der Fortbeſtand ehemaliger Kirchen⸗ 
hoheit verneint wurde. 
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amtsregierungen, gegen ihre gerichtlichen Entſcheidungen fand jedoch die 
direkte Appellation ans Tribunal ſtatt. Die Konſiſtorialbezirke wurden in 
Kreiſe eingeteilt, an deren Spitze Superintendenten oder Inſpektoren!) 
geſtellt wurden. Zahlreiche einzelne Punkte des Kirchenweſens normierende 
Verordnungen wurden erlaſſen.?) Eine umfaſſende allgemeine Kirchenordnung 
iſt jedoch, ſoweit bekannt, für Schleſien nicht ergangen; man wollte offen⸗ 
bar die vorgefundenen lokalen Einrichtungen und Gebräuche, die dem 
Volk in den Zeiten der Drangſal lieb und wert geworden waren, nicht 
ohne zwingenden Grund beſeitigen. 

Auch die Reformierten, welche in den Zeiten der Gegenreformation 
ihren früheren Kultus gänzlich verloren hatten, erlangten durch Friedrich 
den Großen das Recht der freien Religionsübung und verbanden ſich 
bald nach Beginn der preußiſchen Herrſchaft zu ſelbſtändigen Gemeinden. 
Bereits 1740 wurde vom König ein reformierter Hofprediger in Breslau 
beſtellt, der gleichzeitig dem dortigen Oberkonſiſtorium als geiſtlicher Rat 
beigegeben und ſpäter mit der Inſpektion über alle reformierten Gemeinden 
in Schleſien betraut und als Inſpektor unmittelbar dem reformierten 
Kirchendirektorium unterſtellt wurde. Gelegentlich der Einrichtung dieſer 
Inſpektion wurde unterm 31. Juli 17893) auch die Inſpektions⸗ und 
Presbyterialordnung von 1713 bezw. 1737 auf Schleſien ausgedehnt, 
von der Einführung der Klaſſikalordnung von 1713 jedoch ſchon Abſtand 
genommen, indem deren ſynodale Einrichtungen ſich als nicht lebensfähig 
erwieſen hatten.“) 

VI. Im Zuſammenhange iſt die Entwickelung des evangeliſchen 
Kirchenweſens in denjenigen öſtlichen Teilen der Monarchie zu betrachten, 
welche z. Z. der Reformation unter polniſcher Herrſchaft ſtanden. Es 
gehören dahin die weſtpreußiſchen Gebiete, welche im Thorner Frieden 1466 
vom deutſchen Orden an Polen abgetreten wurden und gegenwärtig vor⸗ 
nehmlich die Provinz Weſtpreußen bilden, und ſodann die altpolniſchen 
Gebiete, aus welchen die heutige Provinz Poſen beſteht. In jenen fand 
die neue Lehre vorzugsweiſe in den Städten Eingang und Verbreitung, in 
dieſen dagegen, wo die Städte ſich in größerer Abhängigkeit vom König 
und den geiſtlichen Herren befanden, waren die adeligen Grundherren ihre 
beſten Begünſtiger und Förderer. Dem Beiſpiele der Stadt Danzig, 
KR 1) Den Titel Superintendent e in Schleſien bis auf die neuere Zeit 
nur die erſten Geiſtlichen der Städte Liegnitz, Oels, Brieg u. Wohlau, während 
für alle übrigen Oberpfarrer der Titel Inſpektor üblich war. Laspeyres a. a. O. 
S. 3643. Im Fürſtentum Brieg führte der Superintendent der Stadt Brieg 
wieder die Aufſicht über die Inſpektoren dieſes Gebiets, Jacobſon KR. S. 150. 

2) So beſ. eine ev.-luth. Inſpektions⸗ und Presbyterial⸗O. unterm 13. Sept. 
1742 (Kornſche Sammlung II S. 27), eine Bifitations-Snftr. unterm 22. Febr. 1748 
daſ. S. 220), eine Stolä⸗Tax.⸗O. unterm 8. Aug. 1750 (daſ. S. 432) u. a. m. 
l ebendaf.; Jacobſon KR. S. 47. 


C. C. VIII S. 3019 ff. f 
4) Jacobſon i. d. Ztſchr. III S. 313, 345 ff., derſelbe KR. S. 150, 208. 
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welche ſich bereits 1518 der Reformation anſchloß, !) folgten bald Elbing 
(1523), Marienburg (1526), Thorn (1530) und zahlreiche andere Städte. 
Die Biſchöfe ſuchten zwar mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln 
den neuen Glauben zu unterdrücken, allein ihre vom König aufs eifrigſte 
unterſtützten Bemühungen hatten nur einen vorübergehenden Erfolg. Trotz⸗ 
dem es gelang in Danzig und anderen Orten den katholiſchen Kultus 
wiederherzuſtellen, mehrte ſich dauernd die Zahl der Evangeliſchen, ſodaß 
König Sigismund Auguſt nicht umhin konnte um die Mitte des 16. Jahr⸗ 
hunderts zuerſt Danzig (1557), dann Thorn (1557) und Elbing (1558) 
und einer Reihe kleinerer Städte Religionsprivilegien zu erteilen, welche 
ihnen die Errichtung von evangeliſchen Schulen, die Berufung lutheriſcher 
Geiſtlicher und die ungehinderte Übung des evangeliſchen Kultus ſicherten. 
Nur im Ermlande gelang es mit Hilfe der Jeſuiten, die Biſchof Hoſius 1565 
ins Land rief und dem von ihm zu Braunsberg geſtifteten Kollegium 
(Collegium Hosianum) vorſetzte, die lutheriſche Religionsübung alsbald 
wieder gänzlich zu unterdrücken und bis ins 18. Jahrhundert hinein den 
Lutheranern ſogar Duldung und Hausandacht zu verſagen.?) Das Kirchen⸗ 
regiment lag in den Städten und deren Territorien naturgemäß in den 
Händen der Stadtobrigleiten,) auf dem platten Lande in denen der 
adeligen Gutsherren. Eine einheitliche Kirchenverfaſſung gelangte nicht zur 
Ausbildung; ſpäter rezipierten die einzelnen Gemeinden verſchiedene aus⸗ 
wärtige Kirchenordnungen wie die ſächſiſche, pommerſche, märkiſche u. a., 
nur in Danzig kam 1680 eine eigene Kirchenordnung zuſtande.“) 

Auch in dem eigentlichen Polen und Litthauen nahm die Ent⸗ 
wickelung der evangeliſchen Kirche einen glücklichen Anfang. Neben dem 
Luthertum fand hier im Gegenſatz zum übrigen Oſten — vornehmlich bei 

em Adel, dem der in der Synodalverfaſſung verwirklichte Gedanke kirch⸗ 
licher Selbſtleitung beſonders ſympathiſch war — das reformierte Be⸗ 
kenntnis große Verbreitung. Dazu kamen ſeit 1548 noch die böhmiſchen 
Brüder, welche aus ihrer Heimat vertrieben hier Aufnahme und großen 
Anhang fanden.?) Schon früh gaben dieſe verſchiedenen evangeliſchen 
Bekenntniſſe ihre gegenſeitige Bekämpfung auf und verſuchten ſich im 
Intereſſe der Selbſterhaltung zu vereinigen. Auf verſchiedenen gemeinſchafk⸗ 


1) Schnaaſe, Geſch. d. ev. K. Danzigs, Danzig 1862, S. 419 ff. 

2) Jacobſon, Geſch. d. Quellen (Preußen u. 0 5 ſ. oben S. 8, B. 1) 
S. 224 — 229, 236 — 238, 241, 142. Laspeyres a. a. O. S. 409. 

3) In Danzig waren an der kirchlichen Verwaltung er Rat, das Schöppen⸗ 
gericht u. die Repräſentanten der Bürgerſchaft beteiligt. Daneben wurde 1575 ein 
geiſtliches Miniſterium gebildet. Lengnich, Nachrichten über die Danziger KVerf., 
Frkft. u. Lpzg. 1779. 

3575 Jacobſon a. a. O. S. 240; Derſelbe, KR. S. 34; Schnaaſe a. a. O. 


5) Nach Jacobſon, Geſch. d. Quellen S. 265° beſtanden 1557 über 
30 böhmiſch Brüdergemeinben im Poſenſchen. 


im 
0 


D. 
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lichen Synoden wurde eine ſolche Union auch in weitem Umfange erreicht 
und gleichzeitig die Synodalverfaſſung zum Gemeingut des ganzen evan⸗ 
geliſchen Polens gemacht, ſodaß hier nicht nur die Reformierten, ſondern auch 
die Lutheraner und die evangeliſchen Brüdergemeinden ſich ſelbſtändig durch ihre 
Synoden regierten.!) So kam zuerſt auf der Generalſynode zu Kozminec 1555 
eine Vereinigung zwiſchen den Reformierten und böhmiſchen Brüdern zuſtande, 
die alsbald durch die Einrichtung gemeinſchaftlicher Synoden und die 
Beſtellung von Diſtriktsſenioren und Generalſuperintendenten eine feſte 
Grundlage erhielt (Unitätsgemeinden).? Dann traten auf der General- 
ſynode zu Sendomir am 14. April 1570 auch die Lutheriſchen unter 
Annahme der Synodalverfaſſung in eine Union mit den Reformierten, 
infolgederen verabredet wurde, daß die Senioren beider Kirchen zur 
Förderung ihrer Eintracht und Wohlfahrt jährlich eine Synode halten 
follten.3) 

In kurzer Zeit hatte die evangeliſche Kirche fich im ganzen Polenreich ver- 
breitet: In Weſtpreußen ſchien ihre Exiſtenz durch die zahlreichen Religions⸗ 
privilegien geſichert, welche die Städte um die Mitte des 16. Jahrhunderts 
erlangt hatten. In den alten polniſchen Gebieten beſaß ſie eine weit 
entwickelte und völlig ſelbſtändige, jedem Einfluß der katholiſchen Behörden 
entzogene Synodalverfaſſung. Allein nur zu bald ſollte ſich zeigen, daß 
jene Privilegien nicht gegen jeſuitiſche Umtriebe ſchützten, und daß dieſe 
Synodalverfaffung, die nur auf dem Adel und der Geifilichfeit beruhte, 
aber der feſten Grundlage einer kräftigen Gemeindeverfaſſung entbehrte, 
nicht die Widerſtandskraft beſaß, welche ſie in anderen Ländern zu einem 
Bollwerk des Proteſtantismus gegen katholiſche Verfolgungen und Be⸗ 
drückungen machte. Obſchon noch 1573 auf dem Reichstage zu Warſchau 
zwiſchen den Bekennern der evangeliſchen, der griechiſchen und der römiſchen 


1) Jacobſon a. a. O. S. 267 ff.; Dove, Über Synoden in Preußen, in d. 
Ztſchr. II S. 150 ff.; Lechler, Geſch. der Presbyterial⸗ u. Synodalverfaſſung ſeit 
der Reformation, Leiden 1854, S. 318. Ferner auch Dalton, Geſch. d. ref. Kirche 
in Rußland, Gotha 1865, u. derſelbe, Beiträge z. Geſch. der ev. Kirche in 
Rußland, Bd. II: Urkdbch. der ev.⸗ref. Kirche in Rußland, Gotha 1888. 

2) Vgl. auch Jacobſon i. d. Ztſchr. III S. 314, 347. } 

3) Im einzelnen ſchloß ſich die ſynodale Organiſation der evangeliſchen Kirchen 
in Polen an die politiſche Einteilung des Landes an. An der Spitze jeder der 
drei Provinzen Großpolen, Kleinpolen und Litthauen ſtand ein geiſtlicher Senior 
primarius, der in Unterordnung unter der Synode beſchränkte Regierungsfunktionen 
hatte. Jede Provinz zerfiel in Diſtrikte, in welchen die kirchlichen Angelegenheiten 
von einem geiſtlichen Senior oder Superattendenten in Verbindung mit einem von 
den Patronen gewählten adeligen Senior politicus oder secularis geleitet wurden. 
Der Schwerpunkt des Kirchenregiments lag in allen Stufen in den Synoden. In 
unterſter Inſtanz bei den viermal im Jahr zuſammentretenden Diſtriktsſynoden, auf 
denen zwar in Sachen der, Lehre nur die Geiſtlichen zu ſtimmen, aber alle Gemeinde⸗ 
glieder Zutritt hatten. Über dieſen ſtanden die jährlich einmal ſtattfindenden 
Provinzialſynoden, welche aus ſämtlichen geiſtlichen Senioren und deren Stell⸗ 
vertretern und aus vier weltlichen Senioren aus der ganzen Provinz gebildet wurden. 
Die oberſte Leitung der ganzen Kirche endlich lag in den Händen der nur nach 
Bedürfnis ſich verſammelnden Generalſynoden. N 
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Kirche eine Konföderation zuſtande gekommen war, welche allen Religions⸗ 
parteien gegen jegliche Beeinträchtigung und Verfolgung Schutz verſprach, 
begann bereits am Ende des 16. Jahrhunderts eine Gegenreformation, 
die zunächſt im ſtillen von den Jeſuiten geleitet, dann aber, von den 
„rechtgläubigen“ Königen bald geduldet, bald unterſtützt, von der katholiſchen 
Partei offen und gewaltſam betrieben wurde.!) Im Laufe des 17. Jahr⸗ 
hunderts gelangte die katholiſche Kirche wieder überall zur Herrſchaft.?) 
In Weitpreußen?) konnten nur die großen Städte ſich im Beſitz des 
öffentlichen evangeliſchen Kultus behaupten und ihren evangeliſchen Bürgern 
ihre Kirchen und Güter erhalten. In den kleinen Städten dagegen und 
auf dem platten Lande, wo durch den Übertritt vieler adeliger Grund⸗ 
herrſchaften und durch die vom Reichstage begünſtigte Anſiedelung polniſcher 
Familien die Zahl der Katholiken ſich dauernd vermehrte, wurden den 
Evangeliſchen unter allerhand nichtigen Vorwänden alle ihre Pfarrkirchen 
genommen, ſie ſelbſt aber dem Parochialzwange der katholiſchen Prieſter 
von neuem unterworfen; nur vereinzelt erhielt ſich hier in Nebenkirchen 
und Bethäuſern ein öffentlicher evangeliſcher Kultus. Noch trauriger 
geſtaltete ſich die Lage der Evangeliſchen in Polen und Litthauen,“ 
wo auch die größeren Städte ſich auf keine Religionsprivilegien berufen 
konnten, die Maſſe des Volkes aber in faſt rechtloſer Abhängigkeit von 
der adeligen Grundherrſchaft lebte, die in weitem Umfange wieder für den 
Katholizismus gewonnen war. Hier begnügte der katholiſche Klerus ſich 
nicht mit der Wiedergewinnung des Parochialzwanges und der geiſtlichen 
Gerichtsbarkeit über die Evangeliſchen und mit der Einziehung evangeliſcher 
Kirchen; gegen die einzelnen brachte er die alten Ketzergeſetze und die 
alten Strafgebote, die urſprünglich das Eindringen der Reformation hatten 
verhindern wollen, ungeſtraft zur Anwendung, er vertrieb die evangeliſchen 
Geiſtlichen und verhinderte den regelmäßigen Zuſammentritt der Synoden. 
So war die evangeliſche Kirche ſchon überall unterdrückt und desorganiſiert, 
als 1717 auf dem Reichstage zu Warſchau ein weiterer vernichtender 
Schlag gegen ſie geführt wurde. Auf Grund völlig willkürlicher Aus⸗ 
legung älterer Konföderationen aus den Jahren 1632, 1648, 1668 und 
1674 wurde behauptet, daß den Nichtkatholiken nur in vor dieſen 
Geſetzen erbauten Kirchen ein öffentlicher Gottesdienſt zuſtehe; alle gegen 
dieſe Geſetze ſpäter erbauten Kirchen ſollten demgemäß zerſtört, die Er⸗ 
richtung neuer Kirchen ſollte nicht erlaubt werden; außerhalb jener alten 
Kirchen wurde den Evangeliſchen nur private Religionsübung „in ihren 
Häuſern und Wohnungen, jedoch ohne Predigen und Singen“ geſtattet, 


1) Laspeyres a. a. O. S. 412 ff. 

2) Laspeyres a. a. O. S. 420 ff. 

3) Jacobſon, Ge ID, d. Quellen, S. 229 ff.; 238, 242 

4) Jacobſon a. a. O. S. 260ff; über die böhmiſchen Brüder bei. S. 269 1%. 
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jede private oder öffentliche Zuſammenkunft zu gemeinſamem Gottesdienſt 
aber verboten. Endlich wurde auf dem Reichstage von 1733 auch die 
politiſche Rechtloſigkeit der Evangeliſchen ſanktioniert, ſie wurden vom 
Reichstag ausgeſchloſſen und für unfähig zu allen Ehrenämtern und 
Würden erklärt. Von Jahrzehnt zu Jahrzehnt verſchlechterte ſich die 
Lage der Evangeliſchen, und ein ſicherer Untergang wäre ihrer Kirche im 
Polenreich bereitet worden, wenn nicht die Nachbarreiche und andere 
evangeliſche Staaten ſich für ſie verwandt hätten. Lediglich den Bemühungen 
dieſer iſt der Warſchauer Traktat vom 24. Februar 17681) zu verdanken, 
welcher nach langer Zeit wieder zum erſten Male die Exiſtenzberechtigung 
der evangeliſchen Kirchen anerkannte. Zwar wurde in dieſem Vertrage 
zuerſt die katholiſche Kirche feierlich als die herrſchende proklamiert, dann 
aber unter Revokation der ſeit 1717 gegen die Diſſidenten, worunter 
man alle Nichtkatholiſchen verſtand,?) ergangenen Konſtitutionen auch 
den Evangeliſchen wieder die freie Religionsübung, das Recht neue 
Kirchen und Schulen zu bauen, Befreiung von der Jurisdiktion der 
katholiſchen Oberen und die volle politiſche Rechtsfähigkeit zugeſtanden. 
Allein auch dieſer Traktat vermochte die thatſächliche Lage der Evangeliſchen 
nicht weſentlich zu beſſern, ſeine Ausführung ſtieß, nachdem die römiſche 
Kurie gegen ihn Proteſt erhoben hatte, überall auf energiſchen Widerſtand 
des katholiſchen Adels und der katholiſchen Geiſtlichkeit. Erſt die Auf⸗ 
löſung des Polenreichs brachte der evangeliſchen Kirche dauernde Befreiung 
von dem Druck und der Verfolgung der Katholiken. 

In den weſtpreußiſchen und großpolniſchen Gebieten, welche durch 
die erſte Teilung Polens 1772 an Preußen fielen und ſeitdem die Provinz 
Weſtpreußen und den Netzediſtrikt bildeten,?) erhielten die Evangelischen 
ſofort völlig freie Religionsübung und völlige Gleichſtellung mit den 
Katholiken.“) Die Verfaſſung der evangeliſchen Kirche wurde in Anlehnung 
an die oſtpreußiſchen und ſchleſiſchen Einrichtungen einheitlich organiſiert. 
Die obere Leitung der kirchlichen Angelegenheiten wurde der unmittelbar 


4 1) Abgedr. u. a. bei Leman, Prov. Recht der Prov. Weſtpr. Tl. II S. 95 ff. 
Über den Inhalt eingehend Laspeyres a. a. O. S. 427 ff., wo auch die wichtigſten 
Stellen im Text mitgeteilt ſind. Vgl. auch Altmann, Praxis (ſ. oben S. 9, 0) ©. 521 ff. 

2) Über die verſchiedene Bedeutung des Worts „Diſſidenten“ in den polniſchen 
Konföderationen und Geſetzen vgl. Jaeobſon a. a. O. S. 266, 269. 

3) Gemäß dem Petersburger Teilungsvertrag v. 5. Aug. 1772 kamen an 
Preußen: 1. ganz Pomerellen, mit Ausnahme der Städte Danzig u. Thorn nebſt 
ihren Gebieten, 2. die Woiwodſchaften Kulm u. Marienburg, 3. das Ermland mit 
Elbing, 4. ein bedeutender Teil von Großpolen. — Aus den Gebieten zu 1, 2 u. 3 
wurde die Prov. Weſtpreußen gebildet, das Gebiet zu 4 als „Netzediſtrikte“ 
beſonders organifiert. Durch das Reglement v. 3. Dez. 1781 $$ 8, 26 (N. C. C. VII 
S. 718, 726) wurde in Juſtiz⸗ u. geiſtl. Sachen Ermland von Weſtpreußen 
getrennt u. der Regierung zu Königsberg untergeordnet, während der Kreis Marien⸗ 
werder in derſelben Beziehung von Oſtpreußen abgetrennt wurde. 

4) Laspeyres a. a. O. S. 436, 437; Jacobſon a. a. O. S. 250 ff., insbeſ. 
über die Hebung der ev. K. im Ermland S. 257 ff. 
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den Miniſterien untergeordneten weſtpreußiſchen Regierung zu Marienwerder 
übertragen, welche als Konſiſtorialbehörde unter Zuziehung eines geiſt⸗ 
lichen Rates fungieren ſollte.!) Die Pfarrſprengel wurden überall zu Diözeſen 
verbunden; in jeder Diözeſe wurde ein Inſpektor beſtellt. Die Refor⸗ 
mierten, welche nur in Elbing und Marienburg in größerer, eine 
Gemeindebildung zulaſſenden Anzahl vorhanden waren, wurden einem 
Inſpektor in Elbing zugewieſen, der nicht den Provinzialbehörden, ſondern 
dem reformierten Kirchendirektorium unterſtand.?) 

Die Erweiterung, welche die Provinz Weſtpreußen infolge der zweiten 
Teilung Polens im Jahre 1793 durch Zuweiſung der Gebiete von Thorn 
und Danzig erfuhr, hatte für ihre kirchlichen Verhältniſſe keine prinzipielle 
Bedeutung. Beide Städte traten mit ihren Territorien in kirchlicher wie 
in weltlicher Beziehung einfach unter das Regiment der Regierung zu Marien⸗ 
werder, nachdem nur zu Gunſten des Kirchenkollegiums oder Stadtkonſiſtoriums 
zu Danzig, welches fortbeſtehen ſollte, einzelne Vorbehalte gemacht waren. In 
den übrigen Gebieten, welche infolge der zweiten und dritten Teilung Polens 
in den Jahren 1793 und 1795 unter dem Namen „Südpreußen“ und 
„Neuoſtpreußen“ mit der preußiſchen Monarchie vereinigt wurden, fand 
eine ähnliche Reorganiſation des evangeliſchen Kirchenweſens wiein Weſtpreußen 
ſtatt.?) Dieſelbe hatte jedoch nur vorübergehenden VBeſtand. Bereits 1806 
wurde ihre Weiterbildung und Befeſtigung durch die Losreißung dieſer 
beiden neupreußiſchen Provinzen von Preußen unterbrochen. Erſt 1815 
fiel ein Teil dieſer Gebiete!) an den preußiſchen Staat zurück, der dieſen 
als Provinz Großherzogtum Poſen mit ſich verband, und erſt ſeit dieſer 
Zeit nahm die evangeliſche Kirche desſelben an der Entwickelung der preußiſchen 
Landeskirche dauernden Anteil. Die Reformierten, welche in den durch 
die zweite und dritte Teilung Polens an Preußen gefallenen Gebieten 
vorhanden waren, wurden während der preußiſchen Herrſchaft nach den 
für die übrige Monarchie anerkannten Grundſätzen behandelt. Durch ein 


1) Vgl. Patent v. 28. Sept. 1772 nebſt Beil., (N. C. C. V, 1, S. 452, 
466), dazu Ed. v. 14. Juni 1773 (daſ. 2, S. 343) u. Inſtr. f. dieſe Regierung 
21. Sept. 1773, 88 1,5, (daſ. 2 ©. 2126), auch Laspeyres a. a. O. S. 433. 

2) Jacobſon a. a. O. S. 254, 255. Über die reformierten Gemeinden in 
Danzig u. Thorn vgl. daſ. S. 238 u. Jacobſon i. d. Ztſch. III S. 314; Schnaaſe 
a. a. O. S. 543 ff. 5 

3) Jacobſon a. a. O. S. 277 ff. Über verſchiedene Verſuche, die die 
Evangeliſchen in Litthauen, Groß⸗ und Kleinpolen nach [der erſten polniſchen 
Teilung gemacht hatten, um die gelockerte Union zu befeſtigen und die durch 
die Gegenreformation vernichteten Synodaleinrichtungen wieder zu beleben, 
vgl. Jacobſon a. a. O. S. 274 ff. Das Reſultat dieſer Beſtrebungen war beſonders 
ein vom Prof. Scheidemantel in Jena i. J. 1776 abgefaßtes „Allgemeines 
Kirchenrecht beyder evangeliſcher Konfeſſionen in Polen und Litthauen“, deſſen 
Entwerfung auf der Generalſynode zu Liſſa 1775 gleichzeitig mit der Errichtung 
eines Konftitoriums beſchloſſen war, das dann aber keine allgemeine Anerkennung fand. 

4) Es waren dies die 1807 von Preußen abgetretenen Teile des Netzediſtrikts 
und die früher zu Südpreußen gehörigen Gebiete: die Woiwodſchaften Poſen und 
Gneſen und ein Teil der Woiwodſchaften Kaliſch und des Landes Wielun. 
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beſonderes „Reglement v. 25. Auguſt 1796) wegen künftiger Verfaſſung 
der evangeliſch-reformierten Kirchengemeinden in Südpreußen“ ordnete die 
Regierung die eigentümlichen Verhältniſſe der aus der Verbindung der 
Kalviniſten mit den böhmiſchen Brüdern entſtandenen Unitätsgemeinden, 
von denen gegenwärtig in der Provinz Poſen nur noch fünf vorhanden 
find: nämlich in der Stadt Poſen (Petrigemeinde,) in Liſſa(Johannisgemeinde), 
in Waſchke (Jakobigemeinde), in Laßwitz und in Orzeskowo.?) 

VII. Zum Schluß iſt hier noch die Entwickelung der Kirche und ihrer 
Verfaſſung in der Lauſitz und in denjenigen Herrſchaften und Gebiets⸗ 
teilen zu betrachten, die nachmals mit der Altmark zur heutigen Provinz 
Sachſen verbunden find.3) 

1. Beginnen wir mit denjenigen Territorien, welche als die erſten dem 
preußiſchen Staatsverbande einverleibt wurden, ſo waren dies die ſeit dem 
Jahre 1479 durch übereinſtimmende Biſchofswahlen vereinigten Stifts⸗ 
gebiete Magdeburg und Halberſtadt. In der Stadt Magdeburg,“) 
die ſich von jeher einer großen Unabhängigkeit vom Biſchof erfreute, wurde 
bereits im Jahre 1524 die evangeliſche Lehre von Rat und Bürgerſchaft 
eingeführt?) und fand von hier aus in der ganzen Erzdiözeſe und bald 
auch im Bistum Halberſtadt eine ſo große Verbreitung, daß Erzbiſchof 
Albrecht von Brandenburg einen weiteren Kampf gegen ſie als fruchtlos 
erkannte und im Jahre 1541 ſeinen Ständen die freie Religionsübung 
gewährte.“) Als dann 1565 die mehr denn 80 jährige Union beider 
Stifte wieder auseinander fiel, hatte die evangeliſche Kirche in ihnen 


1) Rabe, Samml. preuß. Gef. III S. 492. 

2) Ja cobſon i. d. Ztſchr. III ©. 314, 347. 

3) Vgl. betreffs der Beſtandteile der Prov. Sachſen den Anhang der Vog. 
v. 30. April 1815 (GS. S. 85). 

4) Rathmann, Geſch. d. Stadt Magdeburg, Magdebg. 1800 ff., III S. 336 ff.; 
Funk, Kirchenhiſtoriſche Mitteilungen aus der Geſch. d. ev. Kirchenweſens der 
Altſtadt Magdeburg, Magdeburg 1842, S. 6 f.; Arndt, G. die KO. des Schweden⸗ 
königs Guſtav Adolf f. die Stifter Magdeb. u. Halberſt. v. J. 1632 i. d. Ztſchr. 
XXXIII ©. 247 ff., 393 ff. 

5) Beſondere Regelung der Verwaltung des Kirchenguts durch die „Ordenung 
der gemeynen Keſten“. Richter KO. I S. 17. 

6) Wenn er dieſe Konzeſſion nicht für ſeine Reſidenz Halle gelten laſſen 
wollte, ſo hatte das keine praktiſche Bedeutung. Noch in demſelben Jahre führten 
die Hallenſer in allen Pfarrkirchen den evangeliſchen Gottesdienſt ein. Auch wurde 
in dieſem Jahre von Juſtus Jonas eine KO. f. Halle verfaßt (Richter, KO.! 
S. 339), die dann 1640 revidiert und 1660 neu publiziert wurde. Eine formelle 
Beſtätigung erhielten die Kircheneinrichtungen Halle's durch den Nachfolger Albrechts, 
den brandenburgiſch-⸗ansbachiſchen Prinzen Johann Albrecht i. J. 1546; vgl. v. Drei⸗ 
haupt, Beſchreibung des Saalskreiſes, Halle 1755 ff. 1 S. 207 ff., 227 ff., 971 ff., 
993 ff. u. Rathmann a. a. O. S. 492. — Über die weitere Entwickelung der Verhält⸗ 
niſſe unter dem Erzbiſchof Sigismund, der auf dem Landtag zu Halle (1562) ſogar 
genötigt wurde, im Intereſſe der Befeſtigung der neuen Lehre eine allgem. Kirchen⸗ 
vifitatton anzuordnen, |. Rathmann a. a. O. IV S. 16 ff. u. S. 53. Die für die 
Viſitation erlaſſenen „Magdeburg ⸗Halberſtädter Viſitationsartikel“, in welchen beſ. 
auch die Anſtellung von Superintendenten für alle Kreiſe angeordnet wurde, ſ. bei 
Richter, KO. II S. 228. Gleichzeitig erging eine Interims⸗KO. für Flecken u. 
Dörfer, ſ. v. Dreyhaupt a. a. O. I S. 290, Arndt a. a. O. S. 250 ff. 
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ein verſchiedenes Schickſal. In Magdeburg wurde die Reformation auf 
die Klöſter und Stiftkirchen ausgedehnt, der katholiſche Kultus wurde 
faſt überall abgeſtellt und das Kapitel bekannte ſich rückhaltlos zur Augs⸗ 
burgiſchen Konfeſſion. In Halberſtadt dagegen wußten die Katholiſchen 
ſich bald die Majorität im Domkapitel zu ſichern und ſetzten mit Glück 
eine nicht ungefährliche Gegenreformation ins Werk.“) Unter der ſchwediſchen 
Herrſchaft wurde das evangeliſche Kirchenweſen wieder gehoben, auch 
kamen verſchiedene Ordnungen zu ſeiner Befeſtigung zustande,?) auf die 
Dauer wurde ihm die herrſchende Stellung in beiden Bistümern jedoch 
erſt durch den Weſtfäliſchen Frieden geſichert, der fie als felularifierte 
Gebiete Brandenburg überwies.?) Die brandenburgiſche Regierung regelte, 
der allgemeinen Norm des Friedens gemäß, die Verhältniſſe beider Religions⸗ 
parteien nach dem den Evangeliſchen günſtigen Normaljahre 1624 und brachte 
die Verfaſſung der evangeliſchen Kirche durch Errichtung von Konſiſtorien 
und Beſeitigung des Regiments der Domkapitel in Einklang mit der in 
den alten Landesteilen.“) 

Gleichzeitig mit Magdeburg kam ein Stück der Grafſchaft Mans⸗ 


1) Laspeyres a. a. O. S. 82 ff. 

2) Beſonders für beide Stiftsländer eine gemeinſame Agende und eine KO. 
i. J. 1632. Letztere iſt allerdings wohl niemals in Kraft getreten, hat jedoch für 
das magdeburgiſche Gebiet inſpfern eine beſondere Bedeutung erlangt, als auf ihr 
im weſentlichen die ſpäter von Herzog Auguſt erlaſſene KO. v. 1652 beruht, ebenſo 
wie auch die Agenden dieſes Herzogs v. 1653 u. 1663 ſich weſentlich als Nachdruck 
der ſchwediſchen v. 1632 darſtellen. Arndt a. a. O. S. 254 ff. 

3) S. P. O. Art. XI 8$ 1—3 u. 6—9. Zuſammen mit Halberſtadt wurden 
Brandenburg noch überwieſen Teile der Grafſchaft Hohenſtein (Klettenberg 
u. Lohra; Über deren Reformation vgl. Laspehres a. a. O. S. 7287 u. Länder 
ſ. unten S. 455), Reinſtein u. Derenburg. 

4) Laspeyres a. a. O. S. 98 ff. Betreffs Halberſtadts vgl. den Homagial⸗ 
rezeß v. 2. April 1650 bei Lünig Reichsarchiv Pars spec. III S. 127 ff. Über die 
Zuſammenſetzung der Konſ. zu Halberſtadt und Magdeburg (letzteres erſt 1681 
errichtet) vgl. Hermes u. Weigelt, Hdͤbch. des Regierungsbezirks Magdeburg. I. 
S. 152, 153. Acta Borussica VI, I, ©. 405, 428. In Magdeburg, welches infolge 
der im Frieden vorbehaltenen lebenslänglichen Adminiſtrakion des Herzogs Auguſt 
von Sachſen erſt 1680 vom Kurfürſten in Beſitz genommen werden konnte, ging 
Hand in Hand mit dieſer Reorganiſation eine Reviſton der hier vorgefundenen recht 
brauchbaren Geſetzgebung, welche ſich unter der Adminiſtration des Herzogs Auguſt 
entwickelt hatte. Beſonders zu nennen: Die KO. v. 1652 (f. vorſtehende Anm. 2) 
Schul⸗O. v. 1658, Ehe⸗O. v. 1662, Agende 1663; ſämtlich bei Moſer, Corpus juris 
Evang. eccl. I S. 556 ff., vgl. auch die Vorrede § 46. v. Kamptz, Provinzialrechte I, 
S. 305. Insbeſondere wurde auch die von dieſem 1652 erlaſſene KO. beibehalten 
und 1685 in neuer Bearbeitung publiziert; dieſelbe KO. erfuhr nach ca. 50 Jahren 
eine nochmalige Umarbeitung und Neuausgabe als „Revidierte und nach den 
neuen Kgl. Edikten eingerichtete und vermehrte Kirchenordnung im Herzogtum 
Magdeburg, wie auch in der Grafſchaft Mansfeld Magdeburger Hoheit d. d. 9. Mat 
1739“ (ediert Magdeburg 1740) und iſt dann in dieſer Form die Hauptquelle des 
partikularen magdeburgiſchen Kirchenrechts bis heute geblieben. Für Halberſtadt 
iſt auch unter preuß. Herrſchaft eine einheitliche KO. nicht ergangen. — Die Re⸗ 
formierten, welche unter dem biſchöflichen Regiment nur vereinzelt geduldet 
waren, ſtellte der Kurfürſt den Lutheriſchen völlig gleich; in Magdeburg, in Halle, in 
Halberſtadt und in anderen Orten entſtanden bald ſelbſtändige ref. Gemeinden. 
Jacobſon i. d. Ztſchr. III S. 300 ff. 307. 
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feld an Preußen, welche ſeit dem Erlöſchen des gräflichen Hauſes (1780) 
teils zu Magdeburg teils zu Kurſachſen gehörte. Die neue Kirche war hier 
bereits 1525 zur Einführung, nach dem Paſſauer Vertrage aber (1552) 
zu allgemeiner Anerkennung gelangt und hatte bald eine konſiſtoriale Ord⸗ 
nung empfangen.!) Mit der Teilung des Landes trat fie unter das 
magdeburgiſche bezw. das kurſächſiſche Recht und wurde als Beſtandteil 
der betr. Landeskirche behandelt.?) Der ſächſiſche Anteil fiel erſt 1815 an 
Preußen, nachdem die Grafſchaft eine Zeitlang unter franzöſiſcher Herrſchaft 
geſtanden hatte. 

2. Auch in dem Stift Quedlinburg, welches 1698 unter die Erb⸗ 
vogtei Brandenburgs trat, infolge des Reichsdeputationshauptſchluſſes von 
1803 ganz an Preußen fiel und nach der weſtfäliſchen Zwiſchenherrſchaft 
1815 wieder erworben wurde, hatte die neue Lehre bereits 1521 Eingang 
gefunden. Die Abteſſin Anna von Stolberg ſelbſt war 1539 zu ihr über⸗ 
getreten und hatte der evangeliſchen Kirche ihres Landes durch Errichtung 
eines eigenen Konſiſtoriums (1565) eine der ſächſiſchen konforme Ver⸗ 
faſſung gegeben,?) die denn auch fernerhin mit der ſächſiſchen Ordnung 
dauernd in Übereinſtimmung gehalten wurde.“) 

3. In der Grafſchaft Stolberg, zu der ſeit 1429 auch Wernigerode 
gehörte, wurde die evangeliſche Kirche im Jahre 1524 eingeführt und im 
Jahre 1530 durch Errichtung eines Konſiſtoriums organſiert und befeſtigt.“) 
Als dann 1645 aus der geſamten Herrſchaft die beiden Grafſchaften 
Stolberg⸗Wernigerode und Stolberg-Stolberg gebildet wurden, wurde für 
Wernigerode ein eigenes Konſiſtorium errichtet. Ein gleiches erfolgte 1719 für 
Roßla, nachdem 1706 die Linie Stolberg⸗Stolberg ſich abermals geſpalten und 
von ihrem alten Beſitztum eine neue Grafſchaft: Stolberg-Roßla abgezweigt 
hatte. So beſtanden am Anfange des 18. Jahrhunderts in den drei ſtolbergiſchen 
Harzgrafſchaften drei ſelbſtändige Konſiſtorien, durch deren jedes der 
betreffende gräfliche Landesherr das Kirchenregiment über ſeine Grafſchaft in 
hergebrachter Art ausübte. Dieſe Konſiſtorien blieben nun auch erhalten, 
nachdem in dieſer Zeit Preußen) über Wernigerode und Kurſachſen über 

1) Krumhaar, Die Sale 713 im Reformationszeitalter, Eis. 
leben 1855, beſ. S. 65 ff., 107 ff., 187 ff., 218 ff., 330 (Errichtung des Konſiſtoriums 
1. J. 1546). Laspeyres“ a. a. O. S. 7236. — Aus d. älteren Geſetzgebung: Kon- 
ſiſtorial⸗O. 1560, verbeſſert 1587 (Krumhaar S. 331 ff.) Agende von 1562 (Manuale 
oder Handbüchlein genannt), wiederholt u. vermehrt 1580 (Richter, KO. II ©. 452) 
u. 1718 (Krumhaar ©. 342). 

2) Daher bei. auch die one: KO. v. 1739 in der Grafſch. Mansfeld 
Magdeb. a in Kraft geſetzt wurde 

3) Kettner, K.⸗ u. Ref. sn 555 Stifts Quedlinb., Quedlinb. 1710, S. 121 ff. 

4) Laspeyres a. a. O. S. 

5) Zeitfuchs, Stolb. K. u. Stadthiſtorie Frkft. 1717, S. 209 ff.; Laspeyres 
S. 7235; Jacobſon, KR. S. 58 ff.; Pinder, Provinzialrecht der 150 vormal 
ſächſ. Landesteile, 1 S. 408 ff., II ©. 567 ff.; Läncher, Ref.⸗Geſch. d Grafſchaften 


Stolberg und Hohenſtein in d. (Darmftädt) allgem. K. Ztg. 1835 No. 67. 
6) v. Laneizolle, Geſch. der Bildung des preuß. Staats, Berlin 1825, 1 S. N 
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Stolberg und Roßla eine förmlich anerkannte „landesfürſtliche Oberhoheit“ 
gewonnen hatten, und zwar als gräflich ſtolbergiſche Behörden. Die 
ſtolbergiſchen Grafen gingen nicht wie regelmäßig die Landesherrn durch 
die Subjektion unter eine fremde Landesherrlichkeit ihrer Konſiſtorialrechte 
zu Gunſten dieſer verluſtig. Jene wurden ihnen vielmehr beſtätigt und 
erhielten eine genaue Feſtſtellung in verſchiedenen Rezeſſen !): Die Ver⸗ 
waltung des Kirchen- und Schulweſens in den Grafſchaften ſollte nach 
wie vor durch gräfliche Behörden und Beamte erfolgen, und die gräflichen 
Konſiſtorien ſollten dieſelbe Rechtsſtellung haben wie die landesherrlichen, 
insbeſondere auch unmittelbar derſelben Zentralbehörde wie dieſe unter⸗ 
geordnet ſein.?) So wurde das Kirchenregiment in der unteren und 
mittleren Inſtanz von der Landesherrlichkeit getrennt. Und dabei iſt es 
in dieſen Gebieten bis heute geblieben. ) 

4. In den zur Zeit ihres Anfalls an Preußen unter der Landeshoheit 
des Erzſtiftes Mainz ſtehenden Gebieten, im Eichsfeld, in Erfurt und 
den Herrſchaften Treffurt und Dorla, welche letztere von Mainz, 
Sachſen und Heſſen in ganerblicher Gemeinſchaft beſeſſen wurden, hatte 
das evangeliſche Kirchenweſen ſich ſehr verſchieden geſtaltet. Im Eichs⸗ 
felde®) war ſeine Entwickelung keine glückliche geweſen. Anfänglich waren 
viele zur neuen Lehre übergetreten, zahlreiche Gutsherrſchaften und ſelbſt 
biſchöfliche Städte hatten evangeliſchen Gottesdienſt eingerichtet?), allein 


1) Für die Grafen v. Wernigerode im Rezeß v. 19. Mai 1714, für die 
Grafen von Stolberg in Rezeſſen v. 1730, 1738 und abſchließend in der kurſächſiſchen 
Konzeſſion v. 16. Mai 1738 und endlich für die Grafen von Roßla in Rezeſſen 
v. 1731, 1740 und abſchließend in der kurſächſiſchen Konzeſſion v. 11. Mai 1755. 

2) Vgl. Zorn, Rechtsgutachten über den Fortbeſtand der Fürſtlich Stolberg⸗ 
Roslaiſchen Wilhelms Stiftung, Königsberg i. Pr. 1898, S. 13, 20 ff. 

3) Nur vorübergehend trat hierin für die Grafſchaft Wernigerode noch einmal 
eine Veränderung ein, indem die weſtfäliſche Herrſchaft die kirchliche Verwaltung 
derſelben dem Konſ. zu Halberſtadt übertrug. Nachdem die Grafſchaft mit Preußen 
wieder vereinigt war, wurden dem Grafen ſeine älteren Rechte durch die Rezeſſe 
v. 28. Sept. 1814 (b. Kamptz, Jahrb. Heft 6 S. 345ff.) und . e822 (v. Kamptz, 


17. Sept. 

Annalen VII (1823) S. 512; A. Bl. Magdeb. 1823 S. 140 ff.) auf Grundlage des 
Rezeſſes von 1714 wiederhergeſtellt, und nach 1848 erfolgte Schmälerungen wurden 
durch Rezeß vom 8. Jan. 1862, genehmigt durch Allerh. Erlaß v. 25. Aug. 1862, wieder 
beſeitigt (A. Bl. Magdeb. 1862 S. 309 ff.). Die Rechte der Grafen von Stolberg 
und Roßla aber erfuhren, nachdem ihre Grafſchafteu 1815 an Preußen abgetreten 
waren, auf Grundlage der Konzeſſionen von 1738 und 1755 eine neue Feſtſtellung 
durch die £gl. Konzeſſionsurkunde vom 28. März 1836, die durch Allerh. Vdg. v. 31. Dez. 
1864 (A. Bl. Merſeb. 1865 S. 72 ff.) abgeändert iſt. Vgl. auch Zorn a. a. O. 
S. 14 ff., 32 ff. u. beſonders Löning, E., Rechtsgutachten über den Fortbestand der 
Fürſtlich Stolberg⸗Roslaiſchen Wilhelms⸗Stiftung, Halle 1897, S. 21 ff., 31, 32. — 
Die Rechte der Grafen von Stolberg bezügl. der thüringiſchen Amter Kelbra u. 
Heringen, welche ſie ehemals im Kondominium mit Schwarzburg beſaßen, wurden, 
nachdem Schwarzburg feine Rechte durch Vertrag v. 19. Juni 1816 an Preußen 
abgetreten hatte, geregelt durch Vergleich v. 10.24. Dez. 1835 u. die Konzeſſion 
v. 28. März 1836. 

4) Wolff, Joh., Polit. Geſch. des Eichsfeldes, 2 Bde., Göttingen 1792, 1793; 
Hartmann, Das Provinzialrecht des Fürſtentums Eichsfeld, Berlin 1835, S. XII ff. 

5) Laspeyres a. a. O. S. 606, 613. 
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zu einer feſten Organiſation der Kirche war es nirgends gekommen. Daher 
konnten die Erzbiſchöfe ſchon zu Anfang des 17. Jahrhunderts eine 
erfolgreiche Gegenreformation ins Werk ſetzen und den Katholizismus 
reſtituieren. Die Hilfe, welche 1631 Guſtav Adolf brachte, der ſogar die 
Errichtung eines Konſiſtoriums zu Heiligenſtadt ermöglichte,“) war keine 
dauernde. Nach dem Weſtfäliſchen Frieden wurden die Evangeliſchen in 
den ihnen ungünſtigen Zuſtand des Normaljahres 1624 zurückverſetzt, 
und nur in wenigen Ortſchaften adeliger Familien erhielt ſich auf Grund 
des ſog. jus capellae öffentliche evangeliſche Religionsübung, während ſonſt 
den Proteſtanten lediglich bürgerlicher Rechtsſchutzund Hausandachtzugeſtanden 
wurde.?) Eine beſſere Befeſtigung der neuen Lehre gelang in Erfurt,“) wo die 
Reformation bereits 1521 gelegentlich einer perſönlichen Anweſenheit Luthers 
eingeführt wurde. Der Erzbiſchof mußte ſich 1530 zu einer urkundlichen Frei⸗ 
gabe des evangeliſchen Gottesdienſtes herbeilaſſen; bald darauf erging unter 
Mitwirkung des Kurfürſten von Sachſen eine beſondere Kirchenordnung;“) 
die Oberaufſicht über alle Stadt- und Landkirchen wurde unabhängig von 
der landesherrlichen Gewalt durch das ſtädtiſche Konſiſtorium geübt, und 
die geiſtlichen Amter wurden regelmäßig durch die Wahl der Gemeinden 
beſetzt.)) Noch günſtiger lagen wohl die Verhältniſſe für die evangeliſche 
Kirche in Treffurt und Dorla,eé) wo alle Verſuche des Erzbiſchofs, ihr 
hindernd entgegenzutreten, von vorne herein ausſichtslos waren gegenüber 
der kräftigen Unterſtützung, die ihr von den evangeliſch geſinnten Ganerben 
zu teil wurde. Nachdem im Jahre 1525 der katholiſche Kultus heſſiſcher⸗ 
und ſächſiſcherſeits abgeſtellt war, behielt die evangeliſche Kirche hier 
dauernd die Herrſchaft. Von Anfang an nach ſächſiſchen Grundſätzen 
verwaltet, trat fie, nachdem Heſſen auf feine ganerbſchaftlichen Hoheits⸗ 
rechte zu Gunſten Sachſens verzichtet hatte, im Jahre 1773 völlig unter 
die ſächſiſche Konſiſtorialgewalt. — So blieben die kirchlichen Verhältniſſe, 
zeitweilige Schwankungen nicht ausgeſchloſſen,7) in dieſen Gebieten, bis 
ſie im Jahre 1803 durch den Reichsdeputationshauptſchluß Preußen über⸗ 


1) Jacobſon in Herzogs Realenzyklopädie f. prot. Theol., 1. Aufl. 
VIII S. 722. 

2) Laspeyres q. a. O. S. 627 ff. 

3) v. Tettau, Über das ſtaatsrechtl. Verhältnis von Erfurt zum Erzitift 
Mainz, Erfurt 1860. Jacobſon, KR. S. 60, 61. 

4) Laspeyres a. a. O. S. 600, 601. 

5) Laspeyres a. a. O. S. 629 ff. Das Konf. beſtand aus der Stadtgeift- 
lichkeit (dem ev. Miniſterium), einigen Stadtverordneten und einem ev. Syndikus. 

6) Gothe, Rechts- u. Juſtizverfaſſung der Ganerbſchaft Treffurt u. Vogtei 
vor dem Hainich, in v. Kamptz Jahrb. Heft 106 S. 266 ff., ſ. auch Heft 43 S. 44; 
Laspeyres a. a. O. S. 595, 599, 627; Jacobſon KR. S. 61. 

7) Über die Erfurter Wirren, die ſchließlich mit der Beſtätigung der 
ſelbſtändigen Kirchenverfaſſung durch den vom Erzbiſchof mit Sachſen unterm 
20. Dez. 1665 abgeſchloſſenen Hauptrezeß endeten, vgl. Laspeyres a. a. O. S. 629 ff.; 
v. Tettau a. a. O. S. 132 ff. und derſelbe, die Reduktion von Erfurt und die 
ihr vorausgegaugenen Wirren (1647-1665), Erfurt 1863. 
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wieſen wurden: Jetzt erhielten die Evangeliſchen auch im Eichsfeld das 
Recht der öffentlichen Religionsübung, während ſie in Erfurt ihre ſelb⸗ 
ſtändige Kirchenverfaſſung verloren und in Treffurt und Dorla das 
ſächſiſche Kirchenregiment mit dem preußiſchen vertauſchten. Die weſt⸗ 
fäliſche Herrſchaft, der dieſe Gebiete dann von 18071815 unterftellt 
waren, war für die weitere Entwickelung des hier in Rede ſtehenden 
evangeliſchen Kirchenweſens ohne Bedeutung; die weitere Betrachtung 
dieſes wird daher unten erſt mit dem Jahre 1815 zu beginnen haben. 

5. Gleichzeitig mit den Mainzer Territorien kamen die freien Reichs⸗ 
ſtädte Nordhauſen und Mühlhauſen!) an Preußen. Beide waren 
nach Beſchlüſſen ihres Rats und der Bürgerſchaft 1522 zur evangeliſchen 
Kirche übergetreten und hatten ein ſelbſtändiges in ſich abgeſchloſſenes 
Kirchenweſen entwickelt, deſſen obere Leitung teils dem Stadtſuperinten⸗ 
denten in Verbindung mit ihm beigeordneten Ratsdeputierten, teils dem 
Rate und den jährlichen Synoden oblag.?) Dieſe Selbſtändigkeit der 
kirchlichen Organiſation endete naturgemäß mit dem Anfall der Städte an 
Preußen, infolge deſſen das oberſte Kirchenregiment auf den neuen Landes⸗ 
herrn überging. Die weſtfäliſche Regierung teilte dann beide Städte dem 
Konſiſtorium zu Heiligenſtadt zu, dem ſie bis 1815 unterſtellt blieben. 


6. Was endlich die vom Königreiche Sachſen an Preußen 1815 ab⸗ 
getretenen Territorien anlangt, ſo iſt hier nur noch die Entwickelung des 
Kirchenweſens in der Lauſitz, in einzelnen Stiftsgebieten und in den ehe⸗ 
mals zum Albertiniſchen Herzogtum Sachſen gehörigen Gebieten zu be⸗ 
trachten. Die ältere Entwickelung der evangeliſchen Kirche in denjenigen 
Gebieten, die wie insbeſondere der Wittenberger Kreis zur Zeit der Re⸗ 
formation zum Erneſtiniſchen Kurſachſen gehörten, iſt oben S. 12 ff. bereits 
beſprochen worden. i 

a) In dem Albertiniſchen Sachſen fand die neue Lehre nicht die 
gleiche Aufnahme wie in den Kurlanden, im Gegenteil: der Herzog Georg 
der Bärtige unterdrückte ſie mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln. 
Erſt ſein Nachfolger, Heinrich der Fromme, ſchritt zu der von dem 
größten Teil der Unterthanen heiß erſehnten Reformation des Landes.“) 
Alsbald nach ſeinem Regierungsantritte im Jahre 1539 führt er den 
evangeliſchen Gottesdienſt ein; er ordnete die Einſetzung von Superinten⸗ 
denten und allgemeinen Kirchenviſitationen an und erließ auch eine Kirchen⸗ 


1) Foerſtemann, Urkundl. Geſch. der Stadt Nordhauſen, Nordh. 1840; 
Leſſer, Hiſtoriſche Nachrichten von Nordhauſen, Lpzg. 1740. — Frohnii, historica 
narratio de ortu et progressu ministerii evangelici in civitate Molhusa Thurin- 
gorum, Molh. 1709. Vgl. auch Laspeyres a. a. O. S. 599, 606, 611 ff., 624. 

2) Näheres über die Kirchenverfaſſung von Mühlhauſen teilt mit Frohnius 
a. a. O. P. 1 S. 12, P. III S. 8—11 u. bei. P. IV S. 7ff. 

3) Laspeyres a. a. O. S. 598, 609, 605. 
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ordnung.!) Sein ihm in der Herrſchaft nachfolgender Sohn Moritz 
ſorgte beſonders für die beſſere Handhabung des Kirchenregiments durch 
Errichtung zweier Konſiſtorien.?) Ihren weiteren Ausbau und Abſchluß 
endlich fand die ſich an die Wittenbergiſchen Einrichtungen eng anſchließende 
Kirchenverfaſſung unter dem Kurfürſten Auguſt, dem Bruder und Nach⸗ 
folger von Moritz, der, nachdem durch große politiſche Umwälzungen der 
alte Beſitzſtand der beiden ſächſiſchen Herrſcherhäuſer verändert, der größte 
Teil der Erneſtiniſchen Lande ſamt der Kurwürde an die Albertiner ges 
fallen war,“) durch mehrere umfaſſende Geſetze insbeſondere eine große 
Kirchenordnung vom 1. Januar 15809 die Kirchenverfaſſung der neuen 
Albertiniſchen Kurlande regelte. 


Auch die unter der ſich mehr und mehr zu einer wahren Landes- 
hoheit erweiternden Schutzvogtei der ſächſiſchen Fürſten ſtehenden Bistümer 
wurden von dieſen allmählich der Reformation gewonnen.?) In Naum⸗ 
burg⸗Zeitz war die Einführung der neuen Lehre bereits 1541 begonnen 
und wurde 1564 vollendet.?) In Merſeburg wurde fie 1543 eingeführt 
und 1544 durch eine Kirchenviſitation verbreitet und befeſtigt, der 1545 
die Errichtung eines Konſiſtoriums folgte.“) Beide Stiftslande traten nach 
Wegfall der Diözeſanbiſchöfe unter die Adminiſtration der ſächſiſchen Landes⸗ 
herrſchaft. Die Kapitel zu Merſeburg, Naumburg und ein Kollegiatſtift 
Zeitz blieben als evangeliſche erhalten. Endlich geſtattete 1559 auch der 
Biſchof von Meißen, Johann IX. von Haugwitz, in ſeinem Bistum die 
evangeliſche Lehre und trat ſelbſt 1579 förmlich zu ihr über,“) während 


1) Vgl. die Meißener Viſitationsartikel bei Richter, KO. 1 S. 306; die KO. 
v. 1539 daſelbſt S. 307; den Meißener Viſitationsabſchied v. 1540, daſelbſt S. 320; 
alle dieſe Ordngn. auch bei Sehling KO. I, 1 S. 257 ff. Vgl. auch Hering, KW., Geſch. 
der 1539 im Markgraftum Meißen u. ſ. w. erfolgten Einführung der Reformation, 
Großenhain 1839. 

2) Zu Leipzig und Meißen, Hering a. a. O. S. 143, 146 ff. 

3) Laspeyres a. a. O. S. 608. 

4) Ihr gingen voran die Landesordnung v. 1555 (im Codex Augusteus I 
S. 43 ff.; Sehling a. a. O. S. 340) u. die General⸗Artikel v. 1557 (Cod. Aug. I S. 435 ff.; 
Richter a. a. O. S. 178; Sehling a. a. O. S. 316). Die KO. tft abgedr. im Cod. Aug. 1 
S. 455 ff.; bei Richter, KO. II S. 401; bei Sehling a. a. O. S. 359. Nach ihr ſtanden 
über den Superintendenten die Generalſuperintendenten und die beiden Konſiſtorien zu 
Wittenberg und Leipzig (Richter a. a. O. S. 418), das von Moritz zu Meißen er- 
richtete Konſiſtorium wurde dagegen nach Dresden verlegt und mit den Rechten ein es 
Oberkonſiſtoriums den beiden anderen Konſiſtorien gegenüber ausgeſtattet (Richter 
a. a. O. S. 421), auch ſollte ſich jährlich zweimal bei ihm ein aus Superintendenten, 
verordneten politiſchen Räten und Theologen zuſammengeſetzter „general Synodus“ 
verſammeln, um über alle zu Tage getretenen Gebrechen der Kirchen und Schulen und 
deren Abſtellung zu beraten. (Richter a. a. O. S. 426, 427.) 

5) Laspeyres a. a. O. S. 587, 592, 593, 597, 606, 607, 609 ff., 622 ff. 

6) Frauſtadt, Die Einführung der Reformation im Hochſtift Merſeburg, 
einig 1843; Erhard, Überlieferungen zur vaterl. Geſch. Heft 2, Magdeb. 1827, 

ff., 28. 

7) Ginzel, Urkundl. Bericht über die Sekulariſation des Bistums Meißen 
unter Biſchof Joh. v. Haugwitz in d. Tübinger theolog. Quartalſchrift 1856, Heft 3, 
S. 485 ff. Gersdorf, Urkbch. d. Hochſtifts Meißen, Lpzg. 1864 ff. Cod. dipl. 
Sax. II 2 u. 3. 

Schoen, Kirchenrecht. 4 
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die geiſtliche und weltliche Gewalt in dem Lande den Kurfürſten durch 
Kapitels⸗Kapitulationen überlaſſen wurde.“) 

In den Gebieten, welche infolge des Weſtfäliſchen Friedens und ſpäter 
dem Albertiniſchen Sachſen anfielen, war die evangeliſche Kirche bereits in 
vorſächſiſcher Zeit eingeführt und organiſiert worden.?) So in dem Fürſten⸗ 
tum Querfurt, ) der Grafſchaft Barby, “) dem 1780 Kurſachſen an⸗ 
fallenden Teil der Grafſchaft Mansfeld“) und der gefürſteten Grafſchaft 
Henneberg, deren jetzt preußiſcher Anteil Henneberg-Schleuſingen 1587 
an Sachſen kam.“) Alle dieſe Gebiete verloren bei ihrer Verbindung mit 
Sachſen ihre kirchliche Selbſtändigkeit und wurden den kurſächſiſchen Kirchen⸗ 
geſetzen, insbeſondere der Kirchenordnung von 1580, wie den kurſächſiſchen 
Konſiſtorien unterſtellt. | 

b) In keinem Zuſammenhang mit dem Kirchenweſen in allen dieſen 
nachmals königlich ſächſiſchen Landen ſteht die ältere Entwickelung der 
evangeliſchen Kirche in der Ober- und Niederlauſitz,“ die beide zur 
Zeit der Reformation zum Königreich Böhmen gehörten.?) Von dem be⸗ 
nachbarten Wittenberg aus früh in das Land getragen, fand die neue 
Lehre hier baldige Aufnahme bei Städten und Grundherren, die ſich einer 
verhältnismäßig großen Unabhängigkeit von der Landesherrſchaft erfreuten. 
Schon im Jahre 1521 wurden in der Herrſchaft Pförten, in Zittau und 
anderwärts evangeliſche Prediger angeſtellt, an manchen Orten ſogar durch 
die Einſetzung von Superintendenten der Grund zur neuen Kirchenverfaſſung 
gelegt. Dieſe entwickelte ſich lokal mehr oder weniger verſchieden. Die Herr⸗ 
ſchaften beſtellten für ihre Territorien vielfach eigene Superintendenten und 


1) Laspeyres a. a. O. S. 611°, S. 623°. 

2) Laspeyres a. a. O. S. 624, 625; Jacobſon, KR. S. 64. 

3) Dieſes aus den im Frieden von Magdeburg abgetretenen Amtern Querfurt, 
Jüterbogk und Dahme gebildet, war zugleich mit Magdeburg evangeliſch geworden 
und beſaß, als es 1746 an Kurheſſen fiel, eine ſelbſtändige K.⸗Verf. mit eigenem Konf. 
vgl. v. Kamptz, Provinzialrecht | S. 453 Z. 8; Pinder, Provinzialrecht der königl. 
preuß., vormals königl. ſächſ. Landesteile II, Lpzg. 1836, ©. 475. 

4) v. Kamptz a. a. O. S. 459; Pinder a. a. O. S. 550 ff. 

5) Vgl. oben S. 45. 

6) Hier war 1551 ein Konf. zu Schleuſingen errichtet u. d. übrige KVerf. 
durch zwei nach ſächſ. Vorbild erlaſſene KOrdugn. v. 1574 u. 1582 (Richter, KO. 
II S. 460; vgl. auch v. Kamptz a. a. O. S. 445 Z. 5 u. 6 u. Pinder a. a. O. 
S. 508) geregelt worden. Näheres bei Weinrichs, Hennebg. Kirchen- u. Schulen⸗ 
Staat, Lpzg. 1720, bei. S. 273, 296 ff., 474, 48 pff.) Walch, G. E., Entwurf der 
. Reformationsgeſch. 1744; Sauer, Die Verbreitung u. Einführung 

er Kirchenreformation in der Grafſchaft Henneberg, Schleuſingen 1843; Geßner, 
Geſch. der Stadt Schleuſingen. Schleuſ. 1861; Richter, KO. II S. 460. 

7) Jacobſon, KR. S. 37 ff., 49 ff.; Laspeyres a. a. O. S. 602 ff. Näheres 
bei Müller, J. G., Verſuch einer oberlauſitz. Reformationsgeſchichte, Görlitz 1801, 
©. 103 ff., 375 ff. 

8) In kirchl. Beziehung gehörte die Dber- wie die Niederlauſitz zum Bistum 
Meißen. Jene ſtand unmittelbar unter dem Propſt von St. Peter zu Bautzen als 
Meißener Archidiakonus, dieſe unter dem Meißener Offizial zu Lübben. Laspeyres 
a. a. O. S. 588, 589, 602, 614, 617. 
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Konſiſtorien.!) Die größeren Städte dagegen begnügten ſich meiſt mit der 
Beſtellung von pastores primarii, denen Superintendenturrechte beigelegt 
wurden, und hielten ſich inbetreff der Ordination u. ſ. w. zu fremden 
Konſiſtorien. Die von den Ständen zu Anfang des 17. Jahrhunderts in 
Ausſicht genommene und betriebene Errichtung eines Landeskonſiſtoriums 
kam nicht zuſtande.?) Auch umfaſſende Kirchenordnungen wurden wohl 
nur vereinzelt erlaſſen.?) Ihr Hauptaugenmerk richteten die evangeliſchen 
Stände auf die Sicherung ihrer Kirche gegenüber der katholiſchen Landes⸗ 
herrſchaft; der vom Kaiſer Rudolf für Böhmen erlaſſene Majeſtätsbrief 
bot ihnen keine genügende Garantie, ſie verlangten und erhielten 1611 
vom König Matthias eine beſondere Religionsaſſekuration. Von den 
Stürmen der Gegenreformation aber, die die junge evangeliſche Kirche 
des benachbarten Schleſiens nahezu völlig vernichteten, blieb die Lauſitz 
faſt gänzlich verſchont, indem beide Markgrafſchaften im Jahre 1623 in 
den Pfand-⸗ und dann durch den Prager Frieden vom 30. Mai 1635 in 
den erblichen Lehnsbeſitz des ſächſiſchen Kurhauſes gelangten.) Damit 
war der evangeliſchen Kirche hier die herrſchende Stellung geſichert. 
Die Einführung der ſächſiſchen Konſiſtorialverfaſſung und der 
ſächſiſchen Kirchengeſetzgebung, insbeſondere der Kirchenordnung von 
1580, erfolgte jedoch nur in der Niederlauſitz. Hier wurde 1666 auch ein 
Generalſuperintendent beſtellt und das ſchon ſeit 1539 reformierte Offi⸗ 
zialat zu Lübben in ein landesherrliches Konſiſtorium verwandelt, 
welchem die Handhabung des Kirchenregiments über der ganzen Markgrafſchaft 
übertragen wurde. Die vorhandenen herrſchaftlichen Konſiſtorien?) blieben 
als Unterkonſiſtorien erhalten. In der Oberlauſitz kam es nicht zu voll⸗ 
ſtändiger und einheitlicher Organiſation der evangeliſchen Kirche durch 
Beſtellung eines Landeskonſiſtoriums, allgemeine Einführung des Super⸗ 
intendentenamts u. a. m. Abgeſehen von der Standesherrſchaft Muskau, 
welche ein altes Konſiſtorium hatte!) und behielt, blieb die Kirchenverwaltung 
hier regelmäßig in den Händen der Patrone und Ortsobrigkeiten. In 
höherer Inſtanz wurde ſie — und dies auch für Muskau — dem Ober⸗ 
amt zu Bautzen übertragen, welches ebenſo wie der Generalſuperintendent 
und das Konſiſtorium der Niederlauſitz dem geheimen ſächſiſchen Konſilium 
unterstand.) Dieſe kirchliche Organiſation blieb in beiden Markgrafſchaften 

1) So wurden errichtet: in der Oberlauſitz das Konſiſtorium zu Muskau 
für die gleichnamige Standesherrſchaft; in der Niederlauſitz die Konfiftorien zu 
Forſta für die gräflich v. Brühlſchen Herrſchaften Forſta und Pförten und zu 
Sorau und Sonnenwalde für die gleichnamigen Standesherrſchaften. 

2) Laspeyres a. a. O. S. 61525. 

3) Zittauer KO. v. 1564. Vgl. Laspeyres daſelbſt Anm. 23; KO. des 
Burggrafen Karl Chriſtian v. Dohna für Muskau v. 1652, erneuert 1762, vgl. 
Laspeyres a. a. O. S. 6212 u. Jacobſon, KR. ©. 4942. 

4) Laspeyres a. a. O. S. 616, 617. 


5) Vgl. oben S. 51 Anm. 1. 
6) Laspeyres a. a. O. S. 620, 621. 
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bis zum Jahre 1815 erhalten, in welchem infolge des Wiener Friedens 
die ganze Niederlauſitz und ein Teil der Oberlauſitz!) an Preußen kamen 
und jene der Mark Brandenburg, dieſer der Provinz Schleſien?) zu⸗ 
geſchlagen wurde. 

7. Die Reformierten, die deutſchen wie die franzöſiſchen, erhielten 
in allen dieſen Gebieten, wenn nicht ſchon früher, bei ihrem Anfall an 
Preußen das Recht der freien Religionsübung und ſelbſtändigen Gemeinde⸗ 
bildung. Sie traten unter die jeweilig für den ganzen preußiſchen Staat 
zu Gunſten ihrer Glaubensgenoſſen erlaſſenen Anordnungen und Geſetze.“) 


§ 4. 
Die Entwickelung in den weſtlichen Provinzen. 

Weſentlich anders als in dem öſtlichen Teile der Monarchie ent⸗ 
wickelten ſich die kirchlichen Verhältniſſe in den weſtlichen Territorien, die 
zur Zeit die beiden Provinzen Rheinland und Weſtfalen bilden. Nicht 
nur, daß hier eine noch größere Anzahl kleiner und kleinſter Herrſchaften 
als in Sachſen neben einander ſtand, deren jede eine beſondere kirchliche 
Organiſation ausbildete und bis in die neueſte Zeit behielt, ſodaß uns 
ein Bild von kaum überſehbarer Buntſcheckigkeit entgegentritt — die 
Kirchenverfaſſungen ſelbſt waren hier zum größten Teil anders geartet. 
Im Gegenſatz zum Oſten entwickelte ſich hier eine kräftige Presbyterial⸗ 
Synodalverfaſſung, die auch unter dem Kirchenregiment evangeliſcher 
Landesherren in weitem Umfange ſich erhielt. 

I. Unſere Betrachtung hat mit den Herzogtümern Jülich, Cleve, 
Berg und den Grafſchaften Mark und Ravensbergt) zu beginnen, die 
in politiſcher wie in kirchlicher Beziehung unter den vielen hier in Betracht 
kommenden Territorien eine beſondere Stellung einnahmen. Beim Eintritt 
der Reformation unterſtanden die rheiniſch-weſtfäliſchen Gebiete großenteils 
der Herrſchaft geiſtlich-weltlicher Machthaber, der Kurfürſten⸗Erzbiſchöfe 
von Mainz, Trier und Köln, der Fürſtbiſchöſfe von Osnabrück, Minden, 
Münſter und Paderborn und vieler anderer Prälaten. Die Menge der 
kleineren weltlichen Landſchaften war im Obereigentum der geiſtlichen 
Mächte oder doch wenigſtens unter ihrer weitreichenden Diözeſengewalt. 
Nur die jülich⸗cleveſchen Herzogtümer bildeten, ſeit 1511 in einer Hand 

1) Nämlich der ganze Görlitzer und der größte Teil des Baudiſſiner (Bautzener) 
Kreiſes, das ſind jetzt Kreis Görlitz, Lauban u. ein Teil des Kreiſes Rothenburg 
u. Hoyerswerda. 

2) Der nach der Bdg. v. 30. April 1815 (GS. S. 85) mit der Prov. Brandenburg 
verbundene Teil der Oberlaufitz (Hoyerswerda und einzelne weſtlich davon gelegene 
Orte) wurde 1825 auch Schleſien zugewieſen. (A. Bl. Liegnitz 1825 S. 18.) 

3) Jacobſon i. d. Ztſchr. III S. 300 ff., 310, 334 ff., 347; Laspeyres 
8 en Geſch. der Quellen des ev. Kirchenrecht der Provinzen 


Rheinland u. Weſtfalen, Königsberg 1844 u. dazu eine Urkundenſammlung, j. oben. 
S. 8 B. 1; Las peyres a. a. O. S. 180 ff. 
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vereinigt, ein die anderen an Größe wie an Macht weit überragendes 
ſelbſtändiges Territorium.!) In ihnen ſtand aber auch die Wiege der 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Synodalverfaſſung, in ihnen konzentrierte ſich bald 
das evangeliſch kirchliche Verfaſſungsleben des Weſtens. 

1. Herzog Johann III., unter deſſen Regierung die Reformation 
größere Dimenſionen im Lande annahm,) gedachte die neue Lehre an⸗ 
fänglich gewaltſam zu unterdrücken, ließ ſie dann jedoch gewähren und 
ſuchte nur ihrer weiteren Verbreitung dadurch vorzubeugen, daß er eine 
Reihe von Mißbräuchen und Beſchwerdepunkten abſtellte, deren Vorhanden⸗ 
ſein nach ſeiner Anſicht den nächſten Anreiz zum Abfall von der alten 
Kirche geboten hatte.?) Allein alle Bemühungen in dieſer Richtung blieben 
ohne Erfolg, die Zahl der Evangeliſchen mehrte ſich dauernd und einzelne 
Städte wie Soeſt und Herford befeſtigten ſchon 1532 die neue Lehre 
bei ſich durch eigene lutheriſche Kirchenordnungen.“) Der Sohn Jo⸗ 
hanns III., Wilhelm, welcher ihm 1539 in der Regierung folgte, mußte 
ſich zwar Karl V. durch den Vertrag zu Venloo (7. September 1543) 
zur Erhaltung des Katholizismus verpflichten und im Jahre 1548 auch 
das Augsburger Interim publizieren, welches an vielen Orten die Ver⸗ 
treibung der evangeliſchen Geiſtlichen und die Herſtellung des katholiſchen 
Kultus zur Folge hatte, aber kaum hatte der Augsburger Religionsfrieden 
die Evangeliſchen von Reichswegen anerkannt, da zeigte auch der Herzog 
ſich der Reformation gegenüber überaus duldſam und nachgiebig.) Der 
lutheriſche Kultus wurde im ganzen Lande wiederhergeſtellt, durch zahl⸗ 
reiche Einwanderungen aus Frankreich, aus den Niederlanden und vor⸗ 
nehmlich aus England mehrte ſich von neuem die Zahl der Evangeliſchen, 
und an vielen Orten entſtanden neben den lutheriſchen reformierte Ge⸗ 
meinden. Im Jahre 1565 wurde gelegentlich einer Erneuerung der alten 
Kirchenordnung die Spendung des Abendmahls in beiderlei Geſtalt frei⸗ 
gegeben, und ſchon 1568 wagten die Reformierten, denen eine förmliche 
Anerkennung überhaupt noch nicht zu teil geworden war, eine Synode 
zu Weſel zu halten, auf welcher ſie mit deputierten Geiſtlichen und 


1) Betreffs der ſelbſtändigen Stellung der Herzöge in kirchlichen Angelegen- 
heiten u. des Wortes: Dux Cliviae est Papa in terris suis, vgl. Jacobſon 
a. a. O. S. 1I ff., Laspeyres a. a. O. S. 185. 

2) Die Reformation begann in Cleve: 1518 zu Biiderich, 1521 zu Weſel; 
in Mark: 1524 zu Lippſtadt, 1526 zu Soeſt; in Ravensberg: 1523 zu Herford; 
in Jülich: 1524 zu Stolberg in Berg: 1527 zu Düſſeldorf. 

3) Vgl. Vdg. v. 18. Juli 1530 bei Jacobſon a. a. O. S. 18 und die ganz 
auf dem Boden der katholiſchen Kirche ſtehenden, nur äußerliche Reformen ent⸗ 
haltenden K⸗Ordngn. v. 11. Jan. 1532 u. 8. Apr. 1533, abgedr. bei Richter, KO 
J S. 161 u. S. 212. 

4) Die Herforder KO, iſt abgedr. bei Jacobſon, Urk. S. 7, die Soeſter 
daſ. S. 8 u. bei Richter, KO. I S. 165. Letztere wurde ſchon im 16. Ihrdt. 
wiederholt erweitert, erfuhr dann aber beſ. 1619 u. 1628 (Jacobſon daſ. S. 36 ff.) 
neue Bearbeitungen; weitere Nachweifungen unten S. 63 10.1. 

5) Vgl. Jacobſon a. a. O. S. 51. 
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Alteſten aus Holland, Seeland, Oſtfriesland, Geldern, Frankfurt a. M. 
u. a. über eine gemeinſchaftliche Organiſation nach den Grundſätzen der 
Presbyterial⸗Synodalverfaſſung vorläufige Beſtimmungen vereinbarten und 
die erſte Grundlage ihrer künftigen Verfaſſung legten.!) In den letzten 
Lebensjahren Wilhelms verſchlechterte ſich die Lage der Evangeliſchen, in⸗ 
dem die durch ſeine Geiſteskrankheit veranlaßte vormundſchaftliche Ver⸗ 
waltung ihnen durchaus feindlich geſonnen war. Einen wirklichen Erfolg 
errangen die gegenreformatoriſchen Beſtrebungen jedoch erſt unter ſeinem 
Sohne und Nachfolger (ſeit 1592) Johann Wilhelm, der unter faſt un⸗ 
beſchränktem Einfluß der katholiſchen Partei ſtand, die, als auch er in 
Geiſteskrankheit verfiel, zum zweiten Mal die Regierung unmittelbar in 
die Hände nahm. Überall kam es zu unerträglichen Bedrückungen der 
Evangeliſchen und Einſtellungen ihres Kultus, bis im Jahre 1609 der 
Tod des kinderloſen Herzogs eine für ſie überaus günſtige Veränderung 
der Verhältniſſe herbeiführte. 2) 

2. Bevor wir dieſe jedoch weiter verfolgen, iſt es erforderlich einen 
Blick auf die Verfaſſungsverhältniſſe der neuen Kirche zu werfen, deren 
Entwickelung bei den Reformierten bereits einen wichtigen Abſchluß 
erreicht hatte. Die auf der Weſeler Synode vorbehaltene endgültige Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Kirchenorganiſation erfolgte auf der Synode zu 
Emden, welche im Oktober 1571 unter ſtarker Beteiligung der Refor⸗ 
mierten der verſchiedenſten Länder gehalten wurde.?) Für die Einzel⸗ 
gemeinde wurden die Grundſätze der Presbyterialverfaſſung anerkannt 
und präziſe formuliert: Neben den Pfarrern ſollen auf Zeit beſtellte Alteſte 
und Diakonen ſtehen, welche das Konſiſtorium bilden, das regelmäßig 
über der Kirche beſtes zu beraten hat. Die Kirchenzucht ſoll in verſchiedenen 
Abſtufungen von den Geiſtlichen unter Zuziehung einzelner Alteſten oder 
vom ganzen Konſiſtorium geübt werden.!) Als ihre Hauptaufgabe aber 
betrachtete die Synode die Sorge für ein feſtes Zuſammenhalten und eine 
gegliederte Verbindung der einzelnen Gemeinden. Daher wurde beſtimmt: 
Mehrere benachbarte Gemeinden bilden ein Quartier (Klaſſe), mehrere 
Quartiere eine Provinz, alle Provinzen den Geſamtverband. In 


1) Die Beſchlüſſe des Weſeler Konvents find abgedruckt in Wolters Re⸗ 
formationsgeſchichte der Stadt Weſel, Bonn 1868, S. 335—358. Die bei Richter, 
KO. II S. 310, bei Jacobſon, Urk. S. 45 ff. mitgeteilten Texte beruhen nach den 
Angaben Wolters a. a. O. S. 359 ff. auf einer fehlerhaften Abſchrift. Vgl. auch 
Rieker, Grundſätze der ref. Kirchenverf. S. 17 u. 18. 

2) Laspeyres a. a. O. S. 203. 

3) Die Beſchlüſſe der Synode: „Geſchicht und Verhandlunghen deren Nider⸗ 
lendiſchen Kirchen, ſo unter dem Kreutze durch Deutſchland und Oſtfrieslandt ver⸗ 
ſpreiet, gehalten zu Embden a. 1571 d. 4.— 14. Octobris“, hat in hochdeutſcher 
Sprache zuerſt Jacobſon, Urk. S. 50 ff., dann Richter, KO. II S. 339 ff. ab⸗ 
gedruckt. Vgl. auch Lechler, Geſch. d. Presb.⸗ u. Synddalverf. S. 118 ff. Über 
weitere Ausgaben Rieker a. a. O. S. 19. 

4) Emdener Beſchlüſſe, Art. 6, 25 ff., bei Richter a. a. O. S. 339, 341. 
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den Quartieren ſollen regelmäßig je nach Bedarf alle 3 oder 6 Monate 
Quartierkonvente gehalten werden, auf denen die inneren und äußeren 
Zuſtände jeder Gemeinde erörtert, Sachen, die von dem Konſiſtorium einer 
einzelnen Gemeinde nicht verglichen werden konnten, erledigt, wichtige Lehr⸗ 
fragen beſprochen, nötigenfalls die Abſetzung oder Wiedereinſetzung von 
Pfarrern verfügt werden ſoll.!) In den Provinzen ſollen jährlich Pro⸗ 
vinzialſynoden gehalten und von jedem Quartier durch zwei Geiſtliche 
und zwei Alteſte oder Diakonen, welche von der Quartierverſammlung zu 
wählen ſind, beſchickt werden. Auf ihnen ſoll „erſtlich, was zu der lehr, 
darnach was zu der kirchen disciplin gehörig, letzlich was anlangt die 
partikular thaten vnd ſachen“ verhandelt werden. Sie ſind die den 
Quartierkonventen übergeordneten Inſtanzen des Kirchenregiments.?) Alle 
zwei Jahre endlich ſoll eine Generalſynode ſtattfinden, deren Mitglieder, 
Geiſtliche und Alteſte, „von derr gantzen prouincien“ alſo wohl von den 
Provinzialſynoden zu wählen ſind, um in letzter Inſtanz das Kirchen⸗ 
regiment zu handhaben und über Angelegenheiten, welche allen Kirchen 
gemein find, zu beſchließen.?) — Um die vereinbarte ſynodale Ordnung 
ſofort ins Werk zu ſetzen, teilte die Emdener Synode ſelbſt die zu ihr 
gehörigen Gemeinden in Provinzen und Klaſſen ein. Es wurden drei 
Provinzen gebildet: 1. Deutſchland mit Oſtfriesland, 2. die Niederlande, 
3. England. Die erſte hier allein intereſſierende Provinz wurde wieder 
in vier Quartiere geteilt: 1. das pfälziſche, 2. das jülichſche, 3. das 
cleveſche, 4. das emdenſche, und in jedem dieſer Quartiere wurde eine 
Gemeinde bezeichnet, die die anderen nach außen vertreten ſollte (Vor⸗ 
orte), nämlich: Heidelberg, Köln, Weſel und Emden.“) So war die 
reformierte Kirche des deutſchen Rheinlandes der Geſamtheit der nieder⸗ 
ländiſchen Kirchen einverleibt. Durch Flüchtlinge vom Auslande her 
begründet, war ſie mit dem Auslande in enge Verbindung gebracht. 
Ihre Verfaſſung beruhte materiell auf franzöſiſchen Grundſätzen, formell 
auf den Beſchlüſſen internationaler, auf deutſchem Boden abgehaltener 
Synoden. In vollem Umfang wurde die neu beſchloſſene Verfaſſung, 
insbeſondere auch durch regelmäßige Abhaltung von Klaſſikalkonventen alsbald 
5 1) Emdener Beſchlüſſe Art. 7, 33, 34, 81—85, bei Richter a. a. O. S. 339, 
2 e Beſchlüſſe Art. 8, 33, 86 ff., bei Richter a. a. O. S. 340, 341, 345ff. 
3) Emdener Beſchlüſſe Art. 9, 108, bei Richter a. a. O. S. 340, 347. All dieſe 
Beſchlüſſe ſind unverkennbar den Vorſchriften der franzöſiſchen Kirchenordnung 
nachgebildet. Die Emdener Synode fühlte ſich eins mit der reformierten Kirche 
Frankreichs und ſuchte mit ihr in äußere wie in innere Verbindung zu treten. 
Daher übernahm ſie nicht nur die franzöſiſchen Verfaſſungseinrichtungen, ſondern 
unterzeichnete auch, „um die Einigkeit und Vergleichung der niederländiſchen 
Kirchen mit den franzöſiſchen zu bezeugen,“ — neben der niederländiſchen Conkessio 
belgica v. 1561 (Niemeyer, collectio conf. S. LII f., 306 ff., vgl. auch Jacobſon, 
K., S. 203%) das franzöſiſche Bekenntnis (ſ. oben S 203) und geſtattete die Be⸗ 


nutzung des Genfer wie des Heidelberger Katechismus. 
4) Emdener Beſchlüſſe Art. 10 ff., 79, 80, bei Richter a. a. O. S. 340, 345. 
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in Cleve,!) Jülich,?) und Berg?) verwirklicht. Nur in Mark und 
Ravensberg, wo den Reformierten bis zum Anfang bezw. bis zur Mitte 
des 17. Jahrhunderts jede Duldung verſagt wurde,“) kam es zu keiner 
presbyterialen, geſchweige denn einer ſynodalen Organiſation. 


Im Gegenſatz zu den reformierten ſtanden die lutheriſchen 
Gemeinden wie überall ſo auch hier im 16. Jahrhundert unverbunden 
nebeneinander und beſaßen demzufolge auch keine völlig gleichartige Or⸗ 
ganiſation. In den Städten, deren Obrigkeit ſich für die Reformation 
entſchied, nahm dieſe regelmäßig das oberſte Kirchenregiment in die Hand. 
Die unmittelbare Verwaltung und die Übung der Kirchenzucht in der 
Gemeinde wurde unter dem Einfluß der reformierten Presbyterialverfaſſung 
gewöhnlich von dem Pfarrer in Verbindung mit mehreren Kirchenvorſtehern 
beſorgt. Wo an einem Orte mehrere lutheriſche Kirchen entſtanden, bildeten 
die Geiſtlichen derſelben regelmäßig ein Miniſterium unter einem aus ihrer 
Mitte gewählten Inſpektor oder Superintendenten, ſpäter traten auch 
die benachbarten Kirchen vielfach zu einem ſolchen zuſammen. Beſondere 
aus Geiſtlichen und Ratsmitgliedern zuſammengeſetzte Konſiſtorien 
wurden nur ſehr vereinzelt gebildet.) Daß die Lutheraner bereits in 
dieſer Zeit, dem Beiſpiele der Reformierten folgend, im Jülich⸗Cleveſchen 
wiederholt zu Synoden zuſammengetreten ſind, läßt ſich nicht nachweiſen. 

3. So hatte die Verfaſſung der Evangeliſchen ſich unter dem Kreuze 
geſtaltet, als im Jahre 1609 bei dem Erlöſchen des jülich⸗cleveſchen 
Mannſtammes die beiden meiſtberechtigten Erbprätendenten Johann Sigis⸗ 
mund von Brandenburg und Wolfgang Wilhelm von Pfalz⸗Neuburg, zwei 
lutheriſche Fürſten, das Land in Beſitz nahmen, durch den Dortmunder 
Vergleich vom 31. Mai 1609 eine vorläufig gemeinſame Verwaltung 
vereinbarten und der katholiſchen wie der evangeliſchen Religion gleichen 
Schutz und gleiche Rechte zuſicherten. Damit wurde die Exiſtenzberechtigung 
der bisher nur geduldeten Evangeliſchen formell anerkannt. Ungehindert 
wuchs von neuem die Zahl ihrer Anhänger, und viele bisher „geheime 
Gemeinden“ begannen öffentlichen Gottesdienſt. Schon im folgenden Jahre 
fühlten ſich die Reformierten, die bis dahin nur Teile der niederländiſchen 


1) Die wichtigeren Schlüffe der cleveſchen Konvente bis 1609 f. bei Jacobſon 
Urk. S. 72— 74, 82—88, darunter No. XXXII eine ſpezielle Klaſſikalordnung f. Weſel 
v. 1603. Vgl. auch Jacobſon, Geſch. S. 80 ff. 

2) Die Schlüſſe der jülichſchen Konvente bis 1609 |. bei Jacobſon Urk. 
S. 93—125, darunter No. XXXIX eine ſpezielle Klaſſikalordnung v. 1573. Vgl. 
auch Jacobſon, Geſch. S. 90 ff. 

3) Die reformierten Gemeinden des Herzogt. Berg hielten ſich anfangs zur 
Synode von Jülich bis fie erſtarkt ſich 1589 zu einem eigenen Synodalverbande 
konſtituierten und dann ſelbſtändige Synoden abhielten. Die Schlüſſe derſelben bis 
1609 teilt mit Jacobſon Urk. S. 88—93; vgl. auch Jacobſon, Geſch. S. 86 ff. 

4) Jacobſon, Geſch. S. 99, 100, 169 ff. 

5) So bei. in Soeſt, Herford, Eſſen, Dortmund, vgl. oben S. 53“, 
unten S. 583, 63. 


§ 4. Die Entwickelung in den weſtlichen Provinzen. 57 


Kirche gebildet hatten, ſtark genug, ein ſelbſtändiges Kirchenweſen zu 
begründen. Sie entwarfen auf einem außerordentlichen Konvente zu 
Düren am 17. Auguſt 1610 den Plan zu einer allgemeinen Synode für Jülich, 
Cleve, Berg nebſt den zugehörigen Graf- und Herrſchaften und hielten 
vom 7.— 10. September 1610 die erſte Generalſynode zu Duisburg 
ab, auf welcher die reformierten Kirchen der gedachten Landſchaften zu 
einander in eine feſte Verbindung gebracht und in ihrer Geſamtheit zu 
einer von der niederländiſchen Kirche unabhängigen Nationalkirche erhoben 
wurden.!) Auch die Lutheraner begannen für die Befeſtigung ihrer 
Kirche durch Verbindung der Einzelgemeinden zu ſorgen und Synoden 
abzuhalten, auf denen jedoch, wie auch in anderen lutheriſchen Kirchen, nur 
die Geiſtlichen Sitz und Stimme hatten. So traten behufs gemeinſamer 
Regelung der inneren und äußeren kirchlichen Verhältniſſe im Jahre 1612 
die Vertreter der lutheriſchen Kirchen in Cleve am 8. September zur 
Synode zu Dinslaken, in Mark am 2. Oktober zur Generalſynode 
zu Unna und in Ravensberg am 4. November zur Synode zu 
Bielefeld zufammen.?) 

Für die weitere Entwickelung wurde der Übertritt Johann Sigismunds 
zur reformierten (25. Dezember 1613), der Übertritt Wolfgang Wilhelms 
zur katholiſchen Kirche (25. Mai 1614) und die proviſoriſche Teilung des 
Landes durch den Kantener Vertrag (12. November 1614) entſcheidend. 
Durch die Generalſynoden und andere gemeinſchaftliche Einrichtungen 
blieben die evangeliſchen, insbeſondere die reformierten Kirchen der politiſch 
getrennten Landesteile wohl in einer dauernden Verbindung, im übrigen 
aber lebten und entwickelten ſie ſich fortan unter verſchiedenen Voraus⸗ 
ſetzungen. In den an Brandenburg gefallenen Gebieten Cleve-Mark und 
Ravensberg ſtand die evangeliſche Kirche unter dem Schutz und Schirm 
eines gleichgeſinnten Landesherrn, der ihre Entwickelung überall förderte, 
aber als Glied dieſer Kirche auch auf ihre inneren Verhältniſſe einen 
pofitiven Einfluß zu gewinnen ſuchte, wie er einen ſolchen in feinen alten 
Beſitzungen in ausgedehntem Maße beſaß. In nach und nach ſich 


1) Über dieſe Synode ſowie über die Beſchlüſſe der zweiten Generalſynode, 
auf der auch die Reformierten der Mark in die Verbindung aufgenommen 
wurden, Jacobſon, Geſch. S. 139 ff., 171; Lechler a. a. O. S. 214; die Beſchlüſſe 
der Synode zu Duisburg ſ. bei Jacobſon, Urk. S. 164 ff. 

2) Jacobſon, Geſch. S. 117, 120, 127. In Jülich⸗Berg, wo die lutheriſchen 
Gemeinden ſich im Jülichſchen, im Ober⸗ und Unterbergiſchen ſchon früh unter je 
einem eigenen Miniſterium verbunden hatten, wurden am Anfang des 17. Jahr⸗ 
hunderts wohl in dieſen drei Bezirken beſondere geiſtliche Synoden von den 
Inſpektoren abgehalten, gemeinſame Synoden ſind jedoch nicht zuſammengetreten. 
Nur in der Lehre und im Kultus wurde hier eine Einheit dadurch hergeſtellt, daß 
auf Veranlaſſung Wolfgang Wilhelms die Zweibrückener K. O. 1612 Überall zur 
Einführung gelangte. Jacobſon a. a. O. S. 114, 115. Dieſe KO., welche zuerſt 
1557 von Herzog Wolfgang zu Pfalz⸗Zweibrücken und dann noch zu wiederholten 
Malen publiziert iſt, iſt abgedruckt bei Richter, KO. II S. 194. 
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erweiterndem Umfange beteiligte der evangeliſche Landesherr ſich auch hier 
nunmehr an der Regierung der Kirche und beſchränkte dadurch das her⸗ 
gebrachte ſynodale Regiment. Als der große Kurfürſt 1662 die auf 
mehreren Synoden beratene und 1654 zum Abſchluß gebrachte reformierte 
Kirchenordnung beſtätigte, tat er dies bereits unter dem Vorbehalt,, die⸗ 
ſelbe zu jeder Zeit vermindern, vermehren und nach Gelegenheit ändern und 
aufheben zu wollen,“ !) und unter dem gleichen Vorbehalt erteilte er dann 
1687 auch der clevesmärfifchen lutheriſchen Kirchenordnung feine Be⸗ 
ſtätigung.?) Allein zur Einführung des eigentlichen Konſiſtorialregiments kam 
es deshalb doch nur in Ravensberg, wo der Proteſtantismus erſt durch die 
brandenburgiſchen Kurfürſten feſter begründet und zur Herrſchaft gebracht 
wurde.?) In Cleve und Mark blieb es im Gegenſatze zu den anderen Teilen 
des preußiſchen Staates bis in die Mitte des 18. Jahrhunderts doch immer 
bei einer bloßen beaufſichtigenden Beteiligung!) des Landesherrn an 
dem Kirchenregiment. Auch die neuen Kirchenordnungen erkannten als 
die eigentlichen Träger des Kirchenregiments die Presbyterien, Klaſſen 
und Synoden an, und als im Jahre 1713 die reformierte Inſpektions⸗ ꝛc. 
Ordnung (oben S. 23) für das ganze Königreich Preußen publiziert 
wurde, nahm man ausdrücklich Cleve, Mark und Ravensberg aus, „als 
bei deren bisherigen Verfaſſungen es nach wie vor verbleibet“. — In 
Jülich-Berg trat mit der Rückkehr des Kurfürſten von Pfalz⸗Neuburg zur 
katholiſchen Kirche für die Evangeliſchen tatſächlich dasſelbe Verhältnis 
zur Regierung wieder ein, welches vor 1609 beſtanden hatte, nur daß ſie 
und ihre Gemeinden jetzt einen Rechtsanſpruch auf ihre Exiſtenz hatten, 


1) Jacobſon, Geſch. S. 143 ff. Das Konfirmationsgefuh u. der Text der 
KO. ſind auszugsweiſe abgedruckt bei Jacobſon, Urk. S. 179 ff., vollſtändig in 
neuhochdeutſcher Sprache bei Snethlage, K., Die älteren Presbyterial⸗Kirchen⸗ 
ordnungen der Länder Jülich⸗Berg, Cleve u. Mark, Lpzg 1837, S. 83 ff. 

2) Jacobſon, Geſch. S. 208 ff. Die KO., welche ſich im weſentlichen als 
15 8 der ref. KO. v. 1654/62 darſtellt, iſt abgedr. bei Jacobſon, 

rk. S. 242. 

3) Von Synoden und Presbyterien ſindet ſich nach der 1612 zu Bielefeld 
gehaltenen Verſammlung im Ravens bergiſchen keine Spur mehr. Die branden- 
burgiſchen Fürſten übertrugen die Leitung der von ihnen befeſtigten lutheri 5 en K., 
die noch keine eigene feſte Organiſation beſaß, alsbald verſchiedenen landesherrlichen 
Organen: 1652 wurde gleichzeitig mit einer Regierung ein Konſiſtorium errichtet; 
1653 wurden bei Aufhebung jener die Droſten, das Bielefelder Hofgericht und der 
Superintendent mit den Konſiſtorialien beauftragt und 1719 endlich gingen dieſe für 
die Dauer auf die gleichzeitig als Landeskonſiſtorium beſtellte Regierung zu Minden 
über. Dabei wurde durch beſondere Privilegien den Städten Bielefeld u. Herford 
eine gewiſſe Selbſtändigkeit gefihert. Vgl. Jacobſon, Geſch. S. 129 ff., 214 ff., 
296 ff., u. unten S. 63 11 Acta Borussica VI, 1 S. 442. — Die Reformierten, 
welche im Ravensbergiſchen 1657 die erſte Kirche erhielten u. Ende des 18. Ihdts. 
3 Gemeinden bildeten, wurden ohne untereinander oder mit anderen Gemeinden 
verbunden zu ſein, der Aufſicht des ref. Kirchendirektoriums unterſtellt, wenngleich 
die Inſpektibnsordnung für Ravensberg nicht publiziert wurde. Jacobſon a. a. O. 
S. 172, 255, 339. \ 

4) Und dieſe wurde auch nicht durch ein beſonderes Konftitorium, ſondern durch 
die 1631 errichtete eleve-märfifche Regierung ausgeübt, Acta Borussica VI, 1 S. 469 ff. 
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was der Fürſt ſelbſt in ſeinem Rezeß von 1614 anerkannte. Daß der 
Landesherr die Kirche, von der er abtrünnig geworden, nicht mehr poſitiv 
förderte, war ſelbſtverſtändlich, es fehlte aber auch nicht an Bedrückungen 
und Zurückſetzungen der Evangeliſchen.!) Allein die beſtehende Synodal⸗ 
verfaſſung blieb unberührt; gegen ſie gewaltſam und unter offener 
Verletzung des Rechtes vorzugehen, durfte die Regierung nicht wagen. 
Sie wurde abermals der Stützpunkt der evangeliſchen Kirche unter 
katholiſcher Herrſchaft und hat die Kirche getragen, bis ihre Exiſtenz 
von neuem geſichert und unter den Schutz und die Garantie Brandenburgs 
geſtellt wurde. 5 

Gelegentlich der endgültigen Regelung der Beſitzverhältniſſe in den jülich⸗ 
cleveſchen Landen, welche erſt durch den am 9. September 1666 zu Cleve zwiſchen 
Brandenburg und Pfalz-Neuburg abgeſchloſſenen Erbvergleich ſtattfand, wurde 
auch ein Nebenrezeß über die Religionsangelegenheiten vereinbart, dem ſpäter 
ein zweiter Religionsvergleich, d. d. Köln a. d. Spree, 26. April 1672 
folgte.?) Dieſe beiden Religionsrezeſſe ordneten unter Anerkennung völliger 
Parität der drei im Reiche rezipierten Konfeſſionen den kirchlichen Zuſtand 
in den beiderſeitigen Gebietsteilen, wie er ſich bis zum Anfange des 
19. Jahrhunderts erhalten hat. Unter Feſtſetzung verſchiedener Normaljahre 
1609, 1624 ꝛc. wurde der Umfang der öffentlichen Religionsübung und 
der Beſitzſtand der verſchiedenen Religionsparteien reguliert, ihre Verfaſſungen 
aber wurden anerkannt und beſtätigt. Unter beſondere Garantie wurde die 
katholiſche Kirchenverfaſſung in den brandenburgiſchen, die evangeliſche dagegen 
in den pfalz-neuburgiſchen Gebietsteilen geftellt,?) auch dem branden⸗ 
burgiſchen Kurhauſe ein Interzeſſions- und Netorfionsrecht zu Gunſten 
ſeiner Glaubensgenoſſen zuerkannt.“) 

4. In Gegenſatz zu dieſen vielfachen Veränderungen der äußeren 
Lebensbedingungen der evangeliſchen Kirche ſtand die konſtante und gleich⸗ 
mäßige Fortentwickelung ihrer Verfaſſung. Die Reformierten blieben wie 
im 16. ſo auch im 17. und 18. Jahrhundert unaufhörlich bemüht, ihre 
Presbyterial⸗Synodalverfaſſung zu vervollkommnen und zu befeſtigen, und 
auch die Lutheraner gingen mehr und mehr zu dieſer Verfaſſungsform über. 

a) Die reformierte Kirche der jülich-eleveſchen Lande bildete ſeit den 
Synoden zu Düren und Duisburg (oben S. 57) einen in ſich abgeſchloſſenen 
Kirchenverband, der durch die Generalſynode vertreten wurde. Dieſer 


1) Jacobſon, Geſch. S. 174, 175; Laspeyres a. a. O. S. 244 ff.; Lechler 
a. a. O. S. 215 ff. 

2) Die Rezeſſe u. Vergleiche find abgedruckt bei Lünig, Reichsarchiv Pars. spec. 
Tl. 3 S. 210, 211, 232 ff.; bei Scottt, Sammlung der Geſetze u. Verordnungen, welche 
im Herzogtum Cleve uſ w. von 1418—1816 erlaſſen find, Düſſeldorf 1826 I ©. 436 ff., 
454 ff., 496 ff. Ihr Inhalt iſt eingehend zergliedert und dargeſtellt bei Laspeyres 
d. a. O. S 222 ff.; vgl. jedoch auch Sacobjon, Geſch. S. 109 ff., 175 ff. 

3) Rezeß v. 1672 Art. VIII 8 3; vgl. auch Nebenrezeß v. 1666 Art. IV § 12. 

4) Erbvergleich v. 1666 Art. XX; Rezeß v. 1672 Art. XI § 1. 
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Verband zerfiel, indem bisherige Klaſſen!) zu Provinzen erhoben wurden, 
in die vier Provinzen Jülich, Berg, Cleve und Mark, deren jede wieder 
3—4 neu eingerichtete Klaſſen?) umfaßte; ſpäter ſchloſſen ſich dieſen Kirchen⸗ 
abteilungen noch die Gebiete von Gehmen, Mörs, Geldern, Aachen, Köln, 
Werden, Ravensberg u. a. an. Die einzelnen Gemeinden?) wurden durch 
ihre aus Pfarrern und Alteſten zuſammengeſetzten Presbyterien (Kon⸗ 
ſiſtorien) verwaltet und regiert, vereinzelt gab es in ihnen auch noch weitere 
Vertretungen.) Die Klaſſen ſtanden unter der Leitung eines ſelbſtgewählten 
Moderamens, welches aus dem Inſpektor als Präſes, einem Aſſeſſor und 
einem Seriba beſtand. Sie verſammelten ſich ordentlicherweiſe einmal jährlich 
zur Klaſſikalſynode, auf der die Gemeinden durch ihre Geiſtlichen und je 
einen Alteſten vertreten waren.“) Auch die Provinzialſynoden wurden 
jährlich einmal gehalten. Sie hatten gleichfalls ihre ſelbſtgewählten Mo⸗ 
deramina und ſollten eigentlich von Predigern und Alteſten aller Gemeinden 
beſucht werden, 6) beſtanden jedoch vielfach nur aus Deputierten der Klaſſen.“ 
Die Generalſynode verſammelte ſich ordentlicherweiſe alle 3 Jahre, und 
zwar regelmäßig zu Duisburg. Sie ſollte nach der Kirchenordnung aus 
geiſtlichen und weltlichen Deputierten der Provinzen beſtehen und hatte ein 
Moderamen mit anfänglich 3, ſeit 1668 4 Mitgliedern (Präſes, Aſſeſſor, zwei 
Skribä).s) Eine ſpätere Einrichtung waren die Collegia qualificata, 
erweiterte Moderamina, welche beim Auseinandergehen der Synoden an 
ihre Stelle traten, um bis zum Wiederzuſammentritt derſelben eilige 
Synodalſachen zu erledigen. ) 


1) Vgl. oben S. 55, 56. 

2) Jülich hatte 3 Klaſſen: Düren, Geilenkirchen, Gladbach; Berg 4: Elber⸗ 
feld, Solingen, Düſſeldorf, Mühlheim, die jedoch infolge des Religionsvergleiche v. 
1672 unter Wegfall der Klaſſe Mühlheim auf 3 reduziert werden mußten; Cleve 3: 
un Beſel, Cleve; Mark 4: Hamm, Unna⸗Camen, Ruhr, Süderland. 

3) Vgl. zum Folgenden bej. die KO. v. 1654/1662, Kap. VII.-XI, bei Jacob⸗ 
ſon, Urk. S. 185 ff. und die gleichen Kapitel in den Überſichten der ſpäteren Sy⸗ 
nobalbejchküie daſelbſt S S. 193 ff., EL, „sol ff. 

Vgl. bei. Sacobjon, Urk. S. 184 3.53, S. 185 Z. 56, 57, 65, S. 186 
3. 2, a ene KR. S. 2042, 
8 5 1 al Jacobſon, Urk. S. 185 Z. 65, 66, S. 186 3.78, ©. 195 Z. 46ff., 
81 

6) Vgl. beſ. Jacobſon, Urk. S. 185 Z. 65, S. 186 Z. 85, S. 281 Z. 138 ff., 
S. 287 Z. 200. 

7) Jacobſon, Geſch. S. 242, 254, 316 ff., 323, 330. 

8) „Damit jede Provinz einen Commoderator habe und die Ausfertigung der 
Akten ſchleuniger gefchehe”. Jacobſon, Urk. S. 185 Z. 65, S. 186 Z. 87, S. 196 
Z. 56. Derſelbe, Geſch. S. 139 ff., 227 ff., 3058. 

9) Zuerſt organiſterte die Gen. Synode ein ſolches Kollegium (1665). Jacob⸗ 
fon, Urk. S. 196 3.57. Auf eine Anfrage, ob der Moderagtorenkonvent den 
Schluß einer Provinzialſynode ebenſo wie die Generalſynode ſelbſt aufheben könnte, 
entſchied dieſe 1689: „daß ein Conventus Moderatorum Syn. Gen. eines ganzen 
Syn. Prov. Schluß cum cognitione causae aufheben möge; weilen ſolcher Con- 
ventus als ein Collegium qualificatum den Syn. Gen. ex Commissione repräſen⸗ 
tieret, bis derſelbe wieder in pleno gehalten wird.“ Jacobſon, Urk. S. 264 ff. — 
Später wurden ſolche Kollegien auch für die Klaſſen (1723) u. die Provinzen (1735) 
eingeführt, Jacobſon a. a. O. S. 288 Z. 218 u. Geſch. S. 248 ff. 
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b) Über die allmähliche Zuſammenſchließung der lutheriſchen Ge 
meinden und die Ausbildung einer einheitlichen lutheriſchen Kirchen⸗ 
verfaſſung fehlen uns für Cleve-Mark')) nähere Nachrichten. Jedenfalls 
wurden auch hier die allgemeinen Verfaſſungsgrundſätze ſeit 1612 auf 
Synoden ausgebildet und anerkannt,?) und daher die Einrichtungen der 
Reformierten zum Vorbild genommen. Die Gemeinden hatten gewöhnlich 
ein aus dem Pfarrer und den Alteſten zuſammengeſetzes Presbyterium. 
Mehrere Gemeinden waren zu einer Klafje?) vereinigt und traten zu 
Klaſſenkonventen zuſammen, auch wurde jährlich einmal in Cleve wie 
in Mark eine Synode (Provinzialkonvent oder Generalſynode genannt) 
gehalten, zu der jede Klaſſe Geiſtliche und Alteſte (auch dieſe mit 
Stimmrecht) deputierte.“) Ahnliche Verfaſſungseinrichtungen kamen bei den 
Lutheranern in Jülich und Berg zur Ausbildung.?) Am Anfang des 
18. Jahrhunderts gab es auch hier Klaſſen mit Klaſſikalkonventen. Über 
ihnen ſtanden die beiden Synoden des Ober- und des Unterbergiſchen 
Miniſterialbezirksé) und über dieſen erhob ſich noch weiter eine General- 
ſynode des Landes. So war die Synodalverfaſſung hier reicher gegliedert 
als in Cleve und Mark, aber doch gleichzeitig unvollkommener geblieben, 
indem die Synoden eigentlich nur von Geiſtlichen beſucht wurden, wenigſtens 
eine geordnete Teilnahme von Alteſten an ihnen nicht ſtattfand. 

5. Die eben geſchilderte Presbyterial⸗Synodalverfaſſung erhielt ſich 


1) Betreffs der luth. K. in Ravensberg, welche eine konſiſtoriale Verfaſſung 
hatte, vgl. oben S. 583. 

2) Vgl. oben S. 57. Eine Zuſammenfaſſung ſolcher nach und nach zur 
Geltung gelangten Normen enthalten die Schlüſſe der zu Unna am 9. Juli 1659 
abgehaltenen märkiſchen Generalſynode, welche bis 1687 (j. oben S. 58) die Stelle 
e Kirchenordnung vertraten; dieſelben find abgedruckt bei Jacobſon, 
Urk. S. 130 ff. 

3) betenden in Cleve 3 Klaſſen: Cleve, Weſel, Dinslaken; in Mark ſeit 
1797 7 Klaſſen: Camen, Unna, Bochum, Hattingen, Wetter, Iſerlohn, Lüdenſcheid. 
Jacobſon, Geſch. S. 124, 205, 209, 288. 

4) An der Spitze der Synode und des ganzen Kirchenweſens des Synodal⸗ 
bezirks ſtand ein auf 3 Jahre gewählter General-Inſpektor, dem zwei Adjunkten 
und ein Skriba beigegeben wurden. Jacobſon, Urk. S. 136 $ VIII u. S. 247 Eine 
Verbindung der cleviſchen u. der märkiſchen Syn. miteinander oder mit benach- 
barten Syn. zu einem höheren Syn. Verbande kam nicht zu ſtande. Jacobſon, 
Geſchichte S. 124 ff., 205 ff., 283 ff. 

5) Die Grundlage derſelben wurde gelegt durch die auf der Synode zu 
Lennep 1655 beſchloſſenen XVI leges Ministeriales und den auf der Synode 
zu Vollberg 1677 approbierten „Summariſchen Begriff, wie es der Kirchen⸗ 
disziplin halber bei den unveränderten Augsburger Konfeſſtonskirchen im Fürſtentum 
Jülich und Berg ſoll gehalten werden“, welche zwar die landesherrliche Genehmigung 
nicht erhielten, nichtsdeſtoweniger jedoch von den Lutheranern des ganzen Landes 
anerkannt u. beobachtet wurden, abgedr. b. Jacobſon, Urk. S. 125, 126, 233 ff., daf. 
auch S. 236 ff., 315 ff., über die weiteren Beſchlüſſe der bergiſchen Syn. v. 1678—1806 
ſ. auch Jacobſon, Geſch. S. 112 ff., 188 ff., 270 ff. 5 

6) Vgl. oben S. 572. Zu dem unterbergiſchen Miniſterialbezirk gehörte auch 
die jülichſchen Kirchen, indem dieſe ſich 1655 unter Aufgabe ihres ſelbſtändigen 
Miniſteriums dem Miniſterium von Unterberg unterſtellt hatten. Die Klaſſen waren 
hier erſt 1704 gebildet worden und zwar im Unterbergiſchen 3: Jülich, Lennep, 
Düſſeldorf; im Oberbergiſchen 3: Miſeloh, Windeck, Blanfenberg. 
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in den jülich⸗eleveſchen Landen im ganzen unverändert bis zur franzöſiſchen 
Okkupation; insbeſondere erhielt ſich auch die die politiſch getrennten Landes⸗ 
teile kirchlich zuſammenhaltende Verbindung der Reformierten, die reformierte 
Generalſynode wurde bis 1793, wo fie zum letztenmal in Duisburg zu⸗ 
ſammentrat, regelmäßig abgehalten. Mit der franzöſiſchen Okkupation des 
Niederrheins im Jahre 1794 trat dann jedoch zunächſt eine Störung in 
der kirchlichen Verbindung der links- und rechtsrheiniſchen Gebiete ein, 
der bald die Aufhebung jedes Zuſammenhanges derſelben folgte. Auf 
dem rechten Rheinufer ließ die Fremdherrſchaft die evangeliſche Kirche bei 
ihrer alten Organiſation. Links des Rheins wurden dagegen die alt⸗ 
hergebrachten Einrichtungen rückſichtslos beſeitigt und durch eine neue ein⸗ 
heitliche Verfaſſung erſetzt,!) die jedes hiſtoriſchen Bodens entbehrte und 
daher nach Aufhebung der Fremdherrſchaft auch wieder hinwegfiel, ohne 
irgend welche Spuren zurückzulaſſen. 

II. Weſentlich verſchieden geſtalteten ſich in den anderen hier in 
Betracht kommenden Territorken die kirchlichen Verhältniſſe. In einigen 
geiſtlichen Gebieten, wie beſonders in den Bistümern Münſter und 
Paderborn und in den Erzbistümern Trier und Köln, 2 erlangten die 
Evangeliſchen bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts überhaupt nicht 
dauernd das Recht der freien Religionsübung. Die Lutheraner brachten 
es nirgend, die Reformierten nur ſehr vereinzelt zu einer ſelbſtändigen 
ſynodalen Organiſation; der Anſchluß an eine benachbarte Synode bildete 
die Regel. Vielfach gingen presbyteriale und ſynodale Elemente wieder 
verloren und vielfach galt von Anfang an das reine konſiſtoriale Regiment. 
Im einzelnen laſſen ſich die hierher gehörigen Herrſchaften in drei Gruppen 
zuſammenſtellen: 

1. Eine Gruppe bildeten diejenigen, deren evangeliſche Kirchen ſich den 


1) Sie war enthalten in den organ. Artikeln v. 18 Germinal X (8. April 1802). 
Nach dieſen waren die Organe der reformierten Kirche: Prediger, Lokalkonſiſtorien 
und Synoden. Auf 6000 Seelen kam eine Konſiſtorialkirche, deren 5 eine Synode 
bildeten. Das Lokalkonſiſtorium beſtand aus den Pfarrern und den Llteſten (No⸗ 
tabeln, 6—12 die auf 2 Jahre aus den höchſtbeſteuerten Hausvätern zu wählen 
waren), die Synode aus den Pfarrern und je einem =.Iteften aus jeder Gemeinde. 
Jenes bedurfte zu außerordentlichen Sitzungen der Genehmigung des Unterpräfekten 
oder Maire, dieſe zu jedem Zuſammentritt der Genehmigung, zu jedem Beſchluß 
der Beſtätigung des Gouvernements und konnte ſich überhaupt nur auf höchſtens 
6 Tage im Beiſein eines Präfekten oder Unterpräfekten verſammeln. Ebenſo 
wie die reformierte ſollte auch die lutheriſche Kirche in der unterſten Inſtanz 
von ihren Pfarrern und Lokalkonſiſtorien verwaltet werden. Für die weiteren In⸗ 
ſtanzen wurden ſpezifiſch lutheriſche Inſtitutionen, Inſpektionen und General⸗ 
konſtſtorien eingerichtet; je fünf Konſiſtorialkirchen wurden einem Inſpektor, dem 
eine Art Bezirksſynode zur Seite ſtand, und mehrere Inſpektionen wieder einem 
Generalkonſiſtorium unterſtellt; die hier intereſſierenden jülicheleveſchen und anderen 
nachmals preußiſchen Gebiete links des Rheins wurden teils dem Generalkonſiſtorium 
zu Köln teils dem zu Mainz zugewieſen. Vgl. Jacobſon, Geſchichte S. 771 ff., 
Lechler a, a. O. S. 237 ff., 267. 

2) Über dieſe Gebiete ſ. näheres bei Jacobſon, Geſch. S. 445—530; 
Laspeyres a. a. O. S. 634ff. 
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jülich⸗eleveſchen Synoden bezw. lutheriſchen Miniſterien anſchloſſen. Dies 
waren die Reichsgrafſchaft Gehmen, “) das Fürſtentum Mörs, deſſen 
reformierte Gemeinden ſeit 1610 als eine ſelbſtändige Klaſſe auf der jülich⸗ 
cleveſchen Generalſynode vertreten waren, das Oberquartier Geldern, 
die zur Grafſchaft Mörs gehörige Herrſchaft Gimborn-Neuſtadt, ?) die 
Abteigebiete Rellinghauſen und Werden,?) Lippftadt‘) und die unter 
dem Kreuz lebenden evangeliſchen Gemeinden der Reichsſtädte Aachen und 
Köln.“) 

2. Eine zweite Gruppe bildete die Graffchaft Teklenburg mit den 
ſich an ſie anſchließenden Kirchenweſen. In Teklenburg, wo die lutheriſche 
Lehre 1532 Eingang und 1562 auch Befeſtigung durch eine Kirchenordnung 
gefunden hatte, beſaß die Kirche, nachdem der Landesherr zum reformierten Be⸗ 
kenntnis übergetreten war, auf Grund einer neuen Kirchenordnung von 1588 
(erneuert 1619) die reformierte Verfaſſung mit Presbyterien in den Ge⸗ 
meinden, Klaſſen und Klaſſenkonventen, zu denen feit 1689 noch vegel- 
mäßige Landesſynoden kamen.“) Ebenſo wie in Teklenburg entwickelte ſich 
das Kirchenweſen in der Grafſchaft Steinfurtund der Herrſchaft Rheda: die 
zuerſt angenommene lutheriſche Lehre wurde durch die reformierte erſetzt, dann 
wurde zur Befeſtigung der letzteren die Teklenburger Kirchenordnung eingeführt 
wie auch ein Anſchluß an die Teklenburger Synode hergeſtellt.?) Endlich organi⸗ 
ſierten ſich auch die Reformierten der Grafſchaft Hohen-Limburg nach 
der Teklenburger Kirchenordnung, bis ſie 1682 eine eigene Kirchenordnung 
erhielten; ſie verbanden ſich 1687 mit der reformierten märkiſchen und 
1689 auch mit der Teklenburger Synode.) 

3. Die dritte Gruppe machten diejenigen weltlichen und geiſt⸗ 
lichen Gebiete aus, in denen kleine ſelbſtändige Kirchenweſen ohne An⸗ 
ſchluß an größere Nachbarkirchen zur Ausbildung gelangten. Es waren dies 
zunächſt! die Städte Dortmund,“) Soeſt,10) Herford, 1) Eſſen !) und 

1) ) Jacobjon, Geſch. S. 394 ff., 401 ff. u. KR. S. 75. 

2) Jacobſon, Geſch. S. 392 f., 400 ff. u. KR. S. 84 f., 89. 

3) Jacobſon, Geſch. S. 173, 256, 304 u. KR. S. 87. 

4) Jacobſon, Geſch. S. 41, 425 171 u. er S. 72. 

5) Vgl. oben S. 60; Jacobſon, Geſch. S. 371 ff., 382 ff. u. KR. S. 85; ferner 
Simons Niederrheiniſches Synodal⸗ und Gemeindeleben unter dem K eng örbg, 1897. 

6) Sacobjon, Geſch. S. 404 ff. u. KR. S. 74 f. Die KO. v. 1588 bei 
Jacobſon, Urk. S. 392 u. Richter, KO. II S. 476. 

7) Jacobſon, Geſch. S. 4217. 430 fl (über die Lutheraner in dem zu 
Rheda gehörigen Kirchipiel Gütersloh daſ. S. 432) u. KR. a. a. O. 

8) Jacobſon, Geſch. S. 426 ff. u. KR. S. 75. Die in geringer Anzahl in 
der Grafſchaft vorhandenen Lutheraner hielten ſich von 1657 bis 1807 zur märkiſchen 
luth. Syn, ſpeziell zur Klaſſe Iſerlohn. 

9) Jacobfon, Geſch. S. 66 ff., 133 ff., 224 ff., 300 ff. u. KR. S. 70; ſ. auch 
oben S. 565 

10) Jacobſon, Geſch. S. 55 f., 131 f., 219 f., 298 f., 818, 819 u. KR. S. 70; 
ſ. auch oben S. 53 569. 

11) Jacobſon, Geſch. S. 45 ff. 128 ff., 215 ff., 297 u. KR. S. 72; ſ. auch 


oben S. 53%, 565 
12) In Eſſ en wurde nach Einführung der luth. Lehre (1561) zunächſt die 


A G8 


64 1. Abſchnitt. Die evangel. Kirche in den altpreußiſchen Landesteilen. 


Wetzlar, ) in denen von der Obrigkeit die lutheriſche Lehre aufgenommen und 
das Kirchenregiment unter Zuziehung der Geiſtlichkeit in konſiſtorialer Form 
geübt wurde, während die Reformierten erſt ſpät zur öffentlichen Religionsübung 
und Gemeindebildung gelangten.?) Ferner gehörten hierher die Grafſchaften 
Lingen,“) Wittgenftein,t) Sayn, ) Wied) und Solms, ) in denen, ab⸗ 
geſehen von Sayn und Solms-Hohenſolms-Lich, wo das Luthertum ſich 
dauernd erhielt, die reformierte Lehre zur Herrſchaft gelangte, die kirchliche Ver⸗ 
faſſung jedoch nichtsdeſtoweniger überall einen konſiſtorialen Charakter 
annahm; auch wo, wie in Wied und Solms-Braunsfeld, ſynodale Elemente 
anfänglich gepflegt wurden, gelangten dieſe zu keiner Entwickelung, und 
die Leitung der Kirche kam ganz in die Hände des landesherrlichen Kon⸗ 
ſiſtoriums. Endlich entſtanden auch in einzelnen geiſtlichen Gebieten felb- 
ſtändige, wenn auch ſehr unvollkommene evangeliſche Kirchenweſen, ſo 
beſonders im Bistum Minden,) in der Abtei Corvey und dem zur 
Diözeſe Osnabrück gehörigen Amt Reckenberg. 9) 

4. Von dieſen unter 1—3 aufgezählten Gebieten kamen direkt unter 
brandenburgiſche Herrſchaft die Städte Soeſt (1614) und Herford (1647), 
das ſekulariſierte Bistum Minden (1648) und die Herrſchaften Mörs 
und Lingen (1702), Teklenburg (1707) und Geldern (1713). Den 
drei erſtgenannten Gebieten blieb dabei ihre alte Kirchenverfaſſung er⸗ 
halten, nur daß ſie neuen kirchenregimentlichen Behörden unterſtellt wurden, 
wobei die Stadtkonſiſtorien in die Stellung von Unterkonſiſtorien kamen; 10) 


Zweibrückener KO. v. 1557 rezipiert, aus der die ſog. 11 Prediger⸗Artikel, auf 
die die Prediger verpflichtet wurden, ausgezogen wurden. Neue K. Ordugn. ers 
gingen 1664, 1691 u. noch 1808; Jacobſon, Geſch. S. 71, 136 ff., 225, 304 u. 
KR. S. 86 f., Urk. S. 159 (KO. v. 1664), 262 (v. 1691), 629 (v. 1808); ſ. auch oben 
S. 565. Die ſeit 1611 in Eſſen vorhandene ref. Gemeinde hielt ſich zur benach- 
barten Synode. 

1) Jacobſon, Geſch. S. 754 ff., 841 ff., 852 u. KR. S. 91. 

2) Vgl. Ja cobſon, Geſch. 170 ff., 251 ff., 339 ff. 

3) Jacobſon, Geſch. S. 433 ff. u. KR. S. 74; Laspeyres a. a. O. 250 ff. 
— Die KO. v. 1678 iſt abgedr. bei Jacobſon, Urk. S. 446. 

4) Jacobſon, Geſch. S. 572 ff. u. KR. S. 79 f. — Eine KO. v. 1555 abgedr. 
bei Jacobſon, Urk. S. 526 u. Richter, KO. II S. 160; in veränderter Form v. 
1746 bei Jacobſon, Urk. S. 536. 

5) Jacobſon, Geſch. S. 582 ff. u. KR. S. 87 f., über die KO. v. 1590 auch 
Richter, KO. II S. 478. 

6) Jacobſon, Geſch. S. 594 ff. u. KR. S. 89 f. ee 

7) Jacobſon, Geſch. S. 611 ff. u. KR. S. 90; KO. v. 1582 bei Richter 
a. a. O. S. 458. 5 

8) Jacobſon, Geſch. S. 548 u. KR. S. 73. Die KO. v. 1530 iſt abgedr. 
bei Richter, KO. I S. 138, Jacobſon, Urk. S. 502 u. neu u. vollſtändig im 
Progr. d. Mindener Gymnaſiums v. 1860 S. 36 ff. 

9) Jacobſon, Geſch. S. 530, 536 ff., Urk. S. 487, 495, KR. S. 76 f. 

10) Als Konſ. für Minden wurde die daſelbſt neu errichtete Regierung 
beſtellt, die als ſolches unter Zuziehung des luth. Sup. fungieren ſollte, neben den 
dann ſeit 1681, da auch die Reformierten freie Religionsübung erhielten, nach 
brandenburgiſchem Brauch regelmäßig noch ein ref. Prediger trat. J. J. 1719 
wurde ihr Geſchäftskreis denn auch auf das mit Minden verbundene Ravensberg. 
ausgedehnt, deſſen Sup. ihr gleichfalls beigegeben wurde. Über das Schickſal des 
Konſ. oder geiſtl. Stadtgerichts zu Herford vgl. noch bei. Jacobſon, Geſch. 
S. 116 ff., 129 ff., 297; desgl. über das des Stadtkonſ. zu Soeſt daſ. S. 220, 223, 298f. 
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ebenſo wurde die reformierte Kirche von Mörs und Geldern bei ihren Ein⸗ 
richtungen belaſſen, durch Unterftellung unter die eleve-märkiſchen Kirchen⸗ 
ordnungen noch enger mit der cleveſchen Kirche verbunden, deren Schickſal 
fie ferner dauernd geteilt hat.!) Nur in Teklenburg und dem gleich⸗ 
behandelten Lingen wurde, insbeſondere durch Einführung der preußiſchen 
Inſpektionsordnung v. 1713, tiefer in die beſtehenden Verhältniſſe einge⸗ 
griffen, was das allmähliche Abſterben der ſynodalen Elemente ſehr be⸗ 
förderte. 2) 

Die anderen oben genannten Gebiete, welche erſt 1815 und 
1816 an Preußen fielen, hatten bei ihrem Eintritt in den preußiſchen 
Staat bereits ihre politiſche wie auch ihre kirchliche Selbſtändigkeit ver⸗ 
loren. Sie waren ſeit Anfang des 19. Jahrhunderts andern Staaten 
eingegliedert geweſen, die ihre hergebrachten kirchlichen Einrichtungen bald 
wie das Großherzogtum Heſſen geſchont,?) bald aber auch wie beſonders 
Naſſau, das in Sayn, Wied, Solms und feinen w.'ieren Erwerbungen 
die naſſauiſche Kirchenverfaſſung einführte,“) beſeitigt hatten. 


Zweites Kapitel. 
Vom Ausgang des 18. Jahrhunderks bis zur Gegenwark. 


8 5. 
I. Das Allgemeine Landrecht und die Auflöſung der alten Kirchen⸗ 
verfaſſung in den öſtlichen Landesteilen. 


Das Allgemeine Landrecht, welches in Teil II Titel 11 eine um⸗ 
faſſende Kodifikation des Kirchenrechts enthält, hatte für die evangeliſche 
Kirchenverfaſſung nicht die Bedeutung einer ſie fortbildenden Geſetzgebung. 
Wie auf anderen Gebieten, ſo enthält es ſich auch hier aller Neuerungen 
und begnügt ſich damit, das beſtehende Recht zu kodifizieren. Neben den 
allgemeinen Verfaſſungsgrundlagen, die das Geſetz normiert, werden die 
provinzialen Einrichtungen und Verſchiedenheiten anerkannt und beſtätigt. 
An der Spitze der ganzen evangeliſchen Kirche in ihren verſchiedenen 
Richtungen ſteht nach landrechtlicher Auffaſſung der evangeliſche Landes— 
herr. Als die höchſte Behörde, die in kirchlichen Angelegenheiten 


1) Mit den Konſiſtorialgeſchäften wurde ſchließlich in Mörs die 1752 
errichtete Regierung, in Geldern das 1767 errichtete Adminiſtrationskollegium 
betraut, die als Konſiſtorien dem ref. Kirchendirektorium unterſtellt wurden. 

2) Zum Konf. für Teflenburg— Lingen wurde in Unterordnung unter das 
ref. Kirchendirektorium die Regierung zu Lingen beſtellt. Die wenigen Lutheraner 
beider Gebiete wurden dagegen dem luth. Konſ. Minden unterſtellt; Jacobſon, 
Geſch. S. 404, 418; Laspeyres a. a. O. S. 251 ff. — Die Synode hörte in Lingen 
1713, in Teklenburg 1746 auf. 

3) Jacobſon, Geſch. S. 832 ff., vgl. auch Köhler, K., KR. der ev. K. des 
Großherzogtums Heſſen, S. 36, 37. 

4) Jacobſon, Geſch. S. 589, 593, 834 ff. u. unten § 9 A. III. 


Schoen Kirchenrecht. 
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tätig wird, nennt das Landrecht das aus dem lutheriſchen und dem 
reformierten Juſtizminiſter beſtehende geiſtliche Departement.) Ohne 
deſſen Genehmigung dürfen in Kirchenſachen keine Veränderungen vorge⸗ 
nommen, insbeſondere keine neuen Kirchenordnungen eingeführt werden. 
Unter feiner Oberdirektion ſtehen ſämtliche Konſiſtorien.?) Die Zentral⸗ 
konſiſtorien, das reformierte Kirchendirektorium und das franzöſiſche Ober⸗ 
konſiſtorium einerſeits und das lutheriſche Oberkonſiſtorium andererſeits, 
ſind dabei jedoch mit ſeinen beiden Abteilungen in koordinierter Stellung 
verbunden, indem die beiden Juſtizminiſter zugleich als Chefpräſidenten 
jener fungieren. Für den Umfang der Geſchäfte wie die Verfaſſung der 
Konſiſtorien bleiben die in den einzelnen Provinzen und Departements 
geltenden Konſiſtorial⸗ und Kirchenordnungen maßgebend.?) Die Mediat⸗ 
konſiſtorien, wo ſolche vorhanden find, ſtehen unter der Aufſicht des Pro⸗ 
vinzialkonſiſtoriums, ſoweit ſie nicht ihre unmittelbare Unterordnung unter 
das geiſtliche Departement beſonders nachweiſen können.?) Unter der 
Direktion der Konſiſtorien ſtehen wieder als Aufſeher einzelner Diözeſen 
oder Kreiſe, die Superintendenten oder Inſpektoren, “) und dieſen find 
endlich „die Kollegia“ der einzelnen Kirchen untergeordnet, die „aus den 
Geiſtlichen und ihnen zugeordneten Vorſtehern“ beſtehen.“) 

So giebt uns das Allgemeine Landrecht in wenigen kurzen Sätzen 
ein Bild der preußiſchen Kirchenverfaſſung, wie ſie ſich in ſeinem Geltungs⸗ 
bereich bis zum Ausgange des 18. Jahrhunderts entwickelt hatte. Es 
enthält die erſte und zugleich auch die letzte zuſammenfaſſende geſetzliche 
Normierung der alten preußiſchen Konſiſtorialverfaſſung, die in wenigen 
Jahren eine grundſätzliche Umgeſtaltung erfahren ſollte. 

Schon lange vor der Emanation des Landrechts hatte man in 
Preußen den urſprünglichen Grundgedanken der Konſiſtorialverfaſſung, daß 
bei ihr der Landesherr die Kirche durch beſondere, rein kirchliche Behörden 
regiere, fallen gelaſſen oder doch nicht mehr in vollem Umfange realiſiert. 
In den im Weſten erworbenen Territorien und auch in Schleſien und Weſt⸗ 
preußen waren eigentliche Konſiſtorien nicht mehr errichtet, ſondern die 
durch geiſtliche Räte ergänzten Regierungen (Juſtizbehörden) mit der Ver⸗ 
waltung der Konſiſtorialia betraut worden.7) In gleicher Weiſe verfuhr 
man bei den nach Emanation des Landrechts erforderlichen kirchlichen 
Neuorganiſationen in Südpreußen und Neuoſtpreußen, nur wurden in 
letzterem nicht die Regierungen, ſondern die Kriegs- und Domänenkammern 


1) 3 oben ©. 25. 
ALR. II 11 88 145, 146. 
3) ALR. a. a. O. 88 143, 144. 
4) AL R. a. a. O. 88 147—149. 
5) ALR. a. a. O. 88 150155. 
6) ALR. a. a. O. §8 156—159. 
7) Vgl. oben S. 583,5, 6419, 65 1525 355 42 
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mit der Konſiſtorialverwaltung beauftragt,!) — was für die ganze weitere 
Entwickelung vorbildlich wurde, indem man in der Übertragung der 
Konſiſtorialia auf die Regierungen einen Widerſpruch fand mit dem mehr 
und mehr zur Anerkennung gelangenden Prinzip der Trennung der Juſtiz 
von der Verwaltung. Die Regierungen konnten nach dieſem Prinzip nur 
an der geiſtlichen Gerichtsbarkeit beteiligt werden. Dementſprechend 
beſtimmte denn auch das Reglement vom 2. April 1803 über die 
Verteilung der Geſchäfte zwiſchen den Landeskollegien in den preußiſchen 
Entſchädigungsländern: Zum Reſſort der Regierungen gehören „alle 
Prozeſſe“, auch „die Sponſalien, Ehe- und übrigen geiſtlichen Sachen 
der Proteſtanten“, zum Reſſort der Kriegs- und Domänenkammern 
„ . . . alle Schul- und Erziehungsanſtalten, ohne Ausnahme“, .. „alle 
geiſtlichen Angelegenheiten ſowohl der Römiſch-Katholiſchen als der 
Proteſtanten, nebſt der Aufſicht und Verwaltung über alle milden 
Stiftungen und Kirchen⸗Ararien, wie auch die Beſetzung der von Uns als 
Patron abhängenden geiſtlichen Stellen, ingleichen die Beſtätigung der von 
anderen Patronen zu konferierenden geiſtlichen Stellen“, weiter „die Wahr⸗ 
nehmung unſeres Landesherrlichen juris eirea sacra .. ., desgleichen die 
Aufſicht über die Amtsführung der Geiſtlichkeit, ſofern dieſelbe auf Staats⸗ 
und bürgerliche Angelegenheiten Beziehung hat. — Wir werden den 
Kammern zur Beſorgung dieſer .. . Angelegenheiten ſachverſtändige Mit⸗ 
glieder zuordnen“.2) Dieſe Anordnungen blieben nicht lange auf die Ent⸗ 
ſchädigungslande beſchränkt. Noch im Jahre 1803 wurde ihre Ausdehnung 
auf die alten Landesteile beſchloſſen, und 1804 wurde thatſächlich die 
lutheriſche Kirchenverfaſſung in Oſtpreußen und Litthauen in ihrem Sinne 
reorganiſiert. Durch Reglement vom 21. Juni dieſes Jahres?) wurde die 
Oberregierung, das Konſiſtorium und die Spezialkommiſſion aufgehoben 
und die Bearbeitung der lutheriſchen Kirchen-“) und Schulſachen der oſt⸗ 
preußiſchen und litthauiſchen Kriegs- und Domänenkammer übertragen, 
bei welcher eine eigene (Konſiſtorial⸗) Deputation aus geiſtlichen und welt⸗ 
lichen Räten gebildet wurde. Die deutſch- und franzöſiſch- reformierten 
Kirchen, Schulen und Armenanſtalten blieben zunächſt noch im Beſitz ihrer 
alten Verfaſſungseinrichtungen.“) Es dauerte jedoch nicht lange, da ſchritt 
man allgemein und ohne Beſchränkung auf die lutheriſche Kirche zur Auf- 
hebung der ſelbſtändigen kirchlichen Organiſationen. Die unmittelbare 
Veranlaſſung hierzu lag in den Folgen des unglücklichen Krieges, indem 


1) Vgl. für Südpreußen das Reglement v. 15. Dez. 1795 88 4, 54 (N. C. C. 
a 15 run für 0 Seen das Reglement v. 3. März 1797 9 4 Nr. VIII, 
6 S. 955 
2) Regl. v. 2. April 1803 (N. 955 95 XI 2, S. 1573; Rabeſche Samml. preuß. 
Geſ. VII S. SM) 83 Z. 2, 8 5 
3) J 5 3. 6 N. C. G. XI 3, 2 2608; Rabeſche Geſetzſamml. VIII ©. 106). 
4) Jacobſon, Geſch. d. Quellen (Preußen u. Poſen, ſ. oben S. 8 B, 1) S. 204, 205. 
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der Verluſt großer wohlhabender Ländergebiete und finanzielle Bedrängnis 
auf eine möglichſte Verminderung der Behörden hinwieſen. Aber auch die 
unter der Herrſchaft des Polizeiſtaats entſtandene Auffaſſung, daß die 
Leitung des Kirchenweſens und des öffentlichen Unterrichts als ein Zweig 
der allgemeinen Landeswohlfahrt denjenigen Behörden überwieſen werden 
müſſe, welche dieſe in ihrem ganzen Umfange zu pflegen haben, ließ das 
Beſtehen beſonderer Kirchen- und Schulbehörden überflüſſig, ihre Ver⸗ 
ſchmelzung mit den allgemeinen Staatsbehörden dagegen geboten erſcheinen.!) 
Nach dem Tilſiter Frieden wurden in dem ganzen preußiſchen Staate 
die ſelbſtändigen Konſiſtorien aufgehoben, und alle von dieſen bisher 
verwalteten Kirchen-, Schul⸗ und Armenſachen, ohne Unterſchied zwiſchen 
lutheriſchen und reformierten, den weltlichen Verwaltungs behörden 
übertragen. Zunächſt wurde in einzelnen Provinzen in dieſem Sinne vor⸗ 
gegangen, in Weſtpreußen wurde die Verwaltung der Konſiſtorialia der 
Regierung genommen und auf die Kammern übertragen, in Litthauen für 
fie eine eigene, von der Königsberger Kammer geſonderte Deputation ev: 
richtet.?) Dann folgte das Publikandum betr. die veränderte Verfaſſung 
der oberſten Staatsbehörden vom 16. Dezember 1808,3) welches die Ver⸗ 
waltung der Kirchen- und Schulſachen durch die Kammern und das 
Miniſterium einheitlich regelte. In der Zentrale wurde die geiſtliche 
Verwaltung von dem Juſtizdepartement getrennt und dem Departement 
des Innern überwieſen, bei welchem eine beſondere Sektion „für den 
Kultus und öffentlichen Unterricht“ gebildet wurde.“) 

Der Kultusabteilung wurden die bei den Kammern, oder wie ſie 
jetzt heißen ſollten: Regierungen, beſtellten Deputationen für geiſtliche 
und Schulſachen untergeordnet, und dieſen wurde durch die Regierungs⸗ 
inſtruktion vom 26. Dezember 18085) die geſamte Verwaltung der geiſtlichen 
und Schulangelegenheiten in der Provinzialinſtanz übertragen. Die 
Provinzial⸗ wie die Zentralkonſiſtorien wurden in Ausführung dieſer 
Geſetzgebung aufgehoben,“) fie waren in vollem Umfange durch die neu⸗ 

1) Vgl. auch v. Mühler a. a. O. S. 289 ff. 

2) Kab.⸗Ordre v. 5. Okt. 1808; Jacobſon a. a. O. 

8 3 53 GS. 1806-1810 S. 361; N. C. C. XII S. 527, en Geſetzſamml. IX. 
38 

4) Dieſe Sektion zerfiel in zwei Unterabteilungen: „a) für den Kultus, b) für 
den öffentlichen Unterricht“ (88 4 u. 9). Der letzteren ſollte neben anderem die 
Beaufiihtigung und Leitung aller „Lehranſtalten, Univerſitäten. Gymnaſien, 

elehrten, Elementar-, Bürger-, Induſtrie⸗ und Kunſtſchulen ohne Unterſchied der 

828 zuſtehen. Erſtere erhielt, zalle Rechte der oberſten Aufſicht und Fürſorge 

des Staats in Beziehung auf Religtonsübung (jus circa sacra), wie dieſe Rechte 

das Allgemeine Landrecht Teil 2 Titel II § 113 segg. beſtimmt hat, ohne Unterschied 
der Glaubensverwandten .. . auch die Konſiſtorialrechte (jus sacrorum) namentlich 
in Abſicht der Proteſtanten nach § 143 am angeführten Orte des Allgem. Land⸗ 
rechts“ und „die Aufficht | des Religionsunterrichts bei der ee (58 10— 12). 
5) GS. 1806—10 ©. 464. Ra beſche Geſetzſamml. IX S. 415 ff.; vgl. bei. 58 3, 


62, 99. 
6) Von letzteren wurden nacheinander aufgehoben: das luth. Oberkonſiſtorium 
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organiſierten Staatsbehörden erſetzt. Die Kirchenverwaltung war zu 
einem Stück der Staatsverwaltung geworden und wurde auch von der 
Reorganiſationsgeſetzgebung der nächſten Jahre als ein ſolches behandelt.“) 
Auch das Militärkirchenweſen blieb von der neuen Strömung nicht 
verſchont. Durch Militärkirchenreglement vom 28. März 18112) wurde 
mit dem Hinweis, daß „das Prinzip der Einheit, welches der neuen 
Anordnung der Landesangelegenheiten und der Staatsverwaltung zu 
Grunde liegt, eine nähere Verbindung des Feldminiſterii mit der übrigen 
Landesgeiſtlichkeit erfordere“ — das Kriegskonſiſtorium und die Stelle 
des Feldpropſtes aufgehoben; alle Militärprediger wurden den Zivil 
konſiſtorialbehörden und den Superintendenten unterſtellt; nur in „äußeren 
Angelegenheiten“ ſollte die Zuſtändigkeit der ordentlichen Militärverwaltungs⸗ 
behörden weiter beſtehen bleiben. Damit aber wurde die Militärkirche 
der allgemeinen Landeskirche völlig eingegliedert und hörte auf ein ſelb⸗ 
ſtändiger kirchlicher Organismus zu ſein. 


8 6. 
II. Die Neugeſtaltung der ÄAirchenverfaſſung. 


Die konfiſtorialen Verfaſſungselemente. 

Zum Glück war dieſe Verſtaatlichung der Kirche nicht von langer 
Dauer. Daß in ihr nicht der Endpunkt der kirchlichen Verfaſſungs⸗ 
entwickelung liegen könne, ſtand für viele von vornherein feſts) und bereits 
1808, während die Regierung noch mit der Durchführung der neuen 
Geſetzgebung beſchäftigt war, wurden verſchiedene Reformvorſchläge laut, 
welche auf die Wiederherſtellung einer ſelbſtändigeren, vom Staate unab⸗ 


am 13. April 1809 (AH. 4 S. 39), das ref. Kirchendirektorium am 1. Auguſt 1809 
das franz.⸗ref. Oberkonſiſtorium durch Kab.⸗O. v. 30. Okt. 1809. (N. C. C. XII, 2, 
S. 881. Ra beſche Geſetzſamml. X ©. 169.) Ebenſo wurden aufgehoben das Oberſchul⸗ 
kollegium (oben S. 248) u. das kurmärk. Amter⸗K.⸗Dir. (oben S. 20). Näheres über 
alle dieſe Aufhebungen ſ. in: (Baſſewitz) Die Kurmark Brandenburg während der 
Jahre 1809 u. 1810, herausgegeb. v. Reinhard, Lpzg. 1860, ©. 187ff. 

1) Vgl. die Bog. über die veränderte Verf. aller oberſten Staatsbehörden 
v. 27. Oct. 1810 (GS. S. 3), welche unter C die oben angeführten Beſtimmungen 
des Publikandums v. 16. Dez. 1808 im weſentlichen wiederholt, ferner die Vogn. 
v. 24. April 1812 (GS. S. 40) u. 3. Juni 1814 (GS. S. 40). 

2) GS. S. 170. vgl. Nr. I, 9, 10. III, I ff. 

3) Beſonderes auch für die alten kirchlichen Zentralbehörden, von denen das 
luth. Oberkonſiſtorium bei Niederlegung ſeines Amtes in ehrerbietiger Vorſtellung 
an den König ſeinen Bedenken gegen die neue Organiſation freien Ausdruck gab 
indem es erklärte: „Sollten Ew. Majeſtät, als erſter proteſtantiſcher Fürſt und als 
oberſter Schutzherr der Kirche und Allerhöchſt dero Provinzen mit dem bisherigen 
Oberkonſiſtorio dieſelbe Anſicht zu nehmen und die oberbiſchöfliche Regierung der 
Kirche als eine von der oberherrlichen Regierung des Staats durchaus ver⸗ 
ſchiedene Funktion der proteſtantiſchen Fürſten zu betrachten geruhen, ſo dürfte 
die dringende Bitte, welche wir in deren Namen und als oberſte Stellvertreter 
derſelben auszuſprechen wagen: die oberſte Leitung der kirchlichen Landes und 
Provinzial-Angelegenheiten durch ein ſelbſtändiges Oberkonſiſtorium und ſelbſtändige 
Provinzialkonſiſtorien verwalten zu laſſen: in Ev. Kgl. Maj. Augen ebenſo gerecht 
als erfüllbar erſcheinen“. A. H. 4 S. 39. 
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hängigen Kirchenverfaſſung unter Wiederbelebung der Synoden und weiterer 
Beteiligung der Gemeinden an der kirchlichen Verwaltung abzielten.!) Bald 
begann auch der König ſich für dieſe Gedanken zu erwärmen, und auch 
die von ihm zur Berichterſtattung aufgeforderte Sektion des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts ſprach ſich für fie aus.?) In gleicher Weiſe wurde 
das Reformbedürfnis der kirchlichen Zuſtände von den Provinzialbehörden 
anerkannt.) Aus eigener Initiative veranſtaltete die Potsdamer Regierung 
1814 eine Verſammlung der Superintendenten der Kurmark zu Berlin, 
die über Reformvorſchläge beraten ſollte.“) Das Reſultat dieſer Ver⸗ 
ſammlung war, indem man, um jeden Schein der Anmaßung zu vermeiden, 
von beſtimmten Vorſchlägen Abſtand nahm, die Bitte an den König, daß 
er „als Oberhaupt der Kirche geruhen möge, eine Kommiſſion aus den 
erſten und vorzüglichſten Geiſtlichen des Landes zu ernennen, damit dieſe 
ihre Vorſchläge zum Wiederemporheben der Kirche einreiche“. Und dieſe 
Bitte fand willfähriges Gehör. Noch in demſelben Jahre wurde auf 
Befehl des Königs eine Kommiſſion aus ſechs Geiſtlichen gebildet und 
beauftragt, ſich über eine zeitgemäße Verbeſſerung des proteſtantiſchen 
Kirchenweſens gutachtlich zu äußern. 

Das Gutachten der Kommiſſion konnte jedoch vor der Ergreifung weiterer 
Schritte nicht mehr abgewartet werden. Die durch den Friedensſchluß von 1814 
und den Wiener Kongreß von 1815 begründete Erweiterung des Staates 
durch Neuerwerb bezw. Wiedergewinnung großer Gebiete, welche ſich teils im 
Beſitz der Konſiſtorialverfaſſung befanden, teils dieſe mit der franzöſiſchen 
Kirchenorganiſation “) vertauſcht hatten, machte die kirchliche Organiſations⸗ 
frage zu einer brennenden. Und ſo wurde bereits durch die Verordnung wegen 
verbeſſerter Einrichtung der Provinzialbehörden vom 30. April 1815 eine teil⸗ 
weiſe Löſung derſelben unternommen. Nach dieſer Verordnung wurde der 
ganze Staat in zehn Provinzen“) und jede Provinz in zwei oder mehr Re⸗ 

1) Vgl. v. Mühler a. a. O. S. 299 ff. und über einen Vorſchlag Schleier⸗ 
machers, Ztſchr. I S. 326. 

2) Vgl. d. Referat v. 29. März 1810 bei Nicolovius, A., Denkſchr. auf 
H. G. L. Nicolovius, Bonn 1841, ©. 184 ff. 

3) y. Mühler a. a. O. S. 301 ff. 

4) Über dieſe Verſammlung ſowie über ein ähnliches Vorgehen der Bres- 


lauer Reg. i. J. 1811 vgl. v. Mühler a. a. O. S. 305 ff. und die dort zit. 
an auch Brandes, Geſch. der ev. Union in Preußen II, Gotha 1873, 
S. 254 ff. 


5) Vgl. oben S. 621. 
3 6) Die zehn Provinzen waren: Oſtpreußen, Weſtpreußen, Branden⸗ 
burg, Pommern, Schleſien, Poſen, Sachſen, Weſtfalen, Cleve⸗Berg 
und Niederrhein. Dieſe Verwaltungseinteilung des altpreußiſchen Staats wurde 
wiederholt abgeändert. Durch Kab.⸗Ordre v. 3. Dez. 1829 wurden Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen zu einer Provinz Preußen und durch Kab.⸗Ordres v. 3. Febr. 1820, 
26. Mai 1821 und 3. Dez. 1829 wurden die Provinzen Cleve-Mark und Nieder⸗ 
rhein zur Rheinprovinz vereinigt, ſodaß es bis zu den Neuerwerbungen von 
1866 nur acht Provinzen gab. Im Jahre 1877 wurden aber durch Geſetz vont 
19. März (GS., S. 107) aus der Provinz Preußen wieder zwei Provinzen Oſt⸗ 
und Weſtpreußen gebildet, ſodaß es gegenwärtig neun fogen. alte Provinzen giebt. 
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gierungsbezirke geteilt, ſodaß deren im ganzen fünfundzwanzig waren ($ 1). 
Jede Provinz erhielt einen Oberpräſidenten, dem neben anderen „all⸗ 
gemeinen Landesangelegenheiten“ die obere Leitung des Kirchen- und 
Schulweſens übertragen wurde. Zur Verwaltung dieſer Angelegenheiten 
wurde am Hauptorte jeder Provinz eine beſondere Behörde, mit dem 
Namen Konſiſtorium, errichtet, in welcher der Oberpräſident den Vorſitz 
führte (8$ 3, 15, 41).1) Dieſe Konſiſtorien ſollten in Rückſicht auf die 
Proteſtanten die Konſiſtorialrechte ausüben, in Rückſicht auf die Römiſch⸗ 
Katholiſchen die landesherrlichen Rechte circa sacra verwalten und in 
Rückſicht auf alle übrigen Religionsparteien diejenige Aufſicht führen, die 
der Staatszweck erforderte und die Gewiſſensfreiheit geſtattete. Ihnen 
wurden alle Unterrichts- und Bildungsanſtalten unterſtellt, mit Ausnahme 
der Univerſitäten, die unmittelbar dem Miniſterium des Inneren unter⸗ 
geordnet blieben (8 15, 16). In jedem Regierungsbezirke, in dem kein 
Konſiſtorium zu errichten war, wurde eine Kirchen- und Schulkommiſſion 
aus Geiſtlichen und Schulmännern gebildet, um unter der Leitung des 


1) Das für Weſtpreußen in Danzig errichtete Konſ. wurde 1832 
mit dem zu Königsberg vereinigt (Verf. d. Oberpräſ. v. 18. Nov. 1831 [(A.⸗Bl. 
Kbg. S. 541] u. Publ. des Konſ. v. 31. Dez. 1831 [A.⸗Bl. Danzig 1832 S. 14]) 
u. iſt erſt durch Kgl. Vdg. v. 19. Mai 1886 (K. G. Bl. S. 73) wiederhergeſtellt 
worden; die beiden 1816 für die Rheinlande zu Köln und Koblenz er⸗ 
richteten Konſ. wurden 1826 zu einem Konſ. in Koblenz vereinigt, vgl. vorige 
Anm. — Von den Konſ. der neueinverleibten Gebiete wurden aufgehoben: In 
der Niederlauſitz das Konſ. zu Lübben und die Unterkonſ. zu Forſta, 
Sorau u. Sonnenwalde (vgl. oben S. 51 u. Bek. des Oberpräſ. v. 5. März 
1816 [A.⸗Bl. Potsdam S. 92; in der Oberlauſitz das Konſ. zu Muskau (vgl. 
oben S. 51); in den ſächſiſchen Gebietsteilen das Konſ. zu Wittenberg und 
die ſächſiſchen Stiftskonſiſtorien (vgl. oben S. 14 u. 49 ff. u. Bek. der Reg. 
zu Merſeburg u. des Oberpräſ. v. 21. März u. 27. April 1816 [A.⸗Bl. Merſeb. 
S. 6; A.⸗Bl. Magdeb. S. 47). In ſchwediſch-Pommern wurde durch Bek. v. 
1. San, u. 2. Dez. 1818 (A.⸗Bl. Stralſund S. 2, 411) die Leitung des Kirchen⸗ 
weſens von den Konf. zu Greifswald u. Stralſund (vgl. oben S. 32) gemäß 
den Inſtruktionen v. 23. Okt. 1817 (j. unten S. 73) auf das Konſ. zu Stettin 
u. die Regierung zu Stralſund übertragen, während die beiden Konſ. nur als 
Spezialgerichte für kirchl. Gerichtsbarkeit erhalten bleiben ſollten. Der Stadt 
Stralſund gegenüber drang die Regierung mit dieſen Anordnungen jedoch nicht durch, 
dieſe übte durch ihre Konf. auch noch weiter Verwaltungsfunktion aus u. wußte daſ⸗ 
ſelbe zu erhalten, auch nachdem den Konſ. durch Vdg. v. 2. Jan. 49 alle Gerichts⸗ 
barkeit entzogen war. Braun i. d. Ztſchr. XXXII S. 75, 79. — Dagegen blieben 
neben den neuerrichteten landesherrl. Kons. beſtehen: das ſtädtiſche Konſ. zu Magde- 
burg (aufgehoben erſt durch kgl. Statut v. 16. April 1830, Funk, Kirchenhiſt. 
Mitteilungen ans den 6 Parochien der Altſtadt Magdeb., Magdeb. 1842, S. 126 ff.); 
die noch heute beſtehenden Stolberger Konf.; die unter naſſauiſcher Herrſchaft 
nach Aufhebung der alten gräflichen Konſiſtorien 1807 bezw. 1809 gebildeten ſtandes⸗ 
herrlichen Konſiſtorialkonvente in den Grafſchaften Sayn, Wied u. Solms, welche 
gewiſſe Konſiſtorialia in erſter Inſtanz zu entſcheiden hatten (vgl. Jacobſon, 
Geſch. der Quellen BEE ©. 837 ff.; über die weitere Entwickelung u. die 
Aufhebung dieſer Konvente 1826 bezw. 1838 daſelbſt S. 875, 881, 886, 912, 913 u. 
über die Wiederherſtellung einzelner Konſiſtorialrechte der Fürſten von Wied u. 
Solms- Braunsfeld, Jacobſon, KR. S. 182); in Schleſien die Konf. des 
Herzogs v. Oels und der Stadt Breslau, von denen das erſtere ſpäter fort⸗ 
En iſt, das letztere ſich bis heute erhalten hat; vgl. oben ©. 36 u. Jacobſon, 
KR. S. 179. 
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Konſiſtoriums diejenigen Geſchäfte zu beſorgen, die eine nähere perſönliche 
Einwirkung erforderten. Die Direktion dieſer Kommiſſion führte derjenige 
Regierungsrat, welcher im Regierungskolleg die einer ſtaatsverwaltenden 
Mitwirkung bedürfenden geiſtlichen Angelegenheiten bearbeitete; derſelbe 
war auch verpflichtet, jährlich einmal im Konſiſtorium ſeiner Provinz, in 
dem er Sitz und Stimme hatte, zu erſcheinen und über die Konſiſtorial⸗ 
angelegenheiten ſeines Regierungsbezirks zu berichten (88 17, 18). Als 
Organe der Konſiſtorien ſollten der Schulrat des Regierungsbezirks, die 
Geiſtlichen und die Schulinſpektoren fungieren ($ 42). — Durch dieſe Ein⸗ 
richtungen war die Grundlage zu neuer Verſelbſtändigung der evangeliſchen 
Kirche gelegt, wenn auch ihre Befreiung von der ſtaatlichen Herrſchaft 
ſich zunächſt in den engſten Grenzen hielt. Die Kirche wurde in der 
Provinzialinſtanz wieder durch beſondere Behörden regiert. Allein dieſe 
hatten ihrer Zuſammenſetzung wie ihrer Kompetenz nach nicht den Charakter 


der alten Konſiſtorien als rein evangeliſcher Kirchenbehörden. Durch 


ihren Vorſitzenden waren ſie mit der Staatsbehörde verbunden, zu ihren 
Mitgliedern gehörten evangeliſche und katholiſche Räte, und ſie waren 
mit der Leitung bezw. Beaufſichtigung aller Kirchen und Konſeſſionen 
betraut. In der Zentralinſtanz wurde an der Verquickung der Kirchen⸗ 
mit der Staatsverwaltung nichts geändert. Die Sektion für Kultus und 
Unterricht blieb Beſtandteil des Miniſteriums des Innern, von dem nur 
die Angelegenheiten der höchſten geiſtlichen Würden an den Staatskanzler fielen. 

Weitere Anordnungen bezüglich der Kirchenverfaſſung ergingen auf 
Grund des von der 1814 eingeſetzten Kommiſſion erſtatteten Gutachtens, !) 
über deſſen Anträge der König durch Kabinetts⸗Ordre vom 27. Mai 1816 
entſchied.?) Er verfügte die allgemeine Bildung von Presbyterien in den 
Gemeinden, ordnete die Abhaltung von Kreisſynoden der Geiſtlichen und 
Provinzialſynoden der Superintendenten an und ſtellte eine Generalſynode 
in Ausſicht, während er die Beſetzung der Superintendenturen und der 
Konſiſtorien durch Wahl, wie auch die Wiederherſtellung eines Ober⸗ 
konſiſtoriums oder die Einſetzung eines Miniſteriums der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten ablehnte. Ein Jahr ſpäter kam der König jedoch von ſelbſt 
auf die Trennung des kirchlichen Reſſorts von dem der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung zurück. In einer Kabinetts⸗Ordre vom 3. November 1817 
(GS. S. 289) erkannte er an, „daß die Würde und Wichtigkeit der geiſt⸗ 
lichen und der Erziehungs- und Schulſachen es rätlich macht, dieſe einem 

1) Vgl. über dieſes v. Mühler a. a. O. S. 309 ff. u. Nicolovius, A., 
Denkſchrift ... S. 240 ff. 

2) AH. 4, S. 90 u. in Richters Einleitung zu: Die Verhandlungen der 
preuß. Gen. Syn.... pzg. 1847, S. 13 ff. Der Inhalt der Kab.⸗O., der 
unterm 16. Nov. deſſelb. Ihrs. noch eine Ergänzungs⸗O., folgte, wurde in einem 
M. Reſkr. v. 2. Jan. 1817 (v. Kamptz, Ann. I S. 127) veröffentlicht und iſt nach 


dieſem von v. Mühler a. a. O. S. 326 mitgeteilt. Vgl. auch Dove i. d. Ztſchr. 
II S. 160 ff. 
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eigenen Miniſter anzuvertrauen“, und ernannte den Freiherrn v. Altenſtein 
zum erſten Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinalan— 
gelegenheiten. Dieſem Fortſchritt der kirchlichen Verfaſſungsentwickelung in 
der Zentrale war aber leider eine Rückbildung in der kirchlichen Provinzial⸗ 
verwaltung vorausgegangen, indem die unterm 23. Oktober 1817 für die 
Oberpräſidenten, die Konſiſtorien und die Regierungen erlaſſenen neuen 
Inſtruktionen (GS. S. 230, 237, 248) die Regierungen wieder an dieſer 
beteiligten. Die in der Verordnung vom 30. April 1815 zur Durchführung 
gebrachte Idee, daß das geſamte Kirchen- und Schulweſen beider Kon⸗ 
feſſionen von den Konſiſtorien und den ihnen unterſtellten Deputationen ge⸗ 
leitet und beaufſichtigt werden ſollte, wurde in dieſen Inſtruktionen wieder auf⸗ 
gegeben. Die Leitung des Kirchen- und Schulweſens wurde zwiſchen 
den Konſiſtorien und den Regierungen geteilt; jenen wurden 
die ſog. interna des Kirchenweſens mit der Leitung der höheren Unterrichts⸗ 
anſtalten, dieſen die fog. externa mit dem Elementarſchulweſen zugewieſen — 
„im Bereiche des Kirchenweſens eine, auf einer bloßen Abſtraktion beruhende, 
dem Leben fremde und darum in ihren Folgen nachteilige Scheidung.“ Der 
Schwerpunkt der ganzen Kirchen- und Schulverwaltung wurde dabei in die 
Regierungen verlegt. Nicht nur daß ſie nach der in den Inſtruktionen 
enthaltenen enumerativen Geſchäftsverteilung zu allen wichtigeren, eine 
Wirkung nach außen hin äußernden Handlungen berufen waren, für ſie 
ſprach ſchlechthin die Präſumtion. Ihnen ſollte zuſtehen „die Verwaltung 
aller geiſtlichen und Schulangelegenheiten, welche nicht dem Konſiſtorium 
in der demſelben erteilten Inſtruktion ausdrücklich übertragen worden.“ “) 
Die Konſiſtorien dagegen wurden darauf beſchränkt „in rein geiſtlicher 
und wiſſenſchaftlicher Hinſicht die allgemeine Leitung des evangeliſchen 
Kirchenweſens und der Schulangelegenheiten in der Provinz zu beſorgen,“ 
und „ausdrücklich“ wurden ihnen nur wenige Funktionen überwieſen, die 
überdies mit der wirklichen Regierung der Kirche nur wenig zu thun hatten.?) 
Sie waren weſentlich zu wiſſenſchaftlich beratenden Behörden geworden, 
die den das Kirchenregiment wahrhaft handhabenden weltlichen Regierungs⸗ 
behörden Vorſchläge machend und Gutachten abgebend zur Seite ſtanden. 
Die hiernach den Regierungen obliegenden Geſchäfte ſollten in den Kirchen⸗ 
und Schulkommiſſionen bearbeitet werden, welche bei allen Regierungen 
— auch bei denjenigen, an deren Sitz ſich ein Konſiſtorium befand 
— eingerichtet und aus der erſten Abteilung und den bei der Regierung 
angeſtellten geiſtlichen und Schulräten gebildet werden follten. ®) 

Einen nur kleinen Schritt vorwärts gegenüber dieſen die ſelbſtändige 
Entwickelung der Kirche von neuem hemmenden Anderungen tat man 


1) Reg.⸗Inſtr. § 18. 
2) Konſ.⸗Inſtr. § 1, 3—9. Vgl. auch Mejer, Rechtsleben, S. 44, 45, 47. 
3) Reg.⸗Inſtr. § 2 Z. 6, $$ 18, 31, 46. 
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im Jahre 1825. Durch eine neue Inſtruktion für die Oberpräſidenten und 
eine die bisherige Organiſation der Provinzialverwaltungsbehörden ab⸗ 
ändernde Kabinetts⸗Ordre vom 31. Dezember 1825 (GS. 1826 S. 1 u. 
5) wurde die Wahrnehmung der jura circa sacra über die katho⸗ 
liſche Kirche, die ſogar die Mitwirkung katholiſcher Räte für die Konſiſtorien 
nötig gemacht hatte, dieſen abgenommen und den Oberpräſidenten 
allein überwieſen, ſodaß die Konſiſtorien fortan wenigſtens den Charakter 
„evangeliſch-geiſtlicher Behörden“ hatten. Gleichzeitig wurden ſie in zwei 
Abteilungen zerlegt, von denen die eine unter dem Namen „Konſiſtorium“ 
die evangeliſch⸗geiſtlichen Sachen, die andere unter dem Namen „Pro⸗ 
vinzialſchulkollegium“ die Unterrichtsſachen der Provinz bearbeiten 
ſollte, beide aber unter dem Vorſitz des Oberpräſidenten blieben. Bei den 
Regierungen ſollte je nach Bedürfnis zur Bearbeitung der Kirchen- und Schul⸗ 
ſachen eine eigene Abteilung für die Kirchenverwalung und das 
Schulweſen gebildet werden. Eine prinzipielle Anderung in der Stellung 
der Konſiſtorien hatte dieſe Reorganiſation nicht zur Folge, die Geſchäfts⸗ 
verteilung zwiſchen ihnen und den Regierungen blieb im weſentlichen 
unverändert.!) Von größerer Bedeutung für das kirchliche Verfaſſungs⸗ 
leben war die allgemeine Wieder herſtellung der Generalſuper— 
intendentur in den Jahren 1828/29, 2) 2) der dann 1832 auch die Wieder⸗ 
herſtellung des Amtes des Feldpropſtes für das Militärkirchenweſen 
folgte.) In jeder Provinz ſollte ein Generalſuperintendent angeſtellt 
werden und im Konſiſtorium Sitz und Stimme und das Direktorium 
nach dem Präſidenten erhalten.?) Er ſollte den innigeren und feſteren 


1) Vgl. v. Mühler a. a. O. S. 325. ö 

2) Schon 1810 hatte die Sektion für den Kultus (oben S. 684) und 1815 die 
Verfaſſungskommiſſion (oben S. 70, 72) dieſe Wiederherſtellung empfohlen, jedoch nur 
zu erreichen vermocht, daß der König den Plan aufgab, die noch vokhandenen 
Generalſuperintendenturen aufzuheben, und die in den neuerworbenen Gebieten vor⸗ 
gefundenen fortbeſtehen ließ, ſo beſonders die Generalſuperintendentur für Neuvor⸗ 
Pommern in Greifswald u. die für die Niederlauſitz in Lübben (Jacobſon, KR. 
S. 185 29), desgl. eine ähnliche Einrichtung in der Oberlauſitz (ſ. Auguſti, Beiträge 
3. Geſch. u. Statiſtik der ev. K. Heft 3, pzg. 1838, S. 802, 803). 

3) Vgl. die Allerh. Erlaſſe v. 7. Febr. u. 29. Aug. 1828 (nur in den Amts⸗ 
blättern publiziert), die Bek. v. 2. Jan. 1829 (v. Kamptz, Ann. XIII S. 66), 
und die noch heute in Kraft ſtehende Inſtruktion für die Generalſuperintendenten 
v. 14. Mai 1829 (daſ. S. 279, auch bei Truſen S. 220 ff.; Goßner S. 202 ff.; Nitze 
S. 295, Hinſchius S. 161 ff.). 

4) Durch die Mil. K.⸗O. v. 12. Febr. 1832 (GS. S. 69) I, 8 1. 

5) Infolge der Anordnung, daß jede Provinz einen Gen.⸗Sup. haben ſollte, 
kamen einzelne beſtehende Stellen in Wegfall, wie die von Greifswald mit der in 
Stettin (Bek. des Oberpräf. v. 8. Mai 1828 [A. Bl. Stettin S. 167, Prov.⸗R. f. Neuvorp. 
u. Rügen Tl. 4 S. 25), die für Erfurt mit der in Magdeburg (Kab.⸗O. v. 1. Okt. 1829 [A. 
Bl. Erfurt S. 379)) verbunden wurde. Abgewichen wurde von jener Anordnung nur be⸗ 
züglich der Provinz Brandenburg und der weſtlichen Provinzen. Für jene 
wurden zwei Gen.⸗Sup. ernannt. Der erſte ſollte nach dem Reſkr. v. 21. Mai 1829 
(0. Kamptz, Ann. XIII S. 277; Vogt, KR. 1 S. 191) die Ordinationen und ſolche Arbeiten, 
welche ſich auf die ganze Provinz beziehen, übernehmen. Beide aber ſollten ſich in die 
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Zuſammenhang der evangeliſchen Kirche in der Provinz fördern und 
vornehmlich durch ſeinen perſönlichen Einfluß überall vermittelnd, 
anregend und fördernd wirken. Ihm wurde wieder die Ordination der 
Kandidaten und die Einweihung neuer Kirchen vorbehalten und eine 
häufige Bereiſung und Viſitation des Konſiſtorialbezirks zur Pflicht gemacht. 
Die in den Jahren 1816 bis 1831 wiederholt vom König verliehene 
biſchöfliche Würde dagegen hatte überhaupt keine Bedeutung für die 
Kirchenverfaſſung. In der Ernennung zum Biſchof lag lediglich „eine 
Anerkennung ausgezeichneter Verdienſte im geiſtlichen Stande“, durch 
welche dem Ernannten der Rang ſowie alle übrigen Vorzüge und Ehren⸗ 
rechte eines katholiſchen Biſchofs beigelegt fein follten.?) 


Aufſicht teilen, u. es wurde daher dem erſten der Reg.-Bez. Potsdam u. die Stadt 
Berlin, dem zweiten der Reg.-Bez. Frankfurt zur Inſpektion überwieſen. Weiter 
wurde noch der zum Reg.-Bez. Frankfurt geſchlagenen Niederlauſitz ihr beſonderer 
Gen.⸗Sup. aus früherer Zeit belaſſen, der für ſeinen alten Bezirk an die Stelle 
des Frankfurter trat. 1835 ging die beſondere Generalſuperintendentur für die 
Niederlauſttz ein, und es werden ſeitdem beſondere Gen.-Sup. für die Kurmark u. 
für die Neumark nebſt der Niederlauſitz beſtellt, für letzteren noch ein Stellvertreter 
(Vize⸗Gen.⸗Sup.) in dem erſten Geiſtlichen zu Lübben. — Für die weſtl. Prov. wurde 
erſt nach Erlaß der KO. v. 1835 durch Kab.⸗O. v. 7. Febr. 1836 (A. Bl. Koblenz 
S. 121, vgl. auch Kab.⸗O. v. 1. Apr. 1835, daſ. S. 185) ein Gen. ⸗Sup. beſtellt, und 
zwar in der Weiſe, daß der damalige Propſt von Berlin u. Gen.⸗Sup. von Branden- 
burg Roß unter Verleihung des Biſchoftitels nebenamtlich zum Gen.⸗Sup. von Rhein⸗ 
land und Weſtfalen ernannt wurde, in welchen beiden Prov. er ſich jährlich 3 Monate 
aufhalten ſollte; gleichzeitig wurde in jeder der beiden Prov. für ihn ein Stell⸗ 
vertreter (Vize⸗Gen.⸗Sup.) beſtellt und dann auch für die Verwaltung der General- 
ſuperintendentur der beiden weſtl. Prov. eine beſondere, von der allgemeinen Inſtr. 
v. 14. Mai 1829 vielfach abweichende Inſtr. durch Reſkr. v. 31. Mai 1836 (v. Kamptz, 
Ann. XX S. 609; Müller⸗Schuſter S. 381; in Zuſammenſtellung mit der Inſtr. 
v. 1829 bei Goßner S. 202 ff. u. Bluhme, Kodex d. rhein⸗ev. KR. S. 109) erlaſſen. 
Dieſe eigenartige Organiſation beſtand bis 1846, ſeit welchem Jahre jede der beiden 
Prov. ihren eigenen Gen.⸗Sup. hat. 

An dieſer Abgrenzung der altpreuß. Generalſuperintendenturen find dann in 
neuerer Zeit noch zwei Veränderungen vorgenommen worden. Zunächſt iſt i. J. 
1867 durch AE. v. 28 Sept. (Mitteil. d. Herrn O.⸗Konſ.⸗R. Nie aus den Akten des 
Konſ. Magdeb.) wieder eine zweite Generalſuperintendentur für die Prov. Sachſen 
eingerichtet und der a der beiden Gen.⸗Sup. dahin abgegrenzt, daß 
dem erſten der Reg.-Bez. Magdeb. u. ein öſtl. Teil des Reg.⸗Bez. Merſeb. nebſt 
den Generalſachen, dem Kandidaten- und Prüfungsweſen für die ganze Prov., dem 
zweiten der andere Teil des Reg-Bez⸗ Merſeb. und der Reg.⸗Bez. Erfurt über- 
wieſen find. Sodann iſt durch AE. v. 5. März 1871 noch eine beſondere General- 
ſuperintendentur für Berlin eingerichtet. 

1) In ſolchem Sinne war die Biſchofs würde bereits einmal von Friedrich T. 
gelegentlich ſeiner Krönung am 18. Jan. 1701 dem ref. Hofprediger Urſinus und 
dem luth. Oberhofprediger v. Sanden verliehen worden, die damals auch von dem 
Biſchof der böhmiſchen Brüder, Jablonski noch eine beſondere Weihe empfingen. 
Jacobſon, Geſch. d. Quellen (Preußen u. Poſen) S. 79; Richter, Geſch. der ev. K. Verf. 
S. 232. Dieſem Beiſpiele folgend ernannte Friedrich Wilhelm III. am 18. Jan. 1816 den 
O.⸗Konf.⸗Rat Hofprediger Sack zu Berlin und den Gen.⸗Sup. Borowski zu Königsberg 
und ſpäter noch andere verdiente Geiſtliche zu Biſchöfen. Durch Kab.⸗O. v. 
19. April 1829 erteilte er dem genannten Biſchof Borowski ſogar die Würde 
eines Erzbiſchofs. „Warum — jagte der König — ſollen unſere Landesgeiſtlichen 
nicht eben dieſelben Anſprüche auf ſie (die Würde) haben, als die Geiſtlichen in 
mehreren anderen großen ev. Ländern, in welchen dieſe Würde unausgeſetzt beſtehen 
geblieben iſt“. Bol. Nicolovius, die biſchöfl. Würde in Preußens ev. Kirche 
(Kbg. 1834) S. 95 ff. — Die Einführung wahrhafter Biſchöfe und Kapitel in die 
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Erſt unter Friedrich Wilhelm IV., der in der „Einverleibung“ der 
Kirche in den Staat und der „Geſtaltloſigkeit“ ihrer Organiſation das 
wichtigſte Hindernis ihrer Entwickelung fand,!) trat eine wirkliche Ver⸗ 
beſſerung der beſtehenden Kirchenverfaſſung ein. Die Konſiſtorien, die 
„kirchlich klingenden Behörden“, wie der König ſie nannte, weil ſie wohl 
den Namen, nicht aber die Stellung der alten evangeliſchen Kirchen⸗ 
behörden beſaßen, wurden wieder zu wahren Kirchenregimentsbehörden 
erhoben, die weltlichen Regierungen dagegen in ihren bisherigen kirchlichen 
Kompetenzen in weitem Umfange beſchränkt. Unter Voranſtellung des 
Prinzips, daß die Geſammtheit der kirchlichen Verwaltung auf die Kon⸗ 
ſiſtorien übergehen ſoll, den Regierungen aber nur die ihnen ausdrücklich 
vorbehaltenen Gegenſtände verbleiben, beſtimmte eine Verordnung betr. die 
Reſſortverhältniſſe der Provinzialbehörden für das evangeliſche 
Kirchenweſen vom 27. Juni 1845 (GS. ©. 440). 2) die zukünftige Verteilung 
der evangeliſchen Kirchenangelegenheiten zwiſchen den Regierungen und den 
Konſiſtorien. Danach verblieben den Regierungen nur diejenigen Gegen⸗ 
ſtände, bei welchen die Hilfe des weltlichen Armes gefordert wird, wie 
die Regulierung des Interimiſtikums in Kirchenbauſachen, die exekutive 
Beitreibung kirchlicher Abgaben u. a. m., oder bei denen ein beſonderes 
öffentliches Intereſſe obwaltet, wie die Aufſicht über die Kirchenbücher und 
die Kirchhöfe, oder endlich, wo die Mitwirkung der bürgerlichen Obrigkeit 
mit ihren Mitteln und Kräften der Kirche ſelbſt zum Vorteil zu gereichen 
ſchien, wie bei der Verwaltung des Kirchenvermögens, der Feſtſtellung der 
Stolgebührentaxen, der Bildung der Pfarrſprengel und ähnlichem. Auch 
der formelle Zuſammenhang der Konſiſtorien mit den weltlichen Provinzial⸗ 
behörden wurde aufgehoben, indem der Vorſitz in ihnen fernerhin nicht 
von ſelbſt und unmittelbar mit dem Amte der Oberpräſidenten verbunden 
ſein ſollte, der König ſich vielmehr vorbehielt, in jedem einzelnen Falle 


ev. Kirche, allerdings in Verbindung mit Presbyterien u. Geiſtlichkeitsſynoden, hatte 
Schleiermacher in feinem Verfaſſungsentwurfe v. 1808 vergeblich befürwortet; 
ſ. Ztſchr. 1 S. 326 ff., bei. S. 336 ff., auch Richter, König Friedrich Wilhelm IV. 
u. die Verf. der ev. Kirche, Berlin 1861, S. 28 ff. Dagegen war Friedrich 
Wilhelm IV. weit davon entfernt, die kath. Biſchofsverfaſſung in die ev. Kirche 
einführen zu wollen, wenn er die Kirchenverfaſſung nach dem Vorbilde der Urkirche, 
wie er ſich dieſes eigentümlich zurechtlegte, reformieren und „apoſtoliſch geſtaltete“ 
„Kirchen“ mit „Biſchöfen“ oder „apoſtoliſchen Vorſtehern“ an der Spitze zu organifieren 
wünſchte. Seine „Kirchen“ ſollten etwa jo groß fein wie unſere Superintendentur⸗ 
kreiſe, ungefähr 350 in ganz Preußen beſtehen. Seine „Biſchöfe“ aber waren nichts 
anderes als mit einzelnen beſonderen Rechten ausgeftatiee Superintendenten. Vgl. 
Richter a. a. O. S. 31, 32, 70, 82ff., 101; Treitſchke, Deutſche Geſchichte V S. 361 15 
Rieker, die rechtl. Stellung der ev. Kirche Deutſchlands, S. 3921; auch die 
Kab.⸗O. v. 13. Juni 1853 3.2 (Friedberg, VG. S. 20). 
5 1) Richter a. a. O. S. 21, 37, 103, 104. Vgl. über die kirchenpolitiſchen An⸗ 
fichten des Königs, beſonders auch ſeinen Briefwechſel mit Bunſen, herausgegeb. 
v. L. v. Ranke, Lpzg. 1873. 

2) Auch bei Hinſchius, S. 144 u. teilweiſe bei Nitze, S. 347. Vgl. auch 
v. Mühler, a. a. O. S. 359 ff. 
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wegen Ernennung des Vorſitzenden beſonders zu beſtimmen. Eine zweite 
königliche Ordre vom 28. Januar 1848 (GS. S. 27) wollte die in der 
Provinzialinſtanz vollzogene Befreiung der Kirche von der weltlichen Re⸗ 
gierung auch in der Zentrale durchführen und ordnete in Erfüllung 
eines von der 1846 gehaltenen Generalſynode ausgeſprochenen Wunſches !) 
die Errichtung eines Oberkonſiſtoriums an, welches in allen den 
Provinzialkonſiſtorien zugewieſenen Angelegenheiten die oberſte Inſtanz 
bilden ſollte.?) Allein die Bewegungen des Jahres 1848 ließen die neue 
Behörde nicht zur Entwickelung kommen, nachdem ſie eine einzige Sitzung 
gehalten hatte, wurde ſie aufgelöſt, und ſo blieb es einſtweilen 
noch bei den beſtehenden Einrichtungen.“) Nachdem jedoch im Art. 12 
der Verf.⸗Urk. vom 5. Dezember 1848 die Selbſtändigkeit der evangeliſchen 
Kirche grundgeſetzlich anerkannt war,) ergriff der König von neuem die 
Initiative zu einer Reform der kirchlichen Zentralverwaltung. Er beſtimmte 
durch Erlaß vom 26. Januar 1849 (GS. S. 125), daß „bis zu dem 
Zeitpunkte, wann die evangeliſche Kirche ſich über eine ſelbſtändige Ver⸗ 
faſſung vereinigt haben, mithin Art. 12 der Verf.⸗Urk. vom 5. Dezember vorigen 
Jahres in Vollziehung zu ſetzen ſein“ würde, die „inneren evangeliſchen 
Kirchenſachen“, worunter „die nach der Inſtruktion vom 23. Oktober 1817, 
der Ordre vom 21. Dezember 1825 und der Verordnung vom 27. Juni 1845 
zum Reſſort der Konſiſtorien gehörigen Angelegenheiten“ verſtanden wurden, 
in höherer Inſtanz von einer beſonderen evangeliſchen Abteilung des 
Kultusminiſteriums unter dem Vorſitze eines Direktors ſelbſtändig und 
kollegialiſch bearbeitet werden ſollten. Berichte dieſer Abteilung ſollten 
unmittelbar an den König erſtattet, zuvor jedoch dem Kultusminiſter 
zur Kenntnisnahme und etwaigen Wahrnehmung ſeiner reſſortmäßigen 
Rechte vorgelegt werden.?) Schon im folgenden Jahre ſchien der Zeit— 
punkt zu weiterer Verſelbſtändigung der Kirche gekommen. Nachdem auch 


1) Verhandlungen der ev. Gen. Syn., Berlin 1846, S. 591 ff.; Richter a. a. O. 
S. 104. Vgl. auch unten S. 83. 

2) Mitteil. aus der Verw. der geiſtl., Unterr. u. Mediz.⸗Angel. I, 5, Berlin 
1848, S. 381, 417. 

3) Vgl. die Bek. des Staatsmin. v. 15. Apr. 1848 (GS. S. 114); Treitſchke, 
Deutſche Geſch. V S. 369. 0 

4) Vgl. zu Art. 12, wie überhaupt zu den das Kirchen⸗ u. Schulweſen be⸗ 
treffenden Artikeln 11—23 der Verf.⸗Urk. von 1848 (Art. 12—26 der Verf.⸗-Urk. von 
1850), die als beſondere Denkſchrift unterm 15. Dez. 1848 vom Kultusminiſter 
veröffentlichten „Erörterungen, die Beſtimmungen der Verf.⸗Urk. v. 5. Dez. 1848 
über Religion, Religionsgeſellſchaften und Unterrichtsweſen betreffend“; ſoweit die⸗ 
ſelben hier intereſſieren, find ſie mitgeteilt bei Vogt, KR. I S. 21 ff. Vgl. auch 
Woltersdorf, Das preuß. Staatsgrundgeſetz und die Kirche, Berlin 1873; das 
Werk enthält eine ſorgfältige Darſtellung der dieſe Artikel betreffenden parlamen⸗ 
tariſchen Verhandlungen und umfangreiche Litteraturangaben. 2 

5) Zur Ausf. dieſer kgl. Vdg. erließ der Miniſter unterm 7. Febr. 1849 eine 
Inſtr. betr. die Geſchäftsführung bei der ev. Abt. des Min. der geiſtl. Angel. 
(Staatsanzeiger 1849 Nr. 47), welche er den Konſiſtorien mitteilte: Aktenſtlcke aus 
der Verw. der Abt. S. 2ff. 
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die revidierte Verf.⸗Urk. vom 31. Januar 1850 den Satz: „Die evangeliſche 
Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtändig“ aufgenommen 
hatte (hier Art. 15), erhob der König durch Erlaß vom 29. Juni 1850 
(GS. S. 343) die genannte Abteilung des Kultusminiſteriums unter der 
Bezeichnung „Evangeliſcher Oberkirchenrat“ zu einer von den 
Miniſterien ganz unabhängigen oberſten Kirchenbehörde. In Verbindung 
mit jenem Erlaß wurde ein Reſſortreglement für die evangeliſche Kirchen⸗ 
verwaltung publiziert, welches unter Feſthaltung der in dem Erlaß von 
1849 anerkannten Teilung zwiſchen interna und externa die Kompetenz 
des Oberkirchenrats und des Kultusminiſters in Kirchenſachen im einzelnen 
beſtimmte. Damit war die lange vermißte kirchliche Zentralleitung für die 
ganze Monarchie wenigſtens bezüglich der interna hergeſtellt und gleichzeitig 
die Entwickelung der Kirchenverfaſſung nach ihrer konſiſtorialen Seite hin 
zu einem bleibenden Abſchluß gebracht. Wichtige Veränderungen der 
äußeren konſiſtorialen Organiſation haben in der Folgezeit nicht mehr 
ſtattgefunden, nur die Zuſtändigkeit der Behörden iſt wiederholt verändert 
worden, ſodaß heute nur noch in wenigen der Angelegenheiten, die das 
Reſſortreglement dem Reſſort des Miniſters zuweiſt, dieſem ein Mit⸗ 
wirkungs⸗ oder Entſcheidungsrecht zuſteht.“) Die weitere Entwickelung 
der Kirchenverfaſſung hatte die presbyterialen und ſynodalen Elemente zu 
ihrem Gegenſtande. 


87. 
Die presbyterial⸗ſynodalen Verfaſſungselemente. 


I. Wie die Kirchenverfaſſung ſich unter der Fremdherrſchaft in den 
weſtlichen Provinzen geſtaltete, iſt bereits oben Seite 62 erwähnt. Nach 
der Befreiuung von der franzöſiſchen Herrſchaft ſtanden die eroberten 
Länder von 1813 bis 1816 unter verſchiedenen Generalgouverneuren. 
Dieſe ließen, außer im Herzogtum Berg, wo zur beſſeren Zuſammen⸗ 
faſſung des zerſplitterten Kirchenweſens 1814 ein Oberkonſiſtorium zu Düſſel⸗ 
dorf errichtet, gleichzeitig aber die Verſammlung der Klaſſen und Synoden 
gehemmt wurde — die vorgefundenen Kirchenverfaſſungen fortbeſtehen. 
So beſtanden in dieſen Territorien, als ſie nach dem Wiener Kongreß an 
Preußen kamen, vier kirchliche Verfaſſungsſyſteme nebeneinander: 1. die 
franzöſiſchen Lokalkonſiſtorien nach den organiſchen Artikeln, 2. die 
Presbyterial⸗Synodalverfaſſung nach den alten Kirchenordnungen, 3. die 
Konſiſtorialverfaſſung, zum Teil mit presbyterial organiſierten Gemeinden 
nach landesherrlichen Anordnungen und 4. die weſentlich konſiſtoriale 


5 1b 2 2 die Anmerkungen bei Hinſchius S. 158 ff. u. unten § 14, II 1 u. 3, 
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Organiſation im Bergiſchen von 1814. Die franzöſiſche Organiſation, 
und nicht viel weniger die bergiſche, bedeutete eine weitgehende Vernichtung 
der althergebrachten presbyterial⸗ſynodalen Ordnung und hatte nirgend 
den Gefallen der Bevölkerung gefunden. Die noch vorhandene Presbyterial⸗ 
Synodalordnung entſprach vielfach nicht mehr dem Bedürfniſſe der Zeit; 
überdies erhob der neue evangeliſche Landesherr jetzt überall den Anſpruch 
auf Mitwirkung in kirchlichen Angelegenheiten durch das Element landes⸗ 
herrlicher Konſiſtorien, was beſonders für die jülichſchen Verhältniſſe, 
die ſich früher unter der Regierung katholiſcher Landesherren völlig. 
ſelbſtändig und unabhängig vom Staate entwickelt hatten, eine Anderung 
herbeiführen mußte. Die Konſiſtorialverfaſſung endlich war überall, nur 
auf kleine Verhältniſſe berechnet, mangelhaft und verſchieden ausgebildet. 
Alles das war Grund genug für die neue Regierung, hier reformierend 
und uniformierend zugleich vorzugehen. Und der Weg war ihr vorgezeichnet. 
Es galt die presbyterial-ſynodale Organiſation, an der der größte Teil 
der Bevölkerung hing, in geeigneter Weiſe mit der Konſiſtorialverfaſſung 
zu verbinden.!) 

Die Regierung begann 1816 mit der Errichtung von Konſiſtorien 
für die Rheinlande und Weſtfalen?) und veranlaßte dann die Beratung 
eines Entwurfs einer neuen Synodalordnung durch verſchiedene Kreis- und 
Provinzialſynoden, die ſich zunächſt gegen die Vorſchläge der Regierung, 
in denen ſie eine Unterwerfung der Kirche unter den Staat erblickten, ab⸗ 
lehnend verhielten. Erſt ſeit 1826 gelang es in den Rheinlanden und ſeit 
1832 auch in Weſtfalen allmählich einen Ausgleich zwiſchen den Forderungen 
der Regierung und den Wünſchen der Synoden zu gewinnen. Das Reſultat 
dieſer Beſtrebungen war die vom König unterm 5. März 1835 beſtätigte 
Kirchenordnung für die Rheinprovinz und Weftfalen,?) welche zus 
gleich mit einer neuen Agende und einem Geſangbuch in allen Gemeinden 
beider evangeliſchen Konfeſſionen eingeführt wurde. Das neue Geſetz ging 
von der Presbyterial⸗ und Synodalverfaſſung aus und beſchränkte dieſe 
einerſeits durch konſiſtoriale Elemente, erweiterte ſie aber auch andrerſeits 
dadurch, daß neben dem Presbyterium eine erweiterte Vertretung der Orts⸗ 
gemeinde in der, größeren Gemeinderepräſentation“ eingeführt wurde. 
Über den Einzelgemeinden wurden Kreisgemeinden und über allen Kreis⸗ 
gemeinden der Provinz die Provinzialgemeinde mit ſynodalen Organen an⸗ 


) Vgl. zum 1 Jacobſon, 79 d. Quellen (Rheinl. Weſtf.) 
S. 350 ff, derſ. KR. S. 95 ff. Lechler a. a. O. S. 267 ff. Heppe, die Presb.⸗ 
e 9 ev. K. in Norddeutſchland, Jeerlohn 1874. 
2) ©. oben S. 71. Das Konſiſtorium zu Köln trat an die Stelle des 
Oberkonſiſtoriums zu Dilffeldorf (oben ©. 78), welches gleichzeitig aufgehoben wurde. 
3) Der urſprüngliche Text dieſer KO. findet 55 3. B. bei Snethlage 
a. a. O. S. 176 ff., auch in der Ausgabe von Schmitz, W., Berlin 1837. 
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geordnet. Bald nachdem die neue Organiſation ins Leben gerufen war, 
traten die Provinzialſynoden mit verſchiedenen Anträgen auf Weiterbildung 
der Kirchenverfaſſung im Sinne der Autonomie der Kirche hervor, ohne 
jedoch mit ihren Vorſchlägen einen Erfolg zu haben. Auch für eine von 
beiden Provinzialſynoden beratene und von vereinigten Kommiſſionen beider 
Synoden im Januar 1851 feſtgeſtellte vollſtändige Reviſion der Kirchen⸗ 
ordnung?) war die Sanktion des Königs nicht zu erlangen. Friedrich Wilhelm IV. 
verſprach ſich von der Einführung der neuen Kirchenordnung nichts be⸗ 
ſonders Erſprießliches für die Kirche und hielt auch die Zeit für eine 
Beſchränkung in ſeinem Kirchenregiment noch nicht gekommen, indem er in 
den vorhandenen Organiſationen nicht die „rechten Hände“ ſah, in die er 
es gerne niedergelegt hätte. Andrerſeits wollte er aber ſeinerſeits dem von 
den Synoden „erhofften ſegensreichen Erfolge dieſes neuen Verſuches nicht 
ſtörend in den Weg treten“ und daher ermächtigte er durch Kabinetts⸗Ordre 
vom 13. Juni 18532) den Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten und 
den Oberkirchenrat, diejenigen der von beiden Synoden gemachten Ver⸗ 
beſſerungsvorſchläge zu beſtätigen, welche dem bisherigen „Beſtande des 
landesherrlichen Kirchenregiments und der übrigen landesherrlichen Rechte“ 
nicht entgegen waren. Dieſe Beſtätigung erfolgte unterm 25./26. Auguſt 
1853, worauf die einzelnen Vorſchläge als Zuſätze zur Kirchenordnung 
publiziert wurden.?) Auch in der Folgezeit hat dieſe Kirchenordnung noch 
wiederholt wichtige Ergänzungen und Abänderungen erfahren, zunächſt 
1855 durch den Zuſatz von 3 Paragraphen über den Bekenntnisſtand )), betreffs 
deſſen das Geſetz keine Vorſchriften enthielt, und ſodann beſonders in orga— 
niſatoriſcher Beziehung durch die neuen Kirchengeſetze vom 27. April 1891 
(K. G. Bl. S. 18) vom 1. Juli 1893 (K. G. Bl. S. 103) en vom 
29. September 1897 (K. G. Bl. ©. 43).5) 


II. In den öſtlichen Provinzen gewann der Gedanke an die Auf- 
nahme und Entwickelung presbyterialer und ſynodaler Verfaſſungselemente 
die erſte geſetzliche Anerkennung und Formulierung in der Kabinetts⸗ 
Ordre vom 27. Mai 1816.6) Die zu feiner Verwirklichung ergriffenen 
Maßnahmen hatten jedoch keinen bleibenden Erfolg. Zunächſt wurde 
durch Miniſterial⸗Reſkript vom 2. Januar 18176) die Errichtung von „Pres⸗ 
byterien oder Kirchenkollegien“ in allen Kirchſpielen angeordnet, die aus 


1) Abgedruckt bei 10 ehe des rhein.-ev. KR. S. 181 ff. 

2) Friedberg, V. G., 

30 V. M. Bl. 1853 S. 75 

4) Vgl. die Kab.⸗O. v. 25. Nov. 1855 bei Friedberg, VG. S. 20, 21. 

5) Nach allen dieſen Geſetzen berichtigt iſt die K.⸗O. abgedr. bei Goßner, 
S. 126 ff. Über Kommentare vergl. oben S. 9, über ältere Ausgaben Jacobſon, 
KR. 5 97 u. Hinſchius S. 208 78. 

) Vgl. oben S. 722; ferner v. Mühler a. a. O. S. 326 ff.; Dove i. d. 

Ztſchr. 1 8. ©. 160 ff. 
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dem Geiſtlichen, dem eventuell vorhandenen Patron und einigen Gemeinde⸗ 
gliedern beſtehen und nicht mehr wie die bisherigen landrechtlichen Kirchen⸗ 
kollegia auf „die Verwaltung der äußeren Rechte der Kirchengeſellſchaft“ 
beſchränkt ſein, ſondern in jeder Beziehung „das Wohl und die Gerecht⸗ 
ſame der Kirche wahrzunehmen haben“ ſollten — eine Schöpfung, die 
ſich bald als nicht lebensfähig erwies, indem die Presbyterien, denen 
jede Verbindung untereinander fehlte, in ihrer Vereinzelung wieder in 
Wegfall kamen. Weiter wurden in den Jahren 1817 und 1818 überall 
Kreisſynoden gehalten, denen die Regierung den Entwurf einer Synodal⸗ 
ordnung und die Grundzüge einer Kirchenordnung zur Beratung und 
Begutachtung vorlegte.!) Im Jahre 1819 traten auch die Provinzial- 
ſynoden der Superintendenten zuſammen, um jene beiden Vorlagen und 
die Vorſchläge der Kreisſynoden zu prüfen.?) Dieſe ſprachen ſich in 
Verkennung der Bedeutung des geſchichtlich Gewordenen für einen völligen 
Bruch mit dem alten Konſiſtorialſyſtem und eine rein ſynodale Organiſation 
der Kirche aus, was weder von der Regierung noch von dem Publikum 
gebilligt wurde. Nicht nur, daß man auf den in dem Kirchenregiment 
des evangeliſchen Landesherrn liegenden Schutz für die Kirche nicht ver⸗ 
zichten wollte, man fürchtete das Aufkommen einer proteſtantiſchen Hierarchie, 
indem die Leitung der Kirche durch die vorzugsweiſe als Vertretung der 
Geiftlichleit anzuſprechenden Synoden doch nichts anderes als ein Regiment 
des Lehrſtandes bedeutete.?) So verliefen die Beratungen der Provinzial⸗ 
ſynoden völlig fruchtlos. Eine neue Berufung derſelben?) fand nicht ſtatt, 
und auch die Kreisſynoden gerieten bald überall wieder in Verfall.?) Erſt 
unter Friedrich Wilhelm IV. wurden die ſynodalen Elemente von neuem 


1) Weitere Nachweiſungen über dieſe Kreisſynoden bei Jacobſon KR. S. 216. 

2) Sie umfaßten nicht, wie die ſpäteren Provinzialſynoden, überall den Bezirk 
einer ganzen Provinz, ſondern hier und da kleinere, an ältere kirchliche Verbände ſic 
anlehnende Diſtrikte. So traten in der Prov. Brandenburg 2, in der Prov. Sachſen 3 
und in Schleſien ebenfalls 3 Synoden zuſammen. Ev. Kirchenzeitung 1845 S. 496. 
— Über die franz. ref. Gemeinden der Mark, welche unter Berufung auf ihre 
Discipline ecclesiastique die Beteiligung an dieſen reinen Geiſtlichkeitsſynoden 
ablehnten und beſondere Synoden unter Zuziehung von Gemeindeälteſten abhielten, 
vgl. v. Müh ler a. a. O. S. 328. 
51 3) v. Mühler a. a. O. S. 328, 329: Dove a. a. O. S. 162, 163; v. Bülow, 
Über die gegenwärtigen Verhältniſſe des chriſtl. ev. Kirchenweſens in Deutſchland, 
Magdeburg 1818, bei. S. 143 ff. Vgl. auch v. Treitſchke, Deutſche Geſch. III S. 398. 

4) Über die in einer Kab O. v. 9. April 1822 kundgegeb. Abſicht des Königs, 
eine aus geiſtlichen u. weltlichen Mitgliedern zuſammengeſetzte General- 
ſynode zu berufen vgl. v. Mühler a. a. O. S. 330 ff.) Dove a. a. O. S. 163: 
v. Treitſchke a. a. O. 8 

5) In Preußen, wo das kirchliche Leben in beſonderer Blüte ſtand, bildeten 
fi) nach Verfall der Kreisſynoden bald formloſe Predigerkonferenzen aus, 
auch wurde hier bereits 1834 von dem Konſ. der Provinz wieder die regelmäßige 
Abhaltung von Kreisſynoden angeordnet, die, wenn ihnen auch keine beſchließende 
Kompetenz beigelegt wurde, doch über alle wichtigen kirchl. Fragen beraten ſollten. 
Näheres darüber bei Jacobſon, Geſch. d. Quellen (Preußen und Poſen), S. 218ff. 
u. KR. S. 217. Über die Einführung ähnlicher Konferenzen in der Provinz Poſen 
vol. den Bericht in den theol. kirchl. Annalen von Hahn I, 1, Breslau 1842, S. 62 ff. 


Schoen, Kirchenrecht. 6 
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belebt.!) Zwar glaubte dieſer von vornherein nicht an die Möglichkeit einer 
endgültigen Löſung der evangeliſchen Verfaſſungsfrage auf dem von ſeinem 
Vorgänger eingeſchlagenen Wege; als die ideale Kirchenverfaſſung ſchwebte 
ihm die der Urkirche vor: kleine apoſtoliſche Kirchen nebeneinander.?) Aber 
in der Erkenntnis, daß dieſes Ideal ſich nicht unmittelbar verwirklichen 
ließ, folgte er doch den Vorſchlägen ſeines Kultusminiſters Eichhorn, der 
„als erfahrener Geſchäftsmann“ dazu riet, „die Selbſtändigkeit der Landes⸗ 
kirche zunächſt durch freiere Ausbildung ihrer beſtehenden Inſtitutionen 
vorzubereiten.“ ?) Die Vorſchläge für eine beſſere Geſtaltung und Ent⸗ 
wickelung der kirchlichen Verhältniſſe ſollten zunächſt aus der Mitte der Kirche 
ſelbſt hervorgehen und durch ihre Organe, vornehmlich die „wenn auch 
zur Zeit nur aus geiſtlichen Mitgliedern beſtehenden“ Synoden beraten 
und vorbereitet werden.)) So wurden im Jahre 1843 die verfallenen 
Kreisſynoden wieder ins Leben gerufen und verſammelt und nach dem 
Vorgang der Jahre 1817 —1819 im Jahre 1844 auch die Provinzial⸗ 
ſynoden wieder einberufen, um über die Anträge jener nochmals zu be⸗ 
raten. Die Zuſammenſetzung der letzteren wurde jedoch inſofern verändert, 
als in ihnen neben den Superintendenten ein Mitglied der betreffenden 
theologiſchen Fakultät, der Militär⸗Oberprediger der Provinz und je ein 
aus jedem Kirchenkreiſe von der geſamten Geiſtlichkeit desſelben gewählter 
Geiſtlicher Sitz und Stimme haben follte.d) Der Vorſitz in den Provinzial⸗ 
ſynoden wurde dem Generalſuperintendenten übertragen, dem ein von der 
Synode zu wählender Aſſeſſor und ein Skriba zur Führung des Protokolls 
beigegeben werden ſollte. Die Beratungen dieſer Synoden bewegten ſich 
in weſentlich anderen Bahnen als die der Provinzialſynoden von 1819. 
Ihnen erſchien die Konſiſtorialverfaſſung nicht mehr als eine die Synodal- 
verfaſſung unbedingt ausſchließende Organiſation. In einer Verbindung 
beider Syſteme, ähnlich wie ſie für die weſtlichen Provinzen in der Kirchen⸗ 
ordnung von 1835 gefunden war, erblickten ſie die richtige Form der 
Verfaſſung.“) Sie begannen nicht mit einer Zerſtörung des geſchichtlich 
Gewordenen, ſondern gingen von dieſem als der Baſis des weiteren Ver⸗ 
faſſungsbaues aus. Sie beantragten die Wiederherſtellung der beſtehenden 
Konſiſtorien als Kirchenregimentsbehörden in ihrer urſprünglichen Be⸗ 


1) Vgl. zum Folgenden v. Mühler a. a. O. S. 364 ff.; Dove a. a. O. S. 164 ff.; 
v. Treitſchke, Deutſche Geſch. V S. 360 ff. 

2) Pgl. oben S. 75/761 am Ende. 

3) über dieſen leitenden Gedanken in der ganzen folgenden Bewegung vgl. 
auch das Vorwort zu den gedruckten Verhandlgn. der i. J. 1844 in den öſtl. Prov. 
der Monarchie abgehaltenen Provinzialſynoden, Berlin 1845. 

4) Vgl. ME. b. 10. Juli 1843 in den in voriger Anm. zit. Verhandlgn. S. VII ff., 
auch bei Richter, Einleitung zu den Verhandlgn. der preuß. Gen.⸗Syn. S. 25 ff. 

5) Auch Abgeordnete franzöſiſch-reformierker Kirchenkreiſe wurden zu dieſen 
Prov.⸗Syn, zugelaſſen u. beteiligten ſich an ihnen. 

6) Über dieſen Punkt in den Verhandlgn. der Prov.⸗Synoden vgl.: Ver⸗ 
handlgn. der ev. Gen.⸗Syn., Berlin 1846, II S. 106 ff. 
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deutung!) und verbunden damit die allgemeine Wiederbelebung der Pres⸗ 
byterien, der Kreis⸗ und der Provinzialſynoden, über denen allen eine 
allgemeine Landesſynode ſich erheben ſollte. Dabei aber wünſchten ſie 
eine andere Zuſammenſetzung der Synoden, als ſie bisher üblich geweſen 
war. In der Erkenntnis, daß Synoden, auf denen ſich ausſchließlich 
Geiſtliche verſammeln, die Gefahr der Einſeitigkeit in ſich tragen, auch 
nicht die Mittel und Organe beſitzen, das kirchliche Leben nach allen 
Richtungen hin gleichmäßig zu durchdringen, und daß nach der evangeliſchen 
Lehre vom allgemeinen Prieſtertum auch der nicht geiſtliche Stand zu 
lebendiger Teilnahme an dem kirchlichen Verfaſſungsleben berufen iſt — 
verlangten ſie, daß die Synoden in allen Stufen aus Geiſtlichen und 
Nichtgeiſtlichen gebildet würden. 

Die gemäßigten und von einem beſonnenen Verſtändnis der Sach⸗ 
lage getragenen Vorſchläge der Provinzialſynoden fanden in weitem Um⸗ 
fange die Billigung der Regierung. „Die aus den untern kirchlichen Kreiſen 
heraufgeſtiegene Beratung“ ſollte nur noch durch eine allgemeine Landes⸗ 
ſynode „in ein Reſultat zuſammengefaßt“ und dann dem König zur 
letzten Entſcheidung unterbreitet werden. Bereits in den Landtags⸗ 
abſchieden des Jahres 1845 hatte der König ſich in dieſem Sinne aus⸗ 
geſprochen und auf Pfingſten 1846 berief er dann auch die erſte evan⸗ 
geliſche Generalſynode, die nicht nur die erſte kirchliche, ſondern 
überhaupt die erſte gemeinſame Vertretung aller?) preußiſchen Provinzen 
war. Sie beſtand aus 37 geiſtlichen und 38 nichtgeiſtlichen Mitgliedern: 
aus den Generalſuperintendenten, den Aſſeſſoren und Scribä der letzten 
Provinzialſynoden, den Präſidenten der Konſiſtorien, aus Vertretern der 
theologiſchen und juriſtiſchen Fakultäten und einigen weiteren kraft ihres 
Amtes oder auf Vorſchlag der Kirchenbehörden der Provinzen berufenen 
Mitgliedern geiſtlichen und weltlichen Standes.) „Sie erſchien mithin 
als eine Notablenverſammlung, welche zwar nicht den Willen der Kirche 
förmlich ausſprechen konnte, aber durch Anſehen, Einſicht, Erfahrung wohl 
befähigt war, die künftige Kirchenverfaſſung vorzubereiten.“ Und dieſer 
Aufgabe hat ſie ſich in würdiger Weiſe entledigt. Von den 56 Sitzungen, 
die ſie vom 2. Juni bis 29. Auguſt in der alten Schloßkapelle zu Berlin 
abhielt, waren 16 ausſchließlich der Kirchenverfaſſung gewidmet. Ein 
tief durchdachter, in allem weſentlichen auf den Vorſchlägen der Mehrheit 

1) Dieſem Antrag wurde genügt durch die Vdg. v. 27. Juni 1845, vgl. 
darüber oben S. 76. 

2) Auch die beiden weſtl. Prov. waren durch ihre Gen. Sup., Konſ.⸗Präſ., 
Präſides u. Aſſeſſoren ihrer Prov.⸗Syn. ꝛc. ebenſo wie die öſtlichen vertreten. 

3) Vgl. den auf Grund einer kgl. Kab.⸗O. v. 20. März 1846 ergangenen 
öffentl. ME. v. 7. Mai 1846, d. 1 einer ev. Gen. Syn. betreffend, in den Ver⸗ 
handlgn. der Gen.⸗Syn. S. I ff.; bei Richter a. a. O. S. 30 ff.; vgl. auch Dove 


8 a. D. S. 167; weitere Literatur über die Gen.⸗Syn. weiſt nach Jacobſon, KR., 
2207, 
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der Provinzialſynoden baſierender Entwurf ging aus ihnen hervor.!) Die 
inzwiſchen reorganiſierten Konſiſtorien?) ſollten fortbeſtehen und über ihnen 
ſollte noch ein Oberkonſiſtorium errichtet werden, als höchſte Kirchenbehörde 
zur Wahrung der Disziplin und Beratung des Landesherrn. Für alle 
Gemeinden wurde die Errichtung von Presbyterien gefordert, die von 
allen chriſtlichen Hausvätern frei gewählt würden. Über dieſen ſollten 
die Kreisſynoden, die Provinzialſynoden und endlich die Generalſynode 
ſtehen — alle zuſammengeſetzt aus geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern, 
jedoch nicht nach den Grundſätzen des politiſchen Repräſentativſyſtems ge⸗ 
bildet, ſondern ſo, daß der Regel nach nur ſachkundige, im Kirchendienſt 
erprobte Männer ihnen angehören konnten. In dieſer Weiſe hoffte man 
den nicht geiſtlichen Stand an der Kirchenverwaltung in allen Stufen zu 
beteiligen und doch die völlig Gleichgültigen und Unerfahrenen von ihr 
fern zu halten. — Alles einfache und wohl durchführbare Gedanken, deren 
Verwirklichung die Kirchenverfaſſung ſchon damals zu der Vollendung 
gebracht hätte, die fie erſt ein Menſchenalter ſpäter erreichte.?) Allein ein 
unglücklicher Stern waltete über dieſer Zeit der kirchlichen und politiſchen 
Wirren. Der König nahm zuerſt Anſtoß an den freien Beſchlüſſen der 
Synode über die Lehrverpflichtung der Geiſtlichen und begann dann auch 
den Verfaſſungsentwurf mit Argwohn zu betrachten. Am 29. Auguſt 
vertagte er ohne weiteren Beſcheid die Synode. Eine Beſtätigung ihrer 
Beſchlüſſe war von ihm nicht zu erlangen, und ſo blieb alles wieder beim 
alten; von allen vorgeſchlagenen Verfaſſungseinrichtungen trat nur eine: 
das Oberkonſiſtorium, und auch dieſes nur vorübergehend, ins Leben.“) 

Ein kleiner Schritt vorwärts wurde 1850 getan. Nachdem der 
Kultusminiſter von Ladenberg 18495) eine Anzahl Gutachten über die 
Organiſation der verfaſſungsmäßig für ſelbſtändig erklärten evangeliſchen 
Kirche erholt,?) und man ſich auf Grund dieſer dahin ſchlüſſig gemacht 
hatte, zunächſt eine proviſoriſche Gemeindeordnung zu erlaſſen, auf deren 
Baſis dann die verſchiedenen Stufen der Synoden allmählich ins Leben 
gerufen werden könnten — erging unterm 29. Juni 1850 der Allerhöchſte 


1) Der von der Syn. endgültig feſtgeſtellte Entw. iſt mitgeteilt bei Richter 
a. a. O. S. 553 i die ihm vorangehenden Entwürfe u. Verhandlgn. daf. S. 469 ff. 
u. in dem amtl. Abdruck der Verhandlgn. der Gen.⸗Syn. 1 ©. 361 ff. u. II S. 108 ff. 

2) Vgl. oben S. 831. 

3) v. Treitſchke a. a. O. S. 368, ſ. auch Niedner i. Verw.⸗Arch. XI S. 78 ff. 

4) Pgl. oben S. 77. 

5) Über die Beſtrebungen ſeines Vorgängers des Kultusminiſters Grafen 
v. Schwerin i. J. 1848 u. den Gedanken, einen völligen Neubau der kirchl. Verf. 
durch eine aus abgeſtuften Urwahlen ohne kirchliche Bedingungen der Wahl⸗ 
berechtigung hervorgehende Landesſynode errichten zu laſſen unter grundſätzlicher 
ee des landesherrlichen Kirchenregiments, vgl. Dove a. a. O.“ 

168 ff. 

6) Vgl. Dove a. a. O. S. 172 ff. Die Gutachten ſind abgedruckt bei Richter, 

Amtl. Gutachten die Verf. der ev. K. in Preußen betr., Berlin u. Lpzg. 1849. 
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Erlaß „betr. die Grundzüge einer Gemeindeordnung für die 
evangeliſchen Kirchengemeinden der öſtlichen Provinzen und die 
Einſetzung des evangeliſchen Oberkirchenrats .. .“ 1) Die Annahme dieſer 
Grundzüge, welche ſich teils an die rheiniſch-weſtfäliſche Kirchenordnung, 
teils an den Entwurf der Generalſynode von 1846 anlehnten, wurde jedoch 
in das Belieben der Gemeinden geſtellt, und dieſe verhielten ſich großen⸗ 
teils ablehnend.) Nur in den Provinzen Preußen, Sachſen und 
Schleſien nahm die Einführung „der Gemeindekirchenräte“?) einen 
größeren Umfang an;t) am meiſten wurde fie in Preußen gefördert. 5) 
Mit Eifer und Beſonnenheit wandte der neuerrichtete Oberkirchenrat ſich 
der Verfaſſungsfrage zu. Alsbald nach ſeinem Inslebentreten überreichte 
er dem König eine Denkſchrift, in der es heißt: „Als ein ... unabweis⸗ 
bares Bedürfnis erkennt der Oberkirchenrat die Begründung einer ſynodalen 
Vertretung der Kirche an. Er achtet es nicht für möglich, daß der evan- 
geliſchen Kirche ... fortan in dem Organismus der kirchenregimentlichen 
Amter allein eine hinreichend ſtarke Vertretung und Stütze gegeben werden 
könne, und erklärt ſich daher mit Entſchiedenheit für die Notwendigkeit 
einer, die Kirche in allen ihren Gliederungen umfaſſenden ſynodaliſchen 
Vertretung.“) Der König konnte ſich jedoch auch jetzt nicht zur An⸗ 
ordnung einer ſolchen entſchließen. Den Synoden an ſich war er nicht 
abgeneigt, noch in ſeinen letzten Regierungsjahren wollte er ihnen wieder⸗ 


1) Vgl. oben S. 78. Die Grundzüge wurden amtl. publiziert Berlin 1850 
u. A. H. 1 S. 1; ſ. auch Vogt, KR. 1 S 15 ff., II S. 225 ff. Über die Stellung 
des Königs vgl. Richter, König Friedrich Wilhelm IV. ... S. 105. 

2) Vgl. Jacobſon KR. S. 221, 222; Dove a. a. O. S. 176; Heppe, Die 
Presb.⸗Synodalverfaſſung der ev. K. in Norddeutſchland, S. 108, 109. 

3) Betreffs der Benennung der in den Grundz. angeordneten kirchlichen 
Gemeindebehörde heißt es in den „Erläuterungen“, die der OK R. behufs ihrer Ein⸗ 
führung unterm 11. Juli 1850 erlies: „Bei der Beratung ... wurde allſeitig an⸗ 
erkannt, daß der Name „Presbyterium“ nicht zu empfehlen ſein würde, teils 
weil er Mißverſtändniſſen ausgeſetzt und den Landgemeinden der öſtl. Prov. fremd 
und unverſtändlich iſt, teils weil er bei den mehr lutheriſch gerichteten Gemeinden 
der Sache ſelbſt eine ungünſtige Aufnahme bereiten würde. Die Benennung 
„Kirchenkollegium“ wurde als undeutſch und weil ſie die nicht überall aus der 
Tiefe des kirchlichen Bewußtſeins geſchöpften landrechtlichen Anſchauungen lebendig 
erhalten würde, ebenfalls verworfen. Der Name „Kirchenrat“, den auch der 
hannoverſche Entwurf einer Kirchen-Organiſation (wenn ſchon in ganz anderem 
Sinne) gebrauchte, wurde ſchließlich als der am meiſten geeignete anerkannt.“ Durch 
A. E. v. 27. Febr. 1860 (vgl. unten S. 875 wurde die Bezeichnung „Presbyterium“ 
für die kirchl. Gemeindebehörden in den öſtl. Provinzen neben der Bezeichnung 
„Kirchenrat“ eingeführt. 0 

4) Über den Stand der Organiſation der Kirchengemeinden am 1. März 1852 
finden ſich Angaben in der Denkſchrift des OK R. v. 15. März 1852 (Moſer, Allg. 
K Bl. 1852 S. I ff.), über den Stand i. J. 1854 in den Aktenſt. des OK R. III, 
H. I, S. 17 und den amtl. Mitteilungen des Konſ. zu Königsberg Nr. 19; auch 
Heppe a. a. O. { 

5) Vgl. bei. die Mitteilungen über Aufnahme u. Wirkſamkeit der ev. Gemeinde⸗ 
kirchenräte in der Prov. Preußen im Supplementheft zu den Aktenſt. des OK R., 
Berlin 1855 u. Jacobſon, KR. S. 222 19,20. 

6) Aktenſt. III, H. 1, S. 5. 
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holt die Entſcheidung wichtiger Fragen vorbehalten wiſſen, “) allein in allen 
den Anträgen und Vorſchlägen, die die Einführung der Synodalverfaſſung 
zu ihrem Gegenſtande hatten, ſah er Ausflüſſe konſtitutioneller Anſchau⸗ 
ungsweiſen, von deren Übertragung auf die Kirche er einerſeits die Wiederkehr 
territorialer Auffaſſungen, andrerſeits eine demokratiſche Auflöſung der 
Kirche befürchtete.?) Vergeblich bemühte ſich der Oberkirchenrat, den König 
davon zu überzeugen, daß die von ihm beabſichtigten Synoden weder 
hinſichtlich ihrer Zuſammenſetzung noch hinſichtlich ihres Verhältniſſes zum 
Kirchenregiment ein Analogon zu den konſtitutionellen Kammern bilden 
ſollten.s) Die kaum in Fluß gekommene Bewegung geriet wieder gänzlich 
ins Stocken. 

Als im Jahre 1855 eine einheitliche Regelung der Liturgie und 
anderer wichtiger Einzelfragen (Wiederherſtellung des Diakonats, Ehe⸗ 
ſcheidung) dringend notwendig wurde, empfand die Kirchenregierung von 
neuem das Bedürfnis nach einer ſynodalen Vertretung, die ſie hierbei 
durch ihre Sachkenntnis und ihre von dem Vertrauen der Kirchenglieder 
getragene Autorität unterſtützen konnte, und der König ſtellte noch einmal 


1) Richter, Friedrich Wilhelm IV., S. 103, 104; Dove a. a. O. S. 182; 
Jacobſon, KR. S. 2232“. 

2) Richter a. a. O. S. 105 ff. In der Eröffnung, welche der König in 
Verfolg der Eingabe des OKR. an dem 30. Dez. 1850 an den Kultusminiſter 
gelangen ließ, heißt es unter anderem: „Auch Ich wünſche die Bildung einer 
Synodalverfaſſung und werde eine ſolche aus allen Kräften befördern, aber die 
Synoden dürfen nicht als Vertretung der Kirche gegenüber den kirchlichen 
Behörden — nach Analogie konſtitutioneller Kammern — ſondern ſie müſſen ſelbſt 
als Behörden, als nn der Kirche nach außen gedacht werden. Dann 
aber muß Ich jeder Bildung der Synoden nach Wahl in der Art, wie die Analogie 
der Kammern ſie geben würde, entſchieden entgegentreten; zum Eintritt in eine 
Synode muß ein Kirchenamt, oder der Auftrag der aus der neuen Konſtituierung 
der Kirche hervorgegangenen Kirchenbehörde die Vollmacht geben. Aktenſt. a. a. O. ©. 6. 


3) „Wir halten es — ſo führte der OKR. in einem umfaſſenden Berichte, 
in dem er feine Anſicht von dem Bedürfnis und dem Prinzip der ſynodalen 
Organiſation dem König nochmals näher vortrug, aus — für eine ſinnverwirrende 
Tendenz, ſo, wie dies neuerdings mehrfach geſchehen iſt, die Kirche dem Regiment 
als einem von ihm verſchiedenen Subjekte gegenüberzufegen, und würden es niemals 
wagen, eine Einrichtung zu beantragen, welche das Lebensprinzip der Kirche auf⸗ 
hebt, und den Leib, an welchem ein Glied an dem anderen hangen ſoll durch alle 
Gelenke, in zwei Teile ſpaltet. Wir faſſen vielmehr die Synoden nicht als Gegen- 
ib fondern als Ergänzung des Regiments, und zwar weiſen wir ihnen diejenigen 

kte zu, welche nur dann ihre rechte Bedeutung und ihren rechten Erfolg haben 
können, wenn ſie ſich wahrhaft als Akte der Gemeinſchaft erweiſen.“ Bezüglich 
der Bildung der Synoden bekannte der OK R. ſich zu dem negativen Grundſatze, 
daß die Synodalverfaſſung nicht auf immer von unten ſich erneuernden 
Wahlen geſtützt werden dürfe. Poſitiv drückte er das Prinzip ſo aus, daß auf den 
Synoden die Erfahrung und Würde, welche der Dienſt der Kirche verleihe, 
zu ihrem Rechte kommen müſſe; daß alſo die Träger der Amter wenn nicht als 
ſolche und kraft einer ihrem Amte innewohnenden Vollmacht zur Repräſentation, 
doch deshalb berufen ſeien, weil ſie das Amt tragen und mithin vorausſetzlich im 
Beſitze derjenigen Gaben ſich befinden, welche ſich in dem Dienſt der Kirche betätigen 
ſollen. — Alle dieſe Ausführungen ſtanden offenbar im Einklang mit der Eröffnung 
des Königs v. 30. Dez. 1850, und doch ging der König auf die Vorſtellung nicht 
ein, er erteilte dem OK R. überhaupt keinen weiteren Beſcheid. Richter a. a. O. S. 108. 
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die Berufung einer Generalſynode in Ausſicht. Dieſe unterblieb jedoch, 
indem eine 1856 nach Berlin berufene kirchliche Konferenz, welche die 
der Synode vorzulegenden Gegenſtände vorberaten ſollte, !) ſich gegen fie 
ausſprach. Die Konferenz war der Anſicht, daß alle vorliegenden Fragen 
vom Kirchenregiment ohne Hinzuziehung der Synoden mit hinreichender 
Autorität erledigt werden könnten und daß der Kirchenverfaſſung mit einer 
allgemeinen Einführung der Grundzüge der Gemeindeordnung im Wege 
der Verordnung fürs erſte gedient ſei.?) Allein nicht einmal dieſe wurde 
vollzogen, und ſo verging die ganze Regierungszeit Friedrich Wilhelm IV., 
ohne daß die Frage der Synodalverfaſſung eine praktiſche Löſung erfuhr. 
Großes wurde geplant, vieles begonnen, nichts aber vollendet. Denn 
alles, was erreichbar war, entſprach nicht den Verfaſſungsidealen des 
Königs, und dieſer wollte keine Maßregel ergreifen, die von dem abführen 
konnte, was er als das richtige erkannt hatte. 

Erſt unter dem Nachfolger des unglücklichen Königs kam ein friſcherer 
Zug in die Verfaſſungsentwickelung. Bereits in den trüben Jahren der 
Regentſchaft machte ſich ein zielbewußteres und entſchiedeneres Vorgehen 
des Kirchenregiments bemerkbar. Auf Grund einer Kabinetts-Ordre vom 
2. Auguſt 1858 wurde gemäß dem Antrage der Berliner Konferenz zuerſt 
für die Provinz Preußen, in der die Gemeindeordnung ſchon im weiteſten 
Umfange durchgeführt war,) die allgemeine Beſtellung von Gemeindekirchen— 
räten angeordnet.“) Ein weiterer Erlaß des Regenten vom 27. Februar 18605) 
dehnte dieſe Anordnung auf alle Provinzen aus“) und forderte auf, unverweilt 


1) Jacobſon, KR. S. 223; Dove a. a. O. S. 182, 183. 

2) Vgl. die Verhandl. der Konf., welche als Bd. IV der Aktenſt. des OK R., 
Berlin 1857, erſchienen ſind, S. 149 u. 595. 

3) Vgl. oben S. 855. . 

4) Zunächſt wurden auf Grund der KabO. die Grundz. der Gem.-D, für die 
Prov. Preußen durch Verf. des OKR. v. 13. Nov. 1858 revidiert u. dann wurde 
die Errichtung von GKRäten, wo ſolche noch nicht beſtanden, a das Prov.⸗Konſ. 
angeordnet: Verf. des Konſ. v. 16. u. 17. Nov. 1859 (Amtl. Mittlgn. des Kon]. 
der Prov. Preußen Nr. 249 u. 268). 

5) GS. S. 90; A. H. 11 S. 1. Dazu ergingen ſeitens des OK R.: ein Ausf.⸗ 
Erl. an die Konſ. zu Berlin, Breslau, Stettin, Magdeb., Poſen v. 7. März 1860 
(Staatsanz. Nr. 128; A. H. 11 S. 3 ff.); ein zweiter Erl. an dieſelb. Konſ. betr. die 
Einrichtung der GK Räte nebſt Entw. einer Inſtr. für die Superintendenten v. 
7. März 1860 (Staatsanz. 138; A. H. 11 S. 8 ff.); Inſtr. für die GK Räte v. 
8 1 (A. H. 12 S. 77 ff.); endlich ein Erl. v. 31. Aug. 1861 (A. H. 13 
S. 138 ff.). 

6) Die reformierten Gemeinden (vgl. die Nachweiſung bei Jacobſon 
i. d. Ztſchr. III S. 347) wurden durch dieſe Anordnungen regelmäßig nicht un⸗ 
mittelbar berührt, indem ſie bereits Presbyterien oder Kirchenvorſtände beſaßen. 
Sie behielten nach wie vor ihre auf der Discipline ecclesistique und der Presbyterial⸗ 
ordnung v. 1713 beruhenden Gemeindeordnungen (vgl. betr. der franz. ref. Ge⸗ 
meinden EO. v. 22. Juli 1850 A. H. 1 S. 22), die vielfach lokale Eigentümlichkeiten 
aufwieſen (vgl. z. B. über die Verf. der deutſch⸗ref. Gemeinde St. Petri u. Pauli 
zu Danzig nach einem Statut von 1833/34: Jacobſon a. a. O. S. 356 ff., auch 
KR. S. 275; über die Verf. der deutſch⸗ref. Gemeinde zu Breslau: Gillet, Die 
Gem. O. der ev. Hofkirche zu B., Bresl. 1849). Nur wenige von ihnen nahmen die 
Grundzüge der Gem. O. von 1850 an, fo beſonders einige in der Prov. Sachſen. 
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mit der Bildung von Kreisſynoden vorzugehen, wo die Einführung der 
Gemeindekirchenräte vollendet ſei. Im folgenden Jahre wurde die Einrichtung 
dieſer Synoden direkt vorgeſchrieben, und zwar durch Allerhöchſten Erlaß vom 
5. Juni zunächſt wieder nur für die Provinz Preußen, in der ähnliche 
ſynodale Einrichtungen bereits vorhanden waren und gepflegt wurden.!) 
Die neuen Synoden beſtanden aus dem Superintendenten als Vorſitzenden, 
allen Geiſtlichen des Kirchenkreiſes und je einem Gemeindeälteſten aus jeder 
Parochie und wurden in dieſer Zuſammenſetzung 1862 zum erſten Male 
gehalten.?) In demſelben Jahre wurden die Kreisſynoden durch die 
Allerhöchſten Erlaſſe vom 5. April und 21. Juni?) für Poſen und 
Pommern vorgeſchrieben, und endlich erfolgte ihre Einführung auch in 
Brandenburg, Schleſien und Sachſen durch königliche Verordnung 
vom 13. Juni 1864.4) ) Alsbald wurde auf dem eingeſchlagenen Wege 


Das Kollegium der ref. Burgkirche zu Königsberg ließ nach dem Muſter des 
gemeinſamen Statuts der luth. u. ref. (Dom-) Gemeinde zu Halle v. 1855 ein 
Statut ausarbeiten, welches höheren Orts beſtätigt und den übrigen ref. Gemeinden 
der Provinz Preußen zur Annahme empfohlen wurde: Jacobſon KR. S. 227%, 

1) Sie beſtanden in den oben S. 81° erwähnten beratenden Kreisſynoden 
der Geiſtlichen, an welchen ſich ſeit Einführung und Ausbildung der GK.⸗Räte 
auch dieſe beteiligten. Von Anfang an ſtand das Konſ. dieſer Teilnahme der 
Nichtgeiſtlichen an den Predigerkonferenzen ſympathiſch gegenüber und, als ſie ſich 
auch in der Praxis in vielen Kreiſen bewährte, verpflichtete es durch Vg. v. 
24. Jan. 1855 (Aintl. Mitteilgn. Nr. 46; Moſer, Allg. KBl. 1856 S. 83), alle 
GͤK.⸗Räte ohne Ausnahme, in Vertretung ihrer Gemeinden an dieſen Synoden 
teilzunehmen. Damit waren in ganz Preußen gemiſchte Kreisſynoden mit beratender 
Kompetenz ins Leben gerufen. 

2) A. E. v. 5. Juni 1861 (GS. S. 372; A. H. 13 S. 124 ff.). Dazu Ausf. 
Inſtr. des DOKN. v. 20. Juni 1861 (A. H. 13 ©. 128) u. Verf. des Konſ. v. 12. Nov. 
d. Is. nebſt Grundz. einer Geſch.⸗O. (Amtl. Mitteilgn. Nr. 331; A. H. 14, S. 205); 
über wiederholte Ergänzungen der letzteren vgl. Sacobjon KR. S. 22647). — Im all⸗ 
N die Einführung dieſer Synoden: Dove a. a. O. II S. 131-135, IV 

131 ff. : 

3) GS. S. 134 u. 223, A. H. 14 S. 219, 220. 

4) GS. S. 350. — Nach EO. v. 11. Juli 1864 (A. H. 16 S. 383) gelten für 
die Synoden aller dieſer Provinzen der A. E. Y. 5. Juni 1861, wie auch die 
in vorhergehender Anm. bez. Inſtr. u. Geſch.⸗O. Über ihre Zuſammenſetzung und 
Befugniſſe ſ. näheres bei Jacobſon, KR. S. 304 ff. — Durch A. E. v. 15. Juni 
1864 (GS. S. 351) wurde auch die Bildung von Kreisſynodalkaſſen in den 
6 öſtl. Prov. angeordnet zur Beſtreitung der durch die Abhaltung von Kreisſynoden 
u. demnächſt von Provinzialſynoden entſtehenden Koſten. 

5) Die Klaſſikalkonvente der reformierten Gemeinden, welche fett 
den fünfziger Jahren in den Prov. Pommern, Preußen u. Sachſen wieder gehalten 
u. gepflegt wurden, wurden durch die Anordnung der Kr. Synoden regelmäßig 
nicht berührt. Der EO. v. 11. Juli 1864 beſtimmte ausdrücklich: „Wo ref. Ge⸗ 
meinden innerhalb eines Diözeſenverbandes ſtehen, gehen ſie in der Diözeſe zur 
Synode, wo fie einen eigenen Superintendenturverband ausmachen ... haben fie 
eine beſondere Synode zu bilden“. Als ſolche fungierten die alten Konvente weiter, 
wenngleich ihre Kompetenz ſich vielfach nicht deckte mit der der neuen Kr.⸗Synoden. 
Eine Neuordnung u. Weiterbildung erfuhr das alte Klaſſikalweſen nur in der 
Prov. Preußen, indem der OK R. zur Ergänzung der Klaſſikalordnung v. 
24. Okt. 1713 (ſ. oben S. 23) unterm 19. Dez. 1860 ein „Statut für die Klaſſikal⸗ 
konvente der ref. Gemeinden in der Prov. Preußen“ (abgedruckt A. H. 13 S. 118, 
i. d. Itſchr. 1 ©. 341) erließ. Dem preuß. Klaſſikalkonvente hatten ſich auch die 
deutſch-ref. Gemeinde zu Danzig (ſchon 1854) und die franz.⸗ref. Gemeinde zu 
Königsberg angeſchloſſen. Vgl. Jacobſon KR. S. 312 ff. u. i. d. Itſchr. III 
S. 348 ff.; Rieker, Grundſätze der ref. Kirchenverfaſſung, S. 36 u. oben S. 87°. 
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weiter vorgegangen und durch Allerhöchſten Erlaß vom 5. Juni 18691) 
beſtimmt, „daß zur Förderung der Neugeſtaltung der evangeliſchen Kirchen⸗ 
verfaſſung in den ſechs öſtlichen Provinzen des Staates außerordentliche 
Provinzialſynoden abgehalten werden ſollten, denen die Reviſion 
der bisher ergangenen Verordnungen über die Gemeinde- und Kreis⸗ 
ſynodalverfaſſung, ſowie die zu treffenden Anordnungen über die Ein⸗ 
richtung von Provinzialſynoden zur Begutachtung vorzulegen ſei.“?) Dieſe 
außerordentlichen Provinzialſynoden ſind dann am 13. November zuſammen⸗ 
getreten und haben ihr Gutachten abgegeben;s) allein erſt nachdem die 
Kriegsjahre 1870/71 vorüber waren und der Präſident Herrmann, der 
ſeit einem Menſchenalter für den Ausbau der Kirchenverfaſſung im 
evangeliſchen Sinne gearbeitet hatte, an die Spitze des Oberlirchenrats 
getreten war, gelang es, das abermals ins Stocken geratene Werk zu 
einem Abſchluß zu bringen. Aus langen Beratungen des Oberkirchenrats 
und Konferenzen desſelben mit dem Kultusminiſterium ging endlich der 
„Entwurf einer Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien 
und Sachſen“ hervor, den der König mittelſt Erlaſſes v. 10. September 
18734) „kraft der ihm als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments 
zuſtehenden Befugniſſe“ ſanktionierte und „als kirchliche Ordnung“ ver⸗ 
kündete (GS. S. 418). Gleichzeitig beſtimmte der König, daß behufs des 
vollſtändigen Abſchluſſes der Arbeiten für die evangeliſche Kirchenverfaſſung 
der acht älteren Provinzen eine außerordentliche Generalſynode zu— 
ſammentreten ſollte, über deren Aufgabe, Zuſammenſetzung und Tätigkeit er 
in einer dem Allerhöchſten Erlaß vom 10. September 1873 beigefügten 
Verordnung (GS. S. 445) die erforderlichen Anordnungen traf. 


1) GS. S. 794; A. H. 19 S. 165 ff. 

2) Über die Zuſammenſetzung der außerordentlichen Prov.⸗Synoden traf eine 
dem A. E. beigefügte Vdg. nähere Beſtimmungen, die mittelſt gemeinſchaftl. Verf. 
des Kultusminiſters u. des OK R. v. 16. Juli 1869 (GS. S. 795) publiziert worden 
iſt. — Zur Ausf. des A. E. v. 5. Juni 1869 iſt eine im Einverſtändnis mit dem Kultus: 
miniſter erlaſſene Inſtr. des OK R. v. 21. Juli 1869 (VM. Bl. ©. 158) ergangen. 
— Vgl. den Entw. der den außerordentlichen Prov.-Synoden vorgelegten Provinzial⸗ 
ſynodal⸗O. im Staatsanzeiger 1869 Nr. 275 u. in den Stenogr. Ber. des Abg. 
186869, Anl.⸗Bd. IV S. 1574, Aktenſt. Nr. 290 und die Propoſitionen des OKR. 
im Staatsanzeiger 1869 Nr. 285, Beil. S. 3. 

3) en der außerordentlichen Prov.⸗Synoden, amtl. Ausgaben. 1870. 

4) GS. S. 417; A. H. 21 S. 169. Dieſe KO. iſt ſpäter geändert durch 
die KGeſetze v. 7. März 1887 (KGBl. ©. 85), v. 9. März 1891 (daf. S. 14), v. 10. März 
1893 (daf. S. 115). Unter Berückſichtigung dieſer Veränderungen iſt die KO. ab⸗ 
gedruckt bei Goßner S. 68 ff. Zu ihrer Ausführung iſt eine unterm 25. Jan. 
1882 rev. Inſtr. vom OK R. in Gemeinſchaft mit dem Gen Syn. erlaſſen (K GBl. 
S. ff.; auch bei Nitze S. 321, Truſen S. 148). Weiter iſt die KO. ergänzt 
in Anſehung: des § 2 durch KG. v. 17. Mai 1895 betr. die Parochialverbde. (K GBl. 
S. 37), der §§ 55 u. 68 durch KG. v. 16. Juni 1895 betr. die vermögensrechtliche 
Vertretung der Kr. u. ProvSynVerbde. (KGBl. S. 53), des $ 59 durch A. E. v. 
30. Dez. 1874 betr. Einfügung der KrSynoden Stolberg⸗Wernigerode, Stolberg, 
Roßla in den Synodalverb. der Prov. Sachſen (GS. 1875 S. 2). 
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Auf Grund der landesherrlichen Sanktion und Verkündigung beſtand 
die Gemeinde⸗ und Synodalordnung ohne Mitwirkung des Staates als 
Kirchengeſetz zu Recht. Daß die Ordnung der kirchlichen Verfaſſung 
lediglich der kirchlichen Geſetzgebung anheimfiel, war nach Artikel 15 der 
Verfaſſungsurkunde unzweifelhaft, die Geſetzgebung der Kirche aber war 
ausſchließlich durch die kirchlichen Organe, d. h. ſolange es an einem ſynodalen 
Geſamtorgan noch fehlte, allein durch den Landesherrn als den Träger 
des Kirchenregiments auszuüben. Um indes die neue Ordnung nach allen 
Seiten hin in Vollzug zu ſetzen, reichte ihre kirchliche Konſtituierung nach 
Anſicht der Regierung nicht aus. Zunächſt kam in Betracht, daß durch 
die geſchichtliche Entwickelung ein großer Teil der rein kirchlichen Ordnung 
in die Hände des Staates gelangt und durch ſtaatliche Geſetze geregelt 
war, man aber keiner neuen kirchlichen Anordnung die Kraft beilegen 
konnte, dieſe formell beſtehenden Staatsgeſetze außer Geltung zu ſtellen; 
ſoweit dieſe Staatsgeſetze der neuen kirchlichen Ordnung entgegenſtanden, 
war die Wirkſamkeit dieſer davon abhängig, daß die betreffenden Normen 
jener durch einen Akt der Staatsgeſetzgebung hinweggeräumt wurden. 
Weiter aber kam in Betracht, daß jede neue Rechtsbildung der Kirche 
nach Artikel 15 der Verfaſſungsurkunde auf das rein kirchliche Gebiet 
beſchränkt war. Soweit daher die neue Ordnung dieſe Grenze überſchritt 
und das Rechtsgebiet des Staates berührte, bedurfte ſie ſtaatlicher An⸗ 
erkennung bezw. einer Sanktion, welche die betreffenden Vorſchriften mit 
ſtaatsgeſetzlicher Wirkſamkeit bekleidete und dadurch zu einem Teile des 
öffentlichen Rechtes machte. Und ein ſolches Eingreifen der neuen Ordnung 
in die ſtaatliche Rechtsſphäre wurde nach vier Richtungen hin konſtatiert, 
nämlich bei den Vorſchriften, welche a) die vermögensrechtliche Vertretung 
der Gemeinde nach außen, b) die Verwaltung des Kirchenvermögens, 
e) die Rechtsverhältniſſe des Patronats und d) das kirchliche Beſteuerungs⸗ 
recht, bezw. die Pflicht der Gemeinden und Kirchenkaſſen zur Aufbringung 
der für kirchliche Zwecke erforderlichen Mittel regeln. Von dieſen Er⸗ 
wägungen aus legte die Staatsregierung dem Landtage 1874 einen 
Geſetzentwurf vor, um die noch erforderliche ſtaatsgeſetzliche Beſtätigung 
der kirchlichen Ordnung herbeizufühen.!) Das Abgeordnetenhaus war mit 
der Auffaſſung der Staatsregierung einverſtanden, beſtätigte indes vorläufig 
nicht die ganze Regierungsvorlage, ſondern nur die Gemeindeordnung, 
wogegen es die Beſtätigung der Kreis- und Provinzialordnung bis zur 
Verſtändigung über die Generalſynodalordnung verſchob. Dem trat das 
Herrenhaus bei, und ſo wurde unterm 25. Mai 1874 das Staatsgeſetz 
betr. die Gemeinde- und Synodalordnung publiziert.?) 

den Geſetzentw. nebſt Mot. in den Stenogr.⸗Ber. des AbgH. 1873—74 


1) Vgl 
Anl.⸗Bd. II Gietenft Nr. 168 ©. 1166. 
2) GS. S. 147. Vgl. den Bericht der XVI. Kommiſſion des AbgH. in den 
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III. Das Kirchenregiment traf inzwiſchen weitere Maßnahmen zum Aus⸗ 
bau der Kirchenverfaſſung. Durch Allerhöchſten Erlaß vom 1. Juni 1874 
(GS. S. 213) wurde die Bildung der Wahlkreiſe für die Provinzialſynoden 
der öſtlichen Provinzen angeordnet. Im Herbſte 1874 fanden die 
Wahlen zu den Provinzialſynoden ſtatt. Im Winter 1875 traten die 
Provinzialſynoden in ſämtlichen acht älteren Provinzen zuſammen und 
nahmen die Wahlen zur erſten außerordentlichen Generalſynode vor. 
Dieſe wurde dann, nachdem die vom König zu denominierenden 30 Mit⸗ 
glieder ernannt waren, am 24. November 1875 zu Berlin eröffnet und 
mit der Beratung eines vom Kirchenregiment vorgelegten Entwurfs einer 
Generalſynodalordnung beauftragt.!) Die Synode genehmigte dieſen Ent⸗ 
wurf ohne weſentliche Veränderungen, und dann wiederholten ſich die 
Vorgänge von 1873. Der König ſanktionierte die Generalſynodal— 
ordnung für die acht älteren Provinzen der Monarchie als 
Träger des Kirchenregiments und publizierte ſie als kirchliche Ordnung durch 
Allerhöchſten Erlaß vom 20. Januar 1876 (GS. S. 8), verwies aber gleich⸗ 
zeitig auf das Erfordernis einer teilweiſen ſtaatsgeſetzlichen Beſtätigung der⸗ 
ſelben. Dann wurde die Generalſynodalordnung in Verbindung mit den 
die Kreis- und Probinzialſynoden betreffenden Abſchnitten der Ordnung vom 
10. September 1873 von der Staatsregierung daraufhin geprüft, inwieweit eine 
ſolche Beſtätigung als erforderlich zu erachten war und das Reſultat dieſer 
Prüfung in einem dem Landtage am 12. Februar 1876 vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurf) niedergelegt. In einem zweiten Teile dieſes Entwurfs entledigte die 
Regierung ſich noch zwei weiterer geſetzgeberiſcher Aufgaben: ſie formulierte 
das Staatsaufſichtsrecht neu, wie es die der Kirche gewährte größere 
Selbſtändigkeit verlangte, und ſie regelte von neuem die Reſſortverhältniſſe 


Stenogr.⸗Ber. desſelben 1873—74, Anl.⸗Bd. IV. Aktenſt. Nr. 303 S. 1867 ff. u. die 
Verhandl. darüber in den Stenogr.⸗Ber. des AbgH. 1873— 74, Bd. II S. 1163 ff., 
1350 ff. u. 138 pff. Aus den Verhandl. des Herren H. iſt beſonders hervorzuheben 
die Auseinanderſetzung des Miniſters Falk, Stenogr.⸗Ber. des Herren H. 1873— 74, 
Bd. 1 S. 349— 354. — Vgl. endlich auch Wach, Das Geſ. v. 25. Mai 1874 in den 
Synodalfragen, Heft 2, Bielefeld 1875, S. 70 ff. — Das Gef. iſt ſpäter ergänzt 
worden durch StG. v. 7. April 1891 (GS. S. 43), v. 28. Mai 1894 (GS. S. 87) 
u. in Anſehung der Parochialverbände durch StG. v. 18. Mai 1895 (GS. S. 175). 

1) Vgl. den A. E. v. 31. Okt. 1875 u. den Entw. der GenSynd. nebſt 
Mot. im Otſchn. Reichs⸗ u. Kgl. Preuß. Staatsanzeiger 1875 Nr. 268. — Über 
die Verhandlungen u. die Bedeutung dieſer Gen Syn. vgl: Verhandlungen der 
außerordentl. Generalſynode der ev. Landeskirche Preußens nebſt Anlagen, Berlin 
1876; v. d. Goltz, Bericht über die Generalſynode an die ev. Gemeinden, Berlin 
1876; die außerordentl. Generalſynode der ev. Landeskirche in Preußen, Referat u. 
Korreferat von Prof. Dr. Beyſchlag u. Prof Dr. Köſtlin, Halle 1876; Fabri, 
Nach der Generalſynode, Betrachtungen über die ev. Landeskirche in Preußen, 
Gotha 1876; Schrader, W. Die auferordentl. Generalſynode der altpreuß. Landes⸗ 
kirche und das preuß. Staatsgeſetz Über die ev. Landeskirche, in den deutſch⸗evan⸗ 
geliſchen Blättern von Beyſchlag u. Wolters, Jahrg. 1, Heft 1; Die preuß. 
Generalſynode i. d. Ztſchr. f. Proteſtantismus u. Kirche, LXXI, Heft 5 S. 257 ff., 
Erlangen 1876. 

2) Stenogr.⸗Ber. des AbgH. 1876, Anl. Bd. I, Aktenſt. Nr. 31 S. 375. 
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zwiſchen den Staats- und den Kirchenbehörden. Aus dem Entwurf iſt 
das Staats geſetz vom 3. Juni 1876 betr. die evangeliſche Kirchen⸗ 
verfaſſung in den acht älteren Provinzen der Monarchie hervorgegangen,“) 
welches die evangeliſche Kirchenverfaſſung in dieſen Provinzen ſtaatsrechtlich 
zum Abſchluß gebracht hat. Für die ſieben öſtlichen Provinzen gilt die 
Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. September 1873 nebſt 
Staatsgeſetz vom 25. Mai 1874, für die beiden weſtlichen Provinzen die 
Kirchenordnung vom 5. März 1835 mit ihren Zuſätzen und Anderungen, 
für alle alten Provinzen aber gemeinſchaftlich die Generalſynodalordnung 
vom 20. Januar 1876 nebſt Staatsgeſetz vom 3. Juni 1876. 

IV. In neueſter Zeit endlich iſt die Gemeinde- und Synodalverfaſſung 
der öſtlichen Provinzen noch auf die Hohenzollernſchen Lande ausgedehnt, 
deren evangeliſche Gemeinden bis dahinkeine umfaſſende Kirchenordnung beſaßen 
und mit der altpreußiſchen Landeskirche nur kirchenregimentlich, durch Unter⸗ 
ſtellung unter das Konſiſtorium der Rheinprovinz verbunden waren. Die 
Kirchengemeindeordnung für die evangeliſchen Gemeinden in 
den Hohenzollernſchen Landen vom 1. März 1897, — am gleichen 
Tage ſtaatsgeſetzlich genehmigt?) — welche ſich in der Hauptſache als eine 
wörtliche Nachbildung des erſten Abſchnitts der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung von 1873 darſtellt, hat auch den Hohenzollernſchen 
Kirchengemeinden ein einheitliches Verfaſſungsrecht gebracht. Sodann hat die 
in engſtem Anſchluß an den zweiten Abſchnitt der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung von 1873 unterm 2. Juli 1898 erlaſſene Kreisfynodals 
ordnung für die evangeliſchen Gemeinden Hohenzollerns — gleich— 
falls am Tage ihres Erlaſſes auch ſtaatsgeſetzlich beſtätigt?) — die neuorga⸗ 


1) GS. S. 125. — Vgl. den von Gneiſt im Abg. erſtatteten Kommiſſions⸗ 
bericht: Stenogr.⸗Ber. des AbgH., Anl. Bd. II, Aktenſt. Nr. 153 S. 1065 ff. u. dazu 
die Verhandlungen in den Stenogr. e des Abg. 1876, Bd. S. 285 ff., 311 ff. Bd. II 
S. 1177 ff., 1207 ff., auch Bd. III S a, ferner den Ber. der X. Kommiſſion 
im Herren., Stenogr. Ber. 1876 Bd. Aktenſt. Nr. 67 S. 483 ff. u. dazu die 
Verhandlungen in den Stenogr.⸗Ber. des 1 1876, Bd. I S. 180 ff., 199 ff. — 
Das Geſ. iſt geändert durch die StGeſetze v. 21. Mai 1887 (GS. S. 194; KG⸗ 
Bl. S. 88) u. v. 28. Mai 1894 en ©. 87; KGBl. S. 69), ergänzt durch die 
StGeſetze v. 6. März 1882 (GS. S. 14; KG Bl. S. . „März 1887 zit., 
9. a 1891 (GS. ©. 43; Kl S. 15), v. 19. Mai 1891 (GS. ©. 64; KGBl. 
1892 S. 22), v. 30. Aug. 1892 (G S. S. 373; KGB. S. 176), v. 3. Juli 1893 
(GS. ©. 191; KGBl. ©. 116), v. 28. Mai 1894 (GS. S. 87; KGBl. S 69), v. 
91. Sept. 1898 (GS. S. 312; KGBl. S. 149) 6 endlich in Anfehung d. 8 1055 
Stadtſynode u. der Parochialverbaͤnde durch G. v. 18. Mai 1895 (GS. S. 175; 
KGBl. S. 47) 12 binfichtlich der vermögensrechtl. Vertretung der Kr. u. Prov. 
Verbände durch G. v. 18. Juni 1895 (GS. S. 271; KGBl. S. 55). — Zur Aus⸗ 
führung ſind ergangen auf Grund Art. 21 u. 28 des G. v. 3. Juni 1876: Kgl. Vdgn. 
v. 9. Sept. 1876 (GS. 8 395; KGBl. S. 20), geändert durch Vög. v. 30. Jan. 1893 
(GS. S. 10; KG Bl. S. 14), v. 5. Sept. 1877 (GS. S. 215, K Bl S. 170); auf 
Grund $ 17 des G. 18. Mai 1895: 17 5 v. 20. Okt. 1896 (GS. S. 203; KGBl. S. 19). 

2) GS. S. 69; KGBl. S. 17, |. auch 55 S. 93 1; über die früheren Zu⸗ 
ſtände in Hohenzollern, Jacobſon . SER) 

3) GS. ©. 271; KGBl. S. 78, ſ. flgbe. Sam. 
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niſierten Hohenzollernſchen Gemeinden zu einer Kreisſynode verbunden, die 
dann wieder durch Kirchengeſetz vom 19. — verbunden mit Staatsgeſetz 
vom 21. — September 18981) in den Geſamtſynodalverband der alt⸗ 
preußiſchen Landeskirche aufgenommen iſt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Dir evangeliſche Kirche in den neu erworbenen Tandeskeilen. 


8 8. 
In der Provinz Schleswig⸗Holſtein. 
A. In den Herzogtümern Schleswig und Holſtein. 

I. Die Herzogtümer Schleswig⸗Holſtein waren zur Zeit der Refor⸗ 
mation?) in der Hand des Herzogs Friedrich von Gottorf vereinigt, der 
1523 auch den däniſchen Königsthron als Friedrich I. beſtieg.s) Die neue 
Lehre fand in ihnen zuerſt in Huſum 1522 zahlreiche Bekenner und ver⸗ 
breitete ſich von hier aus raſch über das ganze Land.?) Friedrich war 
ihr günſtig geſinnt, bereits 1523 erlies er ein Toleranzedikt für die 
Lutheraner und 1526 nahm er felbft das Abendmahl unter beiderlei 
Geſtalt. Noch offener und energiſcher als er trat ſein Sohn und ſpäterer 
Nachfolger Chriſtian III. (1534 — 59), der ſeit 1525 Statthalter der Herzog⸗ 
tümer war, für die neue Kirche ein. Unter ſeiner thätigen Mitwirkung 
entwickelte ſich alsbald eine geordnete Verfaſſung der evangeliſchen Kirche. 
Ihre Grundlage bildete die Ernennung von Pröpſten, welche 1527 für 
Hadersleben Amt und Törninglehns) und 1540 für die übrigen ſchles⸗ 
wigſchen Gebiete erfolgte, ſodaß in dieſem Jahre das ganze Herzogtum 


1) KGBl. S. 147; GS. S. 312. Zur Ausf. dieſes Gef. wie der in den 
beiden vorangehenden Anm. zit. StGeſetze find ergangen die kgl. Vdgn. v. 25. Sept. 
1897 (GS. S. 406; KGBl. S. 45) u. 28. Nov. 1898 (GS. S. 337; KGBl. 1899 
©. 1). — Die KrSyndO. iſt dann noch ergänzt bezügl. der vermögensrechtl. Ver⸗ 
tretung der KrGem. durch Ausdehnung des KG. v. 16. Juni 1895 auf Hoheuz.: 
A. E. v. 22. März 1899 Z. 14 (K Bl. S. 9). 

2) Vgl. für dieſe Zeit beſ. Jenſen, Schlesw.⸗Holſt. K.⸗Geſch., Kiel 1878, 
III; Peterſen, die Entſtehungsgeſch. der ſchlesw.⸗holſt. KO. v. J. 1542, i. d. Ztſchr. 
f. ſchlesw.⸗holſt.⸗lauenb. Geſch. XII S. 219 ff.; Carſtens, die Generalſuperintendenten 
in Schlesw.⸗Holſt. daſ. XIX S. 3 ff. 

3) In kirchlicher Beziehung war Schleswig unter die Bistümer Ripen, 
Odenſe und Schleswig geteilt, welche alle drei zum Erzbistum Lund gehörten, 
während Holſtein dem Erzbistum Bremen unterſtand. 

4) Carſtens, Die Reformation in Schlesw.⸗Holſt. in: Nordalbingiſche Studien, 
u 19 8 86 ff 119 ff.; Waitz, Geſch. Schleswig⸗Holſteins II, 2, Göttingen 1852, 
S. 155 ff., 265 ff. 

5) Carſtens, die Generalſuperintendenten a. a. O. S. 5, 8. Für die einzelnen 
Harden, in welche dieſes Gebiet zerfiel, wurden in Unterordnung unter den Propſt 
von Hadersleben, noch beſondere Hardespröpſte beſtellt, welche die Aufſicht über 
Leben u. Lehre der Prediger und die Kirchenrechnungen zu führen, ſowie Streitigkeiten 
zwischen Geiftlichen und Gemeinden zu ſchlichten hatten. Eine Ausdehnung auf die ſpäter 
errichteten Propſteien ſcheint dieſe Einrichtung nicht erfahren zu haben; vgl. Peterſen 
a. a. O. S. 222, 2235 (Art. XV), 238, 239; Falck, Hdbch. des ſchlesw.⸗holſt. Priv.⸗R. 
III, 2, Altona 1838, S. 682%, 
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Schleswig in 5 Propſteien oder Superintendenturen zerfiel. !) Jeder 
Propſt ſollte in ſeinem Bezirk die Kirchen und Schulen inſpizieren, Viſi⸗ 
tationen abhalten und die Geiſtlichen ordinieren; in Gemeinſchaft mit dem 
Amtmann, dem Vertreter des Staates wurde ihm die Sorge für die 
Kirchengüter und die kirchliche Gerichtsbarkeit bis auf die Jurisdiktion in 
Eheſachen, die vermutlich dem Biſchof oder dem Domkapitel verblieb, 
übertragen.?) Die Pröpſte und die Amtmänner bildeten alſo gewiſſermaßen 
die Unterkonſiſtorien für einzelne Diſtrikte. Als dann im Jahre 1541 
der katholiſche Biſchof von Schleswig ſtarb, wurde auch eine Zentral- 
behörde für die ſchleswigſche Kirche gefunden, indem der König mit dem 
Domkapitel einen Vertrag ſchloß, nach welchem dieſes im Beſitz ſeiner 
alten Privilegien und Gerechtſame blieb, aber zum Proteſtantismus über⸗ 
trat und in ein Landeskonſiſtorium verwandelt wurde. Im Jahre 
1542 endlich erlies der König eine umfaſſende Kirchenordnung.“) Nach 
ihr konzentrierten ſich die kirchenregimentlichen Befugniſſe für das Herzog⸗ 
tum Schleswig“) in der Hand des evangeliſchen Biſchofs („edder Super— 
attendente tho Sleſewick“), der von „dem Kapitel und den Paſtoren zu 
Schleswig, Huſum, Flensburg und Hadersleben ... mit Vorwiſſen, Rat 
und Konſens des Landesherrn“ zu wählen war.) Vier Kanonici ſollten 
vom Biſchof und Kapitel zum Konſiſtorium verordnet werden, dem in 
Eheſachen wie in anderen kirchlichen Streitigkeiten die Jurisdiktion über⸗ 
tragen wurde.“) Das Amt der Pröpſte oder Superintendenten blieb er⸗ 
halten. Die Pfarrer wurden, ſoweit es ſich nicht um Patronatsſtellen 


1) Nämlich 1. Hadersleben mit Törninglehn u. Apenrade, 2. Tondern und 
Bredſtedt⸗Flensburg, ſeit 1543 gehörte Tondern zu Hadersleben, 3. Huſum, Eider⸗ 
ſtedt u. Nordſtrandt, 4. Amt Gottorf mit Südſchleswig, 5. Alſen u. Sundewitt. 
Carſtens a. a. O. S. 8 ff.; Peterſen a. a. O. S. 237, 238, 265 ff.; hier auch Mit⸗ 
teilungen über den Titel „Superintendent“, wie über die Abgrenzung u. ſpätere 
Veränderung der 5 Bezirke. 

2) Vgl. den Inhalt der Beſtallung der Superintendenten bei Peterſen 
a. a. O. S. 269 ff.; ferner Falck a. a. O. S. 194 und Calliſſen, Abriß des Wiſſens⸗ 
würdigſten u. ſ. w. (f. oben S. 95.) S. 7 ff. 

3) Über die Entſtehung dieſer KO., welche unter der Mitwirkung Bugen⸗ 
hagens verfaßt und nach langen Verhandlungen auch von den Ständen der 
Herzogtümer angenommen wurde, insb. über ihr Verhältnis zur däniſchen ordinatio 
ecclesiastica v. 1537 ſehr eingehend Peterſen a. a. O., vgl. auch die Publikation 
von Jeargensen in d. sgenderjydske Aarbgger, Flensborg 1889, den aeldjte lutherske 
Kirkeordinans S. 218 ff. — Die KO. iſt abgedruckt: bei Cronhelm, Corpus Statu- 
torum Provincialium Holsatiae, Altona 1750, unter II; in der Sammlung gemeinſchaft⸗ 
licher Verordnungen, Glückſtadt 1773/74, u. im Auszuge bei Richter, KO. I S. 358. 

4) Mit Ausnahme der kleinen Diſtrikte, welche von Alters her zu den 
däniſchen Bistümern Ripen u. Odenſe⸗Fühnen gehörten. Das waren (abgeſehen 
von der gegenwärtig däniſchen Inſel Arröe) der Törninglehn genannte Teil des 
Amtes Hadersleben und die Inſel Alſen, welche letztere ſpäter ein eigenes Bistum 
bildete. In beiden Gebieten galt däniſches Kirchenrecht, bis fie durch Vdg. v. 
26. Aug. 1864 (Vog.⸗Bl. f. Schlesw. S. 136) von den däniſchen Diözeſanverbänden 
losgelöſt wurden. Carſten a. a. O. S. 49, 36; Büſching, Staatsbeſchreibung 
des Herzogtums Schleswig, Hamburg 1758, S. 59 u. 104. Falck a. a. O. S. 679. 

5) Richter a. a. O. S. 360 Sp. 1 u. dazu Peterſen a. a. O. S. 2761. 

6) Richter a. a. O. S. 359 Sp. 2 u. dazu Falck a. a. O. S. 195. 


§ 8. In der Provinz Schleswig⸗Holſtein. 95 


handelte, gewählt und vom Biſchof geprüft und ordiniert.!) Zur Ver⸗ 
waltung des Kirchenvermögens wurden endlich in den einzelnen Gemeinden 
je zwei Kirchgeſchworene beſtellt.?) 

Langſamer und vielfach abweichend vollzog ſich die Entwickelung des 
evangeliſchen Kirchenweſens in dem Herzogtum Holſtein, wo dem refor⸗ 
matoriſchen Vorgehen des Königs ſeitens der privilegierten Klöſter und 
des außerhalb ſeines Herrſchaftsbereichs ſtehenden Erzbiſchofs von Bremen?) 
lange energiſcher Widerſtand entgegengeſetzt wurde. Über die älteſte 
Organiſation der evangeliſchen Kirche des herzoglichen Holſteins ſind wir 
nicht genauer unterrichtet.“) Als feſtſtehend kann nur angenommen werden, 
daß ſich aus den Verſammlungen der hier in der katholiſchen Zeit be⸗ 
gründeten Kalandbruderſchaft, den Kalanden, früh evangeliſche geiſtliche 
Synoden entwickelt haben, welche konſiſtoriale Funktionen ausübten.“). 
Auch die Kirchenordnung von 1542 gibt über die beſtehenden Verfaſſungsver⸗ 
hältniſſe keinen näheren Aufſchluß. Sie verordnet nur, daß der ſchleswigſche 
Biſchof „gantz nichtes, ym lande tho Holſten tho ſchaffende, edder regerende 
hebben“, vielmehr „im lande tho Holſten, wat nicht Lübeſchs ſtifftes ys,“ ein 
beſonderer Propſt beſtellt, und zwar vorbehaltlich der Beſtätigung des 
Herzogs von den ſtädtiſchen Hauptpaſtoren gewählt werden ſoll, um hier 
an Stelle des Biſchofs zu fungieren.“) Für die zum Bistum Lübeck ge⸗ 
hörigen Gebiete, die Plönſchen Amter und das Amt Segeberg, in 
denen die Reformation noch nicht weit genug gediehen war, traf die Kirchen⸗ 
ordnung überhaupt keine Einrichtungen.“) 

II. Die durch die Kirchenordnung ſanktionierten Verfaſſungsgrund⸗ 
ſätze, aus welchen ſich nach dem vorangehenden nur für Schleswig ein 
geſchloſſenes Verfaſſungsſyſtem ergiebt, blieben in der Folgezeit anerkannt. 
Die auf Grund derſelben hergeſtellte Ordnung erlitt jedoch bald zahlreiche 
Modifikationen. Durch wiederholte Landesteilungen wurde die Einheit der 
Kirche zerriſſen. Die einzelnen Diſtrikte erhielten ihre eigene Kirchen⸗ 
regierung, bisweilen auch eine eigene Kirchenordnung.) Was die ſpäteren 
Ablekzeswete magen betrifft, durch welche Schleswig⸗Holſtein ſeine heutige 


Nich ter a. a. O. S. 356 Sp. 2; Peterſen a. a. O. S. 284. Vgl. auch 
Nel e u. Begründung der Predigerwahl in Schlesw.⸗Holſtein, 
iel 1841 
2) Richter a. a. O. S. 258 Sp. 1. 
3) ſ. oben S. 933. 
4) Ben a. a. O. S. 266. 
5) Falck a O. S. 197; e Hiſt. Bericht (enthalten in dem 
S. 943 zit. Corp. statut, unter I) © 
6) Richter a. a. O. S. 359 0 1, 360 Sp. 2: „Vom Praweſte ym Hol⸗ 
1 21 auch Peterſen a. a. O. S. 259, 263, 266, 297 
Auch ſpäter iſt die KO. v. 1542 hier nicht in Kraft getreten. Für Plön 
erging 1 KO. unterm 10. Sept. 1732, . Samml. der für die Dt 
Schlesw. u. Holit. erlaſſenen . Verordgn. u . Derfgn., Kiel 1810 ff., III. © 
Vgl. auch Falck a. a. O. S. 198, 199. 
8) So Apenrade u. Goktorf am 1. Jan. 1598. 
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Abrundung erlangte, ſo wurde auf das 1559 unterworfene Dithmarſchen 
die Kirchenordnung, unter Schonung der lokalen Eigentümlichkeiten, aus⸗ 
gedehnt!), während die Schauenburgiſchen Gebietsteile, welche 1640 
an die ſchleswig⸗holſteiniſchen Herzöge fielen,?) ihre Kirchenordnung von 
1614 behielten. 

Die erſte Teilung der vereinigten Herzogtümer fand 1544 zwiſchen 
Chriſtian III. und feinen beiden Brüdern ftatt?) und hatte zur Folge, daß 
in jedem der drei Teilgebiete eine ſelbſtändige kirchliche Organiſation ent⸗ 
ſtand: Der Biſchof und das Kapitel von Schleswig behielten ihre Kom⸗ 
petenz nur für den herzoglich Gottorfer Anteil. Aber auch hier traten 
bald weitere Veränderungen ein. Nach der Säkulariſation des Bistums 
1549 wurde für die geiſtliche Inſpektion des ganzen Landes ein General⸗ 
propſt zu Gottorf beſtellt, der ſeit 1636 ſtehend den Titel General⸗ 
ſuperin tend ent erhielt.“) Das Kapitel, deſſen Mitglied der Generalpropſt 
war, behielt nur die Ehejurisdiktion, bis ihm auch dieſe 1595 genommen 
wurde.“) In ähnlicher Weiſe wurde für den herzoglich Haderslebener 
Anteil bereits unmittelbar nach der Teilung ein Generalpropſt beſtellt. 
In dem königlich Sonderburger Anteil dagegen gab es bis zum Jahre 
1636 kein geiſtliches Oberaufſichtsamt, ſondern jeder Propſt oder Super⸗ 
intendent fungierte in ſeinem Bezirke ſelbſtändig und hatte auch die 
Ordination.“) Eigentümlich organifiert war dabei die kirchliche Verwaltung 
der zu dieſem Anteil gehörigen holſteiniſchen Gebiete.) An ihrer Spitze 
ftand der gemäß der Kirchenordnung beſtellte „Praweſt ym Holſterlande.“?) 


1) In dem Freiſtaat Dithmarſchen waren, nachdem 1532 die Reformation 
durchgeführt war, vier Superintendenten eingeſetzt worden, die ein Kollegium und mit 
der geſamten Geiſtlichkeit einen Kaland bildeten. Dieſer handhabte die geiſtl. Ge⸗ 
richtsbarkeit u. hatte auch eine KO. erlaſſen. In weitem Umfange war ferner an 
der kirchl. Verwaltung die Gemeinde beteiligt, der insbeſ. die Pfarrwahl zuſtand. 
Vgl. Jenſen a. a. O. S. 62 ff.; Bolten, Geſch. Dithmarſchens, Hambg. u. Lpz. 1788, 
IV S. 59 ff., 117; Kolſter, Geſch. Dithmarſchens, Lpzg. 1873, S 103. Nach dent 
Anfall an Schleswig ⸗Holſtein wurde das Land unter die drei hier regierenden 
Herrſchaften (vgl. oben den folgenden Text) verteilt u. der KO. unterſtellt. In jedem 
der Teilgebiete wurde ein Superintendent und dann auch je ein Konſiſtorium be⸗ 
ſtellt, wobei das Mehldorfer Konſiſtorium aus dem dortigen Kaland gebildet wurde. 
Kolſter a. a. O. S. 119, 127; Waitz a. a. O. S. 336; Falck a. a. O. S. 197; 
Neocorus, Chron. des Landes Dithmarſchen, Herausg. v. Dahlmann, II, Kiel 1827 
S. 338. — Über die Verhältniſſe nach der noch heute beſtehenden Teilung des 
Landes in Norder⸗ und Suͤderdithmarſchen (1581) |. Kolſter a. a. O. S. 133 u. 156. 

2) Es waren: Das Amt Barmſtedt (ſpätere Grafſch. Ranzau), Pinneberg u. 
Altona. Vgl. Waitz a. a. O. S. 278. ; 

3) Vgl. Waitz a. a. O. S. 29 ff. 

4) Carſtens a. a. O. S. 11, 12 ff., 24. 

5) Carſtens a. a. O. S. 14; Falck a. a. O. S. 195 9“. 

6) Carſtens a. a. O. S. 37, 39. 

7) Carſtens a. a. O. S. 37; derſelbe in den Nordalbingiſchen Studien 
(oben S. 93%) S. 1603; Waitz a. a. O. S. 272. ö 

8) Die Kompetenz dieſes Propſtes erſtreckte ſich nicht, wie die KO. es vor⸗ 
ſchrieb, auf das ganze Holſterland, ſondern nur auf die Gebiete, welche bei der 
Teilung Chriſtian III. zugefallen waren. Zum Probſt von Holſtein wurde regel⸗ 
mäßig der Hauptpaſtor in Itzehoe beſtellt. Carſtens a. a. O. S. 43 ff. 
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Und dieſem zur Seite trat 1543 oder 1544 ein aus dem im 14. Jahr⸗ 
hundert geſtifteten Kaland in Münſterdorf gebildetes Konſiſtorium, ) auf 
welches die geiſtliche Gerichtsbarkeit wie auch kirchliche Verwaltungsgeſchäfte 
übertragen wurden. Das Amt des „Propſtes für Holſtein“ ging 1587 
ein, indem von da an in den königlich holſteiniſchen Landen mehrere ein⸗ 
ander koordinierte Pröpſte beſtellt wurden;?) die Verbindung von geiſt⸗ 
licher Synode und geiſtlichem Gericht in dem lange Zeit hindurch noch 
als Kaland bezeichneten Konſiſtorium wurde dagegen erſt durch eine Ver⸗ 
ordnung vom 11. September 1752 gelöft.3) 

Im übrigen entwickelte ſich die kirchliche Organiſation in den drei 
Teilgebieten in gleicher Weiſe. Die anfänglich größeren Propſteien wurden 
geteilt und neue errichtet, ſodaß die geiſtliche Diſtriktseinteilung fich wieder 
möglichſt deckte mit der weltlichen. In jeder Propſtei wurde für die 
kirchliche Gerichtsbarkeit ein Konſiſtorium gebildet,“) während die Ver⸗ 
waltungsgeſchäfte von dem Propſte in Gemeinſchaft mit dem Amtmann 
beſorgt wurden. In den den drei Landesherren gemeinſam verbleibenden 
Gebieten der Prälaten und Ritterſchaft übten dieſe ſelbſtändige kirchen⸗ 
regimentliche Befugniſſe, ohne einer landesherrlichen Oberaufſicht unter⸗ 
ſtellt zu ſein.“) 

III. Im Jahre 1580 verlor der Haderslebener Anteil, infolge des 
erbloſen Todes des Herzogs Johann, dem er 1544 zugefallen war, ſeine 
ſelbſtändige Exiſtenz und wurde teils dem Gottorfer, teils dem Sonder⸗ 
burger Anteil zugeſchlagen. Damit war die Zweiteilung des Landes in 
das fürſtliche und das königliche Territorium begründet, welche — wenn 
wir von den kleinen Landesſplittern abſehen, die vorübergehend in den 
Händen von Nebenlinien waren — bis zur Wiedervereinigung beider 
Teile unter der däniſchen Krone, die ſich in den Jahren 1773—1779 
vollzog, beitand.6) Die kirchliche Organiſation wurde durch dieſe politiſche 
Umgeſtaltung wenig berührt. Die einzige unmittelbare Folge derſelben 
war der Wegfall des über den Kirchen des Haderslebener Anteils ſtehenden 
Generalpropſtes; im übrigen wurden die beſtehenden kirchlichen Ein⸗ 
richtungen in beiden Landesteilen erhalten und beſtimmter geſtaltet: In 
den einzelnen Propſteien blieben die „Kirchenviſitatoren“, der Propſt und 
der Amtmann, und die Konſiſtorien mit ihren bisherigen Kompetenzen. 


1) Schröder, Sn 2 Münſterdorfiſchen Konſiſtoriums in Michelſens 
u. Asmuſſens Arch. I 

2) Wenn 1601 15 1 noch Ernennungen zum Hauptpaſtor von Itzehoe 
u. Propſt von Holſtein ſtattfanden, ſo wurde damit dem Paſtor von Itzehoe wohl 
nur ein e Carſtens a. a. O. S. 37, 44, 45. 

S. 1987 

0 Näheres bei Falck a. a. O. S. 196 u. 198 u. Jenſen a. a. O. S. 94ff., 107ff. 

5) Jenſen g. a. O. S. 109 ff.; Falck a. a. O. S. 1991, 68431. 

60 on Waitz a. a. O. S. 39 ff. u. Chalybaeus, Samml. (ſ. oben S. 83) 
S. I u 


Schoen, Kirchenrecht. 7 


98 2.Abſchnitt. Die evangel. Kirche in den neu erworbenen Landesteilen. 


Alle Kirchſpiele der Propſtei waren dieſen Kirchenregimentsorganen unter⸗ 
ſtellt, nur ausnahmsweiſe hatte eine Stadt wie Huſum und Kiel ein be⸗ 
ſonderes Stadtkonſiſtorium erlangt.!) Die Zuſammenſetzung der Kon⸗ 
ſiſtorien war eine verſchiedene: regelmäßig hatte der Amtmann den Vorſitz, 
der Propſt und mehrere Geiſtliche fungierten als Beiſitzer, und der Amts⸗ 
verwalter führte das Protokoll.?) — Charakteriſtiſch für dieſe Periode iſt 
die Errichtung bezw. Ausbildung der kirchlichen Centralbehörden. Im 
Jahre 1636 wurde auch in dem königlichen Gebiete ein Generalſuper⸗ 
intendent beſtellt,s) und ſeitdem ſtand regelmäßig ein ſolcher an der 
Spitze der Kirche jedes der beiden Landesteile.) Er hatte alle Kirchen 
der Generalſuperintendentur zu viſitieren und über die vorgefundenen 
Mängel unmittelbar dem Landesherrn zu berichten, er hatte die neuen 
Prediger zu examinieren und zu ordinieren und war gleichzeitig Super⸗ 
intendent in einer oder mehreren Propfteien.) Die adminiſtrative Ver⸗ 
waltung geiſtlicher Sachen wurde in höherer Inſtanz den am Ausgang 
des 16. und im Laufe des 17. Jahrhunderts errichteten Juſtiz- oder 
Regierungskanzleien,é) vermutlich von Anfang an unter Zuordnung 
geiſtlicher Räte, übertragen. Es waren dies zunächſt Verwaltungsbehörden, 
denen der Rechtspflege gegenüber nur einzelne Aufſichtsfunktionen beigelegt 
waren, die ſpäter aber die höheren Gerichte völlig in ſich aufnahmen und 


1) Betreffs der beiden Stadtkonſiſtorien vgl. Falck a. a. O. S. 195%, 198 u. 
24383, Über das Konſ. zu Huſum auch Büſching a. a. O. S. 33 u. 34. Über die 
Anorbnung beſonderer Kriegskonſiſtorien für die Ehe- u. anderen geiſtlichen 
Sachen der Militärperſonen (Kriegs⸗Inſtr. v. 9. März 1683), welche jedoch von 
Anfang an nur ſelten zuſammengeſetzt wurden u. dann ganz wegfielen, vgl. Falck 
a. a. O. S. 200, 248. 

2) Falck a. a. O. S. 196 8s u. Büſching J. c. 

3) Val. oben S. 96 u. d. Konſtitution v. 9. Apr. 1636 bei Chalybaeus 
a. a. O. S. 152. 

4) In dem königl. Anteil gab es von 1668 —1673 u. von 1684—1689 zwei 
Gen.⸗Sup., einen für das holſt. und einen für das ſchlesw. Gebiet. Carſtens 
a. a. O. S. 43, 49. Vorübergehend wurden wiederholt auch herzogliche Gebiete 
dem königl. Gen.⸗Sup. unterſtellt, vgl. daſ. S. 49 u. 51. Im Jahre 1784 endete 
mit dem Tode Haſſelmanns, der 1766 zum Gen.⸗Sup. ernannt war, die Reihe 
der herzogl. (ſpäter großfürſtl.) Gen.⸗Sup. Von 1784— 1791 ſtand ein kgl. Gen.⸗ 
Sup. an der Spitze der wiedervereinigten ſchlesw.⸗holſt. Lande. 1792 wurde die 
Generalſuperintendentur wieder geteilt in die beiden Bezirke für Schleswig u. 
Holſtein, jeder erhielt einen beſonderen Gen.⸗Sup. Dabei iſt es in der Folgezeit 
eblieben, nur noch einmal von 1806 —1834 waren beide Generalſuperintendenturen 
in einer Hand vereinigt; vgl. daſ. S. 36, 57, 58 ff., 61, 65 ff. 

5) Büſching a. a. O. S. 13; Carſtens a. a. O. S. 52. Dem königl. 
Gen.⸗Sup. wurde durch Reſkr. v. 30. Apr. 1736 (Corp. Const. Regio- Holsati- 
carum I ©. 264 u. Chalybaeus a. a. O. S. 154) auch die Sorge für die Aufrecht- 
erhaltung der königl. Kirchenhoheitsrechte übertragen. Im übrigenz erging für ihn 
eine noch heute bedeutſame Inſtr. unterm 14. Dez. 1739 (C. C. Reg.-Hols. 1 S. 265 
u. Chalybaeus a. a. O. S. 155 ff.). 

6) Die Juſtizkanzlei für den fürſtlichen Anteil iſt vermutlich um 1568 errichtet 
worden, ſie hatte ihren Sitz vielleicht zuerſt in Hadersleben, dann in Gottorf; die 
Regierungskanzlei für den königl. Anteil iſt durch Patent v. 17. Apr. 1648 zu 
Flensburg errichtet und dann durch Pat. v. 10. Febr. 1649 (C. O. Reg.-Hols. I 
S. 39 ff.) nach Glückſtadt verlegt. Falck a. a. O. S. 230 33 —35. 5 
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daher auch als Obergerichte bezeichnet wurden.“) Mit ihnen ſteht die 
Entwickelung der höheren geiſtlichen Gerichtsbarkeit in engem Zuſammen⸗ 
hange, deren Anfänge allerdings größtenteils in Dunkel gehüllt ſind. Im 
fürſtlichen Anteile fungierte wohl die durch geiſtliche Mitglieder verſtärkte 
Juſtizkanzlei gewöhnlich auch als kirchliche Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz. 
Daneben beſtand aber ein beſonderes, aus zwei Direktoren, vier geiſt⸗ 
lichen Mitgliedern und vier Räten der Juſtizkanzlei zuſammengeſetztes 
Oberkonſiſtorium, welches in einzelnen Fällen zur Entſcheidung 
anhängiger Streitſachen berufen wurde. Im königlichen Anteile ſcheint 
dagegen weder die Regierungskanzlei mit der geiſtlichen Gerichtsbarkeit 
zweiter Inſtanz von Anfang an betraut, noch ein beſonderes geiſtliches 
Obergericht für die Dauer gebildet zu ſein; nur die Berufung außer⸗ 
ordentlicher Oberkonſiſtorien für den einzelnen Fall iſt nachweisbar. Später 
kamen die ſelbſtändigen, von den Kanzleien getrennten Oberkonſiſtorien 
in beiden Landesteilen gänzlich in Wegfall. Die Konſiſtorialſachen wurden 
von jenen unter Zuziehung geiſtlicher Räte erledigt, und zwar — im könig⸗ 
lichen Anteil erſt ſeit 1763 — in periodiſchen Sitzungen, die mit den 
ordentlichen obergerichtlichen Sitzungen verbunden waren. Die Ober⸗ 
konſiſtorien waren ſonach ſchließlich nur erweiterte Obergerichte und be⸗ 
ſtanden aus den Mitgliedern dieſer, dem Generalſuperintendenten und zwei 
geiſtlichen Konſiſtorialräten.?) Für die geiſtlichen Sachen aus den Gebieten 
der Prälaten und Ritterſchaft, welche jetzt mehr und mehr unter landes⸗ 
herrliche Aufſicht geſtellt wurden, wurden 1636 Landoberkonſiſtorien 
verordnet, welche periodiſch zugleich mit den Landgerichten gehalten und 
aus den Mitgliedern dieſer und aus geiſtlichen Räten gebildet werden 
follten.3) Auch geiſtliche Synoden traten in dieſer Periode ins Leben.“) 
Seit 1646 wurden häufig aus Superintendenten und Pröpſten beſtehende 
Landesſynoden im königlichen Anteil gehalten, welche ſich an der kirchlichen 
Aufſicht und an der kirchlichen Geſetzgebung beteiligten. Gleichzeitig kamen 
die Propſteiſynoden auf, zu denen die Pröpſte die Prediger ihres Diſtrikts 
ein⸗ oder auch zweimal im Jahre beriefen. Zu einer bedeutſamen Ent⸗ 
wickelung gelangten jedoch beide Inſtitutionen nicht, und als 1737 die 
Berufung der Landesſynoden von königlicher Genehmigung abhängig ge— 
macht wurde,“) traten ſolche überhaupt nicht mehr zuſammen, bald danach 
verfielen auch die meiſten Propſteiſynoden, die ihre Hauptaufgabe in der 

1) ber dieſe Entwickelung ſ. Falck a. a. O. S. 230 ff. 

2) Falck a. a. O. S. 243 ff.; v. Cronhelm, Hiſtoriſcher Bericht von den alten u. 
neuen Rechten u. Gerichten in Holſtein (im Corp. Statut. Prov. Hols, Altona 1750) 
S. 42; Büſching a. a. 2 S. 29. 

1 a. a. O. 2445; Büſching a. a. O. S 

Falck a. a. O. S. 685; Carſtens a. a. O. S. 41, 50 "bs; beſ. Burchardi, 

über Sd in den Herzogtümern königlichen 1 9 Oldenburg 1837. 


5) Reſkr. v. 21. Sept. 1737 (O. C. Reg. Hols. I S. 264). Die letzte Synode 
wurde 1737 zu Rendsburg gehalten. 
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Vorbereitung jener gefunden hatten.!) Die Verfaſſung der Gemeinden 
endlich wie ihre Teilnahme am Kirchenregiment war eine ſehr verſchiedene; 
die einen waren von dieſem gänzlich ausgeſchloſſen, andere, beſonders die 
dithmarſiſchen, hatten die Pfarrwahl wie die Verwaltung des äußeren 
Kirchenweſens vollkommen in ihren Händen.) 

IV. Nach der Wiedervereinigung der getrennten Landesteile in der 
Hand des Königs von Dänemark wurden die beiden Obergerichte bezw. 
Oberkonſiſtorien zu Gottorf und Glückſtadt in Verwaltungsſachen der 
deutſchen (ſpäter ſchleswig⸗holſteiniſchen und noch ſpäter ſchleswig⸗holſteiniſch⸗ 
lauenburgiſchen) Kanzlei zu Kopenhagen unterſtellt, und dieſe bildete 
von nun an bis zur Beendigung der däniſchen Herrſchaft die höchſte Inſtanz 
für die kirchlichen Verwaltungsſachen beider Herzogtümer. Im übrigen 
wurde an den beſtehenden Verfaſſungsverhältniſſen zunächſt nichts geändert. 
In der zweiten Inſtanz lag die kirchliche Verwaltung und Gerichtsbarkeit 
in den Händen der beiden Obergerichte oder Oberkonſiſtorien, in der erſten 
Inſtanz wurde die Verwaltung und die Rechtspflege von verſchiedenen 
Organen, den Viſitatoren und den Konſiſtorien, wahrgenommen. Die 
Vielheit dieſer Unterkonſiſtorien, deren es im Jahre 1778 in Schleswig 11 
in Holſtein 9 gab,?) blieb erhalten, ihre Zahl wurde in Holſtein 1811 
und 1813 infolge der Errichtung neuer Propſteien für die ehemals ge⸗ 
meinſchaftlichen und großfürſtlichen Diſtrikte ſogar noch vermehrt.“) Auch 
die Buntſcheckigkeit der Organiſation dieſer unteren Kirchengerichte wurde 
nicht beſeitigt, ſie alle hatten verſchiedene Reglements und erhielten ſolche 
noch am Anfange des 19. Jahrhunderts.“) 

Im Jahre 1834 begannen die letzten wichtigen Reformen unter 
däniſcher Herrſchaft. Die Verwaltungsgeſchäfte in der Provinzialinſtanz 
wurden den Obergerichten oder Oberkonſiſtorien abgenommen und der 


1) Burchardi a. a. O. S. 11. Bis auf die neuere Zeit erhielt ſich die aus 
dem ehemaligen Kaland hervorgegangene Synode der Münſterdorfer Propſtei, jedoch 
ohne einen bedeutenden Einfluß auf die kirchl. Verwaltung zu gewinnen; ſ. oben 
S. 971. Auch in der ſchlesw. Landſchaft Eiderſtedt wurde noch in der 2. Hälfte des 
18. 8 von allen Predigern jährlich ein „Kaland“ gehalten; vgl. Büſching 
a. d. O. S 93. 

2) Eine Überſicht der verſchiedenen Geſtaltungen gibt Mommſen u. Chaly⸗ 
baeus, Die KG. u. SO. (ſ. oben S. 95) S. 2ff.; auch Friedberg, Die ev. u. 
kath. K. der neu einverleibten Länder Halle 1867, S. 30. 

3) Nach Matthi, Chr., Beſchreibung der KVerf. in den Herzogtümern Schleswig 
u. Holſtein, II, Flensbg. 1786, S. 132 ff. beſtanden in Schleswig Konſiſtorien: zu 
Tondern, Sonderburg, Hadersleben, Apenrade, Flensburg, Gottorf, Hulten, zwei in 
der Landſchaft Eiderſtedt, auf der Inſel Fehmarn, ein Stadtkonſiſtorium zu un 
welches 1811 aufgehoben wurde; in Holſtein: zu Rendsburg, Münſterdorf, Segeberg, 
Altona, Plön, Pinneberg, im Norder- u. Süderdithmarſchen und drei Stadtkonſiſtorien 
zu Kiel, Oldenburg u. a 

4) Vgl. Falck a. a. O. ©. 199 16. 

5) Betreffs der ſchlesw. Konſ. vgl. Esmarch, Samml. der Statute, Vogn. 
u. Verfgn., welche den bürgerl. Prozeß des Herzogtums Schleswig betreffen, Schles⸗ 
wig 1848, S. 734 ff., u. Büſching a. a. O. bei der Beſchreibung der betr. Städte. 
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neuerrichteten Provinzialregierung für die Herzogtümer Schleswig⸗ 
Holſtein auf Gottorf übertragen.!) Dieſe Behörde wurde jedoch bei der 
Reorganiſation, welche die in das Jahr 1848 fallende Erhebung 
der Herzogtümer gegen Dänemark veranlaßte, aufgehoben, und ihre 
Geſchäfte wurden, ſoweit ſie nicht den Diſtriktsbehörden zufielen, auf die 
neuerrichteten Miniſterien für das Herzogtum Schleswig und die 
Herzogtümer Holſtein und Lauenburg übertragen, welche zugleich 
an die Stelle der ſchleswig⸗holſtein⸗lauenburgiſchen Kanzlei traten. Erſt 
1862?) wurde unter dem Namen „Königliche Holſteiniſche Regierung“ 
wiederum eine obere Regierungsbehörde im Herzogtum Holſtein errichtet, 
die ihren Sitz in der Stadt Plön erhielt, 1864 jedoch aufgehoben und 
durch die „Herzogliche Landesregierung“ in Kiel erſetzt wurde.?) Die 
Verwaltung des Herzogtums Schleswig wurde bei der im Februar 
1864 erfolgten Okkupation von Preußen und Oſterreich einer gemeinſamen 
oberſten Zivilbehörde übertragen, die nach dem Wiener Frieden (30. Oktober 
1864) ihre Tätigkeit auch auf Holſtein ausdehnte, bis fie 18650) durch 
eine neue gemeinſame Landesregierung für beide Herzogtümer erſetzt wurde. 
Auch in der Verwaltung der kirchlichen Gerichtsbarkeit traten in dieſer 
Zeit erhebliche Veränderungen ein. Den Oberkonſiſtorien, welche ſeit 
1834 lediglich geiſtliche Juſtizbehörden waren, wurde als dritte Inſtanz 
das nur mit weltlichen Räten beſetzte Oberappellationsgericht zu Kiel 
übergeordnet. Im Jahre 1850 wurde aber in Schleswig und ſpäter auch 
in einzelnen anderen Gebieten die geiſtliche Gerichtsbarkeit überhaupt 
beſeitigt und die ihr zugehörigen Angelegenheiten den Zivilgerichten über⸗ 
wieſen s) — nur das holſteiniſche Oberkonſiſtorium zu Glückſtadt hatte 
fernerhin Beſtand. 

V. Als Schleswig⸗Holſtein 1866 der preußiſchen Monarchie ein⸗ 
verleibt wurde, war von ſeiner alten Kirchenverfaſſung nur noch ein Torſo 


1) Sie bearbeitete namentlich durch ihre erſte Sektion, befſtehend aus dem 
Präſidenten der geſamten Regierung, 4 rechtsgelehrten u. 2 geiſtl. Mitgliedern, die 
Kirchen-, Schul- u. Armenſachen. Proviſoriſche Inſtr. v. 15. Mai 1834 (Chronolog. 
Sammlg. der in den Jahren 1748 bis 1848 erg. Vdgn. u. Verfgn. S. 263; auch 
Esmarch a. a. O. S. 63). 

2) Patent v. 12. Nov. 1862 (Holſt.⸗Lauenb. Gef. u. Vdg. Bl. ©. 201). 

3) Verf. der Bundeskommiſſäre für die Herzogt. Holſt. u. Lauenb. v. 6. Jan. 
1864 (Holſt.⸗Lauenb. Geſ. u. Vdg. Bl. S. 13). 

4) Vg. v. 12. Jan. 1865 (Bog. Bl. f. d. Herzogt. Schleswig S. 5). 

5) Durch au v. 18. Sept. 1850 wurde für Schleswig beſtimmt: 
0 u. die übrigen bisher der geiſtl. Gerichtsbarkeit u. zum Reſſort des 
Oberkonſiſtorii u. Landeskonſiſtorii gehörenden Rechtsſtreitigkeiten ſollen bis weiter 
überall in erſter Inſtanz bei den beikommenden Zivilgerichten verhandelt werden“ 
(Chronolog. Sammlg. der in den Jahren 1848 bis 1863 erg. Vdgn., Verfgn. S. 144). 
a wurde beſtimmt für Aljen unterm 26. Aug. 1864. (Burchardi, Sammlg. 
v. Vdgn. u. Verfgn. aus den Jahren 1847-1865, welche den bürgerl. Proz. des 
Herzogtums Schleswig betr. S. 22) u. unterm 16. Jan. 1865 für Törninglehn 
ſowie die Probſtei Loh⸗ u. Mögeltonder Harde (das. S. 92). 

6) Preuß. Geſ. v. 24. Dez. 1866 (GS. S. 875). 


102 2. Abſchnitt. Die evangel. Kirche in den neu erworbenen Landesteilen. 


vorhanden. Die Ungleichartigkeit und Zerſplitterung aller kirchlichen Ein⸗ 
richtungen erheiſchte dringend eine Reform, mit der denn auch bereits 
1867 begonnen wurde, nachdem beide Herzogtümer politiſch zu einer 
Provinz zuſammengefaßt, den preußiſchen Miniſterien, einem Oberpräſidenten 
und zwei Regierungen unterſtellt waren.!) Dabei hielt man ſich an die 
Verfaſſungsverhältniſſe der alten Provinzen. Zuerſt wurde durch königliche 
Verordnung vom 26. Juni 18672) die geiſtliche Gerichtsbarkeit allgemein 
aufgehoben und dann für die Trennung der kirchlichen von der ſtaatlichen 
Verwaltung geſorgt, indem durch Verordnung vom 24. September 1867) 
für die ganze Provinz ein Konſiſtor ium zu Kiel eingeſetzt wurde. Dieſes 
erhielt jedoch zunächſt nur die Verwaltung der kirchlichen Interna, während 
die Externa den Regierungen verblieben, die 1868 zu einer Behörde in 
Schleswig vereinigt wurden.“) Ein weiterer Schritt zur Verſelbſtändigung 
der Kirche geſchah durch den Erlaß der Gemeindeordnung vom 16. Auguſt 
1869.5) welche von dem König in feiner Eigenſchaft als Landesbiſchof 
genehmigt wurde. An ihre Stelle trat die auf Grund der Beratungen 
einer außerordentlichen Synode!) gleichfalls als Kirchengeſetz erlaſſene 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 4. November 1876, 
in welche die frühere Gemeindeordnung in überarbeiteter Faſſung wieder auf⸗ 
genommen und durch Hinzufügung einer Probſtei⸗ und Geſamtſynodalordnung 
ergänzt und vervollſtändigt wurde. Die ſtaatsgeſetzliche Sanktion dieſer 
Ordnungen erfolgte durch das Geſetz vom 6. April 1878,89) welches 


1) Kgl. Vog. v. 2. Febr. u. Bek. v. 21. Febr. 1867 (Vdg. Bl. f. Schlesw.⸗ 
Holſt. S. 145, 146). 

2) GS. S. 1073, $ 5. 

3) GS. S. 1669. 

4) Allerh. Erlaß v. 20. Juni 1868 (GS. S. 620) Art. II. 

5) KA Bl. Ki. S. 41; GS. S. 977. Über dieſe KO., durch welche (§ 60) auch 
die Unter⸗ und Stadtkonſiſtorien (oben S. 1003) aufgehoben wurden ſ. Mommſen 
u. Chalybaeus S. 6ff. 

6) Sie war berufen durch kgl. Vdg. v. 9. Aug. 1871 (KA Bl. Ki. ©. 33; 
GS. S. 338) und tagte vom 14. Nov. bis 7. Dez. 1871 zu Rendsburg. Vgl. 
Mommſen u. Chalybaeus S. 7ff. — Die 1011 e der außer⸗ 
ordentl. ſchlesw.⸗holſt. Provinzialſynode 1871 find amtl. herausgegeb. bei 
Ehlers in Rendsburg. 

7) K. ABl. Ki. S. 78; GS. S. 145. — Die KO. iſt abgeändert hinſichtlich 
der 88 74, 76, 77 durch KG. v. 25. April 1896 (KG Bl. Ki. S. 53; GS. S. 95) 
ergänzt durch KG. betr. die vermögensrechtl. Vertretung KrSynVerbde. u. des 
Gchamt Syn Verbds. v. 8. Juni 1898 (KGBl. S. 59; GS. S. 119) u. durch KG. 
= 8 Bildung von Parochialverbdn. v. 25. Juni 1898 (KGBl. S. 69; GS. 

. 135). 

8) GS. S. 145; KGBl. Ki. S. 33. Das Gef. tft abgeändert oder ergänzt 
durch die StGeſ. v. 14. Juli 1895 (GS. S. 281; KGBl. S. 106), v. 25. April 1896 
(GS. S. 95), bezügl. der vermögensrechtl. Vertretung der KrSyn.⸗Verbde. u. des 
Geſamt⸗Syn.⸗Verbds. durch G. v. 9. Juni 1898 (GS. S. 117; KGBl. S. 60) u. 
bezügl. der Parochialverbde. durch G. v. 25. Juni 1898 (GS. S. 133; KGBl. S. 71). 
— Zur Ausführung ſind ergangen auf Grund der Art. 37 u. 29 d. G. v. 
19. Aug. 1878: die kgl. Vdgn. v. 19. Aug. 1878 (GS. S. 287; KGBl. S. 59), ab. 
geändert durch Vg. v. 30. Jan. 1893 (GS. S. 10; KGB. S. 26) u. v. 9. Junk 
1879 (GS. S. 365, KGBl. ©. 69) u. Erl. d. Min. d. g. Angel. v. 28. Juni 1879 
(KGBl. S. 79); auf Grund des § 7 d. G. v. 25. Juli 1898: kgl. Vg. v. 
29. Aug. 1898 (GS. S. 307; KGBl. S. 116). 
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gleichzeitig eine prinzipielle Auseinanderſetzung der kirchenregimentlichen und der 
ſtaatlichen Aufſichtsbefugniſſe enthielt und die Zuſtändigkeit des Kon⸗ 
ſiſtoriums zu Kiel durch Ausdehnung auf die Verwaltung der Externa in der Pro⸗ 
vinzialinſtanz erheblich erweiterte. — Unberührt von dieſer ganzen Geſetzgebung 
ſind die beiden reformierten Gemeinden zu Altona und Friedrichſtadt ge⸗ 
blieben, die dem landesherrlichen Kirchenregiment überhaupt nicht unterſtehen.“) 


B. In dem Herzogtum Lauenburg. 

Lauenburg war bis zum Jahre 1876 ein in der politiſchen wie der 
kirchlichen Verwaltung ſelbſtändiges Land. Zur Zeit der Reformation, die 
hier um 1530 Eingang fand, ſtand es unter der Herrſchaft des nieder⸗ 
ſächſiſchen Herzogshauſes. Herzog Franz II. ordnete 1581 die erſte allgemeine 
Kirchenviſitation an und erließ dann 1585 eine teilweiſe noch heute geltende 
Kirchenordnung, welche, unter Aufrechterhaltung eines ftändiſchen Ein⸗ 
fluſſes auf die Kirchenregierung, die Konſiſtorialverfaſſung feſter organifterte. 2) 
Und dieſe alte Kirchenverfaſſung hat ſich faſt unverändert erhalten,?) bis 
1876 bei Einverleibung des Herzogtums in Preußen dasſelbe in kirchlicher 
Beziehung unter Aufhebung ſeines Konſiſtoriums zu Ratzeburg dem Kon⸗ 
ſiſtorium zu Kiel unterſtellt wurde?) und dann im folgenden Jahre durch 
Einführung der ſchleswig⸗-holſteiniſchen Kirchengeſetze und Synodalordnung 
auch eine presbyterial⸗ſynodale Kirchenverfaſſung erhielt.“) 

8 9. 
In der Provinz Heſſen⸗Naſſau 
A. In dem früheren Herzogtum Naſſau. 

Die Entwickelung des evangeliſchen Kirchenweſens in den naſſauiſchen 

Landen war keine einheitliche. Zunächſt war die ſeit 1255 beſtehende 


1) Die Gem. z. Altona gehört jetzt zur niederſ. Konf., die zu Friedrichſt. iſt 
eine Remonſtrantengem. Weiteres über die Reformierten in Schl.⸗H. |. unten § 14 A. II. 

2) Die KO. iſt abgedruckt bei Richter, KO. II S. 469. Sie ordnete für 
die einzelnen Amter die Beſtellung von Spezialſuperintendenten an, über welche 
ein Generalſuperintendent zu Lauenburg die Oberaufficht führen ſollte, und ſchrieb 
die regelmäßige Abhaltung geiftlicher Synoden vor. Das Konſiſtorium ſollte aus 
politiſchen und geiſtlichen Mitgliedern beſtehen, zu denen noch zwei vom Adel und 
zwei Alteſte des Rats pon dem Orte, wo es gehalten wurde, hinzuzuziehen waren. 
Später wurde durch einen Landes-Rezeß von 1702 (Spangenberg, Corp. Const. 
Ducatus Lauenburgici, Hannover 1822, S. 334; Friedberg, VG. S. 194°) ver⸗ 
einbart, daß es jährlich dreimal in Ratzeburg zuſammentreten und aus dem Re⸗ 
gierungspräſidenten als Vorſitzenden, einem Hofrat, dem Superintendenten u. einem 
weiteren geiſtlichen Mitgliede, ſowie aus einem von der Ritterſchaft aus ihrer Mitte 
vorzuſchlagenden und einem von den Ständen zu präſentierenden Beiſitzer beſtehen 
ſollte. Ein weiterer Einfluß war den Ständen bei der Ernennung der Superintendenten 
und bei den kirchl. Viſitationen gewährt. 

3) Mejer, Inſtitutionen des Kirchenrechts S. 147, 223 ff. 

4) StG. v. 23. Juni 1876 (GS. S 170). Die Gerichtsbarkeit war dem Ratze⸗ 
burger Konſ. bereits durch G. v. 4. Dez. 1869 § 5 (Lauenb. Wochenbl. S. 2) ent⸗ 
zogen worden, da das Land noch in Perſonalunion mit Preußen ſtand. 

5) Die Einführung der KG. u. SO. erfolgte gemäß dem Beſchluß einer durch 
kgl. Vdg. v. 19. Mai 1877 berufenen außerordentl. Syn. für Lauenb., die v. 20. 
bis 25. Sept. zu Ratzeburg tagte. Vgl. den AE. v. 7. Nov. 1877 u. die kgl. 
Vg. v. gleichen Tage, welche einige Modifikationen der KG. u. SO. für Lauenb. 
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Teilung des Geſamtlandes in das Walramiſche und das Ottoniſche 
Gebiet von maßgebender Bedeutung, indem dort die lutheriſche hier da- 
gegen die reformierte Richtung Eingang fand und demgemäß ſich auch die 
Kirchenverfaſſung verſchieden geſtaltete. 

I. Die Walramiſchen Lande zerfielen im 16. Jahrhundert in drei 
ſelbſtändige Herrſchaften Wiesbaden-Idſtein, Weilburg und Saar- 
brücken, in welchen überall ſpäteſtens um die Mitte dieſes Jahrhunderts 
die neue Lehre zur Herrſchaft gelangte. !) 

In Weilburg und der dazu gehörigen Herrſchaft Gleiberg wurde 
die Einführung der Reformation, die der Landesherr bereits ſeit 1523 
allmählich verbreitet hatte, im Jahre 1533 durch den Erlaß einer Kirchen⸗ 
ordnung oder Agende vollendet. Zur weiteren Befeſtigung des neuen 
Glaubens wurde 1536 eine allgemeine Kirchenviſitation angeordnet und 
1546 ein Superintendent eingeſetzt, der dann wiederholt Viſitationen 
vornahm und geiſtliche Synoden abhielt. Nachdem das Interim, deſſen 
Einführung (1548) die Entwickelung der jungen Kirche überall gehemmt 
hatte, infolge des Paſſauer Vertrages wieder beſeitigt war, gelangten die 
einzelnen Verfaſſungseinrichtungen bald zu weiterer Ausbildung. Der Super⸗ 
intendent zu Weilburg wurde zum Generalſuperintendenten erhoben, 
für Gleiberg und die von Weilburg und Heſſen gemeinſchaftlich beſeſſenen 
Gebiete, den Hüttenberg und das gemeine Land a. d. Lahn, ein 
Spezialſuperintendent beſtellt und beiden die Abhaltung regelmäßiger 
Synoden und ordentlicher wie außerordentlicher Viſitation übertragen. 
Unter den Superintendenten ſtanden als ihre Gehilfen die Inſpektoren 
und die Pfarrer, welchen letzteren gemeinſam mit den Kirchenälteſten 
oder Zenſoren die Gemeindeverwaltung oblag. Endlich wurde zu Weil⸗ 
burg ein Konſiſtorium errichtet und die Kirchenordnung wiederholt 
1553, ) 1573, 1609 und 161790 umgearbeitet und neu publiziert. In 
dem weilburgiſch-heſſiſchen Gebiete ſtand beiden Landesherren zuſammen 
das Kirchenregiment zu,) bis fie 1585 das gemeine Land a. d. Lahn und 
dann 1703 auch den Hüttenberg unter ſich aufteilten. 
vorſchreibt (GS S. 232; KA Bl. Ki. S. 47). Der Anſchluß Lauenburgs an den Geſamt. 
ſynodalverband Schleswig ⸗Holſteins iſt gemäß § 7 d. zit. Vdg. im Jan. 1880 erfolgt. 

„) Eichhoff, Gejch. der Kirchen -Reformation in Naſſau⸗Weilburg, 2 Bde., 
Weilb. 18321838; Jacobſon, Geſch. d. Quellen (Rheinland u. Weſtfalen; ſ. oben 
S. 8 B 1) S. 623 ff.; Nebe in der „Denkſchrift d. herzogl. naſſ. ev.-theol. Seminars 
zu Herborn“, Herborn 1863, 1864, 1866, 1867. 

2) Vgl. Eichhoff a. a. O. 1 S. 104, 105. 

3) Jacobſon a. a. O. S. 62818, 629. Einen Auszug aus der KO. v. 1617 
geben Scotti, Samml. der Gef. u. Vdgn. in den Naſſau⸗Uſingiſchen u. ſ. w. Landes⸗ 
teilen, Düſſeldorf 1836, S. 1423 ff. u. Jacobſon Urk. (ſ. oben S. 8 B 1) S. 563 ff. 

4) über die gemeinſam vom heſſiſchen u. naſſauiſchen Sup. geübte Inſpektion 


u. die für das Land von beiden Landesherren 1555 u. 1574 erlaſſenen KO. vgl, 
Jacobſon, Geſch. a. a. O. S. 633 ff. u. Urk. S. 569 ff.; Richter KO. II S. 162. — 


U 


] 
Über die Herrſchaft Cleeberg, welche von Weilburg, Heſſen und anderen Ganerben ge⸗ 
meinſchafflich beſeſſen lee u. erſt 1802 vollſtändig auf Naſſau überging, daf. ©. 642. 
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In Saarbrücken wurde die Reformation bald nach 1545 ſelb⸗ 
ſtändig durchgeführt. Als das Land jedoch 1574 an die Weilburger Linie 
fiel, fand auch die Weilburger Kirchenorganiſation hier Eingang; die Kirchen⸗ 
ordnung von 1573 wie auch die Kompetenz des Weilburger Konſiſtoriums 
wurde auf das neuerworbene Gebiet ausgedehnt.!) Am langſamſten voll⸗ 
zog ſich die Reformation von Wiesbaden-Idſtein, wo erſt 1577 zwei 
Superintendenten beſtellt wurden.?) Aber 1605 wurde auch dieſe Herrſchaft 
mit Weilburg vereinigt und der Kirchenordnung von 1573 unterſtellt, ſodaß 
nunmehr die geſamten Länder des Walramiſchen Stammes in politiſcher wie 
in kirchlicher Beziehung eine Einheit bildeten. Allein dieſe Verbindung hatte 
nur einen kurzen Beſtand. Bereits 1627 zerfiel Naſſau wieder in die 
drei alten Teilgebiete, von denen das Saarbrückener Territorium ſich 
abermals in 3 Herrſchaften Ottweiler, Saarbrücken, Uſingen zerlegte. 

Im Weilburger Gebiet blieb die geſchilderte Kirchenverfaſſung bis 
1806 unverändert erhalten; die Reformierten, welche im Lauf der Zeit 
zugelaſſen wurden, brachten es zu keiner ſelbſtändigen Organiſation.?) 
Die Herrſchaft Idſtein fiel 1721 an Ottweiler, und hier ebenſo wie in 
Saarbrücken und Uſingen entſtanden nun vorübergehend kleine Landes⸗ 
kirchen mit eigenen Konſiſtorien, die alle die Kirchenordnung von 1617 als 
Grundlage ihrer Verfaſſung beibehielten. Im Jahre 1723 kam dann 
weiter Saarbrücken an Ottweiler und 1728 dieſes wieder an Uſingen, jo: 
daß die alten Saarbrückener Gebiete zuzüglich Idſteins wieder in einer 
Hand vereinigt waren, bis 1735 abermals aus ihnen zwei ſelbſtändige Herr⸗ 
ſchaften in Naſſau-Saarbrücken-Uſingen und Naſſau-Saarbrücken⸗ 
Saarbrücken gebildet wurden.?) Die kirchlichen Verfaſſungsverhältniſſe 
erfuhren infolge dieſer politiſchen Verſchiebungen wohl einzelne,“) jedoch 
keine prinzipiellen Veränderungen. Ein umfaſſendes Bild von ihnen giebt 
uns für dieſe Zeit ein für Naſſau-Saarbrücken⸗Saarbrücken erlaſſenes 
Behördenreglement vom 15. April 1741. Danach ſtand an der Spitze 
der ganzen Landesverwaltung eine geheime Kanzlei, unter der eine Ober— 
amtskanzlei die Polizei- und Rechnungsreviſionsſachen beſorgte. Als 
Juſtizbehörde zweiter Inſtanz fungierte die Regierung, deren eine Abteilung 
das mit der Wahrnehmung der wichtigeren kirchlichen Verwaltungsange⸗ 
legenheiten und der kirchlichen Gerichtsbarkeit zweiter Inſtanz betraute 
Konſiſtorium bildete. Eine eigentümliche Einrichtung waren die unmittel⸗ 


1) Jacobſon, Geſch. a. a. 25 S. 642 ff. 

2) Nebe a. a. O. 1866 S. 2 

3) Jacobſon a. a. O. S S. 632 

4) Jacobſon a. a. O. S. 644 ff. 

5) So fiel nach der Vereini 0 von Ottweiler mit Uſingen das ottweilerſche 
Konſiſtorium hinweg u. an ſeine © igung trat ein dem allgemeinen Landeskonſtſtorium 
unterſtellter Konſiſtorialkonvent, für den unterm 31. Juli 1731 ein Reglement er⸗ 
ging, Jacobſon a. a. O. S. 645. 
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bar unter dem Konſiſtorium ſtehenden Konſiſtorial-Konvente, ) denen über⸗ 
tragen war, „in allen Konſiſtorial⸗Parteiſachen in prima instantia allein 
zu kognoszieren, auch auf die Handhabung der äußerlichen Kirchendisziplin 
und das Armenweſen zu ſehen ... die Stifts⸗, Kirchen⸗ und Hospital 
rechnungen praeliminariter zu durchgehen und abzuhören.“ Unter dieſen 
Konventen ſtand die geſamte Geiſtlichkeit des Landes,?) die lutheriſche wie 
die reformierte. Die Lutheraner hatten außerdem noch Superintendenten, 
die geiſtlichen Synoden ſcheinen aber in Wegfall gekommen zu ſein. Die 
lutheriſche Lehre blieb auch in den Saarbrückener Gebieten die herrſchende, 
wenngleich die Reformierten um die Mitte des 18. Jahrhunderts ein 
eigenes Privilegium und öffentlichen freien Kultus erhielten. 

II. In den Ottoniſchen Landen,?) welche ſeit 1516 in einer Hand 
vereinigt waren, wurde die Reformation nach dem Reichstage zu Augsburg 
vom Landesherrn energiſch durchgeführt.) Im Jahre 1532 erließ er 
eine vorläufige,d) 1536 eine endgültige Kirchenordnung, “) in der er ins⸗ 
beſondere verfügte, daß jährlich zwei Synoden zu Siegen und zwei zu 
Dillenburg gehalten, ein oder zwei Superintendenten und unter dieſen 
mehrere „Definitoren“ zur Examinierung der Geiſtlichen beſtellt und die 
Kirchen regelmäßig viſitiert werden ſollten. Demgemäß wurde die Kirche dann 
auch alsbald organiſiert und das oberſte Regiment in Kirchenſachen wie auch die 
Ehegerichtsbarkeit 1569 der gräflichen Kanzlei zu Dillenburg über— 
tragen.) Dieſe lutheriſche Kirchenverfaſſung hatte hier jedoch nicht lange Be⸗ 
ſtand.s) Im Jahre 1575 wurde ſie zwar durch Errichtung eines Konſiſtoriums 
noch weiter ausgebaut, gleichzeitig jedoch von dem Grafen Johann VI. 
den Anträgen mehrerer reformiert geſinnten Geiſtlichen entſprechend durch 
Anordnung eines jährlichen Generalkonvents und mehrerer Klaſſikal— 
konvente, die allerdings nur Geiſtliche zu ihren Mitgliedern hatten,?) mit 

1) Es beſtanden deren in Naſſau⸗Saarbrücken⸗Saarbrücken vier: zu Saar- 
brücken, „ Haarskirchen (für Saarwerden) u. Ingenheim (für das gleich- 
namige Amt). 

2) Nur in den Städten Saarbrücken u. St. Johann bildeten die Geiſtlichen 
ein Miniſterium, welches unmittelbar unter dem Konſiſtorium ſtand. 

3) Steubing, Kirchen- u. Reformationsgeſch. der Oranien ⸗Naſſauiſchen 
Lande, Hadamar 1804; Rintelen, Das Partikularrecht des Fürſtentums Siegen 
u. 8 a 0 zu. Neuenkirchen, Paderborn 1838; Jacobſon, Geſch. 
a. a. O. S. 654 ff. 

4) In der Grafſchaft Diez, die ſeit 1384 mit Naſſau verbunden war, gelangte 
erſt ſeit 1564 die Reformation zur Durchführung. 

5) Richter KO. I S. 173. 

6) Vor der KO. v. 1536 war 1533 oder 1534 die Nürnberger KO. v. 1533 
(Richter a. a. O. S. 176) eingeführt worden. Die KO. von 1536 iſt auszugsweiſe 
1 be Steubing a. a. O. S. 328, Richter a. a. O. S. 277, Jacobſon, 

rk. S. 591. 

7) Corp. Const. Nassov.-Dillenb. 1796 I S. 334. 

8) Sie wurde in ihren wichtigſten Punkten nochmals kodifiziert in der 
Viſitationsordnung v. 1570, mitgeteilt bei Steubing a. a. O. S. 358 ff. und aus⸗ 


zugsweiſe bei Jacobſon, Urk. S. 593. 
9) Steubing a. a. O. S. 85, 293. 
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reformierten Einrichtungen durchſetzt. Dann wurden auf mehreren dieſer 
Konvente der geſamte Lehrbegriff und Kultus im reformierten Sinne um⸗ 
geſtaltet, Beſtimmungen über Kirchendisziplin, Presbyterien und Kirchenälteſte 
erlaſſen, und 1581 auch die pfälziſche Kirchenordnung und der Heidelberger 
Katechismus angenommen. !) An Stelle jener trat endlich gemäß dem Beſchluß 
der Generalſynode zu Herborn 1586 die niederländiſche Middelburger 
Kirchenordnung von 1581.) In eine Verbindung mit benachbarten Sy⸗ 
noden ſcheint das Miniſterium der reformierten Kirche Naſſaus nicht getreten, 
auch ſcheinen die Nichtgeiſtlichen von den Konventen dauernd ausgeſchloſſen 
geblieben zu ſein. Die Stellung des Landesherrn wurde durch dieſe 
Veränderungen des Kirchenweſens wenig berührt; er behielt die jura 
episcopalia auch über die reformierte Kirche bei, beauffichtigte die Kon⸗ 
vente und erließ eigene kirchliche Anordnungen. Im Jahre 1606 fand 
eine Teilung des Landes in die fünf Herrſchaften Dillenburg, Siegen, 
Beilſtein, Diez und Hadamar ſtatt, die für das evangeliſche Kirchenweſen 
jedoch nur in Hadamar und in einem Teile des abermals geteilten 
Beſitztums Siegen, wo die Landesherren zum katholiſchen Glauben tiber: 
traten, verhängnisvoll wurde. Im übrigen nahm ſeine Entwickelung in 
den genannten Herrſchaften einen ruhigen Fortgang, “) der durch den Erlaß 
verſchiedener neuer Kirchenordnungen⸗) bezeichnet wird. Dann folgte in 
den Jahren 1739 und 1742 eine Wiedervereinigung der Ottoniſchen Lande 
unter dem Hauſe Oranien, die bis 1806 beſtand. Die Kirchenverfaſſung 
wurde in dieſer Zeit überall befeſtigt und einheitlich weitergebildet. Neben 
anderen Zentralbehörden wurde ein Oberkonſiſtorium zu Dillenburg 
errichtet. Es ſollte aus geiſtlichen und weltlichen Räten beſtehen, von 
denen den letzteren allein die geiſtliche Gerichtsbarkeit überwieſen wurde. 
Unter feiner Aufficht beſtand in Siegen ein Unterkonſiſtorium und 
ein Unterdirektorium, welchem letzteren auch Bauſachen übertragen waren. 
Der Generalkonvent aller Geiſtlichen, die Klaſſenkonvente und die Presbyterien 
blieben erhalten, erſtere erfuhren durch eine Konventordnung von 1779 
manche Verbeſſerungen. Die Lutheraner wurden wieder zugelaſſen und 
dem Konſiſtorium unterftellt.5) 

III. Im Jahre 1806 verlor das Haus Oranien, das dem Rhein⸗ 
bunde nicht beitrat, ſeine naſſauiſchen Lande an Frankreich, während die 
beiden Walramiſchen Herrſchaften Uſingen und Weilburg, deren Fürſten 


1) Steubing a. a. O. S. 142—-144, 149. 

2) Steubing a. a. O. S. 170, 384 ff. 

3) Jacobſon, Geſch. a. a. O. S. 663671. 

4) So erging eine KO. für das noch ungeteilte Siegen 1619 (Steubing 
a. a. O. S. 224, 225); nach der 1624 erfolgten Teilung eine neue KO. für das 
evangeliſche Gebiet 1664, rev. 1669 (abgedr. im C. C. N. II 95, 120; ſ. auch 
Jacobſon a. a. O. S. 667) u. 1716 (abgedr. im C. C. N. III S. 118). 

5) Jacobſon, Geſch. a. a. O. S. 671 ff.; Steubing a. a. S. 276 ff. 
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ſich dem Rheinbunde anſchloſſen, erhalten blieben, durch ſäkulariſiertes 
und mediatiſiertes Gebiet für an Frankreich erfolgte Abtretungen entſchädigt 
und als Herzogtum Naſſau vereinigt wurden. Die kirchlichen Verfaſſungs⸗ 
verhältniſſe dieſes neuen Herzogtums waren überaus mannigfaltige. Zu 
den alten Walramiſchen Gebieten, mit denen bereits früher die beiden 
Grafſchaften Sayn verbunden waren, waren, abgeſehen von Teilen der 
Ottoniſchen Lande, die Grafſchaften Wied⸗Neuwied, Wied⸗Runkel und 
Solms gekommen, die ihre eigenen Kirchenverfaſſungen, insbeſondere ihre 
eigenen Konſiſtorien beſaßen.“) Eine Zeit lang blieben dieſe Verhältniſſe 
erhalten, und die Standesherren erſchienen dem Landesherrn gegenüber 
als Inhaber von Mediatkonſiſtorien. Dann wurden dieſe Konſiſtorien 
jedoch allmählich aufgehoben,?) und an ihre Stelle traten Konſiſtorial⸗ 
Konvente, wie ſolche in den Walramiſchen Gebieten ſchon lange vorhanden 
waren.“) Neben dieſen Konventen ſtanden mit einem ſelbſtändigen Geſchäfts⸗ 
kreiſe, insbeſondere dem Auftrage, Lehre und Wandel der Geiſtlichen zu be⸗ 
aufſichtigen, die Inſpektoren (Ephoren oder Superintendenten), ) über beiden 
die landesherrlichen Konſiſtorien zu Wiesbaden und Weilburg und 
zwei Generalſuperintendenten. In den einzelnen Gemeinden blieben die 
hergebrachten Presbyterien unverändert; von Synoden findet ſich keine Spur. 

Einſchneidende Veränderungen in der kirchlichen Organiſation brachten 
die Jahre 1815 und 1816, in denen einem Zuge der Zeit folgend auch 
hier die ſelbſtändigen Kirchenbehörden aufgehoben wurden. Die Funktionen 
der Konſiſtorien wurden der Landesregierung zu Wiesbaden überwieſens,) 
die der Konſiſtorialkonvente auf die Inſpektoren (Religions- und Kultus⸗ 
angelegenheiten), die Amter (Vermögensverwaltung und Eheprozeſſe, bei 
denen keine Scheidung beantragt war) und das Hofgericht (Perſonalklagen 
der Geiſtlichen) verteilt.?) Die beiden Generalſuperintendenten, deren 
Zahl ſpäter auf einen beſchränkt wurde, der 1827 den biſchöflichen Rang 
erhielt,)) wurden zu korreſpondirenden Mitgliedern der Regierung und 
ſtändigen Referenten für alle kirchlichen Disziplinarſachen und Beſetzungs⸗ 


1) Vgl. oben S. 64ff. 

2) So die als Konſ. beſtellte Abteilung der Regierungskanzlei zu Sayn⸗ 
Altenkirchen 1806, das Konſ. zu Sayn⸗Hachenburg und die Konf. der Standes⸗ 
herrſchaften Wied u. Solms 1809. Vgl. Jacobſon a. a. O. ©. 837 ff. 

3) Vgl. oben S. 106. Was die Zuſammenſetzung dieſer Konvente anlangt, 
o beſtand 3. B. der zu Altenkirchen aus dem am Konventsorte befindlichen Juſtiz⸗ 
eamten als Direktor, aus den erſten luth. u. ref. Geiſtlichen (Inſpektoren) als 
Beiſitzern und dem Amtsaktuar als Sekretär. 

4) In den Gebieten, für welche ein Konvent nicht errichtet war, beſorgten 
kiechl Rechtsſach allein die kirchl. Verwaltungsſachen, die Suftizämter dagegen die 

rchl. Rechtsſachen. 

5) Bei der ein prot. Kirchen- u. ein Oberſchulrat ordentliche und die beiden 
Gen.⸗Sup. korreſpondierende Mitglieder ſein ſollten: Vdg. v. 11. Sept. 1815 § 5 
(Vdg.⸗Bl. d. Herzogt. Naſſau 1815 S. 109). 

6) Vg. v. 9. März 1816 (ebendaſ. 1816 ©. 77). 

7) Erlaß v. 29. Dez. 1827 (ebendaf. 1828 S. 1). 
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angelegenheiten beſtellt. Endlich wurden auch die unteren Inſtanzen der 
Kirchenverwaltung im Anſchluß an die 1817 erfolgte Einführung der 
Union der reformierten nnd lutheriſchen Gemeinden organiſiert: Eine Ver⸗ 
ordnung vom 8. April 18181) traf Vorſchriften über Dekanate und 
Pfarreien und ordnete die Errichtung von Kirchenvorſtänden in den Ge— 
meinden an. Letztere ſollten an der Vermögensverwaltung wie an der 
Handhabung der Kirchenzucht Anteil haben und fernerhin in der Weiſe 
zuſammengeſetzt werden, daß der Dekan auf Vorſchlag des Pfarrers und 
der vorhandenen Vorſtandsmitglieder erledigte Stellen beſetzte, während 
der Schultheiß eine ſtändige Mitgliedſchaft beſaß. 

Für die Entwickelung der evangeliſchen Kirche war die neue Ver⸗ 
faſſungsgeſtaltung keine günſtige, und wie in anderen Ländern, in denen 
die Kirchen⸗ in den Staatsbehörden aufgegangen waren, ſo wurde auch 
in Naſſau bald der Wunſch laut, die Kirchenbehörden wieder von den 
Staatsbehörden zu trennen und der Kirche größere Selbſtändigkeit zu 
gewähren. Zu beſtimmten Reformverſuchen in dieſer Richtung kam es 
jedoch erſt infolge der Bewegungen des Jahres 1848. Am 2. Mai 18482) 
wurden Spezialſynoden und eine Generalſynode berufen und am 1. Auguſt 
18493) wurde eine Kommiſſion zur Beratung der Kirchenverfaſſung ge⸗ 
bildet. Am 1. Januar 1850 wurde die Zentralkirchenregierung, die ſeit 
1849 der Abteilung des Innern in dem Staatsminiſterium zuſtand,“) 
einem Kirchenſenate übertragen, der aus dem Miniſterialpräſidenten, dem 
evangeliſchen Biſchofe, einem Geheimen Kirchenrathe und zwei weltlichen 
Mitgliedern, nach dem Erlaß vom 4. Juli 18515) noch aus zwei weiteren 
Geiſtlichen beſtand. Das war aber auch das einzige, was erreicht wurde. 
Alle weiteren Verſprechungen blieben unerfüllt, insbeſondere wurden keine 
Synoden ins Leben gerufen. 

IV. Mit dieſer kirchlichen Verfaſſung trat das Herzogtum Naſſau 1867 
in den preußiſchen Staat, in dem aus ihm in Verbindung mit der ehemals freien 
Stadt Frankfurt und einzelnen ehemals großherzoglich heſſiſchen Gebietsteilen 6) 


1) Ebendaf. 1818 S. 103. 

2) Vdg.⸗Bl. des Herzogt. Naſſau 1848 S. 104. 

3) Ebendaſ. 1849 S. 341. 

4) Vgl. Gef. die Organiſation der Zentralbehörde betr. v. 17. Okt. 1849 
(Vdg.⸗Bl. S. 505). 3 

5) Ebendaſ. 1851 S. 97. 

6) Es waren dies: das ehem. landgräflich heſſen-homburgiſche Amt Homburg, 
der Kreis Biedenkopf, der nordweſtliche Teil des Kreiſes Gießen, der Ortsbezirk 
Rödelheim u. ein Teil des Ortsbezirks Niederurſel. Über die ältere Ge⸗ 
i der Kirchenverfaſſung in dieſen Gebieten vgl. unten S. 115. Allein 
ie Herrſchaft Homburg, welche 1509 an Heſſen gekommen war, hatte in kirchlicher 
wie in politiſcher Beziehung eine teilweiſe ſelbſtändige Entwickelung hinter ſich: 
Als das Land 1622 von Heſſen⸗Darmſtadt getrennt und der Landgraf mit einzelnen 
Hoheitsrechten ausgeſtattet wurde, erhielt er auch die Befugnis, ſich einen Hof⸗ 
prediger zu ernennen, der weder in Darmſtadt geprüft werden, noch auch die Ver⸗ 
pflichtung haben ſollte, die heſſen⸗darmſt. Synode zu beſuchen. 1668 wurde jedoch 
wieder vereinbart, daß die heſſen⸗darmſt. Kirchengeſetze in Geltung bleiben und die 
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der „Regierungsbezirk Wiesbaden“ gebildet wurde, der im folgenden Jahre 
mit dem Regierungsbezirk Kaſſel zur „Provinz Heſſen⸗Naſſau“ vereinigt 
wurde.!) Alsbald nach der Einverleibung des neuerworbenen Landes 
begann man mit der Reorganiſation ſeiner unbefriedigenden kirchlichen 
Verhältniſſe, die von der in den anderen neuen Provinzen vorgenommenen 
inſofern abwich, als ſie ſich nicht auf die ganze Provinz bezog, ſondern 
nur den Regierungsbezirk Wiesbaden?) zu ihrem Gegenſtande hatte. Die 
urſprüngliche Abſicht auch für Heſſen-Naſſau ein Konſiſtorium zu errichten,“) 
konnte wegen der Schwierigkeiten, auf welche man dabei bezüglich der ehemals 
kurheſſiſchen Landeskirche traf, nicht verwirklicht werden. Und es wurde 
daher durch Königliche Verordnung vom 22. September 18675) ein Kon⸗ 
ſiſtorium allein für den Regierungsbezirk Wiesbaden zu Wies- 
baden errichtet, deſſen Zuſammenſetzung und Kompetenzen (insbeſondere 
gegenüber der Regierungsbehörde) gemäß den in den alten Provinzen 
geltenden Normen geregelt wurden; die erſte Tätigkeit des neuen Kon⸗ 
ſiſtoriums richtete ſich auf die Herſtellung einer kirchlichen Gemeindeordnung, 
die bereits am 27. Auguſt 18695) verkündigt werden konnte. Ihr folgte 
unterm 9. Auguſt 1871) eine Kreisſynodalordnung und den Verfaſſungs⸗ 
bau abſchließend die Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 
4. Juli 1877,) welche beide vorangehenden Ordnungen erſetzte und ihren 


homb. Geiſtlichen in Darmſtadt geprüft werden ſollten, wodurch das Luthertum dem 
ref. Landesherrn gegenüber geſichert wurde. Vgl. Teuthorn, Geo. F., Ausführl. Geſch. 
der Heſſen, Tl. 11, Biedenkopf 1780, S. 420, 435. 1806 wurde die Landgrafſchaft bei 
Errichtung des Rheinbundes zu Gunſten Heſſen-Darmſtadts mediatiſtert, Apr 
deſſen die als Konſ. fungierende Regierung die Stellung eines Mediatkonſ. erhielt. 
So blieb es bis zum Jahre 1818, in welchem, nachdem Homburg inzwiſchen durch 
den Wiener Vertrag die volle Souveränetät erlangt hatte u. ſein Landesherr 1817 
in den deutſchen Bund aufgenommen war, eine beſondere Deputation der Landes- 
regierung unter Zuordnung geiſtlicher Räte zum ſelbſtändigen Landeskonſ. beſtellt 
wurde. Der Rückfall des Landes an Heſſen⸗Tarmſtadt, der 1866 infolge Erlöſchens 
des landgräflichen Hauſes eintrat, hatte für ſeine kirchlichen Verhältniſſe keine Be⸗ 
deutung, indem es ſchon wenige Monate darauf an Preußen kam. — Die 1815 
von Preußen an Homburg abgetretene Herrſchaft Meiſenheim wurde bei ihrem 
Rückfall an Preußen der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kirche zugeſchlagen, dem dortigen 
Synodalverbande einverleibt und dem Konſ. zu Koblenz unterſtellt. Vgl. pr. Geſ. 
v. 20. Sept. 1867 (GS. S. 1534). Unter homb. Herrſchaſt war für das „Oberamt“ 
Meiſenheim nach Aufhebung des dort vordem nach franzöſiſchem Recht errichteten 
Lokalkonſ. (vgl. oben S. 62) 1836 ein Konſ. begründet worden, welches aus dem 
höchſten Verwaltungsbeamten des Oberamts als Vorſitzenden, dem luth. u. ref. 
Geiſtlichen beſtehen und außerordentlich durch von dieſen gewählte proteſtantiſche 
Amtsangehörige verſtärkt werden ſollte. In den Gemeinden waren ziemlich gleich⸗ 
zeitig Presbyterien gebildet worden. Vgl. die Vdgn. v. 6. März u. 10. Nov. 1836 
(Arch. der landgräfl. heſſ. Gef. [Homburg 1867] ©. 155 u. 166). 

1) Vgl. Kgl. Vdg. v. 22. Febr. 1867 (GS. S. 273), AE. v. 7. Dez. 1868 
(GS. S. 1056). 

2) Ausgenommen die Stadt Frankfurt a. M., über dieſe unten ©. 121ff. 

3) Vgl. Vog. zit. v. 22. Febr. 1867 § 11. 

4) GS. S. 1569; KA Bl. W. 1868 S. 1; auch Wilhelmi S. 3. 

5) GS. S. 1024; KA Bl. W. S. 54. 

6) GS. S. 332; KA Bl. W. S. 57. 

7) KA Bl. W. 1877 S. 41; GS. ©. 181. Zur Ausf. erließ das Konſ. eine 


Je 
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Vorſchriften eine Ordnung für die Bezirksſynode hinzufügte. Dieſes 
allgemeine kirchliche Verfaſſungsgeſetz erhielt auch eine ſtaatsgeſetzliche 
Beſtätigung in dem Geſetz vom 6. April 1878,) das gleichzeitig die 
Kompetenz des Wiesbadener Konſiſtoriums erheblich erweiterte. 


B. In dem ehemaligen Kurfürſtentum Heſſen und den ehemals 
großherzoglich heſſiſchen Gebietsteilen.) 

I. Dieſe waren, ſoweit fie gegenwärtig zur Provinz Heſſen⸗Naſſau 
gehören, zur Zeit des Beginnes der Reformation Beſtandteile der Land⸗ 
grafſchaft Heſſen. Der damals regierende Landgraf Philipp der Großmütige 
war der neuen Lehre von Anfang an geneigt und ging nach den Beſchlüſſen 
des Reichstags zu Speier (1526) auch energiſch an ihre Durchführung. 
Der erſte bedeutſame Schritt war die Berufung der unter dem Namen 
Homberger Synode bekannten Verſammlung, zu der der Landgraf nicht 
allein alle Geiſtlichen, ſondern auch weltliche Abgeordnete vom Adel und 
von den Städten einlud, um ſich mit ihnen über die Religionsſachen zu 
vergleichen. Die Synode trat am 21. Oktober 1526 zuſammen und 
hinterließ als Reſultat ihrer Beratungen die ſog. Homberger Reformation, 
einen Verfaſſungsentwurf, der in unmittelbarer Anknüpfung an das 
Evangelium die lutheriſche Lehre vom allgemeinen Prieſtertum verwirklichen 
wollte.?) Nach ihm haben die Gemeinden das Recht, die Zucht durch 
den Bann zu üben, die Geiſtlichen zu wählen und abzuſetzen und über 
die Lehre zu urteilen. In jeder Gemeinde beſtehen die apoſtoliſchen 
Ämter der Biſchöfe, Alteſten und Diakonen. Das Regiment ſtellt ſich in 
der Landesſynode dar, welche aus dem Landesherrn, der Ritterſchaft, aus 
ſämtlichen Pfarrern (Biſchöfen) und aus je einem Abgeordneten jeder 
Pfarrei beſteht. Die Synode wählt einen Ausſchuß von 13 Männern, 
Vog. am 28. Aug. 1877 (KA Bl. W. S. 67; auch bei Friedberg, V. G. S. 254 u. 
Wilhelmi S. 75). — Die KO. iſt ſpäter ergänzt durch KG. betr. die ver⸗ 
mögensrechtl. Vertret. der KrSynVerbde. des Konſ. Bez. v. 8. Juni 1898 (K ABl. 
W. S. 33; GS. S. 120). 

1) GS. S. 145; KA Bl. W. S. 35. Das Gef. tft abgeändert bezw. 
ergänzt durch StG. v. 14. Juli 1895 (GS. S. 281; KA Bl. W. S. 63) u. v. 9. Juni 
1898 (GS. ©. 117; KA Bl. W. S. 34). — Zur Ausführung find ergangen (vgl. 
oben ©. 1028) die kgl. Vdgn. v. 19. Aug. 1878 (KA Bl. W. S. 65), v. 9. Juni 1879 


(daſ. S. 33) u. v. 1. Nov. 1886 (daſ. S. 69); die erſtere iſt abgeändert durch Vdg. 
v. 30. Jan. 1893 (GS. S. 10; KA Bl. W. S. 14). 
2) Zum Folgenden vgl. beſ. Haſſenkamp, Heſſ. Kirchengeſchichte, Marb. 
1855, Heppe, Kirchengeſchichte beider Heſſen, Marb. 1876; derſelbe Geſch. d. 
heſſ. Generalſynoden v. 1568—1582, Kafjel 1847; Bach, Kurze Geſch. d. kurheſſ. 
Kirchenverfaſſung, Marb. 1832; Büff, Kurheſſ. Kirchenrecht, ſ. oben S. 9°, 
Köhler, K. Kirchenrecht der ev. K. des Großh. Heſſen, Darmjtadt 1884, ©. 1—51. 
Köhler, W., Heſſ. Kirchenverf. im Zeitalter der Reformation, Diſſ. Gießen 1894. 
. 3) Die Reformatio ecclesiarum Hassiae iſt nach einem älteren Abdruck 
wiedergegeben bei Richter, KO. 1 S. 56 u. beſ. herausgegeben von Credner, 
Philipps des Großm. heſſiſche Kirchenreformationsordnung, aus ſchriftl. Quellen 
herausgegeb. überſetzt 2c., Gießen 1852. Vgl. auch Richter, Geſch. d. KV. 
S. 36 ff., Büff, AR. S. 9. 
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welcher in der Zwiſchenzeit von einer Synode bis zur anderen die 
laufenden Geſchäfte beſorgt, und ebenſo drei Viſitatoren, die im Laufe des 
Jahres alle Gemeinden zu viſitieren haben. 


Dieſe ein ganzes Verfaſſungsſyſtem enthaltende Ordnung gelangte 
jedoch nicht zur Vollziehung.!) Luther ſelbſt hielt ihre Publikation für 
gefährlich und erklärte ſich für eine allmähliche Entwickelung einer Kirchen⸗ 
verfaſſung durch vorſichtige Einführung und Ausbildung einzelner In⸗ 
ſtitutionen?) — und der Landgraf folgte feinem Rat. Noch im Jahre 
1527 wurde eine Kaſtenordnung, die Grundlage der kirchlichen Armen⸗ 
pflege, und 1528 eine Viſitationsordnung erlaſſen. In dieſer Zeit iſt 
wahrſcheinlich auch ſchon das Superintendentenamt entſtanden.?) Es 
wurden ſechs Superintendenten für die verſchiedenen Landesteile be⸗ 
ſtellt,?) deren Stellung durch verſchiedene Ordnungen, zuletzt abſchließend 
durch die Superintendenturordnung von 1537 geregelt wurde.?) Den 
Superintendenten wurde die Aufſicht über die Lehre und den Wandel der 
Pfarrer, über den Gottesdienſt und die Katechismuslehre, über die Ver⸗ 
waltung des Kirchenvermögens und die Kirchenzucht, wie auch Disziplinar⸗ 
gewalt und Kriminalgerichtsbarkeit über die Geiſtlichen übertragen. Sie 
ſollten mit Genehmigung der Generalſynode und des Landesherrn die 
vakanten Pfarrſtellen beſetzen und alle Pfarreien ihres Sprengels regel⸗ 
mäßig viſitieren.“)) Jeder Superintendent ſollte jährlich wenigſtens ein 
Mal ſeine Geiſtlichen zu einer Partikularſynode verſammeln; alle Super: 
intendenten aber und außerdem noch ein oder zwei von jeder Partikular⸗ 
ſynode gewählte Pfarrherren ſollten jährlich an Trinitatis in Kaſſel oder 
Marburg zur Generalſynode zuſammentreten. Die Beſetzung erledigter 
Superintendenturen ſollte in der Weiſe erfolgen, daß die betreffende 
Partikularſynode unter Leitung der beiden nächſtgeſeſſenen Superintendenten 
drei Kandidaten wählte, und die beiden Superintendenten einen von dieſen 
dem Landgrafen zur Beſtätigung vorſchlugen.“) 

Die Superintendenturordnung wurde dann weiter ergänzt durch die 


1) Bickell in der Ztſchr. f. Heſſ. Geſch. I, Kaſſel 1837, ©. 64 ff. 

2) Vgl. Luthers Schreiben bei Credner a. a. O. S. LXXXVIII, auch Richter, 
Geſch. d. KV. S. 40 ff. 

3) Hierüber neueſtens Köhler, W., a. a. O. S. 28 ff., 46 ff., 87. 

4) Rommel, Geſch. v. Heſſen III, 2 S. 261, 262; Büff, KR. S. 45“. 

5) Richter, KO. I S. 281. — Die Ordnung der chriſtlichen Kirchen im 
Fürſtentum Heſſen, welche 1532 von einer Synode zu Homberg beſchloſſen u. 
publiziert wurde, bezieht ſich faſt ausſchließlich auf den Kultus; ſie iſt mitgeteilt 
bei Richter a. a. O. S. 162. 

6) Richter a. a. O. S. 282, 283. Vgl. auch Hanſult, Das Patronat in 
der ev. Landeskirche in Heſſen, Gießen 1898, S. 19, 21, 24. 

7) Richter a. a. O. S. 281 Sp. 2. 
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„Ordnung derchriſtlichen Kirchenzucht,“ ) welche eine Organiſation 
der Gemeinden auf presbyterialer Grundlage brachte. In jeder Gemeinde 
ſollten Alteſte beſtellt, d. h. teils von der Ortsobrigkeit teils von der 
Gemeinde gewählt werden, und dieſen wurde zur Aufgabe gemacht, 
den Pfarrer nach Lehre und Wandel zu beauffichtigen und neben und mit 
den Dienern des Worts durch Beteiligung an der Handhabung der Kirchen⸗ 
zucht für chriſtliches Leben in der Gemeinde zu ſorgen. 

So wurde ſchrittweiſe die Organiſation der heſſiſchen Kirche vollendet 
und ein Verfaſſungsſyſtem geſchaffen, welches weſentlich abwich von denen, 
die in anderen deutſchen Landeskirchen Aufnahme gefunden hatten. Die 
heſſiſche Kirche verwaltete ſich ſelbſt durch ihre Presbyterien, Synoden und 
Superintendenten; die oberſte Gewalt handhabte in ihr die Generalſynode 
und als die Organe dieſer erſchienen auch die Superintendenten, indem 
ſie ihre Beſchlüſſe vorzubereiten und auszuführen hatten, die nicht ver⸗ 
ſammelte Synode durch proviſoriſche Entſcheidungen vertraten und auch 
in dem von ihnen als Einzelbeamten ſelbſtändig wahrzunehmenden Ge— 
ſchäftskreiſe der Kontrole der Synode unterſtanden. Der Landesherr nahm 
prinzipiell nur ein Oberaufſichtsrecht für ſich in Anſpruch: er beſtätigte 
die Wahl der Superintendenten und der von dieſen ernannten Pfarrer, 
er deputierte einzelne Räte zu den Synodalverſammlungen und verlangte, 
daß ohne ſein Wiſſen die Generalſynoden nicht beſchließen, wenn „was 
Treffliches von neuem zu beratſchlagen und zu ſetzen ſei.“ Erſt das häufige 
Auftreten arger Mißſtände bei den Geiſtlichen und Gemeinden veranlaßte 
ihn zum unmittelbaren Eingreifen und bewirkte bald thatſächlich eine fort⸗ 
dauernde Steigerung der landesherrlichen Kirchengewalt.?) Als höchſtes 
Organ des Landgrafen fungierte in Kirchenſachen die Staatskanzleis) ein 
Konſiſtorium war nicht vorhanden. Die Gerichtsbarkeit in Eheſachen 
und Streitigkeiten der Geiſtlichen wurde durch das Hofgericht unter Zu: 
ziehung des Superintendenten und anderer Prädikanten geübt.“) 

Eine neue Kirchenordnung von 15665) hatte vornehmlich den 
Zweck, das geltende Recht der Kirchenverfaſſung und des Kirchendienſtes zu⸗ 

1) Richter, KO. I S. 290. Sie iſt von einer Generalſynode zu Ziegen⸗ 
hain 1539 beſchloſſen u. dann vom Landesherrn beſtätigt worden. Die gleichfalls 
1539 publizierte Ordnung der Kirchen zu Kaſſel (Richter daſ. S. 295) enthält vor⸗ 
zugsweiſe liturgiſche Vorſchriften für die Kirchen der Stadt Kaſſel, gelegentlich jedoch 
auch ſolche über die Kirchenzucht. 

2) Vgl. Köhler, KR. S. 10. 


3) Heppe a. a. O. 1 S. 9. 

4) Haſſenkamp, a. a. O. II S. 533; Büff, KR. S. 39, 63. 

5) Richter, KO. II S. 289. Über die Entſtehungsgeſch. dieſer KO. vgl. 
beſonders Heppe, a. a. O. I S. 291 ff. Eine KO. v. 1557 (Richter a. a. O. 
S. 503) iſt Entwurf geblieben und nicht in Kraft getreten (ſ. Köhler, KR. S. 11). 
Bemerkenswert tft aus ihr die Vorſchrift, daß die Alteſten u. Diakonen gleich den 
Geiſtlichen durch Handauflegung ordiniert werden ſollen, — die dann in die KO. 
v. 1566 überging, in den Ordnungen von 1572 und 1574 aber bereits wieder fallen 


gelaſſen wurde; vgl. Büff, KR. S. 47. 
Schoen, Kirchenrecht. 8 


114 2. Abſchnitt. Die evangel. Kirche in den neu erworbenen Landesteilen. 


ſammenfaſſend und überſichtlich darzuſtellen. Sie wiederholte daher!) im 
weſentlichen die oben mitgeteilten Normen über die Beſtellung und Auf⸗ 
gaben der Superintendenten, Pfarrer und Alteſten. Zur weiteren Aus⸗ 
geſtaltung der kirchlichen Organiſation trug ſie nur inſofern bei, als ſie 
in Anknüpfung an eine Beſtimmung der Superintendenturordnung von 
1537, nach der es den Superintendenten überlaſſen war, einzelne Pfarrer 
mit der unmittelbaren Aufſicht über ihre benachbarten Amtsbrüder zu be⸗ 
trauen,?) nunmehr den Pfarrern in den Städten ordentlicherweiſe die 
nächſte Aufſicht über die Pfarrer der umliegenden Dorfkirchen übertrug. 
Jene wurden den decani rurales gleichgeſtellt und jpäter Metropolitane 
genannt.?) 

Auch die Teilung des Landes, welche 1567 infolge des Todes des 
Landgrafen Philipp eintrat, ließ die Kirchenverfaſſung zunächſt noch un⸗ 
berührt, indem die vier Söhne und Nachfolger desſelben 1568 die Bei- 
behaltung gemeinſamer ſtaatlicher und kirchlicher Inſtitutionen ausdrücklich 
vereinbarten.“) Insbeſondere wurden die die Einheit der Kirche dar⸗ 
ſtellenden Generalſynoden, zu welchen nunmehr alle vier Landgrafen ihre 
Räte deputierten, gepflegt; nach Vereinbarung mit ihnen erließen die vier 
Landesherren alle wichtigen gemeinſchaftlichen Anordnungen; aus ihren 
Beratungen ging 1572 die ſogenannte Reformationsordnung und 1574 
noch eine neue Kirchenordnung hervor, die in allem weſentlichen auf dem 
Boden der bisherigen Rechtsentwickelung ſtand.?) Bis 1582 wurden 
dieſe Synoden faſt regelmäßig gehalten, dann kamen ſie jedoch nicht mehr 
zuftande. Die Streitigkeiten über dieſ verſchiedene Auffaſſung des Be⸗ 
kenntniſſes, welche den ganzen deutſchen Proteſtantismus ergriffen und 
auch in Heſſen zum Austrag gebracht zwerden mußten, ſchloſſen ein ein⸗ 
mütiges Zuſammenwirken der geſamten heſſiſchen Geiſtlichkeit fernerhin 
aus.“) Mit dem Wegfall der Generalſynode zerfiel die Einheit der 
heſſiſchen Kirche. Die Superintendenten hatten keine einheitliche und un⸗ 
abhängige Inſtanz mehr über ſich, ſie ſtanden allein unter den landes⸗ 
herrlichen Kanzleien, denen gegenüber ſie in immer größere Abhängigkeit 
gerieten. 


1) In dem erſten Titel „von denen Dienern, welche im Kirchenamt von 
nöten ‚find‘. — Der zweite Titel handelte von der Lehre, der dritte vom Gottesdienſt 
und ein vierter, der ausſtändig geblieben iſt, ſollte von der Kirchenverfaſſung, den 
Schulen 5 Hoſpitälern handeln. 

2) Richter, KO. I S. 285 Sp. 2. 

3) Büff, KR. S. 59; Bach a. a. O. S. 41 ff. 

4) Vgl. die Erbeinigung v. 28. Mai 1568, abgedr. bei Schulze, ee 
II S. 71 ff. Rommel, Geſch. V S. 141 und anderwärts; über die ganze u ich 
als ne der Gen Synoden“ bezeichnete Zeit ik Köhler, W., a. a. O. S 

Richter, KO. II S. 348 u. 5 Vgl. über beide Gef. auch 1 
N 1 8 858 f. u. Köhler, KR. S. 15 
6) Büff, KR. S. 54; Rommel, Gesch VIS. 276; Köhler, W., a. a. O. ©. 69. 
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II. Die weitere Geſtaltung der kirchlichen Verhältniſſe war eine parti⸗ 
kulare. Sie vollzog ſich, nachdem die Linien Rheinfels (1583) und Mar⸗ 
burg (1604) ausgeſtorben und ihre Beſitzungen den beiden noch übrig 
bleibenden Linien zugefallen waren, in den beiden Landeskirchen von 
Heſſen⸗Kaſſel und -Darmſtadt, die bald auch in einen ſcharfen kon⸗ 
feſſionellen Gegenſatz zu einander traten, indem in dieſer am reinen 
Luthertum feſtgehalten wurde, während in jener Landgraf Moritz in Lehre 
und Ritus reformierte Grundſätze zur Durchführung brachte.!) Ein 
Gegenſatz, der zu einem wütenden Religions- und Erbſchaftskriege zwiſchen 
beiden Linien führte, als der Kaſſeler Landgraf daran ging, auch in das 
ihm angefallene lutheriſche Marburg ſeine reformierte Kirchenverbeſſerung 
einzuführen. 

In Heſſen-⸗Kaſſel? geriet die alte kirchliche Ordnung nun raſch in 
Verfall. An die Stelle der Generalſynode trat eine Landesſynode für 
das Kaſſeler Gebiet. Allein dieſe verlor bald ſo ſehr ihre praktiſche 
Autorität, daß die Landſtände 1609 um Beſtellung eines Konſiſtoriums 
behufs beſſerer Vertretung der kirchlichen Intereſſen vorſtellig wurden. 
Schon im folgenden Jahre willfahrte der Landgraf dieſem Verlangen. 


1) Büff, KR. S. 54, 94 u. dazu Heppe, Einführung der Verbeſſerungspunkte 
in Heſſen von 1604 bis 1610 u. Entſtehung der heſſ. KO. von 1657, Kaſſel 1849. 

2) In Heſſen⸗Darmſtadt, von dem ſpäter nur Gebiete von untergeordneter 
Bedeutung an Preußen gekommen ſind, entwickelte ſich das Kirchenweſen ruhig und 
langſam auf Grund der alten Geſetzgebung fort. Die KO. v. 1574 wurde 1662 
u. nochmals 1724 unverändert neu aufgelegt. Ein Konſiſtorium wird erſt ver⸗ 
hältnismäßig ſpät (1638) erwähnt; 1654 werden zum erſtenmal ausdrücklich zwei 
Konſiſtorien zu Gießen und Darmſtadt genannt. Die perſönliche Aufſicht führten 
Superintendenten. Das Amt der Metropolitane, die 1777 den Titel Inſpek⸗ 
toren erhielten, wurde 1668 durch eine Inſtruktion eingehend geregelt. Charakteriſtiſche 
Einrichtungen der darmſtädtiſchen Kirche waren die Definitorien und die Amts. 
kirchenkonvente. Das Definitorium, welches zuerſt 1617 erſcheint, war eine Exami⸗ 
nationsbehörde, an deren Mitwirkung der Superintendent bei der Prüfung und 
Anſtellnng der Geiſtlichen gebunden ſein ſollte, die alſo eine Beſchränkuug der alten 
Befugniſſe der Superintendenten bedeutete. Vgl. Diehl, die Bedeutung der beiden 
Definitorialordnungen v. 1628 u. 1743, Gießen 1900. Die Amtskirchenkonvente 
wurden 1668 gejchaffen: ſie ſollten ſich alle vier Wochen in jedem Amtsbezirk ver- 
ſammeln und aus dem Amtmann, dem Metropolitan, dem Amtsſchultheiß, dem 
Amtsſekretär als Schreiber, aus Geiſtlichen u. Senioren des Bezirks beſtehen. Sie 
hatten teils gerichtliche, teils verwaltende Kompetenz. An dieſen Verfaſſungsein⸗ 
richtungen wurde erſt durch das Organiſationsedikt vom 12. Okt. 1803, welches in 
Veranlaſſung der kurz vorangegangenen großen Gebietserwerbungen eine Neu⸗ 
ordnung der ganzen Staatsverwaltung bezweckte, weſentliches geändert. An die 
Stelle der Konſiſtorien trat für jede der drei Provinzen, in die das Land eingeteilt 
wurde, ein Kirchen- u. Schulrat, eine reine Staatsbehörde ohne konfeſſtonellen 
Charakter. Die Superintendenturen wurden nicht mehr beſetzt, die größtenteils ein⸗ 
gezogenen Definitorien und Amtskonvente nicht neu belebt, dagegen wurde das 
ganze Land neu in geiſtliche Inſpektorate eingeteilt. Dann erfolgte die letzte roße 
Reorganiſation der kirchl. Verfaſſung durch das Edikt v. 6. Juni 1832: An Stelle 
der drei Provinzialbehörden trat ein Oberkonſiſtorium, welches unter direkte 
Aufficht der Miniſter des Innern u. der Juſtiz geſtellt wurde. Jede der 3 Provinzen 
erhielt einen Superintendenten. Unter dieſen blieben die Inſpektoren, jetzt Dekane 
genannt, beſtehen. Näheres bei Köhler, KR. S. 22 ff.; vgl. auch Friedberg, 
VG. S. 507 ff. und Hanſult, Das Patronat (ſ. oben S. 1129), S. 27 ff. 
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Ohne Zuſtimmung der Synode, der nach altem Recht die kirchliche Geſetz⸗ 
gebung zuſtand, erließ er eine Konſiſtorialordnung,) die tiefgehende Ver⸗ 
änderungen in allen Teilen der Kirchenverfaſſung bezweckte, ein Zeichen 
dafür, wie jetzt auch in Heſſen der Gedanke, daß das Episkopalrecht aus⸗ 
ſchließlich dem Landesherrn zuſtehe, zur Anerkennung gelangt war. Die 
wichtigſten Kompetenzen der Landesſynode gingen auf das neue landes⸗ 
herrliche Konſiſtorium über, das gleichzeitig an die Stelle des geiſtlichen 
Gerichts?) trat, die Handhabung des Kirchenbannes, die bis dahin den 
Superintendenten obgelegen hatte, überkam und bei der Beſetzung der 
Pfarrſtellen, die von den Superintendenten auf den Landesherrn überging, 
durch Vorſchläge und Inſtruierung der Ernennung mitwirken ſollte. Die 
Superintendenten aber verloren, abgeſehen von den eben gedachten 
einzelnen Rechten, unter der Kontrolle des ſtändigen Konſiſtoriums, dem 
ſie auch bezüglich ihrer Viſitationstätigkeit unterſtellt wurden, jede Selb⸗ 
ſtändigkeit und wurden zu Organen der landesherrlichen Kirchenregiments⸗ 
behörde.) Dieſe jedoch wurde in der eigenmächtigen Regierung der Kirche 
kaum beſchränkt, wenn die Kirchenordnung vorſchrieb, ſie ſolle die Super⸗ 
intendenten, Metropolitane und vornehmſten Prädikanten zu Konventen 
berufen, um mit ihnen behufs Erhaltung gemeinſamer Lehre Oberviſitationen 
zu halten.“) In Kriminal- und Zivilſachen der Kirchendiener ſollten fernerhin 
die weltlichen Gerichte entſcheiden; Amtsentſetzungen und härtere Disziplinar⸗ 
ſtrafen wollte der Landgraf auf Bericht des Konſiſtoriums ſelbſt erkennen. 
Das Konſiſtorium wurde mit zwei weltlichen und zwei geiſtlichen Räten, 
unter denen das Direktorium jährlich wechſeln ſollte, und einem Syndikus 
beſetzt und erhielt Marburg zum Sitz angewieſen, um eventuell bei der 
dortigen juriſtiſchen und theologiſchen Fakultät Rats erholen zu können, 
wurde dann jedoch 1624, als in dem Religionsſtreit mit Heſſen⸗Darmſtadt 
das Marburger Gebiet von dieſem okkupiert wurde, nach Kaſſel verlegt 
und hier mit der Regierung verbunden.) Ebenſo wie die ſynodalen 
waren auch die presbyterialen Einrichtungen verfallen. Das Alteſtenamt 


1) Heppe, Einführung der Verbeſſerungspunkte, S. 174; Büff KR. S. 52. 
Die Konſ. O. iſt abgedr. in der Samml. der Landesvdgn. I S. 500 ff. 

2) Dieſes war i. J. 1599 zu einer eigenen Regierungsabteilung formiert 
worden, was jedoch nicht dazu berechtigt mit Heppe a. a. O. S. 5 ſchon von 1599 
an die Konſiſtorialverfaſſung zu datieren. 

3) Von der Mitgliedſchaft im Konſiſtorium waren die Superintendenten 
urſprünglich ausgeſchloſſen, weil man die Geſchäfte eines Viſitators und eines 
Konſiſtorialen für unvereinbar hielt, erſt ſeit 1732 bedurften fie keiner Dispenſation. 
mehr, um Mitglied des Konſiſtoriums zu werden; vgl. Büff KR. S. 59, 6056. 
> 4) Über die Abhaltung ſolcher Konvente in den Jahren 1616 u. 1617 berichtet 
Rommel Geſch. VI S. 583. 

N 5) Im Jahre 1657 wurde es als ſelbſtändige kollegialiſche Kirchenbehörde 
wiederhergeſtellt, aber ſchon 1668 von neuem mit der Regierung verbunden. Büff 
KO. ©. 6817. In derſelben Zeit verlor es feinen alten Charakter als Landesbehörde, 
es ns ern wejentlich nur Provinzialbehörde für den Kaſſeler Bezirk. Bach: 
a. a. O. S. 45. 
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hatte allmählich an Bedeutung verloren und wurde vielfach überhaupt 
nicht mehr beſetzt. Durch eine Presbyterialordnung vom 7. April 16301) 
ſollte es neu belebt werden, in den Wirren des dreißigjährigen Krieges 
kam dieſe jedoch nur vereinzelt zur Ausführung. 

III. Dann kam die kirchliche Verfaſſungsentwickelung erſt wieder nach 
der Beendigung des dreißigjährigen Krieges in Fluß. Bald nachdem das 
Land durch den Weſtfäliſchen Frieden ſeine verlorenen Gebiete wieder⸗ 
gewonnen?) und neue Territorien hinzuerworben hatte, ſtellte ſich ein 
dringendes Bedürfnis nach einer Reviſion der alten Kirchenordnungen im Sinne 
der ſeit 1610 geltenden Konfiftorialverfaffung heraus, die ohne Schwierigkeiten 
in der Weiſe vollzogen wurde, daß man unter weſentlicher Wiederholung 
der Ordnungen von 1572 und 1574 überall, wo dieſe der Generalſynode 
oder in deren Vertretung den Superintendenten Befugniſſe zuwieſen, ſtatt 
jener beiden das Konſiſtorium nannte.?) Gleichzeitig wurde die Presbyterial⸗ 
und die Konſiſtorialordnung revidiert, und dann erfolgte die Publikation 
der vier Geſetze, die bis in die neueſte Zeit die Grundlage der heſſen⸗ 
kaſſelſchen Kirchenverfaſſung gebildet haben: der Reformationsordnung 
in Kirchen⸗ und Polizeiſachen vom 22. Dezember 1656, der Presbyterial⸗ 
ordnung vom 1. Februar, der Konſiſtorial- und der Kirchenordnung 
vom 12. Juli 1657.) 

Nach dieſer Geſetzgebung ſteht wie in anderen deutſchen Territorien 
ſo auch in Heſſen der Landesherr an der Spitze der Kirche und regiert 
dieſe durch ſeine Konſiſtorien, deren Organe die Superintendenten und 
Metropolitane find. Die Zahl der Konfiftorien betrug jetzt drei, indem zu 
dem Kaſſeler Konſiſtorium, dem die reformierten Kirchenſachen des ganzen 
Landes überwieſen wurden, noch zwei lutheriſche Konſiſtorialbehörden 
für Marburg und Schaumburg hinzutraten. In Marburg, wo während 
der heſſen-darmſtädtiſchen Zwiſchenherrſchaft die Moritziſche Kirchenver⸗ 
beſſerung zu Gunſten des Luthertums wieder beſeitigt war und die Regierung 
die konſiſtorialen Geſchäfte beſorgt hatte, blieb dieſe, auch nachdem das Land 
wieder an Heſſen-Kaſſel zurückgefallen war, in der Ausübung der kirchen⸗ 
regimentlichen Funktionen und wurde ſeit 1669 auch Konſiſtorium genannt. >) 


1) Samml. d. Landesvdgn. II S. 45 ff; Büff KR. S. 47 ff. 3 

2) Der Separatvertrag zwiſchen Heſſen⸗Darmſtadt u. Heſſen⸗Kaſſel betr. die 
Zurückgabe des Marburger Gebietes v. 14. April 1648 (auch bei Schulze, Haus⸗ 
geſetze II S. 111 ff.) wurde in das I. P. O. Art. XV $ 13 aufgenommen. In ihm wurde 
der Fortbeſtand der luth. Konfeſſion für Oberheſſen ausdrücklich gewährleiſtet; 
daneben ſollten die e freie Religionsübung haben. Über die Bedeutung 
dieſer Abmachung G. Meyer i. d. Ztſchr. X S. 438. 5 

3) Büff KR. S. 53, 65 u. 365. Heppe, Einführung der Verbeſſerungs⸗ 
punkte S. 188, 207 ff. 

4) Samml. der Landesvdgn. II S. 402 ff. Die KO. iſt wieder aufgelegt 1678, 
1723, zuletzt 1853. Heppe a. a. O. S. 192 ff. 

5) Auch das unter der darmſtädtiſchen Verwaltung (1625) eingerichtete De⸗ 
finitorium zu Marburg (j. oben S. 115) blieb beſtehen. Es beſtand aus dem 
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Ebenſo ließ man es in der 1647 erworbenen lutheriſchen Grafſchaft 
Schaumburg, wo 1614 eine Kirchenordnung erlaſſen und die Kanzlei 
zu Rinteln mit der Konſiſtorialgewalt betraut worden war, bei den be⸗ 
ſtehenden Einrichtungen, nur daß die Regierung, als Kirchenbehörde durch 
zwei theologiſche Profeſſoren der Univerſität Rinteln verſtärkt, ſeit 1657 
den Namen Konſiſtorium erhielt.!) Zwei weitere Konſiſtorien, ein lutheriſches 
und ein reformiertes, kamen dann ſpäter noch mit der Grafſchaft Hanau 
hinzu, die allerdings definitiv erſt 1736 mit Heſſen vereinigt wurde.) 

Die alten ſynodalen Organe, die Landesſynode und die Diözeſan⸗ 
ſynoden, wurden in den neuen Geſetzen zwar ausdrücklich anerkannt, 
kamen jedoch zu keiner größeren Bedeutung mehr. Eine Landesſynode 
iſt ſeit 1656 überhaupt nicht mehr gehalten worden,) und die Diözeſan⸗ 
ſynoden kamen nach und nach außer Gebrauch und waren jedenfalls im 
18. Jahrhundert bereits überall antiquiert.“) Beſſer entwickelten ſich da⸗ 
gegen die zum erſten Mal in der Reformationsordnung geſetzlich organi⸗ 
ſierten Klaſſikalkonvente,“) zu welchen ſich die Geiſtlichen eines Metro⸗ 
politanbezirks (Klaſſe) jährlich einmal verſammelten, um für die Einigkeit 
in der Lehre und die Ehrbarkeit im Leben zu ſorgen; ſie wurden zu einem 
dauernden und lebenskräftigen Verfaſſungselemente der heſſiſchen Kirche. 

Die Presbyterien wurden auf Grund der revidierten Presbyterial⸗ 
ordnung im alten Kaſſeler Gebiet wiederhergeſtellt und im Marburger 
Lande neu eingeführt, nur im Schaumburgiſchen kamen ſie nicht zur Ent⸗ 
ſtehung.s) Aber auch jetzt war ihnen in der heſſiſchen Kirche nirgend 
eine kraftvolle Entwickelung beſchieden: nach wie vor ſtanden Gemeinde- 
mitglieder und Geiſtliche dem Inſtitute lau gegenüber, und alle Verſuche 
der Regierung, es zu beheben, blieben erfolglos.“) 
geiſtlichen Miniſterium der Stadt mit dem (nach altheſſiſcher Weiſe) gewählten 
Superintendenten an der Spitze. Es hatte die Prüfung, Ordination u. Einführung 
der luth. Geiſtlichen, präſentierte bei Vakanzen 2 Kandidaten u. nahm jetzt über⸗ 
haupt die Rechte der luth. Konfeſſton wahr (Rezeß zwiſchen Kaſſel u. Darmſtadt 
v. 14. April 1648). Erſt bei der Reorganiſation v. 1821 gingen die Kompetenzen 
dieſes Definitoriums auf das Konſiſtorium über. — Ebert, Geſch. d. ev. K. in 
Kurheſſen, Kaſſel 1880, S. 185 ff. Bach a. a. O. S. 46 ff. Büff, KR. S. 318. 

1) Büff, KR. S. 101. Ebert a. a. O. S. 188. 

2) Münſcher, Verf. einer Geſch. der heſſ.⸗ref. Kirche, Kaſſel 1850, S. 115. Die 
konſiſtoriale Ordnung mit Konſiſtorium und Superintendentur war hier bereits 
1563 eingeführt worden: Brammerell, Geſch. d. K.⸗Reformat. in der Grafſch. 
Hanau⸗Münzenberg, Frkft. 1782, S. 54 ff. 

3) Ihre verfaſſungsmäßige Fortdauer wurde allerdings noch wiederholt u. 
beſonders in den Verf.⸗Urk. v. 1831 ($ 134), 1852 ($ 102) u. 1860 ($ 108) anerkannt, 
die gleichlautend beſtimmen: „überhaupt wird in liturgiſchen Sachen der ev. K. 
keine Neuerung ohne die Zuſtimmung der Synode ſtattfinden, welche von der 
(Staats-) Regierung berufen wird.“ 

4) Büff, KR. S. 53, 54, 59. 

5) Ohne geſetzliche Grundlage fanden ſolche Konvente ſchon im 16. Jahr- 
hundert vielfach ſtatt. Bereits Landgraf Moritz hatte ihnen ſeine beſondere Auf⸗ 
merkſamkeit zugewandt und 1621 eine Konventsordnung für ſie verfaßt, die jedoch 


nicht allgemeine Anerkennung fand. Büff, KR. S. 59, 408 ff., 1006 ff. 
6) Im Schaumburgiſchen gab es nur ſog. Altar⸗ und Opfermänner, die 
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Dieſe tatſächlich abſolute Konſiſtorialverfaſſung erhielt ſich im 
weſentlichen unverändert bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts, da ſie 
durch das Organiſations-Edikt vom 29. Juni 1821!) in ihrem wichtigſten 
Beſtandteil, den Konſiſtorien, eine einſchneidende Reform erfuhr. Ohne 
die bisherige Rückſichtnahme auf das Glaubensbekenntnis wurde durch 
dieſes Edikt für jede der neu organiſierten Provinzen mit Ausnahme 
der weſentlich katholiſchen Provinz Fulda,?) deren proteſtantiſche Ge⸗ 
meinden teils nach Hanau und teils nach Kaſſel gewieſen wurden, ein 
Konſiſtorium errichtet.?) Die Kompetenz der Konſiſtorien erfuhr eine 
Beſchränkung, indem ihnen) behufs Durchführung der Trennung der 
Juſtiz von der Verwaltung alle Gerichtsbarkeit genommen und auf 
die weltlichen Gerichte übertragen wurde, gleichzeitig aber auch eine Er⸗ 
weiterung, indem ihnen zahlreiche Verwaltungsſachen überwieſen wurden, 
die bis dahin noch den Superintendenten verblieben waren.“) Endlich 


urſprünglich lediglich für die Vermögens verwaltung beſtellt waren, dann aber 1835 
auch die Funktionen einer Sittenbehörde übertragen erhielten und ſo zu einer den 
Presbyterien ähnlichen Inſtitution wurden. Büff, KR. S. 49, 50°, 

1) Kurh. GS. S. 28 $$ 65 ff. 

2) In Fulda hatte der Proteſtantismus früh Eingang gefunden, war dann 
aber ſeit Ende des 16. Ihdts. dauernd unterdrückt worden. Unter dem heſſiſchen 
Landgrafen Wilhelm V., an den das Land 1631 als ſchwediſches Lehn ge⸗ 
kommen war, war wieder eine proteſtantiſche Gemeinde mit einem Presbyterium 
in Fulda errichtet worden, die jedoch ſpäter wieder aufgehoben wurde. Erſt ſeit 
1803 wurde der Proteſtantismus dauernd geduldet. 1809 wurde Fulda dem Groß⸗ 
herzogtum Frankfurt einverleibt, in dem die Religionsfreiheit proklamiert wurde, 
u. 1815 kam es an Heſſen. Gegen bauer im Progr. d. Gymnaſ. zu Fulda v. 1861 
S. 36 ff.; Büff, Verbreitung der ev. Lehre im Stift Fulda, in Niedners Ztſchr. 
f. hiſt. Theologie, Jahrg. 1846; Arnd, K., Geſch. d. Hochſtifts Fulda, Frkft. 1862. 

3) Dies ſollte beſtehen aus einem Mitglied der Regierung als Direktor, aus 
2 bis 4 geiſtlichen Räten und weiterem Hilfs. und Unterperſonal. Die luth. 
Grafſchaft Schaumburg erhielt eine beſondere Konſiſtorialdeputation zu 
Rinteln ($ 67), die jedoch 1838 unter Übertragung ihrer Geſchäfte auf das für 
(das faſt ganz reformierte) Niederheſſen beſtimmte Konſ. zu Kaſſel aufgehoben 
wurde. — Im übrigen vgl. Über die örtliche Kompetenz der Konf. und der unter 
ihnen ſtehenden Sup. und Metrop.: Büff, KR. S. 356, 382, 383. 

4) So überwies § 66 des Org.⸗Ed. an die Konf.: 1) die Aufſicht auf den 
Gottesdienſt in dogmatiſcher wie in lithurgiſcher Beziehung und den ganzen 
Religionsunterricht, auch beſondere Veranſtaltungen bei außerordentl, kirchl. Feiern; 
2) die Aufrechterhaltung der Kirchenzucht wie die Aufſicht über die Geiſtlichen und 
anderen Kirchendiener; 3) die Prüfung der Bewerber um geiſtliche Amter, den Vor⸗ 
ſchlag zu deren Beſetzung; 4) die Ordination u. Einführung der Prediger und die 
Anſtellung der niederen Kirchendiener, ſoweit ſie nicht der Gemeinde, Patronen ꝛc. 
zuſteht; 5) die Erteilung von Dispenſationen in den geſetzlich dazu geeigneten Fällen; 
6) die Leitung der Verwaltung des Vermögens der Kirchen, Pfarreien und der der 
Aufſicht der Konf. unterſtellten frommen Stiftungen; 7) die Viſitation der Kirchen 
u. Schulen auf dem Lande mit Rückſicht auf die Religion durch die betreffenden 
Sup. u. Inſpektoren. — Durch Vog. v. 10. Apr. 1851 (Min. Beſchl. v. 12. Apr. u. 
31. Juli 1851; Friedberg, VG. S. 2776) wurden die Befugniſſe der Sup. in den 
Konſ. Bez. Kaſſel u. Marburg allerdings wieder erweitert, in dem ihnen die unter 
1, 2, 4 u. 7 bezeichneten Kompetenzen zur ſelbſtändigen Erledigung zurück über⸗ 
tragen wurden, ſie auch an der Prüfung der Kandidaten und dem Vorſchlag zur 
Heſezung der Pfarreien wieder Anteil erhielten (vgl. Richter, Aem., Ludw. Gutachten 
über die neueſten Vorgänge in der ev. K. des Kurfürſtentums Heſſen, Ipzg. 1855). 
Aber durch kurf. Reſkr. v. 21. Jan. 1856 wurde dieſe Vdg. wieder zurückgenommen u. 
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wurden die 3 neuen Provinzialkonſiſtorien ganz wie die übrigen Staats⸗ 
behörden in das Schema der Bureaukratie mit aufgenommen und dem 
Miniſterium des Innern unterſtellt. ($ 24 des Edikts.) 

Weitere Reformen fanden unter kurheſſiſcher Herrſchaft nicht ſtatt. 
Die wiederholten Verſuche, die Kirchenverfaſſung nach dem rheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen Vorbild umzugeſtalten, welche 1832 im Anſchluß an die Ver⸗ 
faſſungsemanation und dann nochmals 1848 gemacht wurden, führten zu 
keinem Ergebnis.“) 

IV. Auch unter preußiſcher Herrſchaft verliefen die erſten Reform⸗ 
beſtrebungen reſultatlos.?) Der königliche Erlaß vom 13. Juni 1868, ) 
nach dem die drei beſtehenden Konſiſtorien zu einer Kirchenbehörde mit 
dem Sitze in Marburg vereinigt werden ſollten, kam nicht zur Ausführung, 
indem das Abgeordnetenhaus die Bewilligung der für das Konſiſtorium 
geforderten Summe von der Vorlage eines Geſetzentwurfs über die Be⸗ 
ſetzung und Zuſtändigkeit desſelben abhängig machte. Von der Vorſynode 
aber, welche durch königlichen Erlaß vom 9. Auguſt 1869) behufs Be⸗ 
ratung einer Presbyterial⸗Synodalverfaſſung berufen war, hielt ſich die 
antipreußiſche wie die orthodoxe Partei gänzlich fern, und das Abgeordneten⸗ 
haus verſagte auch ihren Beſchlüſſen die Genehmigung.?) Demzufolge 
begnügte ſich die Staatsregierung einſtweilen damit, durch Erlaß vom 
24. April 18736) abermals die Errichtung eines heſſiſchen Kon- 
ſiſtoriums an Stelle der bisherigen drei, und zwar jetzt in Kaſſel an⸗ 
zuordnen, die auch zur Ausführung kam. Der Gedanke, eine Presbyterial⸗ 
und Synodalverfaſſung in Heſſen einzuführen, wurde deshalb nicht fallen 
gelaſſen, konnte jedoch erſt 1885 verwirklicht werden. 

Am 12. November 1884 trat abermals auf Allerh. Verordnung 
eine außerordentliche Synode zu Kaſſel zuſammen, welcher der Entwurf 
einer Presbyterial⸗ und Synodalordnung zur Beratung vorgelegt wurde. 
Aus ihren Beſchlüſſen ging der Verfaſſungsgeſetzentwurf hervor, welcher 
durch den Allerh. Erlaß vom 16. Dezember 1885, „betr. die Presby⸗ 
terial- und Synodalordnung für die evangeliſchen Kirchen— 
gemeinſchaften (die reformierte, die lutheriſche und die unierte) 
ein neuer Antrag auf Erweiterung der Sup.⸗Befugniſſe durch Reſkr. v. 4. Febr. 
1858 ausdrücklich abgelehnt, wobei es dann fein Bewenden behalten hat (vgl. die 
Feſtſtellung der Sup.⸗Befugniſſe für den Konſ.⸗Bez. Kaſſel durch die Konſ.⸗Aus⸗ 
ſchreiben v. 6. Mai 1860 u. 16. Juni 1865, Friedberg a. a. O.), bis zur neuen 
Dienſtanweiſung f. d. Sup. v. 1. Nov. 1887 (Friedberg, Ergzbd. I S. 84). 

1) Münſcher a. a. O. S. 249 ff. u. 412 ff. 


2) Vgl. Meyer, G., Die Beſtrebungen z. Herſtellung einer Presbyterial⸗ 
8 705% aſſung im Gebiete des ehem. Kurfürſtentums Heſſen, i. d. Ztſchr. X 
. 408 ff. 


3) GS. S. 583. 

4) GS. S. 930. 

5) Meyer a. a. O. S. 42 ff. Die Verhandlungen der Vorſyn. find amtlich 
herausgegeb. Kaſſel 1870. 

6) GS. S. 184. 
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im Bezirke des Konſiſtoriums zu Kaſſel“) die kirchenregimentliche 
Sanktion erhielt und als kirchliche Ordnung verkündet wurde. Eine 
ſtaatliche Anerkennung endlich wurde dieſem Kirchengeſetz in dem Staats⸗ 
geſetz vom 19. März 1886 zu teil.?) 


C. In der ehemals freien Stadt Frankfurt am Main. 

I. Hier fiel die lutheriſche Lehre bereits 1521/1522 auf frucht⸗ 
baren Boden, gelangte jedoch infolge des vorſichtigen und rückſichts⸗ 
vollen Vorgehens des Rates gegen die Katholiken erſt nach zehn 
Jahren vollkommen zur Herrſchaft.?) Noch langſamer geſtaltete ſich die 
Organiſation der neuen Kirche, der bis ins 18. Jahrhundert hinein jede 
Selbſtändigkeit und Geſchloſſenheit fehlte. Die erſten Amter, die nach 
Beſeitigung der erzbiſchöflichen Diözeſangewalt errichtet wurden, waren 
das ſogenannte Scholarchat, ein viergliederiger Ratsausſchuß, der für 
die Verwaltung der Kirchen und Schulen ſorgte, und das (Centen- oder) 
Sentenamt, ein ſechsgliederiger Ratsausſchuß, der fleiſchliche Verbrechen 
„als Leichtfertigkeit, Hurerei, Ehebruch“ beſtrafte und über die Klagen 
aus außerehelicher Schwängerung entſchied. Eheſtreitigkeiten gehörten 
zunächſt vor das Scholarchat, das die Herbeiführung eines Vergleichs 
verſuchen und, wenn dieſer nicht gelang, die Parteien an den Schöffenrat 
verweiſen ſollte. Eine beſondere geiſtliche Gerichtsbarkeit gab es nicht. 
Die Geſamtheit der Geiſtlichkeit übte inſofern einen Einfluß auf das 
Kirchenregiment aus, als ſie dem Rat alle Kirchen- und Schuldiener vor⸗ 
ſchlug und vor der Entſcheidung von Eheſachen gutachtlich gehört wurde.“) 
An ihrer Spitze ſtand ſeit 1618 der Senior, zu welcher Stelle ſtets ein 
Doktor der Theologie genommen wurde. Er führte den Vorſitz im Prediger⸗ 
miniſterium, war der Vorgeſetzte der Landgeiſtlichen, leitete die Prüfungen, 

1) GS. 1886 S. 1; Amtl. Mitteil. Ka. 1886 S. 1 u. 13; zur Ausführung 
erließ d. Konſ. in der Zeit v. 22. Juni 1886 bis 8. Sept. 1887 ſechs Verfgn. (Amtl. 
Mitteil. Ka. 1886 S. 40 ff., KABl. Ka. 1886 S. 8 ff., 1887 S. 2, 38 ff.; auch bei 
Friedberg, Ergzbd. I S. 70 ff.) — Die KO. iſt ſpäter ergänzt durch KG. betr. die 
vermögensrechtl. Vertret. des Geſ.⸗Syn.⸗Verbds. u. der Diöz.⸗Syn.⸗Verbde. v. 14. Juli 
1895 (GS. S. 287; KA Bl. Ka. S. 61), dazu Ausf. Vdg. von demſelben Tage 
(GS. S. 288 KA Bl. Ka. S. 63), u. durch KG. betr. die Bildung von Parochial⸗ 
verbänden v. 22. Juni 1902 (GS. S. 267; KA Bl. Ka. ©. 29). 

2) GS. S. 79; KA Bl. Ka. S. 7. Das Gef. iſt abgeändert bezw. ergänzt 
durch 2 StG. v. 14 Juli 1895 (GS. S. 284, 286; KA Bl. Ka. S. 63) bezügl. d. 
Parochialverbde. durch StG. v. 22. Juni 1902 (GS. S. 265; KA Bl. Ka. S. 32). — 
Zur Ausführung iſt ergangen auf Grund des Art. 22 des G. v. 1886 die kgl. Vdg. 


v. 10. Jan. 1887 (GS. S. 7; KA Bl, Ka. S. 5) abgeändert durch Vg. v. 30. Jan. 
1893. (GS. S. 10); auf Grund des $ 7 des G. v. 1902 die kgl. Vdg. v. 16. Nov. 
1902 (GS. S. 335). 

3) Kirchner, Geſch. der Stadt Frankfurt am Main II, Frkft. a. M. 1810, 
S. 85 ff. u. 401 ff., Steitz in Herzog Realenzyklopädie f. prot. Theol., 1. Aufl. IV 
S. v. Frankfurt S. 457 ff. 

4) Kirchner a. a. O. S. 399 ff.; Orth, Anmerkungen über die jog. erneuerte 
Reformation der Stadt Frankfurt a. M., 2. Fortſetzung, Frkft. 1744, S. z ff.; 
Trommershauſen, Beitrag zur Geſch. des landesherrl. Kirchenregiments in den 
ev. Gemeinden zu Frankfurt a. M., im Programm des Leſſing-Gymnaſiums, 
FIrkft. 1897, S. 16 ff., 33. 
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vollzog die Ordinationen und die Amtseinführungen und ſollte überhaupt 
der geſamten Amtstätigkeit die notwendige Einheit geben.“) Erſt durch die 
Viſitationsordnung von 17262) wurde dieſe eigenartige und mangelhafte 
Organiſation verändert, das Sentenamt aufgehoben und ein Konſiſtorium 
angeordnet, das auch das Scholarchat erſetzen ſollte. Am 26. Juli 1728 
trat dies Konſiſtorium ins Leben.?) Es war mit der Führung des Kirchen⸗ 
und Schulregiments wie mit der Handhabung der Ehegerichtsbarkeit 
betraut,“) bei wichtigeren regimentlichen Maßnahmen jedoch, wie beim 
Erlaß von Geſetzen, der Ernennung der Geiſtlichen, der Entſcheidung von 
Lehrſtreitigkeiten und bei Ehedispenſationen, an die Genehmigung des 
Rates gebunden.“) a 

Die reformierte Lehre kam durch engliſche Flüchtlinge nach Frankfurt. 
Zuerſt wurde 1554 walloniſchen Familien, die 1547 aus den Niederlanden 
nach England geflohen waren, bei dem Regierungsantritt der katholiſchen 


Maria (1553) aber dies Land wieder hatten verlaſſen müſſen, Aufnahme 


gewährt, freie Religionsübung geſtattet und auch eine Kirche überwieſen. 
Bald zogen dieſe reformierten Anſiedler weitere Wallonen und engliſche 
Proteſtanten nach und organiſierten ſich durch eine Kirchenordnung,«) wie 
ſie es in ihrer Heimat gewohnt waren; ſie errichteten ein Presbyterium, 
eine franzöſiſche Schule und hielten Gottesdienſt in franzöſiſcher Sprache. 
Im Jahre 1555 endlich wurden auch flamländiſche Proteſtanten zugelaſſen, 
die in der Wallonenkirche holländiſchen Gottesdienſt abhielten.6) Allein 
die Verfolgung der Reformierten durch die Lutheraner blieb auch in 
Frankfurt nicht aus. Schon 1555 beſchwerten ſich lutheriſche Eiferer 
beim Rat über die andersgläubigen Anſiedeler und ſie ruhten nicht eher, 
bis dieſen 1561 der öffentliche und dann auch der private Gottesdienſt 
verboten wurde.?) Erſt im Jahre 1601 wurde den Reformierten wieder 


1) Steitz a. a. O. S. 464; Trommershauſen a. a. O. S. 34, 40. 
. 2) Tit. 11: Moritz, Verſuch einey Einleitung in die Staatsverf. der Reichs⸗ 
8 5 Frankfurt, Frkft. 1786, Tl. II Abſchn. 4 S. 24. Trommershauſen a. a. O. 
39 ff. 


3) Vgl. d. Konſiſtorialordnung, beſtätigt von der kaiſerl. Kommiſſion am 
13. Juli 1728, vom Kaiſer ſelbſt am 14. März 1732, bei Bayerbach, Sammlung 
der Bdgn. der Reichsſtadt Frankfurt, Frkft. 1798 ff., Tl. 3 S. 400. Das neue Konf. 
beſtand aus zwei Mitgliedern der Schöffenbank, von denen eins den Vorſttz führte, 
dem Senior des Miniſteriums, zwei Senatoren, den beiden älteſten ev. Geiſtlichen 
und noch zwei Juriſten. Gegen ſeine gerichtlichen Entſcheidungen gab es eine 
Appellation an das Konſiſtorialreviſtonsgericht, welches aus dem Stadt⸗ uud Ge⸗ 
ich 85 Schöffenamt beſtand. Bayerbach daſ. S. 429 ff. 

4) Orth a. a. O. 

5) Dieſe von Valerandus Polanus 1554 verf. KO. iſt abgedr. bei Richter, 
KO. II S. 149, cf. bei. 159 ff. 

6) Kirchner a. a. O. S. 222 ff., Steitz a. a. O. S. 461 ff., Moritz a. a. O. S. 149. 

7) Die Engländer traf dies nicht mehr, ſie waren größtenteils bereits 1558 
wieder nach England zurückgekehrt. Der Überreſt der Wallonen aber, von denen 
die heutige franz. ref. Gemeinde ſtammt, und die Flamländer, die Begründer der 
heutigen deutſch⸗ref. Gemeinde, ſetzten den Gottesdienſt in Privathäuſern fort, bis 
dieſen 1594, jenen 1596 auch dieſe gemeinſame Religionsübung unterſagt wurde. Dann 


3 
f 
E 
7 


§ 9. In der Provinz Heſſen-Naſſau. 123 


eine beſchränkte Religionsübung vor den Stadttoren und erſt 1787 das 
exereitium religionis privatum innerhalb der Stadt eingeräumt, worauf 
dann auch der Beibehaltung bezw. Reorganiſation ihrer alten Kirchen⸗ 
verfaſſung Hinderniſſe nicht mehr in den Weg gelegt wurden, nur daß 
ſie ihre anzuſtellenden Prediger dem Rate präſentieren und bei der Hand⸗ 
habung der Kirchendisziplin der Aufſicht des lutheriſchen Konſiſtoriums 
unterſtellt ſein ſollten.“) 
II. In dieſer Verfaſſung blieb das lutheriſche und reformierte 
Kirchenweſen in Frankfurt bis die Stadt 1806 ihre Selbſtändigkeit verlor 
und ein Beſtandteil des neu gebildeten Großherzogtums Frankfurt wurde. 
Die Regierung des neuen Staatsweſens aber beſeitigte zunächſt durch das 
Organiſationspatent vom 10. Oktober 1806 alle Beſchränkungen der 
Religionsübung der Reformierten und alle geiſtliche Gerichtsbarkeit. Dann 
hob fie durch Geſetz vom 28. Januar 18122) die beiden lutheriſchen 
Konſiſtorien zu Wetzlar und Frankfurt auf und errichtete für das ganze 
Staatsgebiet ein neues lutheriſches und ein reformiertes Konſiſtorium zu 
Hanau, welche beide dem Kultusminiſter unterſtellt wurden. Den reformierten 
Gemeinden zu Frankfurt wurden im übrigen ihre alten Verfaſſungseinrichtungen 
und ihr Präſentationsrecht bei Beſetzung ihrer Predigerſtellen garantiert. 
III. Nachdem Frankfurt ſeine ſtaatliche Selbſtändigkeit wiedererlangt 
hatte, wurden die Verfaſſungsverhältniſſe der Lutheraner, Reformierten 
und Katholiken durch die Konſtitutions-Ergänzungs-Akte zur alten Stadt⸗ 
verfaſſung vom 19. Juli 18163) geregelt. Jeder Gemeinde der drei 
chriſtlichen Konfeſſionen wurde das Recht zugeſtanden, unter der Ober⸗ 
aufſicht des Senates und der Sanktion des Staates ihre religiöſen, kirch⸗ 
lichen, Schul⸗ und Erziehungsangelegenheiten zu beſorgen. Für die 
lutheriſchen Gemeinden) wurde ein Konſiſtorium errichtet, dem mit 
Ausnahme der den Civilgerichten verbleibenden Ehegerichtsbarkeit dieſelbe 
Kompetenz beigelegt wurde, die das alte Frankfurter Konſiſtorinm 1806 
gehabt hatte.?) Die Pfarrwahl erfolgte auf Vorſchlag des Konſiſtoriums 


wanderten viele von ihnen nach Hanau aus, die zurückbleibenden aber 98 00 n zum 
Gottesdienſt nach dem benachbarten Bockenheim. Vgl. Kirchner a. a. O. S. 225, 
236 ff., 272, 318 ff., 436. Steitz a. a. O. S. 463, Trommershauſen a. a. O. S. 3 35 ff. 

1) Geſ. v. 15. Nov. 1787 bei Bayerbach a. a. O. S. 508. — Vgl. auch 
Kirchner a. a. O. S. 328 ff. u. bei. Foerſter, die KG.⸗ u. Syn. f. die ev. 
Kirchengemeinſchaften des Konſ.-Bez. Frkft. i. d. Ztſchr. XXXI S. 253 ff. 

2) Regierungsbl. d. Großh. Frkft. I S. 621 ff.; Trommershauſen a. a. O. 
S. 40 ff. Vgl. auch oben S. 641. 

8) Zachartiae, Verfaſſungsgeſetze I, Göttingen 1855, S. 1169 ff. Art. 35 ff.; 
Geſ.⸗ u. Statut Sammlg. d. fr. Stadt Frankfurt I, Frkft. 1817, S. 1; Trommers⸗ 
haufen a. a. O. S. 42; Foerſter a. a. O. S. 272 

4) Es gab ſchlietzlich 7 Land- u. eine der Seelenzahl nach weit überwiegende 
See jedoch fehlte eine ordentliche Parochialabgrenzung zwiſchen ihnen. 

5) Auch wurde das neue Konſiſtorium ähnlich dem alten zuſammengeſetzt, 
indem es beſtehen ſollte aus 2 luth. Senatoren der erſten u. zweiten Rats⸗ 
ordnung, von denen der ältere das Direktorium führte, aus dem Senior des luth. 
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durch den Senat. — Den reformierten Gemeinden, deren eigene 
Presbyterien, eigene Diakonie und Pfarrwahlrechte beſtätigt wurden, blieb 
die Errichtung eines gleichartigen Konſiſtoriums unter der Direktion zweier 
reformierter Ratsmitglieder überlaſſen. Sie erfolgte auf ihren Wunſch 
erſt 1820,1) beſonders um ihnen einen Einfluß auf die Schulverwaltung 
zu gewähren. Eine kirchliche Bedeutung wie das lutheriſche hat das re⸗ 
formierte Konſiſtorium bei der Selbſtändigkeit der Gemeinden nicht er⸗ 
langen können, mit dem lutheriſchen zuſammen übte es aber die Rechte 
einer Schulbehörde. 

Weiter wurde jeder der drei chriſtlichen Gemeinſchaften noch die 
Anordnung eines kirchlichen Gemeindevorſtandes freigeſtellt, der in 
kirchlichen Angelegenheiten die Gemeinde den Behörden gegenüber vertreten, 
die äußere Disziplin überwachen, das Kirchengut verwalten, für die Er⸗ 
haltung der Kirchen- und Pfarrhäuſer ſorgen und die niederen Kirchen⸗ 
diener ernennen ſollte. Die reformierten Gemeinden, die ſich ja im 
ungeſtörten Beſitz ihrer alten Verfaſſung befanden, hatten kein Bedürfnis 
nach einem ſolchen Organ. Für die jeder Organiſation entbehrenden 
lutheriſchen Gemeinſchaften dagegen wurde durch Ratsverordnung 
vom 27. Januar 18202) ein Gemeindevorſtand von 18 Alteſten und 
18 Diakonen beſtellt, dem zunächſt die Vermögensverwaltung und 1832 
auch ein Einfluß auf die Pfarrbeſetzungen eingeräumt wurde. Im Jahre 
1849 wurde ein weiterer Ausbau der immer noch ſehr mangelhaften 
lutheriſchen Verfaſſung, insbeſondere auch ein Zuſammenſchluß der luthe⸗ 
riſchen Kirchen in Stadt und Land zu einer Synode angeſtrebt, jedoch 
nicht erreicht. Erſt 1857 ergingen weitere Organiſationsgeſetze: durch zwei 
Geſetze vom 5. Februar wurden Zuſammenſetzung und Kompetenz des 
lutheriſchen Konſiſtoriums!) neu geregelt, ein drittes Geſetz von dem⸗ 
Miniſteriums, den 2 vorderſten Pfarrherren u. einem rechtsgelehrten Konſiſtorialrat, 
für deſſen Ernennung das Konjs nach „vernommenem Gemeindevorſtande“ dem 
Senate drei Perſonen zur Auswahl vorſchlagen ſollte. Seit 1822 wurde das Se⸗ 
niorat nicht mehr beſetzt, und ſeitdem waren die 3 älteſten Pfarrer als geiſtliche 
Konſiſtorialräte im Konftitortum. 

1) Vdg. v. 8. Febr. 1820 (Geſ.⸗ u. Statut.⸗Sammlg. II, Frkft. 1818, S. 183; 
bei Friedberg, VG. S. 258). Das Konſ. beſtand aus 2 ref. Senatoren, von 
denen der ältere das Direktorium führte, den 2 älteſten Pfarrherren der beiden 
Gemeinden u. 2 Aſſeſſoren, die die Gemeinden aus den früheren Alteſten vor⸗ 
ſchlugen. Trommers haufen S. 47 ff.; über die Vorgeſchichte u. Rechtsſtellung 
dieſes ref. Konſ. beſ. Foerſter a. a. O. S. 275 ff. AU: N 

2) Geſ.⸗ u. Statut.⸗Sammlg. II, Frkft. 1818, S. 173 ff. Über die Ent⸗ 
ſtehungsgeſch. der Vdg. ſ. Stricker, Neuere Geſch. v. Frkft. a. M., Frkft. 1874, 
S. 71. Vgl. auch Steitz in Herzogs Realenzykl. a. a. O. S. 465 ff.; Trommers⸗ 
hauſen a. a. O. S. 44. 

3) Es ſollte in Zukunft beſtehen aus 2 luth. vom Senat zu deputierenden 
Senatoren, 3 weiteren weltlichen und 3 geiſtlichen Mitgliedern, von denen je eins 
auf Lebenszeit, je 2 oder 3 Jahre zu wählen waren; die Berufung dieſer Mit⸗ 
lieder ſollte teils unmittelbar durch Wahl ſeitens der Geiſtlichen und des 


irchenvorſtandes, teils durch das Konſ. aus von den Geiſtlichen oder dem Kirchen⸗ 
vorſtand präſentierten Perſonen erfolgen. 
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ſelben Tage brachte eine Reorganiſation des Gemeindevorſtandes und 
hatte den Erlaß einer neuen lutheriſchen Gemeindeordnung unterm 
7. Februar zur Folge.!) Kurz vorher im Jahre 1851 hatte auch die 
deutſch-reformierte Gemeinde ſich eine Gemeindeordnung gegeben, 
die im weſentlichen nichts als eine Feſtſtellung und zeitgemäße Bear⸗ 
beitung des ſeit Alters in der Gemeinde beſtehenden Gewohnheitsrechts 
darſtellte, jedoch an dem großen Mangel litt, daß ſie der nach Artikel 35 
der Konſtitutions⸗Ergänzungs⸗Akte erforderlichen ſtaatlichen Sanktion ent⸗ 
behrte und daher formell rechtsungiltig war. 


IV. Unter preußiſcher Herrſchaft wurde die Gemeindeverfaſſung 
zunächſt durch beſondere Ordnungen modifiziert und weiter ausgebaut. Im 
Jahre 1872 erging eine neue Gemeindeordnung für die evangeliſch— 
lutheriſche Gemeinde von Frankfurt und Sachſenhauſen.?) Durch 
Allerhöchſten Erlaß vom 11. März 18893) wurde eine weitere Gemeinde- 
ordnung für die zum Frankfurter Landbezirk gehörigen evan— 
geliſch-lutheriſchen Gemeinden Bornheim, Oberrad, Niederrad, 
Bonames, Niederurſel und Hauſen publiziert. Im Jahre 1891 
unterzog die deutſch reformierte Gemeinde ihre Kirchenordnung von 1851 
einer Reviſion, die aber gleichfalls die zu ihrer Gültigkeit erforderliche 
ſtaatliche Beſtätigung nicht erlangt hat,“) nur die franzöſiſch- reformierte 
Gemeinde hielt in der Hauptſache dauernd an ihrem alten Verfaſſungs⸗ 
geſetze der Discipline ecelésiastique feſt. Erſt in allerneueſter Zeit iſt 
dieſer Zerſplitterung des Frankfurter Kirchenweſens ein Ende gemacht und an 
Stelle der genannten Ordnungen eine „Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung für die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Kon— 
ſiſtorialbezirks Frankfurt a. M.“ getreten. Dieſe iſt durch Allerhöchſten 
Erlaß vom 27. September 18995) als kirchliche Ordnung publiziert und, 
ſoweit erforderlich, durch Staatsgeſetz vom 28. September 18990) ſtaat⸗ 
licherſeits anerkannt worden. — Die vorgefundene Konſiſtorialver— 
faſſung wurde durch Geſetz vom 13. März 18827) nur in einzelnen 
Punkten modifiziert, iſt dann aber durch das Staatsgeſetz von 1899, welches 
(Artikel 20) das evangeliſch-lutheriſche und das evangeliſch-reformierte 
Konſiſtorium zu einem Konſiſtorium mit dem Sitz in Frankfurt a. M. 
vereinigt hat, ganz nach altpreußiſchen Grundſätzen, insbeſondere unter 


1) Geſ.⸗ u. Statut.⸗Sammlg. XIV S. 39 ff.; bei Seit, VG. S. 258, 
261 ff. Nr. II, III u. IV. Trommershauſen a. a. O. S. 48 ff. 

2) Friedberg, VG. S. 266; Foerſter a. a. O. S. 294. 

3) GS. S. 81; dee, Ergzbd. II S. 101; Foerſter a. a. O. S. 299. 

4) Foerſter a. d, O. S. 286 ff. 

5) GS. S. 425. Über die Entflegung A er u. Syn.⸗O. u. ihre Bedeutung 
ſehr ne Foerſter a. a. O. S. 253— 269, 

6) GS. ©. 457; dazu kgl. Vg. v. 6. Nov 1809 (GS. S. 517). 

7) GS. S. 211; vgl. auch Trommershauſen a. a. O. S. 55, 59. 
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Ausſchließung jeder Beteiligung der Gemeinden an der Zuſammenſetzung 
des Konſiſtoriums reformiert worden. 


§ 10. 
In der Provinz Hannover. 

Das nachmals hannöverſche Gebiet zerfiel z. Z. der Reformation 
in eine Anzahl ſelbſtändiger Herrſchaften, deren jede bald eine ſelbſtändige 
evangeliſche Kirche beſaß, ſo das Herzogtum Braunſchweig⸗Lüneburg, die 
Fürſtentümer Calenberg und Göttingen, das Fürſtentum Grubenhagen, 
die Grafſchaften Hoya und Diepholz u. a. Von beſonderer Bedeutung 
war die Entwickelung der Kirchenverfaſſung im Herzogtum Lüneburg, dem 
Stammlande der hannöverſchen Königsfamilie, mit dem nach und nach die 
anderen Territorien vereinigt wurden, und für dieſe ſind wieder vielfach die 
Verhältniſſe im Nachbarlande Braunſchweig⸗Wolfenbüttel maßgebend geweſen, 
wie auch einzelne der oben genannten Territorien, bevor ſie an die braun⸗ 
ſchweig⸗lüneburgiſche Linie kamen, längere Zeit hindurch unter wolfen⸗ 
büttelſcher Herrſchaft geſtanden haben. Wir wenden uns zunächſt nach 
Braunſchweig⸗Wolfenbüttel und verfolgen die Entwickelung ſeiner kirchlichen 
Verhältniſſe bis zum Jahre 1635, in welchem die ebengedachten Territorien 
von Wolfenbüttel getrennt wurden, um dauernd mit Lüneburg verbunden 
zu werden.!) 

I. Erſt nach langen Kämpfen und ſpäter als in allen anderen nord⸗ 
deutſchen Territorien gelangte die neue Lehre in dem wolfenbüttelſchen 
Lande zum Siege. Wohl wurde ſie in der unabhängigen Stadt Braun⸗ 
ſchweig bereits 1528 durch eine von Bugenhagen verfaßte, für ganz Nord⸗ 
deutſchland maßgebend gewordene Kirchenordnung befeſtigt?) und fand auch 
in anderen Städten zahlreiche Anhänger, allein der katholiſch geſinnte 
Herzog Heinrich der Jüngere verſagte ihr jede Anerkennung.?) Erſt nach⸗ 
dem Heinrich 1568 geſtorben war, begann die Zeit ruhiger Entwickelung 
des evangeliſchen Kirchenweſens. Sein Sohn und Nachfolger Julius war 
ein eifriger Proteſtant. Noch im Jahre 1568 ordnete er eine General⸗ 

1) Vgl. zum Folgenden beſ.: Schlegel, Kirchen- u. Reformationsgeſchichte von 
Norddtſchld. u. den hannoverſchen Staaten II u. III, Hannover 1829 u. 1832; 
derſelbe, Kurhann. KR. (ſ. oben S. 92); Stübner, Hiſtor. Beſchr. der Kirchen⸗ 
verf. in den herzogl. braunſchweigiſch⸗lüneburgiſchen Landen ſeit der Reformation, 
Goslar 1800; Beſte, Geſch. der braunſchweigiſchen Landeskirche, Wolfenbüttel 1889. 

2) Richter, KO. 1 S. 106. „ber dieſe KO. bei. Beſte a. a. O. S. 22 ff. u. 
1 1 55 änſelmann, Bugenhagens KO. für die Stadt Braunſchweig, Wolfen⸗ 
Utte h 

3) Die Eroberung des Landes durch die ſchmalkaldiſchen Bundesfürſten (1542), 
welche auf Anrufen der proteſtantiſchen Städte Braunſchweig u. Goslar (ſ. unten S. 135%) 
dem Proteſtantismus zur Hilfe gekommen waren, hatte nur eine vorübergehende 
Beſſerung dieſer Verhältniſſe zur Folge. Die von dieſen Fürſten eingeführte, von 
Bugenhagen verfaßte allgemeine KO. v. 1543 (Richter, KO. II S. 56) und das 
von ihnen errichtete Konſiſtorium wurden, nachdem Heinrich 1547 wieder in den 


Beſitz ſeines Landes gelangt war, wieder aufgehoben, und die Lutheraner wurden wie 
vorher bedrängt. Beſte a. a. O. S. 34 ff., 40 ff.; Schlegel KGeſch. II S. 87 ff., 192 ff. 
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viſitation und die Errichtung eines Konſiſtoriums zu Wolfenbüttel 
an, dem er in eigener Perſon vorſtehen wollte. Im Jahre 1569 wurde 
das Konſiſtorium beſtellt und eine Kirchenordnung) erlaſſen, deren ver⸗ 
faſſungsrechtliche Vorſchriften weſentlich der württembergiſchen Kirchen⸗ 
ordnung von 1559 entlehnt waren. Danach ſtand an der Spitze der 
Kirche der Landesherr, der ſeine Kirchengewalt durch das Konſiſtorium 
ausübte. Dieſes wurde aus politiſchen und geiſtlichen Räten, dem oberſten 
Superintendenten und dem Kanzler gebildet und fungierte als ſelbſtändige 
Behörde, nur daß es „politiſche Sachen der Kirchen ... vor die poli⸗ 
tiſchen Kanzleiräte“ zu bringen hatte. Unter dem Konſiſtorium ſtanden 
zunächſt fünf Generalſuperintendenten, die beſondere Bezirke zu⸗ 
gewieſen erhielten und ſich jährlich zweimal mit dem Konſiſtorium zu einer 
Synode vereinigen ſollten,? und unter dieſen ſtanden wieder Spezial⸗ 
ſuperintendenten, die jährlich zweimal jede Parochie ihrer Inſpektion 
zu viſitieren hatten. Außerdem gab es noch einen oberſten Superintendenten 
„Generaliſſimus“ genannt, der, wie erwähnt, Mitglied des Konſiſtoriums 
war und zuſammen mit dem Kanzler die oberſte Inſpektion haben ſollte. 
Einen weiteren Ausbau erfuhr dieſes Verfaſſungsſyſtem endlich im Jahre 
1573 durch die Einführung des ſogenannten Generalkonſiſtoriums. 
Es war dies kein ſtändiges Kollegium, ſondern eine periodiſch zuſammen⸗ 
tretende Verſammlung, in der über allgemeine kirchliche Angelegenheiten, 
namentlich liturgiſche und finanzielle Fragen, aber auch über Kirchenzucht 
und Irrlehren beraten wurde. Der Herzog ſelbſt führte in ihr gewöhnlich 
den Vorſitz, und im übrigen beſtand ſie aus geiſtlichen und weltlichen Räten 
und den Mitgliedern der landſtändiſchen Kurien, ſodaß durch ſie das Laien⸗ 
element in beſonderer Weiſe an der Kirchenverwaltung beteiligt wurde. 
Zuerſt wurde dieſe Verſammlung viermal jährlich, dann ſeltener, ſeit 
1619 nur einmal jährlich gehalten, und im Jahre 1652 ſcheint ſie über⸗ 
haupt zum letzten Mal zuſammengetreten zu jein.?) 

Im Jahre 1579 wurde das Konſiſtorium nach Helmſtedt verlegt, 
wo 1576 eine Univerſität errichtet war.“) Nach dem Anfall der Fürſten⸗ 
tümer Göttingen und Calenberg (1584) wurde es jedoch im Jahre 
1589 wieder nach Wolfenbüttel zurück verlegt, um mehr im Mittelpunkte 
des geſamten Landes feinen Sitz zu haben.?) In derſelben Zeit a 

1) Richter, KO. II ©. 318. Weitere Nachweiſungen giebt Beſte a. 

S. 680109. Dieſe KO. gilt noch jetzt in Calenberg⸗Göttingen, weshalb 18 gewöhnlich 
die Calenberger KO. genannt wird; vgl. z. B. Ztſchr. XXIX S. 3 

2) Dieſe ſog. Konſiſtorialſynoden haben ſich nicht lange erhalten. um 1590 
waren ſie bereits ganz eingegangen. Schlegel a a. O. II S. 334. Die Sitze ber 
Gen.⸗Sup. waren: Wolfenbüttel, Helmſtedt, Gandersheim u. im ehemals Hildes⸗ 
heimſchen (unten S. 1352): Alfeld, Borkemen. Lauenſtein, Dipl. Hiſt. d. Bist. 
Hildesh., Se 1740, S. 273, 306. 

3) Schlegel a. d. O. II S. 20 335; Beſte a. a. O. S. 71, 681118. 

4) Schlegel a. a. O. II S 


5) Schlegel a. a. O. II S 225 über einen vergeblichen Verſuch, das Konf. 
nach Gandersheim zu verlegen, daſ. S. 305. 
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überhaupt eine Ausdehnung der wolfenbüttelſchen Einrichtungen auf das 
neuerworbene Gebiet, deſſen Kirchenverfaſſung über die niedere Super⸗ 
intendenturorganiſation nicht hinausgekommen warz!) zu Münden und 
Pattenſen wurden Generalſuperintendenten eingeſetzt und jedem derſelben 
mehrere Superintendenten unterſtellt, das ganze Land wurde unmittelbar 
dem Konſiſtorium untergeordnet und Anſprüche einzelner Städte wie Göttingens 
und Mündens auf Gewährung einzelner Konſiſtorialbefugniſſe zurück⸗ 
gewieſen.?) Ebenſo wurde im Jahre 1596 das Fürſtentum Gruben 
hagen, welches der Herzog von Braunſchweig-Wolfenbüttel nach dem 
Ausſterben des regierenden Hauſes in Beſitz genommen hatte, mit ſeinem 
einen Superintendenten?) dem Wolfenbütteler Konſiſtorium unterſtellt und 
gehörte zu deſſen Bezirk, bis es 1616 an Braunſchweig⸗Lüneburg heraus⸗ 
gegeben wurde. 

Dieſe kirchliche Organiſation hatte Beſtand bis zum Jahre 1635, 
nur änderte das Konſiſtorium inzwiſchen noch wiederholt ſeinen Sitz: 
1626 wurde es nach Braunſchweig, 1628 zurück nach Wolfenbüttel und 


1) Über die ältere Entwickelung vgl. Schlegel a. a. O. II S. 59 ff., 141 ff. Die 
neue Lehre ſtieß hier vielfach auf energiſchen Widerſtand katholiſch gefinnter Landes⸗ 
herren. Zuerſt fand ſie Aufnahme in den Städten Göttingen (1529, bereits 
1530 erging hier eine KO., im Auszug abgedr. bei Richter, KO. 1 S. 142; vgl. 
auch Erdmann, G., Geſch. d. Kirchenreformation in d. Stadt Gött., Gött. 1888, 
S. 39 ff. u. P eipers, D., Das prot. Bekenntnis, Gött. 1897), Hannover (vollendet 
1534. In demſelben Jahre erging für die Stadt eine KO. [Richter, KO. 1 S. 273], 
nach der an der Spitze der Stadtgeiſtlichkeit ein Superintendent ſtand, der mit 
einem Ratsmann u. einem Syndiküs auch die Ehegerichtsbarkeit ausüben ſollte. 
Seit 1555 wurde die Stelle des Stadtſuperintendenten jedoch nicht mehr beſetzt, 
vielmehr bildeten die Stadtprediger unter dem Namen eines geiſtl. Miniſteriums 
ein geiſtl. Kollegium unter ſich, in dem der Senior den Vorſitz hatte; vgl. auch 
Bahrdt, Geſch. d. Reformation der Stadt Hann., H. 1891), Dransfeld (1529), 
Nordheim (1537, eine KO. v. Corvinus: 1539, bei Richter, KO. I S. 287). 
Nach dem Tode des kath. gebliebenen Herzogs Erich I. (1540) wurde unter der 
vormundſchaftlichen Regierung der zum ev. Glauben übergetretenen Herzogin 
Eliſabeth die Reformation allgemein eingeführt u. 1542 durch eine von Corvinus 
verfaßte KO. (Richter, KO. 1 S. 362) befeſtigt; es war dies die erſte fürſtliche 
KO. in allen nachmals hann. Landen. Als Erich II. 1546 zur Regierung kam, 
trat er wieder zum Katholizismus über u. betrieb ſeit 1547 eine Gegenreformation, 
mußte dann jedoch auf dem Landtage zu Hannover 1553 die neue Lehre „laut der 
KO. v. 1542“ wieder freigeben, worauf nur noch einige Klöſter bis zum dreißig⸗ 
jährigen Kriege kath. blieben. — 1584 wurde die wolfenbüttelſche KO. v. 1569 ein⸗ 
geführt. — Weitere hierher gehörige neuere Litteratur ſ. bei Uhlhorn, G., Han⸗ 
noverſche K.⸗Geſch., Stuttgart 1902, S. 1833. 

2) Schlegel a. a. O. II S. 325 ff., 352 ff.; KR. II S. 208 ff. 

3) Im Fürſtentum Grubenhagen hatte die luth. Lehre zuerſt in der Stadt 
Einbeck Aufnahme (1522) und Befeſtigung durch eine KO. gefunden (1534) u. 
war dann von dem Landesherrn, der 1534 zu ihr übertrat, im ganzen Lande ein⸗ 
geführt worden. 1538 wurde eine Ordnung für die Kirchen der Stifter, 1544 eine 
allgemeine Landes⸗KO. erlaſſen. (Vgl. Schlömer, Einbecks älteſte KO. in d. 
Ztſchr. d. hiſt. Vereins f. Niederſachſen 1900 S. 194 ff. u. Kayſer, Die Grubenhagener 
KO. v. 1538 i. d. Ztſchr. der Geſellſchaft f. niederſächſiſche K. Geſch. 1896 S. 148. 
Durch eine weitere KO. v. 1581 (Richter, KO. II S. 452) wurde ein Konſ. zu 
Dart errichtet, über das dann jedoch weitere Nachrichten fehlen. Vgl. 
Schlegel K.Geſch. I S. 94 ff., 211 ff., 386 ff. 


c 
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1632 wieder nach Braunſchweig verlegt.!) Im Jahre 1635 aber erloſch 
das wolfenbüttelſche Fürſtenhaus, und ſeine Lande wurden unter verſchiedene 
Linien des Hauſes Lüneburg verteilt: Calenberg, Göttingen und Teile des 
Stiftes Hildesheim kamen an die celliſche, Wolfenbüttel an die dannen⸗ 
bergiſche und der Reſt des Landes an die harburgiſche Linie. Die letzt⸗ 
genannte Linie iſt bald wieder erloſchen. Die jetzt zu Wolfenbüttel 
gehörigen Gebiete ſind nicht Teile des hannoverſchen Staates geworden. 
Allein die Entwickelung des Kirchenweſens in Calenberg-Göttingen iſt hier 
alſo weiter zu verfolgen. Dies ſoll jedoch erſt unter III. geſchehen, nach⸗ 
dem zuvor die Verhältniſſe in Lüneburg, das 1705 an Calenberg fiel, 
erörtert ſind. 

II. In Braunſchweig-Lüneburg war Herzog Ernſt J. ein eifriger 
Förderer der neuen Lehre, die er ſeit 1527 mit Einwilligung ſeiner 
Landſtände überall durchführte, zuletzt in der Stadt Lüneburg, die 1531 
die erſte Kirchenordnung erhielt. Im Jahre 1530 ſtellte er an die Spitze 
ſeiner Landeskirche einen oberſten Superintendenten und 1543 ordnete er 
eine Generalviſitation an und ließ eine allgemeine Kirchenordnung aus⸗ 
arbeiten.?) Die Vollendung des kirchlichen Verfaſſungsbaues erfolgte jedoch 
erſt unter ſeinen Nachfolgern im Jahre 1564, in dem die große Braun⸗ 
ſchweig-Lüneburger Kirchenordnung erlaſſen und ein Konſiſtorium 
zu Celle errichtet wurde.?) Dieſes wurde aus den „Gelerten und andern 
Hoff Rehten auch etzlichen Predicanten“, zu denen vorzüglich der jedes⸗ 
malige Generaliſſimus oder Generalſuperintendent gehören ſollte, zuſammen⸗ 
geſetzt; es war ſonach keine ſelbſtändige Behörde, ſondern nur ein durch 
geiſtlichen Beirat verſtärktes Regierungskollegium, auch war es nicht ſtändig 
formiert, ſondern trat jährlich nur viermal zu Sitzungen zuſammen. Im 
übrigen hatte die Kirchenverfaſſung nichts eigentümliches. Unter dem Ge⸗ 
neraliſſimus, deſſen Titel, „weil ſolcher mehr dem Militär als der Geiſtlichkeit 
angehöre“, 1662 in „Oberſuperintendent“ umgeändert wurde, ſtand 
eine Reihe Superintendenten behufs Wahrnehmung der Lokalinſpektion, 
die Geiſtlichen der Superintendenturbezirke verſammelten ſich alljährlich zu 
Synoden, und die Gemeinden waren an der Vermögensverwaltung durch 
ſogenannte Kirchenjuratoren beteiligt.“) 


In dieſe Organiſation wurden die 1583 erworbenen Teile der 


1) Schlegel K.Geſch. II S. 497, 501, 505 u. Beſte a. a. O. S. 234. 
5 2) Ubbelohde, Urbanus Regius Schul⸗ u. KO. d. Stadt L. v. 9. Juni 1531 
in d. Ztſch. der Geſellſch. f. niederſächſiſche K. Geſch. 1896 S. 45 ff. — Die KO. v. 1543 
bei Richter, KO. II S. 54 ff. \ 

3) Schlegel K.Gefh. II S. 49 ff., 137 ff., 395 ff., 466. Die KO. v. 1564 (bei 
Richter, KO. II S. 285) wurde 1598 zum zweiten Mal abgedruckt, 1619 aber 
revidiert u. 1643 nochmals mit geringen Abänderungen publiziert; in den Chur- 
Braunſchw.⸗Lüneb. Landes⸗Ordngn. Celleſchen Tls., Lüneburg 1741, S. 27. 

4) Schlegel K.Geſch. II S. 467 ff.; III S. 21 u. 81. 


Schoen, Kirchenrecht. 9 
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Grafſchaft Hoya!) (die ſogenannte Untergrafſchaft), die 1585 erworbene 
Grafſchaft Diepholz,?) das 1642 anfallende Amt Harburg?) und der 
1671 zurückfallende Dannenbergiſche Anteils) einfach eingegliedert, 
indem die in ihnen vorgefundene Konſiſtorialinſtanz beſeitigt, die Super⸗ 
intendenten dieſer Gebiete aber dem Konſiſtorium zu Celle unterſtellt wurden. 
Ebenſo wurden 1616 die Grubenhagenſchen Gebiete dieſem Konſiſtorium 
unterſtellt, jedoch fungierte hier die beſondere Regierung zu Oſterode als 
eine Art Unterkonſiſtorium, wie das Land auch ſeinen eigenen General⸗ 
ſuperintendenten behielt, und 1644 wurden auch der Stadt Einbeck 
noch beſondere konſiſtoriale Rechte gewährleiſtet.?) Die lüneburgiſche 
Kirchenordnung von 1564 gelangte in all dieſen Gebieten zur Einführung. 

III. Das 1636 neugebildete Fürſtentum Calenberg-Göttingen 
erhielt von ſeinem neuen Landesherrn eine ſelbſtändige konſiſtoriale Orga⸗ 
niſation. Noch 1636 errichtete er ein Konſiſtorium zu Hannover, 
beſtellte einen „Generaliſſimus“ und verſprach jährlich ein General— 
konſiſtorium zu halten. Bereits 1637 wurde das Konſiſtorium nach der 
Regierungs⸗ und Reſidenzſtadt Hildesheim verlegt und blieb hier bis 1642, 
um dann für immer nach der neuen Reſidenzſtadt Hannover zurückzukehren.“) 
Im Jahre 1665 wurden ihm die nunmehr an Calenberg gekommenen 
Grubenhagenſchen Gebiete unterſtellt, in denen das Unterkonſiſtorium 
zu Oſterode jedoch erſt 1689 aufgehoben wurde.“) Im Jahre 1705 endlich 
wurde ſeine Kompetenz unter Auflöſung des Konſiſtoriums zu Celle auch 
auf das neuerworbene Herzogtum Lüneburg ausgedehnt.“) Die hier 
vorgefundene Oberſuperintendentur blieb noch ca. zwei Jahre beſtehen, 


1) In Hoya war die Reformation und auch eine uns nicht erhaltene 
KO. um 1525 eingeführt worden. Zwei weitere KOrdngn. waren 1573 u. 1581 
Richter KO. II S. 353 u. 456) ergangen, auch war hier ein Konſ. errichtet. 
Schlegel K.Geſch. II S. 114 ff., 411 ff. Die Obergrafſchaft H. fiel exit 1665 de⸗ 
finitiv an Lüneb., und erſt 1674 wurde in ihr die Lüneb. KO. eingeführt. Schlegel 
a. a. O. III S. 30, 144, 156. 

2) Diepholz war ſeit 1528 proteſtantiſch und neigte ſeit 1559 zum Kalvinismus, 
1571 wurden jedoch von dem Regenten, Herzog Wilhelm v. Lüneburg, alle Prediger 
zur Annahme der Lüneb. KO. v. 1564 bewegt, wodurch das Luthertum geſichert 
wurde. Schlegel a. a. O. III S. 117, 414. 

3) Schlegel a. a. O. III S. 34. 

4) Der 1569 vom Fürſtentum Lüneburg für einen Sohn des Herzogs Ernſt J. 
abgetrennte Dannenbergiſche Anteil bildete bis 1634 ein ſelbſtändiges Fürſtentum 
und gehörte dann bis 1671 zu Wolfenbüttel. Er hatte während dieſer Zeit eine 
eigene geiſtl. Verfaſſung und ein eigenes Konf., welches bis 1638 ſich in Dannen⸗ 
berg befand, dann nach Lüchow verlegt und ſchließlich 1653 wieder nach Dannenberg 
zurückverlegt wurde und hier in eine gewiſſe Unterordnung zum Wolfenbütteler 
Konſiſtorium trat. Schlegel a. a. O. III S. 114ff. 

5) Schlegel a. a. O. II S. 406, 479 ff.; KR. S. 216 f. 

6) Schlegel K.Geſch. II S. 514, 515, 519, 533. 

7) Schlegel a. a. O. III S. 278, 362, 698 Beil. XX; die Lüneb. KO. blieb hier 
jedoch dauernd beſtehen. 

8) Vdg. v. DI: 1705 (Ebhardt [ſ. oben S. 82 I S. 537), vgl. auch 
Schlegel a. a. O. III S. 338; die Lüneb. KO. blieb hier jedoch dauernd beſtehen. 
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dann traten zwei!) Generalſuperintendenturen an ihre Stelle, von 
denen die eine ihren Sitz in Celle die andere in Harburg erhielt. So 
war die ganze Kirchenverwaltung der vereinigten Herzogtümer im Kon⸗ 
ſiſtorium zu Hannover konzentriert, und auch bezüglich der Generalſuper⸗ 
intendenturen beſtand Einheitlichkeit in den einzelnen Landesteilen. Jedoch 
nicht lange wurde dieſes Konzentrationsprinzip durchgeführt. Als 1715 die 
Herzogtümer Bremen und Verden und 1731 das Land Hadeln erworben 
wurden, ließ man die beiden hier vorgefundenen Konſiſtorien zu Stade 
und Otterndorf beſtehen.?) Auch änderte ſich in dieſer Zeit die Stellung 
des hannoverſchen Konſiſtoriums, das bisher lediglich dem Landesherrn 
unmittelbar unterſtellt war, inſofern als 1722 gegen ſeine rechtlichen Er⸗ 
kenntniſſe die Appellation an das Oberappellationsgericht gegeben wurde.“) 
Synodale Elemente waren nirgend mehr vorhanden. Die alten Super⸗ 
intendenturſynoden im Lüneburgiſchen hatten, beſonders ſeit dem Anfall 
dieſer Gebiete an Calenberg, wo ſie nie üblich geweſen waren, ganz auf⸗ 
gehört, und wiederholte Verſuche (1739, 1764, 1802) ſie wiederzubeleben 
mißlangen.“) 

In nur loſem oder gar keinem Zuſammenhange mit dieſem Ver⸗ 
faſſungsorganismus der lutheriſchen Landeskirche ſtanden die wenigen 
reformierten Gemeinden, die ſich nach und nach in den calenberg⸗ 
lüneburgiſchen Landen gebildet hatten. Wie in anderen Ländern wurden 
auch hier am Ende des 17. Jahrhunderts den franzöſiſchen Réfugiés 
einzelne Orte als Zufluchtsſtätten geöffnet, an denen ſie ihre Religion 
in alter Weiſe ausüben durften, und ſo entſtanden die erſten reformierten 
Gemeinden zu Lüneburg (1684), Hameln (1690), Celle (1699) und 
Hannover (1699). Sie hatten jede eine ſelbſtändige Verfaſſung, ins⸗ 
beſondere einen eigenen Kirchenrat, der ohne Konkurrenz des lutheriſchen 


1) Zu ihnen kam 1743 noch ein beſonderer Generalſuperintendent für 
die Grafſchaften Ober-Unter-Hoya u. Diepholz hinzu. Schlegel a. a. O. III 
S. 215 ff., 218 ff.; KR. II S. 221, 222. 

2) In Bremen wurde die Reformation 1534 (KO. bei Richter KO. II 
S. 241; Iken, Die brem. KO. v. 1534, Bremen 1891; Kühlmann im Brem. 
Jahrb. VIII S. 114 ff.; daſ. ©. 142 auch über die KViſO. v. 1552), in Verden erſt 
nach 1558 durchgeführt. Stade war z. Z. des Paſſauer Vertrags bis auf die 
Klöſter evangeliſch, eine Organiſation der ev. K. unter Anſtellung von Sup. fand 
jedoch erſt 1555 ſtatt; Buxtehude erhielt 1552 eine KO. (Richter a. a. O. S. 503). 
Das Konſiſtorium zu Stade wurde erſt unter ſchwed. Herrſchaft 1651 errichtet 
Schlegel K. Geſch. II S. 101, 419 ff., III S. 587; Mejer Inſtitutionen des KR. 
S. 221). Im Lande Hadeln hatte die Reformation bereits 1521 allgemein Ein. 
gang gefunden. Die erſte KO. iſt von Herzog Magnus v. Sachſ.⸗Lauenb. in deſſen 
Schutz das Land ſich begeben hatte, erlaſſen. Das Jahr ſteht nicht ſicher feſt; 
Dannenberg (Neues Vaterländiſches Arch. I 1831 S. 106 ff.; daſelbſt eingehende 
Darſtellung der Hadelner KVerf.) ſetzt ſie ins J. 1526, Richter (KO. II S. 72) ins 
J. 1544. Vgl. dazu Gerß, Herz. Magnus v. Lauenb. u. d. KO. des Landes Hadeln, 
i. d. Ztſchr. d. hiſt. Vereins f. Niederſachſen 1879 S. 213. 

3) Schlegel a. a. O. III S. 353 ff., 376; ſ. auch Uhlhorn, KGeſch. S. 96, 114. 

4) Schlegel a. a. O. III S. 442 ff. 
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Konſiſtoriums die Kirchendisziplin ausübte und die geiſtlichen Fonds ver⸗ 
waltete. Im Jahre 1702 wurde in Hannover auch die Gründung einer 
deutſch⸗reformierten Gemeinde geſtattet,!) und 1703 (18. Juli, Synode zu 
Hameln) verbanden ſich dieſe verſchiedenen Gemeinden mit der reformierten 
Gemeinde zu Bückeburg zu einer beſonderen Synode, durch die ſie ihre Kirchen⸗ 
gewalt ſelbſtändig ausübten (jog. niederſächſiſche Konföderation.) 

IV. Einen beſonderen Gang iſt endlich die Entwickelung des Kirchen⸗ 
weſens in dem bis 1744 ſelbſtändigen Oſtfriesland gegangen. Friedlich 
und ruhig gelangte hier die lutheriſche Lehre ſchon 1519 und 1520 zur 
Herrſchaft. Um die Mitte der 20 er Jahre erhoben ſich jedoch innere 
Zwiſtigkeiten, Wiedertäufer kamen ins Land und zahlreiche Geiſtliche 
wandten ſich der zwingliſchen Lehre zu. Die Verſuche des Grafen Enno II. 
durch in lutheriſchem Sinne verfaßte Kirchenordnungen (1529 u. 1535) 
dagegen zu helfen, blieben erfolglos.?) Nach ſeinem Tode kam die 
reformierte Konfeſſion ſogar an das Kirchenregiment, indem die Gräfin 
Anna, die die vormundſchaftliche Regierung übernahm, Johann a Lasco, 
einen geborenen Polen, mit der Verbeſſerung des Kirchenweſens betraute 
und 1543 zum Superintendenten über Oſtfriesland beſtellte. Dieſer 
organiſierte zu Emden aus Predigern und Alteſten einen Kirchenrat, der 
beſonders die Kirchenzucht in der Emdener Gemeinde handhaben ſollte, 
und errichtete einen Cötus als regelmäßige Verſammlung ſämtlicher 
oſtfrieſiſcher Geiſtlichen, auf welcher Lehre und Leben der Geiſtlichen wie 
der Zuſtand der Gemeinden mit anſchließender Zenſur erörtert, die an⸗ 
zuſtellenden Kandidaten geprüft und alle Gravamina, die von den Gemeinden 
oder Predigern vorgebracht wurden, entſchieden werden ſollten. Der 
Cötus war für ſeinen Kompetenzkreis oberſte Kirchenbehörde des Landes; 


1) Schlegel a. a. O. III S. 207, 291, 335 ff. 

2) Über dieſe Gem. vgl. Hugues, Konföderat. d. ref. Kirchen in Nieder⸗ 
ſachſen, Geſchichte und Urkunden, Celle 1873; Brandes, Niederſachſen, in den 
Geſchichtsblättern des diſchn. Hugenotten⸗Vereins, Zehnt. VI, I u. 2, Magdeb. 1896, 
Schlegel, Kurhann. KR. II S. 170 ff. u. Rieker, Grundſätze S. 42. Sie richteten 
fi) bis 1839 nach der „KO. u. Glaubensbekenntnis der Reformierten in den Chur⸗ 
u. Fürſtl. braunſchweiglüneburgiſchen Landen.“ Heidelberg 1711. Ihre Stellung 
im Hannoverſchen ergibt ſich beſ. aus dem Priv. f. d. franz. Reformierten zu Hameln 
v. 1. Aug. 1690, der Rejolution v. 23. Jan. 1723 u. der Deklaration v. 11. Sept. 
1725; ſämtl. abgedr. bei Willich, F. C., Des Kgrchs. Hann. Landes⸗Geſ. u. Vdgn., 
2. Auflg., Gött. 1826 IT S. 839, 844. 

3) Schlegel, K.Geſch. II S. 110 ff.; Wiarda, T. D., Oſtfrieſiſche Geſch. 
(10 Bde. Aurich u. dann Leer 1791—1817) II S. 413 ff.; Klopp, O., Geſch. Oſt⸗ 
frieslands (3 Bde. Hann. 1854 — 58) I S. 309 ff. Speziell über die ältere Verfaſſungs⸗ 
entwickelung vgl. das von dem Moderamen des oſtfrieſiſchen Cötus Emden 1857 
veröffentl. Gutachten eines Juriſten über die Stellung des Cötus in der 
ref. K. Oſtfrieslands u. ſein Verhältnis zu dem Konſ. zu Aurich; ferner 
Bartels, P. G., Zur Geſch. des Oſtfrieſiſchen Konſiſtoriums, Aurich 1885; derſelbe, 
Kirchenpolit. Ideen a Laskos i. d. ref. K. Zeit. 1871 S. 359 u. auch v. Hoffmann, 
H., Kirchenverfaſſungsr. d. niederl. Ref., Lpzg. 1902, S. 2 ff. u. Sehling, Die 
Oſtfrieſ. (ſog. Lüneburger) KO. v. 1535, eingeleitet u. zum erſten Mal herausgegeb. 
i. d. Ztſchr. XXVI 1894 S. 129 ff. Weitere kirchengeſchichtl. Spezialliteratur tft 
angegeb. bei v. Hoffmann S. 1! und ebenſo bei Uhlhorn, K.Geſch. S. 18411. 
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auch der Superintendent war ſeiner Zenſur unterſtellt. Den Vorſitz in 
ſeinen Verſammlungen führte der Superintendent; als aber nach dem 
Abgange a Lascos die Superintendentur nicht mehr beſetzt wurde, wurde 
der Vorſitzende von der Verſammlung aus den Emdener Geiſtlichen 
gewählt, und der Cötus legte ſich ſelbſt zu ſeinen alten Aufgaben noch 
die des Superintendenten bei. Allgemeine Anerkennung fand dieſe Kom⸗ 
petenzerweiterung allerdings nicht, und überhaupt war die Stellung des 
Cötus von vornherein eine unſichere, indem, wie es ſcheint, ihm ein Recht, 
die Geiſtlichen zur Zugehörigkeit zu zwingen oder auch von ihm nicht ge⸗ 
prüfte Kandidaten von den Kirchenämtern auszuſchließen, niemals unbeſtritten 
zugeſtanden hat.!) In der Abendmahlslehre wich a Lasco von Luther ab, 
ſuchte trotzdem aber eine formelle Trennung der Lutheraner zu verhindern, 
was ihm zunächſt auch gelang.?) Allmählich ſchärften ſich jedoch die 
Gegenſätze zwiſchen den beiden Religionsparteien. Emden ſchloß ſich der 
niederländiſchen Kirche an und wurde die nordiſche Hochburg des Kalvinismus.“) 
Die Landesherren dagegen blieben lutheriſch und traten der Entwickelung 
der reformierten Kirche feindlich entgegen. Die ſtreng lutheriſch geſonnenen 
Pfarrer trennten ſich von dem Cötus, in dem die reformierte Richtung 
unbeſtritten herrſchte, und dieſer wurde dann von dem Grafen 1583 
ſuspendiert und verboten,“) während es andererſeits (1595) dem mächtigen 
Emden gelang, die Ausſchließung des lutheriſchen Gottesdienſtes aus der 
Stadt und den Vorſtädten durchzuſetzen.“) Erſt durch das vom Grafen 
mit den Ständen unterm 2. Juli 1599 errichtete Konkordat wurde die 
reformierte Religion in der ganzen Grafſchaft anerkannt und ein friedliches 
Nebeneinander beider Konfeſſionen angebahnt. Das in dieſem Vergleich 
in Ausſicht geſtellte gemiſchte Konſiſtorium für beide Konfeſſionen wurde 
zwar nicht errichtet, aber die beſtehenden Verfaſſungseinrichtungen der 
Reformierten, insbeſondere die freie Predigerwahl der Gemeinden, waren 
doch garantiert, und 1603 wurde auch der alte Emdener Cötus für ſie 
wiederhergeftellt,6) allerdings mit der Maßgabe, daß er ſich alles deſſen, 
„was jurisdiktional ſey“, alſo insbeſondere der Superintendenturbefugniſſe 
zu enthalten habe. Die Verfaſſung der lutheriſchen Gemeinden war 
wenig von der der reformierten verſchieden. Sie wählten regelmäßig 


) S. bei. Bartels a. a. O. S. 7, 10, 45 U. 
) Schlegela. 


tels a h 
a. O. II S. 224; Wiarda a. a. O. III S. 14 ff., 26 ff.; Klopp 
a. a. O. 1 S. 399 ff. 


3) Vgl. oben S. 55; Klopp a. a. O. I S. 429 ff., 464, 465, II S. 18. 

4) Gutachten S. 4, 16 ff., 22, 48. 

5) Wiarda a. a. O. III S. 136, 166 ff., 184, 264, 335, 343. Erſt 1685 wurde 
den Lutheranern wieder der Gottesdienſt unter ſehr erſchwerten Umſtänden in der 
Vorſtadt geſtattet; daſ. VI S. 67. 

6) Wiarda a. a. O. III S. 332, 343 ff; Gutachten S. 31ff, 39, 50 ff.; über 
die vorangehende Privilegierung der ref. Religion in Emden durch den Delfſyhler 
Vertrag v. 15. Juli 1595 daſ. S. 29. 
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ebenſo wie dieſe ihre Pfarrer, und auch die Verbindung ihrer Geiſtlichen 
zu beſonderen Cötus war eine Zeit lang in Übung. Allein dauernd hat 
ſich dieſes Inſtitut bei ihnen nicht erhalten, und wiederholte Verſuche der 
Landesherren, es auszudehnen und zu befeſtigen, blieben erfolglos: ein 1617 
vom Grafen neu angeordneter Cötus, dem die Prüfung der Geiſtlichen 
und die Handhabung der Disziplin übertragen wurde, ging bald zu Grunde, 
und auch die 1631 wiederhergeſtellten lutheriſchen Cötus zu Aurich, Norden 
und Eſens traten nach 1642 nicht mehr zuſammen.!) Im Jahre 1626 
wurde eine Generalſuperintendentur über die lutheriſchen Gemeinden Oſt⸗ 
frieslands und der Harlingerlande errichtet, 1631 erging die noch jetzt geltende 
lutheriſche Kirchenordnung, und nach dem Wegfall der Cöten wurde 
auch ein lutheriſches Konſiſtorium beſtellt.“) An dieſen Einrichtungen 
wurde erſt unter preußiſcher Herrſchaft (ſeit 1744) einiges geändert. 
Zunächſt wurde die lange verheißene gemeinſame Konſiſtorialbehörde 
in der Weiſe ins Leben gerufen, daß das lutheriſche Konſiſtorium auf⸗ 
gehoben und dann 1751 der zweite Senat der neuerrichteten Regierung 
zu Aurich, verſtärkt durch den Generalſuperintendenten und einen 
Konſiſtorialrat, mit der Verwaltung der Konſiſtorialien über beide 
Konfeſſionen betraut wurde.“) Weiter fand 1766 noch eine Ein⸗ 
teilung des ganzen Landes in 8 lutheriſche und 7 reformierte Inſpektionen 
ſtatt;?) jeder Inſpektion wurde ein Inſpektor, ſpäter Superintendent 
genannt, vorgeſetzt und über alle lutheriſche Inſpektoren dem Generalſuper⸗ 
intendenten, über alle reformierte einem „Oberinſpektor“ (der ſpätere 
reformierte Generalſuperintendent), der auch Mitglied des Kon: 
ſiſtoriums ſein ſollte, die Oberaufſicht übertragen. Die Stellung des 
Cötus ſelbſt wurde durch dieſe Neuerungen nicht berührt: Er fand 
ſeit 1603 ſeine Hauptaufgabe wieder in der Prüfung der Kandidaten, der 
Überwachung der Kirchenzucht in den Gemeinden, der Sorge für kirchliches 
Leben und Pflege der Wiſſenſchaft unter den Geiſtlichen und in der Hand⸗ 
habung der Disziplin über den Kirchendienern durch gütliche Ermahnung 
der Fehlenden oder Anzeige derſelben zur Beſtrafung bei der die juris- 
dietio übenden Obrigkeit — und blieb in allen dieſen Funktionen auch 
dem Konſiſtorium gegenüber ſelbſtändig.“) 

Endlich wurde 1794 das Allgemeine Landrecht in Oſtfriesland ein⸗ 
geführt, was wohl für das materielle Kirchenrecht von Bedeutung war, 
die Verfaſſungseinrichtungen der oſtfrieſiſchen Kirche jedoch unberührt ließ. 

1) Wiarda a. a. O. IV S. 139, 140. 

2) Wiarda a. a. O. IV S. 330 ff. 

3) Wiarda VI S. 403; ons 8 a. O. S. 9, 10; Uhlhorn, K.Geſch. ©. 88. 

4) Wiar da a. a. O. VIII S. 3 

5) Inſpektions⸗Ordnung v. 9. a 1766 (Ulrichs [ſ. oben S. 8?] 1 S. 425); 


vgl. auch Wiarda a. a. O. IX S. 2 
6) Gutachten S. 11, 12, 14, Ber, 43f., 49 ff.; Bartels a. a. O. S. 19. 
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V. Die Ereigniſſe der Jahre 1803 bis 1813 führten in allen dieſen 
Gebieten zu keinen bleibenden Veränderungen ihrer kirchlichen Verfaſſungs⸗ 
verhältniſſe. Nachdem das König reich Weſtfalen und die franzöſiſche 
Herrſchaft ihr Ende erreicht hatten und die lüneburg⸗hannoverſchen Lande 
in Verbindung mit dem von Preußen abgetretenen Oſtfriesland und 
mehreren kleinen bisher ſelbſtändigen Territorien zum Königreich Hannover 
erhoben waren, wurden die fremdherrſchaftlichen Einrichtungen wieder 
beſeitigt, die alte Kirchenverfaſſung dagegen reſtauriert und erweitert. Zuerſt 
wurden die Konſiſtorien zu Hannover, Stade und Otterndorf in ihre 
alten Rechte wiedereingeſetzt, wobei gleichzeitig die Kompetenz des erſtgenannten 
auf eine Reihe neuerworbener Gebietsteile ausgedehnt wurde.“) Sodann wurde 
1815 das 1652 gegründete Konſiſtorium des neuerworbenen Fürſtentums 
Hildesheim wiederhergeſtellt,?) welches jedoch nur kurze Zeit hindurch 
fungierte, indem es bereits 18183) wiederaufgehoben und ſeine Kompetenz?) 
dem Konſiſtorium zu Hannover übertragen wurde. Ebenſo wurde das 
Konſiſtorium des ſäkulariſierten Bistums Osnabrück aufrechterhalten“ 


1) Dem Konſ. Hannover wurden unterſtellt die ehem. heſſiſchen Amter Freuden⸗ 
berg, Uechte und Auburg (Reſkr. v. 15. Febr. 1816, Ebhardt I S. 546), ferner 
der nicht an Dänemark abgetretene Teil Lauenburgs diesſeits d. Elbe (Reſkr. v. 
22. Juli 1816, daf. 1 S. 549) und ſpäter auch das heſſ. Amt Bovenden (Reſkr. v. 
30. Juni 1820, daſ. 1 ©. 549). 

2) Das weitausgedehnte Bistum Hildesheim war infolge der ſog. Hildes⸗ 
heimer Stiftsfehde 1523 zum größten Teil an die Herzöge von Wolfenbüttel und 
Calenberg aufgeteilt worden, die die ihnen zugefallenen Gebiete (das große Stift 
Binnen zuſammen mit ihren Hauptländern reformierten (. oben S. 1272) Das 
Bistum beſtand ſeitdem nur noch aus der Stadt Hildesheim und den Amtern 
Steuerwald, Marienburg u. Peine (ſog. kleines Stift). Die Stadt wurde 
1542/43 reformiert und erhielt 1544 auch eine von Bugenhagen und Corvinus ver⸗ 
ſaßte KO. (Richter KO. II S. 79 ff.). Von der Stadt aus wurde Peine reformiert, 
und auch in die anderen Amter drang die ev. Lehre. (KO. v. 1561, Richter KO. 
II S. 224). Im J. 1643 wurde dem Biſchof ein großer Teil des verlorenen Landes 
reſtituiert und 1652 durch Rezeß (Ebhardt I S. 539, 542) zwiſchen dem Biſchof 
und den ev. Ständen das Konf. in der Stadt Hildesheim errichtet, deſſen Kompetenz 
ſich jedoch auf das kleine Stift nicht erſtreckte. Dieſes erhielt 1652 eine Superin⸗ 
tendenturverfaſſung und wurde erſt 1815 dem Konſ. unterſtellt. Vgl. (Starke) Ev. 
K. Staat d. Hochſtifts Hildesh. 1730 S. 5; Schlegel a. a. O. II S. 16, 17, 200 ff., 
542 ff. III S. 573 ff., und d. Reſkr. v. 2. Mai 1815 in Hagemanns Samml. d. hann. 
Landes-Vdgn., Hann. 1815, S. 425; Spezialliteratur bei Uhlhorn K.Geſch. S. 1837. 

3) Reſkr. v. 17. Juli 1818 (Ebhardt 1 S. 545). A 

5 4) Dieſe war 1815 bei der Reſtitution auch auf die vormals Eichsfelder Amter 
Lindau, Gieboldehauſen, ſowie auf Duderſtadt und Goslar ausgedehnt 
worden, 2 Reſkripte v. 21. Febr. 1816 (Ebhardt I S. 547). In Goslar war 
bereits 1521 lutheriſch gepredigt und 1529 die Reformation vollendet, ſodann 
1531 eine KO. (revidiert 1560) und 1555 auch eine KonſO. (Richter KO. I S. 154 
u. II S. 163) erlaſſen worden; Schlegel a. a. O. II S. 90, 210, 561; Holzhauſen, 
5 der Reform. in Goslar, im Arch. d. hiſt. Vereins f. Niederſachſen 1845 

j 5) Im Stifte Osnabrück war die Reformation 1542 zugelaſſen worden, 
die Stadt war bereits 1525 teilweiſe proteſtantiſch geworden und hatte 1543 eine KO. 
(in erweiterter Form von 1588 bei Richter KO. II S. 23) ſowie früh ein eigenes 
Konf. erhalten. Etwas ſpäter wurde das Stiftsgebiet der ev. K. gewonnen und er⸗ 
hielt eine beſondere KO. f. Landkirchen (Spiegel, Hermann Bonnus, 2. Auflg. 
Göttingen 1892, S. 128). Gegenreformatoriſche Beſtrebungen einzelner Biſchöfe und 
des Domkapitels hatten dann jedoch zeitweiſe das Luthertum wieder völlig unter⸗ 
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und das oſtfrieſiſche Konſiſtorium zu Aurich reſtauriert.!) Nur in 
letzerem war die reformierte Konfeſſion vertreten; infolge der Mitgliedſchaft 
des reformierten Generalſuperintendenten hatte es ſtändig einen reformierten 
Beiſitzer, weitere Mitglieder ſollten reformiert ſein können.?) Die anderen 
Konſiſtorien wurden, wenngleich ihnen auch die reformierten Gemeinden 
ihrer Diſtrikte unterſtellt waren,?) nur mit Lutheranern beſetzt. Unter 
dieſen königlichen Konſiſtorien blieben verſchiedene ſtädtiſches) wie auch zwei 
gräfliche Mediatkonſiſtorien?) erhalten, und auch das Kloſter Loccum 
wurde im Beſitz feiner hergebrachten konſiſtorialen Rechte belafjen.6) Ihre 
ſelbſtändige kirchliche Verfaſſung behielt weiter die reformierte Grafſchaft 
Bentheim, wo das 1613 errichtete, 1701 erneuerte, unter der franzöſiſchen 


drückt, bis es 1634 von den Schweden, die das Land erobert hatten, völlig zur 
Herrſchaft gebracht und gleichzeitig durch Errichtung eines Landeskonſ. dauernd be⸗ 
feſtigt wurde. Schlegel a. a. O. II S. 219 ff., 422 ff., 548 ff. u. III S. 581 ff. 
Baer, Abriß einer Verw.⸗Geſch. des Reg.⸗Bez. Osnabrück, Hann. 1901, S. 4, 56, 
67; Abeken, Geſch. d. Kirchenref. d. Stadt Osnabrück; Mejer, Inſtitutionen d. 
KR. S. 221. Auch das Stadtkonſ. wurde von der hann. Regierung durch Reif. 
v. 31. Okt. 1814 (Hagemann a. a. O. 1814 S. 943) vorläufig beſtätigt. 

1) Bek. v. 1. Juli u. 7. Aug. 1817 (Ulrichs 1 S. 17). 

2) über die tatſächliche Zuſammenſetzung ſ. Bartels a. a. O. S. 19, 22, 27. 

3) So hatte Konſiſtorialrechte das Konſ. zu Hannover quoad externa über 
die ref. Gemeinden der vormals heſſ. Grafſch. Pleſſe; das zu Stade über die ref. 
Gemeinden der Amter Lehe und Blumenthal, welche dann 1867 zu einer be⸗ 
ſonderen ref. Superintendentur mit erweiterten Ephoralbefugniſſen vereinigt wurden; 
das zu Osnabrück über die ref. Niedergrafſchaft Lingen, vgl. Bek. der Reg. zu 
Osnabrück v. 13. Jan. 1817 (Ebhardt, Staatsverf. d. Kgr. Hannover, Hannover 
1860, S. 983) und über die ältere Synodalverfaſſung in dieſer Grafſchaft, die 1713 
zu Grunde ging: v. Hoffmann a. a. O. S. 58, Heppe, Die Presb.⸗Synodal⸗ 
verfaſſung (. oben S. 782) S. 64 ff. u. Jacobſon, Geſch. (Rheinland⸗Weſtfalen; 
ſ. oben S. 8 3) S. 433 f. Dem Kon. zu Osnabrück wurden auch die wenigen prot. 
Einwohner des kath. Herzogtums Arenberg-Meppen unterſtellt. 

4) Im Konſ.⸗Bez. Hannover übten konſiſtoriale Befugniſſe aus die Magiſtrate 
von Lüneburg, Einbeck, Oſterode, Hildesheim und Hannover (Spangen⸗ 
berg in Lipperts Ann. d. KR. III S. 30 u. Ebhardt, 3. Folge S. 63). Desgl. 
im Konſ.⸗Bez. Stade die 1 zu Verden, Stade, Buxtehude u. im 
Konſ.⸗Bez. Osnabrück der Magiſtrat bezw. das ſtädt. Konſ. zu Osnabrück 
(Spangenberg a. a. O. S. 33 ff.; Lohmann II S. 15; oben S. 1355). — Soweit 
dieſe konſiſtorialen Befugniſſe richterlicher Natur waren, ſind ſie mit der Aufhebung 
der geiſtl. Gerichtsbarkeit beſeitigt, im übrigen haben ſich einzelne Reſte von ihnen 
noch bis heute erhalten. Als förmliche Konſiſtorialbehörde kann 1 keiner der 
5 Magiſtrate mehr angeſprochen werden, zuletzt iſt 1885 der Magiſtrat zu 

snabrück als ſolche beſeitigt. S. unten S. 140. = 

5) Unter dem Konſ. zu Hannover ftand 1. das gräfl. Stollberg⸗Stollbergiſche 
Konſiſtorium zu Neuſtadt für die Grafſchaft Hohnſtein, 2. das gräfl. Forſtamt 
Sophienhof, welches in Verbindung mit einem geiſtlichen Rat aus der Grafſchaft 
Wernigerode für den wernigerodiſchen Anteil der Grafſchaft Hohnſtein die 
Konſiſtorialia verwaltete. Rezeß v. 18. Mai 1733 in v. Liebhaber, Beitr. z. 
Erörterung der Staatsverf. der braunſchw.⸗lüneb. Kurlande, Gotha 1794, S. 42 ff.; 
Schlegel, Kurhann. KR. I S. 435 ff.; Spangenberg a. a. O. S. 29 u. Neues 
Vaterländiſches Archiv 1823 III S. 24 ff., 54, 57. Aus beiden Konſiſtorial⸗ 
behörden iſt durch Rezeß v. 1872 (Kab O. v. 17. Sept. 1875 bei Ebhardt, 3. Folge 
S. 1002) ein „Königliches und Gräfliches Konſiſtorium in Neuſtadt und 
Hohnſtein“ gebildet worden. 

6) Über Loccum vgl. Schuſter, Skizzen zur Verf.⸗Geſch. des Kloſters L. i. d. 
Ztſchr. XIX S. 33 ff.; über die Aufhebung ſeiner Konſiſtorialrechte unten S. 140°. 
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Herrſchaft aber beſeitigte reformierte Konſiſtorium „Oberkirchenrat“ 
genannt, zu Nordhorn wiederhergeſtellt und mit einem Direktor, einem 
geiſtlichen und einem weltlichen Rat beſetzt wurde.“) 

Und endlich wurde auch die ſelbſtändige Stellung und über die Staats⸗ 
grenzen hinausgehende Organiſation der konföderierten Gemeinden?) 
anerkannt, deren Zahl im Laufe der Zeit ſich wiederholt geändert hatte. 
Mehrere franzöſiſche Gemeinden hatten ſich aufgelöſt oder mit deutſch⸗ 
reformierten verbunden, während andererſeits neue der Konföderation bei⸗ 
getreten waren. Im Jahre 1839, in dem ſich die Konföderation die noch 
gegenwärtig geltende Kirchenordnung gab,“) welche von der hannoverſchen 
Regierung am 10. November 1853, von der braunſchweigiſchen am 6. Juli 
1842 und von der ſchaumburg⸗-lippeſchen am 14. März 1844 genehmigt 
wurde,“) gehörten zu ihr die Gemeinden von Braunſchweig, Celle, Hannover, 
Göttingen, Münden und Bückeburg. 

VI. So fehlte der kirchlichen Ordnung in dem neuen Königreich 
Hannover die kirchliche Zentraliſation wie auch die Einheitlichkeit. An der 
Spitze der einzelnen ehemals politiſch ſelbſtändigen Landesteile ſtanden 
einander koordinierte Konſiſtorien, über die ſeit 1823 das Kabinetts⸗ 
Miniſterium die Aufſicht führt. Unter dieſen Konſiſtorien führten General⸗ 
ſuperintendenten und unter dieſen Inſpektoren die Aufſicht über die Geiſt⸗ 
lichkeit. Im übrigen aber bildete jeder Konſiſtorialbezirk eine eigene 
Kirche, die nach ihren alten Ordnungen und Gebräuchen ein ſelbſtändiges 
Daſein führte, und erſt ſpät kam es zu einer dieſe einzelnen Kirchenkörper 
zuſammenfaſſenden Organiſation. 

Wohl nahm ſchon das Grundgeſetz vom 26. September 1833 und 
die Verfaſſungsurkunde vom 6. Auguſt 1840 kirchliche Reformen in Aus⸗ 
ſicht, allein erſt die Bewegungen von 1848 führten zu poſitiven An⸗ 
ordnungen. Durch Geſetz vom 12. Juli dieſes Jahres?) wurde die 
Konſiſtorialgerichtsbarkeit — abgeſehen von der Ehegerichtsbarkeit, die den 


1) Vdg. v. 16. Sept. 1818. (Hann. GS. 1818 Abt. I S. 97); Spangen⸗ 
berg a. a. O. S. 37. Über die älteren kirchl. Verhältniſſe in Bentheim vgl. Vis ch, 
W. F., Geschiedenes van het Grafschap Benthem, te Zwolle 1820, S. 146; 
Moeller, Joh. C., Geſch. der vorm. Grafſchaft Bentheim, Lingen 1879, S. 324, 
433. Gleichzeitig mit der Errichtung des OK Rats war hier 1613 auch eine KO. 
erlaſſen worden, an deren Stelle dann 1708 eine neue, noch heute teilweiſe geltende 
KO. trat. Letztere ift wiederholt abgedruckt, z. B. ſelbſtändig als Kerkenordre der 
Grafschap Benthem, tot Utrecht 1709, oder in: Bdgn. der Grafſchaft Bentheim 
1671-1808, Hann. 1838 S. 127 ff. 

2) S. oben S. 131, 132. : 

3) Abgedr. bei Friedberg, VG. S. 121 ff. u. bei Hugues a. a. O. S. 101 ff. 

4) Hugues a. a. O S. 117 ff. Für die ſtaatsrechtl. Stellung der konf. 
Gem. in Hannover ift bedeutſam der ME. v. 15. Aug. 1842 (daſ. S. 116 f.), aus 
dem zu entnehmen iſt, daß die Staatsregierung fie zur ev. K. i. S. der Verf.⸗Urk. 
v. 6. Aug. 1840 rechnete. h 

5) Hann. GS. Abt. 1 S. 189. Das Gef. bezog ſich jedoch nicht auf das 
Land Stade. 
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Konſiſtorien erſt durch das preußiſche Geſetz vom 1. März 1869 ) ab⸗ 
genommen iſt — aufgehoben. Durch Geſetz vom 5. September 1848?) 
wurde die Bildung von Kirchenvorſtänden verheißen, welche aus den 
Predigern und gewählten Gemeindegliedern beſtehen und die Verwaltung 
des Vermögens der einzelnen Kirchen und der dazu gehörenden Stiftungen 
und Armenanſtalten führen ſollten; und durch Geſetz vom 14. Oktober 1848 
erfolgte auch wirklich die Anordnung ſolcher Kirchenvorſtände für das 
ganze Land, jedoch ohne daß gegen ablehnende Gemeinden ein Zwang zu 
ihrer Errichtung ausgeübt wurde.“) 

Im folgenden Jahre dachte man an die Einführung einer Pres⸗ 
byterial⸗Synodalordnung. Es wurde eine Kommiſſion zur Feſtſtellung 
eines Verfaſſungsentwurfs gebildet, und die von dieſer angenommenen 
Entwürfe zu einer „Verordnung, betr. die Berufung einer Vorſynode“ 
und einer „Kirchenrats- und Synodalordnung für die evangeliſche Landes⸗ 
kirche lutheriſchen Teils“ wurden auch veröffentlicht) — allein weiter 
gedieh die Angelegenheit nicht, es kam nicht einmal zur Berufung einer 
Vorſynode. Im Jahre 1850 erging unterm 8. November ein neues 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz, welches das Richteramt mit dem eines Kon⸗ 
ſiſtorialrates für unvereinbar erklärte (§8 1, 58), und infolgedeſſen wurden 
die Konſiſtorien zu Stade, Osnabrück und Aurich von den dortigen Mittel⸗ 
gerichten getrennt und vorläufig faktiſch mit den Landdroſteien verbunden.“) 

Erſt in den ſechziger Jahren kam die Verfaſſungsfrage wieder in 
Fluß. Nachdem am Anfang des Jahres 1863 abermals eine Kommiſſion 
eingeſetzt wars) und dieſe unter Benutzung der früheren zwei neue Ent⸗ 
würfe betr. die Berufung einer Vorſynode und betr. die Kirchenvorſtands⸗ 
und Synodalordnung ausgearbeitet hatte, wurde am 29. April die Ein⸗ 
berufung der Vorſynode angeordnet, welche aus 24 Geiſtlichen, 24 gewählten 
weltlichen und 16 königlich ernannten Mitgliedern beſtehen ſollte. Durch 
ihre Beſchlüſſe erfuhr der letztgenannte Entwurf nicht unerhebliche Ab⸗ 
änderungen.7) Dann wurde er der Ständeverſammlung zur Genehmigung 

1) GS. S. 357. 

2) Hann. GS. Abt. I S. 208 ($ 28). 

3) Zu dem Gef. v. 14. Okt. 1848 (Hann. GS. Abt. 1 S. 301) ergingen: 
Min.⸗Bek. von demſelben Tage (GS. Abt. I S. 307) u. Anw. des Konf. Hannover 
v. 26. Juli 1849, ferner Zufätze durch Gef. v. 5. Nov. 1850 (daſ. Abt. 1 S. 203) 
mit Min.⸗Bek. v. 5. Nov. 1850 (daſ. Abt. I S. 204) u. durch Geſ. v. 9. Okt. 1864 
(daf. Abt. I S. 439) mit Min.⸗Bek. v. 20.21. Okt. 1864 (daf. S. 441, 447). Alles 
abgedr. auch bei Ebhardt, 1. Folge. S. 41 ff. u. 2. Folge. S. 142 ff. 

4) Göttingen 1849. S. auch Uhlhorn, KGeſch. S. 140 ff. 

5) Der gleichzeitig auftauchende Plan, für jeden Landdroſteibezirk ein mit 
dieſer Behörde definitiv verbundenes Provinzialkonſ. und über allen Provinzial⸗ 
konſiſtorien ein Landeskonſ. einzurichten, blieb unausgeführt. Vgl. d. Rechtsgut⸗ 
achten von Herrmann, E., Über den verfaſſungsmäßigen Weg bei Einführung 
von Veränderungen in Konſtſtorial⸗Einrichtungen, Göttingen 1851. 

6) Heppe, Die Presb.⸗Synodalverfaſſung in Norddeutſchld. S. 129. 

7) Protokolle der Vorſynode des Königreichs Hannover, 2. Tle.: 1. u. 
2. Beratung des Geſ. Entwurfs, Hann. 1863. Vgl. auch Uhlhorn a. a. O. S. 155ff. 
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vorgelegt und nachdem er gemäß den Wünſchen dieſer in noch weiteren 
Punkten modifiziert worden war, vom König unterm 9. Oktober 1864 
als Kirchenvorſtands- und Synodalordnung für die evangeliſch— 
lutheriſche Kirche des Königreichs Hannover ſanktioniert; die landes⸗ 
geſetzliche Zuſtimmung wurde in einem Landesgeſetz vom nämlichen Tage 
ausgeſprochen.!) An dieſe Einführung der Presbyterial⸗Synodalverfaſſung 
ſchloß ſich eine Reviſion der Kompetenzen der beſtehenden Konſiſtorien?) 
und die Errichtung eines oberſten Landeskonſiſtoriums für die evan⸗ 
geliſch⸗lutheriſche Kirches), wie ein ſolches bereits in der Kirchenvorſtands⸗ 
und Synodalordnung § 57 in Ausſicht geſtellt war. Dieſes trat mit 
ſeinem Sitz in Hannover am 18. Juni 1866 ins Leben; die Provinzial⸗ 
konſiſtorien zu Hannover, Aurich, Osnabrück, Stade und Otterndorf 
wurden ihm mit Ausſchluß ihrer Kompetenzen für die Reformierten unter⸗ 
geordnet, während es ſelbſt dem Kultus miniſterium unterſtellt wurde. 
s VII. Der Eintritt Hannovers in den preußiſchen Staatsverband ließ 
feine Kirchenverfaſſung zunächſt unberührt.!) Erſt in den achtziger Jahren 
ging das preußiſche Kirchenregiment an eine größere Reformgeſetzgebung. 
Sie begann bei den Reformierten, deren bis dahin lediglich partikulär 
organiſierte Kirchen (mit Ausnahme der konföderierten Gemeinden) durch 
das auf Grund der Beratung einer außerordentlichen reformierten Synode 
erlaſſene Kirchengeſetz vom 12. April 1882,°) beſtätigt durch Staats- 


1) Hann. GS. Abt. I S. 413, 437; Friedberg, VG. S. 129 ff. Kommentar 
zur KO. von Lohmann in ſeinen Kirchengeſetzen (ſ. oben S. 82). I. Zur Ausf. 
ergingen a) zur hann. Zeit: die Min.⸗Bek. v. 20. Okt. 1864 (GS. Abt. 1 S. 441; Loh⸗ 
mann, S. 91; Friedberg, VG. S. 145), auf Grund der das Konf. zu Hannover 
am 1. Nov., das zu Osnabrück am 5. Nov., das zu Stade am 8. Nov. u. das zu 
Aurich am 10. Nov. Inſtruktionen an die Kirchenkommiſſarien erließen (Lohmann, 
S. 98 ff.,), b) unter preuß. Regierung: die Bek. des preuß. General⸗ Gouvernements, 
Dep. des Kultus v. 18. Jan. 1867 (Lohmann, S. 126; Friedberg a. a. O 
©. 147), die Bek. des L.⸗Konſ. v. 14. Aug. 1869 (Lohmann, S. 144; Friedberg 
a. a. O. S. 152) u. die GeſchO. f. die LSyn. (Lohmann, S. 149). 

2) Es ergingen: Regulativ v. 28. Juni 1864 betr. die landdroſteiliche Mit⸗ 
wirkung in Kirchen⸗ u. Schulſachen in den Konſ.⸗Bez. Hannover, Stade u. Aurich; 
Bek. des Kult.⸗Min. betr. den Geſchäftskreis der Kirchenkommiſſarien bezw. Super⸗ 
intendenten im Bez. des Konſ. zu Hannover v. 22. Okt. 1864 (GS. Abt. I S. 449), 
desgl. im Bez. des Konſ. zu Aurich v. 18. Nov. 1864 (ebendaſ. S. 471) — alles abgedr. 
bei Lohmann I S. 188—222 u. Friedberg, VG. S. 153—164, jetzt größenteils 
antiquiert durch StG. v. 1885 (j. flgde. S.) u. zwei Regulative v. 1888 (unten 
§ 21 A. VII.; Friedberg, Ergzbd. II S. 2, 4.) 

3) Kgl. Vdg. v. 17. April nebſt Bek. des Kult.⸗Min. v. 5. Mai 1866 (GS. 
Abt. 1 S. 105, 119; Ebhardt, 2. Folge. S. 47, 49; Lohmann! S. 179 ff.; Fried⸗ 
berg, VG. S. 165) u. dazu die noch geltende prov. GeſchO. v. 16. Juni 1866 
(Ebhardt, 3. Flge. S. 63; Lohmann, I S. 186.). 

4) Bek. des Ober⸗Präſ. v. 29. Juni 1868 (Ebhardt, 2. Flge. S. 42). 

5) GS. S. 224, KG. Bl. A. 1884 S. 2; dazu Ausf. Erl. v. 28. April 1884, 
KG. Bl. A. S. 33. Ein „Bericht über die Verhandlungen der außer⸗ 
ordentlichen Synode (Vorſynode = 1881) für die ev. ref. Gem. der Prov. 
Hann.“ iſt unter Benutzung amtl. Quellen von Raydt u. Dirkſen bearbeitet u. 
im Verlage von Dunkmann in Aurich erſchienen. Danach kommentiert iſt die KO. 
neuerdings von Gieſe, E., in feinen K.⸗Geſetzen der ev. ref. K. der Prov. Hann., 
Aurich 1902, S. Uff. 
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geſetz vom 6. Auguſt 1883,1) eine Kirchengemeinde und Synodals 
ordnung erhielten und zu einem Ganzen verbunden wurden. Erſt mit 
dieſem Geſetz verlor auch der reformierte Cötus jede öffentlich rechtliche 
Stellung; war dieſe ſchon früher eine ſehr beſchränkte geweſen, indem es 
lange feſtſtand, daß die Zugehörigkeit zu ihm für die reformierten Geiſt⸗ 
lichen nicht obligatoriſch und das examen coetuale keine notwendige Vor⸗ 
ausſetzung für die Anſtellung im Kirchendienſt war,?) ſo wurde ihm jetzt 
auch die Befugnis zur Abnahme der Kandidatenprüfung, ſeine wichtigſte 
öffentliche Funktion, die er unbeſtritten geübt hatte, entzogen,?) ſodaß er 
ſeitdem nur als freie Vereinigung der Geiſtlichen erſcheint. Durch den 
Allerh. Erlaß vom 20. Februar 1884) erhielt die neue reformierte Kirche 
Hannovers auch eine einheitliche Spitze, indem das Konſiſtorium zu 
Aurich zur reformierten Zentralbehörde der Provinz erhoben wurde 
und ihm die Zuſtändigkeiten des Oberkirchenrats zu Nordhorn wie der 
Konſiſtorien zu Osnabrück, Stade und Hannover in betreff der kirchlichen 
Verwaltung der ihnen bisher unterſtellten reformierten Gemeinden über⸗ 
tragen wurden. Die Verfaſſung der lutheriſchen Kirche wurde vor— 
nehmlich in ihren konſiſtorialen Beſtandteilen umgeſtaltet: Nachdem durch 
Allerhöchſten Erlaß vom 19. Mai 18795) die beiden Generalſuper⸗ 
intendenturen für die Fürſtentümer Göttingen und Grubenhagen zu 
einer zuſammengezogen waren, wurden durch Allerhöchſten Erlaß vom 
13. April 1885 die Konſiſtorien zu Osnabrück und Otterndorf 
aufgehoben und ihre Zuſtändigkeiten den Konſiſtorien zu Hannover und 
Stade übertragen.“) Dann folgten das Staatsgeſetz vom 6. Mai 1885,“ 
welches die Rechte des Staats gegenüber der hannoverſchen lutheriſchen 
Kirche, ſoweit ſolche bisher noch von den Konſiſtorien wahrgenommen 
waren, den Staatsbehörden zur Wahrnehmung nach den im übrigen 
Preußen anerkannten Grundſätzen überwies,s) und zwei weitere Allerhöchſte 


1) GS. S. 295 KG. Bl. A. S. 25; d. Gef. iſt abgeändert bezw. ergänzt 
durch StG. v. 14. Juli 1895 (GS. S. 283, KG. Bl. A. S. 193). — Zur Ausf. des 
Art. 25 des Gef. v. 1883 iſt ergangen d. kgl. Vdg. v. 25. Juli 1884 (GS. ©. 319, 
KG. Bl. A. S. 30) abgeändert durch Vdg. v. 30. Jan. 1893 (GS. S. 10, 
KG. Bl. A. S. 93). 

2) Vgl. Uhlhorn a. a. O. S. 111; auch oben S. 133. 

3) KG. v. 12. April 1882, § 73,2; Kgl. Vdg. v. 9. Nov. 1885 (KG. Bl. 
A. 1886 S. 85). 2 

4) GS. S. 77; KG. Bl. A. S. 30; Friedberg, Ergzbd. I S. 44. 

5) Vgl. Bek. des Prov.⸗Konſ. Hann. v. 4. Juli 1879 (Ebhardt, 4. Folge 
S. 43). Über Veränderung der Amtsbez. der beiden lüneburgiſchen Gen.⸗Sup. 
vgl. eine Bek. des Prov.⸗Konſ. Hann. v. 13. Jan. 1870 (daſ. 3. Folge S. 119). 

6) GS. ©. 138 KA. Bl. H. S. 4; durch denſelben Erlaß wurden dem Ma- 
giſtrat zu Osnabrück u. dem Kloſter Loccum feine konſ. Kompetenzen entzogen. 

7) GS. S. 135, KA. Bl. H. S. 2; gar Ausf. d. § 8 d. Gef. iſt dn 
kgl. Vdg. v. 24. Juni 1885 (GS. S. 274; KA Bl. H. S. 5) abgeänd. durch Bdg. v. 
30. Jan. 1893 (GS. S. 10; KA Bl. II. S. 17). 2 f 

8) In Hannover war die Stellung der Prov.⸗Konſ. bis zu dieſer Zeit 
eine andere als die der altpreuß. Konſ., nach deren Muſter auch die neuen 
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Erlaſſe vom 4. September und 18. November 1885,1) die neue Umge⸗ 
ſtaltungen der Generalſuperintendenturen verfügten: der General⸗ 
ſuperintendentur für Hoya-Diepholz?) die Stadt Osnabrück und den 
Verwaltungsbezirk des ehemaligen Konſiſtoriums zu Osnabrück zulegten, 
für den Verwaltungsbezirk des ehemaligen Konſioriums zu Otterndorf 
mit der Diözeſe Bremen-Verden, hannoverſchen Anteils, aber eine neue 
Generalſuperintendentur errichteten. Inzwiſchen erfuhr die hannoverſche 
lutheriſche Kirche noch eine Ausdehnung, indem das 1873 von Oldenburg 
erworbene Jadegebiet 1882 dem Konſiſtorialbezirk Aurich zugeſchlagen 
und die auf dieſem 1883 neugebildete lutheriſche Kirchengemeinde Wilhelms⸗ 
haven 1885 der lutheriſchen Provinzialkirche angeſchloſſen wurde.?) Und 
endlich wurde durch Allerhöchſten Erlaß vom 8. Dezember 1902) das 
Konſiſtorium zu Stade aufgehoben und deſſen Geſchäftskreis dem 
Provinzialkonſiſtorium zu Hannover übertragen, bei welcher Gelegenheit 
auch die in den bisherigen Bezirken der Provinzialkonſiſtorien zu Hannover 
und Stade vorhandenen ſieben Generalſuperintendenturen) abermals 
umgeſtaltet und zu drei mit dem Sitze in Hannover, Stade und 
Hildesheim zuſammengezogen wurden. Die lutheriſche Kirchenordnung 
von 1864 beſteht noch unverändert zu Recht, iſt nur in einzelnen Punkten 
wie auch die neueren preußiſchen Kirchenordnungen ergänzt worden.“) 


Konſiſtorialbehörden in den Prov. Schlesw.⸗Holſt. und Heſſen⸗Naſſau eingerichtet 
wurden. Sie galten nicht wie dieſe als reine Kirchen- ſondern zugleich als Staats⸗ 
behörden, und deshalb war durch ihre Anordnungen das kirchliche wie das ſtaatliche 
Intereſſe für gewahrt erachtet und nur ausnahmsweiſe (vgl. d. oben S. 139? zit. 
Regulativ v. 28. Juni 1864) zur Wahrung des letzteren noch die reine Staatsbehörde 
berufen. Dieſe Doppelſtellung der hann. Prov. Konf. (das Landes⸗Konf. iſt gleich 
bei ſeiner Errichtung auf kirchenregimentliche Funktionen beſchränkt worden) iſt 
durch das Gef. v. 1885 beſeitigt; alle jura circa sacra, die ſie bis dahin beſaßen, 
ſind entweder überhaupt weggefallen oder auf Staatsbehörden übergegangen, die 
damals in Hannover gleichzeitig eine Umgeſtaltung im Sinne der altpreußiſchen 
Verwaltungsorganiſation erfuhren. Vgl. beſ. Landesverwaltungsgeſ. v. 30. Juli 
1883 (GS. S. 195) §§ 2, 25, 26, 27, 155; Kreisordnung f. Hann. v. 6. Mai 1884 
(GS. S. 181) § 120 u. a Lohmann, II S. 15ff., 25. 

1) ABl. Hannover S. 1647 u. 2147. 

2) ©. oben S. 1311, 

3) Nach dem StG. v. 10. März 1882 (GS. S. 17, KA. Bl. H. S. 18) und 
dem KG. v. 28. Okt. 1885 (GS. S. 353, KA. Bl. I. S. 18, 77) find für das Jade⸗ 
gebiet alle für das ehem. Fürſtentum Oſtfriesland oder den Konſiſtorialbezirk Aurich 
erlaſſenen allgemeinen Vorſchriften kirchenrechtlichen Inhalts für Wilhelmshaven, 
5 2 f. 1. Jan. 1886 auch die KO. v. 1864, in Kraft getreten, vgl. Lohmann, II 

52 ff. 

4) GS. S. 337, KA Bl. H. S. 49. : 

5) nämlich für die Bezirke: Fürſtentum Calenberg; Grafſchaften Hoya⸗ 
Diepholz nebſt Bez. des ehem. Konf. zu Osnabrück; Herzogtümer Bremen⸗Verden 
nebſt dem Lande Hadeln; Fürſtentümer Göttingen-Grubenhagen und den Harz; 
Fürſtentum Lüneburg Celleſchen Tls., Fürſtentum Lüneburg, Harburg⸗ und Dannen⸗ 
bergiſchen Tls.; Fürſtentum Hildesheim — von denen jedoch die vier letztgenannten 
Generalſuperintendenturen nur nebenamtlich beſetzt waren. . 

6) KG,. betr. die vermögensrechtl. Vertret. der luth. K. Hannovers u. ihrer 
Bez.⸗Synodalverbde. v. 24. Mai 1900 (GS. S. 143; KA. Bl. H. S. 41) u. KG. betr. 
die Bildung von Geſamtverbänden v. 7. Juni 1900 (GS. S. 271; KA. Bl. H. S. 107), 
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Unberührt von all dieſen Umwälzungen iſt die niederſächſiſche Kon- 
föderation geblieben, der auch unter preußiſcher Regierung ihre Freiheit 
vom landesherrlichen Kirchenregiment erhalten iſt. Nur in ihrem Beſtand 
ſind in neueſter Zeit zwei Veränderungen eingetreten, indem 1891 die 
reformierte Gemeinde zu Altona in fie aufgenommen,!) 1901 dagegen die 
Gemeinde zu Hannover aus ihrem Verbande ausgetreten iſt.“) 


Zweites Buch. 
Die Quellen des Kirchenrechts. 


5 11. 
Geſetztes Recht.“) 

I. Die heilige Schrift. Das alte Teſtament iſt für das evan⸗ 
geliſche Kirchenrecht inſofern eine Rechtsquelle geweſen, als einzelne 
moſaiſche Vorſchriften, wie z. B. die Beſtimmungen über die ehehindernden 
Verwandtſchaftsgrade, in denen die evangeliſche Kirche lange Zeit hindurch 
unwandelbare göttliche Anordnungen erblickte, in die älteren Kirchen- und 
Eheordnungen übergegangen ſind. Die neue Rechtsentwickelung hat dieſe 
urſprünglich moſaiſchen Normen jedoch wieder ausgeſchieden. Die ver⸗ 
pflichtende Kraft des moſaiſchen Geſetzes im ganzen iſt von der evan⸗ 
geliſchen Kirche ausdrücklich abgelehnt (Apol. Conf. XXIII 41, 42), wie 
ſie auch ſpezifiſch moſaiſche Rechtsideen ſich nie zu eigen gemacht hat. 
In dem neuen Teſtament dagegen hat die lutheriſche Kirche überhaupt 
niemals göttliche Rechtsbefehle gefunden. Sie glaubt, daß durch Chriſtus 
das Heil, nicht aber irgendwelche Rechtsordnung offenbart iſt, und findet 
daher in den Ausſprüchen des Herrn und der Apoſtel wohl maßgebende 
Normen und Schranken für die Bildung ihres Rechts, aber keine un⸗ 
mittelbar anwendbaren Rechtsſätze.“) Die reformierte Kirche iſt von 


dazu ſind ergangen die StG. v. 25. Mai u. 8. Juni 1900 (GS. S. 145 u. 273; 
KA. Bl. I. S. 49, 109) u. gemäß § 7 des letzteren d. kgl. Vdg. v. 1. Okt. 1900 
(GS. S. 359; KA. Bl. H. S. 143.). N 

1) Albrecht, Zur Geſch. der franz.⸗ref. Gem. in Altona in den Geſchichts⸗ 
blättern des dtſchn. Hugenotten⸗Vereins, Zehnt. III, Heft 1, Magdeb 1894. 

2) Durch Erkl. des Presbyteriums v. 26. März 1901. Die ref. Gem. zu 
Hannover gehört jetzt zur hann ref. Landeskirche und ſteht unter dem Konf. zu 
Aurich. AE. v. 10. Apr. 1901 u. Bek. des Konf. Aurich v. 4. Juni u. 9. Nov. 1901 
(KGBl. A. S. 45, 63). 

3) Vgl. zu dieſem § beſ.: Jacobſon, KR. S. 23 ff.; Richter, Beiträge 
(s. oben S. 8 B) S. ff.; Kahl, Lehrſyſtem, S. 118 ff., 134 ff.; Schulte, Die 
Geſch. der Quellen u. Literatur des kanoniſchen Rechts. Bd. III Tl. 2 u. 3, Das 
ev. Recht u. ſ. w., Stuttgart 1880, S. 11 ff. x 

4) v. Scheurl, Die geiftl. u. die rechtl. Kirche (ſ. oben S. 21) S. 278 ff. 


re 
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dieſer lutheriſchen Auffaſſung inſofern abgewichen, als ſie die Verbind⸗ 
lichkeit der neuteſtamentlichen Schriften für die Geſtaltung ihrer Verfaſſung 
behauptet und demgemäß die apoſtoliſche Gemeindeorganiſation als eine 
gottgewollte Einrichtung angenommen hat.!) Im übrigen iſt auch für ſie 
das neue Teſtament niemals unmittelbare Rechtsquelle geweſen. 

II. Das kanoniſche Recht (eorpus juris canoniei) hat für die 
evangeliſche Kirche Preußens nur eine ſehr untergeordnete Bedeutung. Für 
das Gebiet des Allgemeinen Landrechts iſt ihm ſeine Geltung direkt ent⸗ 
zogen,?) ſoweit nicht etwa einzelne Sätze in Provinzial- oder Statutarrechte 
übergegangen ſind. In den übrigen Rechtsgebieten kommt ihm eine be⸗ 
ſchränkte ſubſidiäre Geltung zu. Es ſteht allen Staats- und evangeliſchen 
Kirchengeſetzen nach, iſt in weiterem Umfange durch evangeliſches Gewohn⸗ 
heitsrecht beſeitigt und kann überdies nie da angewendet werden, wo es 
der Ausfluß eines individuellen Dogmas der katholiſchen Kirche iſt, oder 
wo ſpezifiſch proteſtantiſche Einrichtungen beurteilt werden jollen. 3) 

III. Die Bekenntnisſchriften, in denen die evangeliſche Kirche 
ihr Verſtändnis von der göttlichen Offenbarung bezeugt hat, enthalten 
zwar kein Rechtsſyſtem und überhaupt nur wenige Beſtimmungen recht⸗ 
lichen Charakters, ſind hier jedoch inſofern zu nennen, als ſie durch ihre 
Ausſprüche über die Grenzen der Kirchengewalt, über Einſetzung, Stellung 
und Inhalt des Predigeramts, über das Gemeindeprinzip und ähn— 
liches gewiſſe Grundlagen der evangeliſchen Kirchenverfaſſung im allgemeinen 
fixieren. Speziellere Vorſchriften über die Verfaſſung ſind nur in einzelnen 
reformierten Symbolen enthalten. Auch kommen die Symbole für das 
Recht noch inſofern in Betracht, als die Geiſtlichen auf ſie verpflichtet 
werden und nach dem von ihnen feſtgeſtellten Lehrbegriff die Recht⸗ 
gläubigkeit zu beurteilen iſt.“) 

a ff Schulte, KR. 4. Auflg., Gießen 1886, S. 113; Rieker, Grundſätze, 
ff; 
2) Publ.⸗Pat. z. ALR. I; Jacobſon, KR. S. 106. 

3) J. H. Böhmer, Jus. ecel. Prot. I S. 121 ff.; Schott, De auctoritate 
jur. can. inter evangelicos recepti ejusque usu apte moderando., Erlangen 1781. 
Vgl. auch Schulte, KR. ©. 31; Richter⸗Dove, KR. S. 266, 270°, 277, 28320; 
Kahl, Lehrſyſtem S. 164 ff. 

4) Vgl. Eichhorn, Grundſätze des KR. I S. 387; Scheurl, Kirchenrechtl. 
Abhandl. 1 S. 149 ff. „Die Rechtsgeltung der Symbole“; Richter, Beiträge S. I ff.; 
Schulte, Ouellen a. a. O. S. 11 ff. Die lutheriſchen Bekenntnisſchriften 
find: 1. Die Confessio Augustana v. 1530. 2. Die Verteidigung derſelben in 
der Apologia Confessionis v. 1531. 3. Die Articuli Smalcaldici v. 1537 
4. Die beiden lutheriſchen Katechismen von 1529. 5. Die Formula Con- 
cordiae v. 1580, welche jedoch nicht wie die unter 1—4 genannten Symbole über⸗ 
all anerkannt iſt; in demſelben Jahre wurden ſämtliche luth. Bekenntnisſchriften 
zuſammen mit den 3 ökumeniſchen Symbolen als „Konkordienbuch“ am Jahres- 
tag der Augsb. Konf. (25. Juni) feierlich promulgiert (lateiniſch herausgegeb. 1584). 
Neuerdings find die luth. Symbole herausgegeb. von Haſe, Libri Symboliei 
ecclesiae evangelicae. 3 ed. 1846 u. von Müller, J. T., Die ſym. Bücher der 


ev.-luth. Kirche (deutſch u. latein.) 7. Auflg., Gütersloh 1890. — Von den refor⸗ 
mierten Bekenntnisſchriften kommen für die preuß Landeskirchen beſonders 
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IV. Die verſchiedenen Ordnungen des 16., 17. und 18. Jahrhunderts 
(Agenden, Viſitationsartikel, Konſiſtorialordnungen, Eheordnungen), welche 
mit dem Geſamtnamen Kirchenordnungen bezeichnet zu werden pflegen. 
Sie ſind faſt ausnahmslos von Reformatoren oder anderen hervorragenden 
Theologen abgefaßt und von den Landesherren und Stadtobrigkeiten (mit 
oder ohne Zuziehung der Stände und Gemeinden) erlaſſen, in der refor⸗ 
mierten Kirche vielfach auch aus Synodalbeſchlüſſen hervorgegangen, die 
zu einem Ganzen verbunden landesherrlich beſtätigt wurden.!) Dieſe 
Kirchenordnungen, von denen die meiſten und wichtigſten in das 16. Jahr⸗ 
hundert fallen, ſind die hervorragendſte Quelle des älteren evangeliſchen 
Kirchenrechts. Für das geltende Recht haben ſie nur eine beſchränkte 
Bedeutung, indem ſie nach und nach durch die ſpätere weltliche und 
kirchliche Geſetzgebung und durch Gewohnheitsrecht teils mehr oder minder 
modifiziert, teils völlig aufgehoben ſind.?) 


in Betracht: 1. Die Confessio Gallicana v. 1559. 2. Der Heidelberger 
Katechismus v. 1563. 3. Die Confessio Sigismundi oder Märkiſche Kon⸗ 
feſſion v. 1614. 4. Der Heſſiſche Katechismus v. 1607. 5. Das Bentheimer 
Bekenntnis v. 1613. 6. Die Dortrechter Canones v. 1619. Sie find heraus- 
gegeben von Niemeyer, Collectio confessionum in ecclesiis reformatis publi- 
catarum. Lips. 1840; Bodemann, Fr., W., Samml. der wichtigſten Bekenntnis⸗ 
ſchriften der ev.-ref. Kirche mit geſchichtl. Einl. u. Anm., 2. Auflg., Gött. 1867; 
neueſtens u. am beſten u. vollſtändigſten von Müller, E. F. K., Die Bekenntnis⸗ 
ſchriften der ref. Kirche, Lpzg. 1903, hier in der Einleitung auch Angabe weiterer 
älterer Ausgaben. Über die Geltungsgebiete der einzelnen ref. Bekenntniſſe, die nicht 
wie die meiſten lutheriſchen Symbole auch territorial allgemein anerkannt ſind, 
vgl. Salnars, Harmonia confessionum fidei, herausgegeb. von Ebrard, A., 
Barmen 1887. ® 

1) Jacobſon, Über die Geltung der älteren ev. KOrdungn. in der Gegen- 
wart, i d. Ztſchr. f. dtſches. Recht XIX S. I ff., S. 25 ff. 

2) Die Frage nach der heutigen Anwendbarkeit einer KO. iſt vielfach eine ſehr 
ſchwierige, die im einzelnen nur auf Grund genauer Prüfung der lokalen und all⸗ 
gemeinen Rechtsentwickelung entſchieden werden kann. Im Gebiete des ALR. iſt 
jedenfalls ſchon durch dieſes ſelbſt ein großer Teil des Inhalts der KOrdngn. 
antiquiert worden. Zwar iſt der Fortbeſtand der KOrdngn. und anderen über das 
Kirchenweſen ergangenen allgemeinen Edikte und Verordnungen durch das Publ.⸗ 
Pat. Art. II in Verbindung mit ALR. II, 11 $ 66 und anderen Stellen aus- 
drücklich anerkannt, jedoch folgt aus Art. II zit. ebenſo unzweifelhaft, daß bei 
Materien, mit denen ſich das LR. befaßt hat, ſeine Vorſchriften im Falle des 
Widerſpruchs denen der KOrdngn. vorgehen. (Vgl. z. B. Beſtimmungen Über An⸗ 
ſtellung, Rechte u. Pflichten der Geiſtlichen II, 11 $ 61 I 93 ff., 261 ff., 277 ff., 435 ff., 
446 ff. u. ſ. w.) Dem gegenüber kann ein Vorzug der Ordngn. vor dem ALR. und 
ſpäteren allgemeinen Bobl be auch nicht aus der provinzialrechtlichen Natur jener 
hergeleitet werden. Wohl beſtimmt das Publ. ⸗Pat. Art. III: 

„Die in den verſchiedenen Provinzen bisher beſtandenen beſonderen 
Provinzialgeſetze und Statuten behalten zwar vor der Hand noch ihre ge⸗ 
ſetzliche Kraft und Gültigkeit; dergeſtalt, daß die vorkommenden Rechts⸗ 
angelegenheiten hauptſächlich nach dieſen, und nur erſt in deren Ermangelung, 
nach den Vorſchriften des ALR. beurteilt und entſchieden werden ſollen.“ 
(Vgl. auch Einl. z. ALR. § 21.) 

Allein die „Rechtsangelegenheiten“, von denen hier die Rede iſt, ſind nur 
ſolche privatrechtlicher Natur, bei denen das öffentliche Intereſſe nicht beteiligt iſt. 
Für die Angelegenheiten öffentlicher Natur, zu denen die Verwaltung und Ver⸗ 
faſſung der Kirche gehört, iſt ohne weiteres das ALR. in Kraft getreten und die 
älteren Provinzialgeſetze ſind dementſprechend abgeändert. Jacobſon a. a. O. 
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V. Die Staatsgeſetze. Es entſprach nur der Entwickelung der 
evangeliſchen Kirche, daß von jeher die Staatsgeſetze in ihr galten und 
von ihr anerkannt wurden. Bis in das 19. Jahrhundert hinein fehlte es 
überhaupt an einem juriſtiſchen Unterſcheidungsmerkmal der kirchlichen gegen⸗ 
über der ſtaatlichen Geſetzgebung. Der Landesherr erließ das Geſetz für 
die Kirche genau in derſelben Weiſe wie das für den Staat; darin, daß 
vor dem Erlaß kirchenrechtlicher Normen gewöhnlich der Beirat oder die 
Zuſtimmung der Theologen und Geiſtlichen eingeholt wurde, kann nicht, 
wie die Theorie jener Zeit vielfach annahm, eine rechtliche Mitwirkung 
der Kirche bei der Kirchengeſetzgebung gefunden werden — überdies kam 
dieſe Zuziehung des Lehrſtandes bald gänzlich in Wegfall.)) Auch die 
alten Kirchenordnungen wurden zugleich als Staatsgeſetze angeſehen und 

demgemäß durch gewöhnliche landes herrliche Verordnungen abgeändert und 
aufgehoben. Überhaupt bildete die landesherrliche Einzelverordnung im 
17. und 18. Jahrhundert die wichtigſte Quelle des Kirchenrechts. Neue 
Kirchenordnungen ergingen nur ſehr vereinzelt, auch umfaſſendere Reviſionen 
der älteren wurden nicht vorgenommen; man ließ dem Gewohnheitsrecht 
weiten Spielraum und begnügte ſich damit, in dringenden Fällen Einzel⸗ 
verordnungen zu erlaſſen. Erſt am Ende des 18. Jahrhunderts erfuhr 


S. 46 ff.; Richter, Beitr. S. 16 ff.; Koch, Kommentar z. ALR. Anm. 9 zu Art. III 
des Publ.⸗Pat.; Erk. d. Ob.⸗Trib. v. 11. Apr. 1840 (Entſch. VI S. 86). Weiter 
kommt in Betracht, daß das ALR. überhaupt nur provinzialrechtliche Normen 
fortbeſtehen ließ, gemeines Recht dagegen ſchlechthin beſeitigte. Dieſe Wirkung hatte 
es auch bei ſpäterer Einführung in neuerworbene Landesteile. Galt in einem 
ſolchen Gebiete eine KO. oder Agende als allgemeines Landesgeſetz und nicht als 
partikulares des betreffenden Territoriums, ſo verlor ſie mit der Einführung des 
ALR. von ſelbſt ihre Anwendbarkeit, ohne auch nur ſubſidiäre Gültigkeit zu behalten. 
Das war z. B. der Fall bei der ſächſiſchen KO. v. 1580, welche für alle Gebiete 
des Königreichs Sachſen als allgemeines Landesgeſetz galt; ſie trat in den mit 
Preußen vereinigten ſächſiſchen Landesteilen (Prov. Sachſen u. den Lauſitzen, oben 
S. 48 ff.) außer Kraft, als hier das ALR. an Stelle des allgemeinen Sachſenrechts 
eingeführt wurde. Vgl. Erk. d. Ob.⸗Trib. v. 6. Dez. 1852 (Entſch. XXIV S. I ff.) 
u. v. 15. März 1854 (Entſch. XXIX S. 197 ff.), wie auch die Ausführungen des OK R. 
betreffs der pommerſchen KO. v. 1563 in ſeinem Erl. v. 18. Juni 1856 (A. H. 9, 
S. 214.) Die franzöſiſche Herrſchaft, unter der einzelne landrechtliche Gebiete vor⸗ 
übergehend ſtanden, hat an dem durch das ALR. geſchaffenen Beſtande der älteren 
KDrdngn. nichts weſentliches geändert. Durch die Einführung des Code Napoléon 
wurde das kirchliche Recht ziemlich unberührt gelaſſen, und das Wiedereinführungs⸗ 
patent des APR. b. 9. Sept. 1814 (G S. S. 90) § 2 beſtimmte ausdrücklich, daß es 
bei denjenigen Provinzialgeſetzen und Gewohnheiten, „welche deshalb, weil ſich über 
den Gegenſtand derſelben in den bisherigen Geſetzen keine Vorſchriften finden, als 
fortheſtehend beibehalten werden, auch künftig noch ſein Bewenden“ behalte. Dem⸗ 
gemäß wurde dann auch z. B. bei Bearbeitung des Magdeburger Provinzialrechts 
davon ausgegangen, daß die KO. v. 1739 noch teilweiſe gültig ſei (Klewitz, Prov. 
R. I S. 191). Ebenſo haben ſich in den weſtlichen Provinzen die älteren KOrdngn. 
unter der franz. Herrſchaft zum größten Teil erhalten und bilden ſeit Emanation 
der KO. Rh.⸗W. v. 1835 deren Ergänzung (Jacobſon a. a. O. S. 53). Über die 
einzelnen Vorſchriften der älteren KOrdngn., welche als durch ſpätere Geſetzgebung 
und Gewohnheitsrecht aufgehoben anzuſehen find, vgl. Jacobſon a. a. O. S. 55 ff. 
und in Herzogs Realenzykl. I Aufl. s. v. KO., VII S. 662ff. Weitere Normen 
derſelben ſind durch die modernen Kirchenverfaſſungsgeſetze antiquiert worden. 
1) Jacobſon a. a. O. S. 28 ff. 


Schoen, Kirchenrecht. 10 
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das Recht der Kirche in Preußen wieder eine zuſammenfaſſende Kodifikation, 
indem auch ihm in dem das ganze bürgerliche und öffentliche Recht des 
Staates umfaſſenden Allgemeinen Landrecht von 1794 ein Abſchnitt 
(Tl. II Tit. 11) gewidmet wurde.!) Das landrechtliche Kirchenrecht ſollte 
jedoch keine erſchöpfende Kodifikation der geltenden Rechtsnormen ſein. 
Der Geſetzgeber begnügte ſich vielfach mit der Aufſtellung allgemeiner 
Grundſätze und verwies im einzelnen auf provinzielle oder gar lokale Eigen⸗ 
tümlichkeiten, ſodaß neben dem Geſetzbuch das provinzielle Recht in weitem 
Umfange in Geltung blieb. Für die Kenntnis der hiernach zur Ergänzung 
des Allgemeinen Landrechts dienenden partikularen Normen ſind die Pro⸗ 
vinzialrechte von beſonderer Wichtigkeit, welche alsbald nach Emanation 
des Landrechts in Form von Zuſätzen zu dieſem geſammelt wurden. Aller⸗ 
dings find nur die Provinzialrechte für Oft, Weſtpreußen und Danzig 
publiziert,?) während die übrigen (zum Teil als Manufkripte gedruckten) 
Sammlungen und Bearbeitungen Entwürfe geblieben find.?) Allein auch 


1) Über den Geiſt der landrechtlichen Kirchengeſetzgebung vgl. Laspeyres, 
Geſch. der kath. Kirche Preußens, Halle 1840, S. 457 ff.; Merkel, J., Das prot. 
Kirchenrecht des 18. Jahrhdts., in (Rudelbach u. Guericke) Ztſchr. f. luth. Theologie 
u. Kirche, Jahrg. 1860, S. 1 ff.; Jacobſon, KR. S. 23 ff.; Richter, Beitr. S. 12 ff. 

2) Das oſtpreuß. Prov.⸗R. welches auch für das Ermland u. den damaligen 
Landratskreis Marienwerder (ſ. oben S. 413) gilt, iſt vom 4. Aug. 1801 u. 6. März 1802. 
Vgl. Zuf. 172 ff. u. dazu Zeihe, Erläut. u. Erg. des oſtpreuß. Prov.⸗R. zum Kirchen⸗ 
u. Schulrechte, Königsbg. 1844. — Das weſtpreuß. Prov.⸗R. für die übrigen weſtpreuß. 
Diſtrikte iſt v. 19. April 1844 (GS. ©. 105); hierher §8 22 ff. Für Danzig iſt 
dasſelbe mit einigen Modifikationen eingeführt durch G. v. 16. Febr. 1857 (GS. 
©. 87); hierher Art. 9. Vgl. auch v. Vegeſack, Weſtpreuß. Prov.⸗R. 2 Bde., Danz. 1845; 
Leman, Weſtpreuß. Prov.⸗R. 3 Bde., Lpz. 1830/32, der Bd. III enthält das Statutar- 
recht von Danzig (S. 166 ff.) 

3) Es kommen hier beſonders in betracht: 

1. Für die Prov. Brandenburg mit Ausſchluß der Niederlauſitz: Der erſte 
Entw. des märkiſchen KR. in Zuſätzen z. ALR. bearbeitet von Wilke, in Mathis, 
Allgem. jur. e III, Berlin 1806, S. 246 ff.; vgl. dazu Haupt, Hoͤbch. 
(. oben S. 7, [I) II S. 324 ff. — Weiter find bearbeitet das Prov.⸗R. der Kurmark 
von Scholtz, C., 2 Tle., Berlin 1834 (vgl. J Entw. §§ 537 ff., II, 2 Mot. S. 454ff.), 
3. Auflg. beſorgt v. Günsburg, Berlin 1895, S. 336 ff.; der Altmark von Götze, 
A. W., 2 Tle. Magdeb. 1836 (vgl. II S. 160 ff.) der Neumark von v. Kun ow, 
W., Berlin 1836. Aus dieſen Arbeiten iſt der 3. Tl. des revidierten Entwurfs: 
Das Kirchen- u. Schulrecht, Berlin 1841, hervorgegangen. — Vgl. auch Eb meyer, 
e des Prov.⸗Kirchen⸗ u. Schulrechts der Kur- u. Neumark B., Frkft. 
a. d. O. 1853. 1 

2. Für die Niederlauſitz: Neumann, J. W., Das Prov.⸗R. des Markgrafen⸗ 
5 N., Frkft. a. d. O. 1837. Rev. Entwurf des Prov.⸗R. der Niederlauſitz, 

erl. 1841. 5 

3. Für die Prov. Pommern: Rev. Entwurf des Prov.⸗R. von Altvor- u. 
Hinterpommern nebſt Motiven, Berlin 1836 (vgl. Entw. §§ 295 ff., Mot. S. 109 ff.) 
— Entwurf des Prov.⸗R. von Neuvorpommern u. Rügen, 6 Tle., Greifs- 
wald 1836/37. (vgl. I Abt. 3 88 754 ff., Mot. dazu Tl. IV). 

4. Für die Prov. Sachſen: v. Klewitz, Prov.⸗R. des Herzogtums Magde⸗ 
burg u. der Grafſchaft Mansfeld altpreuß. Anteils, Magdeb. 1837 (vgl. I Mot. 
S. 191 ff., 302 u. II Entw. $$ 252 ff.), Rev. Entwurf, Berlin 1841 ($$ 176, 
249 ff., Mot. S. 120, 183 ff.) — Lentze, A. W., Prov.⸗R. des Fürſtentums Halber⸗ 
ſtadt u. der zugehörigen Herrſchaften Hohenſtein, Regenſtein, Derenburg, 
herausgegeb. v. Strombeck, Lpzg. 1827 (8$ 82, 146), Rev. Entwurf, Berlin 1836 
($$ 106 ff. u. Mot. S. 135 ff.) — Hartmann, Entw. des Prov.⸗R. des Fürſtentums 


. 


§ 11. Geſetztes Recht. 147 


dieſe Entwürfe ſind für die Theorie wie für die Praxis von großer Be⸗ 
deutung, denn es gilt von ihnen allen, was das Obertribunal von einem 
derſelben geſagt hat: „der Entwurf bildet zwar kein als Geſetz emaniertes 
Provinzialrecht, verdient aber dennoch volle Beachtung, teils weil das 
Werk im amtlichen Auftrage, nach vorgängiger Beratung mit ſtändiſchen 
Deputierten verfaßt worden, teils und vornehmlich deshalb, weil der Ent⸗ 
wurf auf öffentlich bekannt gemachten Verordnungen beruht.“ !) Man 
kann aus dieſen Entwürfen immerhin erſehen, was von den maßgebenden 


Eichsfeld, Berlin 1835 ($$ 272 ff., dazu Mot. S. 371 ff.); Rev. Entwurf, Berlin 1837 
($$ 221 ff., dazu Mot. S. 222 ff.; nur wenige Vorſchriften über Patronat u. Kirchen⸗ 
gut.). — Heinemann, W. A., Die ſtatutariſchen Rechte für Erfurt u. ſein Gebiet, 
Erfurt 1822. (S. 59 . 379 ff.; wenige Vorſchr. betr. Stolgebühren u. Kirchenſtühle.) 
— Pinder, Prov.⸗R. der preuß., vorm. ſächſiſchen Landesteile, 2 Tle., Lpzg. 1836 
(Entw. $$ 1398 ff., II Mot. S. 324 ff.). 

5. Für die Prov. Schleſien (mit Ausſchluß der Oberlauſitz), in der ſich nur 
ſehr wenige provinzielle allgemeine kirchenrechtl. Normen haben ermitteln laſſen: 
Wentzel, A., Das jetzt beſtehende Prov.⸗R. des Herzogtums Schleſien und der Graf- 
ſchaft Glatz, Breslau 1839; Rev. Entwurf des Prov.⸗Rechts, Berlin 1841 ($$ 112— 
148, 287, 288, 296; dazu die Mot. ©. 114 ff., 197 ff., 208; die Vorſchriften betreffen 
beſonders: Patronat, Kirchenbau, Verw. des Kirchenguts, Zehnten). Vgl. au 
Simon, H., Das KR. u. die K.⸗Verf, von Schleſten, Breslau 1847, und: das Schul- 
recht und die Unterrichts⸗Verf. von Schleſien, Breslau 1848, welche das 5. u. 6. Heft 
des Provinzialgeſetzbuchs der ſchleſ. Verf. u. Verw. bilden; ferner den Kommentar 
zum ALR. von Merkel, J. Chr., 2. Aufl. Breslau 1812, der das ſchleſ. Recht be⸗ 
ſonders berüdjichtigt. 

6. Für die Oberlauſitz: Entwurf des oberlauſ. Prov.⸗R. nebſt Motiven in 
v. Kamptz Jahrbüchern, Heft 126, 127 (vgl. die §8 130, 268352, betreffen Verw. 
des Kirchenguts) u. (Schuſter, C. G.), Verſuch eines oberlauſ. KR. für Predigt⸗ 
amtskandidaten u. angehende Landgeiſtliche, Frkft. u. Lpzg. 1796. 

7. Für die Prov. Weſtfalen: Schlüter, C. A., Prov.⸗R. der Prov. W. heraus⸗ 

egeb. v. Strombeck, 3 Tle., Lpzg. 1829, ne d, Prov.⸗R. des Fürſtentums 
inden, der Grafſchaften Ravensberg u. Rietberg u. der Herrſchaft Rheda, 
als Manufkript gedr., Berlin 1840 (§§ 33 ff.)) Rev. Entwurf des Prov.⸗R. des 
en Minden, der Grafſchaft Ravensberg u. des Amtes Reckenberg, 
erlin 1841 (58 88 ff., dazu Mot. S. 82 ff.). — Rev. Entwurf des Prov.⸗Kirchen⸗ 
u. Schulrechts der Grafſchaft Mark, Stadt u. Grafſch. Dortmund u. der Städte 
Soeſt u. Lippſtadt, Berlin 1841 (für Dortmund u. Lippſt. keine Partikularitäten 
anerkannt, S. 34, 69, 75) — Rev. Entwurf des Prov.⸗Kirchen⸗ u. Schulrechts des 
Herzogtums Cleve oſtſeits des Rheins u. der Grafſchaften Eſſen, Verden u. 
Elten, der Herrſchaft Broich u. der Dorfſchaft Klein-Netterden, Berlin 1841. 
— Rev. Entwurf der Partikular⸗Rechte der zu W. geh. Standesherrſchaften 
u. der Grafſchaften Lingen u. Tecklenburg, Berlin 1837 (S. 182). — Rev. Ent⸗ 
wurf des Prov.⸗R. des Fürſtentums Corvey, Berlin 1841 (8$ 41 ff., Mot. S. 19 ff.). 
— Rev. Entwurf des Prov.⸗R. des Fürſtentums Paderborn, Berlin 1841 
(88 59 ff., Mot. S. 46 ff.; nur Vorſchriften über Zehnten). — Rev. Entwurf der 
Partikular⸗Rechte des Fürſtentums Siegen u. der Amter Burbach u. Neuen 
kirchen, Berlin 1841 (58 56—59, 107, dazu Mot. S. 32 ff.). 

8. Für die Rheinprovinz: Zuſammenſtellung der in den oſtrhein. Teilen des 
Reg.⸗Bez. Koblenz noch geltenden Prov.- u. Part.⸗Rechte, Berlin 1837; Rev. 
Entwurf des oſtrhein. Pro v.⸗R. Berlin 1837 (hier find die in den Grafſchaften 
Sayn, Wied, Solms 2c. geltenden Partikularitäten aufgenommen). — Rev. 
Entwurf des Prov.⸗R. im Herzogtum Berg, Berlin 1837 (88 284, 285, Mot. 
S. 72 ff.). — Der Rev. Entwurf des weſtrhein. Prov.⸗R., Berlin 1837, übergeht 
das KR. gänzlich. 

9. Für die Prov. Poſen giebt es keine Sammlung. 

1) Rechtsfälle des Geh. Ob.⸗Trib. II S. 102; vgl. auch Plenarbeſchluß des Db.- 
Trib. v. 4. Apr. 1853. (Juſt. M.⸗Bl. S. 207). 
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Faktoren als neben dem Landrecht fortgeltendes Provinzialrecht angeſehen 
wurde. 

Auch im 19. Jahrhundert, und zwar auch nach der Ausbildung 
einer ſelbſtändigen Kirchengeſetzgebung, find zahlreiche Staatsgeſetze ergangen, 
die eine Quelle des Kirchenrechts bilden. Entſprechend der neueren Ent⸗ 
wickelung des Verhältniſſes von Staat und Kirche enthält der moderne 
Staat ſich zwar der Regelung rein innerkirchlicher Verhältniſſe, die äußeren 
Beziehungen der Kirche werden jedoch auch in der Gegenwart allgemein 
als Gegenſtand der eigentlichen Staatsgeſetzgebung aufgefaßt: die Rechte 
der Kirche und ihrer Diener in bürgerlicher und politiſcher Beziehung, die 
Wirkungen kirchlicher Akte für das äußere ſtaatliche Rechtsgebiet, die mit 
Klage geltend zu machenden kirchlichen Anſprüche an den Einzelnen u. a. m. 
werden von Staatswegen beſtimmt; bald ſind diesbezügliche Normen in 
reinen Staatsgeſetzen aufgeſtellt,!) bald find fie in Kirchengeſetzen enthalten, 
die ſtaatsgeſetzlich beſtätigt find.?) Weiter beſtimmt der moderne Staat 
von ſich aus durch ſeine Geſetze den Umfang und Inhalt der von ihm 
über die Kirche zu übenden Aufſicht. Und endlich hat die preußiſche 
Staatsgeſetzgebung in neuerer Zeit eine rege Tätigkeit im Intereſſe der 
Durchführung der neueren Kirchenverfaſſung entwickelt, die 
ganze moderne Synodalverfaſſung iſt ſtaatsgeſetzlich ſanktioniert, ſodaß die 
Synodalorgane nicht nur auf kirchen- ſondern auch auf ſtaatsrechtlicher 
Baſis fungieren.) Neben den Landesgeſetzen kommen auch Reichs- 
geſetze für das Kirchenrecht in Betracht. Geſetze des alten deutſchen 
Reiches bildeten die Hauptquelle für die rechtliche Stellung der evangeliſchen 
Kirche. In Geſetzen des neuen Reiches, wie beſonders im Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch und in den Reichsjuſtiz⸗ und Reichsmilitärgeſetzen, find wenigſtens 
einzelne Beſtimmungen enthalten, die ſich auf die Kirche und ihre Diener 
beziehen. %) 

VI. Die modernen unter rechtlich geordneter Mitwirkung der Synoden 
erlaſſenen Kirchen geſetze, durch welche ſeit der Schaffung ſynodaler 
Organe viele und wichtige Gegenſtände des kirchlichen Rechtslebens, wie die 
Kirchenzucht und Kirchendisziplin, das Trauungs⸗ und Taufweſen, die kirch⸗ 


1) Vgl. z. B. die StGeſetze v. 11. Mai 1873 Über die Vorbildung u. Anſtellung 
der Geiſtlichen; v. 12. Mai 1873 über d. kirchl. Disziplinargewalt u. die Errichtung 


des kgl. Gerichtshofes f. kirchl. Angel.; v. 13. Mai 1873 über die Grenzen des 


Rechts zum Gebrauche kirchl. Straf- u. Zuchtmittel; v. 14. Mai 1873 über den 
Austritt aus d. Kirche; Kommunalabgaben⸗G. v. 14. Juli 1893, § Al. 

2) Vgl. z. B. die im Anſchluß an entſprechende KGeſetze ergangenen StGeſetze 
v. 15. März 1880 betr. das Ruhegehalt der emer. Geiſtl.; v. 15. Juli 1889 betr. 
die Fürſorge für Witwen u. Waiſen der Geiſtl.; v. 8. März 1893 betr. die Sterbe⸗ u. 
Gnadenzeit bei Pfarrſtellen; v. 31. März 1895 betr. die Verw. des Pfarr⸗Witwen 
u. Waiſen⸗Fonds; v. 2. Juli 1898 betr. das Dienſteinkommen der ev. Pfarrer; v. 
14. Aug. 1892, 3. Sept. 1892, v. 30. u. 31. März 1893, v. 16. Juni 1895 betr. die 
Aufhebung von Stolgebühren. 

3) Vgl. oben S. 90 ff., auch Schulze, Preußiſches Staatsrecht II S. 511. 

4) Vgl. die Nachweifungen bei Kahl, Lehrſyſtem, S. 182, 183. 


8 12. Gewohnheitsrecht. 149 


liche Vermögensverwaltung, die weſentlichſten Beſtandteile der geltenden 
Kirchenverfaſſung u. a. m. geordnet ſind. Neben dieſen Kirchengeſetzen 
ſtehen auch heute noch Anordnungen des Landesherrn in der Kirche, die 
er ohne ſynodale Mitwirkung auf Grund ſeiner ſummepiskopalen Gewalt 
allein, nur unter Beirat der Kirchenregimentsbehörden erläßt. Sie 
können in Anlehnung an die ſtaatsrechtliche Terminologie als kirchliche 
Verordnungen bezeichnet werden. Zahlreiche Spezialvorſchriften ent⸗ 
halten die Entſchließungen und Erlaſſe der Kirchenregiments— 
behörden, welche von dieſen namens des Inhabers der Kirchengewalt 
innerhalb ihrer ſachlichen und örtlichen Zuſtändigkeit zum Zwecke der 
Ausführung und Anwendung des beſtehenden kirchlichen Geſetzes- und 
Verordnungsrechts erlaſſen werden.!) 

VII. Die ſtatutariſchen Satzungen, zu deren Errichtung nach 
den neuen Kirchenverfaſſungsgeſetzen ſowohl die Kirchengemeinden wie die 
Kreisſynodalverbände befugt ſind.?) 


$ 12. 
Gewohnheitsrecht.“) 

I. Als Gewohnheitsrecht bezeichnen wir den Inbegriff der Normen, 
die, ohne geſetzgeberiſche Tätigkeit entſtanden, tatſächlich als Recht gelten. 
Das Vorhandenſein dieſes Rechts offenbart ſich in ſeiner dauernden Übung, 
consuetudo. Seine Grundlage iſt die opinio necessitatis, die gemeinſame 


1) Die Publikation dieſer Kirchengeſetze wie der kirchlichen Verordnungen 
und behördlichen Erlaſſe erfolgt regelmäßig in amtlichen Blättern, die von den an 
der Spitze der einzelnen Landeskirchen ſtehenden Konſiſtorien je nach Bedürfnis 
herausgegeben und jahrgangsweiſe zuſammengeſetzt werden. So erſcheinen: 1. fett 
die Landeskirche Altpreußens: Das Kirchliche Geſetz⸗ und Verordnungsblatt ſeit 
1876, herausgegeb. v. OK R. (deſſen früheres Publikationsorgan „Aktenſtücke aus 
d. Verw. d. OR Rats mit H. 22, 1875 abſchließt); 2. für die Landeskirche Schleswig⸗ 
Holſteins: Das Kirchliche Amtsblatt des Kgl. ev.⸗luth. Konſ. in Kiel ſeit 1868, 
ſeit 1879 u. d. T.: Kirchliches Geſetz- und Verordnungsblatt für den Amtsbez. des 
Kgl. ev.⸗luth. Konſ. in Kiel; 3. für die luth Landeskirche Hannovers: Das 
Königliche Amtsblatt f. den Bez. des Kgl. Landeskonſiſtoriums in Hann. ſeit 1885; 
4. für die ref. Landeskirche Hannovers: Das Kirchliche Geſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
blatt f. die ev. ref. Kirche der Prov. Hann. ſeit 1884; 5. für die Kirche des Konſ.⸗ 
Bez. Wiesbaden: Das Kirchliche Amtsblatt des Kgl. Konſ. Wiesb. ſeit 1868, ſeit 
1878 u. d. T.: Kirchl. Amtsblatt, Geſetz⸗ u. Verordnungsblatt für den Amtsbez. 
des Kgl. Konſ. Wiesb.; 6. für die Kirche des Konſ.⸗Bez. Kaſſel: Amtliche Mit⸗ 
hen des Kgl. Konſ. (für den Reg.⸗Bez.) Kaſſel ſeit 1873, ſeit 1886 (Dezember) 
u. d. T.: Kirchl. Amtsblatt, Geſetz. u. Verordnungsblatt für den Amtsbez. des 
Kgl. Konf. zu Kaſſel; 7. für die Kirche des Konſ.⸗Bez. Frankfurt: Das Kirchl. 
Amtsblatt, Geſetz⸗ u. Verordnungsblatt für den Amtsbez. des Kgl. Konf. zu Frfft. 
ſeit Dezember 1899. 

2) Nicht dagegen die Prov. Gemeinden. — Näheres unten $ 28, VII, $ 35, III. 

3) Vgl. bei. Jacobſon, KR. S. 100 ff. u. in Ztſchr. f. dtſchs. R. XIX S. 65 ff.; 
Puchta, Das Gewohnheitsrecht, 2 Bde. Erl. 1828, 1837, bei. Bd. II S. 264 ff.; 
v. Scheurl, Kirchl. Gewohnheitsrecht i. d. Ztſchr. II S. 184 ff. III S. 30 ff. u. 
387 ff., in ſeiner Sammlung kirchenrechtl. Abhandlungen, Erl. 1872, S. 169 ff.; 
Derſelbe, Die Kat u. die rechtl. Kirche in zit. Samml. S. 383 ff.; Richter, 
Beitr. S. 19 ff.; Kahl, Lehrſyſtem, S. 129 ff. 
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rechtliche Überzeugung, einen gewiſſen Satz befolgen zu müſſen, um die 
Rechtsordnung aufrecht zu erhalten.“) Consuetudo und opinio necessitatis 
gelten daher allgemein als ſeine Begriffsmerkmale. 

II. In der evangeliſchen Kirche bildet das Gewohnheitsrecht von je⸗ 
her eine wichtige Rechtsquelle. Die erſte Rechtsbildung in ihr war eine 
gewohnheitsrechtliche — die alten Kirchenordnungen, in denen die Landes⸗ 
herren unter dem Beirate der Reformatoren die erſte rechtliche Verfaſſung 
der einzelnen Landeskirchen feſtſtellten, verdankten ihre kirchengeſetzliche 
Geltung doch nur einer ihrer Promulgation vorhergegangenen Entwickelung 
eines kirchlichen Geſamtbewußtſeins, daß den evangeliſchen Landesherren 
als Schirmherren dieſer Kirchengemeinſchaften in ihnen ein Geſetzgebungs⸗ 
recht zukomme?) — und auch ein großer Teil ihres heute geltenden Rechts 
iſt nur auf Gewohnheit und lange Übung begründet. Die Bildung des 
Gewohnheitsrechts in der evangeliſchen Kirche iſt nach den gemein⸗ 
rechtlichen Grundſätzen zu beurteilen, die in Theorie und Praxis bezüglich 
des Gewohnheitsrechts überhaupt anerkannt ſind.s) Die Normen des 
kanoniſchen Rechts ſtehen mit denen des weltlichen hier nicht im Gegen⸗ 
ſatz, ſondern wollen nur die der kirchlichen Rechtsbildung eigentümlichen 
Bedingungen und Bedürfniſſe zur Geltung bringen und ſind daher, 
ſoweit die Verſchiedenheit beider Kirchen es geſtattet, zu berückſichtigen. 
Danach iſt erforderlich: 1. eine Übung, die ſich als Ausfluß gemeinſamer 
Rechtsüberzeugung der betreffenden kirchlichen Gemeinſchaft darſtellt. Als 
Träger dieſer Rechtsüberzeugung kommen alle Glieder der Gemeinde in 
Betracht, der Lehrſtand wie die Laien. Die kanoniſche Norm, daß allein 
das Prieſtertum als Träger des kirchlichen Rechtsbewußtſeins anzuſehen 
iſt, findet in der evangeliſchen Kirche ſelbſtverſtändlich keine Anwendung, 
da ſie einen auserwählten, zur Leitung der Kirche berufenen Prieſter⸗ 
ſtand überhaupt nicht kennt; 2. eine gewiſſe Dauer der Übung, aus der 
auf das Vorhandenſein der Überzeugung geſchloſſen werden kann. Die 
Frage, ob eine Übung lange genug gedauert hat, um dieſen Schluß aus 
ihr ziehen zu können, hat der Richter nach freiem Ermeſſen zu entjcheiden;*) 

1) Schulte, Das kath. KR. I, Gießen 1860, S. 213. 

2) v. Scheurl a. a. O. II S. 195. 

3) Das gilt auch für das Gebiet des AL R., indem dieſes über Erforderniſſe 
und Merkmale des Gewohnheitsrechts keine Vorſchriften enthält. S. z. B. Foerſter⸗ 
Eccius, Preuß. Privat⸗Recht, 7. Aufl., Berl. 1896, I S. 81. 

4) Das kanoniſche Recht verlangt nach der herrſchenden Anſicht (anders 
Schulte a. a. O. S. 223 ff.), daß die Übung die Verjährungszeit von 40 Jahren 
indurch gedauert habe, jedoch herrſcht über die Anwendbarkeit dieſer Norm, die ich 
brigens nicht mit Puchta a. a. O. S. 286 ff. als eine an ſich ſchon mit dem Geiſt 
der ev. K. unverträgliche anſehen kann, im ev. KR. unter den Theoretikern große 
Uneinigkeit, vgl. v. Scheurl a. a. O. III S. 65 ff. Das ALR. enthält nach der herrſchenden 
Anſicht (Foerſter⸗Eccius a. a. O. S. 81°; Koch, Komm. z. ALK. I S. 617) über⸗ 
haupt keine diesbezügliche allgemeine Beſtimmung. Die Praxis hat ſich gelegentlich 
im Hinblick auf ALR. II, 11 § 242 für die 10jährige Dauer entſchieden, dann jedoch 
wieder dem richterl. Ermeſſen freie Hand gelaſſen; vgl. Erk. d. Ob.⸗Trib. v. 19. Juni 
1848 (Entſch. XVII, S. 365) u. v. 25. Mai 1857 (Entſch. XXXVI, S. 305). 
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3. die Rationabilität der Gewohnheit. Wie auf weltlichem Gebiet ver⸗ 
langt wird, daß eine Gewohnheit nicht den Grundlagen der ſtaatlichen 
und allgemein ſittlichen Ordnung widerſpreche,!) jo fordert das kanoniſche 
Recht, daß jede rechtsbildende Gewohnheit mit dem Geiſt der Kirche und 
der kirchlichen Inſtitute übereinſtimme, und nennt eine Gewohnheit, bei 
der dies nicht zutrifft, consuetudo minus rationabilis oder non consona 
rationi. Das Erfordernis der Rationabilität in dem ſich hieraus er⸗ 
gebenden allgemeinen Sinne iſt ſelbſtverſtändlich auch für das Gewohnheitsrecht 
in der evangeliſchen Kirche feſtzuhalten,?) was jedoch die einzelnen Gründe 
anlangt, aus welchen kirchliche Rechtsgewohnheiten als irrationabel zu 
betrachten ſind, ſo bieten hier die kanoniſchen Quellen vielfach nur die 
Ausgangspunkte für die vom evangeliſchen Standpunkt zu entwickelnde 
Theorie. Irrationabel iſt in der evangeliſchen Kirche ein Brauch, der mit 
einem Schriftwort unvereinbar iſt, in dem die Geſamtkirche eine göttliche 
Willensäußerung erblickt; ihm kann eine rechtserzeugende Kraft in der 
Kirche nicht beigelegt werden, da er das Weſen der Kirche ſelbſt berührt, 
das vorzüglich durch ihre Auffaſſung der für ſie die Grundwahrheiten 
enthaltenden göttlichen Ausſprüche beſtimmt wird; dem, was als göttlicher 
Wille von der Kirche erkannt und anerkannt iſt, kann naturgemäß die 
Rechtsentwickelung in der Kirche nicht widerſprechen. Eine ähnliche Über⸗ 
legung führt dazu, als irrationabel auch eine lokale Abweichung von einem 
Satze zu betrachten, der, wenngleich ihm kein göttlicher Urſprung zus 
geſchrieben wird, von der Kirche doch als eine notwendige Grundregel 
des kirchlichen Lebens angeſehen wird.) Daß endlich eine Gewohnheit, 


1) Windſcheid, Pand. I 4. Auflg., Frkft. 1887, S. 48. 

2) Dies iſt beſonders überzeugend von v. Scheurl a. a. O. III ©. 387 ff. 
dargetan, dem die neuere Theorie ſich, ſoweit ich ſehe, durchweg angeſchloſſen hat; 
vgl. Richter⸗Dove, KR. S. 283 ff.; Kahl, Lehrſyſtem, S. 131; Schulte, KR 
S. 333; Friedberg, KR. S. 122; Mejer, KR. S. 257; Büff, KR. S. 111; 
Ja cobſon, der in der Ztſchr. f. dtſchs. R. a. a. O. S. 75 behauptet, daß die kanoniſchen 
Nahen über Nattonabilität evangeliſcherſeits ſchlechthin verworfen ſeien, hat dieſe 
Behauptung nicht bewieſen. Daß es nicht an irrationabelen Gewohnheiten fehlte, 
durch welche die Autorität der KOrdngn. tatſächlich aufgehoben wurde, muß zugegeben 
werden. Gewohnheitsrecht ſtellten dieſe Gewohnheiten aber doch nur dar, wenn 
fie nachweislich der Ausfluß eines Rechts bewußtſeins waren. Der von Sacobjon 
S. 81 als Beiſpiel eines irrationabelen Gewohnheitsrechts angeführte, in Pommern 
u. Rügen lange Zeit hindurch feſtgehaltene Brauch, wonach der Erwerb einer 
Pfarrſtelle davon abhängig gemacht wurde, daß der Kandidat ſich verpflichtete, die 
Witwe oder Tochter des Vorgängers zu heiraten, widerſprach zweifelsohne allen 
kirchlichen Grundſätzen über die Verleihung der Kirchenämter (Simonie), er war 
aber zweifelsohne auch nicht als Gewohnheitsrecht anzuſprechen, indem von einer 
opinio necessitatis der Beteiligten nicht die Rede ſein konnte. 5 über dieſen 
eigentümlichen Brauch: Wolters dorf i. d. Ztſchr. XXXIII S. 177 ff., bei. 244 ff. — 
Nicht jede Gewohnheit iſt Ausdruck eines vorhandenen Gewohnheits rechts, manche 
konſtante Praxis, die dem alten geſetzlichen Recht widerſpricht, iſt nur als fortgeſetzter 
Mißbrauch, als eine Kette von Geſetzesverletzungen anzusehen. 

3) Dahin gehört z. B. der Satz der Schmalkaldiſchen Artikel Tl. III Art. 9: 
„Der kleine, das iſt der rechte chriſtliche Bann iſt, daß man offenbarliche, halsſtarrige 
Sünder nicht ſoll laſſen zum Sakrament oder ander Gemeinſchaft der Kirchen . B. 
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die der ratio des beſonderen kirchlichen Rechtsverhältniſſes, auf das ſie 
ſich bezieht, widerſpricht, als irrationabel zu verwerfen iſt, iſt eine Norm 
des kanoniſchen Rechts, die proteſtantiſcherſeits ohne weiteres anerkannt 
werden kann. Die Frage, wie ein beſtimmtes Schriftwort von der 
Kirche verſtanden, oder ob einem beſtimmten Satz von der Kirche die 
Autorität einer Grundregel beigelegt wird, iſt in Bezug auf die evangeliſche 
Kirche ſchwieriger zu beantworten als in Bezug auf die katholiſche, indem 
jene hinſichtlich der Schriftauslegung keine Gebundenheit an einen göttlich 
geoffenbarten poſitiven Rechtswillen anerkennt und auch kein Organ beſitzt, 
das entſprechend dem katholiſchen Klerikerſtande ein formal unanfechtbares 
Zeugnis über die Auffaſſung der Kirche ablegen könnte. In den refor⸗ 
matoriſchen Bekenntnisſchriften haben wir allerdings authentiſche Zeugniſſe 
über das Schriftverſtändnis der evangeliſchen Geſamtgemeinde, jedoch mit 
dieſen allein kommt man nicht aus. Es gibt Schriftſätze, die in den 
Symbolen nicht berührt ſind, und es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß 
gelegentlich behauptet wird, die Geſamtgemeinde habe in einem einzelnen 
Punkte ihre in dem Bekenntnis zum Ausdruck gebrachte Auffaſſung geändert. 
In ſolchen Fällen muß das Schriftverſtändnis der Kirche aus der jeweiligen 
Schriftauslegung der anerkannteſten Theologen und der Aufnahme, die dieſe 
ſeitens des Kirchenregiments und der Synoden findet, eruiert werden,!) 
und die übereinſtimmende Auffaſſung dieſer kirchlichen Elemente wird auch 
über die Eigenſchaft einer Norm als kirchenrechtliche Grundregel zu ent⸗ 
ſcheiden haben. Maßgebend iſt natürlich allein die zur Zeit der Aus⸗ 
bildung des behaupteten Gewohnheitsrechts geltende Auffaſſung der Kirche. 
Fehlt es für dieſen Zeitraum, an einer weſentlichen Übereinſtimmung des 
Theologenſtandes und der zur Repräſentation der Geſamtkirche berufenen 
Organe bezüglich der Auslegung oder Bedeutung der Norm, mit deren 
ratio jenes Gewohnheitsrecht möglicherweiſe hätte kollidieren können, ſo 
muß angenommen werden, daß die Kirche als ſolche ſich damals über 
dieſe Norm noch nicht klar war, dieſelbe alſo auch der Ausbildung eines 
Gewohnheitsrechts nicht entgegenſtehen konnte. 

III. Nach ſeinem Verhältnis zum Geſetzesrecht zerfällt auch das 
kirchliche Gewohnheitsrecht in ſolches secundum, praeter und contra legem. 


ur Patenſchaft) kommen, bis ſie ſich beſſern und die Sünde meiden.“ Mit 
echt bemerkt v. Scheurl a. a. O. III S. 399, daß eine noch ſo eingewurzelte 
Praxis, die dieſem Satz widerſpricht, als irrationabel verworfen werden muß und als 
rechtsbildend nicht angeſehen werden kann. 1 
1) Wenn v. Scheurl a. a. O. III S. 393 allein die Übereinſtimmung der 
anerkannteſten Theologen „communis opinio theologorum“ entſcheidend ſein laſſen 
will, ſo iſt dem für die ältere Zeit wohl beizupflichten. Seitdem die Kirche jedoch 
in den kirchl. Regimentsbehörden und vor allem in den Synoden beſondere Ver⸗ 
tretungsorgane beſitzt, wird auch auf die Auffaſſung dieſer ein beſonderes Gewicht 
zu legen ſein. Vgl. Kahl, Lehrſyſtem, S. 131 u. auch v. Scheurl ſelbſt in augen 
Aufſatz „Das Wächteramt über beide Tafeln“ in den kirchenrechtl. Abhandlungen 
S. 327 ff. 
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Es ift entweder Übung des geſetzlichen Rechtes ſelbſt und hat dann keine 
ſelbſtändige Bedeutung, oder es entwickelt ſich in den vom geſetzlichen Recht 
freigelaſſenen Gebieten zur Ergänzung desſelben, oder es tritt endlich dem 
geſetzlichen Rechte mit abändernder Tendenz entgegen (derogierendes Ge⸗ 
wohnheitsrecht). Die gemeinrechtliche Theorie und Praxis legt, von 
der Gleichwertigkeit der Rechtsquellen ausgehend, dem Gewohnheitsrecht 
die Kraft bei, das Geſetzesrecht abzuändern und aufzuheben, und dieſer 
Grundſatz gilt auch für das Kirchenrecht in den gemeinrechtlichen Landes⸗ 
teilen.!) Das Allgemeine Landrecht dagegen erkennt das Gewohnheits⸗ 
recht für die Zukunft als allgemeine Rechtsquelle neben der Geſetzgebung 
nicht an.?) „Gewohnheitsrechte und Obſervanzen“, heißt es in der Ein⸗ 
leitung §§ 3, 4, „welche in den Provinzen und einzelnen Gemeinheiten 
geſetzliche Kraft haben ſollen, müſſen den Provinzialgeſetzbüchern einverleibt 
ſein. Inſofern aber durch Obſervanzen etwas beſtimmt wird, was die 
Geſetze unentſchieden gelaſſen haben, hat es bis zum Erfolge einer geſetzlichen 
Beſtimmung dabei ſein Bewenden.“ Danach ſollten alſo nach Abſchluß der 
Kodifikation der Provinzialrechte nur noch dieſe und das Landrecht er⸗ 
gänzende Gewohnheiten (consuetudines praeter leges) als ungeſchriebenes 
Recht fortbeſtehen und ſich auch neubilden können, dem kodifizierten Recht 
widerſprechende Gewohnheiten dagegen nur durch die Anerkennung des 
Geſetzgebers die Autorität von Rechtsſätzen erhalten. Durchgeführt iſt dieſer 
Grundſatz jedoch nur in den beiden Provinzen Oſt- und Weſtpreußen, wo es 
wirklich zu einer geſetzlichen Kodifikation des Provinzialrechts gekommen iſt; 
hier gelten nur die vom Landrecht abweichenden Gewohnheiten, welche in 
den Provinzialgeſetzbüchern ausdrücklich berückſichtigt ſind.?) In dem übrigen 
Geltungsgebiet des Allgemeinen Landrechts, wo die Provinzialrechte nicht 
unter geſetzlicher Autorität kodifiziert ſind, haben die zur Zeit der Publikation 
des Allgemeinen Landrechts bereits beſtandenen Gewohnheitsrechte?) ihre 
rechtliche Wirkung als ungeſchriebenes Recht bis heute behalten, neues 
derogierendes Gewohnheitsrecht hat ſich aber auch hier nicht bilden können, 
und es hat daher auch eine gewohnheitsrechtliche Abänderung der alten 
Kirchenordnungen nach 1794 nicht mehr ſtattfinden können. — Selbſt⸗ 

1) Brunnemann, De jure eccl. I cap. III $ VII nebſt der additio von 
Samuel Stryk, Wittenberg 1609; Boehmer, J. H., Jus ecel. Prot. I tit. IV, $ XXXII; 
Schlegel, Kurhann. KR. I S. 17; Büff, KR. S. 111. 

2) Förſter⸗Eccius a. a. O. S. 80. Die hier mitgeteilten gemeinrechtlichen 
u. landrechtlichen Sätze ſind durch das Bürgerl. Geſetzbuch, welches ſelbſt über das 
Gewohnheitsrecht gänzlich ſchweigt, und die an dasſelbe anknüpfende Theorie in 
keinem Punkte betroffen, indem es ſich hier um ein vom Bürgerl. Geſetzbuch garnicht 
ergriffenes Rechtsgebiet handelt. S. z. B. Endemann, Lehrb. d. Bürgerl. Rechts, 


6. Auflg. I S. 537. 
9 jedoch auch Zuſatz 2 des Oſtpr. Prov.⸗R. u. dazu Jacobſon 
. S. 84 


4) Dieſe ſind beſonders aus den oben S. 146, 147 erwähnten amtlichen 
Sammlungen zu ermitteln. 


d. a. 


154 3. Buch. Das Verhältnis der ev. Kirche zum Staat ac. 


verſtändlich gelten überall, auch als ungeſchriebenes Recht, diejenigen Ge⸗ 
wohnheiten, Herkommen, Obſervanzen !) u. ſ. w., auf die das Allgemeine 
Landrecht ausdrücklich in verſchiedenen Materien verweiſt (Publikations⸗ 
Patent $ VID. 


Priftes Buch. 
Das Perhältnis der evangeliſchen Kirche zum Staat 
und zu den anderen Religionsgeſellſchaften. 


§ 13. 
Verbindung und Auseinanderſetzung von Staat und Kirche. 

I. Das Verhältnis des Staates zur evangeliſchen Kirche hat ſich 
weſentlich anders geſtaltet, als die Reformatoren es wünſchten. Die Re⸗ 
formatoren verwarfen grundſätzlich jede Vermiſchung des weltlichen und 
kirchlichen Regiments, ſie hofften, daß die Biſchöfe und die Geiſtlichen die 
reine Lehre annehmen und ſo die alte dem Staate gegenüber ſelbſtändige 
Kirchenverfaſſung erhalten würden. Und als dieſe Hoffnung nicht in Er⸗ 
füllung ging, eine neue Organiſation der Kirche erforderlich wurde, und die 
Reformatoren die evangeliſchen Landesherren anriefen, die Regierung der von 
ihren ordentlichen Oberen verlaſſenen Kirche zu übernehmen, ſahen ſie darin 
nur einen Notbehelf, durch den ein vorübergehender Zuſtand, aber kein 
dauerndes Rechtsverhältnis geſchaffen werden ſollte. Die tatſächliche Geſtaltung 
der Dinge wollte es jedoch anders. Nachdem die biſchöfliche Jurisdiktion 
über die proteſtantiſchen Territorien durch den Augsburger Religionsfrieden 
1555 reichsgeſetzlich ſuspendiert war, wurde die Gewalt der Landesherren 
über die evangeliſche Kirche rechtlich aus einer Sukzeſſion derſelben in die 
erledigten biſchöflichen Rechte hergeleitet. Das landesherrliche Kirchen⸗ 
regiment wurde als ein Oberbiſchoftum (Summepiskopat) der Landesherren 
erklärt und als ein eigenes Recht derſelben betrachtet. Überall wurde das 
landesherrliche Kirchenregiment der Ausgangspunkt der weiteren Ver⸗ 
faſſungsentwickelung, nur da, wo die Obrigkeit nicht ſelbſt der Reformation 
beitrat, organiſierten die neu entſtandenen evangeliſchen Gemeinden ſich 
ſelbſtändig, bis ſie unter evangeliſche Herrſchaft und damit unter das 
landes herrliche Kirchenregiment kamen. Daß und wie dies ſich in den 
verſchiedenen heute zu Preußen gehörigen Territorien vollzogen hat, iſt 


1) In dem ALR. werden alle dieſe Ausdrücke gleichbedeutend gebraucht (val. 
Jacobſon, KR. S. 102 , Erk. d. Ob.⸗Trib. v. 16. Nov. 1852 (Entſch. XXIV ©. 213), 
während in der Literatur ihnen vielfach eine verſchiedene ſpezielle Bedeutung bei⸗ 
Schl wird, vgl. Eichhorn, Grundf. des KR. II S. 41 ff., die daſ. Anm. 15 zitierten 

chriftſteller und v. Scheurl, Kirchl. Gewohnheitsrecht a. a. O. III S. 61 ff. 
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oben in den 88 3 bis 10 geſchildert. Die Folge dieſes Überganges des 
Kirchenregiments auf das Staatsoberhaupt war die Aufhebung der Sonder⸗ 
exiſtenz der Kirche und ihre Einverleibung in den Staat. Wohl waren 
einzelne Fürſten ſich deſſen bewußt, daß ſie mit der Kirchenregierung ein 
fremdes Amt übernommen hatten, daß die Kirchengewalt kein Ausfluß 
der Staatsgewalt war,!) allein bei dem ſtreng konfeſſionellen Charakter 
der damaligen Staaten und aller ihrer Einrichtungen war darum doch 
ein Auseinanderhalten beider Regimente auf die Dauer nicht möglich. 
Die Kirche wurde bald als ein Staatsinftitut betrachtet wie Rechts⸗ 
pflege und Polizei; die Kirchengewalt ging auf in der Staatsgewalt; 
die kirchlichen Geſetze waren Staatsgeſetze; die ihrem Urſprunge nach 
kirchlichen Konſiſtorien wurden mit weltlichen Geſchäften, insbeſondere 
mit ſtaatlichen Aufſichtsfunktionen über die Kirche, betraut, die weltlichen 
Regierungen aber vielfach an der Regierung der Kirche beteiligt — 
ſo verſchwand jeder greifbare Unterſchied zwiſchen Staats- und Kirchen⸗ 
behörden, und alle kirchliche Verwaltung wurde Staatsverwaltung. 
Für eine Kirchenhoheit (Jus sublime s. majestaticum circa sacra) 
aber, worunter die Schule, im Gegenſatz zu der der Kirche ſelbſt 
als geſellſchaftlichem Vereine über ihre Mitglieder zuſtehenden Kirchen⸗ 
gewalt (jus episcopale, jus sacrorum s. jus in sacra), den Inbegriff 
derjenigen Rechte verſteht, welche dem Staate im Unterſchiede von der 
Kirche über dieſe wie über alle anderen Religionsgeſellſchaften zuſtehen, war 
ſchließlich überhaupt kein Raum mehr vorhanden. Sie ſetzt eine rechtliche 
Sonderexiſtenz der Kirche voraus, hat aber keinen ſelbſtändigen Inhalt 
gegenüber einer Kirche, die völlig aufgegangen iſt in den Staat. 

Dieſes Verhältnis des Staates zur evangeliſchen Kirche iſt auch im 
Allgemeinen Landrecht anerkannt. Wenn hier von einem landesherrlichen 
Summepiskopat nicht ausdrücklich die Rede iſt, und aus dem tatſächlichen 
Verwachſenſein der evangeliſchen Kirche mit dem Staate nicht alle Kon⸗ 

1) So erklärte Herzog Albrecht von Preußen in der Vorrede zur KO. von 
1530: „Cum videremus, multas graves causas in ecclesiis nostri Ducatus negli- 
gentius curari ab iis, quorum intererat, illas cognoscere, dijudicare et com- 
ponere, ut omnia ordine et decenter fierent, quemadmodum Paulus ad Corinthios 
monet, coacti sumus, alienum officium, hoc est episcopale in nos sumere, 
ut quantum fieri possit, corrigenda aliquo modo mutarentur adeoque in meliorem 
formam et statum dirigerentur.* Jacobſon, Geſch. der Quellen (Preußen u. 
Poſen, ſ. oben S. 8 B 1) S. 53. Markgraf Joachim Il von Brandenburg erklärte 
ſeine Kirchengewalt für ein auf individuell ENDEN Grundlagen beruhendes Recht 
und wies deshalb jedes Verlangen der Landſtände, an der Kirchenregierung teil⸗ 
Abu, zurück. Vgl. die Vorrede des Entwurfs feiner Geiſtlichen Polizei⸗ ꝛc. 

rdnung von 1561, abgedruckt bei Richter, KO. II S. 358 u. bei v. Mühler, 
Geſch. der ev. Kirchenverfaſſung (ſ. oben S. 141) S. 67, 68. Weitere hierher ge⸗ 
hörige Zeugniſſe finden ſich in der Abhandlung: Über das biſchöfliche Recht in 
der ev. K. in Otſchld. in v. Kamptz Jahrb. H. 61 S. 25 ff. 

2) Über die Entwickelung dieſer Unterſcheidung und die lateiniſchen Namen, 


welche erſt am Ende des 18. Ihdts. aufkamen, vgl. Mejer, Das Rechtsleben der 
deutſchen ev. Landeskirchen, Hannover 1889, S. 44. 
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ſequenzen gezogen ſind, ſo hat das einen doppelten Grund: Zunächſt 
waren die Redaktoren des Geſetzbuchs ſich ſelbſt über den Charakter der 
landesherrlichen Rechte und insbeſondere über deren Rechtsgrund nicht 
klar; ſie vermieden daher den Ausdruck Episkopalrechte wie jede andere 
techniſche Bezeichnung derſelben und beſchränkten ſich darauf, ſie dem 
wirklichen Rechtsbeſtande gemäß mit der Konſiſtorialverfaſſung zu fixieren.“) 
Sodann war in Preußen inzwiſchen die Parität der katholiſchen Kirche 
anerkannt worden, und daher waren die Redaktoren des Landrechts 
bemüht, beide Kirchen wenigſtens formell gleichmäßig zu behandeln: die 
ihr Verhältnis zum Staat berührenden Sätze wurden ſo formuliert, daß 
ſie auf beide gleichmäßig Anwendung finden konnten, tatſächlich in jenem 
Verhältnis vorhandene Verſchiedenheiten wurden übergangen oder künſtlich 
verdeckt. Hieraus erklärt ſich auch, daß den landrechtlichen Beſtimmungen 
nicht ein beſtimmtes kirchenrechtliches Syſtem zu Grunde gelegt iſt, ſich 
vielmehr Konſequenzen aus dem Episkopal⸗, dem Territorial⸗ und dem 
Kollegialſyſtem nebeneinander vorfinden.?) Vorherrſchend iſt, dem all⸗ 
gemeinen Zuge jener Zeit entſprechend, das Territorialſyſtem,“) nach welchem 
das Kirchenregiment ein integrierender Beſtandteil der Landeshoheit iſt, 
der Staat ſich jedes Einfluſſes auf das kirchliche Dogma enthält, im 
übrigen aber die Kirchen ſeiner Geſetzgebung und auch ſeiner Verwaltung 
völlig unterſtellt, indem alle Kirchenbehörden und -beamten den Charakter 
von Staatsorganen haben. Dieſes Syſtem fand einen eifrigen Anhänger 
in Carmer; auf ihm beruhen die landrechtlichen Grundſätze über die 
Toleranz, die weitgehende Vermengung der kirchlichen mit der ſtaatlichen 


1) Der $ 107 II, 11 des I. Entw. z. AR.: „Die Anordnung der Provinzialkon⸗ 
ſiſtorien hängt vom Landesherrn ab,“ welcher eine ausdrückliche Anerkennung der Epis⸗ 
kopalrechte enthielt, wurde wieder geſtrichen. Zu einem Monitum, welches wünſchte, 
es ſolle „des erſten Grundſatzes des proteſtantiſch⸗kanoniſchen Rechts gedacht werden, 
nach welchem der Landesherr das summum jus circa sacra nicht jure episcopali, 
ſondern superioritatis territorialis ausübt,“ bemerkte v. Grolmann: „Sit unnötig. 
Der proteſtantiſche Landesherr hat jure superioritatis territorialis keine mehreren 
Rechte in Abſicht der Religion, als jeder andere Regent. Sollte er in Abſicht der 
proteſtantiſchen Religion mehrere Rechte haben, ſo müßte er ſie jure episcopali haben. 
Ob er fie wirklich habe? adhuc sub judice lis est. Ob es gut iſt, daß er ſie ſich 
anmaße oder wirklich habe, iſt wohl zu verneinen, weil die proteſtantiſche Religion 
ſonſt in jedem Regenten einen beſonderen Papſt haben und von deſſen oder ſeiner 
Miniſter oder Maitreſſen Eigenſinn oder Einfällen abhängen würde.“ (Materialien 
3. ALR. LXXVI S. 888; v. Kamptz Jahrb. H. 61 S. 113). Von beſonderen Rechten 
des Landesherrn in der ev. K. iſt allein in § 1220 II, 11 die Rede, welcher ihm in 
Beziehung auf die proteſtantiſchen Stifte u. Orden alle Rechte beilegt, „welche 
den Biſchöfen oder anderen geiſtlichen Obern auf katholiſche Stiftungen gleicher 
Art eingeräumt find.” — Bei alledem iſt das landesherrliche Kirchenregiment 
durch das ALR. nicht beſeitigt. Im Gegenteil: durch die Anerkennung der beſtehenden 
Konf.⸗Verf. u. der geltenden Konſ.⸗Ordngn. ($ 142, 144) tft es implicite mit an⸗ 
erkannt, denn dieſe haben es zu ihrer 8 u. Grundlage. 

2) Über die drei Syſteme vgl. z. B. Sohm KR. S. 657 ff.; Rieker, D. rechtl. 
Stellung d. ev. K., S. 208 ff.; Friedberg KR. S. 82 ff. 

3) Richter, Beiträge S. 12 ff.; Bornhak Pr. StR. III S. 618 ff. Anders 
v. Roenne Pr. Stgt. 4. Auflg., Lpzg. 1882, II ©. 374°. 
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Verwaltung und die Verneinung jeder rechtlichen Sonderexiſtenz der Kirche 
als ſolcher dem Staate gegenüber. Damit begegnet ſich die beſonders von 
Suarez vertretene und im Allgemeinen Landrechie § 36 II, 11 ausdrücklich 
anerkannte kollegialiſtiſche Idee, daß die verſchiedenen zu einer Religions⸗ 
partei gehörigen Kirchengemeinden nicht eine Geſamtkirche im Staate 
bilden, ſondern es nur unverbunden nebeneinander ſtehende Einzelgemeinden 
gebe. !)?) Aus dem Kollegialſyſtem rührt auch die Unterſcheidung zwiſchen 
den dem Staate gebührenden jura eirca sacra und den der Kirche als 
Verein gebührenden jura in sacra oder jura collegialia her, die Suarez 
in das Landrecht hineingetragen hat, ohne daß die Vorausſetzungen für 
ſie gegeben waren. Sehr ſorgfältig ſind in dem Geſetzbuche die einzelnen 
dem Staate zuſtehenden Rechte aufgezählt,?) jedoch war dadurch der 
ſtaatlichen Tätigkeit und Beeinfluſſung der kirchlichen Verwaltung keine 
feſte Grenze gezogen, indem die zur Wahrnehmung der jura in sacra 
berufenen kirchlichen Oberen als Staatsbeamte behandelt und dem Staat 
zur vorzüglichen Treue und Gehorſam verpflichtet wurden (§ 134); über⸗ 


1) Bei der Reviſion der Monita (ſ. Materialien z. ALR. XVS. 139, v. Kamptz 
Jahrb. H. 115 S. 73) erklärte Suarez: „Die Diſtinktion zwiſchen Kirche und Kirchen⸗ 
geſellſchaft verſtehe ich nicht. Die Kirche, abgeſondert von der Kirchengeſellſchaft, 
ſcheint mir ein dunkler Begriff zu fein, von dem fich die Eigenſchaften einer Persona 
moralis nicht prädizieren laſſen. — Der Staat hat die Aufſicht über die Kirchen⸗ 
geſellſchaften, ſowie ihm ſolche über alle und jede in ihm befindlichen Korporationen 
zuſtehen. Die Wichtigkeit und der Einfluß, welchen dieſe Art von Geſellſchaften 
auf die Sicherheit, Ordnung und Wohlfahrt der großen bürgerlichen Geſellſchaft 
haben, ſind die Urſache, warum ſich der Staat um die Kirchengeſellſchaft näher und 
genauer, als um andere Korporationen bekümmert; ohne daß dadurch im Grunde 
ſeiner Befugnis etwas geändert wird. Unter dieſer Aufſicht des Staates kann jede 
Kirchengeſellſchaft die ihr nach der Natur der Sache und nach den vom Staat gebilligten 
Geſetzen und Verfaſſungen zukommenden jura collegialia frei exerzieren.“ — An anderer 
Stelle (Mat. a. a. O. S. 121ff.) bemerkte er: „Es gibt keine allgemeine Kirchengeſellſch. 
im Staate, ſondern nur einzelne beſondere Geſellſchaften, die durch kein äußeres 
Band untereinander verknüpft ſind. Dieſer Satz, auf den Hr. v. Tenevar ſo ſehr 
beſteht, hat wohl ſeine ungezweifelte Richtigkeit, die ich hier nicht zu beweiſen brauche. 
Selbſt die unitatem ecclesiae, die von den Katholiken ſalviert wird, kann man 
höchſtens nur in Anſehung des Lehrbegriffs oder im theologiſchen, aber nicht im 
politiſchen und rechtlichen Verſtande gelten laſſen, wenn man nicht die ganze Hierarchie 
mit allen ihren der Vernunft und dem Wohl des Staates ſo nachteiligen Folgen 
autoriſieren will.“ — Weitere Ausführungen ſeiner kollegialiſtiſchen Ideen gibt 
Suarez in den dem Kronprinzen gehaltenen Vorleſungen, ſ. Friedberg, Die 
Grenzen zwiſchen Staat und Kirche, Tüb. 1872, S. 852. 

2) Das ALR. verſteht unter „Kirchengeſellſchaft“, welches Ausdruckes es ſich 
regelmäßig bedient, nicht die katholiſche, die lutheriſche oder die reformierte Kirche 
als Geſamtkorporation, ſondern nur die einzelne Gemeindeverbindung. „Kirchen⸗ 
bee k iſt gleichbedeutend mit „Kirchengemeinde“, wie dies auch aus vielen 

tellen, in denen beide Ausdrücke promiskue gebraucht ſind, erſichtlich iſt (vgl. 
§8 58, 59, $$ 108, 111, $$ 157, 159, $$ 189, 192). Die Geſamtheit der im Staat 
zum gleichen Glauben ſich Bekennenden wird als „Religionspartei“ bezeichnet (§8 36, 
39, 40 ff.), und es wird dann von den verſchiedenen Kirchengeſellſchaften einer Religions⸗ 
partei geſprochen. (88 36, 114, u. a.). Vgl. Hinſchius, S. 1125. 

3) Die einzelnen 88 des ALR. ſind nach den drei Beſtanteilen des jus eirca 
sacra (jus reformandi, inspectionis und advocatiae) überfichtlich zuſammengeſtellt 
bei Jacobſon, Die Grundſätze des preußiſchen Rechts über das Verhältnis von 
Staat und Kirche, Königsbg. 1838. 
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dies befand ſich die Verwaltung beider Rechte bezüglich der evangeliſchen 
Kirche zum großen Teil in Händen derſelben Behörden. Endlich iſt auch 
das alte Episkopalſyſtem nicht gänzlich verlaſſen: Grolmann glaubte nur 
aus ihm die beſonderen Rechte des Landesherrn gegenüber der evangeliſchen 
Kirche herleiten zu können.“) 

Im einzelnen geſtaltete ſich das Verhältnis des Staates zu den 
Kirchengeſellſchaften nach dem Allgemeinen Landrecht folgendermaßen: Alle 
Kirchengeſellſchaften waren den Staatsgeſetzen unbedingt untergeordnet und 
dem Intereſſe des Staates zu dienen verpflichtet, daher die über eine Auf⸗ 
ſicht weit hinausgehende Teilnahme des Staates an der kirchlichen Ver⸗ 
waltung. Der Staat prüfte jede Gottesdienſtordnung, die eine Kirchen⸗ 
geſellſchaft einführte; durch ſeine Genehmigung erhielt die Ordnung „mit 
anderen Polizeigeſetzen gleiche Kraft und Verbindlichkeit“ und durfte ohne 
feine Zuſtimmung weder geändert noch aufgehoben werden. (88 46-49). 
Der Staat nahm teil an der Ausübung der Kirchenzucht, entſchied ins⸗ 
beſondere über die Ausſchließung aus der kirchlichen Gemeinſchaft (§§ 53, 56). 
Er erkannte zwar an, daß die Kirchengeſellſchaften unter der Direktion 
ihrer geiſtlichen Oberen ſtehen ($ 114), erklärte dieſe Oberen aber ebenſo 
wie die ihnen unterſtellten Aufſeher (Superintendenten, Inſpektoren) und 
alle Geiſtlichen für Staatsbeamte ($$. 13, 96, 134). Er wirkte mit bei 
der Anſtellung der höheren Kirchenbeamten (§ 151), hielt den Geiſtlichen 
ihre Amts⸗ und Berufspflichten vor (88. 67 ff., 71) und gab eine aus⸗ 
führliche Dienſtpragmatik für den ganzen Behördenorganismus der Kirche. 
Dazu kam die tatſächliche Geſtaltung der Konſiſtorialverfaſſung: Sämtliche 
Konſiſtorien ſtanden unter der Oberdirektion des geiſtlichen Departements 
(8 145),2) die Provinzialkonſiſtorien aber waren zum großen Teil keine 
ſelbſtändigen Kollegien mehr, ſondern zu Beſtandteilen der weltlichen Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsbehörden geworden.?) In den nach der Emanation des All 
gemeinen Landrechts erworbenen Gebieten wurden ſelbſtändige Konſiſtorien 
überhaupt nicht mehr errichtet. Und es war nur ein konſequenter Abſchluß 
der einmal im Gang befindlichen Entwickelung, wenn in den Jahren 1808 
und 1809 die letzten ſelbſtändigen Konſiſtorien aufgehoben und die Leitung 
der Kirche überall den weltlichen Verwaltungsbehörden übertragen wurde.“) 

II. Bald nach dieſer völligen Auflöſung der Kirchenverfaſſung be⸗ 
gannen die Bemühungen, die Kirche wieder ſelbſtändiger zu ſtellen. Die 
Vertiefungen, welche unſer Volksleben unter dem Drucke der Fremd⸗ 
herrſchaft und dem Aufſchwunge der Freiheitskriege erfuhr, erweckte ein 
wärmeres religiöſes Intereſſe und damit auch den Sinn für kirchliches 


1) Vgl. oben S. 1561. 

2) Vgl. auch $ 113 u. dazu Hinſchius S. 108”. 
3) Vgl. oben S. 66, 67. 

4) Vgl. oben S. 68, 69. 
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Leben in allen Schichten des Volkes. Die in einzelnen kirchlichen Kreiſen 
ſchon lange vertretene Anſicht, daß die Kirche nicht die Polizeianſtalt des 
Staates ſei, zu welcher die Aufklärungsperiode ſie herabſetzen wollte, begann 
zu der herrſchenden zu werden. Man kam immer allgemeiner zu der Er⸗ 
kenntnis, daß die Kirche eine höhere ſelbſtändige Aufgabe habe, die wahre 
Löſung dieſer ihr aber nur möglich ſei, wenn ihr eine gewiſſe Selbſtändigkeit 
dem Staate gegenüber eingeräumt werde. Die Kirchen- und Staats⸗ 
regierung ſelbſt erkannte dies an und nahm die Auseinanderſetzung von 
Staat und Kirche in die Hand. Vor allem bedurfte die Kirche zur jelb- 
ſtändigen Exiſtenz eine ſelbſtändige Verfaſſung. Wie dieſe allmählich ins 
Leben gerufen und damit die Organiſation der Kirche von der des 
Staates auf allen Stufen getrennt wurde, iſt oben § 6 eingehend dargelegt. 
Allein dieſe Verfaſſung war zunächſt eine reine Konſiſtorialverfaſſung, 
die in iſolierter Stellung dem Verfall und Aufgehen in ein weltliches 
Regiment ausgeſetzt blieb. Sie bedurfte dringend der Befeſtigung und 
Ergänzung durch presbyterial-⸗ſynodale Elemente, und erſt ſeitdem der 
Aufbau einer lebendigen Gemeinde- und Synodalverfaſſung im 
Jahre 1876 zum Abſchluß gebracht iſt (ſ. oben § 7), iſt die ſelbſtändige 
Exiſtenz der Kirche geſichert. Die Aufhebung des Artikels 15 der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde hat ihren Anſpruch auf eine ſolche unberührt gelafjen.!) 

Das landesherrliche Kirchenregiment iſt durch dieſe Auseinander⸗ 
ſetzung von Staat und Kirche nicht berührt worden. Die radikale Auf⸗ 
faſſung, welche das landesherrliche Kirchenregiment durch den eben ge— 
dachten Verfaſſungs⸗Artikel ohne weiteres als beſeitigt anſah, beruhte auf 
der unzutreffenden Annahme, daß dieſes Kirchenregiment ein Ausfluß der 
Staatsgewalt und daher mit der Anerkennung der Selbſtändigkeit der 
Kirche gegenüber der Staatsgewalt von ſelbſt hinweggefallen ſei.?) Die 
weitere Kontroverſe aber, welche ſich an Artikel 15 knüpfte, ob die Aus⸗ 
führung dieſes Artikels die Beſeitigung des geſchichtlich überlieferten 
landesherrlichen Kirchenregiments erforderte oder nicht,?) iſt inzwiſchen 
durch die berufenen Organe der Kirche ſelbſt entſchieden und hat daher 
keine praktiſche Bedeutung mehr. Sowohl die Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung von 1873 wie die Generalſynodalordnung von 1876 iſt 
von dem König „kraft der ihm als Träger des landesherrlichen Kirchen- 
regiments zuſtehenden Befugniſſe“ ſanktioniert und als kirchliche Ordnung 
verkündet worden, und in der Generalſynodalordnung ſelbſt iſt das landes⸗ 


1) Gef. v. 18. Juni 1875 (GS. S. 259) u. dazu Ztſchr. XIII S. 421 ff. 

2) Vgl. Dove in d. Ztſchr. II S. 174; Mejer, Rechtsleben S. 49, 51 ff. 57 ff.; 
Jacobſon, KR. S. 115 ff.; Schulze, Pr. St. R. II S. 509; Anders z. B. Wolters⸗ 
dorf, Das preuß. Staatsgrundgeſetz und die Kirche, Berlin 1873, S. 440 ff. 

3) Vgl. Rieker, Die Kriſis d. landesherrl. Kirchenregiments in Preußen 
1848 — 1850 u. ihre kirchenrechtliche Bedeutung i. d. Ztſchr. XXII S. 1ff. 


160 3. Buch. Das Verhältnis der ev. Kirche zum Staat ꝛc. 


herrliche Kirchenregiment wiederholt als fortbeſtehend anerkannt.!) Bis auf 
den heutigen Tag bildet das landesherrliche Kirchenregiment das rechtliche 
Fundament unſerer evangeliſchen Kirchenverfaſſung. Der Landesherr regiert 
den Staat und die evangeliſche Landeskirche, jenen als Inhaber der 
Staatsgewalt, dieſe als Inhaber der von der Staatsgewalt weſentlich 
verſchiedenen Kirchengewalt, deren Übergang auf den Landesherrn ſich 
nur hiſtoriſch erklären, aber nicht juriſtiſch rechtfertigen läßt. Unter der 
Perſon des Landesherrn ſcheidet ſich die äußere Ordnung des kirchlichen 
und ſtaatlichen Lebens. Neben der ſtaatlichen Behördenorganiſation ſteht 
ſelbſtändig eine kirchliche. Die Staatsbehörden ſind nicht mehr an der 
Regierung der Kirche beteiligt,?) die Kirchenbehörden nicht mehr mit der 
Verrichtung von Staatsgeſchäften beauftragt. Alle Beziehungen des Staats 
zur evangeliſchen Kirche ſind gleich denen zu anderen im Staate vor⸗ 
handenen Religionsgeſellſchaften kirchenhoheitlicher Natur. 


g 14. 
Die Kirchenhoheit. 

Die Kirchenhoheit?) iſt ein Ausfluß der allgemeinen Staatshoheit. 
Sie beſteht notwendig gegenüber allen Religionsgeſellſchaften, und äußert 
ſich materiell in zwei Richtungen: in der ſtaatlichen Regelung des Rechts⸗ 
verhältniſſes der einzelnen Religionsgeſellſchaft zum Staat und der 
verſchiedenen im Staat vorhandenen Religionsgeſellſchaften zu einander. 
Die letztere Außerung der Kirchenhoheit wird zweckmäßig zuſammen mit 
den Grundſätzen, die die Kirche ſelbſt über ihr Verhältnis zu anderen 
Religionsgeſellſchaften aufgeſtellt hat, im folgenden Paragraphen erörtert 
werden. Hier ſoll uns nur das Rechtsverhältnis der evangeliſchen Kirche 
zum Staat beſchäftigen, das beſtimmt wird durch die Anerkennung, 
die Beaufſichtigung und den Schutz der Kirche ſeitens des Staats. 


A. Die Anerkennung 


der evangeliſchen Kirche durch den Staat iſt ein Ausfluß feines Refor- 
mationsrechts, das heute der Kirche gegenüber allerdings kaum noch. 
eine praktiſche Bedeutung hat,) deſſen Entwickelung und Handhabung in 
Preußen hiſtoriſch zu verfolgen jedoch notwendig iſt, da nur ſo die eigen⸗ 


1) Allerh. Erl. v. 10. Sept. 1873 u. v. 20. Jan. 1876 (Einleitung); Gen. 
Syn.⸗O. §§ 5, 6; St. G. v. 3. Juni 1876 § 13. 

2) Nur gegenüber den Kirchenkörpern der neuen Provinzen iſt dieſes Prinzip 
nicht vollſtändig durchgeführt, indem hier der ſtaatliche Kultusminiſter gleichzeitig 
als oberſte Kirchenbehörde fungiert. Näheres darüber unten § 19 unter B. 

3) Vgl. beſonders Kahl, Lehrſyſtem, S. 309 ff., Friedberg S. 34ff. Aus der 
ſtaatsrechtl. Literatur: G. Meyer, Dtſchs. StR. S. 726; Schulze, Pr. StR. II 
S. 478 ff.; v. Roenne, Pr. Stgt. II S. 375 ff.; Bornhak, Pr. StR. III S. 624 ff. 

4) Vgl. v. Bonin, Die praktiſche Bedeutung des jus reformandi, Stuttgart 
1902, S. 114 ff. bef. 133; Greiff, J., Das ſtaatl. Reformationsrecht, Diſſ. Erl. 1903. 
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tümliche Rechtsſtellung, welche die evangeliſche Kirche im Kreiſe der anderen 
Religionsgeſellſchaften gegenwärtig einnimmt, verſtanden werden kann.“) 
I. Das Reformationsrecht wurde durch den Speyerer Reichsabſchied 
1526 und den Augsburger Religionsfrieden 1555 begründet. Mit der 
Überweiſung der Religionsangelegenheiten an die Stände erwuchs dieſen 
das Recht, das Religionsweſen des Landes innerhalb der reichsgeſetzlichen 
Grenzen zu regeln. Die Landesherren erhielten die Befugnis, die Konfeſſion 
zu wechſeln und nach dem Grundſatz „euius regio, ejus religio“ die 
Konfeſſion ihrer Untertanen zu beſtimmen, Nichtbekenner derſelben aber 
zur Auswanderung zu nötigen. Infolgedeſſen zerfielen die Territorien in 
Deutſchland bald in katholiſche und evangeliſche, in denen Bekenner der 
anderen Religion nur ausnahmsweiſe geduldet wurden. Die Anerkennung 
mehrerer Konfeſſionen als gleichberechtigter in einem Staat war prinzipiell 
ausgeſchloſſen, indem auch nach reformatoriſcher Anſchauung nur eine 
Lehre wahr ſein und aus der heiligen Schrift begründet werden konnte, 
und es die Aufgabe jeder chriſtlichen Obrigkeit war, der von ihr als 
richtig anerkannten Lehre zur Herrſchaft zu verhelfen, die Verkündigung 
aller falſchen Lehre aber zu verbieten. Jedes Land hatte in der in ihm allein 
anerkannten Kirche ſeine Landeskirche, und dieſe Landeskirche war 
zugleich Staatskirche, indem der Staat ſich zu ihr in allen ſeinen Ein⸗ 
richtungen bekannte und ſie als die obligatoriſche Staatsanſtalt zur 
Vermittelung des Seelenheils für alle Untertanen betrachtete. Auch in 
Brandenburg wurde nach dem Übertritt des Landesherrn das Religions 
weſen in dieſem Sinne geregelt. Durch die Kirchenordnung von 1540 
wurde die evangeliſche Kirche zur Landeskirche erhoben, jede andere Predigt 
und Gottesverehrung im Lande aber verboten. Auf die innere Spaltung 
der evangeliſchen Kirche in die ſtreng lutheriſche und die reformierte 
Richtung legte Kurfürſt Joachim keinen Wert, erklärte vielmehr, weder 
eine römiſche noch eine wittenbergiſche, ſondern eine allgemeine chriſtliche 
Kirche glauben zu wollen. Das änderte ſich unter ſeinem Nachfolger 
Johann Georg, der ein orthodoxer Lutheraner war, in der Kirchenordnung 
von 1572 nur die ſtreng lutheriſche Kirche als Landeskirche anerkannte, 
die mit ihr auf gleichem Boden erwachſene reformierte Lehre gleich der 
katholiſchen als Irrtum und Abfall vom rechten Glauben im Lande verbot.) 
So ward das jus reformandi in Brandenburg ſtrikte gehandhabt 
und die Einheit des Landeskirchenbegriffs gewahrt, bis Johann Sigismund 
im Jahre 1613 die Konfeſſion wechſelte, ohne von ſeinem Reformations⸗ 
recht Gebrauch zu machen. Die lutheriſche Lehre ſollte nach Abſicht des 


1) Vgl. zum Folgenden Schoen, Das Landeskirchentum in Preußen, 
Berlin 1898 (zuerſt im Verwaltungsarchiv VI S. 101—207 abgedruckt), S. 32 ff. 

2) Über die Befeſtigung der reinen luth. Lehre durch die Einführung der 

Konkordienformel vgl. v. Mühler, Geſch. d. ev. KVerf. (ſ. oben S. 14) S. 104 ff. 


Schoen, Kirchenrecht. 11 
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Kurfürſten nirgend verdrängt werden, !) neben ihr aber ſollte ſich friedlich 
und unbehindert auch die reformierte entfalten können; beide hielt er für 
gut evangeliſch und ſicherte daher beiden offene und freie Übung im ganzen 
Lande, gleichen Schutz und gleiche Protektion zu.?) Damit war ein für 
jene Zeit höchſt eigentümlicher Zuſtand geſchaffen: Der größte Teil der 
Untertanen bekannte ſich offen zu einer anderen Lehre als der Landes⸗ 
herr, zwei Predigten gingen durch das Land, zwei Kirchen wurden in 
demſelben Staate als gleichberechtigt anerkannt. Von einer branden⸗ 
burgiſchen Landeskirche in dem hergebrachten Sinne, daß dieſe Kirche die 
Staatskirche war und keine andere neben ſich duldete, konnte nur noch 
inſofern geſprochen werden, als nach der Auffaſſung des Kurfürſten die 
beiden in Brandenburg anerkannten Lehren durch das Evangelium zu 
einer höheren Einheit zuſammengefaßt wurden.?) In Wirklichkeit war 
allerdings von dem Beſtehen einer ſolchen Einheit nichts zu merken. 
Heftiger als die Katholiken und die Evangeliſchen bekämpften ſich die 
beiden Richtungen dieſer, die Reformierten und die Lutheraner, und der 
Kurfürſt hatte Not, durch Verbote des gegenſeitigen Schmähens und 
Diffamierens wenigſtens äußerlich den Frieden zwiſchen beiden Kirchen 
feines Landes aufrecht zu erhalten.“) Aber auch dieſe Einheit der Landes⸗ 
kirche konnte nicht dauernd gewahrt werden. Als das Gebiet des Staates 
nach Oſten und Weſten hin ſich auszubreiten begann, veranlaßten zuerſt 
politiſche Rückſichten die Landesherren, ihr jus reformandi nicht auszu⸗ 
üben und den Grundſatz der ausſchließlichen Zulaſſung der beiden Richtungen 
der evangeliſchen Kirche hier und dort fallen zu laſſen:?) In dem neu⸗ 
erworbenen Ordenslande Preußen mußte wegen des mit Polen noch 
beſtehenden Lehnsverbandes ſchon 1611 den Katholiken Toleranz gewährt 
werden.“) In den aus der fülich-cleveſchen Erbſchaft angefallenen 

1) Vgl. den Schluß der Confessio Fidei Sigismundi v. 1614 (oben S. 143°), 
mitgeteilt auch bei v. Mühler a. a. O. S. 125. 

2) Vgl. die Reverſe vom 5. u. 6. Februar 1615 bei Mylius, C. C. M. I, 1 
S. 257 ff. u. Gerken, Cod. Dipl. Brandenb. VII S. 23. 

3) Treffend wird das Verhältnis von Mejer, KR. S. 188 beſtimmt: „Die 
brandenb.-preuß. Kirche war ſeitdem die Kirche nicht mehr des Landes, ſondern 
der Lutheraner im Lande; deren Kirchenregiment der Kurfürſt aber auch als Re⸗ 
formierter beibehielt und durch lutheriſche Behörden verwaltete.“ Derſelbe, Das 
Rechtsleben der dtſchn. ev. Landeskirchen, Hannover 1889, S. 40. 

4) Vgl. beſonders das Ed. v. 24. Febr. 1614, in dem der Kurfürſt gleich⸗ 
zeitig die verbeſſerte Augsb. Konf. v. 1540 als diejenige Bekenntnisſchrift be⸗ 
eichnet, der er beipflichtet u. welche auch von den luth. Geiſtlichen zur Richtſchnur 

er Lehre genommen werden ſoll (Mylius, C. C. M. I, 1 S. 353 ff.). Über weitere 

hierher Se Anordnungen ſ. v. Mühler a. a. O. S. 125 ff., 136, 138; Rieker 

8 a. 95 S. 308; Lehmann, Preußen u. die kath. Kirche ſeit 1640 I, Berlin 1878, 
16 ff. 

5) Vgl. zum Folgenden auch die kleine Schrift von Zorn, Die Hohenzollern 
u. die Religionsfreiheit, Berlin 1896, in der auf Grund des in dem in vorſtehender 
Anm. zit. Lehmannſchen Werke enthaltenen Urkundenmaterials die weitere Ent⸗ 
wickelung dargeſtellt iſt. 

6) Es wurde der Bau einer kath. Kirche in Königsberg zugeſagt, die dann 
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Gebieten war die katholiſche Kirche nach Maßgabe des Erbvergleichs 
gleichfalls zu dulden. Mit Lingen und Geldern kamen endlich zwei 
ganz katholiſche Territorien an Preußen. In allen dieſen Gebieten wurde 
den Katholiken die freie Religionsübung und der Zutritt zu allen Amtern 
gewährt und damit in den Vorlanden des preußiſchen Staates der moderne 
Gedanke der Toleranz zum erſten Mal im europäiſchen Staatenſyſtem zur 
Ein⸗ und Durchführung gebracht. Für die Erblande Brandenburg und 
Pommern dagegen wurde der katholiſchen Religion gegenüber an den Grund⸗ 
ſätzen des evangeliſchen Konfeſſionsſtaates noch langehin feſtgehalten. Allein 
was den Großen Kurfürſten und ſeine nächſten Nachfolger davon abhielt, den 
Katholiken im ganzen Staat Religionsfreiheit zu gewähren, war weſentlich nur 
ihre Abneigung gerade gegen den Katholizismus;!) durch die wiederholte 
Zulaſſung evangeliſcher Sekten?) haben ſie genugſam bewieſen, daß die 
Duldung Andersgläubiger dem innerſten Zuge ihres Herzens entſprach 
und nicht nur um politiſcher Vorteile willen von ihnen zu erlangen war. 
Erſt Friedrich der Große brach auch bezüglich der Stammlande mit 
der alten Kirchenpolitik. Die perſönlichen Anſchauungen des großen 
Königs in Bezug auf religiöſe Dinge ſind allbekannt. Es war ſein feſter 
Entſchluß, jeden glauben zu laſſen, was er will, und „jede Religion bei 
ihren Rechten und Freiheiten zu erhalten“,) und in vollſtem Umfange 
dieſe Toleranzidee im ganzen Staate zu verwirklichen. Er ließ daher 
nicht nur alsbald nach ſeinem Regierungsantritt neue evangeliſche 
Sekten zu,“) ſondern geſtattete auch überall in den Stammlanden die 
öffentliche Ausübung des katholiſchen Kultus.) Und als er durch den 


auf Koften des Kurfürſten erbaut und am 21. Dez. 1616 eingeweiht wurde, Leh⸗ 
mann a. a. O. S. 33 ff. 104 ff. König Friedrich Wilhelm I ließ dann auch den 
öffentlichen kath. Gottesdienſt in Tilſit zu, um die kath. Koloniſten daſelbſt im 
Lande zu halten. Lehmann a. a. O. S. 413, 837. Urk. Nr. 865. 

1) Zorn a. a. O. S. 26 ff. 

2) Der Gr. Kurfürſt ließ in der Mark lebende Arianer unbehelligt und 
nahm dann beſonders die flüchtigen franz. Reformierten auf, denen ſein Nach⸗ 
folger Friedrich I., obgleich ſie nicht zu den augsb. Konfeſſionsverwandten gehörten, 
alle Rechte der ref. u. luth. Landeskirche verlieh. v. Mühler a. a. O. S. 184 ff. 
In dem Herzogtum Preußen wurden die dort bereits im 16. Ihdt. aufgenommenen 
böhmiſchen Brüder bei ihren Rechten gelaſſen, die Mennoniten ließ Friedrich 
Wilhelm J. durch Reſkr. v. 22. März 1722 zu, und Arianer und Sozinianer 
wurden faktiſch geduldet. Vgl. Jacobſon, Über die Arten der Religionsgeſell⸗ 
ſchaften u. die religiöſen Rechksverhältniſſe der Diſſidenten in Preußen, in d. Ztſchr. I 
S. 392 ff. — Über das Verhältnis des Weſtfäliſchen Friedens zur brandenb.- 
preuß. Kirchenpolitik vgl. Schoen a. a. O. S. 51 ff. 

3) Lehmann a. a. O. II Nr. 51 u. Nr. 723, III Nr. 421, V Nr. 535. 

4) Eine förmliche Aufnahme erteilte der 11 den Herrnhutern (evan⸗ 
geliſchen Brüdergemeinden), er geſtattete ihnen die Übung eines öffentlichen 
Gottesdienſtes u. die Handhabung ihrer Kirchenzucht u. verfaſſung nach ihren 
Religionsgrundſätzen: Reſolution v. 25. Dez. 1742 u. Generalkonz. f. Schleſien v. 
7. Nat 1746. Den Schwenkfeldern u. Sozinianern geftattete er überall die 
Niederlaſſung u. Erbauung von Bethäuſern. Jacobſon a. a. O. 

5) Durch Patent vom 22. Nov. 1746 genehmigte er ſogar den Bau einer 
katholiſchen Kirche mit Glocken und allen kirchlichen Auszeichnungen in Berlin, 
bald darauf den einer zweiten in Frankfurt a. d. O. Lehmann II Nr. 772, III Nr. 77. 

11 * 
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Erwerb von Schleſien und Weſtpreußen neue große Gebiete mit 
vorwiegend katholiſcher Bevölkerung dem preußiſchen Staate gewonnen 
hatte, gewährt er auch hier den Katholiſchen wie den Evangeliſchen völlige 
Religionsfreiheit. In wenigen Jahren führte dieſe friederizianiſche Religions⸗ 
politik verbunden mit der großen Vermehrung der katholiſchen Untertanen 
eine grundſätzliche Anderung der ganzen Stellung der katholiſchen Kirche 
in Preußen herbei. Sie war, wenngleich ſie nicht ausdrücklich auf⸗ 
genommen und der evangeliſchen Landeskirche gleichgeſtellt war, doch tat⸗ 
ſächlich zu einem dieſer gleichwertigen Faktor geworden und aus der Reihe 
der bloß geduldeten Religionsgeſellſchaften ausgeſchieden. 

Die noch fehlende rechtliche Anerkennung dieſer tatſächlichen Ent⸗ 
wickelung brachte das von dem Nachfolger des großen Königs erlaſſene 
ſog. Wöllnerſche Religionsedikt vom 9. Juli 1788,1) welches „die 
reformierte, lutheriſche und römiſch⸗katholiſche Religion“ als die „drei 
Hauptkonfeſſionen der chriſtlichen Religion, die in ihrer bisherigen Ver⸗ 
faſſung .. . in ſämtlichen Landen verbleiben, aufrecht erhalten und 
geſchützt werden“ follten,2) bezeichnete und damit zum erſten Male die 
Gleichſtellung der katholiſchen Kirche mit der evangeliſchen für den ganzen 
Umfang der Monarchie ausdrücklich proklamierte. Für die evangeliſche 
Kirche bedeutete das den Verluſt ihrer alten landeskirchlichen Stellung: 
die Privilegien der Einzigkeit und Ausſchließlichkeit, welche dieſe aus⸗ 
gemacht hatten, waren ihr entzogen, neben ihr ſtand im ganzen Staate 
paritätiſch die katholiſche Kirche. Der alte Begriff der Landeskirche 


1) N. C. C. VIII S. 2175, auch bei Vogt, KR. I ©. 54 ff. u. auszugsweiſe bei 
v. Mühler a. a. O. S. 264 ff. Eine richtige objektive Würdigung des Religions- 
edikts findet ſich bei Rieker a. a. O. S. 3131, wo mit Recht darauf hingewieſen 
wird, daß der Vorwurf der kraſſeſten Intoleranz, der dieſem Edikt im Anſchluß an 
den berüchtigten Namen ſeines geiſtigen Urhebers gewöhnlich gemacht wird, denn 
doch erheblich eingeſchränkt werden muß. Die Beſchränkung der Toleranz auf die 
beſtimmten im Edikt aufgezählten Sekten und ebenſo die in ihm angeordnete Be⸗ 
ſchränkung der in der Aufklärungsperiode in der willkürlichſten Weiſe mißhrauchten 
Lehrfreiheit der Geiſtlichen finden ihre teilweiſe Rechtfertigung in dem Beſtreben 
der Staatsgewalt, das durch die unter Friedrich dem Großen im Lande verhreitete 
„Aufklärungstheologie“ ſchwer geſchädigte Kirchenweſen (über dieſes ein treffendes 
Urteil bei Spalding, Joh. Soach., Selbſtbiographie, Halle 1802, S. 105 ff.) auf 
poſitiven Grundlagen wiederherzuſtellen. Die oben erörterte Gleichſtellung der ka⸗ 
tholiſchen Kirche aber mit der evangeliſchen und das damit zuſammenhängende 
Aufgeben des alten Staatskirchentums waren unbeſtreitbar Akte der Toleranz und 
freifinniger Denkungsart, die nicht als ein Verlaſſen, ſondern nur als eine Fort⸗ 
führung der alten hohenzollernſchen Kirchenpolitik bezeichnet werden können, wie 
denn durch fie auch die Baſis für die ganze weitere Entwickelung des Landeskirchen ⸗ 
tums geſchaffen iſt. — Von vornherein verwerflich waren allerdings die polizeilichen 
Zwangsmaßregeln, deren man ſich zur Durchführung des Ediktes bediente. 

2) So § 1 des Ed. Ahnlich § 8: „Es muß eine allgemeine Richtſchnur, 
Norm und Regel unwandelbar feſtſtehen, nach welcher die Volksmenge in Glaubens⸗ 
ſachen . .. unterrichtet werde, u. dies tft in Unſeren Staaten bisher die chriſtliche 
Religion nach den drei Hauptkonfeſſionen, nämlich der reformierten, lutheriſchen u. 
römiſch-katholiſchen Kirche geweſen.“ 
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aber war unbrauchbar geworden, die neue Rechtslage der evangeliſchen 
Kirche zuſammenfaſſend zu charakteriſieren, und das Religionsedikt ſelbſt 
wies darauf hin, wie er anders zu faſſen war. Neben den drei Haupt⸗ 
religionen, ſo beſtimmt das Edikt, ſollen die im Staate „bisher öffentlich 
geduldeten Sekten,“ zu denen es die jüdiſche Nation, die Herrnhuter, die 
Mennoniten und die böhmiſchen Brüdergemeinden rechnet, „unter landes⸗ 
herrlichem Schutze ihre gottesdienſtlichen Zuſammenkünfte halten und dieſe 
dem Staate unſchädliche Freiheit ferner ungeſtört behalten.“ „Andere der 
chriſtlichen Religion und dem Staate ſchädliche Conventicula“ aber ſollen 
fernerhin nicht „unter dem Namen Gottesdienſtlicher Verſammlungen ge⸗ 
halten werden.“ Das Religionsedikt ſtellt alſo den drei Konfeſſionen, 
welche durch den Weſtfäliſchen Frieden im Reich eine paritätiſche Stellung 
erlangt hatten und zu Reichsreligionen erklärt waren, die „übrigen Sekten 
und Religionsparteien“ gegenüber. Jene, die von nun an im preußiſchen 
Staat ebenſo wie im Reiche völlig gleichberechtigt nebeneinander be— 
ſtehen ſollen, bezeichnet es als die „Hauptkonfeſſionen der chriſtlichen 
Religion,“ dieſe dagegen als die bloß „geduldeten“ Sekten. — An 
der Exiſtenz jener hatte der Staat ſelbſt ein Intereſſe. Zwar hatte 
er nach der neueren Weltanſchauung nicht mehr für die Seele des 
Einzelnen zu ſorgen und ihn zu einem beſtimmten Glauben zu zwingen, 
aber, nachdem die Aufklärungsperiode mit ihren Ausſchreitungen gegen 
das offizielle Kirchentum verrauſcht war, hielt er es doch für ſeine 
Pflicht, allen Untertanen wenigſtens die Gelegenheit zu verſchaffen, 
das wahre Chriſtentum zu hören und anzunehmen. Dieſer Aufgabe 
aber konnte das aus den verſchiedenſten Territorien des Reiches zu⸗ 
ſammengeſetzte Preußen nur dadurch gerecht werden, daß es alle drei 
Reichsreligionen überall öffentlich predigen ließ und zu feinen Landes⸗ 
religionen erklärte, die überall „aufrechterhalten“, d. h. eventuell unterſtützt 
und gefördert werden ſollten. Dagegen war der Staat an dem Gedeihen 
der außerhalb dieſer drei Kirchen ſtehenden Religionsgeſellſchaften, die 
ſeiner Auffaſſung nach nicht das wahre Chriſtentum vertraten, nicht inter⸗ 
eſſiert, ja eine große Anzahl derſelben ſchien ihm ſogar gefährlich für das 
religiöſe Leben ſeines Volkes. Daher ſicherte er den „bisher öffentlich ge⸗ 
duldeten“ unter ihnen nur den Schutz ihrer gottesdienſtlichen Zuſammen⸗ 
künfte zu und ſtellte die Toleranz weiterer neuer Sekten überhaupt nicht mehr 
in Ausſicht. Der neue Landeskirchenbegriff aber ergibt ſich aus dem 
Gegenſatz, in welchem nach dem Religionsedikte die Hauptreligionen 
zu den anderen Religionsparteien im Lande ſtehen. Als Kirchen 
des Landes oder Landeskirchen erſcheinen nunmehr diejenigen mehreren Re⸗ 
ligionsparteien, welche im Staate nicht nur wie andere neben ihnen ſtehende 
geduldet, ſondern von dem Staate ausdrücklich aufgenommen ſind, 
deren Lehre überall öffentlich gepredigt werden darf, deren Exiſtenz und 
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Gedeihen den Gegenſtand beſonderer ſtaatlicher Fürſorge bildet.!) Damit 
hat ſich der Begriff der Landeskirche völlig losgelöſt von dem der 
Staatskirche, mit welchem er früher identiſch war. Eine Staatskirche gab 
es fernerhin in Preußen nicht mehr. Erkannte der Staat einmal mehrere 
Kirchen als völlig gleichberechtigt an und legte er ſich allen dieſen gegen⸗ 
über die gleichen Rechte und die gleichen Pflichten bei, ſo durfte er ſich 
ſelbſt naturgemäß nicht mehr ausſchließlich zu einer dieſer Konfeſſionen 
bekennen, er durfte weder katholiſch noch proteſtantiſch ſein. Ein chriſtlicher 
Staat konnte er bleiben, aber er mußte ſeinen konfeſſionellen Charakter 
aufgeben, um den verſchiedenen Konfeſſionen in gleicher Weiſe gerecht zu 
werden. Hatte früher der Landesherr allein die eine Landeskirche, zu 
der er ſich ſelbſt bekannte, zu ſchützen und zu fördern gehabt, ein Recht 
von höchſtperſönlichem Charakter, ſo beſtand für ihn jetzt eine abſtrakte 
Gerechtigkeitspflicht gegenüber den verſchiedenen Kirchen des Landes. 
Die Grundgedanken des Religionsedikts von 1788 und der ſich aus ihnen 
ergebende neue Landeskirchenbegriff ſind dann im weſentlichen in das 
Allgemeine Landrecht übergegangen. Auch dieſes teilt alle Kirchen⸗ 
geſellſchaften in zwei Klaſſen, in die „vom Staate ausdrücklich auf⸗ 
genommenen“ und die einfach „geduldeten“.?) Jene haben die Rechte 
privilegierter Korporationen und heißen daher auch „privilegierte“ Kirchen⸗ 
gejellfchaften,?) dieſe ſtehen auf einer niederen Stufe religiöſer Gerechtſame 


1) Friedberg kann ſich mit dieſer von mir bereits in der oben S. 1611 zit. Ab⸗ 
handl. S. 58 gegebenen Beſtimmung des Begriffs „Landeskirche“ nicht einverſtanden 
erklären. Seines Ermeſſens „paßt dieſer Begriff für die kath. K. überhaupt nicht; 
und für die ev. bedeutet er, daß ſie in dem Landesherrn ihr kirchliches Oberhaupt 
erblickt“ (Ztſchr. XXX., S. 227). Friedberg überſieht, worauf ich a. a. O. S. 32 
auch bereits hingewieſen habe, daß das Wort „Landeskirche“ in verſchiedener Be⸗ 
deutung gebraucht wird. Man kann, wenn man eine K. als Landeskirche bezeichnet, 
damit von ihr ausſagen wollen, daß ſie ſich in ihrer Verfaſſung nur innerhalb der 
Grenzen eines Staates entwickelt hat (vgl. oben S. 3); in dieſem Sinn kann die 
kath. K. allerdings nie als Landeskirche bezeichnet werden. Vielfach ſoll aber auch, 
wenn eine Religionsgeſellſchaft als Landeskirche bezeichnet wird, damit von ihr aus⸗ 
geinst werden, daß ſie in einem Lande gegenüber anderen in dieſem vorhandenen 

eligionsgeſellſchaften die oben bezeichnete privilegierte Stellung einnimmt; und 
dieſer Landeskirchenbegriff paßt auch auf die kath. K. Daß das Wort „Landeskirche“ 
in dieſem letzten Sinne in der Literatur wie in der Geſetzgebung gebraucht wird, 
iſt nicht ſchwer nachzuweiſen, man vgl. z. B. Zorn in ſeinem KR. ©. 219, wie auch 
in v. Stengels Wörterbuch d. Verw.. If S. 378 f. und die Verfaſſungsurkunden 
verſchiedener deutſcher Kleinſtaaten, die nur eine K. als Landeskirche anerkennen, 
z. B. Grundgeſ. f. Sachſen⸗Altenburg v. 29. Apr. 1831. Wenn hier $ 128 beſtimmt, 
„die ev. prot. Kirche iſt die Kirche des Landes“, jo ſoll damit nicht gejagt werden, 
ie prot. Kirche Altenburgs habe keine über die Landesgrenzen hinausreichende 
Organiſation, auch nicht, wie Friedberg meint, ſie hat im Landesherrn ihr Ober⸗ 
haupt — dies iſt im $ 130 beſonders beſtimmt: „An der Spitze der Landeskirche 
ſteht der ev. prot. Regent“ — ſondern: ſie iſt die privilegierte 10 8 
im Staat. Ebenſo Grundgeſ. f. Sachſen⸗Meiningen v. 23. Aug. 1829, § 29: „die 
ev. K. iſt die Landeskirche“; Landesgrundgeſ. f. Schwarzburg⸗Sondershauſen v. 
8. Juli 1857, § 4; f. Reuß ä. L. v. 28. März 1867, § 46 u. a. 
2) Vgl. ALR. II 11 $$ 17, 20, 22 u. die oben S. 1571 zit. Erkl. v. Suarez. 
3) ALR. a. a. O. 8$ 17, 96. 
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und genießen im allgemeinen nur die Rechte erlaubter Privatgeſellſchaften. 
Zu jenen gehören die lutheriſche, die reformierte und die katholiſche Kirche, 
alſo „die drei Hauptkonfeſſionen“ des Religionsedikts,!) zu dieſen alle 
übrigen Kirchengeſellſchaften, welche ihre Religion im Staat üben dürfen. 
Im einzelnen beſtimmt das Allgemeine Landrecht die Rechtsſtellung der 
ausdrücklich aufgenommenen im Gegenſatz zu der der bloß geduldeten 
Kirchengeſellſchaften folgendermaßen: Während jene das exereitium 
religionis publicum in vollem Umfange haben, iſt dieſen nur „die freie 
Ausübung ihres Privatgottesdienſtes verſtattet“, d. i. „die Anſtellung 
gottesdienſtlicher Zuſammenkünfte in gewiſſen dazu beſtimmten Gebäuden 
und die Ausübung der ihren Religionsgrundſätzen gemäßen Gebräuche, 
ſowohl in dieſen Zuſammenkünften als in den Privatwohnungen der 
Mitglieder“; es iſt ihnen verboten, „ſich der Glocken zu bedienen oder 
öffentliche Feierlichkeiten außerhalb der Mauern ihres Verſammlungshauſes 
anzuſtellen“. Während ferner die bei den ausdrücklich aufgenommenen 
Kirchengeſellſchaften angeſtellten Geiſtlichen „mit anderen Beamten im 
Staate gleiche Rechte“ ?) haben, religiöſe Akte mit bürgerlichen Wirkungen 
vollziehen und über die Geburten, Heiraten und Sterbefälle in ihren 
Parochien Regiſter mit öffentlichem Glauben führen,?) ſtehen den bei den 
geduldeten Kirchengeſellſchaften zur Feier ihrer Religionshandlungen beſtellten 
Perſonen ſolche Privilegien?) und Befugniſſe nicht zu.?) Nur die gottes⸗ 
dienſtlichen Gebäude der aufgenommenen Kirchengeſellſchaften werden 
„Kirchen“ genannt und rechtlich den privilegierten Gebäuden des Staates 
gleichgeſtellt; Bethäuſer geduldeter Kirchengeſellſchaften find keine Kirchen 
im Rechtsſinne, fie genießen nicht die Steuer- und ſonſtigen Privilegien 
dieſer und dürfen übrigens von den betreffenden Geſellſchaften als ſolchen 
nur mit beſonderer Erlaubnis des Staates zu Eigentum erworben werden.“) 
Endlich zeichnet der Staat die Kirchen durch einen beſonderen ſtrafrechtlichen 
Schutz den anderen Religionsgeſellſchaften gegenüber aus.“) 

Im Gegenſatz zum Religionsedikt ſieht das Allgemeine Landrecht 
aber den Kreis der Kirchengeſellſchaften nicht als einen für alle Zukunft 
geſchloſſenen an, gedenkt vielmehr ausdrücklich der Entſtehung neuer 


0 1) Das ALR. faßt die reformierten und die lutheriſchen Kirchengeſellſchaften 
in § 39 a. a. O. unter der Bezeichnung „proteſtantiſche Kirchengeſellſchaften des 
Augsburgſchen Konfeſſtonsbekenntniſſes“ zuſammen. Eine KabD, v. 3. April 1821 
beſtimmte, daß dieſe beiden Religionsrichtungen in Zukunft zuſammen als evangeliſche 
bezeichnet werden ſollten. Hinſchius S. 21%, 

2) In Tl. II Tit. 20 des ALR. werden im 8. Abſchnitt, welcher „von den 
Verbrechen der Diener des Staats“ überſchrieben iſt, unter VII 88 499—504 auch 
die Vergehen der Kirchenbedienten im Amte behandelt. 

3) ALR; a. a. O. $$ 18, 19, 96, 97, 481 ff. 

4) ALR. a. a. O. § 26. 

5) Vgl. ALR. a. a. O. § 498 und dazu Jacobſon i. d. Ztſchr. I S. 400 ff., 409 

6) ALR, a. a. O. 88 18, 24, 174. 

7) ALR. II, 20 §§ 214, 215, 216, 227, 1149. 
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geduldeter Kirchengeſellſchaften, die ſich beim Staate melden und von 
dieſem beſonders genehmigt werden ſollten.) Mit dem Allgemeinen 
Landrecht iſt die Entwickelung der Stellungnahme des Staates zu 
den verſchiedenen Religionsgeſellſchaften und damit auch die des 
Landeskirchenbegriffs für Preußen in der Hauptſache zum Abſchluß 
gelangt. Die ſpätere ſtaats⸗kirchliche Geſetzgebung hat das der landrecht⸗ 
lichen Regelung zu Grunde liegende Prinzip unberührt gelaſſen. Hervor⸗ 
zuheben ſind aus ihr nur Artikel 12 und 13 der Verfaſſungsurkunde. 
Artikel 12 beſeitigt die nach dem Allgemeinen Landrecht erforderliche ſtaat⸗ 
liche Genehmigung zur Bildung einer neuen Religionsgeſellſchaft und ge⸗ 
ſtattet allen Religionsgeſellſchaften die öffentliche Gottesverehrung, eine 
Befugnis, welche bisher ein Privilegium der ausdrücklich aufgenommenen 
und weniger bevorzugter geduldeter Kirchengeſellſchaften geweſen war. Die 
öffentliche Religionsübung und der Beſitz gewiſſer äußerer Zeichen der⸗ 
ſelben, wie insbeſondere Glockentürme und Glockengeläute, ſind ſeitdem 
kein Vorbehalt der privilegierten Kirchengeſellſchaften mehr.?) In Artikel 13 
eröffnet die Verfaſſung allen Religionsgeſellſchaften die Möglichkeit Korpo⸗ 


1) Auf Grund dieſer Vorſchriften hat ſich der Kreis der geduldeten Sekten 
denn auch noch erweitert, während andererſeits die böhmiſchen Brüdergemeinden 
aus ihm ausgeſchieden und in die reformierte Landeskirche aufgegangen ſind. 
Reglement v. 25. Aug. 1796 (Rabe, Samml. preuß. Geſetze) III S. 492. Vgl. auch 
v. Mühler a. a. O. S. 265; Jacobſon a. a. O. S. 395. — Dagegen ſind die 
evangeliſchen Brüdergemeinden oder Herrnhuter, über deren Rechts⸗ 
ſtellung wiederholt Zweifel aufgetaucht ſind, nicht in die ev. Landeskirche aufgegangen. 
Schon z. Z. der Emanation des ALR. nahmen ſie eine Zwiſchenſtellung zwiſchen 
den „ausdrücklich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften“, welche „die Rechte privi⸗ 
legierter Korporationen“ haben (II, 11 $ 17), und den bloß „geduldeten Kirchen⸗ 
geſellſchaften“ (daß. § 20) ein, indem fie durch mehrere Konzeſſionen förmlich 
aufgenommen waren u. Rechte erlangt hatten, die ſie über die geduldeten Kirchen⸗ 
geſellſchaften erhoben (vgl. oben S. 163. u. die kgl. Konfirmation v. 10. April 1789, 
v. Mühler a. a. O. S. 265), ohne fie jedoch den „ausdrücklich aufgenommenen 
Kirchengeſellſchaften“ des § 17 gleichzuſtellen. Hinter dieſen ſtanden ſie in An⸗ 
ſehung ihrer Privilegien erheblich zurück. Das ALR. hat dieſer beſonderen Stellung 
der Herrnhuter bei der Klaſſifizierung der Religionsgeſellſchaften keine Rechnung 
getragen. Nach der von ihm in den §§ 17 u. 20 anerkannten Unterſcheidung 
müſſen ſie zu den „geduldeten“ gerechnet werden, weil ſie nicht alle Privilegien 
der ausdrücklich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften“ beſitzen, nach der Auffaſſung 
des ALR. aber gerade die Geſamtheit dieſer Privilegien das Weſen dieſer Kirchen⸗ 

eſellſchaften ausmacht. Dieſe Rechtslage der Herrnhuter hat ſich auch in der 
Folgezeit nicht verändert, ſie ſind eine geduldete Kirchengeſellſchaft i. S. des 
ALR. (die man mit Rückſicht auf ihre beſondere Aufnahme durch eine weitgehende 
Konzeſſion als „aufgenommene konzeſſionierte“ bezeichnen mag) geblieben, aber nicht 
de einer vollprivilegierten „ausdrücklich aufgenommenen“ Kirchengeſellſchaft i. S. 
es ALR. geworden. Eine gleiche Rechtsſtellung wie die Herrnhuter erlangten 
ſpäter noch die ſog. Altlutheraner (Generalkonzeſſion v. 23. Juli 1845, vgl. unten 
S. 212, 214) und die niederländiſch ref. Gemeinde in Elberfeld, nach ihrem 
erſten Prediger „Kohlbrüggianer“ genannt (KabO. v. 24. Nov. 1849). 
Vgl. Jacobſon i. d. Ztſchr. I S. 292 ff., 416 u. III S. 359; Hinſchius S. 12 ff. 9. 
Erk. d. OVG. v. 29. Juni 1898 (Entſch. XXXIII S. 29). 

2) Schoen, a. a. O. S. 811%; Vgl. auch Richter⸗Dove, KR. S. 322 u. 
Herrmann, E., Über die Stellung der Religionsgemeinſchaften im Staate beſ. nach 
dem hann. Verf. Recht u. den Grundrechten, Göttingen 1849, S. 40; § 25 ALR. II 11 
iſt antiquiert, and. A. wohl Hinſchius S. 17 u. Goßner S. 20, die ihn als 
geltend abdrucken. 
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rationsrechte zu erwerben und begründet jo die neuere Unterſcheidung 
zwiſchen Religionsgeſellſchaften mit Korporationsrechten und Religions⸗ 
geſellſchaften ohne Korporationsrechte. Allein dieſe Einteilung bezieht ſich 
lediglich auf die privatrechtliche Stellung der Religionsgeſellſchaften, !) ſie 
läßt die auf öffentlichem Rechte beruhenden Verſchiedenheiten dieſer un⸗ 
berührt und hat beſonders den althergebrachten Gegenſatz zwiſchen den 
Kirchen und den anderen Religionsgeſellſchaften nicht beſeitigt, auf den 
denn Artikel 15 der Verfaſſungsurkunde auch ausdrücklich wieder hinweiſt. 
Die evangeliſche und die katholiſche Kirche, welche von jeher juriſtiſche 
Perſönlichkeiten beſaßen, bilden fortan eine Gruppe der mit Korporations⸗ 
rechten ausgeſtatteten Religionsgeſellſchaften; ihnen ſtehen ſowohl die 
Religionsgeſellſchaften ohne Korporationsrechte wie die nicht gleich ihnen 
im öffentlichen Rechte ausgezeichneten Religionsgeſellſchaften mit Korporations⸗ 
rechten gegenüber.) 

II. Derſelbe ſtaatskirchliche Rechtsbeſtand wie in den bisher allein im 
Auge gehabten alten Landesteilen hatte ſich in vorpreußiſcher Zeit in den 
1866 erworbenen Territorien, mit Ausnahme von Schleswig⸗Holſtein, unter 


1) Später iſt ſie allerdings weiteren geſetzlichen Vorſchriften zu Grunde gelegt, 
und es iſt den mit privaten Korporationsrechten ausgeſtatteten Klrchengeſellſchaften 
vielfach auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts eine bevorzugte Stellung gegen⸗ 
über den anderen eingeräumt. So find nach dem Vereinsgeſetz vom 11. März 1850 
§ 2 Abſ. 3 die mit Korporationsrechten ausgeſtatteten Religionsgeſellſchaften von 
der polizeilichen Überwachung und den Beſchränkungen befreit, welchen Ver⸗ 
ſammlungen, in denen öffentliche 8 erörtert werden und Vereine, 
welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezwecken, nach dieſem 
Geſetz unterliegen. Die mit Korporationsrechten ausgeſtatteten Religionsgeſellſchaften 
find befreit von der Stempelſteuer, G. v. 31. Juli 1895 § 5; desgl. von den Gemeinde⸗ 
grund: und Gemeindeeinkommenſteuern, Kommunalabgaben⸗G. v. 14. Mai 1873 § 8; 
der Austritt aus ihnen iſt ſtaatsgeſetzlich geregelt, G. v. 14. Mai 1873 § 8. Auch 
die Reichsgeſetzgebung hat die mit Korporationsrechten ausgeſtatteten Religions⸗ 
geſellſchaften und ihre Eirnichkungen beſonders bevorzugt, vgl. REIGB. § 166, Reichs⸗ 
Militär-G. v. 2. Mai 1874 § 65, Quartierleiſtungs⸗G. v. 25. Juni 1868 § 4 3. 5. 

2) Über die Einteilung der Religionsgeſellſchaften nach der Verfaſſung vgl. 
Jacobſon i. d. Ztſchr. 1 S. 427. Heute gehören: 

a) zu den Religionsgeſellſchaften ohne Korporationsrechte beſonders die 
Irvingianer oder apoſtoliſchen Gemeinden, Deutſchkatholiken, 
freien Gemeinden, Nazarener, Quäcker, Anglikaner, Dar⸗ 
byſten, Methodiſten, 

b) zu den im öffentlichen Recht nicht gleich den „Kirchen“ ausgezeichneten 
Religionsgeſellſchaften mit Korporationsrechten, abgeſehen von den Juden: 
die Herrnhuter, Altlutheraner, Kohlbrüggianer, Mennoniten 
(S dv. 12. Juni 1874) und Baptiſten (G. v. 7. Juli 1875), unter denen 
die drei erſtgenannten wieder eine beſonders bevorrechtete Gruppe bilden. 
Vgl. oben S. 1681. Über die Verteilung dieſer verſchiedenen Sekten im 
preuß. Staat einſchließlich der neuen Prov. ſowie über ihre Größe vgl. 
Pieper, Kirchl. Statiſtik Deutſchlands (Grundriß der theol. Wiſſenſchaften 
13. Abtl.) Freiburg 1899, S. 90 ff. beſ. S. 96. Überraſchend iſt das dort 
gewonnene Geſamtreſultat, nach dem trotz der großen Zahl der Sekten 
die Zahl ihrer Anhänger in Preußen doch eine verſchwindend kleine iſt, 
indem 99,4% aller Proteſtanten Preußens zur Landeskirche gehören. — 
Über die Rechte, die Organiſation und die Glaubensgrundſätze der 
S. 50 fl Sekten vgl. Boche, D. preuß. legale Pfarrer (ſ. oben S. 8, B) 
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fortſchreitender Einſchränkung des landesherrlichen Reformationsrechts 
herausgebildet. Ebenſo wie dort war auch hier, wenngleich vielfach ſpäter 
und langſamer, das nachreformatoriſche Staats⸗ und Landeskirchentum be⸗ 
ſeitigt und die Parität mehrerer Kirchen anerkannt. In Hannover, 
Kurheſſen, Naſſau und Frankfurt a. M. hatten die Lutheraner und 
Reformierten überall Gleichberechtigung erlangt.!) Die katholiſche Kirche 
hatte in dieſen ehemals zum Rheinbunde gehörigen Territorien, ſoweit ſie 
nicht bereits früher anerkannt worden war,?) auf Grund der verſchiedenen 
Akzeſſionsverträge Parität mit der proteſtantiſchen Landeskirche erhalten.“) 
In den Verfaſſungen der dreißiger Jahre wurde die völlige Gleichſtellung 
der katholiſchen und proteſtantiſchen Kirche ausdrücklich anerkannt,) und 
1866 ſtanden hier überall die drei alten Reichsreligionen als die mit 
weitgehenden Privilegien ausgeſtatteten „anerkannten chriſtlichen Kon⸗ 
feſſionen“ oder „Kirchen“ paritätiſch anderen im Lande nur geduldeten 
Religionsgeſellſchaften gegenüber.“) Anders lagen die Dinge in den Her⸗ 
zogtümern Schleswig, Holſtein und Lauenburg. Hier war das 
jus reformandi andauernd im Sinne des alten Landes- und Staats⸗ 
kirchentums gehandhabt worden. Die lutheriſche Kirche war die ecelesia 
dominans geblieben, die Reformierten und die Katholiken hatten mit ihr 
keine Parität erlangt, ſtanden vielmehr als bloß geduldete Kirchengeſell⸗ 
ſchaften bezüglich ihrer Gerechtſame auf gleicher Stufe mit den tolerierten 
Mennoniten, Anglikanern und Baptiſten. “) 

Als alle dieſe Länder mit dem preußiſchen Staate verbunden wurden, 
ließ man die hier vorgefundenen evangeliſchen Landeskirchen im ganzen 
als ſolche unverändert fortbeſtehen. Sie wurden beſonders mit der evan⸗ 


1) Vgl. die vorangehenden §8 8, 9, 10 und Friedberg, Die ev. u. kath. 
Kirche der neu einverleibten Länder, Halle 1867, S. 14 ff. 

2) In Kurheſſen wurden die Katholiken auf Grund von Verträgen v. 
1654/56 in der Niedergrafſchaft Katzenellenbogen geduldet, im übrigen blieben jte 
ausgeſchloſſen, bis 1802 katholiſche Gebiete an Heften kamen; Büff, KR. ©. 264 ff. 
In Hannover hatten fie im Normaljahr nur zu Nörten u. Goldenſtedt das Recht 
der Religionsübung, ſpäter erhielten ſie es auch in Hannover, Celle, Wildeshauſen 
u. Göttingen; eine weitere Zulaſſung erfolgte erſt im 19. Jahrh. Schlegel, Kur⸗ 
hann. KR. II S. 26 ff. derſelbe, Kirchen: u. Reform. Geſch. III S. 252, 268, 344 ff.; 
für die großh. heſſ. Landesteile vgl. Köhler, K., KR. d. Großh. Heſſ. S. 32 ff. 

3) Rieker a. a. O. S. 342 ff. 

4) Vgl. das Grundgeſ. für das Kgr. Hannover v. 26. Sept. 1833 (Poelitz, 
Die europäiſchen Verfaſſungen, Lpzg. 1832—47, III S. 571 ff.) § 57 u. das ſpätere 
hannöv. Landesverf.⸗Geſ. v. 6. Aug. 1840 (Poelitz IV S. 152 ff.) $ 63; die Verf. ⸗ 
Urk. f. das Kurfürſtentum Heſſen v. 5. Jan. 1831 (Poelitz 1 S. 613 ff.) § 132, 
gleichlautend mit Verf. Urk. v. 13. April 1852 (Zacharige, Die dtſchn. Verf. Geſetze 
I, Göttingen 1855, S. 209 ff.), § 100; die ältere Verf. Urk. f. das Großherzogtum 
Heſſen v. 17. Dez. 1820 (Poelitz I S. 677) § 21. 

5) Rieker a. a O. S. 348. Bezüglich Kurheſſens, wo den Sekten ſeit 1848 
im weſentlichen dieſelben Rechte gewährt wurden wie in Preußen, vgl, noch: Büff, 
KR. S. 114 ff.; bezüglich Hannovers: Herrmann a. a. O., beſ. S. 6, 7, 19 ff. 
N 6) Vgl. Friedberg a. a. O. S. 27ff., 92 ff., Schoen a. a. O. S. 72 u. die 
älteren Privilegien 8 Religionsgeſellſchaften in der Syſtemat. Samml. d. f. d. 
Herzogt. Schlesw.⸗Holſtein erl. Vdgn. u. Verfgn. III, Kiel 1830, S. 569 ff. 
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geliſchen Landeskirche Altpreußens in keinen Zuſammenhang geſetzt!) und 
deshalb auch nicht dem Evangeliſchen Oberkirchenrate, ſondern dem Kultus⸗ 
miniſter unterſtellt. Das einzige Band, welches ſie verbindet, iſt die Perſon 
des Königs, auf den das Kirchenregiment der depoſſedierten Landesherren 
übergegangen iſt. Was aber die Geſtaltung der materiellen Rechtslage 
aller dieſer Kirchen im preußiſchen Staat anlangte, ſo kam es hier lediglich 
darauf an, daß ſie alle zu derſelben Konfeſſionskirche gehörten wie die 
altpreußiſche evangeliſche Landeskirche. Nach den in Preußen anerkannten 
Grundſätzen waren fie alſo als Landeskirche in dem in dieſem $ unter I feſt⸗ 
geſtellten Sinne, d. h. als beſonders privilegierte Religionsgeſellſchaft anzu⸗ 
ſehen, und der preußiſche Staat hat denn auch in Geſetzgebung wie Ver⸗ 
waltungspraxis alle dieſe Kirchen ebenſo wie die altpreußiſche evangeliſche 
Landeskirche behandelt. Die gleiche privilegierte Rechtsſtellung hat er aber 
auch, ſoweit nicht das Fehlen des landesherrlichen Kirchenregiments Ab⸗ 
weichungen bedingt, den in keine landeskirchliche Organiſation eingegliederten 
reformierten Gemeinden Schleswig-Holſteins und den niederſächſiſch⸗kon⸗ 
föderierten Gemeinden in Hannover eingeräumt; auch dieſe gehören zu den 
„chriſtlichen Kirchen“ im Sinne feiner Geſetze.“) 

III. An dieſen Überblick über die hiſtoriſche Entwickelung der Stellung 
der evangeliſchen Kirche im Staat reiht ſich die Frage nach dem rechtlichen 
Kriterium, welches ihre gegenwärtige Rechtslage charakteriſiert. Mit 
großem Scharfſinn hat man verfucht,?) die einzelnen dieſe beſtimmenden 
Momente auf ein allgemeines Prinzip zurückzuführen und einen recht⸗ 
lichen Begriff zu finden, aus dem ſie ſich alle ableiten laſſen. Allein alle 
dieſe Verſuche find mißlungen.“) Der Begriff der öffentlichen Kor— 

1) Ausſchlaggebend war vorzugsweiſe der Umſtand, daß die Union nur in 
Naſſau durchgeführt war, bei einer Vereinigung der verſchiedenen Kirchen mit der 
altpreußiſchen unierten Landeskirche aber eine von der Bevölkerung mit Abneigung 
betrachtete allgemeine Durchführung der Union kaum zu vermeiden geweſen wäre. 
Vgl. Friedberg a. a. O. und Hinſchius, Die ev. Landeskirche Preußens u. die 
Einverleibung der neuen Provinzen, Berlin 1867. 

2) Vgl. Hinſchius, Die Preußiſchen Kirchengeſetze d. Is. 1873, Berlin 1873, 
S. 103 u. Braun i. d. Ztſchr. XXI S. 423. Natürlich folgt aus der prinzipiellen 
Gleichwertung dieſer Gemeinden mit den einer landeskirchlichen Organiſation an⸗ 
Eden noch nicht, daß fie ipso jure die ganze Rechtsſtellung der letzteren im 

taate teilen. Aus ſtaatlichen Normen, die ſich nicht auf die chriſtl. Kirchen oder 
die ev. Kirche ſchlechthin beziehen, ſondern ausdrücklich für eine, mehrere oder auch 
alle ev. Landeskirchen in dem oben S. 3 gedachten Sinne feſtgeſtellt ſind, können 
dieſe Gemeinden für ſich keine Rechte ableiten. So können fie z. B. ihre Steuer⸗ 
ausſchreibungen nicht im Wege der ſtaatl. Verwaltungsexekution realiſieren laſſen, 
wenngleich dieſes Privileg allen Landeskirchen zuſteht und in ihm heute allgemein 
eine Auszeichnung der Kirchen gegenüber anderen Religionsgeſellſchaften gefunden 
wird. Denn dies Privileg iſt nicht den Kirchen allgemein, ſondern den verſchiedenen 
Landeskirchen durch verſchiedene Geſetze beſonders erteilt worden, und die niederf. 
ref. Gem. haben es bisher nicht ausdrücklich beigelegt erhalten. 5 

3) Insbeſondere Hinſchius, Staat u. Kirche, in Marquardſens Höbch. 
des öffentl. Rechts I, 1, S. 254 ff. und Sohm in d. Ztſchr. XI S. 167 ff.; auch 
Friedberg S. 48 ff. 


4) So auch Zorn, KR. S. 220 ff. und Kahl, Lehrſyſtem, ©. 332 ff Eine 
eingehende Kritik der verſchiedenen Theorien gibt Schoen a. a. O. S. 1ff. 
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poration oder Anſtalt, unter den man wieder und immer wieder die 
Kirche hat ſubſumieren wollen, iſt ſelbſt ein ſehr umftrittener.!) Er ift 
wohl verwertbar für eine Reihe weltlicher Verbände, deren Weſen darin 
beſteht, daß ſie zur Verrichtung von Staatsaufgaben berufen und dem⸗ 
zufolge in ein beſonderes Dienſt⸗ und Pflichtverhältnis zum Staate geſetzt 
ſind, er läßt ſich aber nicht ſo weit und zugleich ſo eng beſtimmen, daß 
ihm als dem höheren Gattungsbegriffe neben jenen weltlichen Verbänden 
die Kirchen — nicht jedoch weitere Religionsgeſellſchaften — untergeordnet 
werden könnten, indem es ſchlechterdings an einem rechtlichen Merkmal 
fehlt, welches den Kirchen mit jenen Verbänden gemeinſam, bei anderen 
weltlichen Korporationen und Religionsgeſellſchaften aber nicht vorhanden 
wäre. Früher waren die Landeskirchen allerdings öffentliche Korporationen 
in dem eben gedachten Sinne. Zur Zeit des Polizeiſtaates, wie er uns 
im Allgemeinen Landrecht entgegentritt, exiſtierte die Kirche nur im Inter⸗ 
eſſe des Staates, nicht für ſich ſelbſt; ſie galt als eine den ſtaatlichen 
Zwecken dienende Erziehungs- und Polizeianſtalt. Damals wurden die 
Kirchen in der Tat von dem Staate als ihm dienende Korporationen, 
als Organe des Staates gleich anderen von ihm privilegierten Kor⸗ 
porationen behandelt. Heute iſt das Verhältnis von Staat und Kirche 
aber ein anderes. Der moderne Staat erkennt an, daß die Kirche eine 
von ihm verſchiedene, nicht durch ſeinen Willen und lediglich in ſeinem 
Intereſſe beſtehende Macht iſt, welche ihre eigenen Lebenszwecke zu ver: 
folgen hat. Die Kirchengeſellſchaften verrichten heute keine Staatsgeſchäfte, 
daher ſind auch die Kirchen und überhaupt alle Religionsgeſellſchaften 
ſtaatsrechtlich keine öffentlichen Korporationen. 

Die Kirchen haben lediglich die private Korporationsqualität, die auch 
andere Religionsgeſellſchaften beſitzen, ſie unterſcheiden ſich jedoch von dieſen, 
wie auch von den weltlichen Privatkorporationen, durch beſtimmte Quali⸗ 
täten, die ſie über jene erheben und ihnen eine hervorragende Stellung auf 
dem Gebiete des öffentlichen Rechtes einräumen. Dieſe Qualitäten be⸗ 
ſtehen in gewiſſen Vorzugsrechten, die ihnen vom Staate eingeräumt, 
und in gewiſſen Beſchränkungen, die ihnen auferlegt ſind, ſie entbehren 
aber jedes inneren Zuſammenhanges und laſſen ſich daher auf ein all⸗ 
gemeines Prinzip von juriſtiſcher Brauchbarkeit nicht zurückführen. Sie 
erſcheinen uns als ein Konglomerat willkürlicher Beſtimmungen, die nur 
hiſtoriſch verſtanden werden können, als vereinzelte Überreſte des alten 
Staatskirchentums, deſſen Torſo das heutige Landeskirchentum iſt. Die 
die Landeskirchen auszeichnenden Privilegien waren früher viel zahl⸗ 
reicher als heute; im Laufe der Zeit haben ſie ſich mehr und mehr ver⸗ 

1) Vgl. darüber beſonders Roſin, Das Recht der ln Genoſſenſchaft, 


Freiburg 1886, und Schoen a. a. O. S. 19 ff.; auch Zorn i. d. Dtſchn. Juriſten⸗ 
Itg. 1898 S. 274. 
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mindert oder doch verflüchtigt. Manche alten Vorbehalte der Landes⸗ 
kirchen, wie beſonders die öffentliche Religionsübung, ſind von der neueren 
Geſetzgebung überhaupt freigegeben und Gemeingut aller Religions⸗ 
geſellſchaften geworden, andere Privilegien ſind wenigſtens auf die mit 
Korporationsrechten ausgeſtatteten Religionsgeſellſchaften ausgedehnt und 
haben jo gleichfalls aufgehört ſpezifiſch landeskirchliche Privilegien zu ſein. ) 
Nur die folgenden haben ſich als ſolche erhalten: 

1. Die Dotation der Kirchen durch den Staat, welche in der Weiſe 
erfolgt, daß dieſer jährlich in dem Etatsgeſetze regelmäßig wiederkehrende 
Summen für ihre Behörden, Anſtalten und Geiſtlichen auswirft, wie auch 
einmalige außerordentliche Zuſchüſſe für Errichtung neuer Parochien, 
Kirchenbauten, Ablöſung von Stolgebühren, Einrichtung kirchlicher Anſtalten 
u. ſ. w. bewilligt.) 


2. Die Berückſichtigung der Kirchen bei ſtaatlichen Veran⸗ 
ſtaltungen und Einrichtungen: der Staat erweiſt ihnen beſondere Ehren, 
indem er ſie in ihren Vertretern auszeichnet und bei öffentlichen Feier⸗ 
lichkeiten zur Teilnahme einladet. Er beanſprucht ihre Weihe bei welt⸗ 
lichen Inſtitutionen (Fahnenweihe?) und läßt der Vornahme wichtiger 
Staatsakte (Eröffnung des Landtags) evangeliſchen und katholiſchen Gottes⸗ 
dienſt vorangehen. Er ſorgt dafür, daß an allen öffentlichen Schulen des 
Staats und der Gemeinden, den Volksſchulen, Realſchulen und Gymnaſien 
landeskirchlicher Religionsunterricht erteilt wird und erklärt dieſen für einen 
obligatoriſchen Lehrgegenftand. *) Er organiſiert landeskirchliche Seelſorge und 
landeskirchlichen Gottesdienſt beim Heer und bei gewiſſen Anſtalten der ſtaat⸗ 
lichen Wohlfahrts- und Sicherheitspflege als bei den Strafanſtalten, Armen⸗ 


1) Schoen a. a. O. S. 80 ff. 

2 Durch die Gewährung dieſer Beihilfen erfüllt der Staat bis zu einem 
gewiſſen Grade die Rechtspflicht, welche er bei der Säkulariſation des Kirchenguts 
ausdrücklich anerkannt hat. (Ed. v. 30. Okt. 1810 § 4). Für die kath. Kirche ſind 
dieſe ſtaatlichen Leiſtungen, ſoweit ſie fortdauernde find, in den Zirkumſkriptions⸗ 
und Dotationsbullen auf die Dauer ſichergeſtellt, für die evangeliſche dagegen 
beruhen ſie zum größten Teil lediglich auf der jährlichen Etatsbewilligung; erſt in 
neueſter Zeit hat vereinzelt auch für die evangeliſche Kirche eine auf die Dauer 
berechnete Feſtſtellung ſtaatlicher Leiſtungen durch Staatsgeſetz ſtattgefunden (3. B. 
G. v. 15. Juli 1889 betr. die Fürſorge für die Witwen u. Waiſen der Geiſtl. der 
ev. Landeskirche in den neun älteren Prov. der Monarchie; G. v. 3. Sept. 1892 betr. 
die Aufhebung der Stolgebühren, Art. 3; G. v. 2. Juli 1898 betr. das Dienſt⸗ 
einkommen der Pfarrer). Näheres über die Dotationen unten im Abſchnitt über 
die Vermögensverwaltung. Zur vorläufigen Orientierung vgl.: Gerlach, H., Die 
Dotationsanſprüche und der Notſtand der ev. K. in Preußen, 2. Auflg. Lpzg. 1875; 
Vhdl. d. 3 ord. Gen Syn. 1891 S. 1104 ff. (Denkſchr. des OKR.), 1110 ff. (die vom 
Kult Min. aufgeſtellte Überſicht derjenigen Bewilligungen von Staatsmitteln, welche 
ſeit 1. Jan. 1886 für die Bedürfniſſe der ev. Landeskirche der älteren Prov. neu ein⸗ 
getreten ſind); Staatshaushaltsetat: „Dauernde Ausgaben“ Cap. IX. 


3) Preuß. Mil O. v. 12. Febr. 1832 (GS. S. 69) $ 72. 
4) Vgl. Schoen, a. a. O. S. 86 ff. 
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häuſern, Krankenhäuſern u. ſ. w.!) Er ſorgt für die Vorbildung der 
Diener beider Kirchen, indem er an ſeinen Hochſchulen evangeliſch⸗ und 
katholiſch⸗theologiſche Fakultäten eingerichtet hat.?) Er erkennt die kirch⸗ 
lichen Feiertage an, verleiht dieſen bürgerliche Wirkung und ſorgt für ihre 
äußere Heilighaltung durch ſtrafrechtlichen Schutz.“) 

3. Der Staat verleiht den Kirchen ſeine weltliche Zwangsgewalt 
zur Durchführung gewiſſer kirchlicher Anordnungen: er vollſtreckt ihre 
Disziplinarentſcheidungen und treibt im Verwaltungszwangsverfahren die 
von ihnen autonomiſch feſtgeſetzten und umgelegten Kirchenabgaben ein.“) 

4. Der Staat gewährt den Dienern der Kirchen, obgleich auf ſie 
der ſtaatsrechtliche Beamtenbegriff nicht Anwendung findet, in weitem 
Umfang gleiche Rechte mit den Staatsdienern, er reiht ſie in die Rangklaſſen 
der Staatsbeamten ein, ſchützt ſie beſonders in der Ausübung ihrer Amts⸗ 
geſchäfte und entbindet ſie im Intereſſe der Kirchen von einer Reihe 
öffentlicher Pflichten.“) 

5. Die Kirchen ſind in gewiſſem Umfange von der Zahlung der 
Gerichtskoſten befreit) und auch gegen rückſichtsloſe Zwangsvollſtreckungen 


1) Ebendaſ. S. 90. Bezügl. der Seelſorge in den Strafanſtalten vgl. Gefängnis⸗ 
ordnung f. d. Juſtizverwaltung v. 21. Dez. 1898 § 82 u. Min.⸗Runderlaß v. 21. Febr. 
1856 II 3. 1—4, mitgeteilt bei Wulff, C., Die Gefängniſſe der Juſtizverwaltung in 
Preußen, 2. Auflg. Hambg. 1900, S. 417; bezügl. der Militärſeelſorge vgl. Thudichum, 
KR. 1 S. 156 ff., auch Kirchenheim in v. Stengels Wörterbuch d. Verw. R. II 
S. 110 ff. 8. v. „Militärgeiſtliche“. 

2) Ev. theol. Fakultäten beſtehen an allen preuß. Univerſitäten mit Aus⸗ 
nahme von Münſter; kath. theol. Fakultäten beſtehen an den Univerſitäten zu Bonn, 
Breslau, Münſter und am Lyceum Hosianum zu Braunsberg. 

3) Vgl. Schoen a. a. O. S. 91 ff., Kahl, Lehrſyſtem, S. 386 ff., auch Herr⸗ 
mann a. a. O. S. 41. Feiertagen einer nicht zu einer der beiden Kirchen gehörigen 
Religionsgeſellſchaft, insbeſ. den jüdiſchen, iſt eine bürgerliche Bedeutung ſeitens des 
Staates dagegen nicht beigelegt, ſie ſind lediglich eine interne Angelegenheit der be⸗ 
treffenden erte de ie Darüber, daß ein jüdiſcher Feiertag z. B. kein all- 
gemeiner Feiertag i. S. der Wechſelordnung iſt, ſelbſt dann nicht, wenn beide Parteien 
Juden ſind, vgl. Entſch. des Reichsoberhandelsgerichts II S. 409. 

4) Schoen a. a. O. S. 92; Kahl, Lehrſyſtem, S. 385 ff. 

5) Schoen S. 93 ff.; Kahl, Lehrſyſtem, S. 383, Herrmann a. a. O. S. 47 ff. 
Näheres unten bei der Darſtellung der Standesrechte der Geiſtlichen u. der 
Rechtsverhältniſſe der verſchiedenen Kirchenregimentsbeamten. 3 

6) Nach dem preuß. Gerichtskoſten⸗G. v. 25. Juni 1895 (GS. ©. 203, in 
neuer Faſſung veröffentlicht 1899, GS. S. 326) $$ 8 Z. A, 9, 114 in Verbindung 
mit § 98 des Reichs⸗Gerichtskoſten⸗G. v. 18. Juni 1878 NEGBL. ©. 141, in neuer 
Faſſung veröffentlicht 1898, RGBl. S. 659) find Kirchen, Pfarreien, Kaplaneien, 
Vikarien u. Küſtereien von der Zahlung der Gebühren in Angelegenheiten der 
freiwilligen wie der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, welche vor den ordentl. preuß. Ge⸗ 
richten verhandelt werden, inſoweit befreit, als nach dem Zeugnis der zuſtändigen 
Staatsbehörde (d. i. die Regierung, ſ. unten S. 1786, 179) die Einnahmen derſelben 
die etatsmäßige Ausgabe, einſchließlich der Beſoldung oder des ſtatt dieſer über⸗ 
laſſenen Nießbrauchs, nicht überſteigen; inſoweit jedoch eine Angelegenheit zugleich 
ſolche Anſprüche betrifft, welche lediglich das zeitige Intereſſe der für ihre Perſon 
zur Nutzung des betreffenden Vermögens Berechtigten berühren, haben letztere die 
auf ihren Teil verhältnismäßig fallenden Koſten zu tragen; die G97 en 
entbindet nicht von der Zahlung der baren Auslagen. — Dieſelbe Gebührenfreiheit 
genießen die Kirchen ꝛc. im Verfahren beim Reichsgericht gemäß Kaiſerl. Vg. 
v. 24. Dez. 1883 (RGBl. 84 S. 1). Im Verwaltungsſtreitverfahren find 
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geſchützt.!) Sie gehen mit ihren Forderungen im Konkurſe ihrer Schuldner 
andern Konkursgläubigern vor.) 

6. Die an Kirchen, Pfarren und Kirchenbedienſtete zu entrichtenden 
nicht auf privatrechtlichem Titel beruhenden Abgaben und Leiſtungen, 
welche auf einem Grundſtücke haften, ſind „öffentliche Laſten“ im Sinne 
des § 10 des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung.“) Schuld: 
verſchreibungen, die von einer Kirchengemeinde oder einem kirchlichen Ver⸗ 
bande mit Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde ausgeſtellt ſind, 
ſind zur Anlegung von Mündelgeld geeignete Wertpapiere.“) 

Weitere hierher gehörige Privilegien teilen die Kirchen heute mit 
den anderen korporativen Religionsgeſellſchaften.“) 

In den beſonderen Beſchränkungen, die für die Rechtsſtellung der 
Kirchen charakteriſtiſch ſind, äußert ſich 


B. die Beaufſichtigung 
der Kirchen durch den Staat. Solange die evangeliſche Kirche in völliger 
Abhängigkeit vom Staate ſtand, hatte der Begriff der Staatsaufſicht keinen 
ſelbſtändigen und feſt begrenzten Inhalt. Das Allgemeine Landrecht 


ſie in gleichem Umfange von der Zahlung des Pauſchquantums befreit, Landes⸗ 
verwaltungs⸗G. v. 30. Juli 1883 § 107 3.5 u. dazu die Bemerk. bei v. Brauchitſch, 
Verwaltungsgeſetze I; und auch im Auseinanderſetzungs verfahren ſind fie von 
der Zahlung der geſetzlichen Pauſchſätze in ähnlichem Umfange befreit, G. v. 
24. Juni 1875 (GS. S. 395) 8 1. 

1) Nach $ 15 3.3 des Einf.⸗G. zur ZPO. in der Faſſung v. 17. Mai 1898 
kommen für die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen kirchl. Ge⸗ 
meinden, ſoweit nicht dingliche Rechte verfolgt werden, noch heute die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften in Betracht. Vgl. daher für das ehem. lan drechtliche Rechts- 
5 Allg. Ger.⸗Ordn. v. 6. Juli 1793, Anh. § 153 zu 45 Tl. Tit. 24, § 33 Tl. 1 

it. 35 u. Anh. $ 242 dazu, wonach ſolche Zwangsvollſtreckungen den Gerichten 
zugewieſen ſind, die ſich über die zu treffenden Maßregeln mit der Regierung bezw. 
dem Konf. zu benehmen haben, und daher nicht von den Gerichtsvollziehern im 
Auftrage des Gläubigers bewirkt werden dürfen. Nähere Anweiſungen enthalten 
die Zirk.⸗Verf. d. M. d. geiſtl. Angel. v. 26. Juli 1845 (VMBl. S. 259) 
u. Allgem. Verf. d. Juſt.⸗M. v. 24. März 1882 (JMBl. S. 59); für das ehem. 
een des rheiniſchen Rechts: Reſſ.⸗Regl. v. 20. Juli 1818 § 25 
u. dazu Erk. d. RG. v. 15. Okt. 1880 (Entſch. i. Ziv.⸗S. III ©. 337 ff.); für das 
ehem. Geltungs gebiet des gemeinen Rechts: ME. v. 18. Juli 1881 (JM Bl. 
S. 160), welcher anordnet, daß der Gerichts vollzieher zunächſt dem Rendanten 
der Kaſſe, bei der gepfändet werden ſoll, Anzeige zu machen habe und erſt, wenn 
eine Woche ſeit dieſer Anzeige verlaufen iſt, ohne daß Befriedigung des Gläubigers 
ſtattgefunden hat, zur Pfändung ſchreiten darf. — Wegen anderer perſönlicher, nicht 
auf Geldzahlung gehender, oder dinglicher Forderungen kann gegen K. Gemeinden die 
Zwangsvollſtreckung in ihr bewegliches wie unbewegliches Vermögen ebenſo wie 
gegen jede andere Perſon vollzogen werden, nur daß die gottesdienſtl. Gebäude ebenſo 
wie die zum kirchlichen Kultus beſtimmten Geräte der Pfändung niemals unter⸗ 
worfen find, ſ. z. B. Endemann, Lehrb. d. bürgerl. Rechts II S. 20; über die 
Zwangsverſteigerung von Pfarr⸗ u. Schulgebäuden ſ. d. Allgem. Verf. d. Juſt.⸗ 
Min. v. 2. Nov. 1883 (BM Bl. ©. 254). 

2) Konk.⸗Ord. § 61, 3. 

3) RG. v. 24. März 1897 (RGBl. S. 97); Preuß. Ausf.⸗G. v. 23. Sept. 
1899 (GS. S. 291) Art. 2 Z. 1. 

4) Preuß. Ausf.-G, z. BGB. v. 20. Sept. 1899 (GS. S. 177) Art. 74 3. 2. 

5) Die wichtigſten dieſer find oben S. 169! aufgezählt. 
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erwähnt wohl in allgemeinen wie ſpeziellen Vorſchriften die Oberaufſicht 
des Staates (z. B. II, 11 §§ 32, 161, 162), allein es regelt dieſelbe 
nicht im einzelnen; z. Z. ſeiner Emanation war das ſtaatliche Oberaufſichts⸗ 
recht ein maßloſes, ein größtenteils nach dem freien Ermeſſen der auf⸗ 
ſehenden Behörden auszuübendes Bevormundungsrecht, deſſen nähere Be⸗ 
ſtimmung weder erforderlich noch tunlich war. Erſt nachdem die Kirche 
dem Staate gegenüber eine Selbſtändigkeit erlangt hat, iſt ein Bedürfnis 
nach einer genaueren geſetzlichen Regelung der Staatsaufſicht und auch 
Raum für eine ſolche vorhanden. Zur Vornahme dieſer Regelung war 
allein der Staat berufen, der ſich ſeiner Aufgabe denn auch gelegentlich 
der Einführung der Synodalverfaſſung in einer Reihe von Staatsgeſetzen 
entledigt hat. ) 

Danach erſtreckt ſich die Staatsaufſicht ſowohl auf die Geſetzgebung, 
wie auf die Verwaltung der Kirche. Sie wird ausgeübt durch die geſetz⸗ 
gebenden Faktoren, die ſtaatlichen Verwaltungsbehörden und die ſtaatlichen 
Gerichte. 

I. Die kirchliche Geſetzgebung, welche vom Landesherrn unter 
Mitwirkung der Synoden ausgeübt wird, unterſteht durchweg der ſtaat⸗ 
lichen Kontrolle, indem ſtets, bevor ein von einer Provinzial- oder Landes⸗ 
ſynode beſchloſſenes Geſetz dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, eine 
Erklärung des Staatsminiſteriums darüber herbeizuführen iſt, „ob 
gegen den Erlaß desſelben von Staatswegen etwas zu erinnern ſei.“ ?) 
Die Form, in der die ſtaatliche Kontrolle hier ausgeübt wird, iſt die des 
Placet, das ſich urſprünglich als eine Vorſichtsmaßregel des Staates 
gegenüber der katholiſchen Kirche entwickelt hat. Nur iſt der Zeitpunkt, 
in dem die ſtaatliche Erlaubniserklärung hier einzuholen iſt, ein anderer; 


1) Das Hauptgeſetz, nach dem ſich die ganze ſtaatsrechtliche Stellung der 
ev. Landeskirche in Altpreußen beſtimmt, iſt d. G. v. 3. Juni 1876 mit ſeinen 
Novellen (j. oben S. 92). Für die 7 öſtl. Provinzen wird dasſelbe ergänzt durch 
d. G. v. 25. Mai 1874 nebſt ſeinen Novellen (oben S. 90). Im engen Anſchluß 
an dieſe beiden Geſetze und ihre Fortbildungen ift die Staatsaufjicht über die 
Kirche in den neuen Provinzen geregelt; die betreffenden Geſetze ſind mitgeteilt 
oben S. 102, 111 (Schleswig⸗Holſtein), (Wiesbaden), 121 (Kaſſel), 125 (Frankfurt), 
139, 140 (Hannover), 92, 93 (Hohenzollern). 

2) G. v. 3. Juni 1876 f. Altpreußen Art. 13, G. v. 6. Apr. 1878 f. Schl.⸗H. 
u. Wiesb. Art. 23, G. v. 6. Aug. 1883 f. Hann. ref. K. Art. 12, G. v. 19. März 1886 
f. Kaſſel Art. 10. In allen dieſen Geſetzen lautete die Beſtimmung, es ſei die Er⸗ 
klärung des Staatsminiſteriums herbeizuſühren, „daß u. ſ. w. nichts zu erinnern 
iſt“; auch ſollte dieſe Erklärung in der Verkündigungsformel erwähnt werden. Auf 
Antrag der 3. ord. Gen. Syn, v. 1891 (Beſchluß 46, Vhdlgn. S. 608) wurde dann jedoch 
der Beſtimmung die obige Faſſung gegeben und zugleich die Vorſchrift betr. die 
Aufnahme der Erklärung in die Verkündigungsformel geſtrichen: G. v. 28. Mai 
1894 § 2 u. dementſprechend: G. v. 14. Juli 1895 f. Schl.⸗H. u. Wiesb. §8 4, 5, G. 
v. 14. Juli 1895 f. Hann. ref. K. $$ 2, 3, G. v. 14. Juli 1895 f. Kaſſel §§ 2, 3, G. 
v. 28. Sept. 1899 f. Frkft. Art 15. Damit iſt man in Altpreußen zur Faſſung der 
Gen. Syn. O § 6, der durch G. v. 3. Juni 1876 abgeändert wurde, zurückgekehrt, 
nur daß an Stelle des Kultusminiſters das Staatsminiſterium getreten iſt. Für 
die Selbſtändigkeit der Kirche iſt damit nichts, oder doch nur formales gewonnen. 
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er mußte vor die Vollziehung des Geſetzes verlegt werden, da das vom 
Landesherrn ſanktionierte Geſetz nicht mehr einem Prüfungs oder Be⸗ 
ſtätigungsrecht der Staatsbehörden unterworfen werden konnte. Einer 
weitergehenden Mitwirkung des Staatsminiſteriums bedarf es bei gewiſſen 
auf die Erhebung von Abgaben bezüglichen Kirchengeſetzen, zu denen es, 
ehe fie zur Sanktion vorgelegt werden, ſeine Zuſtimmung erteilen muß. !) 
Einer Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz endlich bedürfen Kirchengeſetze, 
1. wenn ſie die Aufhebung oder Abänderung gewiſſer Beſtimmungen 
der kirchlichen Verfaſſungsgeſetze,?) oder Veränderungen der kollegialiſchen 
Verfaſſung des Oberkirchenrates und der Konſiſtorien bezwecken, ) 
2. wenn ſie kirchliche Umlagen auflegen, die 6% der Staatseinkommen⸗ 
ſteuer der zur evangeliſchen Landeskirche gehörigen Bevölkerung über⸗ 
ſteigen,) 3. wenn fie eine Belaſtung der Gemeinden zu Gemeindezwecken 
anordnen oder zur Folge haben.“) 

Die ſtatutariſchen Anordnungen der Gemeinden und Kreisſynoden 


1) Es ſind dies 1. Kirchengeſ., durch welche neue Ausgaben zu Zwecken der 
Landeskirche bewilligt werden u. 2. für die alten Prov. Kirchengeſ., durch welche 
die Einkünfte des Kirchenvermögens oder der Pfarrpfründen zu Beiträgen heran- 
gezogen werden, und die endgiltigen Vereinbarungen zwiſchen der Gen. Syn. u. 
der Kirchenregierung über die Verteilung der landeskirchlichen Umlagen auf die 
Provinzen; G. v. 3. Juni 1876 Art. 15 u. 17 nebſt G. v. 28. Mai 1894 88 3, 5, G. 
v. 6. April 1878 f. Schl.⸗H. u. Wiesb. Art. 24, G. v. 6. Aug. 1883 f. Hann. ref. K. 
Art. 13, G. v. 19. März 1886 f. Kaſſel Art. 11 u. dazu die 3 Geſetze vom 14. Juli 
1895 f. Schl.⸗H. u. Wiesb., Hann. ref. K., Kaſſel $ 5 bezw. § 3, G. v. 28. Sept. 1899 
f. Frktft. Art. 16. 

2) G. v. 28. Mai 1894 $ 1, G. v. 18. Mai 1895 betr. Berl. Stadtſyn. u. 
Parochialverbde. $ 3, G. v. 14. Juli 1895 f. Schl.⸗H. u. Wiesb. $$ 1—3, G. v. 
25. Juni 1898 betr. Parochialverbde. in Schl.⸗H. § 3, G. v. 14. Juli 1895 f. 
Hannover ref. K. § 1, G. v. 14. Juli 1895 f. Kaſſel § 1, G. v. 8. Juni 1900 betr. 
Geſamtverbde. der luth. K. Hann. $ 3, G. v. 28. Sept. 1899 f. Frkft. Art. 27, ©. 
v. 1. März 1897 f. Hohenz. Art. 5, G. v. 2. Juli 1898 f. Hohenz. Art. 8. 

3) G. v. 3. Juni 1876 Art. 21, G. v. 6. April 1878 f. Schl.⸗H. u. Wiesb. 
Art. 29, G. v. 6. Aug. 1883 f. Hann. ref. K. Art. 18, G. v. 19. März 1886 f. Kaſſel 
Art. 15, G. v. 28. Sept. 1899 f. Frkft. Art. 20. 

4) G. v. 3. Juni 1876 Art. 16 nebſt G. v. 28. Mai 1894 $ 4, G. v. 6. Apr. 
1878 Art. 26 nebſt G. v. 14. Juli 1895 f. Schl.⸗H. u. Wiesb. § 6, G. v. 6. Aug. 
1883 Art. 15 nebſt G. v. 14. Juli 1895 f. Hann. ref. K. § 4, G. v. 19. März 
ich Art. 13 nebſt G. v. 14. Juli 1895 f. Kaſſel $ 4, G. v. 28. Sept. 1899 f. Frkft. 
rt. 18 


5) Und zwar iſt hier, wie aus den Verhandlungen über das G. v. 3. Juni 1876 
erhellt (Anlagen zu den Vholgn. des HH. 1876 S. 488) die ſtaatsgeſetzliche Be⸗ 
ſtätigung ohne Rückſicht auf die Höhe der Belaſtung erforderlich. Der Geſetzgeber 
geht davon aus, daß es ſich bei den von der Geſamtſynode zu bewilligenden Ab⸗ 
gaben naturgemäß um Ausgaben für kirchl. Zwecke des Synodalverbandes handelt, 
während die Bewilligung von Ausgaben zu Gemeindezwecken Sache der Gemeinde- 
organe iſt. Ein KG., durch welches die Gemeinden zu Gemeindezwecken belaſtet 
werden, wird nun zwar nicht ausgeſchloſſen, es ſoll jedoch ein ſolches nur gelten 
nach ſtaatsgeſetzlicher Beſtätigung, wodurch den Gemeinden ein Schütz gegen über⸗ 
mäßige derartige Belaſtungen gewährt wird. Nach dieſer Vorſchrift bedarf z. B. 
ſtaatsgeſetzl. Beſtätigung ein KG., welches für die Pfarrſtellen ein Minimal⸗ 
einkommen feſtſetzt und die Gemeinden verpflichtet, das daran Fehlende aufzubringen; 
vgl. das KG. betr. das Dienſteinkommen der Geiſtl. der alt. Prov. v. 2. Juli 1898 
u. die entſprechenden KGeſetze f. d. neuen Prov., beſtätigt durch StG. v. 2. Juli 1898 
(GS. S. 155, KGBl. S. 85) Art. 1. 
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bedürfen zu ihrer Feſtſtellung der vorgängigen Anerkennung des Re⸗ 
gierungs⸗, für Berlin des Polizeipräſidenten, daß die entworfenen Be⸗ 
ſtimmungen den ſtaatsgeſetzlich genehmigten Vorſchriften der Gemeinde⸗ 
und Synodalordnung nicht zuwider ſeien.!) Einer gleichen Anerkennung 
ſeitens des Kultusminiſters bedürfen die Regulative der Berliner Stadt⸗ 
ſynode und der Parochialverbände in den öſtlichen Provinzen, in Schleswig⸗ 
Holſtein, Hannover und im Konſiſtorialbezirk Kaſſel ?). 

II. Sehr kaſuiſtiſch iſt die Kontrolle der kirchlichen Verwaltung 
geregelt. 

1. Zunächſt hat der Staat eine Reihe von Befugniſſen auch fernerhin 
noch ausſchließlich ſeinen Behörden vorbehalten oder dieſen doch eine Mit⸗ 
wirkung bei einzelnen kirchenregimentlichen Akten geſichert. 

Den Staatsbehörden ſollen nämlich verbleiben a) die Anordnung 
und Vollſtreckung der zur Aufrechterhaltung der äußeren kirchlichen Ordnung 
erforderlichen polizeilichen Vorſchriften; ) b) die Regelung der ſtreitigen Kirchen⸗, 
Pfarr⸗ und Küſtereibauſachen; e) die Beitreibung kirchlicher Abgaben; 
d) die Leitung der Kirchenbuchführung, ſoweit die Kirchenbücher noch zur 
Beurkundung des Perſonenſtandes dienen; e) die Ausſtellung von Atteſten 
über das Vorhandenſein derjenigen Tatſachen, welche den Anſpruch auf 
Koſtenfreiheit begründen;) f) die Mitwirkung bei der Veränderung bes 
ſtehender, wie bei der Bildung neuer Pfarrbezirke und endlich g) nach den 
für die alten Provinzen und Hohenzollern erlaſſenen Geſetzen noch dem 
Kultusminiſter die Mitwirkung bei der Beſetzung ſowie bei der kommiſſariſchen 
Übertragung kirchenregimentlicher Amter, welche ihm vor 1876 zuſtand; ins⸗ 
beſondere ſoll ſeine Kontraſignatur zur Anſtellung der Superintendenten 
wie der Mitglieder des Oberkirchenrats und der Konſiſtorien erforderlich 


1) G. v. 25. Mai 1874 Art. 5, G. v. 3. Juni 1876 Art. 4, 7, G. v. 6. Apr. 
1878 f. Schl.-H. u. Wiesb. Art. 5, 10, 17, 20, G. v. 6. Aug. 1883 f. Hann. ref. K. 
Art. 5, 9, ©. v. 19. März 1886 f. Kaſſel Art. 5, 7, G. v. 1. März 1897 f. 
Hohenz. Art. 4, G. v. 2. Juli 1898 f. Hohenz. Art. 4, G. v. 28. Sept. 1899 f. Frkft. 
Art. 4, 7. Nur für die ſtatutariſchen Anordnungen der Orts und Kreis⸗Gemeinden 
in den weſtl. Prov. iſt die ftaatliche Anerkennung nicht vorgeſchrieben: das G. v. 
25. Mai 1874 gilt in dieſen überhaupt nicht u, von dem G. v. 3. Juni 1876, 
welches wohl für alle alten Prov. erlaſſen iſt, können doch die Art. 4 u. 7 ſich nur 
auf die Kr.⸗Synoden der öſtl. Prov. beziehen, jo auch Müller⸗Schuſter S. 340 “. 

2) G. v. 18. Mai 1895 $ 4 u. G. v. 25. Juni 1898 $ 4, G. v. 8. Juni 1900 
§ 4, G. v. 22. Juni 1902; über die Zuſtändigkeit ſ. d. kgl. Vogn. v. 20. Okt. 1876 
Art. II, 2, v. 29. Aug. 1898 Art. I, 2, v. 1. Okt. 1900 Art. I. 2, v. 16. Nov. 1902 


Ar 

) Nach dem Reſſ.⸗Regl. v. 1. Okt. 1847 (VMBl. S. 278; Goßner 
S. 194) II, 4 gehören hierher vornehmlich die Erlaſſe wegen Heilighaltung der 
Sonn- und Feſttage. Weiter kommt der ſtaatspolizeiliche Schutz noch beſonders für 
die Kirchenſtuhl⸗ und Begräbnisplatzordnung in Betracht, vgl. hier vorläufig die 
Erk. des OVG. v. 3. Dez. 1887 (Entſch. XVI S. 390), 10. Dez. 1884 u. 18. Okt. 
1893 (KGBl. 1885 S. 29 u. 1894 S. 2); auch kann er ſich geltend machen in dem 
Verbot Aden d Anmaßung von nur Gemeinden u. Geiſtlichen der Landeskirche 
zukommenden Rechten ſeitens nicht zu dieſer gehöriger Gemeinden und Geiſtlicher; 
vgl. Erk. des OVG. v. 24. Nov. 1896 u. 23. Nov. 1900 (Entſch. XXXI S. 423, 
XXXVIII S. 435 ff.), desgl. in der interim. Regelung von Simultanſtreitigkeiten 
ſ. unten S. 199. 

4) S. oben S. 1746. 
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fein — eine Vorſchrift, die für die neuen Provinzen von ſelbſt entfällt, 
indem hier dem Kultusminiſter ſchon in feiner Eigenſchaft als oberſte 
Kirchenregimentsbehörde (vgl. unten § 19), die gedachten Befugniſſe zu⸗ 
kommen. ) 

Zuſtändig zur Wahrnehmung der unter a—f aufgezählten Befug⸗ 
niſſe ſind in den alten Provinzen die Regierungen (Abteilung für Kirchen⸗ 
und Schulweſen), in Berlin der WBolizeipräfident.) In den neuen 
Provinzen iſt die Beitreibung kirchlicher Abgaben (c) den Landräten be⸗ 
ziehungsweiſe in Hannover den Stadtmagiftraten®) übertragen, die gegenüber 
der lutheriſchen Kirche in San auch die ſtaatspolizeilichen Funktionen 
(a) wahrnehmen ſollen, und nur in den übrigen Fällen iſt die Regierung zu⸗ 
ſtändig.“) Gegen die Entſcheidung der Regierung bezw. des Polizei⸗ 
präſidenten geht die Beſchwerde an den Oberpräſidenten, gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Landrats bezw. des Magiſtrats an den Regierungspräſidenten. 
Auf Beſchwerde entſcheidet der Regierungs- wie der Oberpräſident endgiltig. 


2. In einer weiteren Reihe von Fällen übt der Staat ſeine Kontrolle 
dadurch aus, daß er die Gültigkeit der Beſchlüſſe kirchlicher Organe von 
ſeiner Genehmigung abhängig macht. Dieſe Fälle liegen vorwiegend auf 
dem Gebiet der kirchlichen Vermögensverwaltung und hier wieder in erſter 
Linie auf dem des Abgabenweſens, an deſſen Beaufſichtigung der Staat 
inſofern ein beſonderes Intereſſe hat, als alle neuen Abgaben, die den 
Kirchenangehörigen auferlegt werden, die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit ſeiner 
Bürger in Anſpruch nehmen. 

Im einzelnen iſt die ſtaatliche Genehmigung erforderlich:“) 


1) Vgl. f. die alten Prov.: G. v. 3. Juni 1876 Art. 23 (wodurch abgeändert 
u. erſetzt find die Beſtimmungen des Reſſ.⸗Regl. v. 29. Juni 1850 $$ 3, 5 ſ. oben 
S. 78); f. Schl. H. u. Wiesb.: G. v. 6. Apr. 1878 Art. 29, 31; f. Hann. ref. K.: 
G. v. 6. Aug. 1883 Art. 18, 20; f. Hann. luth. K.: G. v. 6. Mai 1885 § 2; 
5 Kaſſel: G. v. 19. März 1886 Art. 15, 17; f. Frkft.: G. v. 28. Sept. 1899 Art. 22; 
. Hohenz.: G. v. 1. März 1897 Art. 6. 5 

2) Die Zuſtändigkeit der Regierungen folgt aus Art. 23 des Geſ. v. 3. Juni 
1876, nach dem die unter 1—7 aufgezählten Befugniſſe den Staatsbehörden, die 
fie bis dahin hatten, verbleiben; vgl. Reſſ. Regl. v. 27. Juni 1845 $ 3, v. 1. Okt. 
1847 II u. v. 29. Juni 1850 8 3 (alle drei bei Hinſchius S. 142, 144, 157, die beiden 
letzten auch bei Goßner S. 194, 199) und Hinſchius S. 23238. — Betreffs der 
Zuſtändigkeit des Pol.⸗Präſ. f. Berlin vgl. Landesverwaltungs⸗G. v. 30. Juli 1883 
§ 44 u. Vdg. v. 5. Sept. 1877, III. f 

3) Dieſe treten an die Stelle der Landräte in den fog. ſelbſtändigen Städten 
Hannovers; dies ſind alle Städte, in denen die Städteordnung v. 24. Juni 1858 
gilt, mit Ausnahme der in der Kreisordnung für Hannover v. 6. Mai 1884 $ 27 
aufgezählten ſowie derjenigen Gemeinden, die nach dem 1. Apr. 1885 zur ſtädtiſchen 
e ee find oder noch übergehen. NE 

4) Die Zuſtändigkeit der Regierungen ꝛc. in den neuen Provinzen ergibt ſich 
aus den kgl. Vdgn. v. 22. Febr. 1867 § 6, v. 9. Juni 1879 Art. II, v. 10. Jan. 
1887 Art. IV, V, v. 6. Nov. 1899 Art. IV für Heſſen⸗Naſſau, v. 20. Juni 1868 II 
u. v. 9. Juni 1879 Art. II f. Schlesw.⸗Holſt; v. 25. Juli 1884 u. v. 24. Juni 1885 
18 IV. V, in Verbdg. mit Landes verwaltungs⸗Geſetz v. 30. Juli 1883 $ 25 für 
Hannover. 

5) Vgl. zu den Fällen a—1 f. d. alten Prov.: G. v. 25. Mai 1874 Art. 3; 
G. v. 3. Juni 1876 Art. 11, 15, 17, 24, 25; bezügl. der Beſchlüſſe der Organe der 
Kreis⸗ und Provinzialverbde. G. v. 18. Juni 1895 Art. 3; bezügl. der Berl. 
Stadtſyn. u. der Parochialverbde. G. v. 18. Mai 1895 88 4, 5; — f. edit 
u. Wiesb.: G. v. 6. Apr. 1878 Art. 3, 15, 25, 27, 32, 33; bezügl. der Beſchlüſſe 
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a) Bei dem Erwerbe von Grundeigentum im Werte von mehr als 5000 
Mark; !) b) bei jeder Veräußerung oder dinglichen Belaſtung von Grund⸗ 
eigentum; e) bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchicht⸗ 
lichen, wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwert haben; d) bei Anleihen, ſoweit ſie 
nicht bloß zu vorübergehender Aushilfe dienen und aus der laufenden 
Einnahme derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden können; 
e) bei der Einführung und Veränderung von Gebührentaxen; f) bei 
Errichtung neuer, für den Gottesdienſt, die Geiſtlichen oder andere 
Kirchendiener beſtimmter Gebäude;?) g) bei der Anlegung oder veränderten 
Benutzung von Begräbnisplätzen; h) bei der Ausſchreibung, Veranſtaltung 
oder Abhaltung von Sammlungen außerhalb der Kirchengebäude; i) bei 
einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den 
beſtimmungsmäßigen Zwecken.?) Nicht genehmigungspflichtig find jedoch 


der Organe der Kreisverbde. u. des ſchlesw.⸗holſt. Geſamtverbds. G. v. 9. Juni 1898 
Art. 5; bezügl. der ſchlesw.⸗holſt. Parochialverbde G. v. 25. Juni 1898 §§ 4, 5; 
— f. Kaſſel: G. v. 19. März 1886 Art. 3, 12, 14, 18, 19; bezügl. der Beſchlüſſe der 
Organe der Diözeſanverbde. u. des Geſ.⸗Syn.⸗Verbds. des Konj.-Bez. Kaſſel G. v. 
14. Juli 1895 Art. 3; bezügl. der Geſamtverbde. des Konſ.-Bez. G. v. 22. Juni 
1902, $$ 4, 5; — f. Frkft.: G. v. 28. Sept. 1899 Art. 3, 12, 17, 19, 23 — 
f. Hohenz.: G. v. 1. März 1897 Art. 3, 6; — f. Hann. ref. K. G. v. 6. Aug. 1883 
Art. 3, 14, 16, 21, 22; — f. Hann. luth. K. G. v. 6. Mai 1885 $ 3; bezügl. der 
Beſchlüſſe der Organe der hann. luth. Landesk. u. der Bez SynVerbde. in 
vermögensrechtl. Angel. G. v. 25. Mai 1900 Art. 3; bezügl. der hann. luth. 
Geſamtverbände G. v. 8. Juni 1900 88 4, 5. — Vgl. auch das G. betr. das Dienſt⸗ 
einkommen der ev. Pfarrer v. 2. Juli 1898 Art. 7. 

1) Die Wertgrenze, welche die in vorangehender Anm. zit. Gef. wie auch 
ALR. II, 11 8 194 nicht aufgeſtellt hatten, iſt auf Grund des Einf G. z. BGB. 
Art. 86 durch preuß. Ausf G. z. BGB. v. 20. Sept. 1899 Art. 7 8 1 Ketone ſodaß 
jetzt Grundeigentum im Werte von 5000 Mk. u. darunter von kirchl. Korporationen 
ohne ſtaatliche Genehmigung oneros erworben werden kann. Über den lukrativen 
Erwerb von Grundeigentum ſ. flgde. S. Anm. 1; die Unterſcheidung tft jetzt nur 
noch deshalb wichtig, weil in beiden Fällen andere Staatsorgane zur Erteilung 
der Genehmigung berufen find: hier die „ſtaatliche Aufſichtsbehörde“ 5 unten 
S. 181, 2 u. 182, 5), dort der König oder eine von ihm beauftragte Behörde. 

2) Hierüber ſehr eingehend: Lohmann, Die Staatsgenehmigung zur Er⸗ 
richtung von Kirchengebäuden in Preußen, i. d. Ztſchr. XXXI ©. 341 ff. u. XXXII 
S. 62 ff. Die Genehmigung iſt erforderlich, ſowohl wenn ein Gebäude beſonders zu 
gedachten Zwecken errichtet, wie auch wenn ein bereits fertiges, bisher anderen Zwecken 
dienendes Gebäude den gedachten gewidmet werden ſoll. Die Errichtung eines 
neuen gottesdienſtlichen oder zur Dienſtwohnung beſtimmten Gebäudes liegt ferner 
dem allgemeinen Sprachgebrauche nach ſowohl dann vor, wenn eine Kirche oder 
ein Pfarrhaus an einem Orte errichtet wird, an dem bisher ein ſolches Gebäude 
noch nicht vorhanden war, wie auch dann, wenn das neue Gebäude zum Erſatz 
eines alten unbrauchbar gewordenen dienen ſoll (Erſatzbau) — und in beiden 
Fällen wäre nach dem Wortlaut der Geſetze die ſtaatliche Genehmigung erforderlich. 
Nach der Abſicht des Geſetzgebers ſoll dem jedoch nicht ſo ſein, ſondern nur die 
erſtmalige Errichtung ſolcher Gebäude an einem Orte, nicht aber ein Erſatz⸗ oder 
Erweiterungsbau der Staatsgenehmigung bedürfen (Mot. z. Entw. des G. v. 
3. Juni 1876 in den Anlg. zu den Vhoͤlgn. des A. H. 1876 I S. 391), und in dieſem 
Sinne werden die Gef. auch von dem Kult. Min, ausgelegt (Lohmann, KGeſetze 
der ev. luth. K. Hannovers II S. 36 ; auch Lohmann i. d. Ztſchr. XXXIII 
S. 109 ff.) — In keinem Zuſammenhang mit der hier beſprochenen vom Staat in 
Ausübung feiner Kirchenhoheit zu erteilenden Genehmigung ſteht der baupolizetliche 
Konſens, der wie für die Errichtung aller privaten und ae d n ſo auch für 
die der hier in Rede ſtehenden kirchlichen Gebäude erforderlich iſt und neben der 
ſtaatlichen „Genehmigung“ von den die allgemeine Polizeihoheit handhabenden, 
Behörden zu erteilen iſt; vgl. Lohmann i. d. Ztſchr. XXXII S. 355. 

3) Hier fügt G. v. 6. Mai 1885 (Hann. luth. K.) hinzu: „ſoweit ſie nicht 
kirchliche, wohlthätige oder Schulzwecke innerhalb der Gemeinde ſelbſt betrifft“. 
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Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unter⸗ 
ſtützung evangeliſcher Vereine und Anſtalten, ſofern dieſelben einzeln 2 0% 
und im Geſamtbetrage eines Etatsjahres 5 %% der Solleinnahme nicht 
überſteigen; k) bei der Bildung von Parochial- oder Geſamtverbänden; 
J) bei Gemeindeumlagebeſchlüſſen, und zwar allgemein zu ihrer Vollſtreckbarkeit, 
bisweilen ſchon, wenn ſie einen neuen Repartitionsfuß einführen wollen; 
in verſchiedenem Umfange bei Umlagebeſchlüſſen und Umlageverteilungs⸗ 
beſchlüſſen der Provinzial- und Bezirksſynoden, der Vertretungen der 
Parochialverbände und der Stadtſynoden zu Berlin und Frankfurt a. M.; 
m) bei der Annahme von Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen, 
wenn fie Gegenſtände im Werte von mehr als 5000 Mark betreffen.“) 

Zuſtändig zur Erteilung dieſer Genehmigung ſind in dem unter m 
gedachten Fall der Landesherr, im übrigen verſchiedene durch königliche 
Verordnungen beſtimmte Staatsbehörden,?) nämlich: 

1. das Staatsminiſterium bei allen Anleihebeſchlüſſen der Berliner 
Stadtſynode und Umlagebeſchlüſſen derſelben, wenn die Umlage, ſoweit 
ſie anderen Zwecken als zum Erſatz für aufgehobene Stolgebühren oder 
zur Berichtigung des Anteils aller Gemeinden des Verbandes an 
Synodalkoſten ſowie an den zu provinziellen und landeskirchlichen Zwecken 
ausgeſchriebenen Umlagen dient, 10% der Summe der von den pflichtigen 
Gemeindegliedern jährlich an den Staat zu entrichtenden Einkommenſteuer 
überſteigen ſoll, 2. der Kultusminiſter: in den Fällen zu a und b, 
wenn der Wert des zu erwerbenden oder zu veräußernden Gegenſtandes, 


1) An die Stelle des G. v. 23. Feb. 1870 und der in § 4 desſelben aufrecht⸗ 
erhaltenen älteren Beſtimmungen für einzelne Landesteile (ALR. II, 11 8 194, 
Code civil Art. 910 2c.) iſt Art. 6 des preuß. Ausf G. z. BGB. v. 20. Sept. 1899 
getreten. Danach bedürfen lukrative Erwerbungen jur. Perſonen, gleichgiltig ob 
ſie Mobilien oder Immobilien zu ihrem Gegenſtande haben, in ganz Preußen nur 
dann der ſtaatl. Genehmigung, wenn ‚fie einen Wert von mehr als 5000 Mk. 
repräſentieren, wobei wiederkehrende Leiſtungen mit 4 vom Hundert zu kapitaliſieren 
find. Iſt eine Erwerbung genehmigungspflichtig, ſo iſt ſie es ihrem ganzen Umfange 
nach, ſodaß, wenn die Genehmigung verſagt wird, ſie auch bis zur Höhe von 
5000 Mk. ungiltig iſt; die Genehmigung kann jedoch auf einen Teil der Zuwendung 
beſchränkt werden. Die Genehmigung iſt vom König oder der von ihm durch 
Verordnung delegierten Behörden zu erteilen; eine ſolche Delegation hat bis jetzt 
jedoch nicht ſtattgefunden. Umgehungen dieſer Vorſchriften werden an den Vorſtehern 
der Korporation wie an denen, die die Schenkung oder Zuwendung der Korporation 
verabfolgen, mit Geldſtrafe bis 900 Mk. beſtraft. Im einzelnen vgl. die Kommentare 
zum preuß. AusfG. von Stranz u. Gerhard, Berlin 1900, ©. 59 ff., von 
1 u. Müller, Berlin 1901, S. 102 ff. — Der in der früheren preuß. 
Praxis auf Grund der $$ 3 u. 4 des G. v. 23. Febr. 1870 hervorgetretene Zweifel 
darüber, ob, wenn der Gegenſtand einer genehmigungspflichtigen Schenkung oder 
letztwilligen Zuwendung ein Grundſtück iſt, außer der wegen des Exwerbstitels 
erforderlichen kgl. Genehmigung zur Giltigkeit des Erwerbes wegen des Gegen- 
ſtandes noch die ag der ftaatlichen Aufſichtsbehöroe (ſ. vorige S. Anm. 1 
erforderlich iſt (vgl. darüber Nitze, Zwei Streitfragen i. d. Ztſchr. XXXI S. 81 ff.), 
iſt jetzt durch $ 3 des Art. 7 des preuß. Ausfo. ausdrücklich dahin klargeſtellt, da 
wenn zu einem lukrativen Grundſtückserwerb die kgl. Genehmigung auf Grun 
des Art. 6 dieſes Gef. erteilt iſt, es der in $ 1 des Art.7 zit. geregelten Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde nicht mehr bedarf. 

2) Dieſe kgl. Vogn. find als Ausf. Vdgn. zu den S. 1791 zit. StGeſetzen er⸗ 
laſſen u. für die einzelnen Rechtsgebiete bereits mitgeteilt oben S. 921 (zu der 
Vog. v. 5. Sept. 1877 betr. die Zuſtändigkeit der Pol. Präf. f. Berlin iſt noch zu 
vergl. $ 44 Landesverw. G. vom 30. Juli 1883), S. 1028, S. 1111. S. 1212, S. 1256, 
S. 140, S. 140". 
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oder wenn der Betrag der Belaſtung die Summe von hunderttaufend Mark 
überſteigt, und in den Fällen zu e, k und k; 3. der Kultusminiſter in 
Gemeinſchaft mit dem Miniſter des Innern: wenn in den alten Provinzen 
eine Sammlung außerhalb der ie in mehr als einer Provinz 
ſtattfinden ſoll (die Hohenzollernſchen Lande gelten dabei als Beſtandteil 
der Rheinprovinz, ſodaß Sammlungen, die in ihnen und in der Rhein⸗ 
provinz erfolgen ſollen, unter 4 fallen und vom Oberpräſidenten zu ge⸗ 
nehmigen ſind), 4. der Oberpräſident: wenn in den alten Provinzen 
eine Sammlung außerhalb der Kirchengebäude (h) in mehr als einem 
Regierungsbezirke ſtattfinden ſoll; bei Umlage⸗ und Umlageverteilungs⸗ 
beſchlüſſen der altpreußiſchen Provinzial- und der neupreußiſchen Landes⸗ 
ſynoden, und zwar ſo, daß bei Umlagebeſchlüſſen der Landesſynode 
Kaſſel nur die Feſtſtellung der Matrikel und bei Umlagebeſchlüſſen der 
lutheriſchen Landesſynode Hannover nur Abänderungen des beſtehenden 
Repartitionsfußes der Genehmigung des Oberpräſidenten bedürfen, während 
dieſe ſich bei Umlagebeſchlüſſen der anderen Landesſynoden wie der 
Provinzialſynoden ſowohl auf die Beſchließung der Umlage wie auch auf 
die Matrikel zu erſtrecken hat; bei allen Anleihebeſchlüſſen der Vertretungen 
der Parochialverbände und der lutheriſchen Stadtſynode Frankfurts; bei 
Umlagebeſchlüſſen dieſer wie auch der reformierten Stadtſynode Frankfurts 
unter der gleichen Vorausſetzung, unter der Umlagebeſchlüſſe der Ber⸗ 
liner Stadtſynode nach Ziff. 1 der Genehmigung des Staatsminiſteriums 
bedürfen; 5. der Regierungs-, in Berlin der Polizeipräſident, in allen 
übrigen Fällen. g 

Gegen die erſtinſtanzliche Entſcheidung des Oberpräſidenten findet 
die Beſchwerde an den Kultusminiſter jtatt!), die bei Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung zur Abhaltung einer Sammlung gleichzeitig an den Miniſter 
des Innern zu richten iſt. Gegen die Entſcheidung des Regierungs- bezw. 
Polizeipräſidenten geht die Beſchwerde an den Oberpräſidenten, der dann 
endgiltig entſcheidet. 

Über dieſe einzelnen Fälle hinaus iſt die Staatsbehörde?) aber noch 
ganz allgemein berechtigt, von der kirchlichen Vermögensver— 
waltung Einſicht zu nehmen, zu dieſem Behuf die Etats und Rechnungen 
einzufordern, ſowie außerordentliche Reviſionen vorzunehmen und auf Ab⸗ 
ſtellung der etwa gefundenen Geſetzwidrigkeit zu dringen.?) Sie kann die 
Streichung geſetzwidriger Poſten verlangen wie auch die Gemeinden veranlaſſen, 
die zur Erfüllung der ihnen geſetzlich obliegenden Verpflichtungen notwendigen 
Ausgaben zu bewilligen. Eventuell können die Gemeinden zur Bereitſtellung 
der erforderlichen materiellen Mittel durch die Zwangsetatiſierung ge⸗ 


1) Nur die Bog. v. 24. Inni 1885 f. Hann. luth. K. ſieht dieſe nicht vor. 

2) Zuſtändig zu den hier gedachten Maßnahmen iſt dem OK R. gegenüber 
der Kult. Min., vgl. kgl. Vog. v. 9. Sept. 1876 Art. 1, 7, den Konj. und anderen 
kirchl. Organen gegenüber der Regierungs-, in Berlin der Polizeipräſident; vgl. die 
oben S. 181? zit. Vogn. 

3) Z. B. wenn Einnahmen oder Ausgaben veranſchlagt ſind, ohne daß die 
für ſie vorgeſchriebene Genehmigung eingeholt iſt, oder wenn die verſchiedenen 
kirchlichen Vermögensmaſſen (Pfarrvermögen u. Kirchenvermögen i. e. S.) in einer 
ihrer Zweckbeſtimmung nicht entſprechenden Weiſe verwendet ſind, Erk. d. OVG. v. 
16. Dez. 1882 (Entſch. IX S. 107). 
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zwungen werden,!) die von der Staatsbehörde?) wie von dem Konſiſtorium 
veranlaßt, aber nur „unter gegenſeitigem Einvernehmen" 3) beider Aufſichts⸗ 
behörden angeordnet werden darf. Sie beſteht darin, daß von der Aufſichts⸗ 
behörde die Eintragung einer beſtimmten Summe in den Etat oder die Zahlung 
einer beſtimmten Summe als außerordentliche Ausgabe über den Etat 
hinaus verfügt und bei fortgeſetzter Weigerung auf Grund des jo ge— 
ſchaffenen exekutoriſchen Titels zur Einziehung gebracht wird. Sie ſetzt 
voraus, daß der Gemeindekirchenrat oder die Gemeindekirchenvertretung 
ſich weigert, dieſe Summe in den Etat einzuftellen oder außerordentlich 
zu genehmigen, und daß es ſich um eine Leiſtung handelt, die der Ge⸗ 
meinde geſetzlich obliegt, das heißt entweder durch ein Geſetz oder nach 
Maßgabe eines ſolchen durch Entſchließung der hierzu berufenen Behörde 
auferlegt ift;*) eine freiwillig übernommene Leiſtung iſt keine geſetzliche. 
Gegen die Verfügung der Zwangsetatiſierung wie auch gegen die Bean⸗ 
ſtandung der Geſetzmäßigkeit einzelner Etatspoſten ſteht den Gemeinde⸗ 
organen die Klage beim Oberverwaltungsgericht zu, welches im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren über die Rechtmäßigkeit der Verfügungen der 
Aufſichtsbehörde zu entſcheiden hat, damit nicht im Wege der Zwangs- 
vollſtreckung der Kreis der Verpflichtungen gegen das Geſetz erweitert werde.“) 


1) Vgl. f. Altpreußen. G. v. 3. Juni 1876 Art. 27; f. Schl.⸗H. u. Wiesb.: 
G. v. 6. April 1878 Art. 35; f. Hann. ref. K.: G. v. 6. Aug. 1883 Art. 24, luth. 
K.: G. v. 5. Mai 1885 § 5; f. Kaſſel: G. v. 19. März 1886 Art. 21; f. Frkft.: G. 
v. 28. Sept. 1899 Art. 26; f. Hohenz.: G. v. 1. März 1897 Art. 6. 

2) Zuſtändig iſt der Regierungs-, in Berlin der Polizeipräſident, vgl. die 
oben S. 181? zit. Vdgn. 

3) Darüber, daß eine ausdrückliche übereinſtimmende Willenserklärung ſeitens 
beider Aufſichtsbehörden über die Zwangsetatiſterung vorliegen muß, vgl. Erk. d. 
OVG. v. 12. Juni 1894 (Entſch. XXVII S. 136). 

4) Erk. d. OVG. v. 28. Nov. 1899 (Entſch. XXXVI S. 196). — „Geſetz“ iſt dabei 
gleichbedeutend mit objektiver Rechtsnorm, dem geſchriebenen Recht ſtehen Gewohn⸗ 
heitsrecht und Obſervanz als Grundlagen geſetzlicher Leiſtungen völlig gleich, Erk. d. 
OVG. v. 10. März 1883 (Entſch. IX S. 110) u. v. 21. Mai 1897 (KGBl. S. 47). Darüber 
von wem und in welchem Verfahren die geſetzliche Leiſtung feſtzuſtellen iſt, beſtimm 
das für die einzelne Leiſtung maßgebende Recht. Die oben Anm. 1 zit. Vor⸗ 
ſchriften geben den Aufſichtsbehörden lediglich die Befugnis, die feſtgeſtellte geſetz⸗ 
liche Leiſtung zu etatiſteren. Übrigens iſt hier auch nicht wie bei der Zwangs⸗ 
etatiſterung gegen politiſche Gemeinden (vgl. Schoen, Recht der Kommunalverbände, 
Lpzg. 1897, S. 338) vorgeſchrieben, daß der Anordnung der Zwangsetatiſterung in 
allen Fällen und unbedingt eine formelle Feſtſtellung der zu etatiſierenden Leiſtung 
durch die zuſtändige Behörde zeitlich vorangehen müſſe, Erk. d. OVG. v. 12. Juni 1894 
(Entſch. XXVII S. 134); iſt alſo die Aufſtchtsbehörde ſelbſt zur Feſtſtellung berufen, 
ſo kann ſie mit dieſer die Etatiſierung verbinden. 

5) Die Entſcheidung des OVG. kann nur darauf gehen, daß der zwangs⸗ 
weiſe eingetragene Poſten ganz oder teilweiſe geſtrichen oder nicht geſtrichen wird, 
nicht aber darüber hinausgehende materielle Feſtſetzungen treffen, wie über den zur 
Verteilung von Synodalkoſten anzuwendenden Maßſtab, vgl. auch Erk. d. OVG. v. 
28. Nov. 1899 (Entſch. XXXVI S. 199). Der Prüfung des OVG. unterliegt allein 
die Rechtmäßigkeit der Exekutivmaßregel, die ſich ergibt aus der Zuſtändigkeit der 
Behörden, die fie verfügt haben, und dem Begründetſein der fraglichen Leiſtungs⸗ 
pflicht der Gemeinde im objektiven Recht. Dieſe Leiſtungspflicht aber kann von 
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Ebenſo wie die Einzelgemeinden können die Parochialverbände, der 
Stadtſynodalverband zu Berlin und der evangeliſch⸗lutheriſche Stadtſynodal⸗ 
verband zu Frankfurt im Wege der Zwangsetatiſierung zur Erfüllung der 
ihnen geſetzlich obliegenden Leiſtung angehalten werden.“) 

3. Endlich wird die kirchliche Verwaltung auch inſoforn von dem 
Staate kontrolliert, als aus ihr erwachſende Streitigkeiten durch ſtaatliche 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden entſchieden werden.?) a) Schon das 
Allgemeine Landrecht überweiſt Streitigkeiten über das Recht zum ſimultanen 
Gebrauch einer Kirche (II, 11 § 313), über Ausübung des Pfarrwahlrechts 
(§§ 362, 364), über Patronatsverhältniſſe ($ 577), über die kirchliche 
Baulaſt (§ 709), über Pfarr- und Kirchenzehnten (§ 864) den ſtaatlichen 
Zivilgerichten, und die neuere Geſetzgebung hat in noch weiteren Fällen 
gegen Verfügungen der kirchlichen Verwaltungsorgane den ordentlichen 


dem Gericht überhaupt nicht mehr in Frage geſtellt werden, wenn ſie von anderen 
als den mit der Zwangsetatiſierung betrauten Behörden nach ihrer geſetzlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit und in einem beſonders geregelten Verfahren feſtgeſtellt worden iſt, 
vielmehr bilden ſolche Feſtſtellungen die im Verwaltungsſtreitverfahren nicht mehr 
anfechtbare Grundlage der Zwangsmaßregel. Derartige Feſtſtellungen liegen z. B. 
vor, wenn die Zwangsetatiſterung verjügt wird, um die Vollſtreckung eines zivil 
gerichtlichen Erkenntniſſes oder einer polizeilichen Auflage oder eines Baureſoluts 
(vgl. Art. 23 Z. 2 des G. v. 3. Juni 1876) oder eines Abgabenverteilungsbeſchluſſes 
der Kreisſynode oder eines öffentlichen Verbandes (Deichverband) durchzuſetzen. 
Erk. d. OVG. v. 27. Nov. 1880 u. 11. Nov. 1882 (Entſch. VII S. 208 u. IX S. 98. 
KGhBl. 1881 S. 35 u. 1883 S. 23), v. 21. März 1883 (Entſch. IX S. 118). Weitere 
Grenzen ſind dem freien Prüfungsrecht des OVG. gezogen, wenn die kirchliche 
Aufſichtsbehörde, die an der Zwangsetatiſierung beteiligt iſt, auch die Leiſtung feſt⸗ 
geſtellt hat, allein auch hier hat das Gericht dem Weſen der Rechtskontrolle ent- 
ſprechend lediglich die Rechtmäßigkeit, nicht aber die Zweckmäßigkeit und Angemeſſen⸗ 
heit der Leiſtung zu prüfen, Erk. d. OVG. v. 26. Mai 1899 (Entſch. XXXVI S. 193). 
Was die Vorausſetzungen der Klagerhebung bei dem OVG. anlangt, jo kann daraus, 
daß der Abſ. 3 der hier in Betracht kommenden G.-Art. vom Beſtreiten der Ver⸗ 
pflichtung zu den im Etat „eingetragenen“ Leiſtungen ſpricht, nicht gefolgert werden, 
daß die formale Eintragung der Leiſtung in den ſchriftlich aufgeſtellten Etat die 
Vorausſetzung für die Zuſtändigkeit des OVG. ſei. Dieſe iſt vielmehr begründet, 
ſobald das Konſ. im Einvernehmen mit der Staatsbehörde die Leiſtung verfügt 
und ſie damit „materiell u. mit voller Wirkung bis zur anderweitigen Ent⸗ 
ſcheidung im geſetzlichen Verfahren“ in den Etat der Gemeinde eingeſtellt hat. Iſt 
aber das OVG. zuſtändig, über die Frage zu entſcheiden, ob die Leiſtung im ob⸗ 
jektiven Rechte begründet iſt, jo iſt damit über dieſe Frage der ordentliche Rechts⸗ 
weg ausgeſchloſſen (GVG. § 13), und eine Gemeinde z. B., der von den Aufſichts⸗ 
behörden aufgegeben iſt, ihrem ehemaligen Rendanten ein jährliches Ruhegehalt zu 
zahlen, kann nicht, um ſich von dieſer Leiſtung zu befreien, gegen den Rendanten 
vor dem Zivilgericht Klage erheben und beantragen, ihn zu verurteilen, anzuer⸗ 
kennen, daß fte zu beſagter Leiſtung nicht verpflichtet ſei. Dieſen Ausführungen 
des RG. im Erk. v. 26. Febr. 1883 (Entſch. i. Z. S. VIII S. 280, KGBl. S. 67) tft 
beizutreten. Die Bedenken, die Hinſchius S. 234 58 gegen fie erhebt, ſind hin⸗ 
fällig. Daraus, daß die in Rede ſtehende Rechtsvorſchrift einen Schutz gegen 
Zwangsetatiſierungen gewähren will, folgt nicht, daß fie nicht gleichzeitig den Aus- 
ſchluß des Rechtswegs bewirkt. — Zu vergl. ſind endlich noch die neue oder erhöhte 
Pfarrgehälter betreffenden Erk. des OVG. v. 1. März 1880 (Entſch. VI S. 157), 
v. 24. Jan. 1894 (Entſch. XXVI S. 146), v. 26. Nov. 1897 (Entſch. XXXII S. 174). 

1) Vgl. f. d. öſtl. Prov. u. Berlin: G. v. 18. Mai 1895 § 6; f. Schl.⸗H.: G. 
v. 25. Juni 1898 $ 6; f. Hann. luth. K.: G. v. 8. Juni 1900 $ 6; f. Frkft.: G. v. 
28. Sept. 1899 Art. 13; f. Kaſſel: G. v. 22. Juni 1902 $ 6. 

2) Vgl. Schoen, Landeskirchentum S. 15 ff. 
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Rechtsweg eröffnet, beſonders die Defektenbeſchlüſſe und die Erhebung 
kirchlicher Abgaben in weiterem Umfange der zivilrichterlichen Nachprüfung 
unterworfen, und den Geiſtlichen wegen der aus ihrem Dienſtverhältnis 
ihnen zuſtehenden Vermögensanſprüche eine Klage bei den Zivilgerichten 
gegeben.!) Neben den Zivilgerichten betätigen auch die Verwaltungs- 
gerichte die Staatsaufſicht. Allerdings iſt ihnen in Preußen im Gegenſatz 
zu anderen deutſchen Staaten auf dieſem Gebiete bisher nur eine ſehr 
geringe Kompetenz eingeräumt worden, indem ſie, abgeſehen von dem bereits 
oben beſprochenen Fall der Zwangsetatiſierung, nur noch bei Grundſtücks⸗ 
teilungen im Kirchſpiel zur Nachprüfung des Handelns kirchlicher Behörden 
berufen find.2) b) An die ſtaatliche Verwaltungsbehörde, den Regierungs⸗ 


1) Vgl. hier vorläufig Vdg. über die Feſtſetzung und den Erſatz der bei Kaſſen ꝛc. 
vorkommenden Defekte v. 24. Jan. 1844 (GSS. 52); G. über die Erweiterung des 
Rechtswegs v. 24. Mai 1861 (GS. S. 198), Abſchnitt I u. IV; G. betr. das Dienft- 
einkommen der ev. Pfarrer v. 2. Juli 1898 Art. 8. Die eingehendere Darſtellung 
dieſer Rechtsnormen hat unten bei den einzelnen Materien zu erfolgen. 

2) Bei ſolchen Grundſtücksteilungen hat der Gemeindekirchenrat diejenigen 
aus dem Kirchen: oder Pfarrverband entſpringenden Laſten, welche entweder auf 
dem Grundbeſitz haften oder mit Rückſicht auf ihn entrichtet werden, einſchließlich 
der Patronatslaſten, auf die Beſitzer der Trenngrundſtücke zu verteilen. Gegen dieſe 
urkundlich ausgefertigte Feſtſtellung ſteht den Beteiligten, und bei Patronatslaſten 
auch der Patronatsaufſichtsbehörde die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren binnen 
zwei Wochen zu, und hat das Verwaltungsgericht dann über die Rechtmäßigkeit der 
Verteilung zu entſcheiden; Streitigkeiten über Exiſtenz, Umfang und rechtliche 
Natur der verteilten Laſten gehören vor das Zivilgericht. Zuſtändig iſt der Kreis⸗ 
ausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß, gegen deren Entſcheidung Berufung u. 
Reviſion an den Bezirksausſchuß und das OVG. bezw. nur Berufung au letzteres offen 
ſteht. G. betr. die Verteilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtücksteilungen ꝛc. in den 
öſtl. Prov. u. Weſtfalen v. 25. Aug. 1876 (GS. S. 405) §8 7ff. Gleiche Vor⸗ 
ſchriften gelten in Hannover, Schleswig-Holſtein und Lauenburg, G. v. 4. Juli 1887 
(GS. S. 324), G. v. 13. Juni 1888 (GS. S. 243) u. lauenb. G. v. 22. Jan. 1876 
in Verb. mit dem Zuſt. G. § 149. — Zwei weitere Fälle, in denen die Verwaltungs. 
klage auf dem kirchenrechtlichen Gebiet Platz greifen kann, gehören nicht hierher. 
Nach dem Landesverw.-G. v. 30. Juli 1883 § 127 ff. findet fie ganz allgemein 
gegen polizeiliche Verfügungen ſtatt, alſo natürlich auch gegen ſolche, die das 
irchenrechtliche Gebiet berühren, z. B. beſtimmen, wann und wo Gottesdienſt 
abzuhalten iſt, oder bauliche Veränderungen an und in der Kirche vorſchreiben, oder 
die Kirchengemeindeangehörigen in ihren durch die Zugehörigkeit zum Kirchen⸗ 
gemeindeverbande begründeten Nutzungsrechten an kirchlichen Vermögensgegen⸗ 
ſtänden beſchränken, oder der politiſchen Gemeinde die Benutzung von Begräbnis⸗ 
ſtätten, Kirchenglocken und anderen zu öffentlichen Zwecken beſtimmten kirchlichen 
Sachen geſtatten, welche im Eigentum eines kirchlichen Verbandes ſtehen u. ſ. w. 
Allein hier übt das Verw.⸗Ger. durch ſeine Rechtſprechung keine Kontrolle über die 
Kirchen oder ihre Angehörigen aus, ſondern es ſchützt dieſe bei ihren Rechten gegen 
Störungen ſeitens ſtaatlicher Organe. Darin aber wird man nicht mit Kahl, Lehrſyſtem 
S. 369 ff. eine richterliche Betätigung der Staatsaufſicht über die Kirchen, ſondern 
nur eine Gewährung des allgemeinen Rechtsſchutzes erblicken können, den der Staat 
den Kirchen- und Religionsgeſellſchaften hinſichtlich ihrer privatrechtlichen Be⸗ 
ee durch ſeine Zivilgerichte allgemein zu Teil werden läßt. Ebenſo handelt 
es ſich nicht um Ausübung der Kirchenhoheit, ſondern um den Schutz der der Kirche 
uſtehenden Anſprüche gegen Dritte, wenn das G. betr. die Beſtreitung der Koſten 
für die Bedürfniſſe der Kirchengemeinden in den Landesteilen des linken Rheinufers, 
v. 14. März 1880 (GS. S. 225) § 12 beſtimmt, daß Streitigkeiten über die in den 
88 7 bis 11 dieſes G. geregelten Rechte u. Pflichten (Leiſtungen, welche den bürger⸗ 
lichen Gemeinden zu Gunſten der Kirchengemeinden obliegen; Beiträge behufs 
eigener Beſchaffung und Unterhaltung von Pfarrwohnungen oder unmittelbare 
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präſidenten, geht endlich die Beſchwerde, die den Kirchengemeinden gegen 
ihre Heranziehung zu den Kreisſynodalkoſten und gewiſſen anderen Beiträgen 
gegeben iſt. !) 

III. Eine letzte Gruppe kirchenhoheitlicher Normen bezieht ſich auf 
das amtliche wie außeramtliche Verhalten der Geiſtlichen. Im all⸗ 
gemeinen iſt dieſes kein Gegenſtand beſonderer ſtaatlicher Regelung, es 
ſteht unter der allgemeinen Rechtsordnung und insbeſondere auch unter 
der allgemeinen Strafgeſetzgebung des Staates, ſodaß von einer ſpezifiſchen 
Staatsaufſicht über das Verhalten der Kirchendiener ſchlechthin nicht ge⸗ 
ſprochen werden kann. Anders jedoch, wenn man einzelne beſtimmte 
Außerungen jenes Verhaltens und die Reaktion der Staatsgewalt auf 
dieſe ins Auge faßt. Es gibt Teile der Rechtsordnung, die gerade einer 
Verletzung durch die Geiſtlichen ausgeſetzt ſind, oder deren Verletzung durch 
dieſe doch als eine beſonders ſchwerwiegende erſcheint und zu deren Schutz 
der Staat beſondere Strafrechtsnormen gegen die Kirchendiener erlaſſen 
hat. Wo dies der Fall iſt, da liegt eine ſpezifiſche Betätigung der Staats⸗ 
aufſicht über die Kirchen vor, mit deren Durchführung die ſtaatlichen 
Strafgerichte betraut ſind. Die hierher gehörigen Normen ſind teils 
in der Reichs-, teils in der Landesgeſetzgebung enthalten. Aus jener 
kommen in Betracht die §8§ 130 a (ſogenannter Kanzelparagraph), 174, 
181, 338 des Reichsſtrafgeſetzbuchs, welche die Gefährdung des öffentlichen 
Friedens, die Vornahme unzüchtiger Handlungen, das Betreiben der 
Kuppelei, das Schließen einer Doppelehe durch einen Geiſtlichen als 
delicta propria beſtrafen, und § 67 des Perſonenſtandsgeſetzes vom 
6. Februar 1875, welcher dem Geiſtlichen unter Androhung einer Geld: 
ſtrafe bis zu dreihundert Mark oder einer Gefängnisſtrafe bis zu drei 
Monaten verbietet, zu den religiöſen Feierlichkeiten einer Eheſchließung zu 
ſchreiten, bevor ihm nachgewieſen iſt, daß die Ehe vor dem Standesbeamten 
geſchloſſen jei.) Mehrere landesrechtliche Normen finden ſich in der Mai⸗ 
geſetzgebung von 1873, jedoch können von dieſen für die evangeliſche Kirche 
nur §§ 21 und 24 des Geſetzes über die Vorbildung und Anſtellung der 
Geiſtlichen vom 11. Mai praktiſche Bedeutung erlangen. Jener beſtimmt, 
daß „die Verurteilung zur Zuchthausſtrafe, die Aberkennung der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 


Gewährung derſelben) und ebenſo Streitigkeiten über die nach $ 1 des älteren G. 
v. 14. März 1845 (GS. S. 163) fortdauernden Leiſtungen (Zuſchüſſe für ordentliche 
kirchliche Bedürfniſſe) im Verwaltungsſtreitverfahren zum Austrage zu bringen ſind. 

1) Vgl. f. Altpreußen: G. v. 3. Juni 1876 Art. 3, 17; f. Schl.⸗H. u. Wiesb.: 
G. v. 6. April 1878 Art. 8, 19; f. Frkft.: G. v. 28. Sept. 1899 Art. 6; f. Hohenz.: 
G. v. 2. Juli 1898 Art. 3; f. Hann. ref. K.: G. v. 6. Aug. 1883 Art. 8. 

2) Vgl. zu allen dieſen Strafvorſchriften Kahl, Lehrſyſtem S. 361 ff., zu den 
88 des RStGB. die verſchiedenen Kommentare des RStGB., zu dem $ 67 des RG. 
v. 6. Febr. 1875 die Kommentare zu dieſem G. v. Hinſchius S. 198 ff., Sar⸗ 
torius S. 412 ff. u. v. Sicherer, Perſonenſtand und Eheſchließung, S. 418 ff. 
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. . .) die Unfähigkeit zur Ausübung des geiſtlichen Amtes und den Verluſt 
des Amtseinkommens zur Folge hat,“ ) und dieſer enthält die entſprechende 
Strafſanktion: „Wer geiſtliche Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in⸗ 
folge gerichtlichen Strafurteils die Fähigkeit zur Ausübung des geiſtlichen 
Amtes verloren hat (§ 21), wird mit Geldſtrafe bis zu hundert Thalern 
beſtraft“.“) 


1) Die hier fortgelaſſenen Worte: „die Erledigung der Stelle“, ſind durch 
Novelle vom 29. April 1887 Art. 2 § 4 geſtrichen worden, indem man den Staat 
nicht für berechtigt hielt, unmittelbar die Erledigung eines von ihm nicht ver⸗ 
liehenen Amtes auszuſprechen. Maßgebend für dieſe Geſetzesänderung war 9915 
lediglich die Rückſichtnahme auf die kath. Kirche, die ev. Kirche hatte bereits dur 
KG. v. 16. Juli 1886 (KGBl. S. 81) § 4 die alte Faſſung des § 21 zit. für 
ſich als maßgebend anerkannt und beſtimmt, daß die Verurteilung zu Zuchthaus⸗ 
1 2. den Verluſt des Kirchenamts mit den Wirkungen der Dienſtentlaſſung von 

echtswegen zur Folge habe. 


2) Dieſe Beſtimmung des $ 21 wird nicht gedeckt durch RStGB. $ 31, in- 
A 4 Amter nicht öffentliche Amter i. S. des RStGB. find. Darüber 
unten in $ 18. 


3) Vgl. zu dieſen Beſtimmungen Hinſchius, Die Preuß. Kirchengeſ. des 
Jahres 1873 S. 147 ff., 152. Sachlich gehören aus dem G. v. 11. Mai 1873 hier⸗ 
her noch § 22: „Ein geiſtlicher Oberer, welcher den $$ 1 bis 3 zuwider ein geiſt⸗ 
liches Amt überträgt oder die Übertragung genehmigt, wird mit Geldſtrafe von 
200 bis zu 1000 Tlrn. beſtraft. Diejelbe Strafe trifft denjenigen, welcher der 
Vorſchrift des § 19 Abſ. 1 zuwiderhandelt“; § 23: „Wer geiſtliche Amtshandlungen 
in einem Amte vornimmt, welches ihm den Vorſchriften der §§ 1 bis 3 zuwider über⸗ 
tragen worden iſt, wird mit Geldſtrafe bis zu 100 Tlrn. beſtraft“ nebſt Art. 2 
des Deklarations⸗G. v. 21. Mai 1874: „Die Strafe des § 23 des G. v. 11. Mai 
1873 trifft einen jeden Geiſtlichen, welcher Amtshandlungen vornimmt, ohne den 
Nachweis führen zu können, daß er zu einem hierzu ermächtigenden Amte oder 
zur Stellvertretung oder zur Hülfsleiſtung in einem ſolchen Amte unter Beobachtun 
der §8 1 bis 3 des genannten Geſetzes berufen worden ſei.“ Allein es ſcheint d 
die Verfaſſung der ev. Kirche doch ſchlechthin ausgeſchloſſen, daß dieſe Beſtimmungen 
bei ihr jemals zur Anwendung gelangen könnten. Die geiſtlichen Oberen, welche 
hier die 86 Amter übertragen, ſind die landesherrlichen Konſtſtorien. Dieſe 
aber werden ſelbſtverſtändlich die ſtaatsgeſetzlichen Vorſchriften der $$ 1 bis 3 zit., die 
übrigens, ſoweit fie für fie nach § 28 desſelben G. überhaupt gelten (Hinſchius, 
Pr. KR. S. 65), jetzt auch kirchengeſetzlich anerkannt ſind (KG. v. 15. Aug. 1898 
[KGBl. S. 137] 88 1 ff.), ſtets beachten und damit ſowohl der Anwendbarkeit des § 22 
wie der des § 23 jeden Boden entziehen. — Aus dem G. über die Disziplinargewalt ze. v. 
12. Mai 1873 gehört hierher $ 24: „Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder 
ihre geiſtlichen Amtsverrichtungen bezüglichen Vorſchriften der Staatsgeſetze oder 
die in dieſer Hinſicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit 

etroffenen Anordnungen ſo ſchwer verletzen, daß ihr Verbleiben im Amte mit der 

öffentlichen Ordnung unverträglich erſcheint, können auf Antrag der Staatsbehörde 
durch gerichtliches Urteil aus ihrem Amte entlaſſen werden.“ Dieſer $ hat jedoch 
überhaupt keine praktiſche Bedeutung mehr, ſeitdem der nach $$ 26 bis 30 u. 32 
dieſes G. zur gerichtlichen Entſcheidung berufene Kgl. Gerichtshof f. kirchl. Ange⸗ 
legenheiten durch Novelle v. 21. Mai 1886 aufgehoben iſt, einem anderen Gericht 
aber ſeine Kompetenzen uicht übertragen find und es ſoweit überhaupt an einem 
zuſtändigen Gerichtshof fehlt. Dasſelbe gilt von § 31 dieſes G.: „Kirchendiener, 
welche Amtshandlungen vornehmen, nachdem ſie in Gemäßheit des § 30 aus ihrem 
Amte entlaſſen worden find, werden mit Geldſtrafe bis zu 100 Tlrn., im Wieder. 
holungsfalle bis zu 1000 Tlrn. beſtraft.“ Dieſer $ hat jein Anwendungsgebiet 
gänzlich verloren, indem ſeit 1886 gemäß jenem $ 30 keine Kirchendiener mehr 
entlaſſen werden können. 
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C. Der Schutz, 


den der Staat der Kirche zu teil werden läßt, beſteht in der bereits oben 
S. 173, 178 erwähnten Hilfe, die er ihr leiſtet, indem er ihr Vermögens⸗ 
zuwendungen macht und ihr zur Vollſtreckung ihrer Anordnungen ſein 
bracchium saeculare verleiht, und in dem ſtrafrechtlichen Schutz, den er 
der Kirche und ihren Einrichtungen gewährt. 

Die einzelnen den letzteren ausmachenden Normen ſind gegenwärtig im 
Reichsſtrafgeſetzbuch enthalten, welches mit Strafe bedroht: die Gottesläſterung, 
die Beſchimpfung der Kirche oder ihrer Einrichtungen und Gebräuche und die Ver⸗ 
übung beſchimpfenden Unfugs in einer Kirche oder einem anderen zu religiöſen 
Verſammlungen beſtimmten Orte (§ 166), die Hinderung der perſönlichen 
Gottesdienſtausübung und die Verhinderung oder Störung des Kultus (§ 167), 
die Störung des Gräberfriedens (§ 168), den Kirchendiebſtahl (§ 243), die 
vorſätzliche und rechtswidrige Beſchädigung und Zerſtörung von Gegen⸗ 
ſtänden der Verehrung der Kirche oder von Sachen, die dem Gottesdienſt 
gewidmet find (§ 304), die Brandſtiftung an Kultusgebäuden ($ 306), 
die Störung der Sonn- und Feſttagsfeier ($ 366 Z. 1).1) Übrigens wird 
der gleiche ſtrafrechtliche Schutz, den die evangeliſche Kirche genießt, auch 
der katholiſchen gewährt, und auch alle anderen Religionsgeſellſchaften 
ſind desſelben in weitem Umfange teilhaftig. 


8 15. 
Das Verhältnis der evangeliſchen Kirche zu anderen 
Religionsgeſellſchaften. 

A. Zu den außerpreußiſchen deutſch-evangeliſchen Landes- 
kirchen ſtehen die evangeliſchen Kirchen Preußens in keinem rechtlichen 
Verhältnis. Wenn die Generalſynodalordnung die altpreußiſche Landeskirche 
als einen Teil der deutſchen evangeliſchen Kirche bezeichnet, ſo wird damit nur 
dem Bewußtſein der idealen Zuſammengehörigkeit mit allen auf demſelben 
evangeliſchen Glaubensgrunde ſtehenden Kirchengeſellſchaften Ausdruck ver⸗ 
liehen. Eine rechtliche Bedeutung kommt jener Bezeichnung nicht zu. Alle 
evangeliſchen Landeskirchen Deutſchlands ſtehen koordiniert nebeneinander, 
ohne zu einer höheren Einheit rechtlich zuſammengefaßt zu ſein. Die einzige 
Verbindung, die zwiſchen ihnen beſteht, iſt die bis jetzt jeder juriſtiſchen 
Grundlage entbehrende Eiſenacher Konferenz, zu der ſeit 1852 regel⸗ 
mäßig alle zwei Jahre von den Oberbiſchöfen deputierte Vertreter der 
deutſchen Kirchenregimente zuſammentreten,?) „um auf Grundlage 


1) Vgl. über die einzelnen Delikte Kahl Lehrſyſtem, S. 388 ff. u. die ver⸗ 
ſchiedenen Kommentare zum Strafgeſetzbuch. 

2) Die erſte Anregung zu dieſer Verbindung gab eine im J. 1845 von den 
Königen von Preußen und Württemberg gemeinſam den ev. Regierungen vorgelegte 
Denkſchrift d. d. Stuttgart 2. Juni 1845. Auf Grund der hier gemachten Vor- 
ſchläge trat im fladn. Jahre eine Konferenz von Vertretern der meiſten ev. Kirchen⸗ 
regierungen Deutſchlands in Berlin zuſammen, deren Beratungen die Stürme der 
Revolution jedoch zu keinem Abſchluß kommen ließen. Mit mehr Erfolg wurde 
die Sache i. J. 1851 wieder aufgenommen. Am 17. u. 18. Sept. dieſes Jahres 
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des Bekenntniſſes wichtigere Fragen des kirchlichen Lebens in freiem Aus⸗ 
tauſche zu beſprechen und, unbeſchadet der Selbſtändigkeit jeder einzelnen 
Landeskirche, ein Band ihres Zuſammengehörens darzuſtellen und die ein⸗ 
heitliche Entwickelung ihrer Zuſtände zu fördern.“ !) Der Charakter dieſer 
Konferenz iſt der einer freien Vereinigung der Kirchenregimente, deren 
Beratungen und Beſchlüſſe für die landeskirchlichen Faktoren keine bindende 
Kraft haben, dieſen jedoch den Anſtoß geben können, ihr Kirchenweſen in 
beſtimmter Richtung auszubauen und zu vervollkommnen. In dieſem 
Sinne hat die Konferenz denn auch ſeit ihrem Beſtehen gewirkt und 
zahlreiche Verbeſſerungen vorbereitet, die von den deutſchen Landeskirchen 
in gleicher Weiſe durchgeführt find.?) Gerade die preußiſche Kirche hat 
dieſer Konferenz ſtets eine große Bedeutung beigelegt, wie denn auch in 
ihr der Gedanke, einen engeren Zuſammenſchluß der deutſchen Landes⸗ 
kirchen anzubahnen, oder doch zunächſt wenigſtens die Eiſenacher Konferenz 
durch Hinzuziehung von Abgeordneten der Landesſynoden zu erweitern, 
ſeine beſondere Stätte hat. Bereits die Generalſynodalordnung, § 19, wies 
der Generalſynode Recht und Pflicht zu: Kenntnis von den Beziehungen 
der Landeskirche zu den übrigen Teilen der deutſch-evangeliſchen Kirche zu 
nehmen, zu beſchließen über die der weiteren Entwickelung ihres Ge⸗ 
meinſchaftsbandes dienenden Einrichtungen und ſich durch von ihr gewählte 
Abgeordnete an etwaigen Vertretungskörpern der deutſchen evangeliſchen 
Kirche zu beteiligen. Die 3. ordentliche Generalſynode von 1891 hat 
von dieſer Zuſtändigkeit Gebrauch gemacht und auf Grund hochintereſſanter 
Verhandlungen?) den Oberkirchenrat erſucht, „dem ſchon ſeit dem Jahre 1870 
bei den Verhandlungen der Eiſenacher Konferenz angeſtrebten föderativen 
Zuſammenſchluß der evangeliſchen Kirchenregierungen Deutſchlands unter 


trat eine neue Konferenz von Mitgliedern der ev. Kirchenregimente in Elberfeld zu⸗ 
ſammen und entwarf hier eine „Geſchäftsordnung für die Abhaltung wiederkehrender 
Konferenzen von Abgeordneten der oberſten Kirchenbehörden im ev. Deutſchland,“ ſowie 
eine Übereinkunft zur Herausgabe eines kirchenregimentlichen Zentralorgans, welches 
ſich als „Allgemeines Kirchenblatt für das evangeliſche Deutſchland“ 
bezeichnet (ſ. oben S. 7 § 2). Die Entwürfe erlangten die Genehmigung der beteiligten 
Kirchenregierungen und wurden dann auch von den meiſten der bisher noch den 
Verhandlungen ferngebliebenen Kirchenregimenten angenommen, worauf am 3. Juni 
1852 die erſte deutſch⸗ev. Kirchenkonferenz zu Eiſenach zuſammentrat. — Über dieſe 
Kirchenkonferenzen u. ihre weitere Ausgeſtaltung vergl. Dove i. d. Ztſchr. XII 
©. Iff.; Lechler, K., Der deutſch⸗ev. Kirchenbund, Gütersl. 1890; Baur, W., s. v. 
„Kirchentag“ in Herzogs Realenzykl. VIII S. 1; v. d. Goltz s. v. „Konferenz“ 
daf. S. 134 ff.; Kahl, Lehrſyſtem, S. 64 ff. Z. Z. beteiligen ſich an den Konferenzen 
alle eb. Kirchenregimente Deutſchlands, mit Ausnahme von Mecklenburg Schwerin 
u. Elſaß⸗Lothringen, u. außerdem regelmäßig auch der Oberkirchenrat von Oſterreich. 

1) Aus der Gejchäftsorhnung der Konferenzen, AK Bl. 1852 Nr. 13. 

2) Eine chronologiſche Überſicht über die in der Eiſenacher Konferenz von 
1852 bis 1890 verhandelten Gegenſtände findet ſich im AK Bl. 1891 S. 649; die 
verſchiedenſten Fragen des Gottesdienſtes, der Verfaſſung und Disziplin, der kirch⸗ 
lichen Vereinstätigkeit, des Sektenweſens ꝛc. hat ſie in den Kreis ihrer Beratungen 
gezogen. 

3) Vhdl. der 3. ord. Gen. Syn. 1891/92 S. 27, 301 ff., 953 ff.; Beſchluß Nr. 70. 
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Hinzutritt von Deputierten der Landesſynoden auch ferner beſondere 
Aufmerkſamkeit und freundliches Intereſſe zuzuwenden und in dem 
geeigneten Zeitpunkte die entſprechenden Maßnahmen zur Verwirklichung 
jenes Zuſammenſchluſſes zu ergreifen“. Gleichzeitig hat ſie ſich über 
die Art des Zuſammenſchluſſes dahin geäußert, daß dieſer nur föde⸗ 
rativer Natur ſein und weder die Selbſtändigkeit der einzelnen Kirchen 
in Geſetzgebung und Verwaltung noch den Bekenntnisſtand antaſten 
dürfe. Zu einem poſitiven Ergebnis hat dieſes Vorgehen der General⸗ 
ſynode zunächſt nicht geführt, es iſt jedoch der Ausgangspunkt zahlreicher 
weiterer Erörterungen der Idee der Kirchenvereinigung geworden, ) bis 
dieſe am Ende des Jahres 1901 durch die feierlichen Sympathieerklärungen 
des Regenten von Sachſen-Koburg⸗Gotha und dann beſonders des Kaiſers eine 
neue mächtige Anregung erfuhr, in Verfolg deren ſie denn auch bereits ihrer 
Verwirklichung in beſtimmter Geſtalt näher geführt worden iſt. Anfangs 
Dezember 1902 haben dazu beauftragte Mitglieder der Eiſenacher Kon⸗ 
ferenz zu Frankfurt a. M. über beſtimmte der Konferenz vorzulegende 
Anträge beraten und dabei als ein erreichbares Ziel die Schaffung eines 
handlungsfähigen Organs für ſämtliche deutſche evangeliſche Landeskirchen 
in Ausſicht genommen, das als ſtändiger Arbeitsausſchuß der Konferenz 
mit dem Sitz in Berlin fungieren und in ſolchen Angelegenheiten, die als 
gemeinſame dieſer Landeskirchen anzuſehen ſind, auch das Recht ſelbſtändiger 
Initiative beſitzen ſoll.?) 

B. Das Verhältnis der evangeliſchen Kirche zur katholiſchen 
Kirche und den anderen chriſtlichen Religionsgeſellſchaften im 
Staate wird einmal beſtimmt durch die Kirchen und Religionsgeſellſchaften 

ſelbſt, die Beurteilung, die ſie einander und ihren Einrichtungen zu teil 
werden laſſen, ſodann aber auch durch den Staat, der in Handhabung 
der Kirchenhoheit (ſ. oben S. 160) die Religionsgeſellſchaften gegen gegen⸗ 
ſeitige Verletzungen und Übergriffe ſchützt und ihre wechſelſeitigen Be⸗ 
ziehungen regelt, ſofern er dies im Intereſſe der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe und Ordnung für erforderlich erachtet. 

I. Die katholiſche Kirche verſagt bekanntlich allen evangeliſchen 
Glaubensgemeinſchaften die Anerkennung als Kirche. Sie behauptet allein 
die Kirche zu ſein, der alle Getauften ſchon vermöge des character in- 
delebilis der Taufe von Rechtswegen und unwiderruflich angehören,) und 
hält die evangeliſche Kirche für eine lediglich dem kirchlichen Strafrecht 
unterſtehende Vereinigung. Nur widerwillig und durch Staatsgeſetze ge 
zwungen enthält ſie ſich der offenen Verfolgung der Ketzer. Sie erklärt 
die evangeliſch getrauten Ehen für Konkubinate, ſie ſchließt die evangeliſchen 

1) Vgl. beſ. die Verhandl. der ſächſiſchen Prov.⸗Syn. v. 189 


2) So die Mitteilung i. d. Chronik der Da Welt, Jahrg. 1903, Nr. 1, 4. 
3) Vgl. z. B. Heiner, F., Kath. KR., 3. Aufl., Paderd. 1901, I ©. 367. 
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Leichen von ihren Kirchhöfen aus und hat in neuerer Zeit ſogar gelegentlich, 
und zwar im Widerſpruch mit ihren eigenen alten Rechtsnormen, den 
evangeliſchen Taufen die Anerkennung verjagt.!) 

Anders die evangeliſche Kirche. Sie ſieht in der katholiſchen Kirche 
eine ihr gleichberechtigte Religionsgemeinſchaft. Sie erkennt die Amts⸗ 
handlungen der katholiſchen Geiſtlichen an und hält die Zuziehung 
katholiſcher Taufzeugen zu ihren Taufen nicht für prinzipiell ausgeſchloſſen.?) 
Die chriſtlichen Sekten beurteilt die evangeliſche Kirche verſchieden, je nach⸗ 
dem ſie die apoſtoliſchen Glaubensbekenntniſſe beibehalten oder, wie die 
fog. freien und deutſch-katholiſchen Gemeinden, auch dieſe verworfen haben. 


In wiederholten Erlaſſen hat der Oberkirchenrat dieſe Unter⸗ 
ſcheidung begründet und ihre praktiſche Bedeutung für das kirchliche Gebiet 
erörtert. „Wenn, jo erklärt er im Zirkular⸗Erlaß vom 21. Februar 1860, ) 
die Feſthaltung des apoſtoliſchen Glaubensbekenntniſſes eine, wenn auch 
im Maß und Umfang verſchiedene, doch nie ganz zu verleugnende An⸗ 
erkennung der verſchiedenen chriſtlichen Religionsparteien untereinander, 
insbeſondere eine Anerkennung der auf dieſes Bekenntnis vollzogenen 
Taufen übrig läßt,“) jo bildet die in der Leugnung des Offenbarungs⸗ 
begriff3 überhaupt wurzelnde gänzliche Verwerfung des im Apo⸗ 
ſtolikum bezeugten Grundes des chriſtlichen Glaubens eine abſolute 
Scheidewand zwiſchen den auf Gottes Wort ruhenden chriſtlichen Kirchen 
und Religionsparteien einerſeits und den allein auf Menſchenweisheit 
ſich gründenden diſſidentiſchen Gemeinſchaften auf der anderen Seite. 
Demgemäß iſt bereits früher?) darauf hingewieſen worden, daß die in 
den Gemeinſchaften der letzteren Kategorien vollzogenen, und daſelbſt mit 
dem Namen von Taufen, Trauungen, Konfirmation u. ſ. w. belegten 
Handlungen nur noch den Schein ſolcher Handlungen an ſich tragen, 
dem Weſen nach aber mit den in den chriſtlichen Kirchen und Religions⸗ 
parteien vollzogenen Handlungen gleichen Namens nichts mehr gemein 
haben und daher auch in den Landeskirchen nicht als ſolche anerkannt 


1) Friedberg, KR. S. 3518, Richter⸗Dove, KR., S. 964. Einzelne 
Fälle, in denen früher bereits kath. Prieſter die von ev. Geiſtlichen vollzogene Taufe 
wiederholt haben, weiſt Jacobſon, KR., S. 1263 nach. 

2) Vgl. die Nachweiſungen bei Richter⸗Dove, KR., S. 968% u. bei 
Boche a. a. O. S. 248. Die kath. K. ſchließt dagegen akatholiſche Taufpaten 
nn aus. Nur ausnahmsweiſe und, wenn es nicht zu vermeiden iſt, ſollen 
Nichtkatholiken als ſog. quasi patrini oder testes honorarii zugelaſſen werden, 
dieſe dürfen das Kind jedoch bei der Taufe nicht berühren und werden auch nicht 
als wirkliche Paten ins Taufregiſter eingetragen. Übrigens ſollen die Katholiken 
nach kath. Grundſätzen auch nicht Paten bei ev. Taufen fein. Näheres bei Hin- 
88 310 e IV S. 3910; Friedberg, KR. S. 35111; Heiner a. a. O. 


U 

3) A. H. 11 S. 57 ff., auch bei Boche a. a. O. S. 234 ff., u. im Auszug bei 
Goßner S. 32 ff. Vgl. auch die von der Eif. Konf. über die Behandlung der 
Sekten aufgeſtellten allgem. Prinzipien, mit denen der OK R. ſich einverſtanden 
erklärt hat, AK Bl. 1855 S. 419 ff. u. A. H. 8 S. 126 ff. 

4) So werden anerkannt die Taufen der Herrnhuter, Altlutheraner, 

Irvingianer, Baptiſten u. anderer. Boche a. a. O. 63, 65, 69, 77, 96. 

5) 8 55 beſ. EO. v. 10. Juni 1851, A. H. 2 S. 36, auszugsweiſe bei Goßner 
S. 31 u. EO. v. 14. Juli 1851, A. H. 3 S. 52. 
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werden können.!) Es iſt ferner verordnet,?) daß diejenigen Perſonen, 
welche ſich durch ausdrückliche Erklärung vor dem Richter oder dem 
Pfarrer oder durch unzweideutige, offenkundige Handlungen von der 
Landeskirche losgeſagt haben, auch an den heiligen Handlungen und den 
kirchlichen Ehrenrechten derſelben keinen Teil nehmen könnnen, alſo nicht 
an dem heiligen Abendmahl, an dem Patenamte bei der heiligen Taufe 
und an den kirchlichen Gemeindeämtern; daß bei der Beerdigung ſolcher 
Perſonen eine Mitwirkung der Geiſtlichen und des kirchlichen Geläutes 
nicht ſtattfinden könne und daß auch die Geiſtlichen der Landeskirche nicht 
imſtande ſeien, eine von ihnen beabſichtigte Ehe nach dem kirchlichen 
Rituale im Namen des Vaters, des Sohnes und des heiligen Geiſtes 
einzuſegnen. Endlich iſt die Wiederaufnahme ſolcher Perſonen in die 
Landeskirche nur unter Bedingungen geſtattet, welche die vorgängige 
Erkenntnis ihrer Verirrung, ihre Reue darüber und eine Erneuerung ihres 
Konfirmationsgelübdes unzweideutig bekunden.“ 


Was das Verhältnis der Kirche zu den Kindern dieſer Diſſidenten 
anlangt, ſo hält ſie es für ihre Pflicht, bei Kindern, die ſchon vor dem 
Austritt ihrer Väter aus der Kirche die Taufe empfangen haben, mit den 
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln, insbeſondere durch Ermahnung der Väter, 
dahin zu wirken, daß jenen auch der Konfirmandenunterricht zu teil werde. 
Neugeborene Kinder ſolcher diſſidentiſcher Eltern aber nimmt ſie zur Taufe 
an, wenn ſie ihr von den dazu berechtigten Perſonen (Eltern, Vormündern, 
Pflegern) dargebracht werden uud zugleich durch dieſe und durch chriſtliche 
Paten die Verſicherung und Bürgſchaft gegeben wird, daß die Kinder im 
Glauben der evangeliſchen Kirche erzogen und unterwieſen werden ſollen. 


1) Vorausſetzung für die Anerkennung einer Sektentaufe ſeitens der ev. K. 
iſt nicht bloß der Gebrauch der Taufformel u. des Waſſers, ſondern es kommt vor 
allem auf den den gebrauchten Worten beigelegten Sinn an. „Verſteht eine 
Gemeinſchaft unter dem Vater, Sohn und Geiſt in ihrem Bekenntnis etwas 
anderes als die Kirche, ſo kann eine Zeremonie, auch wenn ſie mit der chriſtl. 
Taufformel und mit Waſſer vollzogen wurde, nicht als eine Taufe angeſehen 
werden.“ Richter-⸗Dove, KR. S. 965, 966, Büff, Kurh. KR. S. 568, 56978. 

2) Nämlich ſchon in dem EO. v. 1851 (S. 1915). Aus dem Inhalt dieſes 
E., der hier nur rekapituliert, aber nicht erweitert werden ſoll, ergibt ſich, daß der 
ORN. auch bei den folgenden Ausführungen, wenngleich ſie allgemeiner gehalten 
find, nnr Perſonen im Auge hat, die ſich auch von den ökumeniſchen Bekenntniſſen 
losgeſagt haben; nur dieſe ſollen unbedingt und unter allen Umſtänden von allen 
Segnungen und Rechten der ev. Landeskirche ausgeſchloſſen werden. Schon die 8. 
rhein. Prov. Syn. ($ 33) trat den Grundſätzen des OK R. in allen Stücken bei, hielt 
jedoch hinſichtlich der kirchlichen Beerdigung der fraglichen Perſonen nach vor⸗ 
gängiger Vereinbarung des Geiſtlichen mit dem Presbyterium Ausnahmen für 
zuläſſig. Dem iſt jedenfalls beizutreten, insbeſondere ſcheint eine Mitwirkung eines 
ev. Geiſtlichen bei dem Begräbnis eines Diſſidenten gerechtfertigt, wenn die hinter⸗ 
bliebene Familie desſelben ſich zur ev. K. bekennt, indem die kirchl. Begräbnis⸗ 
feier nach ev. Anſchauung auch ein den Hinterbliebenen zu leiſtender Dienſt iſt. — 
Die Beſtattung auf ev. Kirchhöfen kann beim Mangel eigener Begräbnisplätze den 
Diſſidenten nicht verſagt werden (vgl. unten S. 201). Es hängt jedoch von dem 
freien Willen der Gemeinde ab, ob ſie dem Religionsdiener einer Sekte die Vornahme 
geiſtlicher Handlungen auf ihrem Friedhof geſtatten will. E. O. v. 29. Sept. u. 
30. Okt. 1850, A. H. 1 S. 70, auch bei Vogt, KR. I S. 229. Den Dienern der 
freien und dieſen verwandten Gemeinden iſt nach dem EO. v. 1851 jedenfalls keine 
amtliche Tätigkeit auf ev. Gottesäckern zu geſtatten. 
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— Nach wiederholten Anordnungen des Oberkirchenrats dürfen den freien 
Gemeinden nirgend die Kirchen für ihren Kultus überlaſſen werden.“) 

II. Der Staat erkennt die Unabhängigkeit und gegenſeitige Selbſtändig⸗ 
keit der Kirchen und Religionsgeſellſchaften an und ſucht durch verſchiedene 
Maßregeln ſie in dieſer zu ſchützen und zu erhalten. 1. Alle Beleidigungen 
und Schmähungen der Religionsgeſellſchaften untereinander find verboten.“) 
2. Jede Verpflichtung, an dem Kultus einer fremden Konfeſſion teil⸗ 
zunehmen, iſt aufgehoben. Niemand wird gezwungen, ſeine religiöſen 
Bedürfniſſe durch den Geiſtlichen einer anderen Konfeſſion befriedigen zu 
laſſen. Es hat aber auch niemand ein Recht auf den Beiſtand eines 
Geiſtlichen einer fremden Religionsgeſellſchaft, indem der Staat es dem 
Belieben jeder Religionsgeſellſchaft überläßt, ob ſie ihren Dienern geſtatten 
will, im Notfall auch an Andersgläubigen Parochialhandlungen zu voll⸗ 
ziehen.?) Keine Kirche iſt verpflichtet, die beſonderen Feſttage der andern 
zu feiern. Wird der beſondere Feſttag einer Kirche vom Staate zu einem 
bürgerlichen Feiertage erhoben (wie in einzelnen Landesteilen der katholiſche 
Frohnleichnamstag), fo werden die Angehörigen der anderen Konfeſſionen da= 
durch allerdings in ihrem bürgerlichen Leben gewiſſen Beſchränkungen unter⸗ 
worfen, ſind jedoch zu einer religiöſen Mitfeier des Tages nicht verpflichtet.“) 
3. Keine Kirche darf öffentliche Kultusübungen veranſtalten, welche Anders⸗ 
gläubige verletzen, den Zweck von Demonſtrationen haben und die öffent⸗ 
liche Ruhe gefährden; daher die ſtaatliche Regelung des Prozeſſionsweſens.“) 


1) Vgl. den oben S. 1915 zit. EO. v. 10. Juni 1851. 

2) ALR. II, 11 §§ 37 u. 38 (Verbot der Kontroverspredigten) und dazu 
Hinſchius S. 21. Vgl. auch R StGB. $$ 130, 166, 167, 304. 

3) Über die Bedeutung des § 39 ALR. II, 11, der hiervon eine Ausnahme 
macht für die proteſtantiſchen Kirchengeſellſchaften des Augsburgiſchen Bekenntniſſes 
vgl. unten S. 2194. Daß auf Grund des $ 39 jedoch auch den Gliedern ev. Brllder⸗ 
gemeinden ein Recht auf Teilnahme an den eigentümlichen Religionshandlungen 
der ev. Landeskirche zuſteht, kann nicht mit Boche a. a. O. S. 701 angenommen werden. 
Aus der Entſtehungsgeſchichte dieſes $ (vgl. Facobſon, KR S. 8) ergibt ſich unzweifel⸗ 
haft, daß die Redaktoren des ALR. unter den proteſtantiſchen Kirchengeſellſchaften 
hier nur die lutheriſchen und reformierten verſtanden wiſſen wollten, alſo die beiden 
einander gleichſtehenden privilegierten proteſtantiſchen Kirchengeſellſchaften. Daß 
dieſe auch, Sektierer — und zu dieſen gehören die Herrnhuter trotz ihrer weit⸗ 
gehenden Übereinſtimmung mit der Landeskirche — zu ihren Religionshandlungen 
zulaſſen müſſen, zu beſtimmen, lag den Redaktoren völlig fern. 

4) Die gelegentlich der Beratung des Charfreitagsgeſ. v. 2. Sept. 1899 (GS. 
S. 161) von fath. Seite vertretene Auffaſſung (Stenogr. Ber. d. H. H. 1899 S. 210 ff.), 
daß das Gewiſſen Andersgläubiger ſchon bedrängt werde, wenn der Staat an Feſt⸗ 
tagen einer Konfeſſion allgemein die Einſtellung der Werktagstätigkeit anordne, 
iſt unrichtig, indem dies Gebot ſich lediglich auf ein äußeres Verhalten bezieht und 
den Glauben des einzelnen unberührt läßt. Die Anerkennung der kath. Auffaſſung 
in dem Geſetz läßt dieſes aber als eine Halbheit erſcheineu, indem ſein Zweck, 
ech zu einem allgemeinen bürgerlichen Feiertag zu erheben, nicht 
erreicht iſt. 

5) Nach dem Vereinsgeſetz vom 11. März 1850 (GS. S. 277), ausgedehnt 
auf die neuen Prov. durch G. v. 25. Juni 1867 (GS. S. 921) Art. 2 u. G. v. 
23. Juni 1876 (GS. S. 169) § 10 — bedürfen Prozeſſionen außerhalb der K. der 
vorgängigen ſchriftlichen Genehmigung der Ortspolizeibehörde (§ 9); ohne ſolche 
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4. Jeder hat das Recht des Konfeſſionswechſels, es iſt die notwendige 
Folge der vom Staat garantierten Gewiſſensfreiheit. Der Staat ſchreibt 
jedoch die Vorausſetzungen und beſondere Formen für den Austritt aus 
der Kirche vor,!) um heimlichen Konverſionen und leichtſinnigem Religions⸗ 
wechſel vorzubeugen?) und für die bürgerlichen Wirkungen, welche dieſer 
im Gefolge hat, eine feſte Baſis zu ſchaffen. 5. Nach paritätiſchen Geſichts⸗ 
punkten entſcheidet der Staat durch ſeine Geſetzgebung die Streitigkeiten 
der Konfeſſionen über die religiöſe Erziehung der Kinder aus gemiſchten 
Ehen.) 6. Die aus älterer Zeit herrührenden Verpflichtungen zu ver⸗ 
mögenswerten Leiſtungen an andere Religionsgeſellſchaften find grund⸗ 
ſätzlich aufgehoben.?) Nur ſoweit fie vermöge beſonderer Rechtstitel be⸗ 
gründet ſind, haben ſie Beſtand: Zur Entrichtung von Stolgebühren an 
den Geiſtlichen einer fremden Konfeſſion iſt nur derjenige verpflichtet, der 
die Tätigkeit desſelben wirklich in Anſpruch genommen hat.“) Leiſtungen 


dürfen ſie nur abgehalten werden, wenn ſie an den betreffenden Orten hergebracht 
find und in der hergebrachten Art ſtattfinden ($ 10). Widerrechtlich abgehaltene 
Prozeſſionen können aufgelöſt werden ($ 6); die Veranſtaltung, Leitung, Teilnahme 
an ſolchen ift mit Polizeiſtrafe bedroht (§ 17). Vgl. Hinſchius, Syſtem IV ©. 234°; 
Jacobſon, KR. S. 131; Erk. d. Kammergerichts v. 24. Febr. 1890 (Jahrb. X 
S. 252 ff.), v. 1. Juni 1893 (Arch. f. kath. KR. LXX S. 435). Über das Verbot und 
die Beſchränkungen der Prozeſſionen überhaupt ſ. Thudichum, KR. II S. 3. 

1) Heute kommt in erſter Linie in Betracht das StG. betr. den Austritt aus 
der Kirche v. 14. Mai 1873 (GS. S. 207 ff.). Dasſelbe regelt 1. den Austritt aus 
einer Kirche oder korporativen Religionsgeſellſchaft ohne Übertritt zu irgend einer 
anderen religiöſen Gemeinſchaft; 2. einen ſolchen Austritt mit Übertritt zu einer 
nicht privilegierten, auch nicht einmal mit Korporationsrechten verſehenen Geſellſchaft; 
3. den Austritt aus einer privilegierten Kirche oder korporativen Religionsgeſellſchaft 
mit Übertritt zu einer Geſellſchaft desſelben Charakters, wenn er zugleich die 
Loslöſung von den vermögenswerten Pflichten der bisherigen zur 
Folge haben ſoll. Vgl. Hinſchius, Die Preuß. Kirchengeſetze v. 1873, S. XIX 
u. Richter⸗Dove, KR. S. 10223. Näheres unten Bd. II bei der Darſtellung des 
Rechts der Kirchenmitgliedſchaft. 

2) Die Proſelytenmacherei iſt im ALR. II, 11 88 43, 44 ausdrücklich verboten 
und war daſelbſt II 20 § 228 auch mit Strafe bedroht. Bereits das preuß. StGB. 
5 nich hatte dies Delikt jedoch fallen gelaſſen und auch das RStGB. kennt 
es nicht. 

3) Vgl. z. B. ALR. II, 2 9 76 ff. u. Dekl. v. 21. Nov. 1803 (bei Goßner 
ea unten Bd. II bei der Darſtellung des Rechts der Kirchen- 
mitgliedſchaft. 

4) Vgl. für die alten Prov. ALR. II 11 8 261 und dazu die bei Hinſchius 
Preuß. KR. S. 300 ff. u. bei Vogt KR. S. 260 ff. angeführten Verordnungen, durch 
welche die verſchiedenen provinziellen Verhältniſſe allmählich dem allgemeinen Grund: 
ſatz des ALR. entſprechend umgeſtaltet worden ſind; für Holſtein G. v. 14. Juli 1863 
§ 2 (tſchr. IV S. 265 ff.); für Kurheſſen G. v. 29. Okt. 1848 $ 5, wo jedoch das 
allgemeine Prinzip rückſichtlich der proteſtantiſchen Konfeſſtonen nicht durchgeführt 
iſt, indem die in Kurh. hergebrachte Verbindlichkeit der Angehörigen der einen 
proteſtantiſchen Konfeſſion zu den Baulaſten der anderen beizutragen, ſofern ſie kein 
eigenes Kirchengebäude oder keinen eigenen Gottesdienſt innerhalb der Parochie 
haben und auch nicht zu einer anderen Kirche ihrer Konfeſſion eingepfarrt ſind — 
aufrecht erhalten tft und noch heute beſteht, vgl. Büff, KR. S. 747, 749 u. Hin⸗ 
ſchius, Die Preuß. Kirchengeſetze v. 1873, S. 192 unter b 3; f. Naſſau vgl. 
Otto KR. S. 13; für Hannover V. v. 28. Sept. 1824 (Ebhardt II S. 48). 

5) StG. v. 14. Mai 1873 $ 5 u. dazu Hinſchius, Die Preuß. Kirchen⸗ 
geſetze v. 1873, S. 185. 
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für den Geiſtlichen oder die Kirche, die „nicht auf der perſönlichen Kirchen⸗ 
und Kirchengemeindeangehörigkeit beruhen“, wie z. B. die Baulaſt des 
Patrons beim perſönlichen Patronat, insbeſondere aber Leiſtungen dinglicher 
Natur ſind ohne Rückſicht auf das Bekenntnis zu gewähren.!) Dasſelbe 
gilt von Leiſtungen für die Kirche, die den Charakter von Kommunallaſten 
haben und als ſolche von jedem Mitgliede der leiſtungspflichtigen politiſchen 
Gemeinde zu tragen find. 2) 

7. Ein wichtiges Gebiet eröffnet ſich der Staatsgeſetzgebung endlich 
in den Simultanverhältniſſen, ?) die von jeher eine Urſache des Un: 
friedens zwiſchen den Konfeſſionen geweſen ſind. Ein Simultaneum 
beſteht in dem gemeinſamen Gebrauch einer und derſelben kirchlichen Ein- 
richtung, insbeſondere desſelben Kirchengebäudes, derſelben Glocken und 
desſelben Friedhofs ſeitens zweier Kirchengemeinden!) verſchiedener Konfeſſion. 
Die beteiligten Konfeſſionen können beliebige ſein, der praktiſch häufigſte 
und wichtigſte Fall iſt das Simultaneum an Kirchengebäuden zwiſchen 
Katholiken und Proteſtanten, das in Schleſien und vor allem in den 
weſtlichen Provinzen häufig zu finden ift.5) Ihre Entſtehung verdanken die 
Simultaneen an Kirchengebäuden, von denen hier zunächſt gehandelt 


1) StG. v. 14. Mai 1873 $ 3 Abſ. 3 u. dazu Hinſchius a. a. O. S. 1839ff. 
Vgl. auch das Geſetz betr. die Verhältniſſe der Mennoniten v. 12. Juni 1874 (GS. 
S. 238) § 3 u. dazu das Erk. des RG. v. 8. Oktober 1885 (AK Bl. 1887 S. 129 ff.). 
2) Die Verpflichtung politiſcher Gemeinden, zu den kirchlichen Bedürfniſſen 
der ev. u. kath. Pfarrgemeinden beizutragen, beſteht auf dem linken Rheinufer 
nach Maßgabe des G. v. 14. März 1880 (vgl. oben S. 185%). Früher war fie durch 
G. v. 14. März 1845 in noch weiterem Umfange anerkannt. Zu dem letztgenannten 
G., welches teilweiſe noch aufrecht erhalten iſt, vgl. Bluhme, F., Das rheinpreuß. G. 
v. 14. März 1845, Bonn 1859; Hüffer, H., Die Verpflichtung der Zivilgemeinden 
zum Bau und zur Ausbeſſerung der Pfarrhäuſer beizutragen, Münſter 1859; 
Derſelbe, Das rheinpreuß. G. v. 14. März 1845, Münſter 1860. Vgl. auch die im 
Archiv f. kath. KR. LXVI S. 448 ff. mitgeteilte Min.⸗Entſch. — Die Mitglieder 
dieſer Zivilgemeinden tragen durch Zahlung der Kommunalſteuern zu den Be⸗ 
dürfniſſen der berechtigten Kirchengemeinde ohne Rückſicht auf ihre Konfeſſion bei. 
3) Vgl. über dieſe beſonders: Hirſchel, Die rechtl. Verhältniſſe bezüglich der 
Simultankirchen im Archiv f. kath. KR. XLVI S. 329 ff.; Hinſchius, Syſtem IV 
S. 360 ff.; derſelbe in Herzogs Realenzyklopädie XIV (1884) S. 275 ff.; Sehling 
im Arch. f. öffentl. R. VII S. 4 ff.; Meurer in v. Stengels Wörterbuch d. Verwgk. I 
S. 740 ff. Weitere Literaturangaben bei Kahl, Lehrſyſtem, I S. 411 ff. 
en ff. Subjekte der Simultanberechtigung ſ. Genaueres bei Sehling 
d. a. O. S. 22 ff. 
5) Auf der Würzburger Biſchofskonferenz v. 1848 wurden für Schleſien 
127 Simultaneen feſtgeſtellt, Arch. f. kath. KR. XXII S. 264. Eine Überficht über 
die Simultaneen in der Rheinprovinz enthalten die Verhandl. der 10. rhein. 
ProvSyn. v. 1859 § 74. Bezügl. Weſtfalens vgl. die in der fladn. Anm. 
zit. Nachweiſungen bei Jacobſon. Was die neuen Prov. anlangt, fo gibt es 
Simultankirchen für Katholiken u. Evangeliſche im KonſBez. Wiesbaden, vgl. 
Wilhelmi, KR. S. 495, wo auch eine Reihe für dieſe geltender Spezialvorſchriften 
aufgezählt iſt; im übrigen werden Simultaneen zwiſchen Lutheranern und Refor⸗ 
mierten erwähnt von Büff, KR., S. 100, 502, 511; Schlegel, KR. IV S. 102; 
Pufendorf, Observationes juris universi, Darmſtadt 1786, 1 Obs. 122. Über die 
Einführung des Simultaneums zwiſchen Katholiſchen u. Evangeliſchen im Stift 
e vgl. Majer, Joh. Chr., Deutſches geiſtl. Staatsrecht, Lemgo 1773, 
. Of. 
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werden ſoll, größtenteils den während des dreißigjährigen Krieges in der 
Stellung und in dem Beſitzſtande der einzelnen Religionsparteien vor⸗ 
gekommenen Veränderungen, den Vorſchriften des Weſtfäliſchen Friedens 
über die teilweiſe Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes, den Maß⸗ 
nahmen, die katholiſche (häufig vom evangeliſchen Glauben abgefallene) 
Landesherren im Intereſſe der Förderung der katholiſchen Religion 
getroffen haben,!) auf dem linken Rheinufer insbeſondere der den Katholiken 
günſtigen Klauſel des Ryswicker Friedens von 1697.2) Überall handelte 
es ſich hier um Zurückdrängung der Proteſtanten, insbeſondere der 
Reformierten, an deren Kirchen den Katholiken das Simultaneum ein⸗ 
geräumt wurde. Seltener ſind ſpezielle Vereinbarungen, Simultanrezeſſe 
zwiſchen Fürſtbiſchöfen und benachbarten proteſtantiſchen Landesherren und 
durch lokale Notſtände veranlaßte Privatverträge zwiſchen den beteiligten 
Gemeinden die Grundlage von Simultanverhältniſſen; vereinzelt haben 
auch Unionsverſuche zwiſchen Lutheranern und Reformierten zu ihrer 
Entſtehung geführt. Art und Maß der beiderſeitigen Benutzung 
ſind ſehr verſchieden. Es kommt eine räumliche Trennung z. B. in der 
Weiſe vor, daß die eine Partei das Schiff, die andere den Chor der 
Kirche zur Verfügung hat; andererſeits ſind beſondere Stunden für den 
Gottesdienſt jeder Religionspartei feſtgeſetzt,) oder es iſt der Gebrauch der 
Kirche einer Partei nur für die Vornahme von Kaſualhandlungen, Taufen, 
Trauungen ꝛc. eingeräumt.?) Auch die Eigentumsverhältniſſe an der 
Kirche können verſchiedenſter Art ſein. Sie kann im Miteigentum beider 


1) Vgl. z. B. Jacobſon, Geſch. d. Quellen (Rheinl. ⸗Weſtf.; ſ. oben S. 8 
B I) S. 433, 534 (Gütersloh), 543, 666 (Siegen), 718, 720 (Grafſchaft Sponheim⸗ 
Kreuznach), S. 109 ff. (Jülich⸗Cleveſche Lande). 

2) Durch den Ryswicker Frieden wurde ein großer Teil der ſeit 1680 
franzöſiſcherſeits eingezogenen Gebiete reſtituiert, gleichzeitig jedoch durch eine im 
letzten Augenblick auf Andringen Frankreichs in den Art. 4 desſelben aufgenommene 
Klauſel der kath. Religion ihr gegenwärtiger Beſitzſtand geſichert. Nach den unter 
franz. Herrſchaft getroffenen Beſtimmungen aber ſollte ſie an jedem Ort die 
öffentliche Religionsübung und, wo ſie keine eigene Kirche haben konnte, wenigſtens 
ein Simultaneum mit den Evangeliſchen beſitzen. Die Rechtsgiltigkeit dieſer 
Klauſel wurde zwar proteſtantiſcherſeits beſtritten, eine vielfach willkürliche Durch- 
führung derſelben jedoch nicht gehindert. Über die zahlreichen Simultaneen, die 
auf Grund dieſer Klauſel durch ftaatliche Edikte eingeführt worden find, gibt am beiten 
die i. J. 1699 von dem franz. Miniſter Chamoy dem Reichstage vorgelegte (ſog. 
Chamoyſche) Lifte Aufſchluß. Vgl. bei. Moſer, J. J., Vollſtändiger Bericht von 
der jo berühmten als fatalen Clausula Art. IV pacis Ryswicensis, Frkft. 1732, im 
Anhang iſt die Ch. Lifte mitgeteilt; ferner Hinſchius a. a. O. S. 361; Jaeobſon 
q. a. O. S. 692 ff., 713 ff. 

3) Einen ſolchen Fall betrifft z. B. die landesherrliche Entſcheidung, welche 
beſtimmt, daß in Kirchen, in denen ein Simultangottesdienſt zweier evangeliſcher 
Gemeinden ſtattfindet, die zur Ausſchmückung des Alkars dienenden Gerätgegenſtände 
nur dann weggenommen werden ſollen, wenn die im Gottesdienſt nachfolgende 
Gem. es verlangt. Reſkr. v. 23. Mai 1828 (v. Kampk Ann XII, 1, S. 367). 

4) Arch. f. kath. KR. XXV S. I, 48, 281, XL S. 282, 283, 293, 298. In 
Güldenſtedt, im Osnabrückſchen, hatten die Katholiken und Evangeliſchen bis 1850 
ſogar gemeinſamen Gottesdienſt. Vgl. Prot. Kirchenzeitung 1854 S. 102. 
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Parteien ſtehen, ſie kann einer von ihnen gehören, während die andere 
nur ein perſönliches (Miete, Prekarium) oder dingliches Gebrauchsrecht 
an ihr hat, und ſie kann endlich auch im Eigentum einer dritten Perſon 
(Staat, Gemeinde) ſtehen, ſodaß beide Parteien nur ein perſönliches oder 
dingliches Recht an fremder Sache haben.“) Die rechtliche Natur des 
Simultanverhältniſſes iſt beſtritten. Gehört es dem öffentlichen oder 
dem Privatrecht an? Das Verhältnis als ſolches, welches ſtets ein Gebrauchs⸗ 
recht an Sachen iſt, kann nur als ein privatrechtliches angeſprochen werden. 
In einzelnen Beziehungen jedoch reicht es über das Privatrecht hinaus, 
indem der Staat die privatrechtlichen Normen über die Sachbenutzung in 
ihrer Anwendung auf das Simultaneum im öffentlichen Intereſſe modifiziert 
hat. Soweit dies der Fall, ſteht es zugleich auf dem Boden des öffent⸗ 
lichen Rechts.?) Aus der grundſätzlichen Anwendbarkeit des gewöhnlichen 
Privatrechts auf die Simultaneen,?) erklärt ſich auch, daß dieſelben nirgend 
eine erſchöpfende Spezialregelung durch die Staatsgeſetzgebung erfahren 
haben, dieſe vielmehr immer nur einzelne Beſtimmungen getroffen hat, 
die den Zweck haben, Streitigkeiten auszuſchließen oder zu regeln. Das 
gilt auch von dem Allgemeinen Landrecht, welches Tl. II Tit. 11, 
§§ 309—317 „vom Simultaneo“ handelt.“) Dieſes unterſcheidet Streitig⸗ 


1) A. M. Hinſchius, Syſtem IV S. 363 ff., der ein Simultaneum nur da 
annimmt, wo beide Parteien „ein feſtes Recht auf den Gebrauch“ haben, nicht 
aber da, wo eine Religionspartei der andern nur prekariſtiſch den Mitgebrauch zu⸗ 
geſtanden hat, oder wo der Staat oder die Gemeinde in einer ihnen gehörigen 
K. verſchiedene Religionsparteien ihren Gottesdienſt abhalten laſſen. Dieſe Ein⸗ 
ſchränkung des Simultanbegriffs iſt jedoch willkürlich. Mit Recht haben ſich Sehling 
a. a. O. S. 18 ff., Meurer a. a. O. S. 741 u. a. gegen ſie erklärt. Das ALR. 
behandelt die bittweiſe gewährten Benutzungsrechte an Kirchen zuſammen mit den 
feſtbegründeten als Simultanverhältniſſe u. die MilKO. bezeichnet im § 120 
ſogar Kirchen, zu deren Benutzung kraft ſtaatlicher Konzeſſion die ev. Zivil- u. die 
ev. Militärgemeinde zugelaſſen ſind, als Simultankirchen. Auch dies muß richtig 
ſein: Unter Simultaneum iſt eben jeder Gebrauch einer K. durch mehrere Gemeinden 
zu verſtehen. Wenn wir oben nur Simultanverhältniſſe zwiſchen Gemeinden 
verſchiedener Konfeſſion im Auge haben, ſo iſt das dadurch begründet, daß allein 
ſolche von der Staatsgeſetzgebung (dem ALR.) beſonders berückſichtigt find, während 
die anderen ganz dem Privatrecht unterſtehen. 

2) Richtig Sehling a. a. O. S. 28 ff.; S. 44 ff. gibt er eine treffende Wider⸗ 
legung der entgegengeſetzten Anſichten, nach denen das Simultaneum nur dem 
Privatrecht oder nur dem öffentlichen Recht angehören ſoll. 

3) Nach allgemeinen privatrechtlichen Grundſätzen iſt auch über die Tragung der 

Laſten, insbeſ. der Unterhaltungskoſten der Simultankirche zu entſcheiden. Zunächſt 
ind vorhandene Verträge maßgebend. Eventuell find die Koſten aus dem etwaigen ge⸗ 
meinſamen Kirchenvermögen zu beſtreiten. Iſt ein ſolches nicht vorhanden, oder 
reicht das vorhandene nicht aus, ſo haben bei gemeinſamem Eigentum beider 
Parteien an der K. beide, u. zwar nach Verhältnis ihrer Anrechte, nicht etwa nach 
der Zahl ihrer Mitglieder oder nach Maßgabe ihres Vermögens zu den Laſten bei⸗ 
zutragen. Hat dagegen eine Gem. das Alleineigentum, die andere nur ein Nutzungs⸗ 
recht an der K., ſo hat jene alle geſetzlich dem Eigentümer obliegenden Laſten zu 
tragen, dieſe nur nach Maßgabe ihrer Nutzungsrechte (Uſus, Prekarium oder Miete) 
zu kontribuieren. Hinſchius in Herzogs Nealengoklopädie a. a. O. 
5 4) Die Vorſchriften des ALR. ſind mit geringen Modifikationen u. Zuſätzen 
in das bayeriſche Religionsedikt v. 28. Mai 1818 §8 90 ff. übergegangen, und es 
ſind dieſe beiden Geſetze überhaupt die einzigen, die zuſammenhängende Vorſchriften 
über das Simultaneum auffſtellen. 
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keiten über die „Ausübung“ des den Parteien zuſtehenden Gebrauchs⸗ 
rechts und Streitigkeiten über die Berechtigung einer Partei über- 
haupt!) und beſtimmt: a) Steht die Berechtigung beider Parteien zum 
gemeinſamen Gebrauch der Kirche feſt, ſo ſind die Rechte einer jeden 
hauptſächlich nach den vorhandenen beſonderen Geſetzen und Verträgen zu 
beurteilen, in Ermangelung ſolcher aber gleiche Rechte beider zu vermuten. 
Die näheren Maßgaben wegen der Ausübung dieſer Rechte?) ſind im 
Streitfalle unter Berückſichtigung des bisher üblich geweſenen nach dem 
Einverſtändniſſe der beiderſeitigen Oberen und, wenn dies nicht ſtattfindet, 
durch unmittelbare landesherrliche Entſcheidung feſtzuſetzen. b) „Wird 
aber darüber geſtritten, ob eine oder die andere Gemeinde zu der Kirche 
wirklich berechtigt ſei, ſo gehört die Entſcheidung vor den ordentlichen 
Richter.“ In dem Prozeß haben beide Parteien ihre Berechtigung zur 
Kirche zu beweiſen, kann keine oder doch nur eine von ihnen dieſen Beweis 
erbringen, „jo wird angenommen, daß diejenige, welche zu dem gegen- 
wärtigen Mitgebrauche am ſpäteſten gelangt iſt, denſelben nur bittweiſe, 
d. h. als eine widerrufliche Gefälligkeit (von der anderen) erhalten habe.“ 
Dabei gelten folgende Beweisnormen: Durch die Tatſache des Mitgebrauchs, 
ſelbſt eines „vieljährigen,“ allein kann das Recht nicht bewieſen werden. 
Der Erwerb durch Verjährung iſt ausgeſchloſſen. „Wenn jedoch, außer 


1) Streitigkeiten über die Ausübung liegen vor, wenn die Parteien ſich 
über die Reihenfolge des Gottesdienſtes, über den in der K. zu ihren Kultus⸗ 
handlungen zu benutzenden Platz, über die uren liturgiſcher Gegenſtände in 
der K. nicht einigen können. Zu den Streitigkeiten über die Berechtigung ſelbſt 
gehören auch ſolche über den Umfang, insbeſondere darüber, ob Miteigentum, 
dingl. Gebrauchsrecht oder Prekarium vorliegt. Übrigens kann die Scheidung nach 
Recht und Ausübung vielfach zu Zweifel BERN indem die Art und Weiſe der 
Ausübung eine Frage des „Rechtes“ ſein kann, vgl. Sehling a. a. O. S. 60 ff. In 
den Landesteilen, in denen das AL R. nicht gilt, findet dieſe Unterſcheidung 
überhaupt nicht ſtatt. Mangels beſonderer Vorſchriften über Simultanſtreitigkeiten, 
gehören dort ſowohl Streitigkeiten über das Recht, die K. in größerem oder ge⸗ 
ringerem Umfange zu benutzen, wie auch ſolche über das Beſitzverhältnis vor die 
ordentlichen Gerichte. In dieſem Sinne hat ſich der Kan e wieder⸗ 
1 5 bei Simultanſtreitigkeiten in der Rheinprovinz ausgeſprochen. Gleichzeitig 
at er aber aus § 5 des G. v. 11. Mai 1842 (GS. S. 192) den Satz hergeleitet, 
daß, wenn ein polizeiliches Eingreifen ſtattgefunden hat (vgl. unten 
S. 1991) nicht mehr in possessorio, ſondern nur noch in petitorio die Feſtſtellung 
des geforderten Rechtes vor Gericht in Anſpruch genommen werden darf. Vgl. die 
Erk. v. 10. Okt. 1863, 9. Apr. 1864, 9. Dez. 1865 (JMBl. 1864 S. 4 u. 273, 1865 
S. 95; Stölzel, O., Rechtſprechung des Gerichtshofes f. Komp.⸗Konfl. S. 131 ff.; 
auch Truſen S. 305 135). 
2) Wenn Hinſchius Syſtem IV ©. 372“ hier auf „dieſer“ einen beſonderen 
Ton legt u. annimmt, daß 8 311 ſich nur auf den vorangehenden § 310 beziehe, 
die verwaltungsrechtliche Entſcheidung über die „Ausübung“ alſo auf den Fall 
beſchränkt ſei, wo gleiche Rechte beider Parteien vermutet werden, im Falle des 
$ 309 aber auch nach LR. die Poſſeſſorienklage nicht ausgeſchloſſen ſei, jo ſcheint 
uns das nicht zutreffend. Es iſt viel natürlicher anzunehmen, daß § 311 ſich auf 
die $$ 309 u. 310 bezieht u. der allgemeine Grundſatz anerkannt werden ſollte, daß 
über die Ausübung der Rechte, mögen dieſe nun nach den vorhandenen Verträgen 
ungleiche oder gemäß der Vermutung gleiche ſein, Verwaltungsorgane zu ent⸗ 
ſcheiden haben. 
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dieſem Mitgebrauche, auch die Unterhaltung der Kirche von beiden Ge⸗ 
meinden gemeinſchaftlich beſtritten worden: ſo begründet dieſes die rechtliche 
Vermutung, daß auch der ſpäter zum Mitgebrauche gekommenen Gemeinde 
ein wirkliches Recht darauf zuſtehe.“ Endlich enthält das Allgemeine Land⸗ 
recht noch die Beſtimmung über den bittweiſen Gebrauch, daß die zu ſolchem 
befugte Gemeinde, bei jedesmaliger Ausübung einer bisher nicht gewöhnlichen 
gottesdienſtlichen Handlung die beſondere Erlaubnis der Vorſteher dazu 
nachſuchen muß. Unberührt durch dieſe landrechtlichen Vorſchriften 
über die Beilegung der Simultanſtreitigkeiten bleibt natürlich das Recht 
der Polizeibehörden, im Intereſſe der öffentlichen Ruhe und Ordnung 
bei ſolchen Streitigkeiten jederzeit einzugreifen und auch vorläufige 
interimiſtiſche Feſtſetzungen und Regulative über die gottesdienſtliche Be⸗ 
nutzung der Simultankirche als eines öffentlichen Ortes zu treffen.“) 
Dasſelbe gilt von dem Recht jeder Partei, die andere vor den 
Zivilgerichten auf Erfüllung ihrer vermögensrechtlichen Verpflichtungen 
(z. B. Zahlung der Reparaturkoſten) zu verklagen. Als Beendigungs— 
gründe der Simultaneen kommen beſonders in Betracht: Vertrag der 
Beteiligten; Verzicht einer Partei, durch welchen ſich jedoch keine wider 
Willen der anderen von etwaigen Verpflichtungen (Baulaſt) freimachen 
kann; Erſitzung der ausſchließlichen Benutzung ſeitens des Miteigentümers, 
oder Erſitzung der Freiheit des mit dem dinglichen Rechte belaſteten Eigen⸗ 
tümers; Fortfall des berechtigten Subjekts; Staatsgeſetzgebung.?) Die 
Neubegründung von Simultaneen iſt nach franzöſiſchem Rechte ver⸗ 
boten.?) Soweit dieſes jedoch nicht gilt, ſtehen ihr keine Verbotsgeſetze 
entgegen, und es iſt daher rechtlich ſehr wohl zuläſſig, daß durch Vertrag 
) Ac R. II, 17 5 10. Polizei G. v. 11. März 1850 $ 6 lit d. Für die 
Rheinprovinz iſt dieſe Befugnis der Polizeibehörden bezüglich der Kirchen de Real, 
anerkannt durch G. v. 16./24. Aug. 1790 Tit. XI Art. 3 Nr. 3 u. Rhein. Reſſ. Regl. 
v. 20. Juli 1818 § 26. Zuſtändig zum Erlaß ſolcher Anordnungen find, unbe- 
ſchadet des Rechts der Ortspolizeibehörden, die zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Sicherheit u. Ordnung nötigen Maßregeln zu ergreifen, die Landes⸗ 
olizeibehörden. Vgl. oben S. 1783, 179? u. Jebens, Verwaltungsrechtliche Auf- 
ſatze, Berlin 1899, S. 148. Selbſtverſtändlich haben dieſe polizeilichen Anordnungen 
nur proviſoriſche Natur und hindern die Parteien nicht, den ordentlichen Rechtsweg 
zu beſchreiten. Allerdings können ſie gegen die Anordnung nicht die onen 
klage anſtellen, ſonderu nur in petitorio die Feſtſtellung ihres Rechts verlangen 
Vgl. die oben S. 1981 zit. Erk. des Kompetenzgerichtshofs, auch Stölzel, O., 
Rechtsweg und en ERDE Berlin 1901, S. 179 ff. 4 

2) Vgl. beſonders En a. a. O. ©. 82 ff. Daſelbſt auch darüber, daß 
der Untergang der K. nicht ein Erlöſchen des Simultaneums zur Folge hat, viel⸗ 
mehr das Simultaneum regelmäßig auf die an Stelle der alten neugebaute K. 
übergeht, wie es auch den Erweiterungsbau der beſtehenden K. begreift; ferner 
Hinſchius, Syſtem IV S. 370 ff. Verzichtet haben die Evangeliſchen J. B. auf das 
Simultaneum in Gütersloh; ein Beiſpiel dafür, daß ſie ſich auch losgekauft 
haben, erwähnt Jacobſon a. a. O. ©. 159%, Anträge auf Aufhebung durch die 
Staatsgeſetzgebung find auf der rhein. Prov. Syn. (Verholgn. d. 9. Syn. § 117, 
d. 10. Syn. § 74) wiederholt geſtellt. 


3) Organiſche Art. v. 1802 Art. 46: „Le méme temple ne pourra &tre 
consacre qu'à un culte“. 
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der Beteiligten, Einräumung des Eigentümers oder Anordnung der Staats⸗ 
gewalt neue Simultaneen geſchaffen werden. !) 

Mit dem Simultaneum am Kirchengebäude iſt regelmäßig das an 
den dieſem zugehörigen Glocken verbunden. Allein das Recht, die Glocken 
einer anderen Konfeſſion zu benutzen, kann von einer Religionsgeſellſchaft 
auch ſelbſtändig durch Geſetz,?) Vertrag oder Erſitzung erworben werden, 
welchen Erwerbstiteln nach gemeinem Recht der unvordenkliche Beſitz und 
nach dem Allgemeinen Landrecht ſchon die hergebrachte Obſervanz gleich⸗ 
geſtellt ſind. Ueber den Umfang ſolchen Gebrauchsrechtes entſcheidet der 
Inhalt des Vertrages oder der Umfang des tatſächlich ausgeübten Beſitzes. 
Als eine wichtige Interpretationsregel kommt in Streitfällen jedoch der 
$ 192 des Allgemeinen Landrechts II, 11 in Betracht, nach welchem 
der Mitgebrauch an den Glocken während des Gottesdienſtes der Kirchen⸗ 
geſellſchaft, der die Glocken gehören, nicht verlangt werden darf.) 

Eine gemeinſame Benutzung der Friedhöfe durch mehrere Kon— 
feſſionen beſteht überall da, wo die Friedhöfe den politiſchen Gemeinden 
gehören, was allgemein der Fall iſt auf dem linken Rheinufer, im ehe⸗ 
maligen Großherzogtum Berg, im Herzogtum Naſſau und in den meiſten 
ehemals großherzoglich heſſiſchen Gemeinden.“) Aber auch die konfeſſionellen, 


1) Ebenſo Kahl, Lehrſyſtem, S. 414; anders Ane bie ren Syſtem IV S. 368 
und in Herzogs Realenzykl. a. a. O. Übrigens wollte die preuß. Regierung ſelbſt 
das Simultaneum am Ende des 18. Ihdrts. noch in Weſtpreußen neu einführen 
u. unterließ dies Vorhaben nur auf Vorſtellung des kath. Klerus: Jacobſon, Geſch. 
(Preußen u. Poſen, j. oben S. 8 B 1) S. 252 ff. — Der Erwerb eines feſten Simul⸗ 
taneums durch Erſitzung iſt nach ALR. „in der Regel“ ausgeſchloſſen (8 315 a. a. 
EN A dem dieſem $ entſprechenden $ 95 des bayer. Rel.⸗Ed. heißt es ſchlechthin 
„künftig“. 

2) So tft es denkbar, daß auf Grund des Instr. Pac. Osnabr. art. V $ 31 
ein derartiges Recht begründet ſein kann. Auch gilt z. B. in Schleſien eine kgl. 

dg. v. 8. März 1742 (Ko rnſche Samml. [ſ. ob. S. 361] II S. 13), nach welcher 
den Evangeliſchen bei Begräbniſſen auf kath. Friedhöfen der Gebrauch der Glocken 
der kath. Kirche geſtattet werden muß; u. ein Reglement v. 8. Aug. 1750 (daſ. S. All, 
Vogt, KR. II S. 177) gibt den Evangeliſchen hier weiter das Recht, wo ſie nur 
ein Bethaus ohne Glocken beſitzen, mit den Glocken der an demſelben Orte befindl, 
an K. ihren Gottesdienſt einzuläuten (ſ. Ziff. 13). S. auch Thudichum, KR. I, 
S. 116. 

3) Hinſchius, Syſtem IV S. 422, 424 ff., Meurer in v. Stengels Wörter⸗ 
buch d. Verw. R. s. v. „Kirchenglocken“ I S. 751. Ueber die Unterhaltung des Ge⸗ 
bäudes bei Vorhandenſein eines Glockenſimultaneums enthält ALR. II, II 88 766 ff. 
eingehende Vorſchriften. 

4) In den linksrheiniſchen Landen wurden durch franz. Dekret v. 23. Prairial 
XII (12. Juni 1804) alle öffentlichen Kirchhöfe für Eigentum der polit. Gemeinden 
erklärt. Gleichzeitig wurde jedoch, um den religiöſen Vorhrtenlen des kath. Klerus 
entgegenzukommen, verordnet, daß da, wo mehrere Kulte beſtehen, jeder derſelben 
einen beſonderen Begräbnisplatz haben ſoll, oder falls es nur einen Friedhof 
gibt, dieſer durch Mauern, Zäune oder Gräben in ebenſoviel Teile geteilt werden 
ſoll, als verſchiedene Kulte vorhanden ſind, damit jeder einen geſonderten Be⸗ 
räbnisplatz habe. Den Charakter von wahren Simultankirchhöfen erhielten dieſe 
ommunalkirchhöfe erſt unter preußiſcher Herrſchaft, als durch Kab.⸗O. v. 27. Aug. 
1820 (nicht ordnungsmäßig publiziert, ſondern nur mitgeteilt in der Bek. vom 
14. Okt. 1820, ABl. d. Reg. zu Koblenz S. 421) der Art. 15 des franz. Dekrets 
„und damit auch die geſetzliche Notwendigkeit abgeſonderter Begräbnisplätze für jede 
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im Eigentum einer Kirchengeſellſchaft ſtehenden Friedhöfe ſind in weitem 
Umfange den Angehörigen anderer Konfeſſionen geöffnet. Der Weſtfäliſche 
Friede Art. V Z. 35 beſtätigte die Gemeinſamkeit der Friedhöfe für Pro⸗ 
teſtanten und Katholiken an allen den Orten und in dem Umfange, in 
welchem ſie im Normaljahre 1624 beſtanden hatte. Trotz des Wider⸗ 
ſtandes der Katholiken war die Territorialgeſetzgebung ſeit Mitte des 
18. Jahrhunderts bemüht, den Grundſatz durchzuführen und zu verall⸗ 
gemeinern, und heute kann es als ein allgemeiner Rechtsſatz ausgeſprochen 
werden, daß auf konfeſſionellen Kirchhöfen die Beerdigung von Ange 
hörigen anderer Glaubensbekenntniſſe geſtattet werden muß, wenn für 
deren Religionsgemeinſchaft kein eigener Kirchhof in der Gemeinde 
vorhanden iſt.!) Die Frage, ob die hiernach zur Gewährung einer Be⸗ 
gräbnisſtelle verpflichtete Kirchengemeinde auch geſtatten muß, daß die Be⸗ 


Konfeſſion“ aufgehoben wurde. Her mens, Hoͤbch. (ſ. oben S. 8) II S. 281, 282 verb. III 
221, 222. Vgl. auch die Nachweiſungen bei Thudichum, KR. I S. 97, 98, 101, 
102. Über die von kath. Seite vielfach vertretene Behauptung, daß auf dem linken 
Rheinufer die Kirchhöfe der Kirche zu Eigentum reſtituiert ſeien, vgl. Vering, KR. 
S. 9816; dagegen Erk, d. RG. v. 5. Juni 1885 (Entſch. i. 3. S. XIV. S. 305); vgl. 
auch Arch. f. kath. KR. XLIX S. 303, LXVI S. 446, LXIX ©. 110. Über die Ber- 
hältniſſe im Bergiſchen vgl. die Vdg. v. 13. Okt. 1807 u. Arch. f. kath. KR. XLIX 
S. 304. Bezüglich der ehem. herzogl. naſſ. u. großherzogl. heſſ. Gebiete vgl. 
Otto, KR. S. 292 ff. u. Wilhelmi, KR. S. 308 ff. In den übrigen Landesteilen 
der Monarchie ſind Kommunalfriedhöfe eine ſeltene Ausnahme, wo ſie jedoch vorhanden 
ſind, haben ſie einen ſimultanen Charakter, indem alle Angehörigen der betreffenden 
Gemeinde ohne Rückſicht auf ihre Konfeſſion auf ihnen begraben werden können, 
ALR. II, 11 $$ 183, 190. Der prinzipiell ſimultane Charakter dieſer Kirchhöfe 
ſchließt es jedoch nicht aus, daß die Polizeibehörden im Intereſſe der Erhaltung 
des öffentlichen Friedens eine Teilung derſelben unter die verſchiedenen Konfeſſionen 
anordnen. Gegen ſolche Anordnungen iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen, Erk. d. 
Gerichtshofs f. Komp.⸗Konfl. v. 7. Okt. 1854 (JM Bl. 1855 S. 13). 

1) Vgl. Jacobſon, KR. S. 125, 135; Thudichum, KR. S. 100; Köhler, 
Ev. KR. S. 249; Friedberg, KR. S. 245; Vering, KR. S. 979. Vgl. auch 
Loening, Lehrb. des dtſchn. Verw.⸗R. S. 320. Geſetzlich iſt obiger Grundſatz in 
ſo allgemeiner Form noch nicht anerkannt. Wenn insbeſondere das ALR. II, 11 
§ 189 beſtimmt: „Die im Staat aufgenommenen Kirchengeſellſchaften der ver- 
ſchiedenen Religionsparteien dürfen einander wechſelweiſe in Ermanglung eigener 
Kirchhöfe das Begräbnis nicht verſagen“, ſo bezieht ſich dieſe Vorſchrift zunächſt 
nur auf das Verhältnis der Kirchen zueinander; nur dieſe ſind „aufgenommene 
Kirchengeſellſchaften“ i. S. des ALR. alle übrigen „bloß geduldete“; vgl. Preuß. 
Verw. Bl. XX S. 111. Eine extenſive Interpretation iſt es ſchon, wenn man dieſen $ 
auch auf die im ALR. nicht beſonders berückſichtigten „aufgenommenen konzeſſio⸗ 
nierten“ Religionsgeſellſchaften (ſ. oben S. 1681) bezieht, Min.⸗Reſkr. v. 29. Sept. 1850 
(VM Bl. S. 328) u. EO. v. 30. Okt. 1850 (A. H. 1 S. 70 ff). Ausgeſchloſſen 
iſt es aber, ihn auf alle, oder auch nur auf alle mit Korporationsrechten aus- 
geſtatteten Kirchengeſellſchaften anwenden zu wollen, denn, wenngleich man mit dem 
Kammergerichts⸗Erk. v. 16. März 1885 (Jahrb. V S. 302 ff.) in der Verleihung der 
Korporationsrechte an eine Kirchengeſellſchaft eine beſondere ſtaatliche Anerkennung 
derſelben ſinden kann, ſo liegt darin doch keine eine öffentlich rechtliche Bedeutung 
habende Aufnahme derſelben i. S. des ALR. — Allein daraus, daß das Be⸗ 
gräbnis auf einem öffentlichen Kirchhof durch die neueren Geſetze und Verord⸗ 
nungen zur Notwendigkeit geworden iſt, ergibt ſich für die Kirchengemeinde, wo 
ſie im Beſitz des öffentlichen Kirchhofs iſt (vgl. auch Mayer, O., Verw R. II 
S. 77), von ſelbſt die Pflicht, Angehörigen anderer Konfeſſionen eventuell eine 
Grabſtätte zu gewähren, wie für die Polizeibehörde das Recht, die Kirchengemeinde 
zu Erfüllung dieſer Pflicht zwangsweiſe anzuhalten. 
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erdigung des Konfeſſionsfremden auf ihrem Friedhofe mit kirchlicher Feier 
nach dem Ritus der Konfeſſion des Verſtorbenen vollzogen wird, entbehrt 
jeder einheitlichen Regelung.!) 


1) Für das Gebiet des ALR. iſt ein Miniſterialbeſchluß v. 30. Mat 1844 
(VMBl. S. 139; Vogt, KR. I S. 228) maßgebend, nach welchem es, falls nicht 
der öffentliche Begräbnisplatz Eigentum der bürgerlichen Gemeinde iſt, oder auch 
der kirchlichen Gemeinde, welcher der Verſtorbene angehörte, beſtimmte Rechte 
des Mitgebrauches am Gottesader aus beſonderen Rechtsgründen zuſtehen, als 
für welche beide Fälle ein Zweifel überhaupt nicht obwaltet, es mit der Beerdigung 
folgendermaßen gehalten werden ſoll: a) Befindet ſich am Sterbeorte eine K. oder 
ein Bethaus von der Konfeſſion des Verſtorbenen, wobei ein Geiſtlicher fungiert, 
ſo iſt, wenn die dazu gehörige Gemeinde einen eigenen Friedhof nicht beſitzt, das 
Begräbnis auf dem Friedhofe der anderen Konfeſſton durch genannten Geiſtlichen 
liturgiſch zu vollziehen. b) Außer dieſem Falle ſteht es in der Wahl der Hinter⸗ 
bliebenen, ſich mit dem Pfarrer der anderen Konfeſſion, der der Friedhof gehört, 
wegen des Begräbniſſes zu einigen, oder einen Geiſtlichen ihrer Konfeſſton herbei 
zuholen, welcher 5 1 nur einen liturgiſchen Akt im Sterbehauſe vollziehen darf. 
— Dieſer Beſchluß iſt in Ausführung des § 189 AAR. II, 11 gefaßt worden, 
bezieht ſich alſo nur auf das wechſelſeitige Verhältnis der „im Staate aufge⸗ 
nommenen Kirchengeſellſchaften.“ Daß er dem Sinne und Wortlaute der landrechtl. 
Vorſchrift entſpricht, kann allerdings nicht zugegeben werden, indem dieſe keinen 
Anhaltspunkt für die vom Miniſterium aufgeſtellte Unterſcheidung bietet. Für 
Weſtfalen iſt denn auch ſpäter auf Antrag des Prov. Landtags durch kgl. Vdg. v. 
15. März 1847 (GS. S. 116) unter Aufhebung aller entgegenſtehenden Verordnungen, 
Rechte u. Gewohnheiten angeordnet, daß die „aufgenommenen Kirchengeſellſchaften“ 
ohne Rückſicht darauf, ob ſich eine K. oder ein Bethaus von der Konſeſſion des 
Verſtorbenen mit einem Geiſtlichen am Ort befindet, in Ermangelung eigener 
Kirchhöfe einander die Vollziehung eines liturgiſchen Begräbniſſes unter Mit⸗ 
wirkung eines Geiſtlichen des Verſtorbenen zu geſtatten haben. Vgl. dazu den 
Erl. des Paderborner Generalvikariats v. 30. Aug. 1852, Arch. f. kath. KR. IV 
S. 220. Ahnliches gilt in Schleſien auf Grund des oben S. 2002 zit. Reglements 
Friedrichs II. v. 8. Aug. 1750, ſ. auch Erl. d. Reg. zu Oppeln v. 24. Juni 1860 
(Arch. f. kath. KR. XVIII S. 454 ff.). Darüber, ob Begräbniſſe von Perſonen, 
die zu einer außerhalb der Kirchen ſtehenden Religionsgeſellſchaft gehören, auf 
ev. oder kath. Friedhöfen nach dem Ritus ihrer Religionsgeſellſchaft feierlich 
vollzogen werden dürfen, gibt es überhaupt keine allgemeinen Vorſchriften. Es 
wird daher lediglich von dem Belieben der betreffenden Kirchengemeinde ab⸗ 
hängen, ob ſie den Geiſtlichen ſolcher Religionsgeſellſchaften den Zutritt und 
die Vornahme von Amtshandlungen auf ihren Kirchhöfen geſtatten will. Aus 
dem Rechte der Polizeibehörden, die Kirchengemeinden zwangsweiſe anzuhalten, 
Angehörigen beliebiger anderer Konfeſſionen eventuell eine Grabſtätte zu ge- 
währen — welches lediglich die Konſequenz davon iſt, daß das Begräbnis auf 
einem öffentlichen Kirchhofe durch neuere Geſetze und Verordnungen zur Not⸗ 
wendigkeit geworden iſt — kann ein Recht der Verwaltungsbehörden, die Kirchen⸗ 
gemeinden zu zwingen, Kultushandlungen durch fremde Geiſtliche auf ihren Fried⸗ 
höfen vornehmen zu laſſen, nicht gefolgert werden. Dieſe Anſicht iſt ſ. Z. auch 
von den Miniſtern d. geiſtl. Angel., des Innern u. d. Juſtiz in einem Erl. v. 
29. Sept. 1850 vertreten worden, der die Beerdigung von Altlutheranern auf ev. 
Kirchhöfen betrifft. (A. H. 1 S. 70; Vogt, KR. S. 229); desgl. von Jacobſon, 
KR. S. 125, 135. And. Anſ. Thudichum, KR. I S. 110 ff. unter Berufung auf 
das RG. v. 3. Juli 1869 (allein das Recht auf ein feierlich kirchliches Begräbnis 
iſt kein bürgerliches oder ſtaatsbürgerliches, ſondern ein kirchliches Recht) und be- 
züglich der Geiſtlichen ſtaatl. anerkannter Religionsgemeinden auch das Kammer⸗ 
Ger., Erk. v. 15. Okt. 1885 (Jahrb. VI S. 236). Den Predigern der nicht mit Kor⸗ 
porationsrechten ausgeſtatteten Religionsvereine iſt ebenſo wie den Laien vielfach 
durch Regierungs⸗Polizeiverordnungen das Halten von Grabreden ohne Genehmigung 
des zuſtändigen Pfarrers verboten, was das Kammer-Ger. wiederholt für zuläſſig 
anerkannt hat. Erk. v. 15. Juni 1882, v. 16. März 1885, v. 18. Jan. 1892 
(Jahrb. III S. 307, V S. 302, XII S. 240.) Vgl. auch Altmann, Praxis S. 481 ff. 
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C. Der Heiden und Juden nimmt die Kirche ſich an durch Ent⸗ 
wickelung einer reichen Miſſionstätigkeit.“)) Sie pflegt das Intereſſe für 
die Miſſion durch Predigt, Miſſionsſtunden und Verbreitung von Miſſions⸗ 
ſchriften, ſie fördert die Gründung von Miſſionsvereinen und unterſtützt 
dieſe pekuniär, indem fie regelmäßig wiederkehrende Kollekten zu ihren Gunſten?) 
veranſtaltet, und ſie gedenkt endlich der Miſſion allſonntäglich in dem all⸗ 
gemeinen Kirchengebet.?) Eine religiöſe Gemeinſchaft zwiſchen Nichtchriſten 
und Chriſten findet naturgemäß nicht ſtatt. Nichtchriſten ſind ausgeſchloſſen 
von der Patenſchaft.“) Ehen zwiſchen Chriſten und Nichtchriſten verſagt 
die evangeliſche Kirche die Trauung.d) Doch können Kinder nichtchriſtlicher 
Eltern auf deren Wunſch getauft werden. Das dingliche Patronat über 
eine evangeliſche Kirche ruht, ſobald das betreffende Grundſtück in das 
Eigentum eines Juden übergeht, jedoch find nach dem Allgemeinen Land⸗ 
recht die Beiträge und Leiſtungen, zu denen der Patron verbunden iſt, 
auch in ſolchem Falle aus den Einkünften des Guts zu beſtreiten. Wo 
das Patronat einer Kommune zuſteht, können die jüdiſchen Mitglieder 
derſelben an deſſen Ausübung nicht teilnehmen.“) 


Biertes Buch. 


Die Union.“ 
8 16. 


J. Seit dem Konfeſſionswechſel Johann Sigismunds, der nicht 
mit einem Konfeſſionswechſel des Landes verbunden war, vielmehr eine 
Gleichſtellung der lutheriſchen und reformierten Kirche im Lande zur Folge 
hatte, war die Kirchenpolitik der brandenburgiſchen Fürſten von dem 


1) Zur allgem. Orientierung vgl. Kurtz, Lehrb. d. K.⸗Geſch. 13 A. II, 2, 
Lpzg. 1899, S. 83 ff., Warneck, Miffionen unter den Heiden in Herzogs Real⸗ 
enzykl., 2. Aufl. X S. 33 ff.; Heman, Miſſionen unter den Juden daſ. S. 108 ff., 
beſ. 112 ff., Roi, J. de le, Geſch. der ev. Judenmiſſionen, 2. Aufl., Lpzg. 1899; der⸗ 
ſelbe, Judentaufen im 19. Ihrt., Spot. 1899. l 

2) Über Miſſionsförderung anläßlich der Kirchenviſitationen EO. v. 4. April 1853 
(A. H. 6 S. 72); über Einſammlung von Kollekten für die Miſſion unter den Juden 
f. z. B. EO. v. 26. Febr. 1859 (A. H. 10 S. 297); über Kollekten für die Heiden⸗ 
miſſion vgl. z. B. Wilhelmi, KR. S. 683 ff., Chalybaeus S. 879, 885. 

3) EO. v 22. März 1852, 19. Dez. 1853 (A. H. 5 S. 11; 6 S. 10). 

4) KO. Rh. W. § 92; Verhandl. des Oberkonſ. über die Frage, ob ein Jude 
Taufzeuge ſein kann 1789 in Gedikes Ann. des preuß. Schul- u. Kirchenweſens 1, 
Berlin 1800, 3, S. 463 ff. ; 

5) 3% 3. B. d. Trauungsordnung f. d. altpreuß. Landesk. v. 27. Juli 1880 $ 12. 

6) ALR. II, 11 88 581—583; Bog. v. 30. Aug. 1816 (GS. S. 207), G. v. 
23. Juli 1847 (GS. S. 263) $ 3. i 

Ä 7) Aus der großen Literatur über die Unionsfrage find beſonders hervor⸗ 
zuheben: Altmann, A., Die ev. Union in Preußen, Braunſchw. 1867; Brandes, Fr., 
Geſch. der ev. Union in Preußen 2 Tle., Gotha 1872, 1873 (Bd. I der Geſch. der 
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Unionsgedanken beherrſcht. Mit wenigen Ausnahmen ſahen ſie in der 
Wiedervereinigung beider evangeliſcher Konfeſſionen eine ihrer Hauptauf⸗ 
gaben auf kirchlichem Gebiet. Zunächſt war dieſe Einigung allerdings 
nur ein Ziel, das man in ferner Zukunft zu erreichen hoffen und erſtreben 
durfte. Das ganze 17. und 18. Jahrhundert ging dahin, ehe die Vor⸗ 
bereitungen für ihre Vollziehung getroffen, insbeſondere eine gegenſeitige 
Anerkennung beider Kirchen herbeigeführt und die Grundſätze der Parität 
überall verwirklicht waren. Wie Johann Sigismund und fein Nach⸗ 
folger Georg Wilhelm im Sinne der Annäherung beider Religions⸗ 
parteien tätig waren, iſt bereits oben!) erwähnt. Mit dem größten 
Intereſſe verfolgte dann weiter der Große Kurfürſt die Unionsidee.?) 
Er ſandte 1645 zu dem Thorner Religionsgeſpräch ſeine Theologen 
mit der ausdrücklichen Weiſung, zu ſehen, ob nicht eine Einigung 
zwiſchen den Evangeliſchen erreicht werden möge, und veranſtaltete zu 
dem gleichen Zwecke 1662 zu Berlin ein Kolloquium zwiſchen Theologen 
beider Bekenntniſſe. Er ſchaffte die Verpflichtung der Geiſtlichen auf 
die Konkordienformel ab und verbot den Beſuch der Univerſität Witten⸗ 
berg, verhielt ſich andererſeits aber auch ablehnend gegenüber der Dort⸗ 
rechter Synode. Er verbot wiederholt das gegenſeitige Verläſtern von 
den Kanzeln, bewegte die Lutheraner in ſeinen weſtfäliſchen Landen zur 
Annahme der reformierten Kirchenordnung und ſorgte auch für die Re⸗ 
formierten im Reich, indem er ihnen im Weſtfäliſchen Frieden die Parität 
mit den beiden großen Religionsparteien erwirkte. Friedrich III/ I. ſetzte 
zunächſt die Kirchenpolitik ſeines großen Vaters fort; den Frieden zwiſchen 
den beiden Konfeſſionen zu erhalten und immer völliger herbeizuführen, 
war ſein erſter Gedanke. Daher verbot auch er den Beſuch der Univerſität 
Wittenberg, begünſtigte dagegen den im Schoße der lutheriſchen Kirche er⸗ 
kirchl. Politik des Hauſes Brandenburg); Hering, C. W., Geſch. der kirchl. Unions⸗ 
verſuche ſeit der Reformation 2 Bde., Wpag. 1836 u. 1838; Müller, Julius, Die 
Union, Berlin 1854; dagegen Harnack, Die Union und ihr neueſter Vertreter, 
Erl. 1855; Nitſch, C. J., Urkundenbuch der ev. Union, Bonn 1853; Otto, K. W., 
Unionsverf. u. luth. Kirche, Stettin 1851; Sack, Union in Preußen, in Herzogs 
Realenzykl. XVI S. 702, vgl. auch denſelben Art. in den neueren Auflagen; Schenkel, 
der Unionsberuf des ev. Proteſtantismus, Heidelb. 1855: Semiſch, Über die 
Unionsverſuche zwiſchen der prot. Kirche, Greifsw. 1851; Schulz, C., Die Union. 
Eine geſch. u. dogm. Unterſuchg., Gotha 1868; Stahl, Fr. J., Die luth. Kirche u. 
die Union, Berlin 1859; Sulze, Die ev. Union, Gött. 1869; Wangemann, Th., 
Sieben Bücher preuß. K.⸗Geſch. Bd. I, Berlin 1859; derſelbe, Die kirch. Kabinetts⸗ 
Politik des Königs Friedrich Wilhelm III, Berlin 1884; derfelbe, Die preuß. Union, 
Berlin 1884 (6. Buch des Werkes: Die luth. K. der Gegenwart in ihrem Verhältnis 
zur Una sancta; wie W. ſich früher entſchieden gegen die preuß. Unionsaktion 
ausſprach, ſo tritt er jetzt, nach Durchforſchung der bis dahin geheimgehaltenen, 
nunmehr aber durch Überweiſung an das Staatsarchiv zugänglich gewordenen kgl. 
Kab.⸗Akten entſchieden für dieſelbe ein). 

1) Vgl. S. 18ff. 

2) v. Mühler a. a. O. (ſ. oben S. 14), S. 156 ff.); Brandes a. a. O. I, 


S. 128 ff.; Landwehr, Die Kirchenpolitik Fr. Wilhelms, d. Gr. Kurfürſten, 
Berlin 1894. 
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wachſenen, die Orthodoxie bekämpfenden Pietismus. Er berief Philipp 
Jacob Spener, den Vater des deutſchen Pietismus, 1691 als Probſt nach 
Berlin und beſetzte aus ſeinen Anhängern die theologiſchen Lehrſtühle der 
1694 neugegründeten Univerſität Halle. Zu ſeiner Krönung in Königs⸗ 
berg zog er den reformierten wie den lutheriſchen Hofprediger zu. Um 
die Glieder beider Religionsparteien mehr und mehr an ein wirkliches 
Zuſammenleben zu gewöhnen, gründete er in Berlin und Charlottenburg 
ſogenannte Unionskirchen, in denen nicht bloß ein Simultangottesdienſt 
angeordnet, ſondern auch ein aus beiden Konfeſſionen gemiſchtes Miniſterium 
und Kirchenkollegium eingerichtet wurde.!) Ebenſo wurde das große 
Waiſenhaus in Berlin für beide Konfeſſionen begründet. Über ſolche 
einzelnen Maßnahmen kam auch der erſte preußiſche König nicht heraus. 
Wohl meinte er bereits eine wirkliche Einigung herbeiführen zu können, 
durch die „die unſelige Trennung aufgehoben werde und ein Teil bei dem 
anderen in rechter Gewiſſensfreiheit ſich des Gottesdienſtes und Abend- 
mahls des Herrn gebrauchen könne und möge“; er berief 1703 Theologen 
beider Konfeſſionen nach Berlin, welche das Friedenswerk in Beratung 
nehmen ſollten (das ſogenannte Collegium charitativum), ja er dachte an 
eine Verbindung der Evangeliſchen, die weit über die Grenzen ſeines 
Landes hinausreichen ſollte, hoffte insbeſondere das Haus Hannover, nächſt 
Brandenburg die bedeutendſte evangeliſche Macht in Deutſchland, für eine 
ſolche zu gewinnen, und veranlaßte ſeine Theologen, auch mit engliſchen 
und ſchweizeriſchen Theologen über die Herbeiführung einer allgemeinen 
Union zu verhandeln — allein alle Bemühungen des Königs waren frucht⸗ 
los, ein poſitives Reſultat kam nirgend zuſtande.?) Auch der zweite 
preußiſche König, Friedrich Wilhelm I., hielt an dem Unionsgedanken 
feſt.)) Eigentliche Unionsverhandlungen kamen unter feiner Regierung 
allerdings nicht mehr vor. Mit dem ihm eigenen praktiſchen Blick hatte 
der König bald erkannt, daß im Wege des Kompromiſſes und der Ge⸗ 
lehrtendisputation in dieſer Sache nichts zu erreichen ſei. Indem er alle 
Unterſchiede beider Parteien für nur äußerliche hielt, meinte er, die Ver⸗ 
ſchmelzung der Getrennten würde ſich allmählich von ſelbſt ergeben, wenn 
ſie nur friedlich zuſammenlebten und nach und nach jene ſie trennenden 


1) v. Mühler a. a. O. S. 196. 

2) Vgl. bei. Hering a. a. O. II S. 312-386; Brandes a. a. O. S. 344—463; 
v. Mühle a. a. O. S. 193, 201. f 

3) Die ev. Kirche war ſeiner Anſicht nach in ihrem Grunde nur eine. „Ich 
halte“, ſagte er gelegentlich, „beide Religionen einerlei de ſein und finde dabei keinen 
Unterſchied“ ... „der Unterſchied zwiſchen unſern beiden Religionen iſt wahrlich 
ein Pfaffengezänk; denn äußerlich iſt ein großer Unterſchied, wenn man es aber 
examiniert, ſo iſt es derſelbige Glaube in allen Stücken, ſowohl der Gnadenwahl, als 
heilige Abendmahl.“ Vgl. den Beſcheid des Königs an den Probſt Roloff zu St. 
Nikolai in Berlin d. d. 10. September 1726; Foerſter, Friedr., Friedrich Wilhelm J. 
Bd. II, Potsd. 1835, ©. 339. 
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Unterſchiede fahren ließen. Er unterſagte daher, gleich ſeinen Vorfahren, 
den Beſuch der Univerſität Wittenberg, ſchärfte durch wiederholte Erlaſſe 
die gegenſeitige Duldung ein und verbot alles öffentliche „Anzapfen“ der 
anderen Richtung.!) Er begünſtigte die Einführung von Simultaneen 
und baute nach dem Vorgange ſeines Vaters mehrere ſogenannte Unions⸗ 
kirchen. Beſonders viel verſprach er ſich von der Herſtellung einer 
Gleichförmigkeit in den gottesdienſtlichen Übungen. Er wies daher die 
Reformierten an, ſich in ihren Predigten nach den Lutheranern, ins⸗ 
beſondere den Pietiſten, zu richten, während er den Lutheranern aufgab, 
die Formen und Gebräuche ihres Gottesdienſtes nach dem Muſter der 
Reformierten zu vereinfachen.?) Einen anderen Standpunkt als ſeine Vor⸗ 
gänger nahm Friedrich der Große in der Unionsfrage ein. Zwar war 
auch er perſönlich davon überzeugt, daß der Unterſchied zwiſchen den 
evangeliſchen Konfeſſionen ganz und gar keine Bedeutung habe,?) aber 
darum hielt er es doch nicht für wünſchenswert, eine Vereinigung der⸗ 
ſelben zu einer kirchlichen Gemeinſchaft herbeizuführen. Im Gegenteil, er 
hielt eine Mehrheit von Bekenntniskirchen in dem Staate für zweckmäßig!) 
und ſah nicht in ihrer Verſchmelzung, ſondern in der Aufrechterhaltung 
des kirchlichen Friedens unter ihnen ſeine Hauptaufgabe. Gleich nach 
ſeinem Regierungsantritt hob er daher die Anordnungen ſeines Vaters 
auf,?) durch welche unter großem Widerſpruche der Lutheriſchen deren 
alte gottesdienſtliche Gebräuche beſeitigt worden waren; er verlangte 
nicht überall die gleiche Fagon, ſondern wollte einen Jeden bei der ſeinigen 
laſſen. „Meine Willensmeinung iſt“, ſo ſagte er in einem Kabinettsbefehl 
von 1783, „daß alle die Religionen, die ihren Gottesdienſt hier im Lande 
haben, ſollen das ſo haben, wie ſie wollen, ohne ſie zu ſtören. Die 
Lutheraner auf ihre Weiſe und die Reformierten eben ſo gut, wie die 
anderen“. In dieſem Sinne ſchützte er denn auch während ſeiner ganzen 
Regierungszeit alle beſtehenden Religionsgeſellſchaften und insbeſondere die 
beiden evangeliſchen Kirchen im Beſitz ihrer eigenen kirchlichen Ordnungen 
und Lehrgeſtaltungen und enthielt ſich prinzipiell aller Unionsverſuche. 
Ebenſowenig wurde das Unionswerk von Friedrich Wilhelm II. ges 
fördert, der, wie ſehr ſeine kirchlichen Anſchauungen von denen Friedrich 
des Großen im übrigen auch verſchieden waren,) bezüglich des Verhält⸗ 
niſſes der Religionsparteien zueinander, ſich gleich dieſem damit begnügte, 


1) Brandes a. a. O. 8 498 ff. 
2) Brandes a. a. ei . 487 ff.; vgl. auch Foerſter a. a. O. S. 342 u. 
v. Mühler a. a. O. S. 197 ff. 
3) Inſtr. für das Tun, een v. 4. Okt. 1750, $ 5 bei Mylius 
. €. M. Continuatio IV ©. 2 
4) Oeuvres T. I S. 207, in dem Aufſatze „De la — sous la Réforme“. 
85 ea, Ordre v. 3. Juli 1740 (Mylius a. a. O. I S. 349); Brandes J, 2 
2 
6) Brandes a. a. O. I, 2 S. 122 ff. 
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ein gutes Einvernehmen und den bürgerlichen Frieden unter ihnen zu 
erhalten. 

II. So waren die Verhältniſſe vorbereitet, als Friedrich Wilhelm III. 
den Thron beſtieg, der den von ſeinen unmittelbaren Vorgängern fallen⸗ 
gelaſſenen Unionsgedanken wieder aufnahm und feſt entſchloſſen war, das 
vor faſt zweihundert Jahren begonnene Werk ſeiner Väter zu vollenden. 
Gleich in den erſten Regierungsjahren des neuen Königs treten uns 
mehrere Maßnahmen desſelben entgegen, die deutlich bekunden, wie er 
eine weitere Annäherung der beiden Religionsparteien, die über die 
gegenſeitige Duldung und Anerkennung nicht viel hinausgekommen waren, 
anſtrebte. Schon in einer Kabinettsordre vom 18. Juli 1798?) drückte der 
König ſeine Freude darüber aus, daß Hoffnung vorhanden ſei, „beide 
Konfeſſionen durch eine gemeinſchaftliche Agende einander näher 
zu bringen“, und genehmigte gern, daß dieſe Arbeit zunächſt als ein 
Privatunternehmen durch eine aus lutheriſchen und reformierten Geiſtlichen 
zuſammengeſetzte Kommiſſion vorbereitet werde. Dieſe Kommiſſion arbeitete 
auch den Entwurf einer allgemeinen Liturgie aus, dann traten jedoch die 
unglücklichen Kriegszeiten ein und unterbrachen die weitere Verfolgung 
dieſes Friedensplanes. Sicherlich nicht außer Zuſammenhang mit der 
Unionsidee ſtand es, daß der König unter Beſeitigung der bisher nach 
den Landesteilen wie den Konfeſſionen verſchiedenen Amtstitel: Inſpektor, 
Dekan, Erzprieſter u. ſ. w. für die geiſtlichen Aufſeher allgemein die Be⸗ 
zeichnung „Superintendent“ vorſchrieb?) und eine gleiche Amtstracht für 
die Geiſtlichen beider Konfeſſionen anordnete.?) Eine weitergehende Ver⸗ 
wirklichung jener bedeutete es, wenn er 1806 der reformierten theologiſchen 
Fakultät zu Frankfurt ein lutheriſches, der lutheriſch theologiſchen Fakultät 
zu Halle ein reformiertes Mitglied (Schleiermacher) zuwies und dann bei 


1) Abgedruckt bei Falk, Aktenſt. betr. die neue Kirchenagende, Kiel 1827, 
S. Vff. Die Veranlaſſung zu dieſer KabO. gab ein Promemoria des Ober⸗ 
konſiſtorialrats Sack v. 13. Juli 1798, in dem dieſer als Mitglied einer 1787 zur 
Ausarbeitung einer neuen Liturgie für die ref. Gemeinden der Monarchie eingeſetzten 
Kommiſſion im Hinblick darauf, daß auch das luth. Oberkonſ. mit der Bearbeitung 
einer Agende beſchäftigt war, unter anderem erklärte: „Die beiden proteſtantiſchen 
Kirchen in den preuß. Ländern ſind durch die weiſe Toleranz des Landesherrn jetzt 
ſchon dergeſtalt verſchwiſtert u. vereinigt, daß die Verſchiedenheit der beiden kirchlichen 
Syſteme ihr ehemaliges Gewicht verloren hat und keine weſentliche Trennung mehr 
unter ihnen veranlaßt. Warum ſollte nun die bisherige Scheidewand durch eine 
doppelte ref. und luth. beſondere Kirchenagende noch beibehalten oder von neuem 
aufgeführt werden?“ . 
2) So für alle luth. Auffeher durch Kab O. v. 4, bekannt gegeb. durch Zirk. 
E. des Oberkonſ. v. 28. Aug. 1806 (N. C. C. XII, 1, S. 739). Bezüglich der refor⸗ 
mierten Inſpektoren iſt nach Jacobſon, KR. S. 1861, ein gleiches erfolgt durch 
kgl. E. v. 31. Jan. u. Reſkr. v. 2. Febr. 1808, die beide nicht publiziert zu jein 
ſcheinen. Die einheitliche Titulatur wurde dann auch auf ſpäter Preußen zuge⸗ 
fallene Gebiete übertragen. So z. B. durch KabO. v. 9. Aug. 1818 auf Neuvor⸗ 
pommern (A. Bl. Stralſund S. 324). 
1 KabD. v. 20. März 1811 (v. Kamptz Ann. I, 1 ©. 140 u. Vogt KR. I 
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der Stiftung der Univerſität Berlin die theologiſche Fakultät von vornherein 
als eine „unierte“ einrichtete.“) Alsbald nachdem die alte Kirchenverfaſſung 
infolge des unglücklichen Krieges aufgelöſt war, wurde eine neue Organiſation 
der evangeliſchen Kirche in Ausſicht genommen, bei der die Lutheraner 
und die Reformierten in den Regimentsbehörden wie in den Synoden 
vereinigt werden ſollten. — Die Stimmung im Lande ſchien der Union 
im allgemeinen günſtig. Schleiermacher,?) Herder,?) Planck,) Sacks) 
und andere traten öffentlich für fie ein.?)) Es ſchien nur eines großen 
Anlaſſes zu bedürfen, um den entſcheidenden Schritt tun zu können und 
das tatſächlich zu vollziehen, was in den Herzen ſchon lange lebendig war. 
Dieſen Anlaß gab die dreihundertjährige Jubelfeier des Reformationsfeſtes. 
Der König ergriff ihn mit dem ganzen Eifer, den er der Sache entgegen⸗ 


1) Brandes a. a. O. J, 2 S. 220 ff. 

2) Von ihm erſchienen beſonders ohne Angabe des Namens, Berlin 1804: 
„Zwei unvorgreifliche Gutachten, in Sachen des proteſtantiſchen Kirchenweſens, 
zunächſt in Beziehung auf den preuß. Staat.“ (Später nochmals abgedruckt in 
ſeinen ſämtlichen Werken 1. Abt. V S. 43 ff.) In beiden ſchilderte er die Möglichkeit 
wie die Notwendigkeit der Herſtellung einer einigen ev. Kirche, die ohne Antaſtung - 

der Unterſchiede der Lehrbegriffe und im Rituale erfolgen müſſe, und empfahl als 
das beſte Mittel dazu die Abendmahlsgemeinſchaft beider Konfeſſionen ſowie 
die gegenſeitige Anſtellungsfähigkeit der Geiſtlichen, ohne daß in dem 
einen oder anderen Falle ein Konfeſſionswechſel vorgenommen werden ſollte. 
Ahnlich ſprach Schleiermacher ſich im Jahre 1808 aus in ſeinem „Vorſchlag zu 
einer neuen Verfaſſung der N Kirche im preuß. Staate“ (veröffentlicht 
i. d. Ztſch. I S. 327 ff.), wo es heißt: „Die ganze Vereinigung, ſoweit fie zu unſerem 
Zweck nötig iſt, würde ſchon durch die Erklärung erreicht, daß es durchaus für 
keine Religionsveränderung ſolle gehalten werden, wenn jemand, Prediger oder 
Laie, von einer Gemeinde des einen Ritus zu einer des anderen übergeht oder 
zwiſchen beiden wechſelt.“ Dieſe Erklärung ſollte vom Staate ausgehen, dem 
damals freilich allein aktionsfähigen Organe der Kirche. 

3) Herder, Adraſtea, Lpzg. 1802, in den Schriften zur Philoſophie und 
Lk IX ©. 391 ff., in der Suphanſchen Ausg. der Herderſchen Werke XXIII 
S. 469. 8 

4) Planck, Gottl. Jak., Über die Trennung u. Wiedervereinigung der chriſtlichen 
Hauptparteien, Tüb. 1803. 

5) Sack, Fr. Sam., Über die Vereinigung der beiden proteſtantiſchen c 
parteien in der preuß. Monarchie, Berlin 1812, 2. Aufl. 1818. In dieſer Schrift entwickelte 
der Berliner Oberhofprediger und erſte Religionslehrer des Königs, der bereits früher für 
die Union eingetreten war (vgl. oben S. 207), jene von den Anſchauungen Schleier⸗ 
machers vielfach abweichenden Gedanken, die dann von beſtimmendem Einfluß auf 
die weiteren Entſchließungen des Königs geweſen ſind. Die von Schleiermacher 
c Erklärung hält er für fruchtlos, wenn ſie vom Staate ausgeht. Die 

irche ſelbſt, ſagt er, ihre Lehrer und die entſchiedene Mehrzahl ihrer Mitglieder 
müßte das Urteil abgeben, daß kein Grund ihrer ferneren Trennung mehr vorhanden 
ſei. Man ſolle nicht daran denken, durch eine neue dogmatiſche Formel die Einheit 
begründen zu wollen, dagegen ſollten als gemeinſames Bekenntnis das apoſtoliſche 
und das augsburgiſche beibehalten werden; keine der beiden Kirchen jet der anderen 
zu inkorporieren, doch ſolle ſtatt der bisherigen Benennung „reformiert“ und 
„lutheriſch“ von beiden der Name „evangeliſche“ angenommen werden; in Bezug 
auf die obſervanzmäßige Verfaſſung, das Vermögen u. ſ. w. ſollte keine Anderung 
erfolgen, der bisherige Ritus wäre ſolange beizubehalten, als die Gemeinde damit 
zufrieden iſt, nur beim Abendmahl ſei eine gleichmäßige Adminiſtration unentbehrlich. 

6) Eine treffende Charakteriſtik der die Union vorbereitenden literariſchen 
e gibt u. a. Rudelbach, Reformation, Luthertum u. Union, Lpzg. 1839, 

612 ff. 
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brachte, und erließ am 27. September 1817?) einen Aufruf „an die Kon- 
ſiſtorien, Synoden und Superintendenten“ ſeines Landes, in dem er ſeine 
evangeliſchen Untertanen aufforderte, das bevorſtehende Reformations⸗ 
Jubelfeſt mit ihm dadurch zu feiern, daß ſie endlich des kirchlichen Haders 
vergäßen und die von ſeinen in Gott ruhenden Vorfahren ſo oſt verſuchte 
Vereinigung „der beiden nur noch durch äußere Unterſchiede getrennten 
proteſtantiſchen Kirchen“ vollzögen — eine Vereinigung, „in welcher die 
reformierte Kirche nicht zur lutheriſchen und dieſe nicht zu jener 
übergeht, ſondern beide eine neubelebte, evangeliſch-chriſtliche 
Kirche im Geiſte ihres heiligen Stifters werden.“ Eine Kirche 
ſollte ſich auf die „Hauptſache im Chriſtentum, worin beide Konfeſſionen 
eins ſind“ (alſo den Konſenſus) als ihr öffentliches Bekenntnis gründen, 
und die Unterſcheidungslehren ſollten als „das Außerweſentliche,“ als bloß 
„äußere Unterſchiede“ „beſeitigt,“ d. h. außer dem Bekenntnis der Kirche 
der individuellen Überzeugung überlaſſen werden.?) Ein Zwang zu dieſer 
Vereinigung ſollte jedoch nicht ſtattfinden, ſie ſollte „aus der Freiheit 
eigener Überzeugung“ hervorgehen, nicht nur eine äußerliche ſein, ſondern 
„in der Einigkeit der Herzen nach echt bibliſchen Grundſätzen ihre Wurzeln 
und Lebenskräfte“ haben. Deshalb war der König auch „weit davon 
entfernt .. . in dieſer Angelegenheit etwas verfügen oder beſtimmen zu 
wollen,“ er forderte nur auf zu einer freien Tat und erklärte, daß er 
mit ſeinem Beiſpiel vorangehen und in der Vereinigung der reformierten 
und lutheriſchen Hof- und Garniſongemeinde zu Potsdam zu einer evangelifch- 
chriſtlichen Gemeinde das heilige Abendmahl genießen werde. 

Der König hatte zu rechter Zeit das entſcheidende Wort geſprochen. 
Bereits am 1. Oktober trat zu Berlin unter dem Vorſitze Schleiermachers 
die Kreisſynode der Geiſtlichen beider Konfeſſionen zuſammen, um ihren 
Beitritt zur Union zu erklären. Man vereinigte ſich, gegenſeitig den ge= 
meinſamen Namen einer „evangeliſchen“ Kirche anzunehmen, das Abend— 
mahl mit dem Gebrauche des Brotbrechens (nach reformiertem Ritus ſtatt 
der bisher bei den Lutheranen üblichen Oblatenverteilung) und den Ein— 
ſetzungsworten des Herrn (ſtatt der lutheriſchen Diſtributionsformel: „dies 
iſt der wahre Leib“) gemeinſam zu feiern und die Wahl von Kandidaten 
beider Konfeſſionen an den der Union beitretenden Gemeinden für zuläſſig 
zu erklären. Durch dieſe Beſchlüſſe der Berliner Synode, welche die Zu— 
ſtimmung des Kirchenregiments fanden, wurde gleichzeitig das Weſen der 
neuen Unionskirche näher, wenn auch keineswegs erſchöpfend und aus— 
reichend beſtimmt, und in dem hier feſtgeſtellten Sinne ſchloſſen ſich denn 
alsbald d auch zahlreiche Gemeinden in allen Landesteilen der Kirchen— 

Kamptz, Ann. I, 2 S. 64; Nitzſch, Urkundenbuch S. 125 (welcher 


1) v 
Abdruck jedoch S. 126 eine Lück enthält); Boche a. a. O. S. 173 ff. u. anderwärts. 
2) Stahl a. a. O. S. 475 ff. 
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vereinigung an;!) die einen erklärten ausdrücklich ihren Beitritt und ſtellten 
ihn durch förmliche Unionsurkunden feſt, die anderen vollzogen ihn ſtill⸗ 
ſchweigend durch eine unionsweiſe Feier des Abendmahl3.?) 

So war der erſte Erfolg des königlichen Aufrufs ein glänzender 
geweſen. Allein, nachdem das Verbrüderungsfeſt am Reformationstage 
gefeiert war und die Feſteserregung kühlerem Nachdenken über die be⸗ 
gonnene Sache Platz gemacht hatte, wurden allerlei Bedenken gegen das 
Einigungswerk erhoben und traten ſeiner Fortführung und Vollendung 
hindernd entgegen. Die einen meinten, daß der Beitritt zur Union mit 
der Sakramentsgemeinſchaft einen Abfall von den Bekenntniſſen bedeute. 
Andere dagegen hielten die Vereinigung im Gottesdienſt und in den 
Sakramenten nur für ein halbes und darum gefährliches Werk, das erſt 
noch durch die Aufſtellung eines neuen, die alten Gegenſätze der Kon⸗ 
feſſionen überwindenden Bekenntniſſes vollendet werden müſſe. Noch 
andere aber glaubten, die unierten Gemeinden bilden eine neue dritte 
Kirche, die ſelbſtändig neben der lutheriſchen und der reformierten Landes⸗ 
kirche ſtehe. Und endlich wurde es auch als eine praktiſche Folge der 
Union behauptet, daß die beſonderen konfeſſionellen Gemeindeverbände 
mit allen ihren Rechten aufgehoben und zu neuen Gemeindeganzen ver⸗ 
ſchmolzen jeien.?) 

Das Kirchenregiment ſuchte dieſen Verirrungen und Mißverſtändniſſen 
durch eine genauere Fixierung des Unionsgedankens zu begegnen, deſſen 
Unfertigkeit und Unbeſtimmtheit ſeinen Feinden immer neue Gelegenheit 
bot, das ganze Werk zu bekämpfen. Es wurde darauf hingewieſen, daß 
durch die Union die Bekenntniſſe und die Schriften, in denen dieſe nieder⸗ 
gelegt ſind, nicht beſeitigt werden, daß der Beitritt zur Union nicht als 
Konfeſſionswechſel zu betrachten ſei, daß der Parochialverband durch die 
Union keine Veränderung erleide und ebenſo der Beſtand lutheriſcher und 
reformierter Stiftungen durch ſie nicht berührt werde.“) Hand in Hand 
damit ging eine Reihe von Maßnahmen, bei denen es auf eine poſitive 
Förderung des Unionswerkes abgeſehen war: 

An Stelle der Verpflichtung der Geiſtlichen auf ein beſtimmtes Be⸗ 
kenntnis wurde die Verpflichtung „auf die Bekenntniſſe der vereinigten 
evangeliſchen Kirche, ſoweit dieſelben miteinander übereinſtimmen,“ ein⸗ 


1) Einen beſonders günſtigen Boden fand die Union in der Rheinprovinz, 
wo ſich bereits ſeit 1806 förmliche Konſenſusgemeinden gebildet hatten. Vgl. die 
Nachweiſungen bei Jacobſon, KR. S. 91-4 u. S. 13%, 

2) Boche a. a. O. S. 175 ff. 

3) v. Mühler a. a. O. S. 344; Boche a. a. O. S. 177, 178; Brandes 
a. a. O. S. 310 ff. 

4) Vgl. Kab.⸗O. v. 16. Sept. 1822 (v. Mühler a. a. O. S. 349), Verf. des 
Min. d. g. A. v. 28. Okt. 1823 (A. H. 1 S. 51), Min.⸗Reſkr. v. 2. Mai 1826 (v. Kamptz, 
an 8 f. 5 351). Alle ganz oder auszugsweiſe mitgeteilt bei Boche a. a. O. 
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geführt.!) Es wurde der ſogenannte Unionsreverd angeordnet, und 
den Behörden die Erlaubnis erteilt, Kandidaten, die dieſen unterſchrieben, 
ſoweit kein Widerſpruch der Gemeinden erfolgte, „ohne Rückſicht auf die 
beſonderen Konfeſſionen anſtellen zu können.“?) Es wurde die Be⸗ 
zeichnung „Proteſtanten“ amtlich beſeitigt, weil ſie aus den Zeiten der 
konfeſſionellen Streitigkeiten herrührte, und durch „Evangeliſche“ erjeßt.3) 
Es wurde vorgeſchrieben, daß dem Militärgottesdienſt überall der Lehr⸗ 
begriff der „evangeliſchen Konfeſſion“ zu Grunde gelegt werden follte.*) 
Und in Bonn wurde eine neue theologiſche Fakultät auf dem Boden der 
Union gegründet. 

Weiter wurde die Idee einer gemeinſamen Landesagende wieder 
aufgegriffen und nun als eine mit der Union aufs engſte zuſammen⸗ 
hängende Angelegenheit energiſch betrieben. Die neue Agende ſollte nicht 
nur eine feſte Ordnung der vielfach dem Belieben der Geiſtlichen anheim⸗ 
gefallenen Kultusformen bringen, ſondern zugleich die verſchiedenen Weiſen 
der beiden Sonderkirchen derart verſchmelzen, daß der Kultus der Aus⸗ 
druck einer gemeinſamen evangeliſchen Grundanſchauung wurde und 
lutheriſche wie reformierte Gemeinden ſich gemeinſam in ihm erbauen 
konnten.) In dieſem Sinne war die Agendenreviſion eine Herzensſache 
des Königs geworden. Er ſelbſt legte ſich auf das Studium der alten 
Kirchenordnungen und verfaßte eine neue Agende, aus der ſchließlich auf 
Grund mehrfacher Umarbeitungen die im Jahre 1829 als allgemeine 
Landesagende publizierte Ordnung hervorging. Der bezüglich der Union 
aufgeſtellte Grundſatz, daß nichts befohlen werden könne, wurde be⸗ 
züglich der Agende nicht anerkannt oder doch nach und nach aufgegeben. 
Im Jahre 1834 wurde eine allgemeine Verpflichtung zu ihrer Annahme 
ausdrücklich ausgeſprochen,s) und überall, wo fie einmal eingeführt war, 
wurden die Geiſtlichen auf ihren buchſtäblichen Gebrauch verpflichtet. 

Endlich wurde 1830 gelegentlich des dreihundertjährigen Jubelfeſtes 
der Augsburger Konfeſſion von neuem zur Beteiligung an der Union 
aufgefordert und beſtimmt,7) daß bei der Feier des heiligen Abendmahls 
das Brechen des Brotes als der ſymboliſche Ausdruck des Beitritts an⸗ 
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gewendet, die den beiden Konfeſſionen eigentümlichen Unterſcheidungsnamen 
„reformiert“ und „lutheriſch“ von Gemeinden und Geiſtlichen gegen die 
Bezeichnung „evangeliſch“ vertauſcht und die evangeliſchen Pfarrſtellen 
landesherrlichen Patronats möglichſt ohne Rückſicht auf die Konfeſſion 
beſetzt werden ſollten. Allein alle dieſe Bemühungen blieben ohne den 
gewünſchten Erfolg. Das Mißtrauen gegen die Union wurde durch den 
Eifer, mit dem das Kirchenregiment für ſie eintrat, nur noch verſchärft, 
und gerade die Agende, von der der König ſich am meiſten verſprochen 
hatte, ſtieß auf den größten Widerſtand. Man argwöhnte, daß ihre 
Einführung nur ein Mittel ſei, um mit ihr zugleich die Union allgemein 
einzuführen, die einzelnen Konfeſſionen und Gemeinden von dem Boden 
ihrer bisherigen Bekenntnisſchriften und kirchlichen Lehrbegriffe zu ver⸗ 
drängen und auf den Lehrgehalt zu beſchränken, der in liturgiſcher Form 
in der Agende enthalten ſei. So wurde die Agendenfrage mit der Unions⸗ 
frage verquickt, und die Feinde der Union benutzten die auch in unioniſtiſchen 
Kreiſen verbreitete Oppoſition gegen die Agende, um gegen das ganze 
Unionswerk zu eifern. Beſonders hervor trat eine konfeſſionell-lutheriſche 
Partei in Schleſien, die in dem Glauben, daß die Lutheraner gezwungen 
werden ſollten, einen Teil ihres alten Glaubensbeſtandes aufzugeben, unter 
der geiſtigen Führung des Breslauer Profeſſors und Diakonus Scheibel 
ſowohl gegen Union wie gegen Agende proteſtierte.!) Das Kirchenregiment 
verſuchte dieſe Bewegung durch Zwangsmaßregeln zu unterdrücken. Die 
Folge davon war jedoch nur eine Vertiefung und Erweiterung derſelben. 
In Schleſien und auch in einzelnen anderen öſtlichen Provinzen erklärte 
eine Anzahl Lutheraner, Geiſtliche wie Gemeindeglieder, nicht nur Union 
und Agende für unannehmbar, ſondern glaubte auch die kirchliche Ge⸗ 
meinſchaft mit denjenigen Lutheriſchen aufgeben zu müſſen, die in irgend 
eine Beziehung zu den Reformierten getreten waren. Sie wollten die 
reine lutheriſche Lehre in einer vom Staate völlig unabhängigen Kirche 
erhalten, begannen ſich daher ſelbſtändig zu organiſieren und verlangten 
die Anerkennung als geduldete Kirchengemeinſchaft. Allein die Regierung 
gab nicht nach, die Anerkennung wurde verweigert, Zwangsmaßregeln wie 
friedliche Mittel wurden angewandt, um die „Separatiſten“ in der Landes⸗ 
kirche zu halten. Und als alles vergeblich war, ergriff der König ſelbſt 
nochmals das Wort, um in einer Kabinettsordre vom 28. Februar 1834?) 
feine Anſicht über das Verhältnis der Union zu den bisherigen Kon⸗ 
feſſionen und zur Agende klar und unumwunden auszuſprechen, gleich- 
zeitig aber auch zu erklären, daß jede Konſolidierung der Gegner der 


1) Vgl. Scheibel, Aktenmäßige Geſchichte der neueſten Unternehmung einer 
Union, beſ. im preuß. Staate, Lpzg. 1834, 2 Bde.; Eilers, Meine Wanderung 
durchs Leben, IV, Lpzg. 1858, S. 192 ff.; Brandes a. a. O. S. 40 U ff. 

2) v. Kamptz, Ann. XVIII S. 74 ff.; Wange mann a. a. O. S. 327 ff. 
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Union zu einer beſonderen Gemeinſchaft ausgeſchloſſen ſei. „Die Union, 
heißt es hier, bezweckt und bedeutet kein Aufgeben des bisherigen Glaubens⸗ 
bekenntniſſes, auch iſt die Autorität, welche die Bekenntnisſchriften der 
beiden evangeliſchen Konfeſſionen bisher gehabt, durch ſie nicht aufgehoben 
worden. Durch den Beitritt zu ihr wird nur der Geiſt der 
Mäßigung und der Milde ausgedrückt, welcher die Verſchieden⸗ 
heit einzelner Lehrpunkte der anderen Konfeſſion nicht mehr 
als den Grund gelten läßt, ihr die äußerliche kirchliche Gemein⸗ 
ſchaft zu verſagen. Der Beitritt zur Union iſt Sache des freien Ent⸗ 
ſchluſſes, und es iſt daher eine irrige Meinung, daß an die Einführung 
der erneuerten Agende notwendig auch der Beitritt zur Union geknüpft ſei, 
oder indirekt durch ſie bewirkt werde. Jene beruht auf den von Mir er⸗ 
laſſenen Anordnungen; dieſer geht nach obigem aus der freien Entſchließung 
eines Jeden hervor. . .. Auch in nicht unierten Kirchen muß!) der Ge⸗ 
brauch der Landesagende ſtattfinden, am wenigſten aber . . . darf geſtattet 
werden, daß die Feinde der Union, im Gegenſatz zu den Freunden der⸗ 
ſelben, als eine beſondere Religionsgeſellſchaft ſich konſtituiren“. 
Vergleicht man dieſen Erlaß mit dem Aufruf aus dem Jahre 1817, 
ſo ſind gewiſſe Differenzen zwiſchen beiden nicht zu verkennen. Während 
dort angenommen wurde, daß die beiden Kirchen „nur noch durch äußere 
Unterſchiede getrennt“ ſeien, wird hier davon ausgegangen, daß in der 
evangeliſchen Kirche noch zwei Konfeſſionen nebeneinander beſtehen. 
Während dort von einer Vereinigung beider Kirchen zu einer neubelebten 
evangeliſch-chriſtlichen Kirche geſprochen wurde, heißt es hier, daß die 
zwiſchen den Konfeſſionen obwaltenden Verſchiedenheiten in einzelnen Lehr⸗ 
punkten nicht mehr als Hindernis der äußerlichen Kirchengemeinſchaft, 
d. h. beſonders der Abendmahls- und Regimentsgemeinſchaft gelten. — 
Das eingehende Studium der alten Kirchenordnungen hatte den König die 
kirchliche Bedeutung der alten Bekenntnisſchriften beſſer erkennen laſſen, 
und aus dem Widerſpruch, der ſich gegen die gemeinſame Agende erhob, 
hatte er erſehen, daß die Konfeſſionsunterſchiede zwiſchen den beiden Kirchen 
keineswegs erloſchen waren, vielmehr gerade im Volksbewußtſein klar und 
beſtimmt weiterlebten. Dieſe Erfahrungen hatten ihn offenbar veranlaßt, 
dem Unionsgedanken eine andere offizielle Faſſung zu geben, in der den 
tatſächlichen Verhältniſſen mehr Rechnung getragen, die unveränderte 
Autorität der Bekenntniſſe betont und das Weſen der Union nicht ſchlecht⸗ 
hin in einer ſich über die Konfeſſionsunterſchiede hinwegſetzenden Kirchen⸗ 
vereinigung, ſondern ſchon in einer ſich durch beſtimmte Tatbeſtände 
und Handlungen dokumentierenden äußerlichen Kirchengemeinſchaft ge⸗ 
funden wird. Ein völliges Aufgeben des urſprünglichen Unionsgedankens 


1) Vgl. Stahl a. a. O. S. 482. 
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bedeutete der neue Erlaß darum jedoch nicht. Für den König enthielt 
jener nach wie vor das eigentlich zu erſtrebende Ziel, um jedoch die Be⸗ 
denken der lutheriſchen Konfeſſionaliſten zu beſeitigen und ſie dazu zu be⸗ 
wegen, mit den Reformierten überhaupt in Verbindung zu treten, erklärte 
er, daß die Annahme der Union an und für ſich nicht ſchon jene weit⸗ 
reichende Vereinigung bedeute, ſondern nur eine Gemeinſchaft in einzelnen 
Punkten, insbeſondere hinſichtlich des Abendmahls. “) 

Auch dieſer königliche Erlaß hatte keinen nennenswerten Erfolg. 
Insbeſondere wurde die ſchleſiſche Bewegung durch ihn nicht zum Stillſtand 
gebracht. Die orthodoxen Lutheraner ließen den Gedanken, eine vom 
Staat unabhängige Kirche zu bilden, nicht fallen, während die Regierung 
ihnen bis zum Tode des Königs alle Konzeſſionen verſagte. 

III. Friedrich Wilhelm IV. hatte bereits vor ſeinem Regierungs⸗ 
antritte die gegen die Separatiſten angewendete Strenge gemißbilligt.?) 
Er ſah in ihnen nicht nur eigenſinnige Renitenten gegen obrigkeitliche 
Anordnungen, ſondern vielmehr durch wirkliche Gewiſſensbedenken gedrückte 
Verteidiger ihres Glaubens, und entließ ſie daher mit den Rechten einer 
geduldeten Kirchengeſellſchaft aus ſeinem Kirchenregiment. Durch die 
Generalkonzeſſion vom 23. Juli 1845 wurden die Rechtsverhältniſſe 
der „von der Gemeinſchaft der evangeliſchen Landeskirche ſich 
getrennt haltenden Lutheraner“ definitiv geregelt.“) 

Im übrigen bekannte der König ſich ausdrücklich zu der Unionsidee 
feines Vaters.“) Er ſtand auf dem Boden der Ordre von 1834 und 
verfolgte das doppelte Ziel: die in der Union geknüpfte Gemeinſchaft 


1) Über die Modifikation des Unionsgedankens vgl. Wangemann a. a. O. 
S. 262ff., 297ff., 327 ff. u. beſonders 335 ff.; Brandes a. a. O. S. 475; Richter, 
Beiträge S. 30 ff.; Hinſchius S. 23. Die Meinung v. Mühlers a. a. O. S. 348, 
daß die Ordre von 1834 vollkommen der Auffaſſung entſpreche, in welcher der 
König von Anfang an das Werk begonnen hatte, iſt wohl unzutreffend. Den 
Anfang bildete hier der Aufruf von 1817 und nicht die zit. Kab. O. v. 18. Juli 1798. 
Vgl. jedoch auch Jacobſon, KR. S. 15. 

2) Treitſchke, Deutſche Geſchichte IV S. 565 ff. 5 

3) (GS. S. 516). Zur weiteren Ausführung der GenKonz. iſt unterm 
7. Aug. 1847 ein MingirkErl. ergangen. (V. M. Bl. S. 317, auch bei at 
KR. II S. 232 u. Boche a. a. 8 S. 74 ff.) Danach ift als Obervorſtand der 
betreffenden Gemeinden das in Breslau beſtehende „Oberkirchenkollegium“ anerkannt. 
Sr auch Huſchke, über den Sinn der GenKonz., Breslau 1846, u. d. Erk. des 
OVG. v. 30. Nov. 1900 (Entſch. XXVIII S. 435), in dem bej. ausgeführt it, 
daß Gemeinden dieſer Lutheraner ſich nicht als „ev. luth.“ KGemeinden u. ihre 
Geiſtlichen ſich nicht als „ev.⸗luth.“ Pfarrer bezeichnen dürfen. — Wiederholte 
Petitionen des Oberkirchenkoll. um anderweitige Regelung der Verhältniſſe dieſer 
luth. Gemeinden im Sinne einer Aufnahme in die Landeskirche ſind bisher ohne 
Erfolg geblieben. Vgl. Stenogr. Ber. d. AbgH. 1892/98 S. 970, 1896 S. 2169 ff. 
— Von der Gemeinſchaft dieſer ſep. Lutheraner haben ſich 1861 abermals mehrere 
Gemeinden abgezweigt (Boche a. a. O. S. 61 Ziff. 2). Auf dieſe findet die Gen.⸗ 
Konz. keine Anwendung, und ſie haben daher auch nicht die in dieſer den Separatiſten 
aan Privilegien, vgl. oben S. 1691? u. Jacobſon, KR. ©. 125. 

KabO. v. 22. Aug. u. Zirk. Erl. v. 24. Sept. 1847 (V. M. Bl. S. 316, 317). 

Vgl. auch Richter, König Friedrich Wilhelm IV S. 76 ff. 
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beider Konfeſſionen aufrecht zu erhalten und dabei die Selbſtändigkeit jedes 
der beiden Bekenntniſſe zu ſchützen. Die Kämpfe der kirchlichen Parteien, 
die unter ſeiner Regierung zum Ausbruch kamen, gaben ihm und ſeinen 
Behörden häufig Gelegenheit, bald in dieſem, bald in jenem Sinne ein⸗ 
zuſchreiten. Als die Generalſynode von 1846, auf der die Partei der 
gemäßigten Freunde der Union das Übergewicht hatte, eine einheitliche 
Bekenntnisformel für alle Ordinanden der unierten Landeskirche beſchloß, 
und im Intereſſe der möglichſt weiten Faſſung dieſer Formel auch das 
Apoſtolikum vereinfachen wollte, verſagte der König dieſem Beſchluß die 
Beſtätigung,!) und es blieb bei der in der Agende vorgeſchriebenen Ver⸗ 
pflichtung auf die Symbole, die in den einzelnen Provinzen auf verſchiedene 
Weiſe erfolgte.?) Zu weit gehende und das Unionswerk gefährdende 
konfeſſionelle Beſtrebungen wies der König zurück, wenn er pommerſche 
Paſtoren, die die Abſchaffung der Agende, des Unionsreverſes, der 
unierten Behörden und der Unionsmaßregeln erbaten, abſchlägig beſcheiden 
und ihnen erklären ließ, daß bei der im Lande beſtehenden Ordnung des 
evangeliſchen Gottesdienſtes „das Bekenntnis des lutheriſchen Glaubens 
und die Predigt des göttlichen Wortes nach der Lehre der lutheriſchen 
Bekennntnisſchriften frei und unverkürzt erhalten bleibe.“?) Dagegen war 
es im Intereſſe der Konfeſſion gehandelt, wenn bald darauf der Unions⸗ 
revers und der Revers auf den buchſtäblichen Gebrauch der Agende wieder 
aufgehoben wurden.“) 

Den Forderungen des Bekenntniſſes zu entſprechen, ohne deshalb 
die Union zu ſchädigen, war auch die Abſicht des an den Oberkirchenrat 
gerichteten königlichen Erlaſſes vom 6. März 1852, ) welcher die Kirchen⸗ 
behörden verpflichtete, ſowohl die evangeliſche Landeskirche in ihrer 
Geſamtheit zu verwalten und zu vertreten, als das Recht der verſchiedenen 
Konfeſſionen zu ſchützen und zu pflegen, und die Erfüllung dieſer doppelten 
Aufgabe durch organiſatoriſche Vorſchriften ſicherſtellte. „Der Evangeliſche 
Oberkirchenrat, ſo heißt es hier, beſteht aus Gliedern beider Konfeſſionen.“) 


1) Wangemann, Union S. 295 ff.; Stahl a. a. O. S. 483 ff.; Treitſchke, 
Dtſche. Geſch. V ©. 366. 

2) Nach der Agende waren die Geiſtlichen allgemein auf die drei ökumeniſchen 
Symbole zu verpflichten, im übrigen gab ſie einen gewiſſen Spielraum, indem ſie 
vorſchrieb, daß weiter „wie herkömmlich die ſymboliſchen Schriften genannt“ werden 
1 und ermöglichte es dadurch, die Verpflichtungsformel im unioniſtiſchen oder 
m konfeſſionellen Sinne abzufaſſen. Vgl. darüber Stahl a. a. O. S. 478. 

3) Vgl. die oben S. 214“ zit. Erlaſſe. 

4) Zirk. Erl. v. 12. Juli 1848 (V. M. Bl. ©. 221); Vogt KR. I ©. 282. 

5) A. H. 5 S. 2; Vogt, KR. II S. 302; Boche a. a. O. S. 187; Wange⸗ 
mann, Union S. 332. Den Provinzialkonſiſtorien wurde dieſer Erlaß, verbunden 
mit einer „Inſtruktion“ vom OK R. unterm 12. Mai 1852 zur Nachachtung mit⸗ 
geteilt. Die Inſtr. iſt abgedruckt bei Wangemann ebendaf. 

6) Aus dieſen Worten des Erl. wurde vielfach gefolgert, daß alle Mitglieder 
des OK R. ſich zu einer der beiden Konfeſſionen bekennen müſſen. Perſonen 
dagegen, die ſich weder zu dem luth. noch dem ref., ſondern zu dem Konſenſus der 
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Es können aber nur ſolche Perſonen in denſelben aufgenommen werden, 
welche das Zuſammenwirken von Gliedern beider Konfeſſionen im 
Regimente mit ihrem Gewiſſen vereinbar finden. — Der evangeliſche 
Oberkirchenrat beſchließt in den zu ſeiner Entſcheidung gelangenden An⸗ 
gelegenheiten kollegialiſch nach Stimmenmehrheit ſeiner Mitglieder. Wenn 
aber eine vorliegende Angelegenheit derart iſt, daß die Entſcheidung nur 
aus einem der beiden Bekenntniſſe geſchöpft werden kann, ſo ſoll die kon⸗ 
feſſionelle Vorfrage nicht nach den Stimmen ſämtlicher Mitglieder, ſondern 
allein nach den Stimmen der Mitglieder des betreffenden Bekenntniſſes ent⸗ 
ſchieden werden, und dieſe Entſcheidung dem Geſamtbeſchluſſe des Kolle⸗ 
giums als Grundlage dienen. Dieſes Verfahrens iſt in den betreffenden 
Ausfertigungen zu gedenken.“ !) — Der Erfolg dieſes Erlaſſes war jedoch 
nicht der erwartete. Denn während der König glaubte, durch ihn die 
Konfeſſionellen „ohne Gefährdung der Union“ befriedigt zu haben, be— 
trachteten dieſe die ihnen gemachten Zugeſtändniſſe nur als „Abſchlags⸗ 
zahlungen“, auf Grund deren ſie ſich indes bereits für berechtigt hielten, 
eigenmächtig weiterzugehen, äußere Zeichen der Union zu beſeitigen und 
zu den aufgegebenen konfeſſionellen Eigentümlichkeiten zurückzukehren;?) 
die Unioniſten aber fanden beſonders angeſichts dieſes Triumphes der 
Gegner in dem Erlaß eine Herabdrückung oder gar ein Fallenlaſſen der 
Union.) 

Das veranlaßte den König zu einer zweiten Kabinettsordre, die 
unter dem 12. Juli 1853 an den Oberkirchenrat erging.) Ihr Haupt⸗ 
zweck war, den Mißdeutungen der Ordre von 1852 entgegenzutreten, 
daher ſie denn auch einerſeits den konfeſſionellen Geiſtlichen verbot, eigen⸗ 
mächtig den Unionsritus und die Bezeichnung „evangeliſche Gemeinden“ 
aufzuheben, während ſie andrerſeits erklärte, daß es „nicht die Abſicht 
ſei, die Union zu ſtören und eine Scheidung der Landeskirche herbeizu— 
führen.“ Von einem Widerruf oder einer Ermäßigung der Kabinetts⸗ 


beiden Konfeſſionen bekennen, von der Mitgliedſchaft im OK. ausgeſchloſſen ſeien. 
Dieſem von mehreren Unioniſten aufgeworfenen Bedenken wurde ſpäter durch eine 
authentiſche Interpretation ausdrücklich entgegengetreten. Vgl. Wangemann 
a. a. O. S. 339 u. Müller, Union S. 376. 

1) In der oben S. 2155 erwähnten Inſtr. wurde dieſe konfeſſionelle itio in 
partes auch für die Konſiſtorien angeordnet, nur die ſelbſtverſtändliche Ausnahme 
nen für ſolche Gemeinden, bei denen „kirchenordnungsmäßig der überein⸗ 
timmende Inhalt beider Bekenntniſſe die Grundlage ihrer Vereinigung und die 
Norm für die Thätigkeit des in ihnen beſtehenden geiſtlichen Amtes geworden iſt.“ 

2) Richter, Friedrich Wilhelm IV S. 78; Müller a. a. O. S. 372. 

3) Vgl. beſonders: Müller, Bemerkungen über den Stand der ev. Union 
in Preußen nach Erlaß der Ordre v. 6. März 1852 (Deutſche Zeitſchrift f. chriſtl. 
Wiſſenſchaft u. chriſtl. Leben, 1852, Nr. 23, 24; auch in feiner „Union“ S. 360 ff. bef. 
S. 373 ff.); ferner: Petition der theol. Fakultät Halle, Erkl. der ev. Kirchenkonferenz 
von Rheinland⸗Weſtfalen, Petition der Stadtſynode Greifswald, der theol. Fakultät 
e der 161 pommerſchen Geiſtlichen u. a. (Deutſche Zeitſchrift, 1852, Nr. 28, 

35, 48). N 
4) A. H. 6 S. 5; Vogt, KR. II S. 305; Boche a. a. O. S. 190. 
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ordre von 1852 zu Gunſten der antikonfeſſionellen Unioniſten, wie ſolches 
häufig behauptet wird, enthält die neue Ordre dagegen nichts, ſie betont 
vielmehr von neuem ausdrücklich den Anſpruch der Konfeſſion auf den 
Schutz der Kirchenbehörden.!) Dementſprechend ſchlug denn auch die 
Praxis nach der Kabinettsordre von 1853 keine neuen Wege ein, ſondern 
hielt ſich im Einklang mit den Grundſätzen der Kabinettsordres von 1834 
und 1852. Daß ſeit 1854 die unioniſtiſche Strömung vom Kirchen⸗ 
regiment wiederholt auffällig begünſtigt wurde, kann nicht geleugnet werden, 
und wird beſonders durch die Stellenbeſetzungen jener Zeit wie auch 
durch die Zuſammenſetzung der im Jahre 1856 vom Könige nach Berlin 
einberufenen Kirchenkonferenz (ſogenannten Monbijou⸗Konferenz) bewieſen.“) 
Allein das Prinzip des Bekenntnisſchutzes wurde darum nicht fallen ge⸗ 
laſſen. Die Konſiſtorien wieſen vielmehr dieſem feindliche Petitionen der 
Unionsfreunde regelmäßig zurück und gaben Geiſtlichen, die die unioniſtiſche 
Spendeformel der Agende mit ihrem Gewiſſen nicht zu vereinigen wußten, 
die konfeſſionellen Spendeformeln frei;?) und der König beſtäligte den 
von den Provinzialſynoden formulierten Bekenntnisſtand der evangeliſchen 
Kirchen Rheinlands und Weſtfalens, indem er in der Kabinettsordre vom 
25. November 18554) der Zuverſicht Ausdruck gab, daß auch dieſes Werk 
dazu beitragen werde, „das Band der Gemeinſchaft bei aller Entſchieden⸗ 
heit des Bekenntniſſes feſter zu ziehen.“ Zu Gunſten der Konfeſſion ge⸗ 
ſchah es auch, wenn der Oberkirchenrat unter Billigung des Königs durch 
Erlaß vom 7. Juli 18575) neben der Landesagende von 1829 den 
Gebrauch von Parallelformularen bei Taufe, Beichte und Kommunion 
freigab, welche den provinziellen wie konfeſſionellen Bedürfniſſen Rechnung 
tragen ſollten. Allerdings wurde dabei gleichzeitig auch für die Erhaltung 
des Unionsbeſtandes geſorgt, indem die Vertauſchung der agendariſchen mit 
einer der verzeichneten Formeln von der Genehmigung des Konſiſtoriums 
abhängig gemacht und beſtimmt wurde, daß bei ſolchen Gemeinden, die 
der Union beigetreten ſind, die Genehmigung durch eine Urkunde zu er— 
folgen habe, welche die ungeänderte Zugehörigkeit der Gemeinde zur 
Union ausſpricht und im Pfarrarchiv niederzulegen iſt. 


1) Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wird beſtätigt durch A. E. v. 11. Okt. 
1853 (A. H. 7 S. 1; Boche a. a. O. S. 1917, Wangemann, Union S. 347), 
indem der König die gegen die Ordre vom 12. Juli ſeitens einer Wittenberger 
Paſtorenkonferenz erhobenen Bedenken zurückwies u. erklärte, daß er „die Freiheit 
und Eigentümlichkeit der Bekenntniſſe in der ev. Landeskirche Preußens heilig 
gehalten wiſſen“ wolle, jedoch warne „vor dem Beſtreben, dem Sonderbekenntniſſe 
in einem Grade Geltung zu verſchaffen, welcher die Einheit in der Kirche und 
dem Regiment unmöglich machen würde“. 

2) Vgl. darüber Wangemann, Union, S. 358 ff. 

3) Wangemann, Union, S. 355 ff. 

4) Boche a. a. O. S. 192, 

5) AK Bl. 1857, S. 393. Vgl. auch Wangemann, Union, S. 361 ff. 


218 4. Buch. Die Union. 


IV. Auch unter den Nachfolgern Friedrich Wilhelms IV. war das 
Kirchenregiment unabläſſig bemüht, die Union zu erhalten und zu fördern. ) 
Es fand ſeine Hauptaufgabe darin, zwiſchen den beiden der Union gleich⸗ 
gefährlichen Extremen, dem ſtarren Konfeſſionalismus und einem jedem 
poſitiven Bekenntnis feindlichen Unionismus zu vermitteln und ſelbſt die 
richtige Mitte zu halten. Die Unionsidee ſelbſt erfuhr keine Modifikation. 
Ihre geſetzliche Baſis blieb die Kabinettsordre von 1852 und mit dieſer 
die Kabinettsordre von 1834, welche beide noch heute das Fundament für 
den allgemeinen rechtlichen Beſtand der Union und der Konfeſſion in der 
evangeliſchen Landeskirche Altpreußens bilden, indem generelle landesherrliche 
Erlaſſe über das Weſen der Union und deren Verhältnis zu den Konfeſſionen 
nach der deklarierenden Kabinettsordre von 1853 nicht mehr ergangen 
ſind. Die neuen kirchlichen Gemeindeordnungen, durch welche 1873 und 
1876 die Reorganiſation der kirchlichen Verfaſſung zum Abſchluß gebracht 
wurde, haben den Bekenntnisſtand der Gemeinden und ihre Stellung zur 
Union völlig unberührt gelaſſen.?) 

V. Das iſt die geſchichtliche Entwickelung der Union in den alten 
Provinzen der preußiſchen Monarchie. Faſſen wir nun das Reſultat 
derſelben ins Auge, um ein Bild von dem Weſen und der Bedeutung 
der Union in der Gegenwart zu erhalten, ſo läßt ſich hierüber folgendes 
ausſagen: 

1. Die Union, in welcher die große Mehrzahl der Kirchengemeinden 
ſich befindet und im Hinblick auf die man von einer Vereinigung der 
lutheriſchen und reformierten Kirche zu einer unierten evangeliſchen Landes⸗ 
kirche ſpricht, ift der Regel nach reine Kultus- und Verfaſſungsunion 

1) Kaiſer Wilhelm J. bekannte ſich bereits als Prinzregent offen zur Union, 
indem er am 8. Nov. 1858 erklärte: „In der ev. Kirche, wir können es nicht leugnen, 
iſt eine Orthodoxie (d. i. die ſtreng luth. Richtung, welche um des Bekenntniſſes 
willen eine Auflöjung der Konfeſſion herbeiwünſchte) eingekehrt. Dieſe Orthodoxie 
iſt dem ſegensreichen Wirken der ev. Union hinderlich in den Weg getreten und 
wir ſind nahe daran geweſen, ſie zerfallen zu ſehen. Die Aufrechterhaltung derſelben 
und ihre Weiterbeförderung iſt Mein feſter Wille und Entſchluß, mit aller billigen 
Berückſichtigung des konfeſſionellen Standpunktes, wie dies die dahin einſchlagenden 
Dekrete vorſchreiben.“ Dazu Hinſchius, Die ev. Landeskirche in Preußen und 
die Einverleibung der neuen Provinzen, Berlin 1867, S. 11 ff.; Wangemann 
a. a. O. S. 369 ff. Vgl. auch den A. E. v. 3. Nov. 1867 bei Boche a. a. O. 
S. 204. — Der OK. erklärte ſich über feine Stellungnahme zur Union in um⸗ 
fänglicher Weiſe in einer unterm 18. Febr. 1867 veröffentlichten Denkſchrift, betreffend 
die gegenwärtige Lage der ev. Landeskirche Preußens (A. H. 17 ©. 2), welche durch 
den Eintritt der neuerworbenen, vorzugsweiſe luth. Landesteile in die Monarchie 
veranlaßt war. Von den zahlreichen Entgegnungen, welche dieſe Denkſchrift ſeitens 
der ſtrengen Lutheraner erfuhr, vgl. beſonders: „Offene Antwort auf die Denkſchr. 
des Hochwürdigen Ev. OK R. v. 18. Febr. 1867 von einem rheiniſchen Pfarrer, 
Saarbrücken bet Möllinger 1867“ und „Die Denkſchr. des Ev. OK R. betr. die 
gegenwärtige Lage der Ev. Landeskirche Preußens, beleuchtet von einem luth. 
Theologen, Erlangen bei Beſold 1867; “ auch Wangemann a. a. O. S. 390 ff. 
Für die Denkſchrift Hinſchius a. a. O. S. 18 ff. . 

2) A. E. v. 10. Sept. 1873 (GS. S. 417); Gen. Syn. O. $ 1; vgl. auch 
A. E. v. 27. Febr. 1860 (GS. S. 91). 
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und nur vereinzelt zu der höheren Stufe einer Lehrunion geſteigert. 
Beide Unionsformen ſtehen mit den offiziellen Erklärungen in Einklang. 
Wenn der Oberkirchenrat in dem Erlaß vom 7. Juli 18571) bemerkt, 
„daß die Union, in welcher eine Gemeinde ſteht, nicht bloß die alle der 
evangeliſchen Kirche des Landes angehörigen Gemeinden umfaſſende 
Gemeinſchaft eines und desſelben Kirchenregiments, ſondern die freie, aus 
gegenſeitiger Liebe gewährte Gemeinſchaft der Lutheraner und der Reformierten 
im Genuſſe des heiligen Abendmahls bedeute,“ jo iſt damit keine ab- und 
ausſchließende Begriffsbeſtimmung der Union gegeben, ſondern nur das 
Minimum der Vereinigung bezeichnet, das von unierten Gemeinden gefordert 
wird. „Die Freiheit weiterer Vereinigung durch gänzliches Fallenlaſſen 
der dogmatiſch⸗theologiſchen Differenzen und Annahme des gemeinſamen 
Inhalts der beiderſeitigen Bekenntniſſe als ſymboliſcher Norm iſt für das 
weſtliche Synodalgebiet ausdrücklich anerkannt und auch für die öſtlichen 
Provinzen ſtatthaft.“?) Je nachdem die unierten Gemeinden unter Feſt⸗ 
haltung ihrer Sonderkonfeſſionen bei jenem Minimum ſtehen geblieben 
ſind, oder darüber hinaus ſich auch für ein gemeinſames Bekenntnis erklärt 
haben, werden fie als „lutheriſch-evangeliſche“ bezw. „reformiert— 
evangeliſche“ Gemeinden oder als „Konſenſusgemeinden“ bezeichnet. 

2. Der Beitritt zur Union iſt Sache des freien Entſchluſſes der 
Einzelgemeinde, und es gibt daher lutheriſche wie reformierte Gemeinden, 
welche ihr nicht angehören. Das ablehnende Verhalten gegen die Union 
hat die Rechtslage dieſer Gemeinden nicht weiter tangiert, ſie gehören 
insbeſondere nach wie vor zur Landeskirche, ſofern fie ſich nicht wie die 
Altlutheraner dem landesherrlichen Kirchenregiment entzogen haben. ?*) 

1) Oben S. 2175, 

2) Vgl. Art. II des Bekenntnisſtandes der ev. K. in Rheinland u. Weſtfalen 
(oben S. 217): „Die unierten Gemeinden bekennen ſich teils zu dem Gemeinſamen 
der beiderſeitigen Bekenntniſſe, teils folgen ſie für ſich dem luth, oder ref. Bekenntniſſe, 
ſehen aber in den Unterſcheidungslehren kein Hindernis der vollſtändigen Gemeinſchaft 
am Gottesdienſt, an den heiligen Sakramenten und den kirchlichen Gemeinderechten.“ 
Bezligl. d. öſtl. Prov.: E. O. v. 7. Febr. 1853 (A. H. 6 S. 4; Vogt, KR. II S. 305). 

3) Vgl. Hinſchius, Preuß. KR., S. 24; derſelbe, Die Preuß. Kirchengeſetze 
v. 1873 S. 52; Richter, Beiträge S. 34, 35; Denkſchr. d. OK R. v. 18. Febr. 1867 
(A. H. 17 S. 4, vgl. auch Boche g. a. O. S. 193). Anderer Anſ. Friedberg, Die 
ev. u. kath. Kirche der neu einverleibten Länder, S. 13, welcher als Vorausſetzung 
der Zugehörigkeit zur Landeskirche Anerkennung der Regiments- u. Abendmahls⸗ 
gemeinſchaft i. S. des E. O. v. 7. Juli 1857 anſieht. 

4) Für das Verhältnis ſolcher nicht unierten, nur in Regimentsgemeinſchaft 
lebenden luth. u. ref. Gemeinden zu den Genoſſen der anderen Konfeſſion iſt noch 
heute ALR. II, 11 § 39 maßgebend, welcher beſtimmt, daß proteſtantiſche Kirchen⸗ 
alben des Augsb. Glaubensbekenntniſſes ihren Mitgliedern wechſelſeitig die 

eilnahme auch an ihren eigentümlichen Religionshandlungen nicht verſagen ſollen, 
wenn dieſelben keine Kirchenanſtalt ihrer eigenen Religionspartei, deren ſie ſich 
bedienen können, in der Nähe haben. Hinſchius S. 24. — In Rheinland u. 
Weſtfalen pflegen nach Art. III des Bekenntnisſtandes ſämtliche ev. Gemeinden, 
unbeſchadet ihres verſchiedenen Bekenntnisſtandes, als Glieder einer ev. Kirche 


Gemeinſchaft in der Verkündigung des göttlichen Wortes und in der Feier der 
Sakramente. 
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3. Das gewöhnliche Zeichen des erfolgten Beitrittes zur Union iſt 
der Ritus des Brotbrechens beim Abendmahle geweſen. Es walteten 
jedoch auch in dieſer Beziehung Verſchiedenheiten ob, und man darf daher 
Gemeinden, die dieſen Ritus nicht angenommen haben, nicht ohne weiteres 
als nicht unierte betrachten. 

4. Der Beitritt zur Union bewirkt, daß die Genoſſen der anderen 
Konfeſſion ſowohl zum Abendmahle wie zur Mitgliedſchaft in den Ge⸗ 
meinden zugelaſſen werden. Er enthält keinen Konfeſſionswechſel der Ges 
meinden. Nur wenn die Union eine Konſenſusunion iſt, berührt ſie auch 
das konfeſſionelle Gebiet, da hier gemeinſchaftlich Punkte der Bekenntniſſe 
freigegeben werden, die urſprünglich als weſentliche Beſtandteile derſelben 
gedacht waren. — Beſondere Rechte und Privilegien, die eine Gemeinde 
bei ihrem Anſchluß an die Union beſitzt, werden durch dieſen nicht ver⸗ 
ändert. Stiftungen, welche an die eine oder die andere Konfeſſion ges 
bunden ſind, gehen durch die Annahme der Union weder verloren noch 
werden ſie gemeinſchaftlich, auch tritt da, wo zwei Gemeinden verſchiedener 
Konfeſſion ſich innerhalb des gewöhnlichen Maßes unieren, keine Konfuſion 
der urſprünglich geſonderten Stiftungsfonds zu einer gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögensmaſſe ein.!) 

5. In verſchiedener Weiſe tritt das Beſtehen der Union in den 
Verfaſſungseinrichtungen zu Tage: a) Zunächſt iſt die kirchenregimentliche 
Leitung für alle Gemeinden der Landeskirche, ohne Rückſicht auf ihren 
Bekenntnisſtand, in der Zentral- wie in der Provinzialinſtanz eine gemein⸗ 
ſame, und der Oberkirchenrat wie die Provinzialkonſiſtorien ſind gemäß 
dem oben S. 215 mitgeteilten Erlaß von 1852 im Sinne der Union zu⸗ 
ſammengeſetzt und verpflichtet, die kirchlichen Angelegenheiten im Sinne 
der Union zu leiten, dabei aber auch die Sonderbekenntniſſe zu achten und 
zu ſchützen. b) Ebenſo führen die unteren Regimentsorgane, die Super⸗ 
intendenten, regelmäßig die Aufſicht über lutheriſche und reformierte Ge⸗ 
meinden,?) die in der Mehrzahl der Provinzen ununterſchieden zu ein⸗ 
heitlichen Kirchenkreiſen verbunden ſind. Nur in Preußen, Pommern 
und Sachſen iſt je eine beſondere reformierte Inſpektion gebildet,“) deren 
Superintendent ſich gleichfalls zur reformierten Lehre bekennen muß, und 
in Poſen beſteht eine ſolche aus den fünf Unitätsgemeinden, an deren 


1) Vgl. oben ©. 2103 u. darüber, daß an die Konfeſſion gebundene Stiftungen, 
Schenkungen durch Beitritt zur U. nicht verloren gehen, noch Kab. O. v. 30. April 
1830 (GS. S. 64, auch Hinſchius S. 22 Z. J). 

2) In Betracht kommen hier nur die deutſch⸗ref. Gemeinden, die 17 franze⸗ref. 
Gemeinden in Preußen (14 in der Prov. Brandenburg, je eine in Stettin, Magde⸗ 
burg u. Königsberg) ſtehen unmittelbar unter den betreffenden Provinzialkonſiſtorien; 
näheres bei Jacobſon, Die kirchl. Verhältniſſe der Ref. in Preußen, i. d. Ztſchr. 
III S. 334, 335. 

3) Es ſind dies die Inſpektionen Königsberg mit 10, Stettin mit 4 u. Halle 
mit 10 Gemeinden; Jacobſon a. a. O. S. 347 u. KR. S. 313 ff. 
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Spitze ein reformierter Senior ſteht.!) c) Die neuernannten Geiftlichen 
werden ohne Unterſchied von dem örtlich zuſtändigen Generalſuperintendenten 
bezw. Superintendenten ordiniert, wobei jedoch auf ihre Konfeſſion in der 
agendariſchen Verpflichtungsformel Bezug zu nehmen iſt. Zur Anſtellung 
in den Konſenſusgemeinden ſind Geiſtliche beider Konfeſſionen ohne Unter⸗ 
ſchied qualifiziert. Bezüglich der übrigen Unionsgemeinden dagegen iſt für 
die Ausübung des landesherrlichen Verleihungsrechts der Grundſatz aner⸗ 
kannt, daß dieſe Gemeinden ein Recht auf ſolche Geiſtlichen haben, deren 
Stellung zum Bekenntnis ihrem geſchichtlichen Bekenntnisſtande und ihrer 
Beziehung zur Union entſpricht.?) Andrerſeits wird aber nicht von Amts 
wegen dagegen einzuſchreiten ſein, wenn eine urſprünglich reformierte Wahl⸗ 
gemeinde ſich einen lutheriſchen Geiſtlichen wählt, und umgekehrt.“) 

VI. Was endlich die neuen Provinzen anlangt, ſo beſteht hier 
nur in einzelnen Teilen Heſſen-Naſſaus eine Union, nämlich in Naſſau 
eine Art Lehrunion ſeit 1817) und in Hanau mit Iſenburg und Fulda 
eine Verfaſſungs⸗ und Kultusunion ſeit 1818.5,6) In Hannover, deſſen 


1) Siehe oben S. 39, 43. 

2) Vgl. dagegen über die frühere Praxis oben S. 211 u. S. 215“ über die 
Aufhebung des Unionsreverſes. 

3) Richter, Beiträge S. 37. 

4) Auf Antrag des luth. und des ref. Generalſup. beſchloß die Synode zu 
Idſtein v. 5. Aug. 1817, daß, „da die Spaltung beider Kirchen nur aus unbedeutenden 
Motiven entſtanden ſei“, „beide proteſtantiſche Religionsteile von nun an nur eine, 
den Namen der evangeliſch⸗chriſtlichen führende Kirche im Herzogtum bilden“. Es 
wurde die Abendmahlsgemeinſchaft eingeführt. Die ſymboliſchen Katechismen blieben 
zunächſt im Gebrauch. Die Verpflichtungsformel der Geiſtlichen ſollte dahin gehen, 
daß die chriſtl. Lehre nach den Grundſätzen der ev. Kirche jo vorgetragen werden 
Dr wie die Geiſtlichen fie ſelbſt nach ihrer Forſchung und beſter Überzeugung aus 

er Bibel ſchöpften. Stäudlin u. Tzſchirner, Arch. f. KGeſch., 1818, S. 165 ff.; 

Nitzſch, Urk.B. S. 132; Allg. KZtg., 1824, S. 902, 1185; Nebe, Der Bekenntnisſtand 
der ev. Kirche in Naſſau (ohne Orts- u. Jahresangabe erſchienen). Firnhaber, C., 
Die evangeliſch⸗kirchl. Union in Naſſau, hrsg. v. Schroeder, A., Wiesb. 1895. 
Nach dem Edikt v. 11. Aug. 1817 (Samml. d. landesh. Ed. III S. 364, Wilhelmi 
S. 4) übt die Konfeſſion keinerlei Einfluß mehr auf die kirchl. Verfaſſung aus; 
dgl. auch KO. Wiesb. § 1. 

5) In der ausdrücklich erklärten Abſicht, keine Lehrunion, ſondern nur eine 
äußere Vereinigung eingehen zu wollen, beſchloß die Generalſynode zu Hanau am 
27. Mai 1818: „Beide prot. geligtonsteile vereinigen ſich zu einer einzigen Kirche 
unter dem Namen der evangeliſch-chriſtlichen“. „Die Namen lutheriſch und reformiert 
. . fallen weg“. Die beſonderen Konſiſtorien wurden vereinigt und eine ref. 
Diſtributionsformel für das Abendmahl angenommen: Die Synode zu Hanau 
mit Aktenſtücken, Hanau 1818; AK Bl. 1855 Nr. 7 S. 12 ff.; ſ. auch oben S. 109, 119. 

6) In Frankfurt a. M. werden tatſächlich wie rechtlich Zuſammenleben 
und Verfaſſungseinrichtungen der Lutheraner und dtſch. Reformierten in weitem 
Umfange durch die Grundſätze der Union beherrſcht. Seit 1817 üben beide Kon⸗ 
feſſionen die Abendmahlsgemeinſchaft. In der dtſch.-ref. Gemeinde beſteht ſchon 
lange die Beſtimmung zu Recht, daß bei der Wahl der Pfarrer auf das Sonder- 
bekenutnis der zu berufenden keinerlei Rückſicht zu nehmen ſei, und eine ähnliche Norm 
hat die neue KO. Frkft. im § 42 für die luth. Gemeinden aufgeſtellt. Allein zu einer 
Union iſt es darum doch nicht gekommen. Die Zugehörigkeit zu dem Sonder⸗ 
bekenntnis iſt in gewiſſem Umfange prinzipiell noch immer Vorausſetzung der Ge— 
meindemitgliedſchaft (vgl. darüber unten § 27), auch findet auf dieſes noch eine 
Verpflichtung der Mitglieder der Bezirksſynode ſtatt (KO. § 76). Vgl. Foerſter 
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Bevölkerung, abgeſehen von der der oſtfrieſiſchen Landesteile, ſich vor⸗ 
wiegend zum lutheriſchen Glauben bekannte, lebten die beiden Kon⸗ 
feſſionen, als in Preußen die Unionsidee proklamiert wurde, ſchon 
lange tatſächlich in beſtem Einvernehmen nebeneinander.“) Das hannoverſche 
Luthertum zeigte keine unionsfeindliche Geſinnung, und in dem Rechts⸗ 
bewußtſein des hannoverſchen Volkes wie feiner Regierung ſcheinen 
die beiden Kirchen bereits als eine Einheit gelebt zu haben, indem 
die verſchiedenen Verfaſſungsurkunden, die in dem Königreich Hannover 
ſeit 1834 aufeinander gefolgt ſind, nicht mehr von einer lutheriſchen und 
einer reformierten, ſondern nur von einer evangeliſchen Kirche des 
Landes ſprechen. Allein trotz alledem fand hier keine Unionsſtiftung ſtatt. 
Es ſcheint, daß auf keiner Seite das Bedürfnis nach einer ſolchen 
empfunden wurde, ſelbſt die Reformierten, die eigentlichen Träger und 
Förderer des Unionsgedankens fühlten ſich in den althergebrachten Ver⸗ 
hältniſſen wohl, unter denen ihre Privilegien faſt ſtets ehrlich gehalten waren 
und ſie ein meiſt ſehr auskömmliches Kirchenvermögen beſaßen. Überdies 
waren in den alten Landesteilen, wo nur ganz zerſtreut reformierte Ge⸗ 
meinden vorkamen, garnicht die nötigen Elemente für eine umfaſſende 
Unionsbildung vorhanden.?) Unter ſolchen Umſtänden ſtellte man ge 
legentlich aus praktiſchen Geſichtspunkten eine Gemeinſchaft im Kirchen⸗ 
regiment dadurch her, daß man die reformierten Gemeinden mit den 
lutheriſchen denſelben Konſiſtorien unterordnete;?) im übrigen aber begnügte 
man ſich damit, bei vorkommenden Fällen die beiderſeitigen Gemeinden 
als Glieder der einen evangeliſchen Kirche zu behandeln. Dabei hat es 
auch unter der preußiſchen Herrſchaft fein Bewenden behalten.“) Ebenſo 
beſteht keine Union in Schleswig-Holſtein, wo bei dem Vorhandenſein 
von nur zwei reformierten Gemeinden im Gebiet der lutheriſchen Landes⸗ 
kirche auch alle Vorausſetzungen für ſie fehlen. 
i. d. Ztſchr. XXXI S. 266 ff., 284 ff., auch Ehlers, Ein Kirchenverfaſſungsverſuch 
für die vereinten ev. Gemeinden, San 1887. 
Boche a. a. O. S. 200 ff ſpeziell über die oſtfrieſiſchen Verhältniſſe: 

Bartels Zur Geſchichte (f. a 105 13300 S. 11, 

2) Brandes a. a. O. I, 2 S. 305 ff.; Wangemann, Kab.⸗Pol. S. 261; 
Bartels a. a. O. S. 41 ff. 

3) Ausgenommen die niederſ. konf. Gemeinden. Siehe oben ©. 136 f. 

4) Vgl. oben S. 139 ff.; allerdings gelangt die Gemeinſchaft beider Konfeſſignen 
im Kirchenregiment ſeit 1884 nur noch im Konf. zu Aurich zum Ausdruck. Über 


einen Antrag der Bez. Syn. Osnabrück auf Einführung der Union, der auf der 
1 ord. L. Syn. 1869 abgelehnt wurde, vgl. die Protokolle dieſer S. 144 u. bei. ©. 364 ff. 
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Jünftes Buch. 
Die Ronſiſtorialverfaſſung 
und die Presbyterial-Synodalverfaſſung in ihrer 
gegenwärtigen Geltalkung. 


Erſter Abſchnitt. 
Das landesherrliche Rirchenregimenk. 


8 17. 
I, Der Landesherr und der Inhalt des landesherrlichen 
Kirchenregiments.“) 

I. In allen Teilen der preußiſchen Monarchie iſt der König der Träger 
des evangeliſchen Kirchenregiments!.) Mit jedem Anfall eines neuen Terri⸗ 
toriums an den preußiſchen Staat iſt auch das Regiment über die in 
dieſem befindliche evangeliſche Kirche von ſeinem bisherigen Träger auf 
den König von Preußen übergegangen. Wie in allen deutſchen Staaten 
iſt gemäß der eigentümlichen Entwickelung der kirchlichen Verhältniſſe der 
Inhaber der Staatsgewalt zugleich auch Inhaber der Kirchengewalt. Dieſe 
wird gleichzeitig mit jener erworben und verloren, und der Landesherr, 
der rechtlich unfähig iſt, den Staat zu regieren, kann auch ſein Kirchen⸗ 
regiment nicht ausüben; auch in dieſem wird er in ſolchem Falle durch 
den Regenten vertreten. 

Trotzdem iſt das Kirchenregiment nicht ein Ausfluß der Staats— 
gewalt, ſondern eine kirchliche Befugnis, welche auf die reformatoriſche 
Auffaſſung von dem evangeliſchen Berufe chriſtlicher Obrigkeit, für die 
Erhaltung und Verbreitung der reinen Lehre zu ſorgen, zurückzuführen iſt. 
Die Reformatoren haben es nicht jeder Obrigkeit als ſolcher zugeſchrieben, 
ſondern nur der chriſtlichen, d. h. in ihrem Sinne der evangeliſchen, dem 
pius magistratus, und auch eine große Anzahl der Landesherren hat bei 
der Übernahme des Kirchenregiments ausdrücklich darauf hingewieſen, daß 
dieſes ein urſprünglich nicht in der Landeshoheit enthaltenes Recht iſt.“) 
Aus der perſonellen Verbindung iſt dann allerdings früh eine ſachliche 

1) Waſſerſchleben, Das landesherrl. Kirchenregiment, Berl. 1873; Mejer, 
Die Grundlagen des luth. Kirchenregiments, Roſt. 1864; Derſelbe, Das Rechts⸗ 
leben S. 51 ff.; v. Scheurl, Zur Lehre vom Kirchenregiment, Erl. 1862, u. in ſeiner 
Samml. (ſ. oben S. 2) S. 388 ff.; Zorn, i. d. Ztſchr. XII S. 129 ff.; Friedberg, 
S. 102 ff.; Köhler, Otſchs. KR. S. 98 ff.; Rieker, Die rechtl. Stellung S. 99 ff. 358, 
468 ff.; Sohm, KR. S. 542 ff. Weitere Literatur⸗angaben ſ. in den Lehrb. des KR. 

2) Nur die niederſ. konſ. Gemeinden ſtehen, wenngleich fie nicht zu den 
Sekten, ſondern den chriſtl. Kirchen zu rechnen find u. eine den Landeskirchen 
1155 Rechtſtellung haben, ihrer hiſtoriſchen Entwickelung nach nicht unter dem 


andesherrlichen Regiment; vgl. oben S. 131, 137, 142, 171. 
3) Vgl. oben S. 155, auch Rieker a. a. O. S. 126, 136. 
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Verſchmelzung beider Gewalten hervorgegangen, der die Theorie durch die 
Ausbildung des Territorialſyſtems!) Rechnung getragen hat. Im Laufe 
des 19. Jahrhunderts iſt jedoch wieder, Hand in Hand mit der Löſung 
der Kirche vom Staate, das Kirchenregiment von der Landeshoheit getrennt 
und zu einem ſelbſtändigen Rechts- und Pflichtenkreis formiert worden, 
der ein Annexum, nicht aber ein Beſtandteil der Staatsgewalt ift.2) 
Der Landesherr könnte heute auf die Regierung der evangeliſchen Kirche 
verzichten, ohne damit ein Recht des Staates aufzugeben oder eine ihm 
dem Staate gegenüber obliegende Pflicht zu verletzen. Die Bezeichnung 
der kirchlichen Regierungsrechte des Landesherrn als Episkopalgewalt, 
Summepiskopat — ein Überbleibſel der episkopaliſtiſchen Erklärung 
des landesherrlichen Kirchenregiments überhaupt?) — iſt eine mannigfach 
unzutreffende. Der Landesherr ſteht ſeiner Landeskirche nicht in der Stellung 
des katholiſchen Biſchofs gegenüber; die Vollmacht zu geiſtlichen Amts⸗ 
handlungen, zum Predigen, Sakramentreichen und Sündenvergeben, welche 
nach katholiſcher Vorſtellung in ihrer Fülle im Biſchofsamte ruht, hat die 
evangeliſche Kirche niemals als Inhalt des landesherrlichen Kirchen— 
regiments, ſondern ſtets als eine Folge der kirchlichen Amtsübertragung 
angeſehen. Der Landesherr iſt nicht mehr Prieſter als jeder evangeliſche 
Chriſt in Gemäßheit der evangeliſchen Lehre vom allgemeinen Prieſtertum. 
Der Inhalt ſeines Kirchenregiments deckt ſich im weſentlichen nur mit 
dem Teile der biſchöflichen Funktionen, der als potestas jurisdietionis 
(im Gegenſatz zur potestas ordinis, den geiſtlichen Amtsrechten) bezeichnet 


1) Vgl. oben S. 156. 

2) Vgl. beſonders Rieker, Die Kriſis des landesherrl. Kirchenregiments in 
Preußen 1848 —1850 u. ihre kirchenrechtl. Bedeutung, i. d. Ztſchr. XXXII S. U ff. 
A. Anſicht Mejer (4. B. Rechtsleben S. 52) u. Rieker (Die rechtl. Stellung, S. 471); 
gegen ſie richtig Friedberg KR. S. 1884. Was die von Rieker i. d. Ztſchr. XXXII 
S. 60 cit. Ausſprüche Miquels (in der Sitzung des Abg.⸗H. v. 26. Febr. 1876, 
Verhandl. S. 305), Haenels (in der Sitzung des Abg.⸗H. v. 28. Febr. 1876, Ver⸗ 
handl. S. 332) u. Beyſchlags (auf der 1. Gen.⸗Syn. 1891, Verhandl. S. 596) 
anlangt, welche gleichmäßig darauf hinausgehen, daß die Unterſcheidung einer ſtaat⸗ 
lichen und einer kirchlichen Perſon im Landesherrn in der Praxis nicht durch- 
zuführen ſei, ſo iſt wohl richtig, daß der Landesherr nur einheitlich handeln kann; 
„was ihm ſein Amt als Staatsoberhaupt gebietet, dem kann er als Haupt der 
Kirche nicht widerſprechen“. Allein darum iſt dieſe Scheidung doch nicht „abſolut 
nichts wert“. Aus ihr find die praktiſchen Konſequenzen bleibend in der gegen. 
wärtigen konſiſtorialen Organiſation der Kirche, der Scheidung der Kirchenregierungs⸗ 
von den Staatsbehörden unter dem Landesherrn gezogen. Dieſe hat keine innere 
Berechtigung mehr, wenn man die Diſtinktion in der Perſon des Landesherrn ver- 
wirft. Sieht man in dem Landesherrn nur den Träger der Staatsgewalt und 
nimmt man an, daß er lediglich als ſolcher wie den Staat ſo auch die Kirche 
regiere, ſo iſt nicht abzuſehen, warum er nicht dieſe durch dieſelben Behörden 
regieren folle wie jenen, und das allgemein für überwunden erklärte Territorial⸗ 
ſyſtem erſcheint als das einzig vernünftige. 

3) Vgl. oben S. 158. Gegen die episkopaliſtiſche Auffaſſung der kirchlichen 
Befugniſſe des Landesherrn, welche auf der willkürlichen Annahme beruht, daß die 
durch den Augsb. Religionsfrieden ſuspendierte geiſtliche Jurisdiktion der Biſchöfe 
über die Augsburgiſchen Konfeſſionsverwandten auf die Landesherren übergegangen 
ſei, mit Recht Rieker, Die rechtl. Stellung .. ©. 127. 
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wird und die Regierungs⸗ und Gerichtsgewalt über die Diözeſen umfaßt: 
dem Landesherrn ſteht nach der Anſchauung unfrer Zeit eine Reihe obrig⸗ 
keitlicher Funktionen in der Kirche zu, die er im Intereſſe der ſchrift⸗ 
gemäßen Geſtaltung des geiſtigen Lebens der Kirche, das von Lehrſtand 
und Volk getragen wird, entwickeln ſoll. Formell iſt er dabei auf die 
äußere Kirchenregierung beſchränkt, materiell jedoch hat er, insbeſondere 
durch das Stellenbeſetzungsrecht, auch einen weitreichenden Einfluß auf 
das innere kirchliche Leben. Eine Erklärung für dieſes landesherrliche 
Kirchenregiment gibt uns allein die Geſchichte. Bei der Reformation iſt 
es in einem „Notſtande“ der Kirche geſchaffen. Die einmütige Über⸗ 
zeugung von ſeiner Notwendigkeit und Berechtigung war der innere Grund 
ſeiner Entſtehung. Und dieſer wirkt auch heute noch fort trotz der mannig⸗ 
fachen Wandlungen, die das evangeliſche Kirchenweſen im Laufe der Zeit 
erfahren hat. Nach der in den kirchlichen Kreiſen überwiegenden Anſicht 
erſcheint auch heute zur Wahrnehmung der Regimentsfunktionen in der 
evangeliſchen Kirche niemand ſo berufen und befähigt wie der Landesherr. 
Da die Kirchengewalt nicht ein Beſtandteil der Staatsgewalt, ſondern 
mit dieſer nur äußerlich verbunden iſt, ſo iſt auch der Landesherr bei 
Ausübung jener nicht ohne weiteres den Beſchränkungen unterworfen, die 
die Verfaſſung bezüglich der Handhabung dieſer aufſtellt. Abgeſehen von 
einzelnen wenigen im ſtaatlichen Intereſſe ausdrücklich ſtatuierten Aus⸗ 
nahmen iſt der Landesherr bei der Regierung der Kirche nicht an die Mit⸗ 
wirkung des Landtages gebunden. Ebenſo bedürfen in den alten Pro— 
vinzen die kirchlichen Regierungsakte des Landesherrn nicht der Kontra= 
ſignatur eines Miniſters, der dadurch die Verantwortlichkeit für ſie 
übernimmt.!) Der auch als Inhaber des Kirchenregiments unverant⸗ 
wortliche Landesherr regiert hier die Kirche, ohne daß jemand für ihn 
die Verantwortung trägt. Die bei kirchlichen Geſetzen vorgeſchriebene 
Kontraſignatur des Präſidenten des Oberlirchenrats, welche formell der 
des Miniſters bei ſtaatlichen Geſetzen entſpricht, hat nur die Bedeutung 
einer Beglaubigung der ſanktionierenden Unterſchrift des Landesherrn.) 
In den neuen Provinzen iſt dies allerdings anders: indem hier die 
Löſung der Kirche vom Staat noch nicht vollkommen durchgeführt iſt 
und der Kultusminiſter, der gleichzeitig als oberſte Kirchenregimentsbehörde 
fungiert, alle kirchenregimentlichen Anordnungen des Landesherrn kontra⸗ 


1) Eine Ausnahme beſteht bezügl. der Anſtellung der Kirchenregiments- 
beamten; vgl. oben S. 178 II 1, g. 

2) Gen.⸗Syn. O. § 6. Für den Inhalt des KG. kann der Präſident des OKR. 
jgon deshalb nicht die Verantwortung übernehmen, weil er nicht als Einzel- 
camter, ſondern ſtets in Ausführung der Beſchlüſſe der von ihm geleiteten Be⸗ 
hörde handelt, aber nicht für das Votum der Majorität verantwortlich gemacht 
werden kann, Friedberg S. 114. 


Schoen, Kirchenrecht. 15 
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ſigniert, führt hier der Landesherr ſein Kirchenregiment noch unter der 
ſtaatsrechtlichen Verantwortung eines Minifters. 

II. In der Kirche repräſentiert das landesherrliche Kirchenregiment 
die höchſte Gewalt. Es hat alſo kein kirchliches Organ über ſich. Nichts⸗ 
deſtoweniger herrſcht ſein Träger doch nicht abſolut, ſondern er iſt in 
der Ausübung ſeiner Gewalt beſchränkt durch ein zweites unabhängiges 
kirchliches Organ, die Landesſynode, die dem Landesherrn als Träger 
der kirchlichen Regierungsgewalt gegenüber eine analoge Stellung hat, 
wie die Volksvertretung ihm gegenüber in ſeiner Eigenſchaft als Staats⸗ 
oberhaupt. Sie iſt nicht Mitinhaberin jener Regierungsgewalt, ſondern 
beeinflußt nur ihre Ausübung, indem der Landesherr zu gewiſſen kirchen⸗ 
regimentlichen Anordnungen, insbeſondere zum Erlaß von Kirchengeſetzen, 
ihrer Mitwirkung und Zuſtimmung bedarf. 

Was die einzelnen im landesherrlichen Kirchenregiment liegenden 
Funktionen anlangt, ſo umfaßte dieſes ehedem ohne Einſchränkung die 
kirchliche Geſetzgebung, Rechtſprechung und Verwaltung. In neuerer 
Zeit hat ſich ſein Wirkungskreis jedoch verengert. Die Gerichtsgewalt 
hat es mit der allgemeinen Aufhebung der geiſtlichen Gerichtsbarkeit ver⸗ 
loren,!) und die kirchliche Verwaltung iſt ihm in weitem Umfange durch 
die Einführung der Selbſtverwaltung in der Kirche entzogen: Die Kom— 
petenzen der Organe der verſchiedenen kirchlichen Selbſtverwaltungskörper 
ſind von dem landesherrlichen Kirchenregiment losgelöſt, und indem dies 
durch Geſetz geſchehen iſt, das landesherrliche Kirchenregiment ſie alſo 
nicht beliebig wieder an ſich ziehen, ſondern nur wieder durch ein Geſetz 
zurückgewinnen kann, iſt es ſelbſt von der unmittelbaren Verwaltung der 
lokal⸗, kreis⸗ und provinzialkirchlichen Angelegenheiten rechtlich ausgeſchloſſen 
und hat nur die Auſſicht über dieſe behalten. Die unmittelbare Ver⸗ 
waltung der Kirche liegt ſonach nur inſoweit in den Händen des Kirchen: 
regiments, als ſie einem Selbſtverwaltungsorgan nicht übertragen iſt, 
wobei der hiſtoriſchen Entwickelung nach die Vermutung allerdings ſtets 
für die Kompetenz des Kirchenregiments ſpricht, während für die der Selbſt⸗ 
verwaltungsorgane ſtets ein beſonderer Rechtstitel nachgewieſen werden muß. 

III. Die Ausübung der kirchenregimentlichen Befugniſſe erfolgt teils 
durch den Landesherrn perſönlich, teils durch die kirchlichen Behörden, die 
in ſeinem Namen und Auftrage fungieren. Was die Frage anlangt, 
wann das eine und wann das andere ſtattzufinden hat, ſo entſchied früher 
hierüber lediglich das Ermeſſen des Landesherrn. Hing die Exiſtenz und 

1) Seitdem den Konſ. auch die Ehegerichtsbarkeit entzogen iſt, gibt es keine 
ev. geiſtlichen Gerichte mehr. Vgl. bezügl. der einzelnen preuß. Landesteile Richter⸗ 
Dove, KR. S. 7675 ſowie die reichsgeſetzl. Beſtimmungen des RG. v. 6. Fehr. 1875 
5 76 und des Gerichtsverf.-Geſ. $ 15. — Die der Kirche über ihre Diener zuſtehende 


Disziplinargerichtsbarkeit iſt durch dieſe reichsrechtliche Vorſchrift nicht berührt worden, 
da die Disziplinargewalt kein Ausfluß der Juſtiz⸗ ſondern der Amterhoheit iſt. 
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Organiſation der Kirchenbehörden überhaupt von ſeinem Willen ab, ſo 
konnte er auch ihre Kompetenz beliebig abgrenzen und verändern und auch 
in jedem einzelnen Falle die Sache an ſich ziehen und perſönlich entſcheiden. 
Heute dagegen iſt die fragliche Kompetenzgrenze zum Teil wenigſtens 
geſetzlich gezogen. Wie die Exiſtenz und auch gewiſſe Grundſätze der 
Organiſation der kirchenregimentlichen Behörden kirchen- und ſtaatsgeſetzlich 
garantiert ſind, ſo ſind auch die Befugniſſe dieſer Behörden vielfach geſetzlich 
geregelt und damit jeder anderweitigen einſeitigen Regelung oder Wahr: 
nehmung durch den Landesherrn entzogen. Nur ſoweit die Zuſtändigkeit 
der kirchenregimentlichen Behörden noch auf landesherrlicher Verordnung 
beruht, kann der Landesherr allein ſie abändern und in ihr enthaltene 
Befugniſſe ſich perſönlich fernerhin vorbehalten. Daß er im einzelnen 
Fall eine dieſen Behörden überwieſene Angelegenheit zur perſönlichen 
Entſcheidung an ſich zieht, iſt heute unzuläſſig, auch da wo die Zuſtändigkeit 
der Behörde auf ſeiner eigenen Verordnung beruht. Wohl kann der 
Landesherr jederzeit dieſe Verordnung abändern und ſo der Behörde ihre 
Zuſtändigkeit entziehen, ſolange er die Verordnung aber zu Recht beſtehen 
läßt, iſt formell allein die Behörde zuſtändig, und er erſcheint dieſer gegen⸗ 
über als die höhere Inſtanz, an welche die Sache im Beſchwerdeweg 
gelangen kann, die aber nach den heute anerkannten Verwaltungsgrund⸗ 
ſätzen nicht die Funktionen der unteren Behörde wahrnehmen darf. Durch 
die hiernach beſtehende Verpflichtung des Landesherrn, ſich da der perſön— 
lichen Vornahme einer kirchenregimentlichen Handlung zu enthalten, wo 
nach dem geltenden Recht eine Kirchenbehörde zuſtändig iſt, wird jedoch 
keineswegs eine Selbſtändigkeit der Kirchenregimentsbehörden in Beziehung 
auf die materielle Erledigung ihrer Geſchäfte bewirkt. Indem die Gewalt, 
die ſie ausüben, eine dem Landesherrn zuſtehende iſt, muß dieſer befugt 
ſein, ihnen vorzuſchreiben, wie ſie dieſelbe bei Beſorgung der innerhalb 
ihrer Zuſtändigkeit liegenden Verwaltungsgeſchäfte handhaben ſollen. Aller: 
dings haben ſolche landesherrlichen Anordnungen nur die Bedeutung 
dienſtlicher Anweiſungen, wie ſie jede höhere Verwaltungsbehörde jeder 
ihr untergeordneten erteilen kann,!) d. h. die kirchenregimentlichen Beamten, 
welche ſie nicht beobachten, machen ſich disziplinariſch verantwortlich, die 
mit ihnen nicht im Einklang ſtehenden Maßnahmen der Behörde aber ſind 
giltig, ſofern ſie nur keine Geſetzesverletzungen enthalten. Ausgeſchloſſen 
ſind landesherrliche Anweiſungen über die materielle Geſchäftserledigung 
im Disziplinarverfahren, bei welchem die Konſiſtorien als Gerichte fungieren 
und nach ihrer „freien, aus dem Inbegriff der Verhandlungen geſchöpften 
Überzeugung“ zu urteilen haben.?) Wo die Kirchenregimentsbehörden 


1) Vgl. auch Niedner im Verw.⸗Arch. XI S. 23 ff. 
2) S. z. B. KG. f. Altpreußen v. 16. Juli 1886 $ 31. 
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unter Hinzuziehung ſynodaler Organe eine Verwaltungstätigkeit auszuüben 
haben, können wohl den Mitgliedern jener,!) nicht aber den Mitgliedern 
der Synodalorgane vom Landesherrn Direktiven erteilt werden, indem 
dieſe ihm in keiner Beziehung dienſtlich untergeordnet ſind. — Übrigens 
deckt der landesherrliche Befehl das Handeln der Kirchenregimentsbehörde 
nur innerhalb der kirchlichen Rechtsordnung. Weder den Zivil- noch den 
Strafgerichten gegenüber kann die Behörde ſich auf ihn berufen, wenn ſie 
in feiner Ausführung gerichtlich verfolgbare Privatanſprüche oder die Straf⸗ 
geſetze des Staats verletzt hat und dafür von jenen zur Verantwortung 
gezogen wird. 

Die einzelnen kirchenregimentlichen Befugniſſe, welche dem Landes⸗ 
herrn zur perſönlichen Ausübung vorbehalten ſind (ſog. Reſervatrechte), 
ſind die folgenden: 

1. Die kirchliche Geſetzgebung durch Erteilung der Sanktion für 
Kirchengeſetze und der Erlaß kirchlicher Verordnungen, ſoweit zu dieſem 
nicht andere Organe ausdrücklich berufen ſind; insbeſondere iſt dem 
Oberkirchenrat vorbehalten der Erlaß der zur Ausführung der Kirchengeſetze 
erforderlichen Inſtruktionen und aller allgemeinen Anordnungen, welche 
die zu ſeiner Kompetenz gehörigen Angelegenheiten betreffen.?) 

2. Die Ernennung der Mitglieder des Oberkirchenrats und der 
Konſiſtorien und die Ernennung bezw. Beſtätigung der Superintendenten.?) 
Ausnahmen davon beſtehen nur bezüglich der Mediatkonſiſtorien, deren 
Zuſammenſetzung ganz oder doch teilweiſe dem landesherrlichen Einfluß 
entzogen iſt, und der Superintendenten in der hannoverſchen lutheriſchen 
Kirche, welche, abgeſehen von den Generalſuperintendenten, die auch hier 
der Landesherr beſtellt, vom Landeskonſiſtorium ernannt werden.“) 

3. Beſtimmte Befugniſſe gegenüber der Generalſynode und den 
Provinzialſynoden der alten und gegenüber den Landesſynoden der neuen 
Provinzen wie: Ernennung einer beſtimmten Anzahl von Mitgliedern; 5) 
Berufung, Schließung, Vertagung und Auflöſung der Synode; é) Abordnung 
landesherrlicher Kommiſſarien zu den Synodalverhandlungen,“) oder in der 


1) Anders Friedberg S. 137; vgl. auch Goßner S. 46. 

2) Gen. Syn. O. § 36 a 2; Reſſ. Regl. v. 29. Juni 1850 § 1 a. E. 

3) Betreffs der bei allen dieſen Exnennungen erforderlichen Kontrafignatur 
des Kultusminiſters vgl. oben S. 178. Über die Einzelheiten bei der Beſetzung der 
Superintendenturen ſ. unten $ 21. Auch kann hier noch erwähnt werden die St» 
nennung der Lehrer am theologiſchen Seminar zu Herborn, Wilhelmi S. 254. 

4) Kgl. hann. Vdg. v. 17. Apr. 1866 (oben S. 139°) $ 3 Z. 3. Über die 
Anſtellung der Gen Sup. faßt gemäß § 8 daſ. der König Beſchluß. ; 

5) Gen. Syn. O. § 2; KO. öſtl. Prov. § 59; Hann. luth. K. 8 58; ref. K. § 66; 
Schl.⸗H. § 86; Wiesb. § 65; Kaſſel § 55; Frkft. $ 72. — Keine ſolche Ernennung 
findet ſtatt zu den Prov. Syndn. von Rheinland u. Weſtfalen. 

6) So Gen SynO. 8 24. 

7) Gen Syn. § 26; KO. öſtl. Prov. § 60; Rh. W. § 148 Zuſ. Abſ. 2: Hann. 
ref. K. § 67; Wiesb. 8 66; Kaſſel § 56; Frkft. § 75. 
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hannoverſchen lutheriſchen Kirche: Abordnung eines Bevollmächtigten 
zur Eröffnung und Schließung der Landesſynode wie zur Verpflichtung 
der Synodalmitglieder und Ernennung des Vorſitzenden der Synode.) 

4. Entſcheidung über die Entſchließungen der Kirchenregimentsbehörden 
in der letzten Beſchwerdeinſtanz. 

5. Entſcheidung in allen Fällen, in denen das vorgeſchriebene Ein⸗ 
verſtändnis zwiſchen dem Kultusminiſter und (in Altpreußen) dem Ober⸗ 
kirchenrat oder (in der hannoverſchen lutheriſchen Kirche) dem Landes—⸗ 
konſiſtorium nicht zu erreichen ift, ſowie Entſcheidung über Kompetenzſtreitigkeiten 
zwiſchen dieſen Staats- und Kirchenbehörden;?) jedoch übt hier der König 
nicht nur Kirchengewalt, ſondern zugleich auch Staatsgewalt aus; nur als 
Ausflüſſe dieſer, und daher nicht als Episkopalrechte, erſcheinen die 
Befugniſſe des Königs, Streitigkeiten über erloſchene Parochien und 
Simultangebräuche zu entſcheiden?) und Orden und Auszeichnungen an 
Geiſtliche zu verleihen.“) 

6. Die beſondere Verleihung des Titels Hofprediger bei den Pfarreien, 
zu denen die Berufung nicht unmittelbar vom König ausgeht,“) und die 
Genehmigung des Namens für neue Kirchen landesherrlichen Patronats.“) 

7. Gegenüber den proteſtantiſchen Stiftern alle Befugniſſe, die 
gegenüber den katholiſchen den Biſchöfen oder anderen geiſtlichen Oberen 
zuſtehen. 7) 

8. Erteilung der Genehmigung zum Anſchluß außerhalb Deutſchlands 
befindlicher deutſcher evangeliſcher Kirchengemeinden an die altpreußiſche 
Landeskirche. ) 


II. Die Organe des landesherrlichen Kirchenregiments. 
g 18. 
Allgemeines. 


J. Als kirchenregimentliche Zentralbehörden fungieren für die alten 
Provinzen?) der Evangeliſche Oberkirchenrat, für die neuen Pro— 
vinzen der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten. Unter jenem 


1) Hann. luth. K. §d 62, 63. 

2) Reſſ. Regl. v. 29. Fun 1850 §§ 5, 6 166 S., 201, 202); Hinſchius 
S. 159, 160. Kgl. hann. Bdg. v. 17. April 1866 8 7 
11.1 3) 15 uber erloſchene Parochien v. 13. Mai 1833 (GS. S. 51) § 2. AR. 

153 

4) Verfürt Art. 50. Den Antrag a ſolchen 1 ſtellen der Min. 
d. g. A. u. der OK., Reſſ. Regl. v. 29. Juni 1850 $5 Z. 4. 

5) Kab. v. 28. De. 1846, Min.⸗Reſkr. v. 21. Jan. 1847. 

6) KabO. v. 20. Jan. 1855, E. O. v. 4. Febr. 1855 (A. H. 8, 25); 
}. auch Bek. des Konſ. zu Königsberg v. Er Mai 1855 (Amtl. Mitteil. Here 560 

99 8 R II, 11 88 1220, 1221; ann Grundſätze d. KR., I S. 724°. 

8) KG. v. 8. Mai 1900 (K GBl. S 27). 

9) Einſchließlich der Hohenzollernſchen Lande, die dem 8 8 „Bez. 
Koblenz zugeteilt find. Kgl. Vdg. v. 25. Sept. 1897 (K GBl. S. 47, GS. S. 408). 
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ſtehen neun Provinzialkonſiſtorien mit ihren Sitzen zu Berlin, 
Königsberg, Danzig, Stettin, Poſen, Breslau, Magdeburg, 
Koblenz und Münſter. Unter dieſem ſtehen: das Landeskonſiſtorium 
zu Hannover für die lutheriſche und das Konſiſtorium zu Aurich 
für die reformierte Kirche Hannovers, das Konſiſtorium zu Kiel 
für Schleswig⸗Holſtein⸗Lauenburg, das Konſiſtorium zu Kaſſel für den 
Regierungsbezirk Kaſſel, das Konſiſtorium zu Frankfurt für das 
Frankfurter Stadt⸗ und Landgebiet und das Konſiſtorium zu Wies⸗ 
baden für den übrigen Teil des Regierungsbezirks Wiesbaden. Auf dieſe 
Konſiſtorien folgen regelmäßig als unterſte Stufe des Kirchenregiments die 
Superintendenten (Pröpſte, Dekane).]) Nur für die lutheriſche 
Kirche Hannovers iſt das Syſtem der Kirchenregimentsbehörden noch 
weiter ausgeſtaltet, indem in ihr teilweiſe unter dem Landeskonſiſtorium, 
teilweiſe jedoch auch direkt unter dem Miniſter noch die alten hannoverſchen 
Provinzialkonſiſtorien zu Hannover und Aurich fortbeſtehen. — Die 
vereinzelt erhaltenen Mediatkonſiſtorien ſind überall den landesherrlichen 
Konſiſtorien unterſtellt. 

II. Die rechtliche Grundlage dieſer Kirchenregimentsbe— 
hörden iſt eine verſchiedene. Der Oberkirchenrat iſt durch königliche Ver⸗ 
ordnung errichtet, dann aber durch die Kirchen- wie die Staatsgeſetzgebung 
garantiert.?) Die kirchenregimentliche Stellung des Miniſters der geiſtlichen 
Angelegenheiten in den neuen Provinzen beruht auf königlichen Ver⸗ 
ordnungen und iſt für die Frankfurter Kirche auch ſtaatsgeſetzlich 
garantiert.“) 

Die Konſiſtorien der alten Provinzen ſind im Verordnungswege 
geſchaffen. Die Exiſtenz eines Konſiſtoriums in jeder Provinz iſt jedoch 
firchen= wie ſtaatsgeſetzlich t) vorausgeſetzt, ſodaß der König die vorhandenen 
Konſiſtorien wohl innerhalb derſelben Provinz an einen anderen Sitz ver— 
legen, ſie aber nicht einſeitig aufheben kann. Ebenſo ſind die Konſiſtorien 
zu Kiel, Wiesbaden und Kaſſel durch königliche Verordnung ins Leben 
gerufen und dann kirchen- und ſtaatsgeſetzlich anerkannt. Das Konſiſtorium 
zu Frankfurt a. M. iſt dagegen unmittelbar durch Staatsgeſetz angeordnet,“) 
1 1) Zu dieſen 1 8 im weiteren Sinne auch die kurheſſ. Metropolitane. 
une ſie 21 über die Einteilung der Konftitorial- in Superintendenturbezirke !. 
x 8 90 Kab.⸗O. v. 29. Juni 1850; Gen.⸗Syn.⸗O. § 6 u. |. w.; StG. v. 3. Juni 1876 

5 HR I. hann. Bdg. v. 17. Apr. 1866 $ 7; kgl. preuß. Vogn. v. 27. Sept. 1867 
§ 3, v. 22. Sept. 1867 $ 2, v. 13. Juni 1868; StG. v. 28. Sept. 1899 Art. 20. Vgl. 
auch die StG. v. 6. April 1878 Art. 29, v. 6. Aug. 1883 Art. 18, v. 19. März 1886 
Art. 15, welche von dem Vorhandenſein einer kirchenregimentlichen Stellung des 
Miniſters ausgehen. 

4) Vgl. z. B. KO. öſtl. Prov. $ 60; KG. v. 16. Juli 1886 (KGBl. S. 81) 
$ 18; StG. v. 3. Juni 1876 Art. 21. 


5) Für Kiel: Vdg. v. 24. Sept. 1867, KO. Schl.⸗H. § 86, StG. v. 6. April 
1878 Art. 29; für Wiesbaden: Vdg. v. 22. Sept. 1867, KO. Wiesb. § 66, StG. v. 
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während die Konſiſtorien der lutheriſchen Kirche in Hannover allein 
auf Verordnung beruhen. Die Errichtung des hannoverſchen Landes⸗ 
konſiſtoriums ift durch das kirchliche Verfaſſungsgeſetz vorgeſehen und 
ebenſo wie früher die der Provinzialkonſiſtorien durch königliche Verordnung 
erfolgt; der Sitz aller dieſer Konſiſtorien kann durch königliche Verordnung 
verlegt werden, wie eine ſolche auch die Verbindung der Provinzialkon⸗ 
ſiſtorien verfügen kann.!) Dagegen würde die Aufhebung beider Pro⸗ 
vinzialkonſiſtorien wie die des Landeskonſiſtoriums nur im Wege der kirch⸗ 
lichen Geſetzgebung ſtattfinden können, indem das Vorhandenſein beider Kon⸗ 
ſiſtorialſtufen in verſchiedenen Kirchengeſetzen vorausgeſetz iſt.) Was endlich 
das Konſiſtorium zu Aurich als Kirchenbehörde für die reformierte 
Kirche Hannovers anlangt, ſo iſt es auch zu ſolcher lediglich durch 
königliche Verordnung beſtellt worden; kirchen- wie ſtaatsgeſetzlich wird 
nur überhaupt das Vorhandenſein einer kollegialiſchen Regimentsbehörde 
für dieſe Kirche gefordert,) deren Anordnung aber ganz dem landes⸗ 
herrlichen Ermeſſen überlaſſen. 

Das Amt der Superintendenten beruht durchweg auf älteren landes⸗ 
herrlichen Erlaſſen oder vorkonſtitutionellen Staatsgeſetzen (Allgemeines 
Landrecht). In den Gemeinde- und Synodalordnungen hat es ein kirchen⸗ 
geſetzliches Fundament und in den dieſe ſanktionierenden Staatsgeſetzen 
implicite, zuſammen mit der Kreisſynodalverfaſſung, eine neue ſtaatsgeſetz⸗ 
liche Anerkennung erhalten. Die einzelnen Superintendenturen find ſeiner 
Zeit durch die höheren Kirchenregimentsbehörden, ſeltener unmittelbar durch 
landesherrliche Anordnung errichtet und abgegrenzt worden. Veränderungen 
der beſtehenden Superintendenturbezirke, Zuſammenziehungen wie Teilungen 
ſolcher können, ſofern es ſich dabei nicht gleichzeitig um Veränderung 
eines Kreisſynodalbezirks handelt,) durch die Konſiſtorien (nach Anhörung 
der Regierung) mit Genehmigung der kirchenregimentlichen Zentralbehörde, 
zu der in den alten Provinzen noch die Zuſtimmung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten hinzuzutreten hat, angeordnet werden. Eine 


3) Kgl. Vog. v. 20. Febr. 1884 (oben S. 140); KO. Hann. ref. K. § 1; 
StG. v. 6. Aug. 1883 Art. 18. 

4) Eine ſolche iſt z. B. nicht notwendig mit der Teilung eines Sup. ⸗Bez., 
der ji mit dem Bez. des Kr.⸗Syn.⸗Verbandes deckt, verbunden, wenigſtens in den 
Rechtsgebieten nicht in denen der Kr.⸗Syn.⸗Verband auch mehrere Sup. umfaſſen 
kann. Wird eine Veränderung eines Sup. Bez. beabſichtigt, die eine ſolche eines 
e nach ſich zieht, jo kommen die unten in $ 34 erörterten Normen zur 

nwendung. 
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Anhörung ſynodaler Organe, wie des Kreisſynodalvorſtandes, iſt vielfach 
üblich, jedoch nicht erforderlich. 

III. 1. Der rechtliche Charakter der Kirchenregimentsbehörden 
und ihrer Glieder iſt der Gegenſtand eines in der Theorie wie in der 
Praxis unausgetragenen Streites. Während die einen ſie für Staats⸗ 
behörden beziehungsweiſe Staatsbeamte ausgeben, behaupten die anderen, 
daß ſie dieſen Charakter in neuerer Zeit verloren haben und zu rein kirch⸗ 
lichen Organen geworden ſind. Allein die letzte Auffaſſung trägt der 
hiſtoriſchen Entwickelung Rechnung, die das Verhältnis von Staat und 
Kirche in Preußen genommen hat.!) Mögen die Kirchenregimentsbehörden 


1) Sie iſt denn auch von der ev. Abt. des Kult.⸗Min. in der Denkſchr. v. 
18. Febr. 1850 (Aktenſt. derſelb. S. 12) vertreten und durch Reſkr. des damaligen 
Min. d. g. A. v. 6. März 1850 (a. a. O. S. 17) anerkannt, in neuerer Zeit aller⸗ 
dings von derſelben Zentralſtelle wieder aufgegeben worden, vgl. Erk. d. OVG. 
v. 27. Sept. 1890 (Entſch. XX S. 453, 454). In der Theorie hat Braun den 
Verſuch gemacht (Ztſchr. XVII S. 285 ff.), die Unrichtigkeit dieſer Auffaſſung dar⸗ 
zuthun, iſt jedoch in ſeinem Reſultat, nach welchem nür die Sup., Kirchenbeamte, 
die Mitglieder des OKR. und der Konf. einſchließlich der Gen.⸗Sup., aber un⸗ 
mittelbare Staatsbeamte fein ſollen, von Hinſchius (S. 15ff. Anm. 31 u. S. 148ff. 
Anm. 37a) in eingehender Erörterung widerlegt worden. Hinſchius find Fried- 
berg S. 148 ff., Bierling (Arch. f. öff. R. VII S. 212 ff.) u. a. beigetreten, 
während, ſoweit ich ſehe, nur ein namhafter neuerer Kirchenrechtslehrer, Mejer 
(Rechtsleben S. 97) noch für alle kirchenregimentlichen Beamten die Qualität un⸗ 
mittelbarer Staatsbeamten behauptet, was bei dieſem jedoch lediglich eine Konſequenz 
davon iſt, daß er das landesherrliche Kirchenregiment überhaupt für ein Stück 
Staatsgewalt anſieht. Endlich hat auch das OVG. zu der hier in Rede ſtehenden 
Frage Stellung genommen. In einem Erk. v. 27. Sept 1890 (Entſch. XX S. 452 ff.) 
hat es den Sup. die Staatsdienereigenſchaft und zugleich allen Kirchenregiments⸗ 
behörden den Charakter von Staatsbehörden abgeſprochen (vgl. dazu auch Erk. v. 
4. Okt. 1881, Entſch. VIII S. 401), in einem Erk. v. 1. Apr. 1892 (Entſch. XXII 
S. 38 ff.) dagegen die Mitglieder des OK R. und der Konf, für unmittelbare Staats⸗ 
beamte erklärt. Es ſtimmt alſo bezüglich der Rechtsqualität der verſchiedenen 
kirchenregimentlichen Beamten mit Braun überein, ergänzt deſſen Reſultate jedoch 
Tollet, des Charakters der Kirchenbehörden dahin, daß auch die gedachten 
kollegialen Kirchenbehörden, wenngleich alle ihre Mitglieder Staatsbeamte find, 
nicht die Eigenſchaft von Staatsbehörden, ſondern lediglich die von Kirchenbehörden 
beſitzen. Dieſes Geſamtergebnis der Ausführungen des OVG. erſcheint von vorn⸗ 
herein in ſich widerſpruchsvoll (vgl. Friedberg, KR. S. 1938, auch Hinſchius, 
Syſtem d. kath. KR. II S. 369°) und findet ſeine Erklärung denn auch nur darin, 
daß die beiden Entſcheidungen nicht auf dem Boden gleicher rechtlicher Erwägungen 
erwachſen ſind. In dem erſten Erk. ſteht der Gerichtshof auf dem von uns ein⸗ 
genommenen Standpunkt, indem er unter Hinweis auf Art. 15 der Verf.⸗Urk. 
(S. 455 ff.) aus der allgemeinen Entwickelung des Verhältniſſes von Staat und 
Kirche und der Eigenart des landesherrlichen Kirchenregiments die gegenwärtige 
Beſchaffenheit der Kirchenregimentsbehörden und die Beamteneigenſchaft der Super⸗ 
intendenten beſtimmt. In dem zweiten Erk. dagegen erklärt er (S. 43 ff.): „für 
die Beamteneigenſchaft kommt es nicht ſowohl auf die allgemeinen Beziehungen 
zwiſchen Kirche und Staat, nicht auf das materielle Verhältnis der Staatsgewalt 
und der Kirchengewalt zueinander, ſondern überwiegend auf diejenigen Grundſätze 
und Normen an, welche den äußeren Rahmen, in dem ſich beide Gewalten bewegen, 
darſtellen, welche die Organiſation derjenigen Behörden und desjenigen Perſonen— 
beſtandes zum Gegenſtande haben, die der Staat ins Leben gerufen hat und noch 
in Wirkſamkeit erhält, um die Aufgaben zu erfüllen, die er ſich der Kirche gegen⸗ 
über .. geſtellt hat“ — und ſchließt ſich dann völlig Braun an, wenn er behauptet, 
die Mitglieder des OKR. und der Kon. beſäßen ſchon deshalb noch heute die 
Eigenſchaft als unmittelbare Staatsbeamte, weil ſich kein Rechtsakt oder Vorgang 
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zur Zeit des Allgemeinen Landrechts, da die Kirche als eine Staatsanſtalt 
und ihre Aufgaben als ſtaatliche angeſehen wurden, Staatsbehörden und 
die kirchenregimentlichen Beamten Staatsbeamte geweſen ſein, mag der 
rechtliche Charakter dieſer Behörden und Beamten in der Periode der 
Scheidung des kirchlichen Gebietes vom ſtaatlichen ein verſchwommener und 
ſchwer beſtimmbarer geweſen ſein — gegenüber der Verfaſſungsurkunde 
und dem Staatsgeſetz vom 3. Juni 1876 läßt ſich weder für die Super⸗ 
intendenten noch für die Mitglieder der Konſiſtorien und des Oberkirchen⸗ 
rats die Staatsbeamtenqualität behaupten. Artikel 15 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde ſpricht von der evangeliſchen Landeskirche Preußens ganz wie von 
der katholiſchen Kirche als einem vom Staate geſonderten Rechtsſubjekt, 
welches eigene Angelegenheiten hat und dieſe ſelbſtändig ordnet und ver⸗ 
waltet. Daraus aber ergibt ſich logiſch die Folgerung, daß nach Abſicht 
der Verfaſſung die zur Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten berufenen 
Perſonen im Dienſte der Kirche, nicht aber in dem des Staates ſtehen; 
nur durch eigene, nicht ſtaatliche Beamte kann die Kirche ihre Angelegen- 
heiten ſelbſtändig verwalten. Der gegen eine Argumentation aus 
Artikel 15 naheliegende Einwand, daß dieſer Artikel für die evangeliſche 
Kirche nur der Ausführung harrende Verheißungen enthalten habe, wird 
durch die neue das Verhältnis von Staat und Kirche in Rückſicht auf die 
Staats- und Kirchenhoheit normierende Geſetzgebung beſeitigt. Insbeſondere 
hat das gedachte Staatsgeſetz von 1876 den Verfaſſungsgrundſatz bezüglich 
der altpreußiſchen Landeskirche von neuem ſanktioniert und gleichzeitig er⸗ 
weitert, indem es in Artikel 19 die noch umſtrittene Vermögensfähigkeit 
und damit die Rechtsfähigkeit der Kirche auch für das Privatrecht aner⸗ 
kannte, in Artikel 21 den Übergang der Verwaltung der landeskirchlichen 
Angelegenheiten, „ſoweit ſolche bisher von dem Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten und von den Regierungen geübt worden“ war, „auf den 
Evangeliſchen Oberkirchenrat und die Konſiſtorien als Organe der Kirchen— 
regierung“ anordnete und in Artikel 23 ff. dieſen „kirchlichen Organen“ 


nachweiſen ließe, durch den ihnen dieſelbe entzogen ſein ſollte. Dieſe Aus- 
führungen können jedoch, wie bereits Hinſchius dargethan hat, für zutreffend 
nicht erachtet werden. Wenn die Staatsdienereigenſchaft der betreffenden Beamten 
heute, wie oben noch zu zeigen ſein wird, in logiſchem Widerſpruch ſteht zu dem 
vom Staate prinzipiell anerkannten und auch verwirklichten Verhältniſſe des Staates 
zur Kirche, ſo darf weder die Wiſſenſchaft noch die Praxis an ihr feſthalten. Es 
iſt nicht einzuſehen, warum dieſe Qualität ſolange fortbeſtehen muß, bis ein Staats⸗ 
geſetz ausdrücklich ihren Wegfall erklärt, iſt ſie doch ſelbſt niemals für jene Beamten 
ausdrücklich geſetzlich fixiert worden, ſondern auch für die landrechtliche Zeit nur 
ableitbar aus dem allgemeinen Verhältnis der Kirche zum Staat und anderen ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften. — Die Frage, ob die Beamten des Kirchenregiments etwa 
als mittelbare Staatsbeamte i. S. des ALR. II, 10 § 69 angeſehen werden 
könnten, iſt vom OVG. in dem erſt erwähnten Erk. (S. 456) mit Recht verneint, in⸗ 
dem kein Zweifel darüber beſtehen kann, daß die Landeskirche keine dem Staate 
untergeordnete Korporation i. S. der gedachten landrechtlichen Beſtimmung iſt; vgl. 
auch Bierling a. a. O. S. 223 ff. 
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die „Staatsbehörden“ gegenüberſtellte, denen fortan beſtimmte einzelne 
Befugniſſe vorbehalten blieben. Den kirchenregimentlichen Behörden, ins⸗ 
beſondere den Konſiſtorien und dem Oberkirchenrate, iſt hier alſo unver⸗ 
kennbar die Eigenſchaft von Staatsbehörden abgeſprochen. Die Frage 
nach dem Rechtscharakter der kirchenregimentlichen Beamten hat das Geſetz 
nicht in gleicher Weiſe ausdrücklich beantwortet, jedoch läßt ſich auch die 
Antwort auf ſie aus ſeinen Vorſchriften entnehmen: Staatsbeamter iſt, 
wer in einem Dienſtverhältnis zum Staate ſteht, und das äußere Kenn⸗ 
zeichen dieſes Dienſtverhältniſſes iſt die Anſtellung durch den Staat.“) 
Nach Artikel 23 Ziffer 7 iſt nun aber den Staatsbehörden nur eine „Mit⸗ 
wirkung“ bei der Beſetzung der kirchenregimentlichen Amter vorbehalten, 
die beſonders in der daſelbſt geforderten Gegenzeichnung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten zu Tage tritt. Die Anſtellung ſelbſt iſt damit 
ſtillſchweigend für eine Sache der Kirche erkärt, d. h. fie erfolgt durch den 
Landesherrn in feiner Eigenſchaft als Träger des Kirchenregiments. Iſt 
dies aber der Fall, dann begründet ſie ein Dienſtverhältnis zwiſchen dem 
Angeſtellten und der Kirche, nicht aber zwiſchen ihm und dem Staate, der 
Angeſtellte wird Kirchen- und nicht Staatsbeamter, und die Mitwirkung 
der Staatsbehörde hat nicht die Bedeutung einer Teilnahme an der Amts⸗ 
übertragung, ſondern iſt lediglich Betätigung der Kirchenhoheit gegenüber 
der kirchenregimentlichen Verleihung des Kirchenamts.?) An dieſem Er⸗ 
gebnis kann auch der Umſtand nichts ändern, daß die kirchenregimentlichen 
Beamten in weitem Umfange rechtlich als Staatsbeamte behandelt werden. 
Aus dem ihnen beigelegten Prädikat „königlich“ folgt nichts für ihre 
Staatsdienereigenſchaft, auch als Kirchenbeamte ſind ſie, weil vom König 
angeſtellt, königliche Beamte. Dasſelbe gilt von ihrer Einreihung in 
die Ränge der Staatsbeamten. Wenn weiter die Mitglieder der Kon⸗ 
ſiſtorien und des Oberkirchenrats den allgemeinen Staatsdienereid leiſten, 
ſo enthält einmal dieſer Eid nichts, wozu nicht auch ein königlicher Kirchen⸗ 
beamter verpflichtet werden könnte, und überdies bedeutet er wie jeder 


1) Weil die Konſiſtorien keine Staatsbehörden ſind, iſt ihnen vom OVG. 
(Entſch. VIII S. 390 beſ. 402) die Befugnis abgeſprochen, auf Grund des G. v. 
13. Febr. 1854 (GS. S. 86) in Verb. mit der Vdg. v. 16. Sept. 1867 (GS. S. 1515) 
den Sn zu erheben, wenn die gerichtliche Verfolgung gegen einen Geiftlichen 
eingeleitet iſt. 

2) Vgl Laband, Staatsrecht I (4. Auflg.) S. 403 ff. Meyer, G., Staats- 
recht (5. Auflg.) S. 307, 449 ff. 

3) Jedenfalls kann nach dem Wortlaut des G. die ſtaatl. „Mitwirkung“, um 
welche Art kirchenregimentlicher Beamten es ſich auch handeln mag, immer nur 
diefelbe Bedeutung haben. Der von Braun a. a. O. S. 295 aufgeſtellte Satz: 
„Die Mitwirkung des Staates ... hat deshalb bei Beſetzung der Superintendentur⸗ 
ämter einen ganz anderen Sinn als diejenige bei Anſtellung von Mitgliedern der 
Konſiſtorien; während ſie dort lediglich als Ausfluß der Kirchenhoheit gegenüber 
der kirchenregimentlichen Verleihung des Kirchenamts erſcheint, iſt ſie hier weſentlich 
der auf Übertragung des Staatsamtes gerichtete Dispoſitionsakt der Staatsgewalt“ 
— iſt eine willkürliche und durch nichts beweisbare Behauptung. 
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Dienfteid doch nur eine Bekräftigung bereits vorhandener Pflichten; beſteht 
alſo zur Zeit der Eidesleiſtung kein Pflichtverhältnis zum Staat, ſo wird 
es durch dieſe auch nicht begründet. Ebenſo kann die Beſoldung der ge— 
dachten Beamten aus Staatsmitteln nicht für ihre Staatsdienereigenſchaft 
ins Feld geführt werden. Der Staat erfüllt, indem er jene gewährt, nicht 
eine ihm aus der Anſtellung dem Einzelnen gegenüber erwachſene Ver⸗ 
pflichtung, ſondern ſeine ſtillſchweigend anerkannte Dotationspflicht gegen⸗ 
über der evangeliſchen Kirche. Endlich wird die Staatsdienereigenſchaft 
der Mitglieder des Oberkirchenrats und der Konſiſtorien auch nicht dadurch 
bewieſen, daß die Praxis auf ſie die ihrer ausdrücklichen Beſtimmung nach 
nur auf Staatsbeamte anwendbaren Staatsgeſetze über Gehaltszahlungen, 
Wohnungsgeldzuſchuß, Tagegelder, Reiſe- und Umzugskoſten, Hinter⸗ 
bliebenenfürſorge und Disziplin zur Anwendung bringt. Dieſe Praxis 
muß allerdings von der Staatsdienereigenſchaft jener Beamten ausgehen, 
allein daraus folgt noch nichts für die Richtigkeit dieſer Annahme. Daß 
unſere prinzipielle Auffaſſung für den Augenblick zu mißlichen praktiſchen 
Konſequenzen führt, iſt irrelevant. Sind die Kirchenregimentsbeamten keine 
Staatsdiener mehr, ſo entbehrt die ganze letztgedachte Praxis allerdings 
jedes rechtlichen Fundaments, und die in Rede ſtehenden Diener der Kirche, 
für die es zur Zeit in allen jenen Beziehungen an beſonderen Rechtsvor⸗ 
ſchriften fehlt, befinden ſich in einem Zuſtande teilweiſer Rechtloſigkeit, 
allein das kann zu keinem Aufgeben des wiſſenſchaftlich gewonnenen 
Reſultats führen, ſondern nur den Geſetzgeber veranlaſſen, hier Abhilfe 
zu ſchaffen. Weder die derzeitige rechtliche Qualität der kirchenregiment⸗ 
lichen Beamten noch das Intereſſe der Kirche nötigt dazu, dieſe Beamten 
fernerhin rechtlich anders zu behandeln als die Staatsdiener, allein es 
bedarf doch — um der heute nurmehr tatſächlich beſtehenden Praxis eine 
ſichere Rechtsgrundlage zu geben — einer geſetzlichen Erklärung darüber, 
daß fie den Staatsbeamten rechtlich gleichſtehen ſollen, nachdem fie aufs 
gehört haben rechtlich ſolche zu ſein. ) 

Zum Schluß iſt hier noch darauf hinzuweiſen, daß die Kirchen⸗ 
behörden und Kirchenämter, und zwar ſowohl die regimentlichen wie die 
geiſtlichen in den Staatsgeſetzen und offiziellen Aktenſtücken häufig 
„öffentliche Behörden“ und „öffentliche Amter“ genannt?) und dem— 
gemäß die kirchlichen Amtsträger in der Literatur allgemein als „öffent— 
liche Beamte“ bezeichnet werden.?) Hieraus folgt jedoch für die Nechts- 


1) Zutreffend die Ausführungen des Synodalen Brüel auf der 4. ord. hann. 
L.⸗Syn. 1887: Prot. S. 359 ff. 

2) So das geiſtliche Amt in §§ 21, 23, 24 d. G. v. 11. Mai 1873 und alle 
Kirchenämter in den Motiven zu § 5 d. G. v. 13. Mai 1873. Vgl. Hinſchius, 
Preuß. Kirchengeſetze v. 1873 S. 1483, auch ©. 1032. 

3) Friedberg, KR. S. 148, 192, 199. Derſelbe, VerfR. S. 44, 256. 
Sohm i. d. Ztſchr. XI S. 171: vgl. auch Hinſchius, Syſtem d. kath. KR. II S. 369. 
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ſtellung der Kirchenbehörden und Kirchendiener nichts, insbeſondere nicht 
etwa eine ſtaatliche Qualität derſelben; den öffentlichen Behörden und 
den öffentlichen Beamten als ſolchen iſt eine beſondere Rechtsſtellung 
nicht eingeräumt, das Prädikat „öffentlich“ hat überhaupt keine allgemein 
beſtimmte rechtliche Bedeutung.!) 

2. In vielfachem Gegenſatz zu dieſem durch wiſſenſchaftliche Deduktion 


1) Die Begriffe „öffentliche Behörde“, „öffentliches Amt“ und „öffentlicher 
Beamter“ find überhaupt weder geſetzlich fixiert noch durch die Wiſſenſchaft klar 
und unbeſtritten feſtgeſtellt (vgl. Hinſchius S. 14). Wenigſtens gilt dies für das 
Staatsrecht. Der aus $ 359 des NSIGB. ſich ergebende Begriff des öffentlichen 
Beamten hat, wie das Geſetz ſelbſt ſagt, keine über das Strafrelht hinausgehende 
Bedeutung; dasſelbe gilt von dem aus $ 359 in Verbindung mit $ 31 etwa 
konſtruierbaren Begriff des öffentlichen Amtes. — Die Frage, ob Kirchenbeamte 
öffentliche Beamte im Sinne des RStGB. jind, iſt für Preußen jedenfalls 
zu verneinen, indem die Kirchenbeamten hier nach unſeren vorangehenden Aus- 
führungen weder in unmittelbarem noch mittelbarem Dienſte des Staates ſtehen, 
nach $ 359 des RStGB. aber außer den Notaren nur die im Dienſte des Reiches 
oder in unmittelbarem oder mittelbarem Dienſte eines Bundesſtaates angeſtellten 
Perſonen Beamte im Sinne dieſes Geſetzes find (ſodaß auch nur für dieſe, ſofern 
nichts beſonderes bemerkt iſt (§ 338), die §§ 33 ff. gelten). Ebenſo wird, die Frage 
zu verneinen ſein, ob die Amter der Landeskirchen öffentliche Amter im 
Sinne des RStGB. ſind. Es iſt nicht anzunehmen, daß das Geſetzbuch unter 
öffentlichem Amt etwas anderes verſteht als den Geſchäftskreis der von ihm als 
Beamte bezeichneten Angeſtellten, ſofern es dies nicht ausdrücklich hervorhebt, wie 
es in § 31 Abſ. 2 bezüglich der Advokatur ꝛc. geſchehen iſt. Zweifelsohne ergibt 
ſich die Verneinung der Frage aber daraus, daß die in Betracht kommenden Vor⸗ 
ſchriften des RStGB. (beſ. $$ 31, 132) dem preuß. StGB., welches die geiſtlichen 
und anderen kirchlichen Amter nicht zu den öffentlichen rechnete, entnommen ſind, 
und zwar ohne daß die Abſicht kundgegeben wäre, den Sprachgebrauch des preuß. 
Geſetzes nicht beizubehalten. Erk. d. RG. v. 13. März 1884 (Entſch. i. StS. X 
S. 201 ff.). Übrigens ſteht auch der preuß. Geſetzgeber auf dem Standpunkte, daß 
die geiſtlichen und anderen Kirchenämter nicht öffentliche Amter im Sinne des 

StGB. find; nur jo rechtfertigen ſich die §88 23, 24 d. G. v. 11. Mai 1873 
und $ 31 d. G. v. 12. Mai 1873, welche ſämtlich Strafbeſtimmungen gegen die 
unbefugte Ausübung geiſtlicher bezw. anderer kirchlicher Amter enthalten. Hält 
man die Kirchenämter für öffentliche Amter im Sinne des R StGB., jo wären 
dieſe Paragraphen, da fie ſich inhaltlich teilweiſe mit § 132 des RStGB. decken 
würden, nicht nur überflüſſig, ſondern mit Rückſicht darauf, daß ſie Materien um⸗ 
faſſen würden, die im R StGB. ihre Regelung gefunden haben, ſogar unzuläſſig 
geweſen. Vgl. Hinſchius, Kirchengeſetze v. 1873 S. 88 und Kirchengeſetze v. 1874 
und 1875 S. 200 ff.; ferner v. Liszt, Lehrb. des Strafrechts 10. Aufl., (Berl. 1900) 
©. 2492, 5653, Meier, H., Lehrb. des Strafrechts 5. Aufl., (Lpzg. 1895) S. 355 8, 
Rüdorff⸗Stenglein, Komm. z. RStGB. 4. Aufl., (Berl. 1892) S. 1274, u. a. m 
A. Anſicht: Zorn, KR. S. 224? und Richter-Dove, KR. S. 8123. Der Umſtand, daß 
die Kirchendiener und Kirchenämter in preußiſchen Geſetzen als öffentliche Beamten 
und öffentliche Amter bezeichnet werden, hat keinen Einfluß auf den ihnen für das 
Reichsſtrafrecht beizulegenden Charakter. — Endlich kann es ſich noch fragen, ob 
die Kirchenbehörden Behörden i. S. des StGB. ſind. Für § 114 iſt dies 
jedenfalls zu verneinen, da hier, wie aus der Überforiht des ſechsten Abſchnitts 
folgt, nur Staatsbehörben in Betracht kommen können. Für § 196 wird dieſe 
Frage dagegen von Theorie wie Praxis (Erk. d. RG. 5. Juli 1892 [Entſch. i. 
StrS. XXIII S. 204] d. Ob. Trib. v. 24. Jan. 1878 [Stenglein, Ztſchr. f. 
Gerichtsprax. VIII S. 148] Ohlshauſen Kom. z. RStGB. 6. Auflg., I S. 722 8a) 
bejaht, indem man aus der Nennung der Religionsdiener neben den Beamten 
darauf ſchließen zu können glaubt, daß auch die Behörde, von der hier die Rede 
iſt, eine weltliche oder eine geiſtliche ſein kann. Dieſe Auslegung iſt allerdings 
keine unanfechtbare, jedoch vom praktiſchen Standpunkt nur zu billigen, da durch 
fie allein den kirchl. Behörden der erforderliche Schutz gegen Beleidigung gewährt wird. 
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gewonnenen Reſultat ſteht, wie bereits erwähnt, die Praxis, welche die 
Superintendenten und die anderen kirchenregimentlichen Beamten nach 
verſchiedenen Grundſätzen behandelt. Nur in jenen ſieht ſie reine Kirchen⸗ 
beamte und behandelt fie daher rechtlich, ſoweit nicht Sondervorſchriften 
exiſtieren, regelmäßig!) nach den für die Geiſtlichen geltenden Vorſchriften, 
ſo beſonders bezüglich der Disziplin. Die Mitglieder des Oberkirchenrats 
und der Konſiſtorien, einſchließlich der Generalſuperintendenten, ſowie auch 
die Subaltern⸗ und Unterbeamten dieſer Behörden dagegen betrachtet die 
Praxis als Staats⸗, insbeſondere Verwaltungsbeamte und beurteilt ihre 
Anſtellung, Beſoldung, Penſionierung, Hinterbliebenenfürſorge, Disziplin 
u. ſ. w. lediglich nach den Staatsgeſetzen, die diesbezüglich für die ſtaat⸗ 
lichen Verwaltungsbeamten ergangen find.?) 


1) Jedoch nicht ausnahmslos; z. B. werden die Sup. nicht mit dem Dienſteid 
der Geiſtlichen, ſondern dem der Mitglieder des Konſ. verpflichtet: Chalybaeus, 
Samml. S. 2711 

2) Die Erörterung dieſer ſtaatsrechtlichen Normen gehört in die Darſtellung 
des ſtaatlichen Beamtenrechts. Wir verweiſen beſonders auf Roenne, Stg. d. 
Preuß. Monarchie, 5. Aufl., bearbeitet von Zorn, I, Lpzg. 1899, S. 416, u. geben 
hier nur eine Zuſammenſtellung der in Betracht kommenden Geſetze, Verordnungen, 
Erlaſſe u. ſ. w.: Über den Dienſteid vgl. ME. v. 6. März 1850 (Aktenſt aus der 
Verw. der ev. Abt. des Kult.⸗Min. S. 17), über die Form: Vdg v. 6. Mai 1867 (GS. 
S. 715) auch Schwarz, E., Verf.-Urk. f. d. Preuß. Staat Anm. zu Art. 108. Für 
die Kirchenregimentsbeamten d. neuen Prov. iſt der Verf. Eid vorgeſchrieben durch 
Beſchl. des Staatsmin. v. 31. Okt. 1867 (BVM Bl. S. 326). — Die Beſoldung erfolgt 
nach Maßgabe des Staatshaushalsetats; etwaige Gebühren der Gen.-Sup. werden 
angerechnet. Vgl. im übrigen: Grundſ. zur Ausf. der Beſoldungsaufbeſſerung f. d. 
mittleren u. höheren etatsm. Beamten der Kultusverw. v. 12. Juni 1897 (Zentr.⸗Bl. 
S. 471); G. betr. Gehaltszahlung u. Gnadenquartal v. 6. Febr. 1881 (GS. S. 17); G. 
betr. Wohnungsgeldzuſchüſſe v. 12. Mai 1873 (GS. S. 209); Regulativ über die 
Dienſtwohnungen, beſtätigt durch Allerh. Erl. v. 26. Juli 1880 (VM Bl. S. 263). — 
Die Tagegelder (Diäten) u. Reiſekoſten ſind feſtgeſtellt durch G. v. 24. März 
1873 (GS. S. 122), geändert durch G. v. 28. Juni 1875 (GS. S. 370), Vdg. v. 
15. April 1876 (GS. S. 107), G. v. 21. Juni 1897 (GS. S. 193) nebſt der auch 
im Reſſort der Kultus-Verw. maßgebenden Ausf.⸗Beſt. der Min. d. Inn. u. d. 
Fin. v. 1. Sept. 1897 (V MBl. S. 148); die Umzugskoſten durch G. v. 24. Febr. 
1877 (GS. S. 15) u. 24. Aug. 1896 (GS. S. 173), dazu: Zirk.⸗Reſkr. d. Min. 
d. g. A. v. 24. Aug. 1877 (BVM Bl. S. 242; KGBl. S. 218) u. v. 13. März 1879 
(VMBl. S. 107, betr. Zuſtändigkeit für Anweiſung der Zahlung der Umzugskoſten), 
ſowie Erlaſſe des Staatsmin v. 13. Mai 1884 (VM Bl. S. 107) u. v. 12. Aug. 1896 
(Zentr.⸗Bl. S. 693). — Die Penſionierung richtet ſich nach dem G. v. 27. März 
1872 (GS. S. 268) nebſt ſeinen Novellen v. 31. März 1882 (GS. S. 133), v. 
30. April 1884 (GS. S. 126), v. 20. März 1890 (GS. S. 43); betr. Berechnung der 
Dienſtzeit von Konſ.⸗Räten im etatsm. Nebenamt vgl. E. der Min. d. g. A. u. d. Fin. 
v 3. Apr. 1897 (Zentr.⸗Bl. S. 360). — Die Hinterbliebenen werden verſorgt 
nach G. v. 20. Mai 1882 (GS. S. 298), geändert durch G. v. 28. März 1888 
(GS. S. 48) u. v. J. Juni 1897 (GS. S. 169), vgl. Ausf. Beſt. v. 5. Juni, 7. Juli, 
27. Sept. 1882 (V MBl. S. 1.0, 171, 248), 10. u. 23. Apr. 1883 (daſ. S. 54, 59), 
30. Dez. 1884 (daf. 1885 S. 7). — Für die übernahme von Nebenämtern gilt 
Kab.⸗O. v. 13. Juli 1839 (HS. S. 235), ausgedehnt auf die neuen Landesteile 
durch Vg. v. 23. Sept. 1867 (GS. S. 1619) bezw. G. v. 25. Febr. 1878 (GS. S. 97); 
dazu Min. Verf. v. 7. Febr. 1883 (VM Bl. S. 39). — Urlaub wird dem Präſidenten 
des OK R. vom Landesheern erteilt, im übrigen gelten die Vorſchriften der Reg.“ 
u. der Oberpräſ.-Inſtr., vgl v. Noenne-Zorn S. 449 ff. u. die dazu ergangenen 
Erlaſſe, insbeſ. AE v. 15. Juni 1863 (VM Bl. S. 137); über Beurlaubung der Gen.⸗ 
Suy. Altpreußens vgl. EO. v 4. April 1883 (KGBl. S. 51). — Bei Anſtellung der 
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8 19. 


Die Zentralbehörden. 
A. Der Evangeliſche Oberkirchenrat. 

I. Die Zuſammenſetzung. Der Oberkirchenrat beſteht aus einem 
weltlichen Präſidenten, einem geiſtlichen Vizepräſidenten und aus der er⸗ 
forderlichen Anzahl weltlicher und geiſtlicher Räte, !) unter denen ſich auch 
der evangeliſche Feldpropſt befindet.?) Die Ernennung aller Mitglieder 
erfolgt auf Lebenszeit durch den König auf gemeinſamen Vorſchlag des 
Oberkirchenrats und des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten, welch 
letzterer auch die Beſtallungen zu kontraſignieren hat; bei der Beſetzung ſoll 
auf den unierten Charakter der Landeskirche Rückſicht genommen werden.“) 


Subaltern⸗ und Unterbeamten werden die Militäranwärter berückſichtigt nach 
Maßgabe der Grundſätze des Bundesrats v. 25. März 1882, der auf Grund dieſer 
erlaſſenen Kab.⸗O. v. 10. Sept. 1882 (VM Bl. S. 225) u. der Beſtimmungen des 
Kriegsmin. v. 20. März 1885 (daſ. S. 175, vgl. auch daſ. 1891 S. 215, 1894 S. 74, 
145, 1896 S. 90, 1897 S. 107, 1898 S. 108, 193). Der Invaliden- u. Alters⸗ 
verſicherungspflicht unterliegen die Konſ.-Büreaubeamten u. Boten nicht, ſofern 
ſie einen Penſionsanſpruch haben, der den Mindeſtbetrag der Invalidenrente erreicht, 
Bundesratsbeſchl. v. 28. Apr. 1892, vgl. EO. v. 11. Juli 1892 (KGBl. S. 142, 
Truſen S. 36815), Weyl, KR. u. Reichsverſicherungsrecht, i. Arch. f. öffentl. 
Recht X 1895 S. 421 ff. Was endlich die Disziplin anlangt, jo kam vor Erlaß 
der Verf.⸗Urk. auf Mitglieder und Beamte der Konſiſtorien, einſchließl. der General- 
ſuperintendenten, das G. betr. das gerichtl. u. Disziplinarſtrafverfahren gegen 
Beamte v. 29. März 1844 (GS. S. 77) zur Anwendung. Als dann d. G. betr. die 
Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten v. 21. Juli 1852 erging, vertrat die 
Praxis der oberſten Kirchenbehörden zuerſt, von der Anſchauung ausgehend, daß 
der DER. u. die Konſ. mit Rückſicht auf Art. 15 Verf.⸗Urk. nicht mehr als Staats⸗ 
behörden zu betrachten ſeien, die Auffaſſung, daß das neue G. auf die Mitglieder 
und Beamten dieſer Behörden keine Anwendung zu finden habe, es vielmehr bei 
dem G. v. 1844 ſein Bewenden behalte, EO. v. 3. Apr. 1855 (A. H. 8 S. 82). 
Dieſe Anſicht iſt jedoch ſeit Anfang der 60er Jahre wieder aufgegeben, und man 
hat ſeitdem, offenbar weil man jene Beamten wieder für Staatsbeamte hielt, 
regelmäßig das G. v. 1852 auf ſie angewendet. Auf Grund dieſes G. üben die 
Konſ. über die bei ihnen angeſtellten Beamten heute Disziplinargewalt aus, obgleich fie 
unter den als Disziplinarbehörden nach § 24 d. G. fungierenden Provinzialbehörden 
nicht genannt ſind. Vgl. Braun a. a. O. S. 293, 295. Das neue KG. d. altpreuß. 
LK. betr. die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten v. 16. Juli 1886 (KGBl. S. 81) da- 
gegen wird auf dieſe Beamten nicht zur Anwendung gebracht, obgleich § 1 desſelben 
ſchlechthin anordnet: „Die Vorſchriften dieſes G. ſind anwendbar auf alle geiſtlichen 
und nichtgeiſtlichen Kirchenbeamten“ und zu letzteren auch die Beamten der kirchen⸗ 
regimentlichen Kollegialbehörden gerechnet werden müſſen. Die einen anderen 
Standpunkt einnehmenden Motive des Geſetzes würden, wie Bierling a. a. O. 
S. 222 richtig bemerkt, einer Anwendung desſelben auch auf dieſe Beamten nicht 
entgegenſtehen, vgl. auch Friedberg KR. S. 293. — Anders das Diszipl.⸗G. f. 
die luth. K. Hannovers v. 24. April 1894 (KGBl. H. S. 59), welches die Abſicht des 
Geſetzgebers unzweideutig zum Ausdruck bringt, wenn es ($ 1) jagt, daß es „auf 
alle im geiſtl. Amt oder im niederen Kirchendienſt Angeſtellten“ Anwendung finde. 

1) Der Präſident iſt Rat J. Klaſſe u. erhält regelmäßig durch beſondere 
Verleihung den Charakter als „Wirkl. Geh. Rat“ mit dem Prädikat „Exzellenz.“ 
Die Räte führen den Titel „Oberkonſiſtorialrat“, einzelne find zu „Wirkl. Ober⸗ 
Konſ.⸗Räten“ ernannt; ſie ſtehen, ſofern ihnen nicht ein höherer Rang verliehen 
wird, in der III. Rangklaſſe der Staatsbeamten, indem ſie den Rang behalten 
haben, den ſie als Mitglieder des Min. f. geiſtl. Angel. hatten, aus dem der OK R. 
hervorgegangen iſt, Vdg. v. 7. Febr. 1817 (GS. S. 61) 5 1. 

2) Vgl. Mil.⸗KO. § 2 u. unten $ 22. 

3) Siehe oben S. 215, 216. 
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Bezüglich der Qualifikation der Mitglieder des Oberkirchenrates gibt es 
keine beſonderen Vorſchriften, zu geiſtlichen Mitgliedern gelten daher die⸗ 
jenigen für qualifiziert, welche die allgemeinen Vorausſetzungen für die 
Erlangung der geiſtlichen Amter erfüllen, zu weltlichen diejenigen, welche 
die Befähigung zum höheren ſtaatlichen Verwaltungsdienſt oder zum Richter⸗ 
amt beſitzen. “) 

II. Der Geſchäftsgang. Der Oberkirchenrat verwaltet alle ihm 
zugewieſenen Angelegenheiten kollegialiſch; in den Fällen, in denen er die 
Mitglieder des Generalſynodalvorſtandes als außerordentliche Beiſitzer zu⸗ 
zuziehen hat, bildet er mit dieſen ein Kollegium.?) Er verkehrt direkt mit 
allen Behörden und berichtet unmittelbar an den König, hat jedoch General⸗ 
verfügungen und Immediatberichte dem Miniſter der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten zur Kenntnisnahme mitzuteilen. Sämtliche Ausfertigungen ergehen 
unter der Firma „Der Evangeliſche Oberkirchenrat“ und werden von dem 
Vorſitzenden allein gezeichnet.“) 

III. Die Zuſtändigkeit. Als Zentralinſtanz des Kirchenregiments hat 
der Oberkirchenrat 1. die oberſte Leitung und Verwaltung der Landeskirche. 
Er iſt die ausſchließliche Inſtanz für alle ſpezifiſch landeskirchlichen An⸗ 
gelegenheiten. Daher hat er das Recht der allgemeinen Anordnung innerhalb 
der beſtehenden Geſetze und Verordnungen. Er hat alle kirchlichen Gefeß- 
entwürfe vorzubereiten und die ſanktionierten Geſetze, welche von ſeinem Prä⸗ 
ſidenten zu kontraſignieren ſind, unter ſeiner Verantwortung im kirchlichen Ge⸗ 
ſetz und Verordnungsblatt zu publizieren.“) Er verwaltet die landeskirchlichen 
Fonds und vertritt die Landeskirche in vermögensrechtlichen Angelegen⸗ 
heiten. Er vermittelt ihre Beziehungen zu den nicht preußifchen evanz 
geliſchen Landeskirchen Deutſchlands. Er nimmt ihre Intereſſen wahr 
bei der Beſetzung der evangeliſch-theologiſchen Lehrſtühle an den Univerfi- 
täten, bei der Einführung von Religionslehrbüchern in den Schulen und 
anderen ſtaatlichen Maßnahmen. 

2. Der Oberkirchenrat iſt weiter Aufſichts- und Rekursinſtanz über den 
unteren Kirchenregimentsbehörden, bei deren Beſetzung er auch die Er— 
nennungsvorſchläge macht. Er regelt insbeſondere den Geſchäftsgang der 
Konſiſtorien durch allgemeine Dienſtinſtruktionen, vermittelt deren Verkehr 


1) Regelmäßig find beim OK. wie bei den Konſ. Gerichts- oder Regierungs⸗ 
aſſeſſoren, die ſich der geiſtlichen Verwaltung widmen wollen, als Hülfsarbeiter 
beſchäftigt, die den Titel „Konſiſtorialaſſeſſor“ führen; aus dieſen werden die ein- 
tretenden Vakanzen in weltlichen Ratsſtellen beſetzt. 

2) Alle Mitglieder des Gen.⸗Syn.⸗V. ſind in dieſen Fällen gleichberechtigte 
Mitglieder des OKR. ohne Rückſicht auf ihre Stellung in jenem als Vorſitzender, 
Stellvertreter des Vorſitzenden oder Beiſitzer. Verholgn. d. 2. ord. Gen.⸗Syn. 1885 
S. 120 ff., 565 ff., 817. 

9) Reſſ.⸗Regl. v. 1850 § 2. Kab. O. v. 5. Febr. 1855 (A. H. 2 S. 77, Hin- 
ſchius S. 158; Goßner ©. 200). Über die itio in partes bei Entſcheidung 
konfeſſioneller Fragen vgl. oben S. 216. 

4) Reſſ.⸗Regl. v. 1850 $ 1 am Ende; Gen.⸗Syn. O. § 6. 
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mit dem Landesherrn, wo es ſich um die Ausübung landesherrlicher 
Reſervatrechte handelt, und beſchließt über die gegen ihre Entſcheidungen 
erhobenen Beſchwerden. Dabei iſt die in § 1 des Reſſort-Reglements 
von 1850 enthaltene Aufzählung der Angelegenheiten, in denen der Ober⸗ 
kirchenrat „die Befugniſſe der höheren Inſtanz und das Recht allgemeiner 
Anordnung“ haben ſoll, — 

Es ſind: 1. das Synodalweſen, 2. die Aufſicht über den Gottes⸗ 
dienſt (Generalſynodalordnung § 7 Ziffer 3), den kirchlichen Religions⸗ 
unterricht, die Anordnung kirchlicher Feſte, der Einweihung von Kirchen 
und der Einräumung derſelben zu nicht ſtiftungsmäßigen Zwecken, 3. die 
Aufſicht über das kirchliche Prüfungsweſen und die Vorbereitung zum 
geiſtlichen Stande, einſchließlich der Aufſicht über das Predigerſeminar 
zu Wittenberg, 4, Beſchwerden über Pfarrbeſetzungen und die Beſetzung 
niederer Kirchenämter, ſowie die Streitigkeiten über kirchliche Präſentations⸗ 
und Wahlrechte, vorbehaltlich des Rechtswegs, 5. Aufſicht über Ordination, 
Einführung und Vereidigung der Geiſtlichen, 6. Aufſicht und Disziplin 
über die Geiſtlichen, 7. Emeritierungsangelegenheiten, . .. vikariſche Ver⸗ 
waltung erledigter Amter, 8. Beſchwerden über Anmaßung oder Ver⸗ 
weigerung pfarramtlicher Handlungen ſeitens evangeliſcher Geiſtlicher, die 
Überhebung von Stolgebühren und die Streitigkeiten über Parochialbe⸗ 
rechtigungen, 9. Beſtätigung niederer Kirchendiener, wo ſolche erforderlich 
iſt, 10. Erteilung kirchlicher Dispenſationen, 11. Aufrechterhaltung der 
Kirchenzucht, 12. Kirchenviſitationen und Beaufſichtigung der Pfarr- und 
Superintendentur ⸗Archive. 

— heute nicht mehr als erſchöpfend anzuſehen, nachdem durch Staatsgeſetz 
vom 3. Juni 18761) alle kirchlichen Angelegenheiten den Organen der 
Kirchenregierung, und demnach in höherer Inſtanz dem Oberkirchenrat 
übertragen find. Insbeſondere bleiben von den im § 3 des Reſſort⸗ 
Reglements genannten „äußeren Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche“ 
gemäß Artitel 23 des genannten Staatsgeſetzes dem Oberkirchenrat nur 
noch entzogen: 1. die Regulierung des Interimiſtikums in ſtreitigen Kirchen-, 
Pfarr: und Küſtereibauſachen, 2. die Aufſicht über die Kirchenbücher, ſoweit dieſe 
noch zur Beurkundung des Perſonenſtandes dienen, 3. die Ausübung der 
landesherrlichen Verwaltungsrechte in Anſehung des Vermögens der dem 
landesherrlichen Patronate unterworfenen Kirchen, kirchlichen Stiftungen und 
Inſtitute, welche Geſchäfte in erſter Inſtanz die Provinzialregierung, in 
zweiter der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten wahrzunehmen hat. 

Einzelne Aufſichtsbefugniſſe hat der Oberkirchenrat ſodann gegenüber 
den Provinzialſynoden, indem deren außerordentliche Berufung ſeiner Ge— 
nehmigung, die Wahl des Präſes ſowie die Feſtſetzung der Aſſeſſorenzahl 
ſeiner Beſtätigung bedarf.?) In weitem Umfange unterſteht ſeiner un⸗ 


I) Die einzelnen vor dieſem G. ſtattgehabten Kompetenzerweiterungen find 
vom OKR. größtenteils mitgeteilt in der Zuſammenſtellung v. 1857 (A H. 2 S. 1 3). 

5 öſtl. Prov. §8 64, 66; Rh. W. § 46 i. der Faſſ. des KG. v. 1. Juli 
1893 u. § 47. 
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mittelbaren Kontrolle das ganze Kollektenweſen,!) in einzelnen Beziehungen 
auch die allgemeine Vermögensverwaltung der Provinzial-, Kreis⸗ und 
Einzelgemeinden, inſofern zahlreiche Beſchlüſſe, die die Vertretungen dieſer 
in vermögensrechtlichen Angelegenheiten faffen, zu ihrer Giltigkeit feiner 
Genehmigung bedürfen. 

Es ſind dies: 1. die Beſchlüſſe der Vertretung des Provinzial⸗ 
ſynodalverbandes: a) bei dem Erwerbe, der Veräußerung oder der 
dinglichen Belaſtung von Grundeigentum, ſoweit der Erwerb nicht 
im Falle einer Zwangsverſteigerung zur Sicherung in das Grund⸗ 
buch eingetragener kirchlicher Forderungen notwendig iſt; b) bei einer 
Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den beſtimmungs⸗ 
gemäßen Zwecken; ce) bei neuen organiſchen Einrichtungen für kirchliche 
Zwecke, ſowie bei Errichtung, Übernahme oder weſentlicher Anderung von 
Anſtalten für chriſtliche Liebesthätigkeit. — 2. Die Beſchlüſſe der Vertretung 
des Kreisſynodalverbandes im Falle zu la, wenn der Wert des zu 
erwerbenden oder des zu veräußernden Gegenſtandes oder der Betrag der 
Belaſtung die Summe von 100,000 Mark überſteigt, und im Falle zu 1b. 2) 
— 3. Die Beſchlüſſe kirchlicher Gemeindeorgane in den unter 2. auf⸗ 
gezählten Fällen und außerdem noch bei der Veräußerung von Gegenſtänden, 
die einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwert haben.?) 

Kraft beſonderen Auftrags?) endlich führt er die Aufſicht über die 
deutſchen evangeliſchen Gemeinden im Auslande, welche unter dem Patronat 
des Königs oder ſonſt in einer Weiſe mit der altpreußiſchen Landeskirche 
in Verbindung ftehen,d) und entfaltet damit eine über die Landeskirche 


1) Das Kollektenweſen iſt dem OK R. durch KabO. v. 16. Febr. 1856 (A. 
H. 8 S. 124) übertragen, u. hat derſelbe durch Erl. v. 1. Aug. 1856 (A. H. 9 S. 229) 
u. Erl. v. 19. Mai 1897 (KGBl. S. 40) beſtimmt, daß nur Kirchenkollekten, die 
einmal in einer einzelnen Gemeinde für örtl. Bedürfniſſe abgehalten werden, 
keiner Genehmigung bedürfen, daß ferner Kollekten, die nach Beſchluß des GK R. 
wiederholt für ſolche Bedürfniſſe oder auf Grund von Beſchlüſſen der Kr. Synoden 
für ihre Zwecke in den Kirchen des Synodalkreiſes eingeſammelt werden ſollen, 
vom Konf., alle übrigen Kollekten aber von ihm ſelbſt zu genehmigen find. 

2) KG. v. 16. Juni 1895 § 3 (KGBl. S. 53) u. Vdg. v. 3. Aug. 1895 (KGBl. 
S. 73); bei Goßner ©. 162, 163. 

3) KG. v. 18. Juli 1892 $ 1 (KGBL. 1893 S. 9) u. Vdg. v. 8. März 1893 

(daſ. S. 12); bei Goßner S. 506 ff. 

4) KabD. v. 31. Juli 1852; vgl. die oben S. 240! zit. Zuſammenſtellung. 

5) Dieſe Gem. ſind z. Z. folgende: 1. in Europa: in Großbritannien die 
Gem. in: Sydenham, Hull, Sunderland, New⸗Caſtle on Tyne, Bradford, Edinburgh, 
Glasgow, Liverpool; in Italien in: Rom, Florenz, Bari, Bologna-Anfona, 
Genua, San Remo, Meſſina⸗Palermo, Neapel; in d. Niederlanden: im Haag 
u. Rotterdam; in Spanien in: Barcelona, Malaga; in Portugall in: Liſſabon, 
Amora, Porto u. Horta a. d. Azoren; in Rumänien in: Atmadſcha, Conſtanza, 
Brafla, Bukareſt, Crajova, Galatz, Rimnic⸗Välcea, Jaſſy, Piteſti, Turnu⸗Severin; 
in Bulgarien in: Sofia; in der Schweiz: die ev. luth. Gem. i. Genf; in Serbien 
in: Belgrad; i. d. Türkei in: Konſtantinopel, Saloniki; 2. in Kl. Afien: in Smyrna, 
Beirut, Jeruſalem, Bethlehem, Haifa; 3. in Afrika: in Alexandrien, Kairo, Wind⸗ 
hoek, Darees⸗ Salaam, in Pretoria u. Johannesburg in Transvaal; in Süd⸗ 
Amerika: in Braſilien in: Rio de Janeiro, S. Izabel, S. Leopoldina I u. II, 
Petropolis, Juiz de Fora, Blumenau, Sao Bento, Indayal bei Blumenau, 
Californien, S. Joao de Petropolis, Timbo, Theophilo Ottoni; in Chile in: 
Oſorno, Puerto⸗Montt, Frutillar, Santiago u. Valparaiſo; in Venezuela in: 
Caräcas; in den La Plata -Staaten in: Buenos Aires, Eſperanza, General⸗ 
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hinausgehende Tätigkeit.“) 

3. Die Zuziehung des Generalſynodalvorſtandes zu Beſchlußfaſſungen 
hängt einmal vom Ermeſſen des Oberkirchenrats ab, indem er ſie in allen 
„Angelegenheiten der kirchlichen Zentralverwaltung von vorzüglicher 
Wichtigkeit“ vornehmen kann, iſt ſodann aber auch für beſtimmte An⸗ 
gelegenheiten geſetzlich vorgeſchrieben: 


Alvear, Humboldt, Roſario; in Paraguay in: Aſuncion; in ae in: Nueva 
Helvetia, Montevideo; 5. in Auſtralien in: Charters⸗Towers in Queensland; 6. auf 
den Samoainjeln in: Apia. — Nach der Art ihrer Verbindung mit der preuß. 
Landeskirche zerfallen dieſe Gem. in 2 Gruppen: 1. in ſolche, die durch Allerh. 
KabD. oder durch einen ſonſtigen Akt (Beſtätigung ihrer Statuten durch den 
OK.) an die preuß. Landeskirche angeſchloſſen find oder traditionell als an⸗ 
geſchloſſen gelten u. ſich in Bezug auf Kultus u. Disziplin ihrer Geiſtlichen der 
Aufſicht des OK R. unterſtellt haben; 2. in die, bei denen ein ſolcher Anſchluß nicht 
erfolgt iſt, deren Geiſtliche jedoch mit der preuß. Landeskirche inſofern in Verbindung 
ſtehen, als ſie die Paſtorierung im Auftrage oder mit Genehmigung des OKR. 
übernommen haben. Nach dieſen Geſichtspunkten ſind die Gem. gruppiert in der 
Tabelle, die der OK R. 1897 aufgeſtellt hat (KGBl. S. 268). Im einzelnen find 
die Rechte u. Pflichten dieſer Gem. u. ihrer Geiſtlichen von Fall zu Fall bei ihrem 
Inverbindungtreten mit der preuß. Landeskirche verſchieden geregelt worden, bis unterm 
7. Mai 1900 (KGBl. S. 27) ein KG. erlaſſen iſt, das für fernere Anſchlüſſe außer⸗ 
deutſcher ev. Gem. an die altpreuß. Landeskirche einheitliche Normen aufſtellt. Vgl. 
zu dieſem Geſ.: Entw. u. Mot. im KGBl. 1897 S. 255 ff. u. Verhandl. d. 4. ord. 
GenS. S. 631 ff., 675, 1093; (auch die Nachweiſung S. 1076 u. die Zuſammen⸗ 
ſtellung S. 1101 ;) auch die ältere Denkſchr. des OKR. im KG Bl. 1880 ©. 77. Zur 
Ausf. des G. iſt ergangen A. E. v. 11. Mai 1901 (KGBl. S. 1901). 

1) Daß dieſe Gemeinden nicht zur Landeskirche gehören, hat bereits Braun 
i. d. Ztſchr. XXI S. 420 überzeugend ausgeführt, und daran iſt durch das KG. v. 
7. Mai 1900 nichts geändert. Sie ſtehen mit der Landeskirche „in Verbindung“, 
find ihr „angeſchloſſen“, aber nicht organiſch eingegliedert; ihr Verhältnis zu jener 
beruht auf öbligatoriſcher Grundlage, kann daher von der Landeskirche wie von 
der einzelnen Gemeinde beliebig gelöſt werden (§ 18 d. G.); nur ſolange die 
einzelne Gemeinde es will, übt die Landeskirche über ſie ihre Kirchengewalt aus, 
nur bis zum Widerruf ſteht jene in gewiſſem Umfang unter landeskirchlicher Ver⸗ 
waltung. And. Anſ. Niedner im Verw.⸗Arch. XI S. 16, der die Frage (S. 78), 
„welche Einrichtungen man unter der Bezeichnung Landeskirche nach geltendem 
Recht eigentlich zu begreifen hat“, aus dem Umfang der landeskirchlichen Verwaltung 
beantworten will und, indem er das Kriterium dieſer in ihrer einheitlichen Leitung 
durch das landesherrliche Kirchenregiment findet, alle dieſem irgendwie unterſtehenden 
Perſonen und Einrichtungen als zur Landeskirche gehörig anſieht. Kann aber ein 
Gemeinweſen wie die Landeskirche nicht auch Perſonen und Einrichtungen, die 
außerhalb ihres rechtlichen Verbandes ſtehen, Fürſorge und Förderung angedeihen 
laſſen? Wir haben hier zwiſchen der Landeskirche und jenen außerdeutſchen 
Gemeinden ein ganz analoges Verhältnis, wie es auf internationalem Gebiet 
zwiſchen dem Protektions⸗ und dem Schutzſtaat beſteht, wo doch niemand einfallen 
wird, dieſen als jenem zugehörig anzuſehen, weil er in gewiſſem Umfang der 
Regierungsgewalt jenes unterſteht. Niedner macht a. a. O. den doppelten Fehler, 
daß er die Begriffe Landeskirche und landeskirchl. Verwaltung nicht auseinander 
hält und überdies jenen Begriff mit Hilfe dieſes beſtimmen will. Die landeskirchliche 
Verwaltung ſetzt aber die Landeskirche voraus. Der Begriff Landeskirche iſt alſo 
der primäre und muß ohne Zuhilfenahme des anderen aus ihm abgeleiteten Begriffs 
feſtgeſtellt werden. Die allgemeine Folge davon, daß Niedner bei ſeiner Begriffs- 
beſtimmung einſeitig von der landeskirchlichen Verwaltung ausgeht, iſt dann auch 
die, daß er in dem Begriff Landeskirche nichts anderes zum Ausdruck gebracht 
findet, als daß das evangeliſche Kirchenweſen in Altpreußen eine unter dem landes. 
herrlichen Kirchenregiment ſtehende Verwaltungseinheit iſt. „Um dieſe Gemeinſamkeit 
der Verwaltung hervorzuheben“ ... ſoll „die Bezeichnung Landeskirche eingeführt“ 
(S. 14) ſein; aus den von Niedner angeführten Geſetzesſtellen und Erklärungen 
der Verwaltungsbehörden dürfte ſich dieſes kaum nachweiſen laſſen. 
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Nämlich nach § 36 der Generalſynodalordnung a) bei allen Ent- 
ſcheidungen letzter Inſtanz über die dogmatiſche Stellung eines zum 
Pfarramt Deſignierten wie über die Disziplinierung von Geiſtlichen, wenn 
ſie wegen Irrlehre erfolgen ſoll, b) bei Feſtſtellung der von dem Ober⸗ 
kirchenrate der Generalſynode vorzulegenden Geſetzentwürfe und der zur 
Ausführung der Kirchengeſetze erforderlichen Inſtruktionen, e) bei Vor⸗ 
ſchlägen zur Beſetzung der Generalſuperintendenturen, d) bei der ver⸗ 
mögensrechtlichen Vertretung der Landeskirche. ) 

Wenn der Generalſynodalvorſtand bei einer Beſchlußfaſſung mit⸗ 
gewirkt hat, iſt dies in der Ausfertigung des betreffenden Beſchluſſes zu 
erwähnen. Wo die Mitwirkung geſetzlich angeordnet iſt, iſt dieſem 
Erfordernis nur genügt, wenn wenigſtens vier Mitglieder des Vorſtandes 
an der Beſchlußfaſſung teilgenommen haben. 

4. Endlich heben ſich aus den Geſchäften des Oberkirchenrats als eine 
beſondere Gruppe noch diejenigen Angelegenheiten heraus, in denen nach 
§ 5 des Reſſort⸗Reglements ein „Zuſammenwirken“ des Miniſters der geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten und des Oberkirchenrates ſtattfindet. Es handelt 
ſich dabei teils um kirchenregimentliche Maßnahmen, denen gegenüber der 
Miniſter die Staatsaufſicht ausübt, in der Mehrzahl der Fälle jedoch um 
rein ſtaatliche Verwaltungshandlungen, deren Vornahme von der Zuſtimmung 
des Oberkirchenrats abhängig gemacht iſt, weil die Kirche an ihnen ein 
beſonderes Intereſſe hat. 

Die im zit. § 5 aufgezählten Fälle ſind ſpäter um einige vermehrt 
worden, während andererſeits auch einige von ihnen weggefallen ſind, ) 
ſodaß heute das gedachte Zuſammenwirken ſtattfindet: 1. Bei definitiver 
oder kommiſſariſcher Anſtellung kirchenregimentlicher Beamten; 2. bei 
Veränderung beſtehender oder Bildung neuer Pfarrbezirke; 3. bei An⸗ 
trägen auf Verleihung von Orden und Auszeichnungen an Geiſtliche, 
ſofern es ſich nicht um kirchliche Titel handelt, deren Verleihung allein 
Sache des Oberkirchenrats iſt;?) 4. in Angelegenheiten des landesherrlichen 
Patronats; 5. bei Bewilligung von Unterſtützungen an Geiſtliche aus zu 
kirchlichen Zwecken beſtimmten mittelbaren oder unmittelbaren Staatsfonds; “) 
6. bei Beſtimmung reſp. Genehmigung der in den Volksſchulen, den Schul⸗ 
lehrer-Seminaren und den höheren Schulen zu gebrauchenden Religions⸗ 
lehrbücher; 7. bei Anſtellung der ordentlichen und außerordentlichen Pro⸗ 
feſſoren der Theologie an den Univerſitäten und der Direktoren der 
Schullehrerſeminare, ſoweit es ſich um deren Lehre und Bekenntnis 
handelt, worüber dem Oberkirchenrat eine gutachtliche Außerung vorbehalten 
tt) 8. bei Führung der Aufſicht über die Domkirche und das Dom⸗ 

1) Sanktioniert durch StG. v. 3. Juni 1876 Art. 19. 

2) Vgl. darüber Hinſchius ©. 15955 ff. 

3) S. Zirk. Verf. v. 30. Okt. 1878 (KGBl. S. 171) betr. Verl. kirchl. Titel an 
Geiſtliche u. Kirchenbeamte; ſie gibt beſ. die Vorausſetzungen für die Verleihung 
des Kantorentitels an. Verleihung des Hofpredigertitels iſt jedoch Reſervatrecht des 
Landesherrn ſ. oben S. 229 Z. 6. 

4) Die Verwaltung der kirchlichen Fonds iſt nach Art. 1 d. Vdg. v. 5. Sept. 
1877 ausſchließlich auf den OK R. übergegangen. Vgl. Hinſchius ©. 159%, 

5) KabO. v. 5. Februar 1855 (AH. 8 S. 77). Die Anſtellung der Direktoren 
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kandidatenſtift in Berlin.!) — In den Fällen 1, 4 u. 8 erfolgt die Ent⸗ 
ſcheidung reſp. der Vorſchlag für die Beſetzung der zu vergebenden Stelle 
im Namen des Oberkirchenrats unter Erwähnung des Einverſtändniſſes 
des Miniſters, in den übrigen dagegen im Namen des Miniſters unter 
Erwähnung des Einverſtändniſſes des Oberkirchenrats? 


B. Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten 
der in den alten Provinzen der Kirche gegenüber nur als Staats⸗ 
behörde fungiert, iſt für die Kirchen der neuen Provinzen Zentral⸗ 
kirchenbehörde und oberſtes Staatsaufſichtsorgan zugleich. In erſterer 
Eigenſchaft hat er im allgemeinen die Stellung und die Rechte, die in 
den alten Provinzen dem Oberkirchenrat eigen ſind. Das gilt insbeſondere 
von ſeinem Verhältnis zu den Konſiſtorien; er iſt die vorgeſetzte Behörde 
dieſer, er iſt Aufſichts- und Rekursinſtanz, und an ihn iſt in allen Fällen 
zu berichten, die über die Zuſtändigkeit der Konſiſtorien herausgehen. 
Dabei iſt jedoch darauf hinzuweiſen, wie die Natur der Sache es mit ſich 


und Lehrer der Predigerſeminare erfolgt ſelbſtändig durch den OKR. Der wieder⸗ 
holt von den Prov. Syndn. wie von der Gen. Syn. ausgeſprochene Wunſch, daß der 
DER. bei Erſtattung des Gutachtens über anzuſtellende Profeſſoren den GenSyn.⸗ 
V. zuziehe, iſt vom Kirchenregiment bisher regelmäßig abgelehnt worden, vgl. Verholn. 
d. 1 ord. Gen Syn. S. 1004, d. 2 ord. Gen Syn. S. 36, 197, d. 3 ord. Gen Syn. 
S. 645 ff., 1119 ff. 

1) KabD. v. 26. Apr. 1854 u. Allerh. beſtätigte Statuten des Domkandidaten⸗ 
ſtifts v. 22. Nov. 1853 (A. H. 8 S. 100 ff.). 

2) Dieſe Verſchiedenheit in der Behandlung hat ihren inneren Grund darin, 
daß es ſich in den Fällen zu 1, 4 und 8 um kirchenregimentliche Maßnahmen, in 
den übrigen um prinzipiell dem Staate zuſtehende Befugniſſe handelt. Zu dieſen 
gehört nach Auffaſſung der Staatsregierung auch die Parochialbildung (Ziff. 2). 
ot kann man, nachdem die Kirche zu einem vom Staate geſonderten Daſein ge⸗ 
langt iſt, das Recht des Staates zur Parochialbildung, das ihm im ALR. II, 11 
§§ 111, 238, 306 ausdrücklich zugewieſen iſt, nicht mehr aus dem allgemeinen Ver⸗ 
hältnis des Staats zur Kirche herleiten. Die Sorge für eine zweckmäßige Ab- 

renzung der Parochien als die erſte Vorausſetzung für die geeignete kirchliche Ver⸗ 
1 der Kirchenglieder erſcheint vielmehr als die Aufgabe des Kirchenregiments. 
Allein die Parochialbildung iſt auch für den Staat von großem Intereſſe, indem 
ſeine Angehörigen als Mitglieder der Parochien zur Tragung der kirchlichen Laſten 
herangezogen werden und bei verſchiedener Parochialeinteilung die kirchliche Belaſtung 
derſelben eine ganz verſchiedene ſein kann, wodurch auch ihre Leiſtungsfähigkeit für 
ſtaatliche Zwecke in verſchiedenem Umfange beeinflußt wird. Mit Rückſficht hierauf 
ſieht der Staat auch heute noch die Parochialbildung nicht als eine kirchliche An⸗ 
gelegenheit an, die von kirchl. Organen unter ſeiner Aufficht wahrzunehmen iſt, 
ſondern als eine ſtaatliche Angelegenheit, die er unter kirchlicher Mitwirkung wahr⸗ 
zunehmen hat. Vgl. Reſkr. d. Min. d. g. A. v. 30. Sept. 1874 (Hinſchius S. 2945), 
in dem es heißt: „Nach den Grundſätzen des preuß. Staatsrechts iſt die Befugnis 
Parochien zu errichten und die Grenzen derſelben zu beſtimmen, eine dem Staate 
vorbehaltene Attribution. Bei Ausübung derſelben ſollen die geiſtlichen Oberen 
ihres dabei obwaltenden Intereſſes wegen gehört werden. Die eigentliche Ent- 
ſcheidung gebührt dagegen überall der Staatsgewalt, die allein darüber zu beſtimmen 
hat, zu welcher Parochie jemand als beitragendes Mitglied gerechnet werden ſoll. 
Durch die Verf. Urk. find dieſe Grundſätze, welche in dem ALR. (II 11 §s 238 ff.) 
einen beſonderen Ausdruck erhalten haben, und deren juriſtiſches Motiv darin liegt, 
daß die Parochialgemeinden als privilegierte Korporationen gelten, weder aufgehoben 
noch geändert worden; Erk. d. Ob.⸗Trib. v. 31. Mai 1861 (Entſch. XL VI ©. 31).“ 
= Bezügl. 75 Geſchäftsgangs vgl. Reſſ. Regl. $ 6 (Hinſchius S. 160%; Goßner 

. 201, 202). 
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bringt, daß dieſe Konſiſtorien, deren jedes an der Spitze eines ſelbſtändigen 
Kirchenkörpers ſteht, in der Praxis eine größere Selbſtändigkeit gegenüber 
ihrer Oberbehörde erlangt haben als die altpreußiſchen, und daß der Kreis 
derjenigen Angelegenheiten, die begrifflich von der Zentralbehörde in erſter 
Inſtanz erledigt werden müſſen, hier kleiner ſein muß, weil es keine über 
den Konſiſtorialbezirk hinausgehenden „landeskirchlichen Angelegenheiten“ 
im Sinne des Rechts der alten Provinzen giebt. So hat denn hier auch 
das betreffende Konſiſtorium und nicht der Miniſter die Verwaltung der 
Fonds der Geſamtgemeinde und deren vermögensrechtliche Vertretung; !) 
das Konſiſtorium gibt das kirchliche Geſetz- und Verordnungsblatt heraus; 
das Konſiſtorium, verſtärkt durch den Ausſchuß der Geſammtſynode, macht 
die Vorſchläge für die Beſetzung der Superintendenturen, auf Grund deren 
der Miniſter dem König Vortrag hält?) u. ſ. w. 

Beſonders geſtaltet ſind dieſe Verhältniſſe in Hannover (lutheriſche 
Kirche): Für die Provinzialkonſiſtorien iſt der Miniſter nur inſoweit unmittel⸗ 
bar vorgeſetzte Behörde, als ſie nicht zum Geſchäftskreis des Landeskon⸗ 
ſiſtoriums gehörige Angelegenheiten verrichten, dem Landeskonſiſtorium gegen⸗ 
über aber, welches ihm feiner ganzen Tätigkeit nach unmittelbar unter⸗ 
ſtellt iſt, hat er keine ſelbſtändige Anordnungsbefugnis. Er darf den Ver⸗ 
fügungen desſelben nur Einhalt tun, nicht aber an deren Stelle ohne das 
— im Erlaſſe zu erwähnende — Einverſtändnis des Landeskonſiſtoriums 
eigene Anordnungen ſetzen, muß vielmehr, wenn ein ſolches Einvernehmen 
mit dem Konſiſtorium nicht zu erzielen iſt, die Sache zur Entſcheidung des 
Landesherrn bringen. Auch iſt das Miniſterium in Hannover nicht, wie 
in den anderen neuen Provinzen, an der Ausübung der Disziplinargewalt 
über die Geiſtlichen beteiligt, indem für dieſe hier das Landeskonſiſtorium 
das Disziplinargericht zweiter und letzter Inſtanz bildet.“) 

Den Synoden gegenüber hat der Miniſter gleich dem Oberkirchenrat 
nur einzelne Aufſichtsbefugniſſe; ſeine Genehmigung iſt erforderlich für die 
Wahl des Vorſitzenden und die außerordentliche Berufung der Geſamt⸗ 
ſynode und in Hannover (reformierte Kirche) überdies für die Be⸗ 
rufung mehrerer Bezirksſynoden zu einer vereinigten Verſammlung.“) 


1) Vgl. Wilhelmi S. 516 u. ferner z. B. KG. f. Schl.⸗H. v. 8. Juni 
1898 (GS. S. 119) § 2, f. Konſ. Bez. Kaſſel v. 14. Juli 1895 (GS. ©. 287) 8 2. 

2) Dasſelbe gilt von der Beſetzung der theol. Profeſſuren am Seminar zu 
Herborn. — Die Mitglieder der Konſiſtorien der neuen Prov. werden lediglich auf 
Vortrag des Miniſters vom König ernannt. 

3) Kgl. hann. Vdg. v. 17. Apr. 1866 §§ 6 Abſ. 2, 7. Daß der Min. auch 
ohne Einverſtändnis mit dem Landeskonſ. Anordnungen, die zum Geſchäftskreis 
des letzteren gehörige Angelegenheiten betreffen, erlaſſen kann, wenn er zu ſolchen 
vom Landesherrn angewieſen iſt, iſt ſelbſtverſtändlich, durch Verweiſung auf den 
$ 8 im § 7 zit. aber noch beſonders klargeſtellt; vgl. Lohmann I S. 184. 

4) KO. Wiesb. § 69, 73; Kaſſel $$ 59, 64; Hann. ref. K. $$ 61, 70, 74; 
Frlft. § 74. — Im Kons. Bez. Wiesb. u. in Hannover ref. K. können Überdies Ande⸗ 
rungen der Synodalkreiſe nur durch den Miniſter angeordnet werden; vgl. die zit. 


246 5. Buch. 1. Abſchnitt. Das landesherrliche Kirchenregiment. 


8 20. 
Die Konſiſtorien. 
A. Die Königlichen Konſiſtorien. 

I. Die Zuſammenſetzung. Die Königlichen Konſiſtorien beſtehen 
aus einem weltlichen Präſidenten und der erforderlichen Anzahl weltlicher 
und geiſtlicher Räte;!) die Generalſuperintendenten find kraft ihres Amtes 
Mitglieder und ſtellvertretende Vorſitzende,?) und in den alten Provinzen 
haben auch die Militär⸗Oberpfarrer der Armeekorps als Vertreter der 
militärkirchlichen Verhältniſſe Sitz und Stimme in den Konfijtorien.?) Eine 
beſondere Verfaſſung hat das lutheriſche Landeskonſiſtorium zu 
Hannover, indem es aus ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern 
beſteht, welche letztere, insgeſamt oder einzeln, nur bei beſtimmten Geſchäften 
des Landeskonſiſtoriums ſich zu beteiligen haben;“) zu außerordentlichen 
Mitgliedern ſind teils aktive Kirchen- und Staatsbeamte im Nebenamt 
beſtellt, teils auch um die Kirche verdiente in den Ruheſtand getretene Be⸗ 
amte berufen. Dem Konſiſtorium der Provinz Brandenburg iſt die be⸗ 
ſondere „Abteilung Berlin“ charakteriſtiſch, welche die Konſiſtorialgeſchäfte 


KOrdngn. 8 56 bezw. 57. — In Schleswig⸗Holſtein hat der Miniſter keine der genannten 
Befugniſſe; vgl. KO. Schl.⸗H. §§ 88, 90. 1 

1) Von der Qualifikation dieſer gilt das oben S. 239 bezügl. der Mitglieder 
des DER. geſagte. Bisweilen find Ratsſtellen, namentlich die geiſtlichen, nur 
nebenamtlich beſetzt; im Konſ. zu Frkft. trifft dies z. Z. für alle Stellen, auch für 
die Präſidentenſtelle zu. Die Präſidenten der Konſ., denen das Amt als Direktoren 
des Konf. mit dem Titel „Konſiſtorialpräſident“ übertragen wird, find, ſofern ihnen 
nicht, was üblich, der Rang der Räte II. Klaſſe verliehen wird, nach § 2 Bog. 
v. 7. Febr. 1817 Räte III. Klaſſe. Die ordentlichen Mitglieder der Konſiſtorien 
führen den Titel „Konſiſtorialrat“ u. find Räte IV. Klaſſe. — Über die Konſiſtorial⸗ 
aſſeſſoren vgl. oben S. 2391, 

2) Für die Konſ. der alten Prov.: Bog. v. 15. April 1815 $ 15, abgeändert 
durch Vog. v. 27. Juni 1845 § 6; Inſtr. f. d. Gen Sup. v. 14. Mat 1829 Z. 4; flür 
d. Konf. zu Kiel: Vdg. v. 24. Sept. 1867 § 1; für Wiesbaden: Vg. v. 22. Sept. 1867, 
deren $ 1 heute allerdings für die Zuſammenſetzung des Konſ. inſofern nicht mehr 
maßgebend iſt, als zu dem Juſtiziarius, der hier als einziger weltl. Rat neben den 
ihrer Zahl nach durch das Bedürfnis zu beſtimmenden geiſtl. Räten zugelaſſen 
war, noch ein weltlicher Verwaltungsbeamter als ordentl. Mitglied des Konf. 

ekommen tft; für Kaſſel: Vdg. v. 13. Juni 1868 u. 24. Apr. 1873, auch Dienſtanweiſ. 

ö d. Gen Sup. v. 1. Nov. 1887 3.2; für Frankfurt: G. v. 28. Sept. 1899 Art. 20; 
Ur d. Konſ. zu Aurich vgl. oben S. 134, 136; für d. Prov. Konſ. zu Hannover 
oben ©. 135 ff. u. Dienſtanweiſ. f. d. Gen. Sup. v. 15. Dez. 1902 Z. 4. 

3) Mil KO. 8 3. 

4) Kgl. hann. Vdg. v. 17. April 1866 $ 1 und dazu prov. Geſch. O. f. d. Landeskonf. 
v. 17. Juni 18660( Lohmann! S. 186). Danach ſollen die außerordentl. Mitglieder einmal 
zur Ergänzung des Kollegiums dienen, ſodann aber auch durch Einladung des Präſi⸗ 
denten des Landeskonſ. zu den Sitzungen desſelben hinzugezogen werden, und zwar nach 
näherer Anordnung des § 8 d. Geſch. O. entweder auf Veranlaſſung des Min. d. g. 
A., oder im Einverſtändnis zwiſchen dieſem u. dem Landeskonſ., oder nach freiem 
Ermeſſen des letzteren. Feſte Regeln über die Zuziehung der außerordentl. Mitglieder 
ſtellt das Diszipl.⸗G. v. 24. Apr. 1894 § 35 auf. — Die Vertretung des Präſidenten 
des Landeskonſ. in Behinderungsfällen erfolgt durch die nachfolgenden ordentlichen 
Mitglieder des Landeskonſ. nach der durch die dienſtliche Stellung in dieſem 
beſtimmten Reihenfolge: Geſch. O. § 1. 
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ihres Amtsbereiches ſelbſtändig zu erledigen hat.“) Die Ernennung der 
Präſidenten und Konſiſtorialräte erfolgt in den alten Provinzen ebenſo 
wie die der Mitglieder des Oberkirchenrats, in den neuen unmittelbar 
auf Vortrag des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten durch den König. 
Bei ihrer Auswahl iſt auf den Bekenntnisſtand der dem betreffenden Kon⸗ 
ſiſtorium unterſtellten Gemeinden, insbeſondere, wo ſie vorhanden, auf die 
Union Rückſicht zu nehmen.?) 

II. Der Geſchäftsgang. Die Konſiſtorien verwalten alle ihre Ge⸗ 
ſchäfte kollegialiſch; alle Angelegenheiten werden nach Mehrheit der Stimmen 
entſchieden, bei deren Gleichheit der Vorſitzende den Ausſchlag gibt;?) die 
Erlaſſe und Berichte der Konſiſtorien werden jedoch nur vom Vorſitzenden 
unterſchrieben.“) Den oberſten Kirchenbehörden find die Konſiſtorien ver⸗ 
waltungsrechtlich untergeordnet, mit den ſtaatlichen Verwaltungsbehörden 
ſtehen ſie in keiner rechtlichen Verbindung. In allen Fällen, in denen eine 
Zuziehung des Provinzial- bezw. Geſamtſynodalvorſtandes zu Geſchäften des 
Konſiſtoriums ſtattfindet, nehmen die Mitglieder jenes an den betreffenden 
Beratungen und Beſchlüſſen als außerordentliche Mitglieder des Konſiſtoriums 
teil, und es iſt dieſer Teilnahme in der Ausfertigung des betreffenden 
Beſchluſſes beſonders Erwähnung zu tun. 

III. Die Zuſtändigkeit. 1. Der Geſchäftskreis der Konſiſtorien der 


) 
4) A. E. v. 6. Mai 1895 (KGBl. S. 50); GeihDd. f. d. hann. Landeskonſ. $ 4. 
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von 1817, 1825 und 1845 baſierende Reſſort⸗Reglement vom 1. Oktober 
18471) durch Aufzählung der einzelnen Gegenſtände beſtimmt worden. 

Demnach ſollenzu ihm gehören:?) 1. Die Sorge für Einrichtung der 
evangeliſchen Synoden, die Aufſicht über die beſtehenden, die Prüfung bezw. 
Beſtätigung der Synodalbeſchlüſſe und die Berichterſtattung über dieſe; 2. die 
Aufſicht über den Gottesdienſt im allgemeinen, ſowie den kirchlichen Religions⸗ 
unterricht, den Kirchengeſang, die Bildung liturgiſcher Chöre und Geſangbücher; 
3. die Aufſicht und Vorſorge für die Bildung der geiſtlichen Amtskandidaten, 
ſoweit dieſe nicht den öffentlichen Unterrichts⸗ und Lehranſtalten ſelbſtändig 
anvertraut iſt; die Prüfung der Kandidaten, ſowohl pro facultate con- 
cionandi als auch pro ministerio und die Abhaltung der colloquia pro 
munere; die Aufſicht über die Fortbildung und ſittliche Haltung der 
Kandidaten, die Disziplin über ſie, ſowie ihre Verwendung zu geiſtlicher 
Amtshilfe; 4. die Beſtätigung der von Patronen und wahlberechtigten 
Gemeinden berufenen Geiſtlichen; 5. die Berufung zu den Stellen landes⸗ 
herrlichen Patronats; 6. die Einleitung wegen Wiederbeſetzung erledigter 
Superintendenturen und der Antrag auf Ernennung; 7. die Ordination, 
Vereidigung und Einführung der Geiſtlichen; 8. die Aufſicht und Disziplin 
über die Geiſtlichen; 9. die Urlaubserteilung an Geiſtliche (durch den Prä⸗ 
ſidenten), ſoweit dazu nicht die Superintendenten oder die Generalſuper⸗ 
intendenten ermächtigt ſind; 10. die Bewilligung außerordentlicher Unter⸗ 
ſtützungen und Gratifikationen an Geiſtliche aus dazu beſtimmten Fonds; 
11. der Antrag auf Erteilung von Orden und Auszeichnungen für Geiſtliche, 
insbeſondere bei der Feier von Amtsjubiläen;?) 12. die Feſtſetzung der 
Emeritierungen und Beſtimmung des Ruhegehalts des Emeritus; 13. Be⸗ 
ſtimmung des Anteils an den Einkünften für ſuspendierte Geiſtliche und 
Anordnung der Stellvertretung; 14. Feſtſetzung des Sterbequartals und 
der Gnadenzeit, Sorge für Vertretungen während der Vakanz und Feſt⸗ 
ſetzung der Vertretungskoſten; 15. Anſtellung von Hilfsgeiſtlichen und 
Feſtſtellung der dieſen zu gewährenden Remunerationen; 16. die Ent⸗ 
ſcheidung auf Anfragen und Beſchwerden in Beziehung auf pfarramtliche 
Amtshandlungen der Geiſtlichen (3. B. wegen Aufgebot, Trauung, Kon⸗ 
firmation); 17. Feſtſetzung der Stolgebühren und Entſcheidung der auf 
dieſe bezüglichen Bejchwerden;t) 18. die Entſcheidung von Streitigkeiten 
über den Umfang von Parochialberechtigungen; 19. die Beaufſichtigung 
und Disziplin der weltlichen Kirchenbedienten, welche nicht für die Ver⸗ 
mögensverwaltung angeſtellt ſind;?) 20. die Genehmigung der Benutzung 
von Kirchen und anderen gottesdienſtlichen Gegenſtänden zu anderen als 
den ſtiftungsmäßigen Zwecken; 21. die Anordnung kirchlicher Feſte; 22. die 


1) Publiziert in allen Amtsblättern u. im VM Bl. S. 278; abgedruckt bei 
Hinſchius S. 144 ff., bei Goßner S. 194 ff. Über die Vogn. v. 1817 ꝛc. ſ. oben 
S. 73 


PIE 

2) Die unter Z. 6, 11 u. 14 des Reſſ.-Regl. genannten Kompetenzen der 
Konſiſtorien find ſpäter in Wegfall gekommen; vgl. Goßner S. 1951,48 u. zu 
Ziff. 11, wegen Wegfalls des Heiratskonſenſes für Geiſtliche, auch Nitze S. 261, 406 5. 

3) Vgl. Nitze ©. 27m. 

4) Jetzt iſt hier maßgebend KG. v. 18. Juli 1892 $ 1 3. 4 nebſt Vdg. von 
ae Tage, Art. II Z. 2 u. betreffs der Wirkſamkeit der Konſ. bei der geſetzl. 
Stolgeb.⸗Ablöſung KG. v. 28. Juli 1892 (Goßner S. 506, 441). 

5) Die Berufung und Beſtätigung derſelben durch die Konſ., wie ſie da 
Reſſ.⸗Regl. vorſieht, findet nicht mehr ſtakt. KO. öſtl. Prov. § 21 u. Rh ei 
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Einweihung von Kirchen, Kirchhöfen und anderen zum kirchlichen Gebrauch 
beſtimmten Räumlichkeiten; 23. Erteilung von Dispenſationen; 24. Auf⸗ 
rechterhaltung der Kirchenzucht; 25. Anordnung von Kirchenviſitationen; 
26. Beaufſichtigung der kirchlichen Archive. 

Seit dem Erlaß des Staatsgeſetzes vom 3. Juni 1876 hat dieſes Reſſort⸗ 
Reglement für die Konſiſtorien jedoch lediglich dieſelbe Bedeutung wie das 
Reglement von 1850 für den Oberkirchenrat. Es beſtimmt ihre Zu⸗ 
ſtändigkeit großenteils, aber nicht erſchöpfend. Den Konſiſtorien ſteht 
gegenwärtig ſchlechthin die Leitung und Beaufſichtigung der kirchlichen 
Verwaltung in der Provinzialinſtanz zu.“) Die Regierungen werden auf 
dem Gebiete der kirchlichen Verwaltung?) nur noch in den oben S. 178 
unter II, 1b, d, e aufgezählten Fällen ſelbſtändig tätig, und zu dem ſoge⸗ 
nannten gemeinſchaftlichen Geſchäftskreiſe der Konſiſtorien und Regierungen 
gehört nur noch die Veränderung beſtehender und die Bildung neuer Pfarr⸗ 
bezirke (daſ. k.). 

Eine neue Beſchränkung hat die Regierungsgewalt der Konſiſtorien 
allerdings durch die modernen Synodalorgane erfahren, indem ſie bei zahl⸗ 
reichen Entſchließungen an die Zuſtimmung dieſer gebunden ſind oder über 
beſtimmte Angelegenheiten nur unter Zuziehung des Provinzialſynodal⸗ 
vorſtandes beſchließen dürfen. Allein es hat doch auch wieder gerade die 
Einführung der Presbyterial- und Synodalverfaſſung den Konſiſtorien ein 
neues großes Arbeitsfeld eröffnet, auf dem ihnen ſelbſtſchaffende wie be= 
aufſichtigende Tätigkeit zuſteht. Jene beſteht in der Befugnis zu zahl 


1) Und zwar gleichmäßig bezügl. aller Gemeinden u. Organiſationen der 
Landeskirche ohne Rückſicht auf ein beſonderes Bekenntnis. Vgl. oben ©. 220 3. 5a 
Die neuerdings von einzelnen franzöſiſch⸗ reformierten Gemeinden vertretene 
Anſicht, daß ſie dem landesherrlichen Konf. nicht unterſtänden, iſt unrichtig. Die 
Ausführungen des OKR. im Erl. v. 26. Febr. 1901 (KGBl. 1902 S. 25) find durchaus 
utreffend. Die franz. ref. Gem. erhielten in Preußen ſchon mit Errichtung des 
fang ref. Oberkonſ. (oben S. 22) eine landesherrl. Kirchenregimentsbehörde vor⸗ 
geſetzt, die mit denſelben Rechten ausgeſtattet wurde, wie ſie die altpreußiſchen 
Konſiſtorien beſaßen und ſpäter die beſonderen Oberkonſiſtorien für die deutſch 
Reformierten und die Lutheraner erhielten. Als dann am Anf. des 19. Ihrds. die 
Konſiſtorien aufgehoben wurden, wurden alle ihre Kompetenzen auf die Staats- 
behörden übertragen. Und es wurde zu Gunſten der franzöſiſch Reformierten keine 
Ausnahme von dieſem Grundſatz gemacht, im Gegenteil in dem AE. v. 30. Okt. 
1809, der das franz. Oberkonſiſtorium aufhob (ſ. oben S. 686), ausdrücklich beſtimmt, 
daß fie hinſichtlich der Beaufſichtigung wie alle anderen K.-Gemeinden den Staats- 
behörden unterſtellt werden. Dieſer Erl. iſt aber noch geltendes Recht; nur die 
Reſſortverhältniſſe haben ſich geändert. An die Stelle der Staatsbehörden ſind die 
heutigen Konſiſtorien getreten. Das landesherrliche Kirchenregiment über die franz. 
Reformierten ift ſeit Errichtung des franz. Oberkonſ. nie aufgegeben worden und 
ſeit Aufhebung desſelben ſtets bei den Behörden geweſen, die es auch über Luthergner 
und deutſch Reformierte übten. . 

2) Die Anordnung u. Vollſtreckung der zur Aufrechterhaltung der äußeren 
kirchl. Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorſchriften u. die exekutoriſche Bei⸗ 
treibung der Kirchenabgaben (Reſſ.⸗Regl. II Z. 4 u. 6; oben S. 178 II, lau. c) 
find überhaupt nach heutiger Auffaſſung der Kirche fremde Tätigkeiten, Ausübungen 
ſtaatlicher Zwangsgewalt. 
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reichen ſelbſtändigen Anordnungen bei der Organiſation und Verwaltung 
dieſer kirchlichen Gemeinde- und Synodalverbände, 

zu welchen in den öſtlichen Provinzen beſonders gehören: Anordnung 
des Zuſammentritts der Kirchenvorſtände bezw. wertretungen benachbarter 
Gemeinden zur gemeinſamen Erledigung gemeinſamer Angelegenheiten (K. O. 
öſtl. Prov. § 2); Feſtſtellung der Zahl der Alteſten bei Neueinrichtung 
einer Kirchengemeinde (§8 5) !); Anordnung des Zuſammentritts der 
Gemeindevertretung (§ 29); Entſcheidung über Veränderung der beſtehenden 
Kreisſynodalverbände (8 49) ) Anordnung außerordentlichen Zuſammen⸗ 
tritts der Kreisſynoden oder ſchriftlicher Abſtimmung der Kreisſynode⸗ 
mitglieder außerhalb der Sitzung (§ 51) ); Anordnung der Vertretung 
des Vorſitzenden der Kreisſynode (§ 54) ); Berufung der Provinzial⸗ 
ſynoden ($ 64)5); eine ganze Reihe von Aktionen, die das Konſiſtorium 
als geſetzlicher Vertreter des Brovinzialfgnodalverbandes in vermögens⸗ 
rechtlichen Angelegenheiten gemäß Kirchengeſetz vom 16. Juni 18956) 8 2 
zu entwickeln hat; Anordnung und Organiſation von Parochialverbänden. * 

Die Aufſichtsübung über die Gemeinde- und Synodalorgane, in der 
der Schwerpunkt der konſiſtorialen Tätigkeit auf dem neuen Arbeitsfelde 
liegt, tritt einmal in den geſetzlich beſonders hervorgehobenen Fällen ein 
und äußert ſich hier ordentlicher Weiſe in der Beſtätigung wichtiger 
Gemeinde- und Synodalbeſchlüſſe, in der Fällung zweitinſtanzlicher Ent⸗ 
ſcheidungen gegenüber Entſchließungen der Gemeindeorganes) und in der 
Teilnahme an Synoden durch Deputierte, 9) außerordentlich in der An⸗ 
ordnung von Zwangsetatiſierungen 10) und der Auflöſung von Gemeinde⸗ 
organen. “) 

Das Beſtätigungsrecht des Konſiſtoriums ift ein allgemeines 
gegenüber den Beſchlüſſen der Provinzialſynoden, !) gegenüber 
denen der Kreisſynodal- und Gemeindeorgane dagegen auf die im 
Geſetz en genannten Fälle beſchränkt. Dieſe aber liegen vor⸗ 
zugsweiſe auf dem Gebiet der Vermögensverwaltung, in Beziehung 
auf welche das eee e des Konſiſtoriums denn auch neuerdings 

1) Ebenſo K Ir: 1 „H. § 4 u. in Erweiterung auf die Zahl der Gemeinde⸗ 
vertreter Frkft. SS 5 

2) Ebenſo ‚so. Rh. W. § 34 Zuf.; Schl.⸗H. §ö 81 a. E., 84; Kaſſel § 46; 
Frkft. $ 2 hulche 

3) A nliche 8 enthalten: 1 ik „H. §§ 77, 79; Wiesb. § 60; 
Kaſſel 8 = "art. $ § 57, 69; Hann. ref. K 

4) (Sbenfo 888 Schl.⸗H. F 76; Hann. 15 18 $ 59 Abſ. 2 
5) Etwas abweichend KO. Rh. W. 8 901 ebenſo Schl. „H. § 88; Wiesb. 
869; 2 195 Frkft. § 74; Hann. ref. K 

l. S. 5355 Goßner S. 162. Dis G. gilt auch in den weſtl. Prov. 

9 90 tl Prob. § 57: jetzt KG. v. 17. Mai 1895 (KGBl. S. 37, Goßner 
S. 118); vgl. unten $ 33. 

80 % B. bei Entlaſſung von Alteſten u. Gemeindevertretern KO. öſtl. Prov. 
§§ 44, 55 3.9. Die gleiche Vorſchrift e KO. Schl.⸗H. § 20; Wiesb. § 44; 
Kaſſel 5 35: Frkft. $$ 32, 37; Hann. ref. K. § 46. 

KO. öſtl. Prov. 88 56, 60; en Rh. W. § 52 b; Schl.⸗H. $ 100: 
Wiesb. § 66; Kaſſel S 56; Frkft. § 75; Hann. ref. K. § 67. 

10) $ Vgl. oben S. 182 ff. 

11) S. unten § 28. 

12) KO. öſtl. Prov. § 65 Z. 2; Rh. W. § 49. 
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eine beſondere zuſammenfaſſende Regelung erfahren hat, nämlich: für 
Beſchlüſſe der Einzelgemeinden durch Kirchengeſetz vom 18. Juli 1892 
und königliche Verordnung vom 8. März 1893), für Beſchlüſſe der Kreis⸗ 
ſynoden durch Kirchengeſetz vom 16. Juni und königliche Verordnung 
vom 3. Auguſt 1895.) Danach unterliegen Beſchlüſſe der Kreis⸗ 
ſynodalorgane der Genehmigung des Konſiſtoriums in den oben Seite 241 
unter 1 aufgezählten Angelegenheiten, ſoweit nicht nach Ziffer 2 daſelbſt 
der Oberkirchenrat zuſtändig iſt, und außerdem?) noch bei Feſtſetzung des 
Kreiskaſſenetats. Gemeindekirchenrat und Gemeindevertretung be⸗ 
dürfen der Genehmigung des Konſiſtoriums: 1. zum Erwerbe, zur Ver⸗ 
äußerung oder dinglichen Belaſtung von Grundeigentum, ſoweit der Erwerb 
nicht im Falle einer Zwangsverſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch 
eingetragener kirchlicher Forderungen notwendig und nicht die Genehmigung 
des Oberkirchenrats erforderlich iſt; 2. zu Anleihen, ſoweit ſie nicht bloß 
zu vorübergehender Aushilfe dienen und aus den laufenden Einnahmen 
derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden können; 3. zur Ein⸗ 
führung und Veränderung von Gebührentaxen; 4. zur Einführung eines 
neuen und Abänderung des beſtehenden Verteilungsfußes der Kirchen⸗ 
umlagen; 5. a) zu Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur dauernden Ver⸗ 
beſſerung des Einkommens der beſtehenden Stellen für den Dienſt der Ge⸗ 
meinde, b) zu dauernder Verminderung ſolcher auf der Kirchenkaſſe haftenden 
Bewilligungen, e) zu Auseinanderſetzungen über das Vermögen vereinigter 
Kirchen⸗ und Schulſtellen, d) zur Verwandlung veränderlicher Einnahmen 
der Kirchenbeamten in feſte Hebungen oder e) zur Umwandlung von Natural 
einkünften in Geldrente, ſoweit nicht die Umwandlung in dem durch die 
Staatsgeſetze geordneten Ablöſungsverfahren erfolgt; 6. a) zu Neubauten 
wie zum Abbruch vorhandener Gebäude, b) zu Reparaturen gottesdienſtlicher 
Gebäude, wenn dadurch die bauliche Grundgeſtalt oder die künſtleriſche Aus⸗ 
ſtattung des Gebäudes (z. B. Wiederherſtellung von Gemälden, Glasfenſtern) 
geändert wird, o) zu Reparaturen der für die Geiſtlichen oder andere 
Kirchendiener beſtimmten Gebäude, ſofern ſie nicht im Einverſtändnis mit 
dem berechtigten Stelleninhaber erfolgen; 7. zur Verpachtung und Ver⸗ 
mietung von Kirchengrundſtücken auf länger als 12 Jahre, zur Verpachtung 
oder Vermietung der den kirchlichen Beamten zur Nutzung oder zum 
Gebrauch überwieſenen Grundſtücke über die Dienſtzeit des jeweiligen In⸗ 
habers hinaus, oder wenn ein Kirchengrundſtück an eine an der kirchlichen 
Vermögensverwaltung oder an der Aufſicht darüber beteiligte Perſon ver— 
pachtet oder vermietet werden ſoll; 8. zur Ausleihung kirchlicher Gelder auf 
Hypothek oder Grundſchuld a) wenn das Kapital 1000 Mark überſteigt 
oder b) nicht zu erſter Sicherheit oder o) an eine an der kirchlichen Ver⸗ 
mögensverwaltung oder an der Aufficht über dieſe beteiligte Perſon aus⸗ 
geliehen werden ſoll; 9. zur Verwendung von Kapitalbeſtänden für laufende 
Bedürfniſſe; 10. zu außerordentlichen Ausgaben, welche den von der 
kirchlichen Aufſichtsbehörde für die Kirchengemeinde feſtgeſetzten Betrag 
überſteigen, wobei unter außerordentlichen Ausgaben ſolche verſtanden 
werden, die weder zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung notwendig, 
noch ſchon bisher nach beſtimmten, von der Aufſichtsbehörde ausdrücklich 

1) KGBl. 1893 S. 9, 12; Goßner ©. 506 ff. 

2) KGBl. S. 53, 73; Goßner S. 162. 

3) KO. öſtl. Prod. 5 53 3. 7. 
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oder ſtillſchweigend gebilligten Grundſätzen geleiſtet ſind. — Zu den wenigen 

außerhalb der Vermögens verwaltung liegenden Beſchlüſſen, die der 
Beſtätigung durch das Konſiſtorium bedürfen, gehören z. B. ſolche über die 
Errichtung von Orts⸗ und Kreisſtatuten!) und über die Erhöhung der 
Zahl der Mitglieder der Gemeindevertretung.?) 

Sodann aber ſteht den Konſiſtorien über dieſe in den Geſetzen ſpeziell 
hervorgehobenen Fälle hinaus, in denen die Aufſicht ſich in beſonders 
geregelten Formen betätigt, noch ein univerſelles den ganzen kirchlichen 
Organismus durchdringendes Aufſichtsrecht über alle Gemeinden, presbyteriale 
und ſynodale Organe ihres Bezirkes zu. Vermöge dieſes können ſie 
überall, auch wo die Gemeindeorgane ohne ihre Genehmigung handeln 
dürfen, Illegalitäten rügen und abſtellen und, ſelbſt wenn die Synodal⸗ 
organe in geordnetem Inſtanzenzuge endgültig entſchieden haben, eingreifen, 
um geſetzwidrige Beſchlüſſe zu befeitigen.?) Daher denn auch Dritte, 
Patrone und Behörden ſich mit ihren Beſchwerden über die Gemeinde⸗ 
organe, ſofern nicht anderes beſonders vorgeſehen iſt, an das Konſiſtorium 
zu wenden haben. Vermöge dieſes allgemeinen Aufſichtsrechts ſind die 
Konſiſtorien endlich befugt, für eine ordentliche gerichtliche Wahrnehmung 
der Gemeindeintereſſen zu ſorgen und Prozeſſe für Kirchengemeinden im 
Falle der Weigerung der zu ihrer Vertretung geſetzlich berufenen Organe 
durch Kommiſſare führen zu laſſen, die fie ihnen beſtellen.“) 

Die Zuziehung des Provinzialſynodalvorſtandes zu den Konſiſtorial⸗ 
geſchäften hängt einmal vom Ermeſſen des Konſiſtoriums ab,“) das fie in 
allen durch ihre Wichtigkeit dazu geeigneten Fällen vornehmen kann, iſt 
ſodann aber auch für beſtimmte Angelegenheiten geſetzlich vorgeſchrieben. 

Nämlich durch die K. Gem.⸗ und Syn.⸗Ordngn.: “) 1. bei Vorſchlägen über 
die Beſetzung kirchenregimentlicher Amter, 2. bei Entſcheidungen ſowohl in 
der Rekursinſtanz über die Entlaſſung von Alteſten, als auch in erſter 


1) KO. öſtl. Prov. § 46, 55 Z. 8. Ebenſo Rh. W. §§ 32 Z. 3, 33 b, 43 a; 
Schl.⸗H. § 52 Z. 13; Wiesb. §8 46, 62 3.9; Frkft. §§ 46, 59 Z. 8; Hann. ref. K. 
85 48, 63 Z. 9. 

2) KO. öſtl. Pr. § 28. h 

3) Vgl. Rev. Inſtr. v. 23. Aug. 1880 24 Abſ. 2: „Mit dem Abſchluß dis⸗ 
ziplinarer Entſcheidungen in der Inſtanz der KrSyn. find aber Beſchwerden an 
die Kirchenbehörden nicht ausgeſchloſſen, wenn Entſcheidungen zuſtändiger Organe 
mit beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften in Widerſpruch treten. Geeignetenfalls hat 
die Behörde nach § 47 der KG. u. Syn O. u. § 148 der Rhein. Weſtf. KO. das 
zur Aufrechterhaltung des Gef. Erforderliche zu veranlaſſen“; auch 8 16 d. KG. 
betr. Verletzung kirchl. Pflichten v. 30. Juli 1880 (KG Bl. S. 116). — Entſprechend 
den vorſtehend zitierten 88 der KOrdnugn. der alten Prov. weiſen auf ein ſolches 
allgem. Aufſichtsrecht der Konſ. auch hin die KOrdngn. Wiesb. § 47; Kaſſel § 44; 
Frkft. § 47; Hann. ref. K. § 49; Hohenz. § 44. 5 

4) Erk. d. OB. v. 21. März 1883 (Entſch. IX S. 118); v. 15. März 1890 
(XIX S. 203); Erk. d. RG. v. 26. Sept. 1883 (KG Bl. S. 130); Nitze S. 10265. 

5) Vgl. die in folgender Anm zit. §§ u. auch Trauungs⸗Ord. v. 27. Juli 1880 $ 13. 

6) KO. öſtl. Prov. § 68 Z. 6; Rh. W. $ 50a 3. 2 in der Faſſung des KG. 
v. 1. Juli 1893, nur der unter 1. genannte Fall iſt hier nicht erwähnt, der in den 
weſtl. Prov. infolge der Wahl der Sup. auch kein Anwendungsgebiet hat. 
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Inſtanz über Einwendungen der Gemeinden gegen die Lehre eines zum 
Pfarramt Deſignierten, 3. bei Entſcheidungen, durch welche wegen Mangel 
an Übereinſtimmung mit dem Bekenntniſſe der Kirche die Berufung eines 
ſonſt Anſtellungsfähigen zu einem geiſtlichen Amte für unzuläſſig erklärt 
wird, 4. in allen Fällen, in denen gegen einen Geiſtlichen wegen Irrlehre 
die Unterſuchung eingeleitet oder eine Entſcheidung gefällt werden ſoll, 
und ſodann durch neuere Kirchengeſetze beſonders: 5. bei Vertretung des 
Provinzialſynodalverbandes in vermögensrechtlichen Angelegenheiten,“) 
6. bei Gewährung von Beihilfen an Gemeinden aus dem vom Konſiſtorium 
verwalteten Zuſchußfond.?) 

2. Mit dem Geſchäftskreis der Konſiſtorien der alten Provinzen 
deckt ſich in allem weſentlichen der der Konſiſtorien zu Kiel, Wiesbaden, 
Frankfurt a. M., Kaſſel und Aurich, ſofern letzteres als reformierte 
Kirchenbehörde fungiert. Den drei erſtgenannten Konſiſtorien ſind bei 
ihrer Errichtung ausdrücklich alle Zuſtändigkeiten der altpreußiſchen 
Konſiſtorien übertragen,?) die beiden anderen aber, von denen das zu 
Kaſſel durch Zuſammenziehung der drei altheſſiſchen Konſiſtorialbehörden 
entſtanden iſt, haben bereits in vorpreußiſcher Zeit im weſentlichen dieſe 
Zuſtändigkeiten gehabt.“) Was insbeſondere die Stellung der genannten 
Konſiſtorien gegenüber den kirchlichen Gemeinden und Synodalverbänden 
anlangt, ſo iſt dieſe durch die verſchiedenen Verfaſſungsgeſetze ganz in 
Anſchluß an die Vorſchriften der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
für die öſtlichen Provinzen geregelt.?) Der innere Unterſchied, daß die 
Konſiſtorien der neuen Provinzen nicht an der Spitze von Kirchenteilen, 
ſondern in ſich abgeſchloſſenen Kirchenkörpern ſtehen, hat keine Veranlaſſung 
gegeben, ihre Aufſichtsrechte über die verſchiedenen Stufen der kirchlichen 


1) KG. v. 16. Juli 1895 § 2. 

2) KG. v. 2. Juli 1898 § 21. 

3) Vgl. Vg. v. 22. Sept. 1867 § 2; Vg. v. 24. Sept. 1867 $ 3; StG. v. 
28. Sept. 1899 Art. 20. 

4) Bezügl. des Konſ. zu Kaſſel vgl. oben S. 1194, Büff S. 357 ff. u. Be⸗ 
gründung zum Entw. d. Presb. u. Syn. O. f. Kaſſel S. 9. In preuß. Zeit iſt dieſem Kon. 
noch beſonders übertragen: Die Beſtellung der Geiſtlichen unter Aufſicht des Min. 
d. g. A. durch Allerh. Erl. v. 22. Juli 1874 (GS. S. 271) und die Disziplinar⸗ 
gerichtsbarkeit I. Inſtanz über Geiſtliche u. Kirchendiener, ſofern es ſich um Amts⸗ 
vergehen handelt, welche die Amtsentſetzung nach ſich ziehen, durch Allerh. Erl. v. 
27. Sept. 1873 (GS. S. 454). Das Konſ. zu Aurich beſitzt kein feine Kompetenz 
zuſammenfaſſend beſtimmendes Reſſort⸗Reglement. Aus der älteren preuß. Zeit iſt 
ein ſolches nicht nachweisbar (Mitteil. d. Herrn Gen. Sup. Bartels aus den 
Akten des Konf.), ſicherlich wurde das Konſ. 1751 jedoch mit den allum⸗ 
faſſenden Kompetenzen ausgeſtattet, die damals alle landesherrlichen und beſ. die 
preuß. Konf. beſaßen. Beim Eintritt der hannov. Herrſchaft wurde es dann 
nach der Bek. v. 1. Juli 1817 (Ulrichs I S. 17) lediglich „in feinen früheren u. 
zuletzt ſtattgefundenen Reſſortverhältniſſen überall beſtätigt“, und auch in der nach⸗ 
hannoverſchen Zeit ſind ſeine Kompetenzen nicht neu beſtimmt worden. Eine 
Ausdehnung der altpreuß. Konſ.⸗Inſtr. auf dieſes Konſ. hat nicht ſtattgefunden, 
u. als ihm 1884 die Zuständigkeiten des Oberkirchenrats zu Nordhorn und der 
anderen hannov. Konf. Über die Reformierten übertragen wurden, geſchah dies 
ohne eine ins Einzelne gehende Spezifikation. 

5) Vgl. oben ©. 250 die Zitate in den Anmerkungen u. S. 2523. 


254 5. Buch. 1. Abſchnitt. Das landesherrliche Kirchenregiment. 


Gemeinden anders zu geſtalten. Größere Abweichungen von den in den 
alten Provinzen geltenden Vorſchriften finden ſich nur bezüglich der Be⸗ 
aufſichtigung der Vermögensverwaltung, aber auch dieſe ſind nicht von 
prinzipieller Bedeutung; ſie ſind lediglich durch lokale Verhältniſſe und 
ältere Einrichtungen, die man ſchonen wollte, veranlaßt. 


So iſt zu Gemeindebeſchlüſſen in Schleswig-Holſtein und im 
Konſiſtorialbezirk Kaſſel die Genehmigung der Konſiſtorien erforderlich!) in 
dem oben S. 251 unter 1 erwähnten Fall, ſofern nicht miniſterielle 
Genehmigung erforderlich iſt, in den daſelbſt unter 2, 3, 4 und 5 a, b, 
d, e erwähnten Fällen und außerdem noch in beiden genannten 
Gebieten: 6. bei außerordentlicher Benutzung des Kirchenvermögens, 
welche die Subſtanz ſelbſt angreift, 7. bei Kündigung und Einziehung von 
Kapitalien, welche nicht zur zinsbaren Wiederausleihung erfolgt, 8. bei 
Neubauten, in Schleswig-Holſtein jedoch nur bei der Errichtung neuer 
für die Geiſtlichen oder andere Kirchendiener beſtimmter Gebäude; nur im 
Konſiſtorialbezirk Kaſſel: 9. bei Ausleihung von Kapitalien auf Hypothek; 
bei Anlegung derſelben in anderen als den nach $ 1807 des BGB. und 
Artikel 74 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 20. September 1899 
pupillariſche Sicherheit gewährenden Papieren, 10. bei Anſtellung von 
Prozeſſen und Einlaſſung in ſolche, wenn dieſelben nicht die Eintreibung 
fortlaufender Zinſen und Gefälle oder die Einziehung ausſtehender Kapitalien, 
deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, betreffen und bei Abſchließung 
von Vergleichen, 11. bei Erlaß und Niederſchlagung von kirchlichen Ein⸗ 
künften, 12. bei Annahme letztwilliger Zuwendungen und Schenkungen, 
13. bei mehr als 300 Mark koſtenden Reparaturen, bei konſtruktiven und 
architektoniſchen Veränderungen, bei Anbauten und erheblichen Herſtellungen 
im Innern der Kirchen, 14. bei der Anlegung oder Aufhebung kirchlicher 
Begräbnisplätze oder der Aufſtellung von Beſtimmungen über deren 
Benutzung, 15. bei Aufſtellung von Beſtimmungen über Benutzung der 
Kirchenſtühle, 16. bei Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen 
als den beſtimmungsgemäßen Zwecken, 17. bei Forderung einer nicht ſchon 
feſtſtehenden Leiſtung von den Gemeindegliedern. — Beſchlüſſe der Kreis⸗ 
ſynodalvorſtände, die die Vermögensverwaltung der Kreisgemeinden be 
treffen, bedürfen in allen neupreußiſchen Landeskirchen der Ge⸗ 
nehmigung des Konſiſtoriums in den oben Seite 241 unter 1 aufgezählten 


1) Die einzelnen Fälle ſind zuſammengeſtellt f. Schlesw.⸗Holſt. durch ME. 
v. 28. Juni 1879 (KGBl. Ki. S. 79; Friedberg, VG. S. 228); f. d. KonſBez. 
Kaſſel durch ME. v. 5. Juli 1887 (Friedberg, Ergzbd. I S. 81). — In gleicher 
Weiſe ſind für die ref. K. Hannovers die Fälle, in denen das Konſ. zu Aurich 
Gemeindebeſchlüſſe zu genehmigen hat, durch ME. v. 10. Sept. 1885 (KGBl. A. 
S. 71; Friedberg daf. S. 46; Gieſe S. 127) zuſammengeſtellt. Es find im 
weſentlichen dieſelben in denen das Konſ. zu Kaſſel zur Erteilung der Genehmigung 
berufen iſt, nur daß diejenigen ausſcheiden, in welchen die Kirchenkommiſſarien die 
Vermögensverwaltung betreffende Beſchlüſſe der Gemeindeorgane zu genehmigen 
haben, vgl. unten § 21 unter A VII. — Für den KonſBez. Wiesbaden iſt ein 
entſprechender ME. nicht ergangen (Mitteil. d. Herrn Konf. Präſ. Dr. Ernſt zu Wiesb.). 
Die Fälle, in denen hier das Konſ. die Genehmigung zu erteilen hat, beſtimmen 
ſich zum Teil noch nach älteren naſſ. Vorſchriften u. ſind bei Wilhelmi ©. 222 ff. 
zuſammengeſtellt. 
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Fällen, und zwar auch im Falle zu la ohne Rückſicht auf den Wert des 
Gegenſtandes. !) 

Auch dieſe Konſiſtorien ſind verpflichtet, ſich behufs Beratung und 
Entſcheidung gewiſſer Angelegenheiten durch Zuziehung eines ſynodalen Or⸗ 
ganes zu erweitern, und zwar ſind es die Mitglieder des Ausſchuſſes der 
Geſamtſynode, die hier zum Eintritt in das Konſiſtorium berufen ſind. 

Dieſe Erweiterung des Konſiſtoriums iſt vorgeſchrieben durch die Ver⸗ 
faſſungsgeſetze jelbft:2) 1. Bei dem Vorſchlage wegen Anſtellung der Superinten⸗ 
denten (Pröpſte, Dekane), 2. bei Disziplinarentſcheidungen gegen Geiſtliche und 
andere Kirchenbeamte oder bei Streichung aus der Liſte der Kandidaten, 
3. bei der Entſcheidung über Entlaſſung eines Gemeindevertreters oder 
Alteſten, ſowie über Auflöſung des Kirchenvorſtandes oder der Gemeinde⸗ 
vertretung, 4. bei Entſcheidungen über den Verluſt des Wahlrechts bezw. 
über Erinnerungen gegen Alteſtenwahlen, 5. nur für die Konſiſtorien zu 
Aurich, Wiesbaden und Frankfurt bei Verſagung der Beſtätigung 
eines gewählten Geiſtlichen, 6. nur für die Konſiſtorien zu Aurich und 
Wiesbaden bei der Beſetzung von Pfarreien, deren Einkommen 2400 Mark 
überſteigt, 7. nur für dieſe und das Konſiſtorium zu Kaſſel bei Bewilligung 
von Zulagen an Geiſtliche oder Kirchenbeamte aus Fonds, über welche 
der Synode die Verfügung zuſteht, ſowie bei Erhöhung der Dotation 
eines Pfarrers aus Mitteln der Lokalgemeinde gegen deren Willen, 
8. nur für die Konſiſtorien zu Wiesbaden und Frankfurt bei Erlaß 
der zur Ausführung kirchlicher Geſetze erforderlichen Inſtruktionen und bei 
Abänderung der Grenzen der Kirchengemeinden, 9. für das Konſiſtorium 
zu Kiel bei der Entſcheidung über Zurückweiſung eines Gemeindegliedes 
von der Teilnahme am Abendmahl oder einer anderen heiligen Handlung, 
zu der es in III. Inſtanz berufen iſt, und ſodann durch neuere 
Kirchengeſetze beſonders: 10. für die Konſiſtorien zu Kaſſel und Kiel bei 
Vertretung des Geſamtſynodalverbandes in vermögensrechtlichen Angelegen⸗ 
heiten, ) 11. allgemein bei Gewährung von Beihilfen an Gemeinden aus 
dem von den Konſiſtorien verwalteten Zuſchußfonds ſowie bei n 
des Regulativs für die Verwaltung des landeskirchlichen Hilfsfonds?) un 
anderen mit der Pfarrbeſoldung zuſammenhängenden Maßnahmen. 

Über dieſe Fälle hinaus iſt den Konſiſtorien das Recht beigelegt, 
den Geſamtſynodalausſchuß bei wichtigen Angelegenheiten zuzuziehen.“) 


J) Vgl. KG. f. Konſ. Bez. Kaſſel v. 14. Juli 1895 nebſt Vdg. gl. Datums 
(GS. S. 287); f. Schl.⸗H. v. 8. Juni 1898 (GS. S. 119); f. Konſ. Bez. Wiesb. v. 
8. Juni 1898 (G S. S. 120); KO. Frkft. § 66. 

2) KO. Schl. H. § 95; Wiesb. § 75; Kaſſel $ 66; Frkft. $$ 32, 36, 39, 60 
a. E., 80; Hann. ref. K. § 76. e eee 
3) KG. f. KonſBez. Kaſſel v. 14. Juli 1895 8 2; f. Schl.⸗H. v. 8. Juni 1898 $ 2. 
4) Pfarrbeſoldungsgeſetze v. 2. Juli 1898 f. Schl.⸗H. $$ 22, 23; f. KonſBez. 
Kaſſel §8 4, 21, 22; f. Konſ. Bez. Wiesb. §8 4, 22; f. Hann. ref. K. $$ 4, 21, 22 u. d. 
24. März 1902 f. Konf. Bez. Frkft. § 4. 5 N 
9) Nur dem Konſ. zu Kiel iſt dieſe Befugnis nicht ausdrücklich beigelegt 
(KO. Schl. H. § 95). — Soweit die Zuziehung des Ausſchuſſes nicht vorgeſchrieben 
iſt, iſt fie ganz ins Ermeſſen des Konſ. geſtellt. Das gilt auch für den KonſBez. 
Wiesbaden. Wenn die KO. Wiesb. § 75 a. E. beſtimmt, daß der Syn.⸗Ausſchuß 
in wichtigen Fällen feine Zuziehung durch das Konf. beantragen kann, jo folgt 
daraus nicht ohne weiteres eine Verpflichtung des, Konf. ſolchem Antrag nach⸗ 


256 5. Buch. 1. Abſchnitt. Das landesherrliche Kirchenregiment. 


3. Endlich deckt ſich auch der Geſchäftskreis der für die lutheriſche 
Kirche Hannovers beſtellten Provinzialkonſiſtorien im weſentlichen 
mit dem der altpreußiſchen Konſiſtorien. Nur inſofern iſt jener beſchränkter, 
als einzelne Beſugniſſe dieſer in Hannover dem Landeskonſiſtorium, andere 
den Kirchenkommiſſarien!) in erſter Inſtanz überwieſen find. Auch kommt 
in Betracht, daß die den hannoverſchen Provinzialkonſiſtorien unterſtellten 
Bezirke keine kirchlichen Gemeinden höherer Ordnung (Provinzialgemeinden) 
bilden, ſondern lediglich für die Handhabung des Kirchenregiments gebildete 
Verwaltungsbezirke ſind, deren jeder mehrere Kreisſynodalverbände umfaßt. 
Daraus folgt, daß dieſe Konſiſtorien mit keiner vermögensrechtlichen Ver⸗ 
tretung eines Synodalverbandes betraut find und ihnen Aufſichtsbefugniſſe 
nur gegenüber den Gemeinden und Kreisverbänden zuſtehen können. 

Nach der Kirchenordnung vom 9. Oktober 1864 in Verbindung mit 
der Miniſterialbekanntmachung vom 20. Oktober 1864 (vergleiche beſonders 
Artikel 1, 2, 11, 13), der Bekanntmachung des General-Gouvernements vom 
18. Januar 1867 (vergleiche beſonders Artikel 1—4, 19, 31)?) und dem 
Regulativ vom 29. September 18881 ſtehen den Konſiſtorien zu: eine 
Reihe von Anordnungen betreffs der erſten Bildung und Erhaltung der 
einzelnen Kirchenvorſtände (K. O. SS 1—4); Entſcheidung von Wahl⸗ 
ſtreitigkeiten in II. Inſtanz (Regulativ §§ 3, 11); Ernennung von Mit⸗ 
gliedern der Bezirksſynode (K. O. § 45 Z. 6); Beſtimmung des Termins für 
den Zuſammentritt der Bezirksſynode und Genehmigung der ſich über einen 
Tag erſtreckenden Dauer derſelben (88 49, 72); Vorläufige Entſcheidung 
über ſtreitige Zuläſſigkeit fernerer Teilnahme am Synodal-Ausſchuſſe (8 71); 
Teilnahme an der Bezirksſynode durch Deputierung von Bevollmächtigten 
($ 74); verſchiedene Rechte gegenüber den Synodalkaſſen (8$ 81, 83, 84). 
Die Beaufſichtigung der Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden 
durch die Konfiftorien iſt durch Miniſterialerlaſſe vom 22. Juli 1885 und 
17. Februar 1886) dahin geregelt, daß Kirchenvorſtandsbeſchlüſſe der Zu⸗ 
ſtimmung des Konſiſtoriums bedürfen; 1. bei der Aufnahme von Darlehen 
über 300 Mark, ſofern nicht die Genehmigung der Kirchenkommiſſarien 
genügt, was der Fall iſt, wenn das Darlehen nicht über 3000 Mark 
beträgt, bloß zu vorübergehender Aushilfe dient und aus der laufenden 
Einnahme derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden kann 
(Regulativ $ 5b); 2. bei der Veräußerung oder dinglichen Belaſtung von 
Grundeigentum, wenn der Wert des zu veräußernden Gegenſtandes oder 
wenn der Betrag der Belaſtung die Summe von 10000 Mark nicht über⸗ 
ſteigt; 3. bei Verwendung des Ertrages eines Vermögensteiles zu anderen 
(kirchlichen) Zwecken, als für welche er bisher beſtimmt war, ſofern nicht 
die Genehmigung der Kirchenkommiſſarien genügt, was der Fall iſt, wenn 
bei einmaligen Bewilligungen der Betrag für denſelben Zweck die 
Summe von 60 Mark im Jahre nicht überſteigt, oder wenn bei fort⸗ 


zukommen, vielmehr kann das Konj. die Zuziehung ablehnen, weil ihm die Sache 
zu ſolcher nicht wichtig genug oder jonft nicht geeignet erſcheint. 

1) au über dieſe unten $ 21 unter A VII u. das Regulativ v. 29. Sept. 
1888 (KA Bl. H. S. 77; Friedberg Erzgbd. II 2; Gieſe S. 131). 

2) Vgl. oben S. 1391. 

3) KABl. H. S. 33; Friedberg VG. I S. 404. 
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laufenden Bewilligungen die Verwendung für Kirchen- und Schul⸗ 
diener oder deren Hinterbliebene erfolgt und ihr Betrag für denſelben 
Zweck die Summe von 30 Mark im Jahre nicht überſteigt (Regulativ 
§ 5 c.); 4. bei Vornahme eines Neubaues oder einer mehr als 3000 Mark 
koſtenden baulichen Verbeſſerung; 5. bei dem Beginn oder der Vergleichung 
eines Rechtsſtreites, bei welchem es ſich nicht um liquide Schuldforderungen 
handelt; 6. bei Forderung nicht ſchon feſtſtehender Leiſtungen von den Ge⸗ 
meindegliedern und Abänderung des Beitragsfußes. 

Eine Erweiterung dieſer Konſiſtorien durch die Mitglieder eines 
Synodalorganes bei Entſcheidung beſonders wichtiger Angelegenheiten 
konnte ſchon deshalb nicht vorgeſchrieben werden, weil ein hierzu geeignetes 
Synodalorgan überhaupt nicht vorhanden iſt. Jedoch hat man neuerdings 
einem lebhaften Wunſche der Synoden Rechnung tragend, für Disziplinar⸗ 
entſcheidungen eine Verſtärkung der Konſiſtorien durch zwei Mitglieder der 
Landesſynode eingeführt.“) 

Der Geſchäftskreis des Landeskonſiſtoriums zu Hannover wird 
vorzüglich durch die Verordnung vom 17. April 18662) beſtimmt; es hat 
teils zu beſchließen und zu entſcheiden, teils nur zu beraten und anregend 
zu wirken. Zu entſcheidender Beſchlußfaſſung iſt es nach § 3 dieſer 
Verordnung in denjenigen Angelegenheiten berufen, welche 1. das Bekenntnis 
und die Lehre der Kirche, die Seelſorge, den Kultus und die Kirchenzucht, 
2. die Vorbildung, Prüfung und Ordination der Geiſtlichen, 3. die An⸗ 
ſtellung und Entlaſſung der Geiſtlichen, einſchließlich der Hilfsgeiſtlichen und 
Superintendenten, deren Amtsführung, Fortbildung und Wandel betreffen. 
Außerdem ſoll es nach § 5 der Kirche dienen durch Beachtung und Beratung 
der kirchlichen Zuſtände und Intereſſen im allgemeinen und namentlich auch in 
Beziehung auf Kirchenverfaſſung, Viſitation und Ehe, ſoweit ihm hierin nicht 
nach 8 3 ſchon weitergehende Zuſtändigkeit verliehen iſt, ferner durch Erſtattung 
erforderter Gutachten, Erledigung beſonderer Aufträge und Stellung ges 
eigneter Anträge bei dem Kultusminiſter und dem Landesherrn, welch 
letzterer nach $ 8 auch den Präſidenten oder andere Mitglieder des Landes⸗ 
konſiſtoriums zu dem Vortrage zuziehen will, der ihm in den ſeiner eigenen 
Entſchließung vorbehaltenen Angelegenheiten vom Kultusminiſter zu halten 
iſt. Über das Verhältnis des Landeskonſiſtoriums zu den Provinzial⸗ 
konſiſtorien endlich beſtimmt § 6, daß von den in § 3 aufgezählten Anz 
gelegenheiten nur die über die Befähigung zum geiſtlichen Amte entſcheidende 
Prüfung, die Ernennung der Geiſtlichen für Stellen, welche landesherrlich 

N 1) Dieſe beiden „Beigeordneten,“ von denen einer ein geiftliches, der andere 
ein weltliches Mitglied der &.-Syn. fein muß, u. ebenſo je 2 Stellvertreter für jeden 
derſelben werden von dem Ausſch. der L. Syn. aus der Zahl der dem Konſ.⸗Bez. 
angehörigen Abgeordneten zur L.⸗Syn. gewählt u. nehmen an den betr. Beratungen 
u. Beſchlüſſen des Konſ. mit vollem Stimmrecht teil, Diszipl.⸗G. v. 24. Apr. 1894 
$ 17; Prot. d. 4. ord. L.⸗Syn. 1887 S. 210 ff., 232 ff., 410 ff. u. d. 5. ord. L.⸗Syn. 


1893 S. 48 ff., 151 ff., 165 ff., 503. 
2) Vgl. oben S. 1393, 
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beſetzt werden, und die Beſtätigung der übrigen Geiſtlichen dem Landes⸗ 
konſiſtorium ausſchließlich vorbehalten ſind. Alle übrigen daſelbſt erwähnten 
Geſchäfte ſollen von den Provinzialkonſiſtorien unter Auffiht und Leitung 
des Landeskonſiſtoriums wahrgenommen werden, jedoch ſo, daß allgemeine 
Anordnungen nur von dieſem oder wenigſtens nur mit ſeiner Zuſtimmung 
erlaſſen werden dürfen. In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten 
Disziplinarverfahren gegen Geiſtliche bildet das Landeskonſiſtorium ſtets 
die II. Inſtanz, es ſoll aber kraft ſeines Oberaufſichtsrechts die Provinzial⸗ 
konſiſtorien zu gehöriger Übung der Disziplinargewalt anhalten und auch 
berechtigt ſein, eine Disziplinarſache dem an ſich zuſtändigen Provinzial⸗ 
konſiſtorium abzunehmen und dem anderen zur Erledigung in I. Inſtanz 
zu überweiſen.!) An all dieſen Vorſchriften der königlich hannoverſchen 
Verordnung hat die preußiſche Kirchengeſetzgebung nichts prinzipielles ge⸗ 
ändert, insbeſondere iſt die Zuſtändigkeit des Landeskonſiſtoriums nicht im 
allgemeinen, ſondern nur durch einzelne Aufträge?) erweitert und im 
Gegenſatz zu der aller anderen Konſiſtorien auf die Angelegenheiten be⸗ 
ſchränkt geblieben, die ihr ausdrücklich überwieſen ſind. Nur nach zwei 
Richtungen hin haben allgemeinere Erweiterungen der Zuſtändigkeit des 
Landeskonſiſtoriums weſentlich im Intereſſe der Stärkung ſeiner Stellung 
den Provinzialkonſiſtorien gegenüber ſtattgefunden: Einmal durch die Ein⸗ 
richtung, daß der berichtliche Verkehr dieſer mit dem Miniſter durch das 
Landeskonſiſtorium geht, und ſodann dadurch, daß das Landeskonſiſtorium 
zur Beſchwerdeinſtanz über den Konſiſtorien gemacht iſt, ſoweit dieſe als 
Aufſichtsinſtanz über gemeindliche Vermögensangelegenheiten bei Kirchen⸗ 
vorſtandsbeſchlüſſen zu befinden haben.?) — Endlich führt das Landes⸗ 
konſiſtorium ähnlich wie der Oberkirchenrat mit Genehmigung des Königs 
die Aufſicht über eine Anzahl ſüdafrikaniſcher deutſcher lutheriſcher Ge⸗ 
meinden.“ f 

Auf die verſchiedene Behandlung der Geſchäfte im Landeskonſiſtorium, 
welche mit dem Vorhandenſein von ordentlichen und außerordentliche 
Mitgliedern zuſammenhängt, iſt bereits oben S. 246 hingewieſen, hier iſt 


1) Vgl. jetzt hierzu Diszipl. G. v. 24. Apr. 1894 (KA Bl. H. S. 59) 88 11, 14 ff. 

2) Vgl. z. B. K. G. v. 16. Juli 1873 (Ebhard IN. Flge. S. 209; GS. S. 386), 
v. 6. Juli 1876 (Ebhard daf. S. 599) $ 11, 12, v. 28. Sept. 1891 (KA Bl. H. S. 73, 
GS. S. 349), v. 19. Febr. 1894 (KA Bl. II. S. 29, GS. S. 15), v. 18. Juni 1894 
(KA Bl. H. S. 71, GS. S. 133), v. 31. März 1895 (KA Bl. H. S. 31, GS. S. 105, 
137), v. 2. Juli 1898 (KA Bl. H. S. 37) §8 23 ff. 

3) Vgl. ME. v. 17. Febr. 1886 $ 4 u. Lohmann II S. 20. Der von der L. Syn. 
wiederholt ausgeſprochene Wunſch, das Landeskonf. ſolle zur allgem. Zentralinſtanz 
der hann. luth. Landeskirche erhoben, von dem Kult. Min. unabhängig gemacht und 
ebenſo wie der OK R. direkt dem Landesherrn unterſtellt werden, iſt vom Kirchenregiment 
bis jetzt nicht erfüllt worden. Vgl. Lohmann II S. 19ff. u zur Ergänzung: Verhandl. 
d. 4. o. Syn. 1887 S. 347, 353, 378 ff., 510; d. 6. b. LSyn. 1899/1900 ©. 284 ff. 

4) Es ſind dies die Gem. in Kapftabt, Worceſter, King⸗Williams⸗Town, 
Paarl, Wynberg, Eaſt⸗London, Frankfurt, Berlin, Braunſchweig, Keiskamahoek. 


$ 20. Die Konſiſtorien. 259 


noch der Zuziehung des Ausſchuſſes der Landesſynode zu gedenken, die 
nach § 66 der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung in zweifacher 
Weiſe ſtattfindet. Zunächſt iſt das Landeskonſiſtorium jederzeit berechtigt, den 
Ausſchuß zuzuziehen, um ihn gutachtlich zu vernehmen, und dies ſoll in der 
Regel in der Weiſe geſchehen, daß das Konſiſtorium in gemeinſamer Sitzung 
mit dem Ausſchuß die Sache berät, worauf dieſer mittelſt getrennter Ab⸗ 
ſtimmung feiner Mitglieder ſein Gutachten beſchließt.!)) Sodann hat aber 
in beſtimmten Fällen auch eine Verbindung des Konſiſtoriums mit dem 
Ausſchuß zu einem nach Stimmenmehrheit beſchließenden Kollegium ſtatt⸗ 
zufinden.?) Die Kirchenvorſtands- und Synodalordnung ſchreibt eine 
ſolche nur für Entſcheidungen vor, durch welche einem im geiſtlichen Amte 
Anzuſtellenden die Rechtgläubigkeit abgeſprochen wird oder gegen einen 
Geiſtlichen wegen Mangels der Rechtgläubigkeit oder wegen falſcher Lehre 
auf Dienſtentlaſſung oder Disziplinarſtrafe erkannt wird; neuere Kirchen⸗ 
geſetze haben jedoch auch bei weiteren Angelegenheiten, die ſie dem Landes⸗ 
konſiſtorium übertragen haben, eine ſolche „Mitwirkung“ des Ausſchuſſes 
für erforderlich erklärt.) In allen Fällen, in denen dieſe Mitwirkung 
oder Vernehmung des Ausſchuſſes ſtattfindet, iſt derſelben in der darauf 
ergehenden entſcheidenden Verfügung des Konſiſtoriums Erwähnung zu tun. 


B. Die Mediatkonſiſtorien, 


welche ſich vereinzelt neben den königlichen Konſiſtorien erhalten haben, 
und aus der Unterordnung ſelbſtändiger Kirchenregimente unter die landes⸗ 
herrliche Kirchengewalt zu erklären ſind, ſind teils ſtandesherrliche, teils 
ſtädtiſche. 

I. Zur erſten Kategorie gehören die Gräflich-Stolbergiſchen Kon— 
ſiſtorien zu Wernigerode, Stolberg und Roßla und das Königliche 
und Gräfliche Konſiſtorium zu Neuſtadt und Hohnſtein.“ 


1) Ausnahmsweiſe kann die Vernehmung des Ausſchuſſes im ſchriftlichen 
Wege erfolgen. 

2) Vgl. prov. Geſch. O. des LKonſ. § 5 Z. 2, wonach an ſolchen Entſcheid. 
7 Mitglieder d. LKonſ., darunter 3 geiſtl. u. 3 weltl. teilnehmen müſſen. Die 
Anſicht Lohmanns 1 S. 69 3.2, daß es ſich nach der K. O., welche beſtimmt „daß 
die Mitglieder des Ausſch. mit den Mitgliedern des LKonſ. als vereinigtes Kollegium 
ſtimmen“, hier nicht um eine Erweiterung des Konſ. handle, ſondern um „ein neues 
Kollegium“, welches ſich ſeinen Vorſitzenden jedes Mal aus ſeiner Mitte zu wählen 
habe, iſt unrichtig. Aus den Prot. der Vorſyn. geht deutlich hervor, daß man hier 
nur an eine „Verſtärkung des LKonf.“ gedacht hat, wie ſie andere KOrdnungen 
bereits kannten (Prot. 1 S. 579, 588), und daher auch daran nicht gezweifelt hat, daß der 
Präſident des Konf. bei dieſer gemeinſchaftlichen Abſtimmung den Vorſitz zu führen 
habe (daſ. S. 580). 

3) Vgl. KG. v. 2. Juli 1898 (KA Bl. H. S. 37; GS. S. 172) $ 24; KG. 
v. 6. Juli 1876 (Ebhardt 3. Folge S. 602, GS. S. 278) $$ 11, 12, dazu jedoch 
KG. v. 23. Okt. 1899 (KA Bl. H. S. 97, GS. ©. 179) Art. 1; das Diszipl. G. v. 
24. Apr. 1894 (KA Bl. H. S. 59), wiederholt in $ 35 die Beſtimmung der KO. 8 662. 

4) Das Recht der Standesherren, beſondere Konſiſtorien zu beſtellen, iſt auf 
Grund der Deutſchen Bundesakte Art. XIV, welche ihnen die Aufſicht in Kirchen, 
Stiftungs- und Schulſachen“ ausdrücklich beſtätigt, für Alt⸗Preußen in der Inſtr. 
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1. Das Konſiſtorium zu Wernigerode beſteht aus zwei Mitgliedern 
der gräflichen Regierung, dem Superintendenten und einem Prediger oder 
dem erſten Prediger des Lyceums, die Konſiſtorien zu Stolberg und Roßla 
haben nur einen weltlichen Vorſitzenden und zwei geiſtliche Mitglieder. 
Alle drei haben im allgemeinen die Befugniſſe der landesherrlichen Pro⸗ 
vinzialkonſiſtorien und unterſtehen direkt dem Oberkirchenrat.!) In erſter 
Beziehung beſteht nur inſofern eine Ausnahme,?) als die Entſcheidung der 
oben Seite 252/53 unter 2, 3 und 4 aufgeführten Angelegenheiten dem Pro⸗ 
vinzialkonſiſtorium zu Magdeburg vorbehalten iſt, welches jedoch, wenn eine 
ſolche Angelegenheit aus den ſtolbergiſchen Grafſchaften ſtammt, außer den 
Mitgliedern des Provinzialſynodalvorſtandes auch ein Mitglied des Kon⸗ 
ſiſtoriums der betreffenden Grafſchaft mit vollem Stimmrecht zur Beſchluß⸗ 
faſſung zuzuziehen hat. In dieſen Angelegenheiten haben die gräflichen 
Konſiſtorien den Requiſitionen des Provinzialkonſiſtoriums Folge zu leiſten. 
Im übrigen beſteht eine Unterordnung jener unter dieſes nur noch inſofern, 
als ſie Anordnungen, welche das Provinzialkonſiſtorium inbetreff aller 
Kreisſynoden der Provinz erläßt, auch inbetreff der ihnen unterſtellten 
Kreisſynoden — jeder der drei gräflichen Konſiſtorialbezirke bildet einen 
Kreisſynodalbezirk — zur Ausführung zu bringen haben. 

2. Das Konſiſtorium zu Neuſtadt und Hohnſtein beſteht aus zwei 
vom Grafen zu Stolberg⸗Stolberg zu beſtellenden und vom landesherrlichen 
Kirchenregiment zu beſtätigenden Mitgliedern, von denen das eine bei vor⸗ 
handener kirchlicher Qualifikation der Landrat des Kreiſes iſt und 
als Vorſitzender fungiert, das andere ein Pfarrer aus der Grafſchaft 
Hohnſtein ſein muß, der vom Grafen gleichzeitig zum Superintendenten 
zu ernennen ift.3) Das Konſiſtorium verſieht die Geſchäfte der hannoverſchen 
Provinzialkonſiſtorien, insbeſondere auch gegenüber der Bezirksſynode — 
v. 30. Mai 1820 (GS. S. 81) § 52 ff. allgemein anerkannt und näher beſtimmt. In 
der hier vorgeſehenen Art und Weiſe wird jedoch das Mediatkonſiſtorialrecht nirgends 
mehr geübt. Die Stolbergiſchen Grafen, welche allein noch förmliche Konftitorten 
beſitzen, üben durch dieſe rezeßmäßig feſtgeſetzte, weitergehende Rechte als die Inſtr. 
ſie vorſieht. Außer ihnen beſitzen aber nur noch die Fürſten von Wied und Solms⸗ 
Braunfels beſondere kirchliche Rechte, die jedoch gegenüber der Inſtruktion er⸗ 
heblich eingeſchränkt und im weſentlichen auf Ausflüſſe des Kirchenpatronats redu⸗ 
ziert ſind. Die dermaligen Rechte des Fürſten von Wied ſind feſtgeſtellt im Rezeß v. 
25/26. Junt, konfirmiert am 5. Okt. 1860 (ABl. Koblenz 1861 S. 101), die des 
Fürſten von Solms im Rezeß v. 22. Nov. 1861, konfirmiert am 26. April 1862 
(ABl. Koblenz 1862 S. 155), vgl. Jacobſon KR. S. 181 ff., auch oben S. 71 1, 1082. 

1) Vgl. oben S. 461,3 die verſchiedenen Rezeſſe und landesherrl. Erlaſſe. 
Bezügl. der Disziplinargewalt vgl. den Vorbehalt im Diszipl. G. f. d. altpreuß. 
Landesk. v. 16. Juli 1886, § 58 Abſ. 4. 

2) Vgl. AE. v. 30. Dez. 1874 (GS. 1875 S. 2) 88 4, 5. 

3) Der Superintendent hat dem Grafen den Treu⸗ und Gehorſamseid zu 
leiſten, daneben leiſtet er den ſtaatlichen Dienſteid und den Eid, durch welchen die 
Mitglieder des Konſ. zu Hannover in Bezug auf die kirchliche Seite ihres Amtes 
verpflichtet werden. Der Landrat wird als Vorfitzender dem Grafen nur durch 


Handſchlag verpflichtet. Vgl. den oben S. 1365 zit. Rezeß u. die Kreisordnung f. 
Hannover v. 6. Mai 1884 (GS. S. 181) § 26. 
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ſein Amtskreis bildet einen Bezirksſynodalbezirk — und auch ſolche der 
Kirchenkommiſſariate, unterſteht jedoch in allen Beziehungen dem Provinzial⸗ 
konſiſtorium zu Hannover und mit dieſem dem Landeskonſiſtorium und 
dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten. 

II. Städtiſche Konſiſtorien gibt es z. Z. noch: 

1. in Breslau.!) Dieſes ſetzt ſich zuſammen aus dem Bürgermeiſter 
als Direktor, dem zweiten Bürgermeiſter und dem Syndikus, falls ſie 
evangeliſch ſind, bezw. deren Stellvertretern und vier evangeliſchen Stadt⸗ 
geiſtlichen und fungiert für die evangeliſchen Kirchen magiſtratualiſchen 
Patronats in der Stadt ſowie für die Landkirchen Herrngrotſch, Domslau, 
Riemberg, Schwoitſch. Die Kompetenz dieſes Konſiſtoriums erſtreckt ſich 
auf die geſamten inneren und äußeren Kirchenangelegenheiten, umfaßt 
jedoch nicht die Geſchäfte, welche den Provinzialkonſiſtorien auf Grund 
beſonderer Beſtimmungen und Einrichtungen anvertraut ſind (wie gewiſſe 
Dispenſationen, das Devolutionsrecht ꝛc.). Das Stadtkonſiſtorium iſt dem 
königlichen Konſiſtorium zu Breslau unterjtellt.?) Ein beſonderes Organ 
hat es in feinem erſten geiſtlichen Mitgliede, dem ſog. Kirchen und Schul⸗ 
inſpektor, dem innerhalb des Bezirks alle Rechte und Pflichten des könig⸗ 
lichen Superintendenten zuſtehen; dieſer iſt mit königlicher Genehmigung 
zu ernennen und vom Provinzialkonſiſtorium in ſein Amt einzuweiſen, 
welches regelmäßig mit der Pfarrſtelle zu St. Eliſabeth verbunden iſt. 

2. in Stralfund.?) Dieſes beſteht je zur Hälfte aus geiſtlichen 
und weltlichen Mitgliedern. Erſtere ſind der von der Stadt zu wählende 
und vom Könige zu beſtätigende Stadtſuperintendent und die Paſtoren an 
den übrigen Pfarrkirchen, letztere — wenn ſie evangeliſch ſind — die 
beiden Bürgermeiſter und ſoviele vom Rate gewählte rechtsverſtändige und 
der Landeskirche angehörige Ratsverwandte als erforderlich ſind, um jene 
Mitgliederhälfte zu erreichen. Den Vorſitz führt der erſte, bei deſſen Be⸗ 
hinderung der zweite Bürgermeiſter und, wenn auch dieſer behindert iſt, 
der Stadtſuperintendent. Der Amtsbezirk des Stadtkonſiſtoriums umfaßt 
das Stadtgebiet nebſt den Ortſchaften Parow und Garbodenhagen, ſeine 

1) Vgl. oben S. 36, 71½ und Reglement v. 2. Nov. 1859 (A. H. 13 S. 167). 

2) Nach dem Reglement v. 1859 iſt das Stadtkonſ. dem Provinzialkonſ. und 
der Regierung zu Breslau unterſtellt. Dies erklärt ſich daraus, daß damals die 
Externa (deren Verwaltung das Stadtkonſ. für feinen Bezirk beſaß) nicht von den 
Provinzialkonſ., ſondern von den Regierungen verwaltet wurden; mit der Übertragung 
derſelben auf die Provinzialkonſ., iſt jedenfalls jede Aufſicht der Regierung über 
das Stadtkonſ. hinweggefallen. 

3) Vgl. oben S. 32, 711. Die gegenwärtige Verf. und Rechtsſtellung dieſes 
Stadtkonſ. beruht auf dem durch AE. v. 28. Febr. 1883 genehmigten Statut über die 
Einrichtung des ev. Kirchenweſens in der Stadt Stralſund v. 23. Juni 1882 (KGBl. 
1883 S. 33), welches durch AE. v. 5. Jan. 1891 (daſ. 1891 S. 1) einige Ab- 
änderungen erfahren hat und unter Berückſichtigung dieſer bei Friedberg, Ergzbd. III 


S. 7 abgedr. iſt. über die Vorgeſchichte dieſer Regelung der Stralſunder Ver⸗ 
Se Braun, Städtiſches Kirchenregiment in Stralſund i. d. Ztſchr. XXXII 
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ſachliche Zuſtändigkeit das geſamte Kirchenregiment, ſoweit nicht die Ent⸗ 
ſchließung über einzelne Angelegenheiten ausdrücklich dem Provinzial⸗ 
konſiſtorium vorbehalten iſt, welches in allen Fällen die nächſtvorgeſetzte 
Behörde des Stadtkonſiſtoriums iſt. 

3. Andere Städte beſitzen zwar keine Konſiſtorien mehr, haben jedoch 
noch einzelne Reſte ihres ehemaligen Kirchenregiments behalten. So 
Magdeburg,) inſofern hier der Magiſtrat den Stadtſuperintendenten 
wählt, durch den er die Aufſicht über die Stadtgeiſtlichen führt; derſelbe 
übt alle Rechte eines landesherrlichen Superintendenten, wird von dem 
Provinzialkonſiſtorium beſtätigt und iſt dieſem unmittelbar untergeordnet. 
Desgleichen Erfurt, wo auch der Magiſtrat ein Präſentationsrecht zur 
Superintendentenſtelle beim Konſiſtorium hat.?) Und ebenſo einzelne 
hannoverſche Städte, in denen der Magiſtrat — vorbehaltlich kirchen⸗ 
regimentlicher BeſtätigQung — den Senior Miniſterii oder den Stadt⸗ 
ſuperintendenten beſtellt,?) nächſter Vorgeſetzter des Kirchenvorſtandes iſt, 
die Kirchenrechnungen kontrolliert und den Etat genehmigt,“) oder, unter 
Oberaufſicht der Kirchenregimentsbehörde, lokalſtatutariſche Anordnungen 
erläßt 5) oder Streitigkeiten bei den Pfarrwahlen entſcheidet. 6) 

Einzelne konſiſtoriale Befugniſſe üben endlich noch 


C. Die geiſtlichen Miniſterien 
aus, die der älteſten Organiſation der evangeliſchen Kirche angehören, heute aber 
nur noch in Frankfurt a. M., Erfurt und einigen hannoverſchen Städten 


1) Vgl. d. Statut. vom 16. April 1830 oben S. 711. 

2) Dieſes iſt der letzte Reſt der dem Magiſtrat bei Eintritt der preuß. Herr- 
ſchaft als Mediatkonſ. gewährten Befugniſſe, zu denen damals beſonders das Recht 
gehörte, den Senior Minifterit vorbehaltlich landesherrl. Beſtätigung zu wählen; 
vgl. Overmann, A., Die erften Jahre der preuß. Herrſchaft in Erfurt, Erfurt 
1902, S. 109, 111. 

3) So in Stade, Lüneburg u. Goslar. Vgl. Ordng. betr. die Feſtſtellung 
der kirchl. Verhältniſſe in d. Stadt Stade v. 5. Aug. 1865 § 33, wonach der Sen. Min. 
vom Magiſtrat aus den Stadtpredigern zu wählen iſt und die Beſtätigung des Ge⸗ 
wählten vom Landesherrn, 975 1867 vom Landeskonſ., nur aus beſ. dem Magiſtrat 
u eröffnenden Gründen ſoll verſagt werden können. Desgl. Verf.⸗Urk. d. Stadt 

üneburg v. 10. Okt. 1846 (Ebhard, Gef. u. Vogn. f. d. Kar. Hann. 2. Flge. I S. 
808) $$ 61, 89 nach der der Stadtſup. von dem Magiſtrat unter Zuziehung von 
Bürgervorſtehern gewählt wird, u. Goslariſche KO. v. 1531, auf der noch heute 
das Recht des Magiſtrats beruht, den Stadtſup. dem Landesherrn, ſ. 1867 dem 
LKonſ., d den 

4) Vgl. d. Regul. f. den Lüneb. Kirchenvorſtand v. 20. Aug. 1866 „magiſtrats⸗ 
ei ee e und vollzogen“ am 21. Aug. 1866, $$ 4, 5, 9 u. Zuſatzbeſtimm. v. 
18. Apr. 1877. 

5) Vgl. die vorſtehend in Anm. 3 u. 4 zit. Ordngn. Der Lüneburger Magiſtrat 
hat ferner die noch teilweiſe gültige Dienſtinſtr. für den Stadtſup. erlaſſen, auch die 
Statuten des geiſtl. Min. zu L. nach ihrer letzten Reviſion (nicht gedruckt) 1885 wieder 
beſtätigt. Als Rechtstitel dieſer kirchenregimentlichen Befugniſſe des Magiſtrats 
zu L. gelten noch heute die in cit. Statuten angezogen. 54709 Reſolution v. 21. Mai 
1639 u. die fürſtl. Reſolution vom 15. Januar 1705. Vgl. Bertram, Evangeliſches 
Lüneburg, Braunſchw. 1719, II S. 510. 

Vgl. z. B. die cc, d. Pfarrwahlen i. d. Stadt Hannover v. 25. Aug. 


6) Ve 
1874 (Plathner, Statuten u. VBdgn. f. Hann., Hann. 1900, S. 124 ff.). 
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vorhanden find!) und geringe Reſte ihrer früheren Kompetenzen beſitzen. 
Sie beſtehen in einer Verbindung der Stadtprediger zu einem Kollegium, 
deſſen Rechte ſich nach den alten Kirchenordnungen, alten Verträgen, 
beſonderen Erlaſſen und nach dem Herkommen beſtimmen. Allgemein 
haben dieſe Miniſterien die Aufgabe, die pfarramtlichen Geſchäfte zu be⸗ 
raten,?) Zwiſtigkeiten unter den Geiſtlichen gütlich beizulegen und Gut⸗ 
achten im Auftrage des Konſiſtoriums zu erſtatten. Im einzelnen iſt das 
lutheriſche Miniſterium zu Frankfurt noch mit der Verwaltung einzelner 
Stiftungen beauftragt,) während von den hannoverſchen Miniſterien 
einzelne zur Abhaltung von Kolloquien mit den neuzuberufenden Geiſtlichen 
wie zur Stellung von Probepredigten für dieſe, andere zur Ordination und 
Immiſſion der neuberufenen Stadtpfarrer und zur Einweiſung, Verpflichtung 
und Beaufſichtigung der niederen Kirchendiener berufen ſind.“) Den Vorſitz im 
Miniſterium führt in Erfurt und in den hannoverſchen Städten, die einen 
Stadtſuperintendenten haben,“) dieſer, ſonſt der „Senior Miniſterii“ und dies 
iſt, abgeſehen von den wenigen Städten, in denen das Seniorat durch 
Wahl beſetzt wird,) derjenige Paſtor, der am längſten Mitglied des Mi⸗ 
niſteriums ift.”) Der Vorſitzende beruft das Miniſterium zu den Sitzungen, 


1) Nämlich (vgl. Lipperts Ann. d. KR. II S. 53 ff.): in Hannover, Celle, 
Einbeck, Göttingen, Goslar, Hameln, Hildesheim, Northeim, Uelzen, 
Stade, Lüneburg, Buxtehude. — In Buxtehude iſt das Gentorat 1829 
eingezogen und den beiden übriggebliebenen Stellen die Bezeichnung als Primariats- 
und Sekundariatspfarrei gegeben worden, womit ſich ein Übergang der De ang 
des früheren Miniſteriums auf die Primariatspfarre verbunden hat. Ahnlich liegen 
die Dinge in Northeim, wo es jetzt auch nur 2 Pfarrer gibt, die als Pastor pri- 
marius und secundarius unterſchieden werden, nur daß ſich hier der Titel Senior 
Minifterit für den älteren noch erhalten hat. 

2) Selbſtändige Beſchlüſſe können fie meiſt nur behufs Durchführung an⸗ 
erkannter Grundſätze oder beſtehender Anordnungen faſſen, zu neuen Feſtſetzungen 
bedürfen fie gewöhnlich der Genehmigung des Konſ. Vgl. z. B. Reglement f. d. 
Hildesheimer Min. v. 3. Nov. 1815 (bei Hagemann, Landes⸗Vdgn. 1815, S. 908 
Ebhard, Geſ. u. Vdgn. f. d. Kgr. Hann., III S. 185) III. 

3) Das dem ref. Min. zu Frankfurt nach § 6 d. Vdg. v. 8. Febr. 1820 (Friedber 
VG. S. 259) zuſtehende Recht der Prüfung der Kandidaten des Predigeramts if 
dieſem nach Art. 20 d. G. v. 28. September 1899 entzogen und auf das Kon]. 
übergegangen. 

4) Vgl. Hildesheimer Reglement IX, XI u. auch XVI (betr. Beaufſichtigung 
der Predigtamtskand.); Ord. betr. Bee d. kirchl. Verhältniſſe in Stade § 31, 34; 
Statut d. Lüneburger (S. 2625) Miniſteriums $ 11. 

5) Das find Göttingen, Goslar, Hildesheim, Lüneburg. 

6) So in Frankfurt, wo der luth. Sen. von den luth. Stadtpredigern aus 
ihrer Mitte gewählt wird, KO. Frkft. § 49, und in Stade (vgl. oben S. 262°). 

7) Dabei kommen entweder, wie in Goslar (Konf. O. v. 1555), nur die erſten 
Prediger der Stadtkirchen in Betracht, oder es find, wie z. B. in Lüneburg, auch 
die zweiten zum Seniorat zugelaſſen (vgl. d. Erk. des OLG. Celle v. 7. Nov. 1888 
i. S. des Kirchenvorſtandes zu Lüneb. gegen die Kloſterkammer zu Hannover [fep. 
gedr. Lüneb. 1889] S. 20). Dieſes Seniorat beſteht auch in den Min., in denen 
der Stadtſup. den Vorſitz hat; hier iſt dann der Sen. der geborene Stellvertreter 
des Sup., wie auch dazu berufen, event. die Rechte des Min. dem Sup. gegenüber 
wahrzunehmen. So ausdrücklich die Statuten des Lüneb. Min. (oben S. 262°) 
88.26, 27; ſ. auch Regul. d. Lüneb. Kirchenvorſtandes §S 6. Wegen Goslar vgl. 
flgde. Seite Anm. 2. 
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er leitet die Verhandlungen, jedoch regelmäßig !) ohne einen Stichentſcheid 
bei Stimmengleichheit zu haben, er fertigt die Beſchlüſſe aus und vertritt 
das Miniſterium nach außen, hat aber regelmäßig keine Aufſichtsrechte 
über die anderen Mitglieder desſelben.?) 


8 21. 
Die Superintendenten. 


Das geltende Recht kennt zwei Arten von Superintendenten, ſolche, 
die die unterſte Stufe des Kirchenregiments repräſentieren, die (Spezial-) 
Superintendenten (in Naſſau: Dekane, in Schleswig-Holſtein: 
Pröpſte genannt) und ſolche, die über dieſen ſtehen und ſie kontrolieren, die 
Generalſuperintendenten. Dieſe beiden Stufen der Superintendenten 
ſind in allen preußiſchen Landeskirchen mit Ausnahme der Frankfurter, 
in der das Superintendentenamt überhaupt fehlt, vorhanden; eine dritte 
Stufe gibt es noch in der kurheſſiſchen Kirche, in der teils neben, teils 
unter den einfachen Superintendenten als eine Unterart derſelben die 
„Metropolitane“ Superintendenturbefugniſſe ausüben. 


A. Die (Spezial⸗ Superintendenten, “) 
die kurheſſiſchen Metropolitane und die hannoverſchen 
Kirchenkommiſſariate. 

J. Die (Spezial-) Superintendenten!) find, abgeſehen von den kur⸗ 
heſſiſchen, die Metropolitane unter ſich haben, das letzte Glied in der 
Verwaltung des landesherrlichen Kirchenregiments und regelmäßig gleich⸗ 
zeitig Organe des unterſten Synodalverbandes, in deſſen Synode und 


1) Anders z. B. d. Hildesheimer Reglement J. 

2) Eine Ausnahme macht in dieſer Beziehung der Senior des Min. zu Stade, 
der zwar nicht den Titel jedoch die Aufſichtsbefugniſſe eines Stadtſup. hat; ſ. d. 
Ordn. betr. die Feſtſtellung der kirchl. Verh. in d. Stadt Stade § 34 Z. 2 u. vgl. 
auch das. Z. 3, 4 u. § 24, wo dieſem Sen. noch weitere Sup.⸗Befugniſſe: Sorge für 
interimiſtiſche Verwaltung erledigter Pfarr. und anderer Kirchenämter, Ordination 
und Introduktion der Stadtprediger, Erteilung kirchl. Dispenſationen beigelegt 
werden. Ebenſo wie heute die Verhältniſſe in Stade liegen, wurden ſie 1600 in 
Goslar geſtaltet, indem die Stadtſup. aufgehoben, ihre Rechte aber dem Senior 
übertragen wurden, und zwar mit der Beſtimmung, daß, wenn der Senior wegen 
Alters oder anderer Eigenſchaften zur Führung der Sup.⸗Geſchäfte ungeeignet ſei, 
ihm ein anderer Prediger als Konſenior beigeſellt werden ſolle. J. J. 1817 wurde 
dann jedoch durch kgl. Gnadenakt die Stadtſup. wieder hergeſtellt, und ſeitdem tt 
es üblich, daß der Senior mit ihr betraut wird; rechtlich find aber hier die Sup.- 
Befugniſſe heute mit dem Seniorat nicht verbunden, wie denn in neuerer Zeit auch 
bereits wiederholt die Übertragung jener an einen jüngeren Geiſtlichen beabſichtigt 
worden iſt. (Mitteil. d. Herrn Archivar Prof. Dr. Hölſcher zu Goslar.) — Wo der 
Vorſitz des Min. vom Stadtſup. geführt wird, iſt diefer als praeses ministerii: 
„primus inter. pares“, als Sup.: „inspector ministerii“, vgl. Statut. d. geiſtl. 
Min. zu Lüneb. § 10, auch Schlegel KR. 1 S. 426, II S. 456. . 
2 3) Schmidt, W. J., Der Wirkungskreis und die Wirkungsart des Super- 
intendenten in der ev. K. Mit beſonderer Berückſichtigung der K.⸗ u. Schulverwaltung 
im preuß. Staate, Quedlinburg 1837. 

4) Wegen des Titels in Altpreußen ſ. oben S. 207. 
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Synodalvorſtand fie präfidieren. Die Bezirke der landesherrlichen Konſiſtorien, 
mit einziger Ausnahme des Frankfurter, ſind in Superintendenturbezirke 
eingeteilt,!) 2) ſodaß jede Kirchengemeinde mit ihren Geiſtlichen einem ſolchen 
zugewieſen und einem Superintendenten untergeordnet ift. Nur ausnahmsweiſe 
ſind Gemeinden von der Superintendenturaufſicht eximiert: ſo beſonders die 
hannoverſchen Städte mit Stadtminifterien,?) die lutheriſchen Ge- 
meinden zu Aurich, Emden, Eſens, Leer, Norden, Wilhelmshaven,) 
die oſtfrieſiſchen Herrlichkeitsgemeinden (in denen die Herrlichkeits⸗ 
beſitzer gewiſſe, in einzelnen vielfach nicht feſtſtehende kirchenregimentliche 
Befugniſſe ausüben), die Gemeinden der Grafſchaft Bentheim,“) die beiden 
homburgiſchen Gemeinden Dornholzhauſen und Friedrichshof, “) die alle 


1) Und zwar der Bez. des Konf. f. die Prov. Brandenburg u. den Stadt⸗ 
kreis Berlin in 79 Sup.⸗Bezirke, wovon 6 auf den Stadtkr. B. entfallen; der 
Kon). Bez. Königsberg in 36 (darunter die eine deutſch⸗ref. Sup., welche auch weſt⸗ 
preuß. Gemeinden umfaßt); Danzig in 20; Stettin in 56 (darunter eine deutſch⸗ 
ref.) Poſen in 23; Breslau in 55; Magdeburg in 97 (darunter eine 
deutſch⸗ref.)) Münſter in 21; Koblenz in 33 (einfchlieglich der einen hohenzollern⸗ 
ſchen); Kiel in 28; Kaſſel in 13; Wiesbaden in 20; die Bezirke der hann. luth. 
Provinzial⸗Konſ. zu Hannover u. Aurich in 91 u. 9, wozu dann jedoch noch 
die Stadtſuperintendenturen kommen (über dieſe unten Anm. 3); der Bez. des Konſ. zu 
Aurich in ſeiner Eigenſchaft als ref. Konſiſtorialbehörde Hannovers in 11, von denen 
jedoch die ref. Inſpektion Hannover durch den ref. Gen. Sup. verwaltet wird. — 
Im einzelnen ſ. die Nachweiſungen im Hdͤbch. f. d. Kgl. preuß. Hof u. Staat 
ln der betreffenden Konſ.). — Die Sup.⸗Bezirke ſind urſprünglich wie in Alt⸗ 


preußen e in Anlehnung an die landrätlichen Kreiſe, ſo auch in den neu 
erworbenen Gebieten in Anlehnung an beſtehende politiſche Einteilungen des Landes 


ebildet worden (z. B. Büff KR. S. 382 ff.). Ausnahmslos ließ ſich dies Prinzip jedoch 
ſchon von vornherein nicht durchführen; in Altpreußen genügte in überwiegend kath. 
Diſtrikten ein Sup. für mehrere Kreiſe, während in rein ev. Bezirken nicht immer 
ein Sup. für den Kreis ausreichend erſchien. Im Laufe der Zeit iſt es dann aber 
infolge von Veränderungen, die die alte politiſche Landeseinteilung erfuhr, ohne daß 
dieſelben gleichzeitig auf die kirchliche Einteilung erſtreckt wurden, mehr und mehr 
durchbrochen, ſodaß heute die Sup.⸗Bezirke in weitem Umfange nicht zuſammenfallen 
mit den landrätlichen Kreiſen, insbeſondere nicht in den neuen Provinzen, deren 
heutige Kreiseinteilung erſt von 1867 u. ſpäter datiert und vielfach abweicht von der 
alten vorpreußiſchen politiſchen Landeseinteilung. Vgl. in dem Hdbch. f. d. Kgl. 
preuß. Hof u. Staat die Üherſichtstahellen über die landrätl. Kreiſe mit denen über 
die Superintendenturen. Über die Anderung beſtehender wie die Bildung neuer 
Sup.⸗Bezirke ſ. oben S. 2314. 

2) Die Verwaltungsbezirke der vier ſtandesherrl. Konſ. zu Wernigerode, 
Stolberg, Roßla u. Neuſtadt umfaſſen je einen Sup.⸗Bez., deſſen Sup. Mitglied 
des betr. Konf. iſt. Vgl. oben S. 260. 

3) S. oben S. 2631. In den oben S. 2635 genannten Städten wird dieſer 
Mangel einer ſuperintendentiſchen Inſpektion teilweiſe durch die Aufſicht des Stadt⸗ 
ſup., in Stade (oben S. 264°) durch die des Sen. Min. gedeckt — jedoch a 
mäßig nicht erſetzt, indem der Stadtſup. gegenüber den Stadtpfarrern doch nicht 
alle Befugniſſe hat, die ſonſt den Sup. zuſtehen. So wird z. B. in dem Statut 
des Lüneb. geiftl. Min. (oben S. 2625), § 13, dem Stadtſup. ausdrücklich das Recht 
abgeſprochen, die Stadtpfarrer in ihr Amt einzuführen, den Predigern Urlaub zu 
erteilen und Kirchenvifitationen oder Pfarrkonvente zu halten. 

4) In dieſen zum Kons. Bez. Aurich gehörigen Städten bilden die luth. 
Geiſtlichen kein Miniſterium, ſie ſtehen unverbunden koordiniert nebeneinander, 
keiner von ihnen übt Aufſfichtsrechte über die anderen Geiſtlichen der Gemeinde, 
vielmehr werden fie alle direkt durch den Gen. Sup. inſpiziert. 

5) Friedberg S. 189, 198; KO. Hann. ref. K. §§ 64, 82. 

6) Wilhelmi S. 181. 
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unmittelbar dem Konſiſtorium untergeordnet ſind und ordentlicherweiſe 
durch den Generalſuperintendenten viſitiert werden;“) aber auch einzelne 
Gemeinden und Kirchen in Altpreußen, wie die Domkirche zu Berlin und 
die Hof⸗ und Garniſonkirche zu Potsdam, die direkt dem Oberkirchenrat 
unterſtehen,?) die Domkirche zu Magdeburg und die Schloßkirche zu 
Königsberg, die von den Generalſuperintendenten beaufſichtigt werden. 
Im Konſiſtorialbezirk Kaſſel endet die kirchenregimentliche Gliederung mit 
dem Superintendenturbezirk, hier Diözeſe genannt, nur bezüglich der Diözeſen 
Kaſſel (Stadt), Fulda und Schmalkalden, in denen es keine Metro⸗ 
politane gibt; alle übrigen kurheſſiſchen Diözeſen zerfallen in Metropolitan⸗ 
bezirke oder Klaſſen,?) die im Gegenſatz zu den Diözeſen nur Verwaltungs⸗ 
bezirke, nicht aber zur Grundlage kirchlicher Gemeindeverbände gemacht ſind. 

II. Die Superintendenten ſind ſtets Geiſtliche, gewöhnlich Pfarrer,“) 
und zwar iſt die Superintendentur entweder mit einem beſtimmten Pfarr⸗ 
amte verbunden, oder es wird bei jeder Erledigung der Stelle von neuem 
beſtimmt, mit welchem Pfarramte des Bezirks ſie verbunden werden ſoll. 
Die Erlangung einer Superintendentur iſt regelmäßig von keinen anderen 
Vo rausſetzungen als der Qualifikation zum geiſtlichen Amte abhängig ge⸗ 
macht; das im älteren Recht vielfach aufgeſtellte Erfordernis eines Epho⸗ 
ral⸗Kolloquiums vor dem Konſiſtorium iſt teils ausdrücklich aufgehoben,“) 
teils werden ſolche Kolloquien doch tatſächlich nicht mehr gehalten. 

Die Beſtellung der Superintendenten iſt eine verſchiedene: 1. In 
dem größten Teile der Monarchie werden ſie vom landesherrlichen Kirchen⸗ 
regiment auf Lebenszeit) ernannt, und zwar in der lutheriſchen Kirche 


1) Vgl. unten S. 281. 

2) Kab. O. v. 26. Apr. 1854. S. oben S. 2441. \ 

3) Die Zahl dieſer Klaſſen iſt in den einzelnen Sup.⸗Bez. verſchieden. Sie 
variiert zwiſchen 2 u. 6, wobei der Sup. der Diözeſe meiſtens gleichzeitig als Me⸗ 
tropolitan einer Klaſſe vorſteht. 5 die Nachweiſungen im Höͤbch. f. d. Kgl. preuß. 
Hof u. Staat unter: Reſſort des Konſ. Kaſſel. 

4) Es gibt auch Sup. ohne Parochie (3. B. d. Stadtſup. von Hildesheim) 
die dann regelmäßig Recht u. Pflicht haben, an einer oder mehreren Kirchen ihrer 
Diözeſe zu predigen. Überhaupt beſteht kein begrifflicher Zuſammenhang zwiſchen 
dem Superintendenten⸗ und dem Pfarramt, jenes kann nicht lediglich als eine Er⸗ 
weiterung dieſes aufgefaßt werden. Der Superintendent bekleidet zwei verſchiedene 
Amter, das geiſtliche Pfarramt und das kirchenregimentliche Aufſichtsamt, welches 
letztere geiſtliche Funktionen im eigentlichen Sinne nicht umfaßt — darüber, daß 
die den Superintendenten vorbehaltene Ordination nach ev. Auffaſſung nicht als 
rein geiſtlicher Akt angeſehen werden kann, unten im Abſchnitt von Pfarramt. — 
Es iſt daher auch nicht unrichtig, wenn ältere Kirchenrechtsſchriſtſteller bemerken, 
daß das Ephoralamt an ſich auch von einem Nichtgeiſtlichen verwaltet werden 
könnte (Böhmer Jus ecel. I Tit. 31 § 81, Schlegel KR. J S. 436); daß dies in der 
Praxis vorgekommen, wird für einen Fall von Schmidt a. a. O. S. 13 nach- 
ewieſen. 

1 5) So für Altpreußen die Inſtr. v. 12. Febr. 1799 (Vogt KR. I S. 103, 
Schmidt a. a. O. S. 14 ff.) durch A. E. v. 17. Jan. 1894 (KGG Bl. S. J). 

6) Nur in den beiden ehem. großherz. heſſ. Dekanaten Biedenkopf u. 
Gladenbach findet Ernennung auf Zeit, u. zwar auf 5 Jahre, ſtatt (Wilhelmi 
S. 181). Natürlich verliert auch der auf Lebenszeit ernannte Sup. ſein Amt, wenn 
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Hannovers von dem Landeskonſiſtorium, “) in den öſtlichen Provinzen, 
in Schleswig-Holſtein, Heſſen-Naſſau und in der reformierten 
Kirche Hannovers vom Landesherrn, deſſen Entſcheidung für die öſtlichen 
Provinzen vom Oberkirchenrat nach vorgängiger Verſtändigung mit dem 
Kultusminiſter,2) für die übrigen Gebiete von dem Kultusminiſter nach 
dem Vorſchlage des durch den Ausſchuß der Geſamtſynode verſtärkten 
Konſiſtoriums?) eingeholt wird. Nur vereinzelt iſt hier das landesherrliche 
Kirchenregiment von der freien Beſetzung der Superintendenturen aus⸗ 
geſchloſſen,“) nämlich: a) in den Bezirken der Mediatkonſiſtorien, für welche 
die Beſitzer dieſer auch das Recht haben — vorbehaltlich der Beſtätigung 
durch das landesherrliche Kirchenregiment — den Superintendenten zu 
ernennen,?) b) in wenigen anderen Standesherrſchaften und Städten, für 
die den Standesherren, ſtädtiſchen Organen oder Korporationen dasſelbe 
Recht eingeräumt, meiſtens als ein Reſt ihrer früheren Konſiſtorialgewalt 


er eine andere Pfarrſtelle annimmt, und tritt, ſofern er in der Diözeſe bleibt, als 
Pfarrer unter die Aufficht ſeines Nachfolgers in der Superintendentur (f. Richter, 
Beitr., S. 64). War die Superintendentur mit dem von ihm bisher bekleideten 
Pfarramt als ſolchem nicht verbunden, ſo kann ſie ihm belaſſen werden, es wird 
jedoch ſtets einer beſonderen Entſcheidung der Kirchenregimentsbehörde hierüber be⸗ 
dürfen, da er auch in dieſem Falle als Inhaber einer beſtimmten Pfarrſtelle mit 
der Superintendentur betraut worden iſt. 

1) Hier war nach M. E. v. 31. Juli 1837 (Ebhard J S. 814) dem Miniſterium 
die Ernennung der Sup. und Paſtoren delegiert, welche Befugnis dann durch Vdg. 
v. 17. Apr. 1866, $ 83 dem L. Konſ. übertragen iſt. 

2) Vgl. oben S. 243 unter 4, 3.1. Das Einverſtändnis des Kult. Min. iſt zin 
der vom OK R. auszufertigenden Beſtallungsurkunde ausdrücklich zu erwähnen, 
ſ. Hinſchius S. 160 ,. Vor der Verſtändigung der Zentralbehörden pflegt das 
erweiterte Konf. (S. 252 Z. 1) der betreffenden 3 5 mit Vorſchlägen gutachtlich 
vernommen zu werden, jedoch hat dies kein geſetzliches Recht hierauf; 15 E. O. 
v. 2. Sept. 1875 (A. H. 22 ©. 304; Truſen S. 116), die juriſtiſch treffen en Aus⸗ 
führungen von Hermes (weil. Präf. d. OK R.) u. Bötticher auf der 1. ord. 
91 0 8 1879 (Verh. S. 431, 441 ff.) u. das Schreiben des OKR. auf die Anträge 
dieſer Syn. v. 20. Juli 1881 (Verh. d. 2. ord. Gen. Syn. 1885 S. 698 ff.). 

3) KO. Schl. H. § 95 u. dazu Mommſen u. Chalybaeus ©. 144°; K. O. 
Hann. ref. K. § 76; K. O. Wiesb. § 75 u. dazu Wilhelmi S. 181/82; K. O. Kaſſel 66. 

4) Dies kann nicht ſchon da angenommen werden, wo die Sup. herkömmlich 
mit einem gewiſſen Pfarramt, das nicht landesherrlichen Patronats iſt, verbunden 
iſt. Es iſt hier vielmehr Sache des Beſetzungsberechtigten, wenn er will, daß dem 
Pfarrer weiter die Inſpektion übertragen werden joll, vor der definitiven Wahl ſich 
zu vergewiſſern, daß der Geiftliche, dem er die Stelle zu übertragen gedenkt, von 

en Kirchenregimentsbehörden auch für das Aufſichtsamt tauglich befunden werde, 
wobei dieſe in keiner Beziehung in Ir freien Entſchließung beſchränkt find. In 
dieſer Weiſe zu verfahren, ſind dann die Magiſtrate in der Mark auch bereits durch 
einen General⸗Erl. v. 26. Febr. 1665 angewieſen worden, vgl. Richter, Beitr., 
S. 649, aber auch das M. R. v. 22. Apr. 1826 (v. Kamptz Ann. S. 81, Schmidt 
a. g. O. S. 13), nach dem die Kirchenregimentsbehörden darauf bedacht ſein ſollen, 
das Superintendentenamt möglichſt nicht mit ſchlecht dotierten Pfarreien u. Privat- 
patronatsſtellen, ſondern mit gut dotierten Predigtämtern kgl. Patronats zu ver⸗ 
binden, u. über die Anerkennung desſelben Grundſatzes in der hannoverſchen K.: 
Schlegel KR. II S. 224. — Eine Gemeindewahl iſt bei Pfarrſtellen, mit denen 
eine Sup. verbunden ift, durch die neueren K. Ordngn. übrigens grundſätzlich aus⸗ 
geſchloſſen, ſ. KO. öſtl. Prov. § 32, 2; Hann. ref. K. $ 50; Pfarrwahlgeſ. der hann. 
luth. K. v. 22. Dez. 1870 § 3, 3. 

5) Vgl. oben S. 259 ff. 
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verblieben iſt!) und c) in einzelnen ehemals kurheſſiſchen Diözeſen, in 
denen die Diözeſangeiſtlichkeit das Recht hat, dem Landesherrn zwei bis 
drei tüchtige Subjekte zur Beſetzung der erledigten Superintendentur zu 
präſentieren.?) — 2. Anders in Rheinland und Weſtfalen. Hier wird der 
Superintendent von der Kreisſynode aus der Zahl der zugehörigen Pfarrer auf 
6 Jahre gewählt und die getroffene Wahl dann durch das Konſiſtorium 
dem Oberkirchenrat und dem Kultusminiſter zur Beſtätigung vorgelegt.“) 
Und dies hat darin ſeinen hiſtoriſchen Grund, daß hier nicht wie in den 
anderen Rechtsgebieten das Superintendentenamt das primäre war, deſſen 
Träger bei Einführung der modernen Synodalverfaſſung auch in dem 
Synodalkörper eine Organſtellung zugewieſen wurde, ſondern die Synodal⸗ 
verfaſſung, mit der dann das Superintendentenamt derart verbunden wurde, 
daß der Vorſitzende der Organe der Kreisgemeinde die Superintendentur⸗ 
geſchäfte überkam. — Auf die Rechtsſtellung der Superintendenten iſt dieſe 
Verſchiedenheit des Anſtellungsmodus übrigens ohne Einfluß. Den Super⸗ 
intendenten in Rheinland⸗Weſtfalen ſind als ſolchen weſentlich dieſelben 


1) So werden die Superintendenturen zu Forſta, Sonnenwalde, Baruth 
(ſ. oben S. 511) von den Beſitzern der Standesherrſchaften, die zu Apenburg⸗ 
Beetzendorf von der Familie von Schulenburg beſetzt. Richter, Beitr. S. 651. 
In den Städten Goslar, Lüneburg, Magdeburg, Erfurt wird die Super⸗ 
intendentur vom Magiſtrat beſetzt (oben S. 262), in Greifswald von der 
Univerſität, die auch den Sup. für Grimmen präſentiert (Richter, Beitr., S. 6510 
u. Prov. R. v. Neuvorpomm. u. Rügen IV S. 27, 28). 

2) An der Wahl zur Präſentation nehmen aktiv Teil alle Harden Geiſt⸗ 
lichen der Diözeſe, wählbar ſind alle feſtangeſtellten Geiſtlichen derſelben oder einer 
anderen ehem. kurheſſ. Diözeſe. Die Wahl wird ausgeſchrieben und geleitet vom Koni. nach 
dem bei Büff KR. S. 324 mitgeteilten Modus. Was die Frage anlangt, in welchen 
Sup.⸗Bezkn. dieſes Präſentationsrecht beſteht, ſo waren es zur kurheſſ. Zeit die Diöz. 
Marburg, Kaſſel u. Allendorf. In erſterer iſt es bis zur Gegenwart dauernd 
unbeſtritten geübt worden. Die beiden letztgenannten Diöz. jedoch find aufgelöſt, 
zum Teil in kleinere Diöz. geſchlagen, zum Teil auch mit ihnen früher fremden 
Parzellen verbunden, ohne daß dabei etwas über dieſes Recht beſtimmt worden iſt; und 
man war daher darüber im Zweifel, ob dasſelbe auch der Geiſtlichkeit derjenigen 
neuen Teildiözeſen eingeräumt werden könnte, die neben altem Kaſſeler oder Allen⸗ 
dorfer Diözeſangebiet auch dieſem nie angehörig geweſene Pfarreien umfaſſen. Das 
Kon. war mehr für die Bejahung der Frage, indem es den billigen Grundſatz ver⸗ 
trat, daß den Geiſtlichen, denen das Vorſchlagsrecht nach kurheſſ. Recht zuſtand, dieſes 
nicht durch die Neubildung der Diöz. genommen werden jollte Und in dieſem 
Sinne iſt die Frage dann auch durch Erl. d. Kult.⸗Min. v. 23. Juli 1902 G. 1 
Nr. 7192 mit Allerh. Ermächtigung entſchieden, indem dieſer das Wahlrecht zu⸗ 
billigt den 7 ref. niederheſſ. Diöz.: Fritzlar⸗Melſungen, Ziegenhain⸗Homberg, 
Kaſſel (Stadt), Hofgeismar⸗Wolfhagen, Hersfeld-Rotenburg, Kaſſel⸗ 
Witzenhauſen, Eſchwege, ſowie den Diöz. Marburg⸗Kirchhain, Franken⸗ 
berg⸗Vöhl — d. h. allen Didz., die auch nur Teile der alten bevorrechtigten Diöz. 
Kaſſel, Allendorf und Marburg enthalten. — Der Vorſchrift des § 66 Z. 4a KO 
Kaſſel wird bei der Beſetzung dieſer Superintendenturen dadurch genügt, daß das 
Konſ. vor Berichterſtattung an den Kult. Min. die Wahl gemeinſam mit dem Geſamt⸗ 
Syn. Ausſchuß erörtert. (Mitteilung d. Herrn Konſ.Präf. v. Altenbockum, Kaſſel.) 

3) KO. Rh.⸗W. § 36 u. betreffs der Beſtätigung der Wahl Reſſ.Regl. vom 
29. Juni 1850 § 3 Nr. 3 u. 5 6 u. Art. 21 u. 23 Nr. 7 des St. G. v. 3. Juni 1876. 
Beſondere Beſtallungen ſind für die Sup. hier nicht üblich, es wird die getroffene 
Wahl nur durch Verf. des OK R. beſtätigt; vgl. Richter Beitr. S. 65. 
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Befugniſſe übertragen wie den Superintendenten in den anderen Rechts⸗ 
gebieten und, ſoweit ſie dieſe Befugniſſe wahrzunehmen haben, ſind ſie 
ebenſo unmittelbare Kirchenregimentsbeamte wie die Superintendenten in 
den übrigen Rechtsgebieten.) 

Die Amtseinführung des Superintendenten erfolgt durch den General⸗ 
ſuperintendenten oder ein anderes dazu beauftragtes geiſtliches Mitglied 
des Konſiſtoriums.?) 

III. Die äußere Stellung der Superintendenten beſtimmt ſich durch ihren 
Rang,“) als ehrende Auszeichnung kommt ihnen das Prädikat „Hochwürden“ 
zu. )) Ihre Amtstracht ift die der Geiſtlichen. Ihre eigentliche Pfründe 


5 1) Anders Friedberg, welcher S. 198, 210 ſagt, daß die Sup. in Rheinl.⸗Weſtf. 
„geradezu Selbſtverwaltungsbeamte geworden“ ſind und „nicht mehr als Organe 
der Landeskirche im eigentlichen Sinne angeſehen werden können“. Das iſt jedoch 
unzutreffend: Als Selbſtverwaltungsbeamte im Sinne Friedbergs u. Organe der 
Kreisgemeinde (nicht der Landeskirche) können auch die rh.-weſtf. Sup. nur inſoweit 
angeſehen werden, als ſie im Dienſt der Kreisgemeinde ſtehen und Funktionen ver⸗ 
richten, die zur Verwirklichung der ſpeziſiſch kreisgemeindlichen Aufgaben gehören; 
ſoweit ſie dagegen Superintendenturbefugniſſe wahrnehmen, ſtehen ſie im Dienſte 
des landesherrlichen Kirchenregiments und der Geſamtkirche, und daran wird, wie 
der Präſ. d. OK R. auf der 2. ordentl. Gen. Syn. 1885 (Verh. S. 219) richtig bemerkt 
hat, nichts dadurch geändert, daß ſie durch Wahl in ihr Amt kommen, wie auch 
der Pfarrer derſelbe bleibt, ob er von der Gemeinde gewählt oder vom Konf. ernannt 
iſt. Die rh.⸗weſtf. Sup. haben alſo eine Doppelſtellung ähnlich den Bürgermeiſtern 
der Städte, die Kommunalbeamte find und, ſoweit ſie die Polizeiverwaltung führen, 
ng die Stellung unmittelbarer Staatsorgane haben (Schoen, Recht der 
dommunalverbände, S. 20). Dieſe Doppelſtellung haben aber auch die Sup. in 
den anderen Rechtsgebieten, nur daß bei dieſen der hiſtoriſchen Entwickelung ihrer 
Dienſtſtellung in Gemeinde und Geſamtkirche entſprechend von vornherein der 
kirchenregimentliche Charakter überwiegt (richtig Goßner S. 50). Die Bezeichnung 
„mittelbare Kirchenregimentsbeamte“, die Friedberg für die rh.⸗weſtf. Sup. vor⸗ 
ſchlägt, paßt für alle Sup. ſoweit fie Organe der Kreisgemeinden fil, aber wie 
für die anderen, jo auch für die rh.⸗weſtf. Sup. nicht, ſoweit ſie Träger der landes⸗ 
herrlichen Kirchenregimentsfunktionen, d. h. eben Superintendenten ſind. 

2) Über die eidliche Verpflichtung der Sup. ſ. oben S. 2371. 

3) Für Altpreußen beſtimmt die Vdg. v. 2. Jan. 1817 (v. Kamptz Ann. I 
S. 126), daß ſie mit den Landräten rangieren, alſo Räte IV. Klaſſe ſein ſollen. Als 
ſolche werden in der Praxis auch die Sup. der neupreuß. Landeskirchen behandelt, 
wenngleich für ſie in preußiſcher Zeit keine diesbezügl. Vorſchrift ergangen iſt und 
es bisweilen zweifelhaft ſein kann, ob der Rang, den ihnen die ältere Geſetzgebung 
beilegte (vgl. z. B. naſſ. Ed. v. 8. Apr. 1818 § 5, kurheſſ. Rangordnung vom 
20. Apr. 1854), dem der preuß. Räte IV. Klaſſe entſprach. 

4) Kab. O. v. 8. Juni 1846. Vgl. dazu Boche, Der legale Pfarrer, S. 32418. 

5) Bezügl. der Reſidenzpflicht und Beurlaubung der Sup. gilt im 
einzelnen verſchiedenes: in den 7 öſtl. Prov. z. B. dürfen die Sup. 4 Tage, wenn 
in dieſe kein Sonntag hineinfällt, ohne Urlaub nach bloßer Anzeige beim Konſ.⸗ 
Präſ. verreiſen; für längeres Verlaſſen ihrer Diözeſe bedürfen fie des Urlaubs, der 
vom Konſ.⸗Präf. erteilt wird: EO. v. 20. Jan. 1879 (KGBl. S. 35) u. v. 17. Mai 1892 
(daſ. S. 139) Goßner ©. 262%, Nitze S. 275 — in Rheinl.⸗Weſtf. können fie 
bis zu 14 Tagen auf bloße Anzeige an den Gen.⸗Sup. hin verreiſen; bei längerer 
Abweſenheit bis höchſtens 4 Wochen bedürfen fie der Genehmigung des Gen.⸗Sup., 
zu noch längerer der des Konſ.⸗Präſ.: ME. v. 30. Juni 1836, Müller⸗Schuſter 
S. 1823. — Ahnliche Vorſchriften gelten für die luth. Landesk. Hannovers: 
Konſ. E. v. 7. Mai 1886, (KA Bl. H. S. 49) u. Anw. f. d. Gen.⸗Sup. v. 15. Dez. 
1902 3. 17 (KA Bl. H. S. 52); f. die ref. Landesk. Hannovers: Konf. E. v. 25. Juli 
1890 (K. G. Bl. A. S. 289); im Konſ.⸗Bez. Kiel: Konſ. E. v. 11. März 1893 § 4, 
Chalybaeus S. 290; im Konſ.⸗Bez. Kaſſel: vgl. Büff KR. S. 374 u. Juſtr. 
E i v. 1. Nov. 1887 Z. 12; im Konſt.⸗Bez. Wiesb.: vgl. Wilhelmi 

211, 349. 
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iſt bei der Pfarrſtelle; als Geiſtliche empfangen ſie Beſoldung und Ruhegehalt, 
und ihre Hinterbliebenen werden als Hinterbliebene von Geiſtlichen verſorgt. 
Die Entſchädigung, welche die Superintendenten für die ſpeziellen Müh⸗ 
waltungen des Superintendentenamts erhalten, erſcheint als ein nur un⸗ 
bedeutendes Nebeneinkommen, das beim Mangel einheitlicher Anordnungen 
ſowohl ſeiner Höhe wie ſeinen Quellen nach verſchieden iſt. Ein ſelbſtändiges 
feſtes Superintendenturgehalt findet ſich nur ſehr vereinzelt als lokale Ein⸗ 
richtung.“) Regelmäßig beziehen die Superintendenten als ſolche nur ge 
wiſſe Gebühren,?) ferner als Erſatz barer Auslagen beſonders die regle⸗ 
mentmäßigen Reiſekoſten und Diäten, weiter Bureaukoſten⸗Entſchädigung?) 
und als allgemeine Entſchädigung: ihrem Betrage nach ſchwankende Re⸗ 
munerationen aus landeskirchlichen Dispofitionsfonds®) und durch Stiftungen 
begründeten Spezialfonds?) und Funktionszulagen,?) die nicht penſions⸗ 
fähig ſind und zur Ergänzung des Pfarrſtelleneinkommens gegeben werden, 
wo dieſes eine beſtimmte Höhe nicht erreicht. 


IV. Die Superintendenten verſehen ihre kirchenregimentlichen Funktionen 
als Einzelbeamte; eine Ausnahme davon, auf die unter VII näher einge⸗ 
gangen iſt, gibt es nur in Hannover, wo ſie eine Reihe von Geſchäften 
in Gemeinſchaft mit weltlichen Regimentsorganen wahrzunehmen haben. 
Der Geſchäftskreis der Superintendenten iſt durch die älteren Kirchen⸗ 
ordnungen, allgemeinen Inſtruktionen und Spezialverordnungen genau 


1) Vgl. im allgemeinen, beſonders über die Mängel der beſtehenden Ein⸗ 

richtungen die Denkſchr. d. OK R. v. 4. Dez. 1851 (A. H. 4 S. 42 ff.) v. 3. Okt. 1879 
8 100 0 ord. Gen.⸗Syn. S. 185 ff.) u. v. Sept. 1885 (Verh. d. 2. ord. Gen.⸗Syn. 
S. 1000 ff. 
2) So für Abhaltung von Pfarrwahlen, für Viſitationen, Anhörung von 
Probepredigten, Introduktionen, Abnahme von Kirchenrechnungen, Erteilung von 
Dispenſationen ꝛc. Alle dieſe Gebühren find landeskirchlich oder provinziell ver⸗ 
ſchieden geregelt, vgl. z. B.: Gebührentaxe f. d. Sup. d. Prov. Sachſen v. 21. Apr. 
1832 (GS. S. 138; Nitze S. 485); die von der 17. weſtf. Prov.⸗Syn. feſtgeſtellte 
Martrikel unter e (Müller⸗Schuſter S. 311); ſchlesw.⸗holſt. KG. betr. Beſetzung der 
Pfarrſtellen v. 25. Okt. 1880 (KG Bl. Ki S. 91) § 20; über provinzielle Beſtimmungen: 
Schmidt a. a. O. S. 38 ff., im Gebiet des ALR. auch Meier KR. S. 110, im Kur⸗ 
heſſiſchen Büff K. R. S. 818, 823, 871. : 

3) Vgl. ME. betr. Bureaukoſten-Entſchädigungen u. Funktionszulagen f. Sup. 
u. Sup.⸗Verweſer v. 22 Dez. 1887 (KGBl. 88 S. 7, auch bei Nitze S. 483 u. Truſen 
S. 22759); auch Wilhelmi S. 449. 

4) Vgl. z. B. f. den Konſ.⸗Bez. Wiesbaden: Wilhelmi S. 199. In der alt⸗ 
preuß. Landeskirche it aus dem allgemeinen Dispofitionsfonds derſelben ein 
beſonderer Superintendenturfonds mit einem beſtimmten Jahresbetrage ab⸗ 
gezweigt, aus dem die Sup. der öſtl. Prov. u. des Reg.⸗Bez. Arnsberg (für die 
übrigen der weſtl. Prov. iſt durch Spezialfonds gejorgt ſ. fldge. Anm.) remuneriert 
werden. Vgl. Truſen S. 227% Müller⸗Schuſter S. 11785; die oben Anm. 1 
zit. Denkſchr. v. 1879. 

5) Solche beſtehen: für die Rheinprovinz; in Weſtfalen für die Reg.⸗ 
Bez. Münſter (das 0 Teklenburgiſche Sup.⸗Gehalt) und Minden (ſog. Minden⸗ 
Ravensbergiſche Sup.⸗Gehalt); in den öſtl. Prov.: in den Städten Stettin, 
Stralſund, Greifswald, für die 4 Sup. im ehem. Fürſtent. Liegnitz und den Sup. 
der Unitätsgemeinden in Poſen. 
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beſtimmt,!) und das Allgemeine Landrecht ſchreibt ausdrücklich vor, daß 
ſie zu anderen Geſchäften ohne beſonderen Auftrag ihrer Oberen nicht be⸗ 
fugt find. Danach liegt 1. der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit in der Auf⸗ 
ſicht, die ſie zu führen haben: über die Kirchengemeinden hinſichtlich ihrer 
Religioſität und Sittlichkeit, wie auch hinſichtlich ihres äußeren Wohlſtandes, 
insbeſondere ihrer Vermögensverwaltung; über die Geiſtlichen und niederen 
Kirchendiener hinſichtlich ihrer Amtsführung und ihres Lebenswandels; über 
die Kandidaten des geiſtlichen Amts hinſichtlich ihrer Geſchicklichkeit, Führung 
und wiſſenſchaftlichen Beſchäftigung.?) Um ſich von allen dieſen Verhält⸗ 
niſſen Kenntnis zu verſchaffen, haben die Superintendenten die Kirchen⸗ 
viſitationen zu halten, über deren Ergebnis ſie dem Konſiſtorium wie der 
Synode Bericht erſtatten. Den bei den Viſitationen hervorgetretenen 
Mängeln und Gebrechen ſollen ſie, bis auf weitere Anordnung des Kon⸗ 
ſiſtoriums, durch proviſoriſche Verfügungen abhelfen.?) Sie ſollen Miß⸗ 
helligkeiten zwiſchen Gemeinden, Predigern und Presbyterien vermitteln 
und auszugleichen ſuchen und den Geiſtlichen in allen dienſtlichen Ange⸗ 
legenheiten mit Rat und Belehrung zur Seite ſtehen. 

2. Eine zweite Gruppe von Geſchäften bilden diejenigen, die die Super⸗ 
intendenten als Geſchäftsträger der höheren Kirchenregimentsbe— 
hörden zu beſorgen haben. Aller Verkehr dieſer Behörden mit den 
Geiſtlichen und Gemeinden wird durch den Superintendenten vermittelt.“) 
Alle allgemeinen Erlaſſe wie ſpeziellen Entſcheidungen des Konſiſtoriums 
werden den Geiſtlichen und den Kirchenvorſtänden durch den Superinten⸗ 
denten zugeſtellt, der ſie mit Anmerkungen, Erläuterungen und Ratſchlägen 
verſehen kann, wogegen die Geiſtlichen und Gemeinden gehalten ſind, alle 
ihre an die Oberbehörden gerichteten Geſuche, Anträge und Beſchwerden 
bei dem vorgeſetzten Superintendenten einzureichen, der ſie mit einem Prä⸗ 
ſentationsvermerk oder Marginalgutachten begleitet und weitergibt. 

1) Vgl. beſonders f. d. alten Prov.: ALR. II, 11, 88 150155; KO. 
Rh. W. 88 38, 145; Dienſtinſtr. d. Sup. der Mark Brandenburg v. 9. Febr. (publ. 
16. März) 1830 in v. Kamptz Ann. XIV S. 79ff. u. Vogt KR. I S. 196; die Über⸗ 
ſichten über den Geſchäftskreis in Borks Hdoͤbch. (oben S. 7 II) I S. 607ff. u. bei 
Schmidt a. a. O. S. 508 ff.; für Schleswig- Holſt.: Chalybaeus S. 174 f.; 
für Hannover: Schlegel KR. II S. 436 ff.; Bek. des Landes⸗Konſ. v. 8. Okt. 
1888 (KA Bl. H. S. 81; Friedberg, Ergzbd. II S. 4, 5); f. Konſ. Bez. Wiesbaden: 
Wilhelmi S. 182ff., wo die älteren Rechtsnormen angegeben find; f. Konſ. Bez. 
Kaſſel: 11 KR. S. 385ff., 400 ff; Friedberg Verf. R. S. 204; Dienſtanw. für 
die Sup. im Bez. des Konf. zu Kaſſel v. 1. Nov. 1887 (Friedberg Ergzbd. I S. 84). 

2) Die Sorge für die fortgeſetzte wiſſenſchaftliche Bildung der Pfarrer u. 
Kandidaten iſt beſonders den Dekanen der naſſauiſchen Diözeſen aufgegeben, wo 
wiſſenſchaftliche Predigerkonferenzen u theologiſche Leſezirkel in den Dekanatsbezirken 
obligatoriſche Einrichtungen find; Wilhelmi S. 183ff.; vgl. jedoch auch Büff KR. 
S. 425 u. Inſtr. v. 1887 8 3 b. 

3) Das ALR. beſtimmt $ 155 zit. ausdrücklich: „Zu entſcheidenden Ver⸗ 
fügungen ſind ſie ohne beſonderen Auftrag ihrer Oberen nicht befugt“. Vgl. auch 
Schlegel a. a. O. ©. 440; Büff KR. S. 39118. 


4) Vgl. jedoch bezügl. der kurheſſiſchen Diözeſen mit Metropolitanen 
unten S. 273. 
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3. Weiter haben die Superintendenten eine Reihe einzelner kirchen⸗ 
regimentlicher Befugniſſe, ſo insbeſondere a) die Erteilung gewiſſer 
Dispenſationen, z. B. von dem vorgeſchriebenen Alter für die Konfirmation,!) 
von dem kirchlichen Aufgebot, von dem Verbot kirchlicher Trauung in der 
geſchloſſenen Zeit;?) b) die Beurlaubung der Geiſtlichen (im Konſiſtorial⸗ 
bezirk Kaſſel auch der Metropolitane) für kürzere Zeit;?) e) die Sorge für 
die Verwaltung vakanter Pfarreien, die Mitwirkung bei der Beſtellung 
von Pfarrgehilfens) und die Leitung der Predigerwahlen;s) d) die Ein⸗ 
führung der Geiſtlichen (einſchließlich der Metropolitane) und in Rheinland- 
Weſtfalen auch die Ordination der Kandidaten ze) e) nach Obſervanz die 
Einweihung von Kirchen, Kapellen, Begräbnisplätzen, Altären und anderen 
gottesdienſtlichen Gegenſtänden; 7) k) im Konſiſtorialbezirk Kaſſel die Beauf⸗ 
ſichtigung der Klaſſenkonvente;s) g) vereinzelt disziplinare Befugniſſe gegen⸗ 
über den Geiftlichen ) 

Zu dieſen kirchenregimentlichen Funktionen tritt für die meiſten 
Superintendenten dann noch der weite Kreis von Geſchäften, der ihnen 
als Organen des unterſten Synodalverbandes 10) überwieſen iſt. Dieſer 
wird zweckmäßig erſt unten in den §§ 36ff. erörtert. 

V. Die Vertretung des Superintendenten in Verhinderungs- wie die 


1) Zirk. E. v. 14. Aug. 1848 (SOMBL S. 268; Vogt 5 I S. 320); Wil⸗ 
Hera S. 196; Schlegel a. a. O. S. 441 Z. 3, 445ff. u. Bek. d 1 5 Kult. Min. 
22. Okt. 1864 § 4 u. v. 18. Nov. 1864 $ 4 (Friedberg Verf. G. S . 158, 164); 
Gpaiybasus S. 175; Kaſſeler Dienſtanw. v. 1887 § 2 
2) Vgl. z. B. altpreuß. Tr. O. v. 27. Juli 1880 80 8; hann. Tr. O. v. 6. Juli 1876 
8 3 u. dazu Bekm. des Landes⸗Konf. v. 1888 Z. 1 (Friedberg Ergzbd. II S. 5); 
Tr. O. f. ron. Bez. Wiesb. v. 10. Dez. 1884 §§ 6, 7. 

3) In den öſtl. Prov., wenn die Abweſenheit nicht mehr als einen Sonntag 
u en II, II, 88 413 ff. a dazu E. O. v. 20. Jan. 1879 u. 17. Mai 1892 
(KGBl. S. 35, 139, Goßner S. 26233); in Rheinland⸗Weſtfalen bis zu 
4 Wochen: KO. $ 72; desgl. im Konf. Bez. Kaſſel: Dienſtanw. v. 1887 § 6; im 
Konf. Bez. Wiesb. bis qu 14 Tagen: Wilhelmi ©. 195; in Schleswig⸗ Holſtein 
bis zu 3 Wochen: Konſ. Verf. v. 11. März 1893 (Chalybaeus S. 290); in er 
luth. wie ref. K. bis zu 4 se Konſ. Bek. v. 7. Mai 1886 (KA Bl. H .S. 49) u. 
v. 29. Juli 1890 (KGBl. A. ©. 289). 

4) Vgl. f. Altpreußen: ALR. II, 11, § 527; KO. Rh.⸗W. § 38 Z. 4 u. 5, 
8 53 ff.; f. Konf. Bez. Kaſſel: Dienſtanw. v. 1887 Z. 5; f. Konf. Bez. Wiesb.: 
Wilhelmi S. 195; f. Schlesw.⸗Holſt.: Konſ. Verf. v. 20. Febr. 1880 bei Chaly⸗ 
baeus S. 286. 

5) Darüber näheres unten im Kapitel über die Beſetzung der Pfarrſtühle. 

6) Vgl. für Altpreußen: ALR. II, II, 8405; KO. Rh.⸗W. 89 38 Z. 5, 62, 
63, 112, f. 1 ‚Holft.: KO. v. 25 Okt 1880 (K Bl. Ki S. 5 Chaly⸗ 
baens S. 254) § 191 f. Kons. Bez. Kaſſel: Dienſtanw. v. 1887 Z. 3a; f. Konf. 
809929 Wiesb. 55 Wilhelmi 196, 265; f. Hannover vgl. Schlegel a. a. O. 


1 So z. in Pommern. 1 81 05 155 pastorale I, S. 141. Verf. 
d. Reg. zu ea, v. 31. Okt. 1825 (ABl. S. 467). 
8) Dienſtanw. v. 1887 3. 36. 
9) Darüber näheres bei Darſtellung der disziplinaren Verhältniſſe der Geiſt⸗ 
lichen; 8.5 hier vorläufig: KO. Rh.⸗W. §s 38 Z. 2, 121ff.; Wilhelmi S. 196; 
38 


Büff S 6. 
100 Die rheiniſ 915 2 0 5 u Sup. find kraft ihres Amtes auch Mitglieder 
der Prob „Syn. KO. Rh.⸗W̃ 
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Verwaltung der Superintendentur in Vakanzfällen liegt in Rheinland und 
Weſtfalen dem Aſſeſſor der Kreisſynode ob. In der Mark Brandenburg 
werden herkömmlich vom Konſiſtorium Geiſtliche für ihre Amtszeit zu 
Superintendentur⸗Vikaren ernannt, die im Bedürfnisfall ohne weiteres für 
den Superintendenten eintreten.) In den übrigen Rechtsgebieten ſorgt 
das Konſiſtorium erſt entſtehenden Falls für die interimiſtiſche Verwaltung. 

VI. Die kurheſſiſchen Metropolitane werden auf Vorſchlag des 
Konſiſtoriums vom Landesherrn aus den älteren und erfahrenen Pfarrern 
der Klaſſe frei ernannt, ohne daß das Amt an eine beſtimmte Pfarre gebunden 
iſt;2) nur in den Marburger Klaſſen Fronhauſen und Rauſchenberg hat 
ſich das früher in ganz Oberheſſen geltende Recht der Klaſſenpfarrer er⸗ 
halten,?) für die erledigte Metropolitanſtelle zwei durch ihre Mehrheit ge⸗ 
wählte Pfarrer dem Landesherrn zu präſentiren. Ein beſonderes Examen 
wird nicht mehr verlangt. Urſprünglich waren die Metropolitane als Gehilfen 
des Superintendenten beſtellt, bei der Erſetzung der alten kurheſſiſchen 
Superintendentur⸗ durch die Konſiſtorialverfaſſung find ſie jedoch weſentlich 
zu Organen des Konſiſtoriums geworden,“) an das ſie als ſolche denn 
auch unmittelbar berichten, während ſie von ihm direkt die erforderlichen 
Weiſungen erhalten. Den Superintendenten, denen ſie auch dem Range 
nach nachjtehen,d) find fie jedoch inſofern untergeordnet geblieben, als ſie 
ihnen rückſichtlich der ihnen (den Superintendenten) obliegenden Funktionen 
Gehorſam ſchuldig und zur Berichterſtattung verpflichtet ſind. Der Kreis 
der Geſchäfte, die die Metropolitane in unmittelbarer Unterordnung unter 
das Konſiſtorium ſelbſtändig zu beſorgen haben, hängt daher weſentlich ab 
von der Zuſtändigkeit der Superintendenten, und er iſt heute, da letztere 
erheblich erweitert ift,6) gegen früher ſehr beſchränkt. In ihn fällt vor⸗ 
nehmlich die Vermittelung des Verkehrs zwiſchen dem Konſiſtorium und 
der Geiſtlichkeit, die Beaufſichtigung der Kirchenbuchführung wie der Ver⸗ 
waltung der Inventare und und Repoſituren der Pfarreien und die Ab⸗ 
haltung der geiſtlichen Konvente.)) Die Beaufſichtigung der Pfarrer, der 


1) KO. RhW. 8 36, Richter Beitr. S. 67. 

2) Büff KR. S. 312, 313; eine Zuziehung des Syn. Ausſch. iſt nicht erforderlich, 
da KO. Kaſſel $ 66 ſich auf Metropolitane nicht bezieht. 

3) Mitteil. d. Herrn Konſ. Präſ. v. Altenbockum, Kaſſel, u. d. Herrn Sup. 
Happich, Marb. 

4) Vgl. oben S. 114ff.; Org. Ed. v. 29. Juni 1821 (Kurheſſ. GS. S. 29) $ 68; 
die noch heute im weſentlichen maßgebende Vorläuf. Dienſtanw. v. 5. Apr. 1841; 
81; Büff KR. S. 397 ff. 

5) Nach der kurheſſ. Rangordnung v. 20. Apr. 1854 (Kurheſſ. GS. S. 43) 
ſteht der Sup. in der V., der Mekrop. in der VI. Rangklaſſe; neue diesbezügl. Vor⸗ 
ſchriften ſind nicht ergangen. ' 

6) In den e in welchen es keine Metropolitane gibt, ſ. oben S. 266, 
verſehen die Sup. neben den ihnen als ſolchen DEN Funktionen auch die in 
anderen Diözeſen den Metropolitanen übertragenen Amtsgeſchäfte. 

6) Insbeſ. durch Dienſtanw. v. 1887 f. oben S. 2171. 

7) Vgl. oben S. 118. 


Schoen, Kirchenrecht. 18 
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Kandidaten, der Kirchenzucht u. a. m. führen die Metropolitane dagegen 
heute unter der nächſthöheren Aufſicht der Superintendenten. 

VII. Endlich find hier noch die hannoverſchen Kirchenkom⸗ 
miſſariate zu erwähnen, die ſich in Anlehnung an das Superintendenten⸗ 
amt entwickelt haben.!) Aus der bereits im 16. Jahrhundert anerkannten 
Verpflichtung der ſtädtiſchen Räte, der landesherrlichen Amtsleute und 
anderer weltlicher Beamte, die Superintendenten auf Erfordern durch 
Auskunfterteilung und Hilfeleiſtung zu unterſtützen, iſt in Hannover mit 
der Zeit eine wirkliche Konkurrenz jener Beamten bei mehreren Superinten⸗ 
denturgeſchäften entſtanden. Wie die Superintendenten ſo wurden ſpäter 
auch dieſe weltlichen Beamten als perpetui commissarii der Konſiſtorien 
betrachtet, denen zuſammen mit jenen eine ſubordinierte Aufſicht über eine 
Reihe kirchlicher Angelegenheiten zuſtehen ſollte. Im einzelnen war die 
rechtliche Stellung und insbeſondere der Geſchäftskreis dieſer Kirchen⸗ 
kommiſſariate in den althannoverſchen Konſiſtorialbezirken ſehr verſchieden 
geſtaltet,?) bis neuerdings zwei Regulative vom 29. September 18883) 
ihre Zuſtändigkeit innerhalb der lutheriſchen wie der reformierten 
Kirche Hannovers einheitlich geregelt haben. 

Nach den Regulativen von 1888 ſind die Kirchenkommiſſariate, welche 
aus dem Landratet), in ſelbſtändigen Städten aus dem Bürgermeiſter oder 
allen konfeſſionszugehörigen Magiſtratsmitgliedern einerſeits und dem 
Superintendenten oder in einer Reihe von Städten dem Senior des Mini⸗ 
ſteriums andererſeits beſtehen — die nächſten kirchlichen Vorgeſetzten (Oberen) 
der Kirchenvorſtände und ⸗gemeinden und haben als ſolche eine Reihe in 
den Regulativen einzeln aufgezählter Kompetenzen. So nach dem für die 
lutheriſche Kicche3): 

1. die Vermittelung des Geſchäftsverkehrs zwiſchen den Kirchen⸗ 


vorſtänden und ⸗gemeinden und dem Konſiſtorium. \ 
2. Die Sorge für den ordnungsmäßigen Beſtand der Kirchen⸗ 


1) Vgl. Schlegel a. a. O. S. 459 ff. 

2) Hinſichtlich des Geſchäftskreiſes vgl. für den ehem. Bez. des Prov. Konf. 
Hannover: Bek. d. Kult. Min. v. 22. Okt. 1864 (Lohmann I S. 191; Fried⸗ 
berg Verf. G. S. 154), für den ehem. Konſ. Bez. Aurich: die im weſentlichen Überein⸗ 
ſtimmende Bek. derſelben Behörde v. 18. Nov. 1864 (daſ. S. 210 bezw. S. 159), für 
den ehem. Konf. Bez. Stade: Amtsordnung v. 18. Apr. 1823 (Ruperti S. 87) u. 
Konſ. Erl. v. 28. Juni 1845 (Rechtern S. 42), für den ehem. Konſ.Bez. Osnabrück: 
Konf. Erl. v. 22. Nov. 1821 (hann. GS. III S. 124) u. vom 20. Sept. 1822 (hann. 
Ber 5 = 1921 über den Geltungsbereich u. Inhalt dieſer Erlaſſe: Friedberg, 

erf. R., S. 189 ff. 

3) Das Regul. 1 die luth. K. (KA Bl. H. S. 77, Friedberg, Ergzbd. II, 
S. 1) iſt vom Landeskonſ., das f. die ref. K. (KGBl. A. S. 241; Gieſe ©. 131) 
vom Konſ. zu Aurich im Auftr. der Min. des Innern u. der geiſtl. Angel. erlaſſen. 
Inhaltlich ſtimmen beide Regul. größtenteils wörtlich überein, nur in den Kompe- 
tenzbeſtimmungen weiſen ſie einzelne durch die Verhältniſſe gebotene Abweichungen auf. 

4) über die Vertretung des Landrats in kirchenkommiſſariſchen Geſchäften: 
Bek. des Landes ⸗Konſ. v. 14. Juni 1892 (KA Bl. H. S. 58), des Konf. zu Aurich 
v. 22. Juli 1892 (KGBl. A. S. 61; Gieſe S. 135). 
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vorſtände. Sie können eventuell die rechtzeitige Vornahme von Neu⸗ 
wahlen oder den Eintritt von Erſatzmännern anordnen. Sie haben Zweifel 
über das aktive Gemeindewahlrecht, über Gültigkeit einer Vorſteherwahl 
und über Statthaftigkeit einer Ablehnung oder Niederlegung des Vorſteher⸗ 
amtes ($ 21 der Kirchenvorſtandsordnung vom 9. Oktober 1864) zu ent⸗ 
ſcheiden; nur die Entſcheidungen über den Ausſchluß vom Wahlrecht wegen 
gegebenen Argerniſſes ($ 10 Z. 1 daſelbſt) und über die Wählbarkeit 
(§ 13 daſelbſt) ſollen ihnen nicht zuſtehen, auch ſoll der Kirchenvorſtand 
allein Zweifel über das Wahlrecht für die anſtehende Wahl gemäß § 12 
der Kirchenvorſtandsordnung entſcheiden. 

3. Die Anleitung der Kirchenvorſtände und deren Mitglieder zu 
pflichtmäßiger Tätigkeit. Sie können „insbeſondere“ die Vorſtände zu 
außerordentlicher Sitzung berufen laſſen, Auskunft über Angelegenheiten 
der Gemeinden von ihnen verlangen, Anträge und Anfragen der Kirchen⸗ 
vorſtände beſcheiden, ungerechtfertigten Vornahmen der Kirchenvorſtände 
die Anerkennung verſagen, die Unterlaſſung pflichtmäßiger Vornahmen 
rügen, auf gegen die Kirchenvorſtände oder deren Beſchlüſſe erhobene Be⸗ 
ſchwerden entſcheiden, auch in gewiſſen Fällen — nämlich wenn bei 
patronatſeitigem Einſpruch oder weil die erforderliche Stimmenmehrheit 
nicht zu erreichen iſt, an Stelle der Kirchenvorſtände nach den Geſetzen 
deren Vorgeſetzte zu entſcheiden haben, oder wenn wegen perſönlicher Be⸗ 
teiligung von Vorſtandsmitgliedern die zur Faſſung eines gültigen Be⸗ 
ſchluſſes erforderliche Hälfte unbeteiligter Mitglieder nicht mehr vorhanden 
iſt — erſtinſtanzlich an Stelle der Kirchenvorſtände beſchließen. 

4. Die Erteilung oder Verſagung der den kirchlichen Vorgeſetzten 
vorbehaltenen Zuſtimmung zu den Beſchlüſſen der Kirchenvorſtände, wenn 
es ſich handelt: a) um die Geſtattung einer Ausnahme von der Regel un⸗ 
entgeltlicher Verwaltung des Vorſteheramts (Kirchenvorſtandsordnung § 18), 
b) um die Aufnahme eines Darlehns oder Verwendung kirchlicher Einkünfte 
zu nicht beſtimmungsgemäßen Zwecken in den oben Seite 256 unter Ziff. 
1 und 3 erwähnten Fällen, e) um mehr als 300 Mark koſtende bauliche 
Beſſerungen, ſofern die Koſten des einzelnen Baues 3000 Mark nicht über⸗ 
ſteigen, d) um Geſtattung einer Ausnahme von der Regel, daß der 
Prediger die Führung von Rechnungen mit übernehmen darf, e) um die 
Annahme von Schenkungen, Erbſchaften, Vermächtniſſen, mit welchen Ver⸗ 
pflichtungen verbunden ſind, deren Übernahme den Vorſtänden für ſich 
nicht zuſteht, ſofern es nicht nach Artikel 6 des Staatsgeſetzes vom 
20. September 1899 (GS. S. 177) der Genehmigung des Königs oder 
der von dieſem beſtimmten Behörden oder nach § 3 Ziff. Iff. des Staats⸗ 
geſetzes vom 6. Mai 1885 (GS. S. 135) der Genehmigung der ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde bedarf. Wenn Schenkungen ꝛc. an die Über⸗ 
nahme von Verpflichtungen gebunden ſind, welche mit den Einrichtungen 
des Kultus zuſammenhängen oder ſonſt geiſtliche Dinge betreffen, iſt die 
Zuläſſigkeit der Annahme jedesmal ſorgfältig zu erwägen und bei hervor⸗ 
tretenden Bedenken an das Konſiſtorium zu berichten. 

5. Einzelne Anordnungen und Entſcheidungen, die das Intereſſe 
Dritter berühren, nämlich: a) die Beſtätigung der Pfarr⸗ und Pfarrwittums⸗, 
Melioramenten⸗ und Teilungsvergleiche nebſt Entſcheidung der dabei unter 
den Beteiligten entſtehenden Streitpunkte und Feſtſtellung des ſich ergebenden 
Überſchuſſes an Vakanzgeldern, jedoch mit der Maßgabe, daß dem Kon⸗ 
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ſiſtorium die Feſtſtellung der Remuneration für Wahrnehmung der Dienſt⸗ 
geſchäfte in der Vakanzzeit und die Genehmigung zur Verwendung des 
Überſchuſſes, ſoweit ſolche bisher vorbehalten war, verbleibt; b) die An⸗ 
ordnung wegen Verteilung und Beweinkaufung der Kirchenſtände; c) die 
erſtinſtanzliche Entſcheidung von Zweifeln und Streitigkeiten über Kirchen⸗ 
ſtände, über Benutzung der im Gebrauch befindlichen kirchlichen Begräbnis⸗ 
plätze, über die an Kirchenkaſſen oder Geiſtliche (mit Ausnahme des geiſt⸗ 
lichen Kommiſſarius ſelber) oder an ſonſtige Parochialkirchendiener zu ent⸗ 
richtenden Gebühren, über die Verpflichtung, dem Paſtor bei Haustrauungen 
oder bei anderen Amtshandlungen, welche außerhalb der Kirche verrichtet 
werden ſollen, freien Transport zu gewähren. — In allen dieſen Fällen 
ſind die Kommiſſarien jedoch nur inſoweit zuſtändig, als nicht 
die Kirchenvorſtände ſelbſt zuſtändig ſind und als in dieſen 
Sachen von Kirchenregimentswegen überhaupt zu entſcheiden iſt. 

6. Nach näherer Anordnung des Konſiſtoriums in Disziplinarſachen 
oder in ſolchen Sachen, bei welchen es ſich um die Gültigkeit oder die 
Beſtätigung kirchlicher Wahlen handelt, die Führung der Vorunterſuchung 
oder die Anſtellung von Ermittelungen, wobei ſie auch zu eidlichen Ver⸗ 
nehmungen berechtigt ſind. Bezüglichen Erſuchen der Bezirksſynoden und 
ihrer Ausſchüſſe haben die Kommiſſarien zu entſprechen, ſofern ſie jedoch 
Bedenken dabei finden, die Anordnung des Konſiſtoriums zu erwirken. 

7. Die Kirchenviſitation und die Einführung von Geiſtlichen kann 
den Kommiſſarien ausnahmsweiſe von dem Konſiſtorium übertragen 
werden; ſofern keine beſondere Anordnung des letzteren ergeht, bleibt es 
den weltlichen Kommiſſarien anheimgeſtellt, ob ſie bei jenen Handlungen 
mitwirken oder ſie ausſchließlich dem Superintendenten überlaſſen wollen. 

Zur Durchführung ihrer Verfügungen können die Kommiſſarien 
innerhalb der geſetzlichen Grenzen Exekutivſtrafen androhen, verhängen, 
ſowie deren Vollſtreckung herbeiführen. Entſcheidende Verfügungen dürfen 
von den Kommiſſarien nur im beiderſeitigen Einverſtändnis abgegeben 
werden;!) falls ein ſolches nicht herbeizuführen iſt, fällt die Entſcheidung 
der Angelegenheit dem Konſiſtorium zu. Für vorbereitende Maßregeln 
genügt dagegen das Handeln eines der beiden Kommiſſarien, nur darf dem 
anderen die verlangte Mitwirkung auch hier nicht verſagt werden. 

Die dem Kommiſſariat unmittelbar vorgeſetzte Behörde iſt das Kon⸗ 
ſiſtorium. Dieſes kann insbeſondere Anordnungen über die Verteilung 
der Geſchäfte zur erſten Bearbeitung unter den Kommiſſarien treffen, den 
Kommiſſarien Anweiſungen für die Erledigung ihrer Geſchäfte erteilen und 
hat über alle Beſchwerden zu entſcheiden, die gegen Anordnungen und 
Verfügungen der Kommiſſarien erhoben werden. 


1) Wo zum K. Kommiſſariat der ganze Magiſtrat gehört, muß das Einver⸗ 
ſtändnis zwiſchen dem Magiſtrat einerſeits und dem Sup. oder Senior andererſeits 
beſtehen, dies iſt aber bereits gegeben, wenn die Mehrheit der Magiſtratsmitglieder 
die Anſicht des Sup. teilt. Die Ausfertigung ſolcher entſcheidender Verf. hat unter 
gemeinſchaftlicher Unterſchrift beider Kommiſſarien bezw. des Magiſtratsvorſitzenden 
und des Sup. zu erfolgen. Vgl. z. B. Ord. betr. Feſtſtellung d. kirchl. Verhältniſſe 
in d. Stadt Stade § 23. 
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B. Die Generaljuperintendenten. 

I. In Alt⸗Preußen haben die Provinzen Brandenburg und 
Sachſen je zwei,!) alle anderen Provinzen je einen Generalſuperintendenten; 
einen beſonderen hat die Stadt Berlin.!) Alle dieſe Generalſuperintendenten 
werden vom König unter Zuziehung des Kultusminiſters auf Vorſchlag 
des durch den Generalſynodalvorſtand verſtärkten Oberkirchenrats ernannt,?) 
und ſind den Provinzialkonſiſtorien beigeordnet, ſo daß bei dem Konſiſtorium 
für die Provinz Brandenburg und den Stadtkreis Berlin zu Berlin drei, 
bei dem zu Magdeburg zwei, bei allen übrigen altpreußiſchen Konſiſtorien 
ein Generalſuperintendent tätig iſt. In den neuen Provinzen iſt der 
altpreußiſche Grundſatz, daß regelmäßig jeder Konſiſtorialbezirk auch einen 
Generalſuperintendenturbezirk bilden ſoll, nur für die Konſiſtorialbezirke 
Wiesbaden und Aurich durchgeführt.?) Dagegen zerfällt der Bezirk des 
Konſiſtoriums zu Kiel in zwei,“) der des Provinzialkonſiſtoriums zu 
Hannover in drei Generalſuperintendenturen,) und im Konſiſtorialbezirk 
Kaſſel wird für jede der daſelbſt beſtehenden Kirchengemeinſchaften, die 
reformierte, die lutheriſche und die unierte je ein Generalſuperintendent 
entſprechenden Bekenntniſſes beſtellt. Auch die Generalſuperintendenten in 
den neuen Provinzen werden vom Könige ernannt, und zwar der für den 
Konſiſtorialbezirk Wiesbaden ähnlich den altpreußiſchen auf Vorſchlag des 
durch den Ausschuß der Bezirksſynode verſtärkten Konſiſtoriums, s) die anderen 
ohne Zuziehung eines ſynodalen Organs auf Vortrag des Kultusminifters, 
der ſich jedoch bei Beſetzung einer lutheriſchen Generalſuperintendentur in 
Hannover zuvor über die dem König vorzuſchlagende Perſon mit dem 
Landeskonſiſtorium verſtändigen muß.) Alle find einem Konſiſtorium bei⸗ 
geordnet,) ſodaß zum Konſiſtorium zu Wiesbaden einer, zu den übrigen 
Konſiſtorien mehrere Generalſuperintendenten gehören. 


1) Über dieſe Gen. Sup. wie den Vize⸗Gen. Sup. für die Niederlauſitz ſ. oben S. 74° 

2) Vgl. oben S. 178 unter g, 243 unter c u. Z. 41. ö 

3) Und zwar für Aurich in doppelter Weiſe, indem ſowohl der Bezirk über 
dem das Konſ. als luth. Prov. Kons. ſteht, wie der, über dem es als ref. Zentral- 
kirchenbehörde ſteht, je eine Generalſuperintendentur bildet. 

4) Nach d. kgl. Vdg. v. 24. Sept. 1867 (GS. S. 1669: Friedberg VG. S. 195) 
$1 fungiert ein Gen. Sup. für Holſtein ger 1892 auch für Helgoland) und einer für 
Schleswig, welch letzterer ſeit 1892 auch ſeinen Amtsſitz in Kiel hat, A. E. v. 16. Dez. 
1891 (KGBl. Ki. S. 107, Chalybaeus S. 173 ff.). 

5) Über Abgrenzung der Amtsbez. der drei Gen. Sup.: Bek. d. LKonſ. Hannover 
v. 15. Dez. 1902 nebſt Anl. (K ABl. H. 1902 S. 50, 53). Der Umfang der althann. 
Gen. Sup. (S. 1415), an welche dieſe Bek anknüpft, ergibt ſich weſentlich aus ihrer Ent- 
ſtehung (S. 127 ff.). Die alte Gen. Sup. „Fürſtent. Hildesheim“ beruhte vorzüglich auf 
den beiden Gen. Sup. zu Alfeld u. Bockenem (S. 127), die 1806 zu einer verbunden 
wurden, deren Inhaber zu Alfeld, dann zu Elze u. ſeit 1852 zu Hildesh. reſidierte. 

6) KO. Wiesb. § 75 Z. 4 u. Wilhelmi S. 205, 263. 

7) Kgl. hann. Vdg. v. 17. April 1866 88 3, 6, 8. 

8) In Hannover Find die luth. Gen. Sup. für die Bezirke Hannover, Stade u. 
Hildesheim kraft ihres Amtes Mitglieder des Prov. Konſ. zu Hannover (Dienſtanw. v. 
15. Dez. 1902 Z. 4), desgl. der luth. Gen. Sup. für den Konſ. Bez. Aurich wie auch der 
ref. Gen. Sup. für die ref. Landeskirche Mitglieder des Konf. zu Aurich (. oben S. 134); 
Mitglieder des Landeskonſ. find die luth. Gen. Sup. nur kraft beſonderen Amtsauftrags. 
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II. Die Generalſuperintendenten ſind gleich den einfachen Super⸗ 
intendenten ſtets Geiſtliche, !) haben jedoch regelmäßig keine Parochie, ſondern 
nur Recht und Pflicht, an einer oder mehreren Kirchen ihres Reſidenzorts 
zu predigen. Die äußere Stellung der Generalſuperintendenten beſtimmt ſich 
durch ihren Rang.?) Zu ihrer Amtstracht gehört ein Talar aus ſchwarzem 
Seidenſtoff und ein ſilbernes Kreuz, welches an einem um den Hals ge⸗ 
legten ſchwarzen Bande bis auf die Mitte der Bruſt herabhängend ge⸗ 
tragen wird und beim Ausſcheiden des Inhabers auf den Amtsnachfolger 
übergeht.) Sie erhalten als Generalſuperintendenten einen feſten Gehalt 
und bei Dienſtreiſen Reiſekoſten und Diäten, haben dagegen keine Pfarr⸗ 
pfründe und daher als Geiſtliche keine feſten Bezüge.“) 

III. Die Befugniſſe der Generalſuperintendenten ſind, wenn wir 
von den beiden dem Konſiſtorium zu Aurich angehörigen abſehen — deren 
Stellung durch die kirchenregimentlichen Anordnungen des Jahres 1902, 
die die übrigen hannoverſchen Generalſuperintendenturen nach altpreußiſchen 
Grundſätzen reorganiſiert haben, unberührt geblieben iſt — in den ver⸗ 
ſchiedenen Rechtsgebieten im weſentlichen diejelben: 5) 


1) Einer weiteren Qualifikation als der Befähigung zur Bekleidung eines geiſtl. 
Amtes bedarf es nach Geſetz und Herkommen auch zur Bekleidung einer General⸗ 
ſuperintendentur nicht. Über die Eigenſchaft der Gen. Sup. als Kirchenbeamte u. 
ihre rechtliche Behandlung als Staatsbeamte ſ. oben S. 232 ff. 

2) Den Gen. Sup. der alten Provinzen ſteht nach Kab. O. v. 3. Dez. 1832 
(Heckert, Hoͤbch. d. kirch. Geſetzgeb. ] S. 250) der Rang der Räte II. Klaſſe zu 1 Vdgn. 
v. 2. Jan. 1817 ad 7 [v. Kamp$, Ann. I S. 126] u. v. 7. Febr. 1817 Es S. 61] § 2, 
nach denen fie nur Räte III. Kl. waren, find danach abgeändert). Für die Gen. Sup. der 
neuen Provinzen ſind in preuß. Zeit Vorſchriften über deren Rang nicht ergangen. 
Auch in vorpreuß. Zeit war er nicht überall geſetzlich beſtimmt, ſoweit dieſes aber 
der Fall war, iſt die heutige Bedeutung dieſer alten Vdgn. zweifelhaft, u. die Praxis, die 
beſ. bei Bemeſſung der Tagegelder, Wohnungsgeldzuſchuſſe 2c. zu der Rangfrage hat 
Stellung nehmen müſſen, iſt denn auch eine ungleiche und unſichere. Der Gen. Sup. 
des Konſ. Bez. Wiesbaden, dem unter naſſauiſcher Herrſchaft der biſchöfl. Charakter 
u. der Rang eines Präſ. der höheren Kollegien beigelegt wurde, wird als Rat II. Kl. 
behandelt (Wilhelmi S. 471, deſſen Angab. mir durch Herrn Konf. Präſ. Dr. Ernſt, 
Wiesb. beſtätigt ſind); ebenſo die beiden Gen. Sup. des Konf. Bez. Kiel infolge einer Feſt⸗ 
ſtellung der Oberrechnungskammer i. J. 1871 (Mitteil. des Herrn Konſ.Präſ. Chaly⸗ 
baeus, Kiel). Die 3 Gen. Sup. des Konſ. Bez. Kaſſel find dagegen bisher als Räte 
III. Kl. angeſehen worden (Mitteil. d. Herrn Konſ. Präs. v. Altenbockum, Kaſſel) 
u. in Hannover endlich haben die hauptamtl. Gen. Sup. (ſ. oben S. 141°) bis zur 
Reorganiſation Wohnungsgeldzuſchuß nach den für die Räte III., Tagegelder u. Reiſe⸗ 
koſten nach den für die Räte IV. Kl. beſtehenden Sätzen erhalten, ſeit 1903 ſind jedoch 
die 3 luth. Gen. Sup. des Prov. Konſ. Bez. Hannover auch bezügl. ihrer Rangverhältniſſe 
den altpreußiſchen gleichgeſtellt (Mitteil. des Herrn Kons. Präſ. Voigts Hannov.) 

3) Vgl. ME. v. 8. Juni 1891 (Zentr. Bl. S. 433) u. A. E. v. 14. Okt. 1816 
(Nicolovius, d. biſchöfl. Würde S. 94/95) in dem den Gen. Sup., die die 5 
würde erhielten, das Recht zum Tragen eines goldenen Kreuzes und das Prädikat 
„Hochwürdiger“ verliehen wurde. 

4) Urlaub erhalten ſie von der kirchl. Zentralbehörde; vgl. z. B. f. d. alten 
Prov. EO. v. 4. Apr. 1883 (K GBl. S. 51). 

5) Sie beſtimmen ſich vornehmlich: für die Gen. Sup. der alten Prov. nach den 
Inſtr. v. 1829, 1836 (. oben S. 745), für die des Konſ. Bez. Kaſſel nach der Inſtr. 
v. 1. Nov. 1887 (Friedberg, Ergzbd. 1 S. 83); für die hann. luth. zu Hannover, 
Stade, Hildesheim nach der Dienſtanw. v. 15. Dez. 1902 (K. ABl. H. S. 50). Für 
den Gen. Sup. zu Wiesbaden gilt in der Praxis die altpreuß. Inſtr. v. 1829 als maß⸗ 
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Sie find überall da, wo es perſönlicher Einwirkung bedarf, die 
Organe der Konſiſtorien und ſollen dieſe durch unmittelbaren Verkehr mit 
den Superintendenten und Pfarrern in lebendigem Zuſammenhange mit 
dem kirchlichen Leben erhalten. Sie bilden jedoch keine Zwiſcheninſtanz, 
ſind vielmehr den Konſiſtorien beigeordnet und ſtehen gleich dieſen in ihrer 
Qualität als Generalſuperintendenten unmittelbar unter dem Oberkirchenrat 
bezw. dem Landeskonſiſtorium oder dem Miniſter der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten. Als Mitglieder der Konſiſtorien nehmen ſie die erſte Stelle nach 
dem Präſidenten ein, zu deſſen Vertretung ſie als „geiſtliche Direktoren“ 
ipso jure berufen ſind;!) fie haben Stimmrecht im Kollegium, dürfen jedoch 
in allen Fällen, in denen ſie ihre Stimme als Generalſuperintendenten 
abgegeben haben (wie in Bezug auf Beſetzung geiſtlicher Stellen, Aus⸗ 
zeichnungen und Unterſtützungen der Geiſtlichen) und überſtimmt worden 
ſind, die Sache zur Entſcheidung der höheren Inſtanz bringen.?) Was 
den ſelbſtändigen Amtskreis der Generalſuperintendenten anbelangt, ſo be⸗ 
ſteht hier ihre Hauptaufgabe darin, daß ſie ſich durch perſönliche Anſchauung 
von allen Verhältniſſen des Kirchenweſens Kenntnis verjchaffen,?) ihre 
Erfahrungen der kollegialiſchen Kirchenbehörde mitteilen und „bald anregend, 
bald nachhelfend, bald vermittelnd“ im Nutzen der Kirche verwerten. Zu dieſem 


gebend (Wilhelmi S. 205); eine ausdrückl. diesbezügl. Anordnung iſt allerdings 
nicht ergangen, und aus der Vdg. v. 22. Sept. 1867 (88. S. 1569) kann, ſelbſt wenn 
man die Inſtr. v. 1829 als eine Ergänzung der daſ. $ 2 zit. Inſtr. v. 23. Okt. 1817 
u. der Kab. O. v. 31. Dez. 1825 auffaßt, nur auf eine gleiche Stellung des Gen. Sup. 
im Konf. geſchloſſen werden. Für die Gen. Sup. des Kons. Bez. Kiel kommt zunächſt 
noch in Betracht die alte Inſtr. v. 14. Dez. 1739 nebſt ihren Ergänzungen, vgl. Vdg. 
v. 24. Sept. 1867 (GS. S. 1669) § 3, ſeit 1867 ſind ſie jedoch mehr und mehr den 
altpreuß. Gen. Sup. gleichgeſtellt worden; beſonders wird auf Grund des § 2 der 
Vg. v. 24. Sept. 1867 angenommen, daß ihre Stellung im Konf. ſich nach der als 
eine Ergänzung zur Konf. Inſtr. v. 23. Okt. 1817 anzuſehenden Inſtr. v. 1829 be⸗ 
ſtimme; vgl. Chalybaeus ©. 152 ff., 169. 

1) So f. d. alten Prov. d. Inſtr. v. 1829 u. 1836 3. 4; f. Hannover d. 
Dienſtanw. v. 1902 3. 4. Dieſelbe Stellung im Konſ. wird angenommen f. die 
Gen. Sup. zu Wiesbaden u. Kiel auf Grund der auch für ſie behaupteten 
de der Inſtr. v. 1829. In den Konf., zu denen mehrere Gen. Sup. gehören, 
iſt der dienſtälteſte anweſende Gen. Sup. zur Stellvertretung berufen. Nach dieſem 
Grundſatz wird mit Rückſicht auf den höheren Rang des Gen. Sup. gegenüber den 
weltlichen Mitgliedern des Kon. auch in Kaſſel verfahren (Mitteil. d. Herrn Gen.- 
Sup. Werner daſ.), obgleich die Inſtr. v. 1887 den Gen. Sup. die Stellvertretung des 
Konſ.Präſ. nicht zuweiſt. i 

2) So f. d. öſtl. Prov. d. Inſtr. v. 1829 3.26 u. f. Hannover d. Dienit- 
anw. v. 1902 3.15. Den Gen. Sup. d. weſtl. Prov. u. denen zu Kaſſel iſt dieſe 
Befugnis nicht beigelegt, wohl aber denen zu Wiesbaden u. Kiel, wenn man 
die Inſtr. v. 1829 auf ſie für anwendbar hält, ſo auch Wilhelmi S. 210, anders, 
wie es ſcheint, Chalybaeus, der S. 169 ff. Z. 26 der Inſtr. nicht abdruckt. 

i 3) Als Gegenſtände, auf welche die Gen. Sup. ihr Augenmerk vorzüglich 
richten ſollen, nennen die Inſtruktionen: a) die Lehre der Geiſtlichen, b) die Ord⸗ 
nung des Gottesdienſtes, e) Beſchaffenheit, Gebrauch und Verwaltung der für die 
kirchlichen Zwecke bei den einzelnen Gemeinden vorhandenen äußeren Mittel, d) Leben 
und Wandel ſowie n Fortbildung der Pfarrer und Kandidaten, e) das 
kirchliche und ſittliche Leben in den Gemeinden, k) den Religionsunterricht in den 
Schulen (über die Beaufſichtigung des letzteren durch die Geiſtlichen und Gen. Sup. 
vgl. vorläufig Schoen, Landeskirchentum, S. 88 ff.). 
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Zweck ſollen ſie in einem verſchieden bemeſſenen Zeitraum von 3 bis 6 
Jahren ihren Bezirk perſönlich viſitieren; und zwar liegt ihnen zunächſt 
die regelmäßige Viſitation derjenigen Gemeinden ob, in welchen mit dem 
Pfarramt die Superintendentur verbunden iſt — wobei ſie ſich zugleich über 
die Qualifikation und Amtsführung der Superintendenten als ſolcher 
orientieren ſollen — ſodann ſind ſie aber auch berechtigt und verpflichtet, 
einzelnen Kirchen⸗ und Schulviſitationen, die der Superintendent in den 
Parochien ſeiner Diözeſe zu halten pflegt, beizuwohnen, ſowie ſolche ſelbſt 
vorzunehmen.!) Sie ſollen, wo in Superintendenturbezirken Verſammlungen 
der Diözeſan⸗Geiſtlichkeit zu wiſſenſchaftlichen Zwecken ſtattfinden, dieſen 
von Zeit zu Zeit beiwohnen; ſie können ſolche Verſammlungen durch den 
Spezialſuperintendenten veranſtalten laſſen und in den öſtlichen Provinzen 
mit Genehmigung des Oberkirchenrats auch die ganze Geiſtlichkeit ihres 
Bezirks zu Beratungen verſammeln. Sie ſind an den Prüfungen der 
Kandidaten beteiligt, damit ſie ſich von der wiſſenſchaftlichen Bildung und 
der theologiſchen Richtung dieſer eine genaue Kenntnis verſchaffen und auf 
ihre wiſſenſchaftliche Fortbildung und religiöſe Entwicklung um ſo beſſer 
einwirken können.?) Sie erteilen den zu Pfarrern beſtellten Kandidaten 
die Ordination,s) führen die neu ernannten Superintendenten in ihr 
Ephoral⸗ und Pfarramt ein. Sie vollziehen die Einweihung neuer Kirchen.“) 
Sie ſind in mehreren Bezirken mit der Beurlaubung der Superintendenten 
und Geiſtlichen betraut’). Sie ſollen in den alten Provinzen auf Re⸗ 
quiſition der Konſiſtorien ſich der Regulierung ſtreitig gewordener Verhältniſſe 
und der Beſeitigung von Unordnungen und Mißhelligkeiten unterziehen. 


1) Vgl. dazu die einzelnen Modifikationen der Inſtr. v. 1829, 1836, 1887, 
1902. In Schlesw.⸗Holſt. liegt ihnen überhaupt die Viſitation ſämtlicher Ge⸗ 
meinden in dreijährigem Turnus ob; j. jedoch bezügl. des Gen.⸗Sup. f. Schlesw. die 
Konſ.⸗Bek. v. 26. Jan. 1889 u. 20. Febr. 1892, beide bei Chalybaeus S. 172 ff. 
In den öſtl. Prov. werden noch bejondere General-Kirchen⸗ und Schulviſitationen 
unter Leitung des Gen⸗Sup. gehalten mit dem Ziele einer Kräftigung und Be⸗ 
feſtigung des ev. Glaubens u. Bekenntniſſes in den Gemeinden, einer Ermittelung 
von Mißſtänden auf dem Gebiete des inneren kirchlichen Lebens und einer Er⸗ 
kundigung des geſamten geiſtlichen Zuſtandes der Gemeinden; vgl. Inſtr. d. OKR. 
v. 15. Febr. 1854 u. Erl. v. 26. März 1856 (A. H. 7 S. 21, 8 S. 79). In den 
weſtl. Prov. find an den Viſitationen des Gen.⸗Sup. die Synodalaſſeſſoren zu 
beteiligen. Inſtr. v. 1836 Z. 10. 

2) Im Konſ.⸗Bez. Kaſſel liegt den Gen⸗Sup. auch die e der 
Kolloquien mit den Pfarrern und Kandidaten ob, welche bei Aufnahme in den 
Dienſt der Kirche des Konſ.⸗Bezirks oder in anderer Veranlaſſung erforderlich 
werden. Inſtr. v. 1887 Z. 6. 

3) Gilt nicht für Rheinland⸗Weſtfalen, vgl. oben S. 2728. 5 

4) Ausdrücklich iſt dieſe den Gen.⸗Sup. übertragen i. d. Inſtr. v. 1887 3. 11 
u. d. Dienſtanw. v. 1902 Z. 18. Aber auch in anderen Rechtsgebieten werden die 
Kirchen regelmäßig vom Gen.⸗Sup. auf Veranlaſſung des Konſ. eingeweiht; vgl. 
jedoch oben S. 2727. 

5) So im Konſ.⸗Bez. Kaſſel (Inſtr. v. 1887 Z. 12), im Prov.⸗Konſ. Bez. 
Hannover (Dienſtanw. v. 1902 3. 17), im Konſ.⸗Bez. Kiel (Konſ. Bek. v. 11. März 
1893, Chalybaeus S. 291); im Konf.⸗Bez. Wiesbaden (Wilhelmi S. 211, 348), 
in Rheinland⸗Weſtf. (KO. $ 72); vgl. auch oben S. 269°. 
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Über ihre Verwaltungstätigkeit haben fie jährlich einen ausführlichen 
Bericht durch den Konſiſtorialpräſidenten dem Oberkirchenrat bezw. dem 
Landeskonſiſtorium oder dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ein⸗ 
zureichen.!) Sie find endlich in Hannover?) bezüglich der Gemeinden, 
die keiner Inſpektion angehören, mit einzelnen Verwaltungsfunktionen 
betraut, die ſonſt zur Zuſtändigkeit der Superintendenten gehören. 
Endlich ſind die Generalſuperintendenten zur Vertretung der kirchen⸗ 
regimentlichen Intereſſen in den Synoden berufen. Sie ſind in den 
meiſten Rechtsgebieten die geborenen Mitglieder der Landesjynode?) und 
haben überdies das Recht, auch allen Sitzungen der übrigen Synoden bei- 
zuwohnen, in ihnen das Wort zu ergreifen und Anträge zu ftellen®) 


Weſentlich beſchränkter iſt der Geſchäftskreis der beiden Auricher 
Generalſuperintendenten, für den noch heute die alte Inſpektionsordnung 
von 1766 (ſ. oben S. 134) die Grundlage bildet. Demnach liegt der 
Schwerpunkt der ſelbſtändigen Tätigkeit dieſer Generalſuperintendenten 
in der Beaufſichtigung der Superintendenten und der Sorge für die in- 
terimiſtiſche Verwaltung erledigter Superintendenturen. Außerdem ſteht 
ihnen noch zu die Ordination der Kandidaten, die Einführung der neu⸗ 
ernannten Superintendenten, die regelmäßige Viſitation der Gemeinden, 
deren Pfarrer Superintendent iſt, oder die zu keiner Inſpektion gehören, 
und in letzteren auch die Wahrnehmung einzelner Befugniſſe, die ſonſt 
Sache des Spezialſuperintendenten find.d) Zu weiteren Geſchäften, wie 
beſonders zur Viſitation von Gemeinden, die einem Superintendenten 
unterſtehen, bedürfen ſie ſtets eines beſonderen Auftrages des Konſiſtoriums. 
Auf den Synoden haben ihnen die neuen Kirchenordnungen die gleiche 
Stellung wie den übrigen Generalſuperintendenten eingeräumt. 6) 


1) Vorgeſchrieben in d. Inſtr. v. 1829 Z. 28; in d. Dienſtanw. v. 1902 Z. 22; 
für den Konſ.⸗Bez. Wiesb. ſ. Wilhelmi S. 210. 

2) 1 v. 1902 Z. 19 u. dazu Bek. des Landes⸗Konſ. v. 8. Okt. 1888 
(KA Bl. H. S. 81). 

3) 5 nach Gen. Syn. O. § 2; KO. Schl.⸗H. § 86, Wiesb. § 65, Kaſſel $ 55. 

4) So nach KO. öſtl. Prov. 95 56, 60 (der Gen.⸗Sup. für Berlin iſt jedoch 
kent Mitglied der Berl. Stadtſyn. u. Vorſitzender des geſchäftsführenden 
usſchuſſes: KG. v. 17. März 1895 $$ 2, 9); Rh.⸗W. §§ 52 b, 148; Wiesb. § 57; 
Hann. luth. K. 8 40 U. dazu jetzt noch Dienſtanw. der un a v. 1902 3.21. Ahnlich 
auch Kaſſeler Dienſtinſtr. f. d. Gen.⸗Sup. v. 1887 3. 1 

5) Inſp. O. 4, 16, 18, 21. über Ai t des ref. Gen-Sup.. vgl. 
auch KG. v. 8 Aug. 1898 (KG Bl. A. 331; Gieſe S. 201) $$ 3, 6. Was die 
einzelnen dem Gen.⸗Sup. zustehenden Saperintenbenteudeſsgne anlangt, jo ſtehen 
dem luth. Gen. Sup. auch hier die in der in vorſtehender Anm. 2 zit. Bek. v. 8. Okt. 
1888 genannten Funktionen zu; betreffs des 90 Sa -Sup. vgl. z. B. Konf-Bek. v. 
25. Juli 1890 (K GBl. A. S. 289; Gieſe © 

6) KO. Hann. luth. K. § 46; ref. K. 0 99 5 
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§ 22. 
Die beſonderen kirchenregimentlichen Einrichtungen für das Militär⸗ 
kirchenweſen. 

I. Als die Militärkirchenordnung unterm 12. Februar 18321) 
erging, ſtand das Militärkirchenweſen hinſichtlich der äußeren Angelegen⸗ 
heiten unter den ordentlichen Militärverwaltungsbehörden, hinſichtlich der 
inneren unter den allgemeinen Kirchenregimentsorganen, d. h. dem Miniſter 
der geiſtlichen Angelegenheiten, den Konſiſtorien und den Superintendenten.) 
Daran änderte die Militärkirchenordnung zweierlei. Sie ergänzte dieſe 
Organe durch Wiederherſtellung des Amtes des Feldprobſtes und ſie 
entzog den Superintendenten die Aufſicht über die Militärgeiſtlichen, in⸗ 
dem fie dieſe beſonderen Militär-Oberpfarrern?) übertrug, deren je 
einer bei jedem Armeekorps beſtellt werden ſollte. Der Feldprobſt wurde 
dem Kultus⸗ und Kriegsminiſterium unterſtellt und ſollte in jenem die 
militärkirchlichen Angelegenheiten als Referent oder Korreferent bearbeiten. 
Die Militär⸗Oberpfarrer wurden den Konſiſtorien wie auch dem Feldprobſt 
untergeordnet. Bei dieſen Reſſortverhältniſſen hat es dann bis heute im 
weſentlichen ſein Bewenden behalten.“) Die Errichtung des Oberkirchen⸗ 
rats im Jahre 1850 hat hier zu einer Loslöſung der kirchlichen Verwaltung 
von den weltlichen Behörden nicht geführt. Der Feldprobſt erhielt in der 
neuen kirchlichen Zentralbehörde Sitz und Stimme, wurde verpflichtet, in 
ihr die von ihm zu entſcheidenden militärkirchlichen Angelegenheiten zum 
Vortrag zu bringen oder nach ſelbſtändig getroffener Entſchließung doch 
über dieſe zu berichten, blieb dabei jedoch in altem Umfange der Aufſicht 
des Kultusminiſters unterſtellt und trat nicht, wie die Generalſuperinten⸗ 
denten, deren Funktionen er für die Militärkirche verſah, unter den Ober⸗ 
kirchenrat. Auch das für die übrige Kirche beſeitigte Prinzip der Ver⸗ 
teilung der äußeren und der inneren Angelegenheiten auf verſchiedene 
Behörden beſteht im Militärkirchenweſen noch fort, indem das militäriſche 
Intereſſe im Hinblick auf die notwendige Einheitlichkeit und Konzentration 
aller das Militär betreffenden Angelegenheiten es erforderlich erſcheinen 
läßt, daß die äußere Organiſation der militärkirchlichen Einrichtungen in 
der Hand der Militärbehörden bleibt. Die Stellung des Feldprobſtes 
zum Oberkirchenrat mochte man anfänglich wohl für eine unrichtige halten, 
ſeit 1867 jedoch iſt ſie weſentlich anders zu beurteilen. Bald nach dem 


1) GS. S. 69. Nebſt allen zu ihr ergangenen Vdgn. iſt fie herausgegeb. v. 
Hoſſenfelder, Berlin 1879. 

2) Maßgebend waren die Vorſchriften des Mil. K. Regl. v. 28. März 1811 
(GS. S. 170), ſ. beſ. Nr. I 9, III 1—9, nur daß an Stelle der Regierung wieder 
das Konf. getreten war. Vgl. auch oben S. 69, ff. 

3) Die Mil. KO. nennt ſie „Mil. O. Prediger“. Die Bezeichnung „Mil. O. Pfarrer“ 
iſt durch A. E. v. 20. Nov. 1869 (A. H. 20 S. 347) eingeführt. 

4) Art. 22 des St. G. v. 3. Juni 1876. 
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Erwerb der neuen Provinzen wurde das dortige Militärkirchenweſen nach 
altpreußiſchen Grundſätzen reorganiſiert!) und der altpreußiſche Feldprobſt 
auch an die Spitze der Militärgeiſtlichkeit der neuen Provinzen geſtellt. 
Er ſteht nunmehr alſo über dem Militärkirchenweſen mehrerer Landes⸗ 
kirchen.?) Eine dieſen allen gemeinſame kirchliche Zentralinſtanz, der er 
unterſtellt werden könnte, gibt es aber nicht, und ſeine Unterordnung 
unter den Oberkirchenrat wäre ebenſo anfechtbar wie die unter den 
Kultusminiſter. Juriſtiſch korrekt wäre es, ihn für ſeine geiſtlichen 
Funktionen den verſchiedenen landeskirchlichen Zentralinſtanzen unter⸗ 
zuordnen, allein dem ſtänden doch erhebliche praktiſche Bedenken entgegen. 
Und ſo iſt denn auch bei der letzten Reorganiſation, die das Militärkirchen⸗ 
weſen durch die mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 17. Oktober 1902 
publizierte „Evangeliſche militäriſche Dienſtordnung“?) erfahren 
hat, an dieſen Verhältniſſen nichts geändert worden. Der Inhalt der 
neuen Ordnung iſt vorzugsweiſe militärdienſtlicher Natur. Sie hat die 


1) Kgl. Bdg. v. 24. Juni 1867 betr. die ev. mil. Angel. im ehem. Kgr. Hann. — 
X. Armeekorps (GS. S. 919); v. 12. Okt. 1867 betr. die ev. mil. Angel. im 
XI. Armeekorps — Kurheſſen, Großh. Heſſen, Naſſau, Sächſ. Herzogtümer (GS. 
S. 1849); v. 25. Nov. 1868 betr. die ev. mil. Angel. im IX. Armeekorps — Schlesw.⸗ 
Holſt., Oldenbg. ꝛc. (GS. 1869 S. 77). 

2) Das ev. Militärkirchenweſen bildet in Preußen rechtlich ebenſowenig eine 
Einheit wie das ev. Kirchenweſen überhaupt. Es gibt nicht eine über den ganzen preuß. 
Staat ſich erſtreckende ſelbſtändige Militärkirche. Die einzelnen Militärgemeinden ſind 
Beſtandteile der ev. Landeskirchen, in deren Bezirke ſie ſich befinden und ſtehen unter 
einander in keiner rechtlichen Verbindung. Ihre Stellung in den einzelnen Landeskirchen 
ift aber nur in ſofern gleich, als ſie überall beſonderen Kirchenregimentsorganen unter- 
ſtellt, wie auch mit der presbyterialen Gemeindeverfaſſung nicht bedacht worden ſind, 
im übrigen iſt ſie verſchieden, vielfach unklar und beſtritten. In äußeren Einrichtungen 
dokumentiert ſich die Zugehörigkeit der Militärgemeinden zur Landeskirche beſonders in 
Altpreußen, indem hier die Konſiſtorien Prüfungs- und Disziplinarbehörden auch für 
die Militärgeiſtlichen find, und dieſe durch Beteiligung an den Kr. Synoden in organi⸗ 
ſcher Verbindung zum landeskirchlichen Synodalverbande ſtehen. In den neuen 
Prov. find die Militärgeiſtlichen disziplinariſch nicht den Konſ. unterſtellt, und auch 
eine Beteiligung der Militärgeiſtlichen an den landeskirchlichen Synoden iſt nur 
vereinzelt eingeführt (KO. Wiesb. § 57 Abſ. 3, Kaſſel 8 48), allein das beweiſt noch nichts 
gegen die Zugehörigkeit der Militärgemeinden zur Landeskirche; in der KO. Schl.⸗H. 
iſt dieſe vielmehr indirekt anerkannt, wenn § 112 ausdrücklich beſtimmt, daß die KO. auf 
die a der ade nicht Anwendung finden will, denn würden die Militärgemeinden 
außerhalb der Landeskirche ſtehen, ſo wäre die Nichtanwendbarkeit der KO. auf ſie 
ſelbſtverſtändlich. Ahnlich KO. Wiesb. § 2. Die Stellung der Militärgemeinden in 
Altpreußen iſt, wie Niedner im Verw. Arch. XI S. 3948 richtig bemerkt, keine weſent⸗ 
lich andere wie die der zum preuß. Militärkontingent gehörigen Militärgemeinden 
in Oldenburg, Baden, Braunſchweig und Heſſen, für dieſe iſt aber z. B. in der 
oldenb. Bek. v. 23. Dez. 1870 (Hoſſenfelder S. 79) und in der großherz.⸗heſſ. Bek. v. 
8. Nov. 1892 (AK Bl. 1893 S. 314; Ztſchr. XX VI Anl. V S. 69) Art. 3 ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt, daß ſie Glieder der oldenb. bezw. heſſ. Landeskirche ſind. Und dasſelbe muß 
von den Militärgemeinden in den neuen Prov. gelten, die durch keinen Rechtsakt von 
den betr. Landeskirchen gelöſt ſind, wenngleich nicht verkannt werden kann, daß ſie 
in Hannover und Schlesw.⸗Holſt. in ihrem Bekenntnisſtande abweichen von dem der 
Landeskirche — Die praktiſche Bedeutung hiervon iſt die, daß die Geſetze und Verord⸗ 
nungen der Landeskirche auch für die betreffenden Militärgemeinden gelten, ſofern nicht 
ausdrückliche Beſtimmung oder beſondere Umſtände ihre Geltung in dieſen ausſchließen. 

3) Selbſtändig erſchienen Berl. 1902; mit Anmerk. u. Ausf. Beſt. des Kriegs⸗ 
min. herausgegeb. v. Richter, M., Berl. 1903. 
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Militärkirchenordnung in weitem Umfange beſeitigt, jedoch die Zuſtändig⸗ 
keiten der Kirchenbehörden „grundfätzlich“ unberührt gelaſſen. 

II. Der Feldprobſt wird vom König frei ernannt. Er iſt nach 
der neuen Dienſtordnung: „1. der Vorgeſetzte aller anderen Militärgeiſt⸗ 
lichen, 2. der Vertreter der militärkirchlichen Intereſſen, 3. ausführende 
Stelle des Kriegsminiſteriums und des Miniſteriums der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten in militärkirchlichen Angelegenheiten.“ In ihm konzentriert 
ſich die Leitung des Militärkirchenweſens, die nach unten ſich verteilt auf 
die Militär⸗Oberpfarrer, in den alten Provinzen unter Konkurrenz der 
Konſiſtorien, nach oben gemeinſchaftlich von den beiden Miniſterien des 
Kultus und des Krieges, bisweilen unter Beteiligung des Oberkirchenrats, 
wahrgenommen wird. Der Schwerpunkt ſeiner ſelbſtändigen Amtstätigkeit 
liegt nicht wie bei den Generalſuperintendenten ausſchließlich in der per⸗ 
ſönlichen Aufſichtsführung und Einwirkung auf die Geiſtlichen, neben der 
einzelne ihnen übertragene Entſcheidungskompetenzen völlig zurücktreten. 
Er iſt als ſolcher der Träger wichtiger Jurisdiktionsbefugniſſe und hat 
beſonders durch das ihm erſt nach der Militärkirchenordnung übertragene 
Stellenbeſetzungsrecht!) den weitgehendſten Einfluß auf die Lehre und das 
ganze innere kirchliche Leben in den Militärgemeinden. 

Im einzelnen gehören zur Zuſtändigkeit des Feldprobſtes beſonders 
die folgenden Geſchäfte: Er ernennt alle Diviſions- und Garniſonpfarrer, 2) 
verfügt ihre Verſetzung und, ſofern ſie auf ſolche antragen, ohne Penſion 
zu beanſpruchen, auch ihre Entlaſſung.?) Er macht Vorſchläge zur Be⸗ 
ſetzung erledigter Militär⸗Oberpfarrſtellen, führt die Militär⸗Oberpfarrer 
in ihr Amt ein und verfügt eventuell ihre Verſetzung.“) Als Vorgeſetzter 
aller Militärgeiſtlichen kann er dieſen allgemeine wie ſpezielle Anweiſungen 
zugehen lafjen;®) er hat ihnen gegenüber Disziplinar⸗ und Beurlaubungs⸗ 
befugniſſe und iſt auch zuſtändig, ihnen die erforderliche Genehmigung zur 
Verheiratung und zur Übernahme von Vormundſchaften zu erteilen.“) 

Speziell in ſeiner Eigenſchaft als Generalſuperintendent der Militär⸗ 
kirche hat er alle Militärgemeinden regelmäßig zu bereiſen, alle drei Jahre 
die Militär⸗Oberpfarrer in Berlin zu einer Konferenz zu verſammeln, die 


1) AE. v. 99 Dez. 1867 (Hoff ey ni S. 8) und mit dieſem überein⸗ 
ſtimmend E. m. D. § 39 ff.; anders Mil. 

2) Ebenſo den Pfarrer vom Sudolidenhauſe zu Berlin und die Militärhilfs⸗ 
geiſtlichen, dagegen nicht den ee zu Berlin, deſſen Ernennung 
der König ſich vorbehalten hat. E. m. D. $$ 39, 51, 130. 

3) E. m. D. 88 45, 48, 49, 50, 70. 

4) E. m. D. $$ 27 31 (anders früher MK O. § 16), 36. 

5) Mil. KO. S 2 (ebenſo wie das Kult.⸗Min. iſt der SKR. von ſolchen Erlaſſen 
in Kenntnis zu 8 wenn ſie nicht vorher in ihm vom Feldprobſt zum Vortrag 
gebracht 1 . m. D. 8 8. 

6) E. m. D. 9 58 61, 62, 65—67, 131, 146. Der Feldprobſt wird nach E. 

D. 8 15 von dem Kriegs- und Kult.⸗Min. gemeinſam beurlaubt, hat jedoch 
als Mitglied des OK R. vor Eineeitgung feines Urlaubsgeſuchs die Zuſtimmung des 
Präſ. des OK R. zu dieſem einzuholen. 
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Einweihung neuer Garniſonkirchen zu vollziehen.!) Auch hat er, ähnlich 
wie die Generalſuperintendenten in den Konſiſtorien, in dem Oberkirchen⸗ 
rat und den beiden Miniſterien, von denen er reſſortiert, „in allen militär⸗ 
kirchlichen Angelegenheiten zweckdienliche Anregungen zu geben und Anträge 
zu ſtellen, Mißſtände zur Sprache zu bringen und von allen zu ſeiner 
Kenntnis gelangenden perſönlichen und ſachlichen Angelegenheiten wichtigerer 
Art nach ſeinem Ermeſſen Anzeige zu erſtatten.“ Eine Reihe anderer 
einzelner Aufträge iſt von untergeordneter Bedeutung.?) 

Die Amtskleidung des Feldprobſtes iſt konform der der General⸗ 
fuperintendenten,?) wie ihm auch der Rang dieſer ausdrücklich beigelegt 
ift.*) Die feſten Dienſteinkünfte des Feldprobſtes ſetzen ſich wie die aller 
Militärgeiſtlichen aus Gehalt, Servis, Wohnungsgeldzuſchuß und Bureau⸗ 
geld zuſammen und werden aus der Reichskaſſe gezahlt.“) 

Die unterſten Träger des Kirchenregiments in der Militärkirche ſind 
die Militär⸗Oberpfarrer, deren je einer für jeden Armeekorpsbezirk beſtellt 
wird. Sie werden ebenſo wie der Feldprobſt vom König unmittelbar 
ernannt,) dem bei Erledigung einer Oberpfarrſtelle vom Feldprobſt durch 
Vermittelung des Kriegs- und Kultusminiſteriums geeignete Perſonen, 
„vorzugsweiſe“ aus den Militärgeiſtlichen, vorzuſchlagen ſind.)) Ihre 
Amtseinführung erfolgt durch den Feldprobſt oder in deſſen Vertretung 
durch einen benachbarten Oberpfarrer.s) Die Militär⸗Oberpfarrer gehören 
zum Stabe des Generalkommandos ihres Armeekorps und ſind in dieſem 
Referenten für alle evangeliſchen militärkirchlichen Angelegenheiten.) Zu⸗ 


1) E. m. D. 88 10 ff. 

2) Vgl. E. m. D. 58 21 Abſ. 3, 22 Abſ. 2, 73 Abſ. 2, 3, 88, 105 Abſ. 3, 111 
Abſ. 2, 124, 132, 144. 

3) E. m. D. § 9. 

4) Kab. O. v. 2. Dez. 1832 (Heckert, Hoͤbch. I S. 250). 

5) Vgl. E. m. D. § 68; dazu RG. betr. Servistarif u. Klaſſeneinteilung 
v. 26. Juli 1897 (R. GBl. S. 619) Beil. II A I c u. A 2 a; RG. v. 7. Juli 1902 
(RGBl. S. 239); Reichshaushaltsetat: Ausgaben VI Kap. 17, VII Kap. 50; u. die 
Detailmitteilungen bei Richter a. a. O. S. 25. 

6) d. h. der König ſelbſt vollzieht ihre Beſtallung: E. m. D. § 28. Denſelben 
Ernennungsmodus hatte Mil. KO. §es vorgeſehen. Er war jedoch in Wegfall ge- 
kommen, als Ende der 40er Jahre die etatsmäßigen Mil.⸗Oberprediger⸗Stellen aus 
Sparſamkeitsrückſichten abgeſchafft und bei allen Korps die Geſchäfte des Mil.⸗Ober⸗ 
predigers einem Diviſionsprediger gegen Funktionszulage übertragen wurden. Der 
AE. v. 19. Dez. 1867 trug dem durch die Beſtimmung Rechnung, daß die Berufung 
der Mil.⸗Oberpfarrer wie die der Diviſionspfarrer durch den Feldprobſt zu erfolgen 
habe u. es nur zur Beauftragung des Erwählten mit den Geſchäften des Ober⸗ 
pfarrers und zur Verleihung des Titels eines ſolchen kgl. Genehmigung bedürfe 
(Hoſſenfelder S. 7). Und dabei iſt es denn auch bis zum Erlaß der E. m. D. 
geblieben, 1 1 05 1860 durch den Etat wieder ſelbſtändige Mil.⸗Oberpfarrſtellen 
eingeführt ſind. 

7) E. m. D. 88 16, 19, 25 ff. Die kgl. vollzogene Beſtallung enthält ſchlecht⸗ 
hin die Ernennung zum Mil.⸗Oberpfarrer. Die Zuweiſung des Ernannten zu einem 
beſtimmten Armeekorps iſt Sache der Verwaltung und erfolgt (§ 29) durch den 
Kriegsminiſter im Einverſtändnis mit dem Kultusminifter. 

8) E. m. D. §8 31—35. 

9) E. m. D. $ 18. 
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gleich ſind ſie in Altpreußen Mitglieder der Provinzialkonſiſtorien, in 
denen ſie das Referat in allen militärkirchlichen Angelegenheiten haben, 
aber auch an Sitzungen, in welchen ſolche nicht vorkommen, regelmäßig 
teilnehmen ſollen.!) Der Geſchäftskreis der Militäroberpfarrer umfaßt: 
1) die Vertretung der militärkirchlichen Intereſſen ihres Amtsbezirks, zu 
welchem Zweck ſie gegenüber dem Feldprobſt wie im Generalkommando 
und im Konſiſtorium das Militärkirchenweſen fördernde Anregungen geben 
und Anträge ſtellen, wie auch in der Militärkirche hervorgetretene Mißſtände 
zur Sprache bringen ſollen; 2) die Sorge für die Ausführung der militär⸗ 
kirchlichen Anordnungen des Generalkommandos, des Feldprobſtes und des 
Konſiſtoriums;?) 3) die Dienſtaufſicht über alle Militärgeiſtlichen im Korps⸗ 
bezirke. Zu dieſen ſtehen ſie nach der Dienſtordnung „weſentlich in dem 
Verhältnis eines Superintendenten“. Und dieſer allgemeine Grundſatz iſt 
in der Weiſe durchgeführt, daß ihnen diejenigen Superintendenturbefugniſſe 
übertragen find, welche lediglich die „geiſtlichen Amts⸗Angelegenheiten“ 
der Militärgeiſtlichen, d. h. deren „Amtsführung als Prediger“ zum Gegen⸗ 
ſtande haben, während „das äußere militärdienſtliche Verhältnis“ dieſer 
nur der Aufſicht des Feldprobſtes und der Militärbehörden unterſtellt 
iſt, die denn auch allein den Militärgeiſtlichen gegenüber Beurlaubungs⸗ 
und Disziplinarbefugniſſe haben.?) Die Militär⸗Oberpfarrer haben die 
Militärgemeinden ihres Bezirks regelmäßig zu bereiſen, um von dem 
kirchlichen Leben und der geiſtlichen Amtsverwaltung in ihnen perſönlich 
Kenntnis zu nehmen; ſie haben die Militärgeiſtlichen des Korpsbezirks zu 
alljährlichen Militärpfarrer⸗Konferenzen zu verſammeln, die neuernannten 
Diviſions⸗ und Garniſonpfarrer in ihr Amt einzuführen und den dienſtlichen 
Schriftverkehr der Militärgeiſtlichen mit dem Feldprobſt zu vermitteln. ) 5) 

Die allgemeine Rechtsſtellung des Feldprobſtes und der Militär⸗ 
Oberpfarrer iſt eine weſentlich andere wie die der in dem vorangehenden 


1) Vgl. oben S. 246 u. Inſtr. f. die Mil.⸗Oberprediger v. 28. Okt. 1833 
(Hoſſenfelder S. 88 ff.) $ 7, die, ſoweit ſie das Verhältnis der Oberpfarrer zum 
Konſ. betrifft, durch die E. m. D. nicht beſeitigt iſt. In den neuen Prov. find die 
Mil.⸗Oberpfarrer mit den Konſ. in keine Verbindung geſetzt, indem hier bei der 
Reorganiſierung der militärkirchl. Verhältniſſe 1867/68 die in Altpreußen her⸗ 
gebrachten, den Konf. zuſtehenden kirchenregimentl. Befugniſſe in der Militärkirche 
bis auf weiteres dem Feldprobſt übertragen wurden, S. $ 2 der oben S. 283! zit. 
Allerh. Erlaſſe. 

en d. 17 Z. 2 u. 3, § 20. 

ER N Vgl. C. m. D. §§ 17 Z. 1, 58, 65 ff. u. über den allgem. Grundſatz; Mil.- 

9 24. 

4) Vgl. dazu die Detailvorſchriften der E. m. D. Ss 21, 22, 44, 72. 

5) Bezügl. der Dienſteinkünfte der Mil. Oberpfarrer vgl. oben S. 2855; bezügl. 
ihrer Beurlaubung: E. m. D. § 58, neben dem für die Mil. Oberpfarrer der alten 
Prov. noch § 32 Mil. KO. gilt, nach welchem der den Urlaub Nachſuchende zuvor 
die Zuſtimmung des Konf.Präf. einzuholen hat. Beſondere Vorſchriften über den 
Rang der Mil. Oberpfarrer als Kirchenregimentsbeamte gibt es nicht; aus ihrer 
Mitgliedſchaft in den Konſ. Altpreußens ergibt ſich jedoch, daß ſie mit den Kon⸗ 
ſiſtorialräten rangieren. 
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Paragraphen behandelten Superintendenten. Das Militärkirchenweſen iſt 
Beſtandteil der Militärverwaltung. Der Feldprobſt, die Militär⸗Ober⸗ 
pfarrer wie auch alle Militärgeiſtlichen ſind alſo Beamte der Militär⸗ 
verwaltung. Sie ſind Staatsbeamte, und zwar im Sinne des Reichs⸗ 
beamtengeſetzes vom 31. März 1873 (ſog. mittelbare) Reichsbeamte,!) 
ſodaß dieſes Reichsgeſetz auf ſie Anwendung findet. Im ſpeziellen ge⸗ 
hören fie weiter, da fie einen Militärrang, nämlich den Offiziersrang, 
haben, zu den eigentlichen Militärbeamten (im Gegenſatz zu den Zivil⸗ 
beamten der Militärverwaltung), und der Feldprobſt dann wieder zu der 
Gruppe von Militärbeamten, die nur höheren Verwaltungsbehörden unter⸗ 
geordnet ſind, die Oberpfarrer und Geiſtlichen dagegen zu den Militär⸗ 
beamten, die in einem doppelten Unterordnungsverhältnis unter einer 
Verwaltungsbehörde und einem Militärbefehlshaber ſtehen,?) wonach ſich 
beſonders ihre Gehorſamspflicht und ihre disziplinariſche Stellung ver⸗ 
ſchieden geſtalten.)) Aus dieſer Staatsbeamtenqualität ergibt ſich, daß 
der Feldprobſt wie alle Militärgeiſtlichen vom König in ſeiner Eigenſchaft 
als Staatsoberhaupt beſtellt werden.“) Gleichzeitig liegt aber in ihrer 
Anſtellung auch ein Amtsauftrag ſeitens des Königs in ſeiner Eigenſchaft 
als Träger des Kirchenregiments, denn ſie ſind nicht nur Militärbeamte, 
ſondern ſtehen auch im Dienſt der Landeskirche.?) Die Militärpfarrer 
bekleiden in ihr ein geiſtliches Amt, der Feldprobſt und die Oberpfarrer 
ſind beſondere Organe des landesherrlichen Kirchenregiments für das 
Militärkirchenweſen. Beſondere praktiſche Konſequenzen ſind aus der 
landeskirchlichen Beamtenqualität der Militärgeiſtlichen allerdings nicht zu 
ziehen, indem gerade die äußere Dienſtſtellung der Militärgeiſtlichen durch 
die Sondergeſetzgebung erſchöpfend geregelt iſt. Allein theoretiſch iſt ihre 
Konſtatierung doch von Wichtigkeit: nur aus ihr rechtfertigt ſich die in 
Altpreußen beſtehende disziplinariſche Unterordnung der Militärgeiſtlichen 
unter die Konſiſtorien hinſichtlich der ſich unmittelbar auf ihre rein geiſt⸗ 
liche Amtsführung beziehenden Dienſtvergehen;e) nur als landeskirchliche, 

1) Vgl. Laband Staatsrecht des Deutſchen Reichs, 4. Aufl., I S. 416f. 

2) Vgl. Kaiſerl. Vdg. betr. die Klaſſeneinteil. der Militärbeamten des Reichs⸗ 
heeres u. der Marine v. 12. Aug. 1901 (RGBl. S. 283) unter II A 4 u. III A3 u. 
die auf Grund diefer getroffenen Detailbeſtimmungen der E. m. D. §§ 52—55. 

3) Die Details ſind hier nicht weiter zu verfolgen, da ſie lediglich dem ſtaat⸗ 
lichen Beamtenrecht angehören; vgl. z. B. Laband, Staatsrecht, IV S. 207ff.; 
Zorn, Staatsrecht des Deutſchen Reichs, 2. Auflg., II S. 618 u. bei. die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Zuſtändigkeiten bei Brand, Das Reichsbeamten⸗G., Berl. 1902, S. 187ff. 

4) Vgl. auch StG. v. 11. Mai 1873 8 29. 

5). Vgl. oben S. 2832 u. auch § 3 des KG. v. 26. Jan. 1880 (KG Bl. S. 37), 
der im Hinblick auf $ 1 des G. vorausſetzt, daß der Geſetzgeber die Mil. Pfarrer zu den 
Geiſtlichen rechnet, die „in dem Pfarramt einer Kirchengemeinde ... der Landes- 
kirche unter Beſtätigung des Kirchenregiments“ angeſtellt ſind. Anders v. Kirchen⸗ 


heim, A., KR., Bonn 1900, S. 248; weitere Schriftiteller haben ſich, ſoviel ich ſehe, 
darüber nicht geäußert. 


6) Nach § 29 Mil. KO. kam hinſichtl. der Amtsentſetzung oder unfreiwilligen 
Entfernung aus dem Amt auch für die Mil. Geiſtlichen die Kab. O. v. 12. Apr. 1822 


288 5. Buch. 1. Abſchnitt. Das landesherrliche Kirchenregiment. 


nicht als ſtaatliche Beamte können der Feldprobſt und die Oberpfarrer 
in Altpreußen Mitglieder der Konſiſtorialbehörden ſein, wie denn auch 
nur aus dieſer Doppelſtellung ſich erklärt, daß ſie neben dem Militärrang 
noch den Zivilrang der Kirchenregimentsbeamten beſitzen.“) 

III. Die Befugniſſe der ordentlichen Kirchenregimentsbehörden in der 
Militärkirche ſind nach dem Vorangehenden in den alten und neuen Landes⸗ 
teilen verſchieden. In dieſen iſt die höchſte landeskirchliche Regimentsbehörde, 
der Kultusminiſter, auch unmittelbar an der Zentralleitung der Militärkirche 
beteiligt und kann daher das Leben dieſer durch ihre Anordnungen direkt 
regeln und leiten. Allein dieſe höchſte Regimentsbehörde iſt keine reine 
Kirchenbehörde; die den Charakter einer ſolchen habenden Landeskonſiſtorien 
aber ſind hier von jeder Einwirkung auf das Militärkirchenweſen aus⸗ 
geſchloſſen. In den alten Provinzen dagegen ſind durch die Eingliederung 
der Militäroberpfarrer und des Feldprobſtes in die Konſiſtorien bezw. 
den Oberkirchenrat die ordentlichen landeskirchlichen Regimentsbehörden 
mit den beſonderen Regimentsorganen für die Militärkirche verbunden, 
allein dieſe ſind jenen doch nur in wenigen Punkten verwaltungsrechtlich 
untergeordnet, ihre weſentliche Tätigkeit wird durch den hier außerhalb 
des landeskirchlichen Organismus ſtehenden Kultusminiſter geregelt und 
geleitet. 

8 23. 


Anhang. — Die evangeliſchen Kapitel.) 

Gewöhnlich wurden in der Reformationszeit die Domkapitel, deren Biſchöfe 
zum neuen Glauben übertraten, alsbald aufgelöſt; ihre Territorien und ſonſtigen 
Beſitztümer fielen den Landesherren anheim. Nur wenige erhielten ſich als evan⸗ 
geliſche Kapitel oder gar wie die von Halberſtadt und Minden als gemiſchte Stifter 
mit evangeliſchen und katholiſchen Stellen. Sie lebten nach ihren Statuten und 


(GS. S. 105) zur W z Ihre Suspenſion wegen eigentlicher Amtsvergehen 
erfolgte durch das Konſ. Als dann die Gen. Syn. O., § 7 Z. 6, anordnete, daß 
bis zu anderweiter kirchengeſetzlicher Regelung die Beſtimmungen des St. G. v. 
21. Juli 1852 betr. die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten (GS. S. 465), 
bei Dienſtvergehen der Sup., Geiſtlichen ꝛe. mit der Maßgabe Anwendung finden 
ſollten, daß die Konj. als Provinzialbehörden fungierten, würde dieſes G. auch hin⸗ 
ſichtlich der Amtsentſetzung der Mil. Pfarrer für maßgebend gehalten (Hoſſenfelder 
S. 22, 23), und daraus geht zweifellos hervor, daß man ſie für Kirchenbeamte 
hielt, denn nur die Dienſtenthebung ſolcher, nicht die von Staatsbeamten, konnte 
die Gen. Syn.). regeln. War die Anwendung des G. v. 1852 auf die Mil. Geiſtlichen 
aber, wie mir ſcheint, zutreffend, dann muß, nachdem die kirchengeſetzliche Regelung 
der geiſtlichen Disziplinargerichtsbarkeit durch KG. v. 16. Juli 1886 erfolgt iſt, jetzt 
dieſes KG. für die Amtsentſetzung der Mil. Geiſtlichen wegen eigentlicher Amtsver⸗ 
gehen durch die Konſ. maßgebend ſein. A. Anſ. Goßner ©. 2307 u. Richter a. 
d. O. S. 232; große praktiſche Bedeutung hat die Meinungsdifferenz allerdings nicht, 
indem, wenn man den Mil, Geiſtlichen die Kirchenbeamtenqualität abſpricht, doch 
88 46 ff. des KG. v. 1886 auf ſie Anwendung finden. — Der Abſ. 2 des § 29 Mil.- 
KO., nach dem über die bei den Truppen ſtehenden Mil. Geiſtlichen der Feldprobſt 
die im Frieden den Konſ. zuſtehende Disziplin zu üben hat, iſt durch die neuere 
Geſetzgebung nicht berührt worden. 
1) S. oben S. 2854. 
2) Richter⸗Dove KR. S. 528. Jacobſon KR. S. 194 ff. 
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Obſervanzen, eventuell nach kanoniſchem Recht, ſtanden jedoch von vornherein außer⸗ 
halb der evangeliſchen Verfaſſungseinrichtungen. Im Jahre 1803 wurde ihre 
Exiſtenz durch die Beſtimmung des Reichsdeputationsrezeſſes vom 25. Februar ($ 34) 
bedroht, welche „unter dem Vorbehalt der feſten und bleibenden Ausſtattung der 
Domkirchen und der Penſionen für die aufgehobene Geiſtlichkeit“ alle Güter der 
fundierten Stifter, der katholiſchen wie der evangeliſchen, „zur freien und vollen 
Dispoſition der reſp. Landesherren“ ſtellte, „ſowohl zum Behuf des Aufwandes für 
Gottesdienſt, Unterrichts⸗ und andere gemeinnützige Anſtalten, als zur Erleichterung 
ihrer Finanzen.“ Erſt im Jahre 1810, durch die Not gedrängt, machte der König 
von Preußen von dieſer Säkulariſationsbefugnis Gebrauch und ordnete durch Edikt 
vom 30. Oktober d. Is. die Einziehung der geiſtlichen Güter an, worauf die im 
damaligen Preußen noch vorhandenen Stifter zu Brandenburg, Havelberg, Kamin 
und Kolberg aufgehoben wurden.!) Zu gleicher Zeit wurden im Königreich Weſtfalen 
die Stifter aufgehoben, wo noch Domkapitel zu Minden, Magdeburg und Halberſtadt 
und Kollegiatkapitel zu Magdeburg, Halberſtadt, Walbeck, Herford, Bielefeld und 
Lübbecke exiſtierten.?) Später ſind dann jedoch wieder evangeliſche Kapitel in den 
preußiſchen Staat gekommen. Als 1815 Gebietsteile des Königreichs Sachſen, wo 
von der Säkulariſationsbefugnis kein Gebrauch gemacht worden war, erworben 
wurden, befanden ſich in ihnen zwei Domkapitel zu Merſeburg und Naumburg 
und ein Kollegiatſtift zu Zeitz.s) Dieſe wurden in ihrem Beſtande von der 
preußiſchen Regierung unberührt gelaſſen. Und i. J. 1820 wurde durch eine (nicht 
publizierte) Kabinettsordre v. 25. Oktober auch das Domkapitel zu Brandenburg 
wieder hergeſtellt und durch königlich beſtätigte Statuten v. 30. November 1826 
neu organiſiert „in Anerkennung, wie der König erklärte, der denkwürdigen Stelle, 
welche das Domſtift in der Geſchichte der Kurmark einnimmt, und in Erwägung, 
daß ſolches mit den Ständen und beſonders mit der Ritterſchaft dieſer Provinz 
ſeit uralter Zeit in mehrfach enger Verbindung geſtanden hat, zugleich auch in 
der Abſicht, Uns und Unſeren Nachkommen ein Mittel zu erhalten, ausgezeichnete 
Verdienſte Unſerer getreuen Untertanen auf eine würdige Weiſe zu belohnen.“ — 
Eine Motivierung, die, vielleicht unbeabſichtigt, eine ſehr treffende Charakteriſtik 
der ganzen Stellung und Bedeutung dieſer evangeliſchen Kapitel gab. Schon 
Suarez hatte bei der Abfaſſung des Allgemeinen Landrechts bemerkt, daß ſie 
„der Sache nach gar keine Religionsgeſellſchaften mehr“ ſeien, und im Laufe der 
Zeit hatte ihre Entkirchlichung ſoweit möglich nur noch Fortſchritte gemacht. Sie 
waren zu durchaus unkirchlichen Korporationen geworden, die nach Herkommen und 
Landesverfaſſung einzelne öffentliche Rechte ausübten, hauptſächlich aber dazu be⸗ 
ſtimmt waren, aus ihrem Vermögen ihren Mitgliedern unter kanoniſchen Formen 
größere Einkünfte zu gewähren. Friedrich Wilhelm IV. empfand die Ungerechtigkeit 
gegen die Kirche, die in ſolcher Verwendung des alten Kirchenguts lag und beab- 
ſichtigte die Stiftsgelder wieder ihrer urſprünglichen Beſtimmung zuzuführen. Durch 


1) Desgl. wurde die Ballei des Johanniterordens in der Mark Brandenb. 
zu Sonnenburg aufgelöſt u. ihr Beſitz zu Staatsgut gemacht. Durch A. E. vom 
15. Oktober 1852 (GS. 53 S. 1) wurde der Orden jedoch wiederhergeſtellt. 

2) Dekrete v. 1. Dez. 1810 und 3. Apr. 1812 im Bulletin des lois de 
Westphalie IX S. 361, XI S. 331. 5 ; 

3) Vgl. oben ©. 49 u. näheres über diefe Kap. bei Binder, Über die ev. 
Dom: u. Kollegiatkapitel in Sachſen, Weimar 1820; derſ., Die ev. Domkapitel in der 
Prov. Sachſen, Halle 1850. 

4) Vgl. Bek. d. Regierung zu Potsdam v. 23. Apr. 1827 (Potsd. ABl. S. 85); 
Fürſtenthal, J. A. L., Samml. aller noch gültigen das Kirchenweſen .. betr. 
Geſetze u. ſ. w., 1, Köslin 1838, S. 275. 


Schoen, Kirchenrecht. 19 
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die Ordres vom 28. Februar 1845 und 15. Januar 1847 erklärte er die Stifter für 
geſchloſſen und überwies ihre Einkünfte der evangeliſchen Kirche mit der Maßgabe, 
daß ſie nach Abgang der Präbendarien und Anwärter zur Ausſtattung der Kon⸗ 
ſiſtorien und zur Emeritenverſorgung verwendet werden ſollten. Die Ausführung 
dieſer Ordres geriet jedoch ſchon 1848 ins Stocken, und 1864 wurden nochmals neue 
Mitglieder durch königliche Ernennung in die Stifter hereingebracht. Als dann je⸗ 
doch durch den Frieden zwiſchen Preußen und Sachſen vom 21. Oktober 1866 (Art. 20) 
das Präſentationsrecht der Univerſität Leipzig zu einzelnen Kanonikaten der ehe⸗ 
maligen ſächſiſchen Stifter beſeitigt und damit ein weſentliches Hindernis der Re— 
organiſation dieſer Stifter gehoben war,!) wurde im Abgeordnetenhauſe die Frage 
der Aufhebung der Stifter wieder aufgenommen, wo ſie dann von 1873 bis 1879 
alljährlich den Gegenſtand lebhafter Erörterungen gebildet hat.?) Allein indem das 
Abgeordnetenhaus forderte, daß die Stifter vollſtändig aufgehoben und ihre Gelder 
ausſchließlich zu kirchlichen und Schulzwecken verwendet werden, während die 
Regierung einen Teil der Stiftsſtellen mit beſtimmten Einkommen fortbeſtehen und 
nur die durch Einziehung der übrigen Kanonikate erübrigten Einkünfte zu kirchlichen 
Zwecken verwenden wollte, kam eine Einigung der geſetzgebenden Faktoren nicht zu 
ſtande. Dagegen erging unterm 18. Juni 1879 ein Allerhöchſter Erlaß, der „vor⸗ 
behaltlich ſpäterer geſetzlicher Regelung“ und unter Wahrung aller Rechte der z. Zt. 
vorhandenen Kapitulare die Zahl der zu vergebenden Stellen in den Stiftern Naum⸗ 
burg und Merſeburg auf je 3 und die mit dieſen verbundenen Präbenden auf 2000 
bezw. 2500 und 3000 ME. feſtſetzte und beſtimmte, daß nach Abzug dieſer Präbenden, 
ſowie nach Erfüllung aller ſonſtigen auf dem Vermögen der Stifter haftenden vecht- 
lichen Verpflichtungen die Geſamtrevenuen der Stifter vom 1. Januar 1879 ab zu 
kirchlichen und Schulzwecken der Provinz Sachſen, unter vorzugsweiſer Berück⸗ 
ſichtigung des bisherigen Stiftsgebiets zu verwenden ſeien. Daß der König zu ſolch 
proviſoriſcher Regelung der Stiftsverhältniſſe berechtigt war, kann nicht bezweifelt 
werden, er wäre auch befugt, ohne Mitwirkung des Landtags in gleicher oder anderer 
Weiſe definitiv über die Revenuen der Stifter und deren Reorganiſation zu befinden. 
Die Stifter ſind keine Staatsanſtalten, ihr Vermögen kein Staatsgut, über das zu 
verfügen oder deſſen Verwaltung zu kontrollieren der Landtag ein Recht hätte. Sie 
ſind ſelbſtändige Korporationen, und zwar, wenn auch tatſächlich der Kirche völlig 
entfremdet, jo doch dem Rechte nach noch immer pia corpora (ALR. II, 11 § 1218). 
Ihre Reorganiſation oder Aufhebung im Wege der Geſetzgebung kann aus politiſchen 
Gründen geboten ſein, rechtlich iſt vermöge der ſ. Zt. durch den Reichsdeputations⸗ 
rezeß den betreffenden Landesherren gegebenen Säkulariſationsbefugnis der König 
in der Lage, ſelbſtändig über die Stifter und die Verwendung ihrer Gelder zu den 
im Reichsdeputationsrezeß angegebenen Zwecken zu disponieren. 

Für die innere Verfaſſung der evangeliſchen Kapitel ſind noch heute ihre 
alten Statuten und Obſervanzen und eventuell die Normen des kanoniſchen Rechts 
maßgebend (ALR. II, 11 §s 1219 ff.). In den drei Domkapiteln gibt es 3. Zt. je 
2 Prälaturen: den Domdechanten und den Senior, in dem Kollegiatkapitel zu Zeitz 
als einzigen Prälaten den Senior. Dazu kommen im Domkapitel zu Brandenburg 
noch ſieben Domherren, in den anderen Kapiteln je ein Kapitular. Weitere in letzteren 
verfaſſungsmäßig beſtehende Prälaturen (Propſt, Kuſtos, Scholaſtikus) und Dom⸗ 


1) Vgl. Dove, Ztſchr. VII S. 150. 
2) Vgl. bei. die ſtenogr. Ber. über die Sitzungen v. 6. Dez. 1866, 6. März 1873, 
29. Jan. 1874, 8. März 1875, 10. März 1876, 16. Febr. 1877, 8. u. 16. Nov. 1877, 
a Jan. u. 29. Nov. 1878, 14. Jan. 1879; auch Vering, KN., 3. Aufl., Freib. 1893, 
670. 
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herrenſtellen ſind gemäß dem Allerhöchſten Erlaß von 1879 nicht beſetzt. Zur Führung 
der Vermögensverwaltung find bei jedem Kapitel 1—3 Beamte angeſtellt, auch hat 
das Brandenburger Domſtift ſeinen Geiſtlichen (gewöhnlich den Ober⸗Domprediger).“ 
Die Verleihung der Stellen erfolgt durch den König, deſſen freie Kollation nur ver⸗ 
einzelt durch alte Präſentationsrechte beſchränkt iſt. 

Kirchliche Pflichten wie die Pflicht zur Teilnahme am Chordienſt u. a. ſind 
mit dem evangeliſchen Kanonikat nirgends verbunden; von beſonderen Aufnahme⸗ 
erforderniſſen, von der Probezeit, der Reſidenzpflicht ꝛc. kann der Landesherr regel⸗ 
mäßig dispenſieren (ALR. daſ. § 1226). 

Die Oberaufſicht über die ehemaligen ſächſiſchen Kapitel führt der Ober⸗ 
präſident der Provinz Sachſen, die über das Domkapitel zu Brandenburg der 
Miniſter des Innern. — Die äußere Stellung der Kapitel ergibt ſich aus ihrer 
Korporationsqualität.?) Als öffentliche Rechte, die fie ausüben, kommen, nachdem 
ihre Standſchaft auf den alten Provinziallandtagen!) durch die neue Provinzial⸗ 
Ordnung vom 29. Juni 1875 ſtillſchweigend beſeitigt iſt, beſonders das Präſenta⸗ 
tionsrecht zum Herrenhaus nach der königlichen Verordnung vom 12. Oktober 
1854 ($ 4) und Patronatsrechte in Betracht. 

In Hannover wurde die Aufhebung der Stifter durch Geſetz vom 5. Sep. 
tember 18485) § 31 angeordnet und dann für die Mannsſtifter durch Geſetz vom 
29. Januar 18505) mit der Maßgabe vollzogen, daß der allgemeine Kloſterfonds 
in ihre Vermögens-, Patronats⸗ und ſonſtigen Rechte eingetreten tft. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Presbyterial-Synodalverfaſlung. 


Erſtes Kapitel. 
Die kirchlichen Gemeinden als die presbyterial⸗ſynodal organuiſierten 
Selbſtverwaltungskörper der Kirche. 


8 24. 
I. Allgemeines. 

I. Wie im Staat, fo find auch in der Kirche die Verwaltungsbezirke, 
in die das Ganze zerfällt, zugleich die Grundlage korporativer Organi⸗ 
ſationen. Die neueren Verfaſſungsgeſetze haben unter ſtaatsgeſetzlicher 
Sanktion der kirchlichen Einzelgemeinde die Kreis- und Provinzialgemeinde 
hinzugefügt, indem ſie einen oder mehrere Superintendentur- und in Alt⸗ 
preußen auch die Konſiſtorialbezirke mit eigenen Organen und Kompetenzen 


1) Vgl. über den Perſonalbeſtand der Kapitel die Nachweiſungen im 1 8 
für den Kgl. preuß. ei u. Staat beim Reſſort des Min. des Innern u. des Ob.⸗ 
Präſ. der Prov. Sachſen 

2) Vgl. Einzelheiten bei Altmann, Praxis S. 19 ff., 203, 241 ff., 490 ff. 

3) Vgl. G. wegen Anordnung der Prov. Ständen f. d. Mark Frandenburg 

v. 1. Juli 1823 (GS. S. 131). 

4) Hann. GS. I S. 261. 

5) Hann. GS. I S. 5. 
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ausgeſtattet und zu korporativen Verbänden geſtaltet haben, die ſich ſtufen⸗ 
weiſe übereinander erheben — ſodaß jeder höhere eine Mehrzahl von 
niederen umfaßt und jeder niedere Beſtandteil eines höheren iſt. Und 
wie über den verſchiedenen politiſchen Gemeinden ſich der Staat als die 
höchſte Korporation des öffentlichen Rechts erhebt, ſo iſt auch die Kirche 
als Ganzes gleich ihren Teilen korporativ organiſiert. 

Alle kirchlichen Gemeinden find als ſolche!) Subjekte auf dem Gebiete 
des öffentlichen und privaten Rechts, und dieſe Eigenſchaft kann auch den 
Kreis⸗ und Provinzialgemein den nicht etwa deshalb abgeſprochen werden, 
weil ihnen ebenſo wie der Landeskirche die Aufnahme von Anlehen unter⸗ 
ſagt iſt. „Die Rechtsfähigkeit bedingt nicht, daß das betreffende Rechts⸗ 
ſubjekt fähig iſt, jedweden denkbaren Rechtsakt vorzunehmen. Das gilt 
vor Allem von einer juriſtiſchen Perſon.“ Soweit ihnen aber nicht be⸗ 
ſondere Beſchränkungen auferlegt ſind, können alle kirchlichen Gemeinden 
in gleicher Weiſe ſich berechtigen und verpflichten, klagen und verklagt 
werden. 

II. Wie der äußere Aufbau der Gemeindeverfaſſung, ſo iſt auch die 
materielle Rechtslage der Gemeinden in Staat und Kirche eine gleichartige. 
Wie die politiſche Gemeinde berufen iſt, einen beſtimmten Kreis ſtaatlicher 
Geſchäfte im Auftrage und unter Aufficht des Staates, aber doch ſelb⸗ 
ſtändig zu verwalten, ſo iſt die Zweckbeſtimmung der Kirchengemeinde 
die ſelbſtändige Verwaltung kirchlicher Angelegenheiten. Durch Geſetz 
iſt der Wirkungskreis der Kirchengemeinden beſtimmt, und ſolange das 
Geſetz beſteht, haben ſie ein Recht darauf, die ihnen überwieſenen An⸗ 
gelegenheiten ſelbſtändig, d. h. nicht nach willkürlichen Anweiſungen der 
Kirchenregimentsbehörden, ſondern nach eigenem Ermeſſen und nur ges 
bunden durch das Geſetz zu verwalten. Dieſem Recht entſpricht aber 
auch die Pflicht zu ſolcher Verwaltung. Es handelt ſich hier nicht um 
Geſchäfte, deren Beſorgung überhaupt in das Belieben der Gemeinden ge⸗ 
ſtellt werden kann, ſondern um Aufgaben, die im Intereſſe der ganzen 
Kirche erfüllt werden müſſen, um Aufgaben, die früher unſelbſtändig von 
den Geiſtlichen und den Organen des landesherrlichen Kirchenregiments 
wahrgenommen wurden und auch jetzt noch von dieſen wahrgenommen 
werden müßten, wenn die Gemeinden nicht eben mit ihnen betraut worden 


1) Die von Hinſchius in den Feſtgaben für Beſeler, Berlin 1886, S. 33 ff. 
aufgeſtellte Behauptung, daß auf der Kreis⸗ und Provinzialſtufe nicht dem Verbande 
als ſolchem, ſondern der Synodalkaſſe die jur. Perſönlichkeit zukomme, war von 
Anfang an nicht annehmbar und iſt durch die neue Kirchen wie Staatsgeſetzgebung 
ausdrücklich reprobiert. Vgl. die K.⸗ u. St.⸗Geſetze betr. die Vertretung der Kreis⸗ 
u. Provinzialſynodalverbände in vermögensrechtl. Angel. v. 16./18. Sunt 1895 (GS. 
S. 271, 272), 14. Juli 1895 (GS. S. 286, 287), 8./9. Juni 1898 (GS. S. 117, 119, 
120), 24/25. Mai 1900 (GS. ©. 143, 145). überall wird hier der Kreisſynodal⸗ 
und der Provinzialſynodalverband bezw. die gemeinde als das Subjekt der 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten hingeſtellt. 
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wären. Daher find die Gemeinden der Geſamtkirche für ihre Verwaltung 
verantwortlich und der dauernden Kontrolle der landesherrlichen Kirchen⸗ 
regimentsorgane unterſtellt. Dieſe haben negativ darüber zu wachen, 
daß die Gemeinden die ihnen gezogenen rechtlichen Schranken nicht über⸗ 
ſchreiten und keine Tätigkeit entfalten, die das Intereſſe der Kirche ſchädigt, 
und ſie haben poſitiv darauf zu achten, daß die Gemeinden innerhalb 
ihrer Kompetenz die Zwecke verwirklichen, um deretwillen ſie vorhanden 
ſind. Zur Realiſierung dieſer Aufſichtsfunktionen haben die Konſiſtorien 
das Recht der Beſtätigung aller wichtigeren Gemeindebeſchlüſſe, das Recht, 
in beſtimmten Fällen durch Anordnungen unmittelbar in die Gemeinde⸗ 
verwaltung einzugreifen und die Organe der Gemeinde zur Erfüllung ihrer 
geſetzlichen Verpflichtungen zwangsweiſe anzuhalten. 

So gilt wie im Staat auch in der Kirche das Prinzip der korpora⸗ 
tiven Selbſtverwaltung, welches darin beſteht, daß Geſchäfte des Ganzen 
— dort des Staates, hier der Kirche — von dem Ganzen untergeordneten, 
aber innerhalb ihres Wirkungskreiſes ſelbſtändigen Korporationen ver⸗ 
richtet werden.!) Die neuen Synodalordnungen bezeichnen die Tätigkeit 
der kirchlichen Einzelgemeinden ausdrücklich als „Selbſtverwaltung“. Ebenſo 
kann man von einer Selbſtverwaltung der Kreis- und Provinzialgemeinden 
reden und dieſe weiteren Verbände gleich den Einzelgemeinden „kirchliche 
Selbſtverwaltungskörper“ nennen. Dagegen iſt es unzuläſſig, auch die 
Geſamtgemeinde als Selbſtverwaltungskörper anzuſehen und die Landes⸗ 
ſynoden den „Organen der kirchlichen Selbſtverwaltung“ zuzuzählen. 
Selbſtverwaltung in dem von der Staatsrechtswiſſenſchaft feſtgeſtellten 
Sinne kann nur von einer Perſönlichkeit ausgeübt werden, die einer höheren 
Gewalt untergeordnet iſt, von dieſer des Rechts der Selbſtverwaltung 
wieder entkleidet und in Verwaltung genommen werden kann. Wie 
man im Staatsrecht nicht von einer Selbſtverwaltung des Staates reden 
kann, ſo kann auch im Kirchenrecht — die Landeskirche und ihre Gliederung 
für ſich betrachtet — nicht von einer Selbſtverwaltung der Geſamtkirche 
geſprochen werden. Denn dieſe Geſamtkirche hat die kirchlich höchſte Ge⸗ 
walt, die keiner höheren kirchlichen Kontrolle und Aufſicht unterſteht. Von 
der Kirche als ſolcher auszuſagen, daß ſie Selbſtverwaltung hat, hat nur 
Sinn, wenn man nicht die Kirche und ihre Gliederung für ſich — worauf 
es hier allein ankommt — ſondern die Kirche im Verhältnis zum Staat 
betrachtet, dann wird Selbſtverwaltung aber in einem ganz anderen Sinne 
gebraucht. Es wird von der Kirche nicht ausgeſagt, daß ſie die Geſchäfte 
einer über ihr ſtehenden Perſönlichkeit ſelbſtändig verwaltet, ſondern daß 
ihr die ſelbſtändige Verwirklichung von Aufgaben überlaſſen iſt, die die 


1) Vgl. Laband, Staatsrecht des Deutſchen Reichs, 4. Aufl. I S. 972; 
Schoen, Recht der Kommunalverbände, S. 5 ff. und die hier weiter Zitierten. 
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über ihr ſtehende ſouveräne Macht heute nicht mehr als die ihrigen betrachtet. 
Es handelt ſich hier nicht um Selbſtverwaltung in der Kirche, ſondern 
um Selbſtändigkeit der Kirche im Staat, und Organe dieſer ſelbſtändigen 
Kirchenverwaltung ſind nicht nur die Organe der kirchlichen Gemeinden, 
ſondern auch die des landesherrlichen Kirchenregiments, ſofern ſie eben 
lediglich kirchliche und nicht ſtaatliche Behörden find. 

III. Endlich findet auch die Abgrenzung der ſachlichen Wirkungs⸗ 
kreiſe der kirchlichen Selbſtverwaltungskörper ihr Analogon in der Be⸗ 
ſtimmung der fachlichen Kompetenz der Kommunalverbände. Während mit 
der höheren Ordnung des Selbſtverwaltungskörpers ſeine territoriale Grund⸗ 
lage wächſt, verengert ſich nach oben ſein ſachlicher Wirkungskreis. Nur 
hinſichtlich ihres räumlichen Umfanges, nicht aber hinſichtlich ihrer materiellen 
Kompetenzen bilden die übereinanderſtehenden Gemeindeverbände einen 
allmählichen Übergang von der Ortsgemeinde zur Geſamtkirche, vom 
niedrigſten kirchlichen Organismus zum höheren und höchſten. Die weiteſte 
ſachliche Kompetenz kommt der kirchlichen Ortsgemeinde zu. Gerade die 
auf engumgrenztem Gemeindegebiet zuſammenwohnenden Glaubensgenoſſen 
haben eine Fülle gemeinſamer kirchlicher Intereſſen, deren ſelbſtändige 
Wahrnehmung ihnen zweckmäßig überlaſſen wird, weil ſie einer individuellen 
und lokalen Behandlung beſonders fähig und bedürftig ſind, wie die Ver⸗ 
waltung der kirchlichen Anſtalten, die Sorge für kirchliches Leben, die 
Kirchenzucht und disziplin u. a. m. In dem räumlich größeren Kreis⸗ 
oder gar im Provinzialverbande bilden ſich dagegen naturgemäß weniger 
religiöſe Intereſſen aus, welche allen oder doch den meiſten Gliedern dieſer 
Verbände gemeinſchaftlich ſind und ſpeziſiſch als kirchliche Kreis- oder 
Provinzialintereſſen erſcheinen, deren Wahrnehmung am beſten dieſen 
weiteren Verbänden überlaſſen wird. Sodann gewinnen kirchliche Auf⸗ 
gaben, die eine einheitliche Erledigung innerhalb des Gebietes mehrerer 
Kreiſe oder gar innerhalb des Gebiets einer oder mehrerer Provinzen er⸗ 
heiſchen, auch leicht eine über das örtliche Intereſſe hinausgehende Be⸗ 
deutung; die Beſorgung dieſer aber kann die Kirche nicht aus ihren Händen 
geben, weil von ihr nicht nur das Gedeihen einer örtlichen Gemeinſchaft, 
ſondern das Wohl der ganzen Landeskirche in erheblichem Maße be⸗ 
troffen wird. 

IV. Im Gegenſatz zu dieſen weitreichenden Analogien, die ſich 
zwiſchen den kirchlichen Selbſtverwaltungskörpern und den Kommunal⸗ 
verbänden finden, ſteht eine weſentliche Verſchiedenheit in ihrer inneren 
Struktur. Während die politiſchen Gemeinden auf allen Stufen zu An⸗ 
gehörigen die in ihrem Bezirke wohnenden Individuen haben, trifft bei 
den kirchlichen dies nur für die Ortsgemeinden zu. Die perſönliche Grund⸗ 
lage der kirchlichen Kreis- und Provinzialgemeinden find nicht phyſiſche, 
ſondern juriſtiſche Perſonen, die Orts- bezw. Kreiskirchengemeinden. Es 
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gibt in der Kirche keine Kreis- und Provinzialangehörigkeit als beſonderes 
Statusrecht des Individuums. Träger aller öffentlichen Rechte und 
Pflichten in den höheren kirchlichen Selbſtverwaltungskörpern find lediglich 
die Orts⸗ bezw. Kreisgemeinden, die ſie umfaſſen. Dagegen hat die Ge⸗ 
ſamtkirche wiederum die Individuen zu ihren Angehörigen. Die Landes⸗ 
kirche iſt älter als alle ihre Selbſtverwaltungskörper, die als ſolche von 
ihr geſchaffen ſind. Als es noch keinen korporativen Zwiſchenbau in der 
Kirche gab, dieſe ſelbſt noch keine korporative Einheit darſtellte, hat das 
Kirchenregiment ſelbſtverſtändlich die einzelnen Kirchenangehörigen als ſeine 
unmittelbaren Untertanen betrachtet. An dieſer unmittelbaren Beziehung 
des Einzelnen zum Ganzen aber iſt durch die bloße Einfügung korporativer 
Verbände nichts geändert, nur iſt durch die korporative Ausgeſtaltung des 
Ganzen aus dem Unterſtelltſein unter das Regiment eine Mitgliedſchaft 
in der Korporation geworden. Beſondere Normen aber, aus denen ſich 
eine Anderung im perſönlichen Subſtrat der Kirche herleiten ließ, ſodaß 
dieſe heute als eine aus Korporationen beſtehende Korporation aufzufaſſen 
wäre, find nicht vorhanden.!) 


II. Die Einzelgemeinde. 
8 25. 
1. Begriff, Arten, Errichtung, Veränderung und Aufhebung 
der Einzelgemeinde. 

I. Unter einer evangeliſchen Kirchengemeinde verſtehen wir hier die 
korporative Vereinigung einer Mehrzahl evangeliſcher Chriſten eines be⸗ 
ſtimmten — regelmäßig örtlichen, ausnahmsweiſe perſonalen — Kreiſes, 
für welchen zur Wahrnehmung der Worts- und Sakramentsverwaltung 
ein oder mehrere Geiſtliche beſtellt ſind. Eine durch korporative Organi⸗ 
ſation zu einer Einheit verbundene Mehrheit ſich zum evangeliſchen Glauben 
bekennender Perſonen und ein Träger des geiſtlichen Amts, an den dieſe 
Perſonen gewieſen ſind, das ſind alſo die Kriterien der evangeliſchen 
Einzelgemeinde. 

Der Begriff der Gemeinde deckt ſich nicht mit dem der Parochie 
oder des Kirchſpiels. Unter Parochie wird nur der Bezirk der pfarr⸗ 
amtlichen Verwaltung (Pfarrſprengel) oder, wie das Allgemeine Landrecht 
II, 11 8 237 etwas abweichend definiert,?) der Diſtrikt verſtanden, in dem 
Glaubensverwandte zu einer gemeinſchaftlichen Kirche angewieſen ſind. Die 
Gemeinde dagegen iſt ein Rechtsſubjekt, eine Korporation. Der Begriff 
der Parochie gehört ſowohl dem evangeliſchen wie dem katholiſchen Kirchen⸗ 
recht an, der der Gemeinde dagegen in dem von uns angegebenen Sinn, 


1) Vgl. beſonders Rehm i. d. Ztſchr. XXIV S. 249 ff. 
2) Erk. d. RG. v. 6. Dez. 1886 (Entſch. in ZS. XVII S. 153). 
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hat eine ſpezifiſch evangeliſche Idee, die der Gleichberechtigung aller 
Glaubensgenoſſen zum Handeln in der Kirche, zur Vorausſetzung. Denn 
iſt die Gemeinde ein Rechtsſubjekt und ſpeziell eine Korporation, ſo muß 
ſie begrifflich einen eigenen Willen haben, und; dieſer kann wieder nur 
durch ein Zuſammenwirken der Korporationsgenoſſen oder durch die von 
dieſen beſtellten Organe gebildet werden, fordert alſo ein aktives Tätig⸗ 
werden!) der Gemeindeglieder in der Kirche, wie es das katholiſche Kirchen⸗ 
recht bei ſeiner Unterſcheidung zwiſchen Laien und Klerus und der Ver⸗ 
urteilung jener zu völliger Paſſivität und zum Regiertwerden durch den 
Pfarrer grundſätzlich ausſchließt. So iſt denn die Gemeinde auch eine 
dem katholiſchen Kirchenrecht völlig fremde Inſtitution; die lediglich zum 
Zweck der Vermögensverwaltung gemäß; dem Staatsgeſetz vom 20. Juni 
1875 in Preußen gebildeten katholiſchen Gemeinden ſind durchaus künſt⸗ 
liche, der katholiſchen Anſchauung widerſprechende Gebilde. 

In der Literatur wie in der Geſetzgebung wird dieſer Unterſchied 
nicht immer beachtet und von Parochien geſprochen, wo es ſich um Ge⸗ 
meinden handelt?) und umgekehrt.?) Die Veranlaſſung zu dieſer Begriffs⸗ 
verwechſelung iſt vorzüglich darin zu ſuchen, daß das Gebiet der kirchlichen 
Ortsgemeinde regelmäßig mit dem einer Parochie zuſammenfällt und dann 
auch der Kreis der Gemeindeangehörigen mit dem der Parochianen ſich 
deckt.“) Allein dies iſt begrifflich keineswegs notwendig. Es gibt Ge⸗ 
meinden, die mehrere Parochien umfaſſen;?) und es kommt vor, daß 
mehrere Gemeinden zu einer gemeinſchaftlichen Kirche oder einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Pfarrer gewieſen find, ſiehe unten S. 299 ff. — Wohl zu unter: 


1) Darauf, daß die Korporationsmitglieder begrifflich zum Handeln berufen 
find, u. der Korporation Selbſtverwaltung i. S. von Verwaltung durch Korporations⸗ 
genoſſen oder auch durch von dieſen beſtellte Organe zukommt, tft gerade neuerdings 
wiederholt hingewieſen worden. Vgl. Meurer, Die jur. Perſonen, Stuttgart 1901, 
©. 31; Leonhard, Recht des Bürgerl. Geſetzbuchs IS. 108; Crome, Syſtem des 
bürgerl. Rechts I S. 234; aber auch Windſcheid, Pand., 8. Aufl. (beſorgt von Kipp) 
I S. 23132; Regelsberger, Band. I ©. 327. 

2) So z. B. in KO. öſtl. Prov. § 2 Abſ. 3 u. Art. 9 d. St. G. v. 3. Junt 
1876: die Kirchenräte u. Vertretungen ſind Organe der Gemeinden, nicht der Paro⸗ 
chien. Vgl. auch Rehm a. a. O. S. 203ff. In Abſ. 2 des zit. $ 2 iſt der Aus 
druck „Geſamtparochie“ richtig gebraucht, ſofern man unter Parochie den einem 
Pfarramt unterſtehenden Verwaltungsbez. verſteht. Dagegen iſt auch er wenigſtens 
für vereinigte Muttergemeinden (über den Begriff ſ. unten S. 299 f.) nicht zutreffend, 
wenn man vom landrechtlichen Parochialbegriff ausgeht, indem dieſe doch regel⸗ 
mäßig nicht einer gemeinſchaftlichen Kirche zugewieſen ſind. 

3) So Friedberg S. 285, 286. 

4) Dies iſt zu geſetzlicher Norm erhoben in der KO. Rh.⸗W. § 1: „Jede ev. 
Gem. bildet nach ihrer örtlichen Begrenzung ... eine Parochie.“ 

5) Vgl. z. B. KO. Frkft. $ 2. — Der gewöhnlichſte Fall iſt der, wenn eine Gem. 
mehrere ſelbſtändige Kirchen hat. Beſteht in einer Gemeinde neben einer Mutter⸗ 
eine Tochterkirche, ſo ſind deshalb in dieſer Gem. doch nicht mehrere Parochien vor⸗ 
handen; denn die der Tochterkirche Zugewieſenen gehören zur Parochie der Haupt⸗ 
kirche, von der aus ſie verſorgt werden und auf die ſie auch bezüglich gewiſſer 
gottesdienſtlicher Funktionen, die regelmäßig nicht an der Tochterkirche verrichtet 
werden, angewieſen bleiben. 
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ſcheiden von dieſer häufigen Verwechſelung der Begriffe Parochie und 
Gemeinde iſt der bewußte Gebrauch des Ausdrucks Gemeinde in einer von 
der von uns feſtgeſtellten abweichenden Bedeutung, ſodaß darunter der 
Inbegriff der einzelnen Eingepfarrten (ohne Rückſicht auf ihren korporativen 
Zuſammenſchluß) verſtanden wird. In dieſem Sinne iſt das Wort Ge⸗ 
meinde faſt ausſchließlich in der älteren Literatur und Geſetzgebung ge⸗ 
braucht,!) zu der Zeit, da die korporativ organiſierte und mit Selbſtver⸗ 
waltung ausgeſtattete moderne Kirchengemeinde noch nicht oder doch nur 
ſehr vereinzelt exiſtierte, und in demſelben iſt es auch heute noch vielfach 
da zu verſtehen, wo von einem Wahlrecht oder Einſpruchsrecht oder ähnlichen 
Rechten der Gemeinde die Rede iſt. — Von der politiſchen Gemeinde iſt die 
kirchliche heute überall geſchieden. Auch da, wo beide Gemeinden nach den 
Perſonen und örtlichen Grenzen ſich decken, ſind ſie rechtlich getrennte 
Subjekte, deren jedes ſeine beſonderen Organe hat. In der Regel tritt 
die Verſchiedenheit der Gemeinden ſchon äußerlich hervor; auf dem platten 
Lande umfaßt die Kirchengemeinde gewöhnlich mehrere politiſche Ort⸗ 
ſchaften oder Teile von ſolchen, während die größeren Städte meiſt mehrere 
Kirchengemeinden umſchließen. Erſt in neueſter Zeit hat die Kirche ſolch 
politiſcher Verbindung ihrer Gemeinden ihre Aufmerkſamkeit zugewandt 
und fie zur Grundlage kirchlicher Verbände gemacht.?) 

Der Beſitz eines eigenen Gotteshauſes iſt ein naturale, jedoch kein 
essentiale für die Kirchengemeinde. Eine Gemeinde kann auf die Be⸗ 
nutzung der Kirche einer anderen Gemeinde angewieſen ſein. Andererſeits 
kann eine Gemeinde aber auch mehrere Kirchen beſitzen, zwiſchen denen 
dann wieder verſchiedene Beziehungen möglich ſind. Sie können ſelbſtändig 
nebeneinander ſtehen?) oder zueinander in ein Abhängigkeitsverhältnis geſetzt 
ſein. Letzteren Falls werden ſie als Mutter- und Tochterkirchen 
unterſchieden, und dies Verhältnis entſteht nach dem Allgemeinen Landrecht 
gewöhnlich, wenn in einer Gemeinde außer der Haupt- und urſprünglichen 
Pfarrkirche eine oder mehrere „Nebenkirchen in entlegenen Gegenden, zur 
Bequemlichkeit der daſelbſt wohnhaften Eingepfarrten errichtet" *) werden, 


1) Beſonders im ALR. vgl. Hinſchtus S. 29928; Altmann, Praxis S. 277. 

2) Darüber unten § 33. 

3) Ein charakteriſtiſches Beiſpiel für dieſen ſelteneren Fall bieten die Ver⸗ 
hältniſſe in Lüneburg. „Die Stadt Lüneburg und deren Gebiet und die nach 
Lüneburg eingepfarrten Dörfer und Güter bilden ...eine evangeliſch⸗lutheriſche 
Kirchengemeinde“ mit einem Kirchenvorſtande (Regul. f. den Lüneb. Kirchenvorſtand, 
Lüneb. 1866, $ 3). In dieſer einen Gemeinde gibt es 3 Kirchen, alle mit gleichen 
Rechten und mehreren eigenen Pfarrern; keine derſelben hat jedoch eine geſchloſſene 
Parochie, vielmehr iſt jedes Mitglied der einen Lüneburger Kirchengemeinde be⸗ 
rechtigt, nach freiem Ermeſſen die Kirche, zu welcher es ſich halten will, zu wählen. 
Vgl. auch das oben S. 2637 zit. Erk. des OL Ger. Celle S. 11, 13, 20 f. 

4) II, 11 $ 245. Auf eine Tochterkirche in dieſem Sinne bezieht ſich auch 
$ 348. In den meiſten anderen Stellen, an denen im ALR. von einer „Tochter⸗ 
kirche“ die Rede iſt, bedeutet dieſes Wort heute ſoviel wie Tochtergemeinde“. as - 
ſelbe gilt von dem Ausdruck „Mutterkirche“; vgl. unten S. 299. 
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in denen die gottesdienſtlichen Verrichtungen durch den Pfarrer der Haupt⸗ 
kirche oder einen Hilfsgeiſtlichen beſorgt werden. Der Beſtand der Ge- 
meinde als ſolcher wird durch die Errichtung einer Tochterkirche nicht 
berührt; insbeſondere ſcheiden die zur Tochterkirche Gewieſenen nicht aus 
dem Gemeindeverbande, wie ſie auch unter ſich keine korporative Einheit 
bilden.!) Das Verhältnis endet durch Aufhebung der Tochterkirche oder 
Erhebung dieſer zu einer Hauptkirche mit eigenem Pfarrer, welche letztere 
regelmäßig eine Veränderung des Parochialbezirks ?) der alten Hauptkirche, 
nicht aber an ſich eine Veränderung des Gemeindebezirks zur Folge hat. 

II. Die Gemeinden find 1) entweder Orts- oder Perſonal gemeinden. 
Jene ſind die reguläre Fortſetzung der vorreformatoriſchen Parochien. Sie 
umſpannen netzartig das Territorium der Landeskirche, ſodaß jeder Teil 
desſelben auch Gebiet einer Ortsgemeinde iſt, während die Zugehörigkeit 
zu der einzelnen Ortsgemeinde lediglich durch die Konfeſſion und den Wohnſitz 
innerhalb ihres Bezirks beſtimmt wird. Die Perſonalgemeinden dagegen 
beſtehen aus den Angehörigen gewiſſer Stände und Gemeinſchaften, ſetzen 
alſo beſondere perſönliche Eigenſchaften bei ihren Mitgliedern voraus, 
weshalb denn hier auch der Verluſt dieſer Eigenſchaften den der Mitglied⸗ 
ſchaft nach ſich zieht, ohne daß ein Wechſel des Wohnſitzes vorzuliegen 
braucht. 

Die Perſonalgemeinden bilden die Ausnahme. Zu ihnen gehören 
a) einzelne deutſch-, vor allem aber die franzöſiſch-reformierten Ge— 
meinden, die in der Zeit, da die lutheriſche Kirche noch die herrſchende 
war, dadurch entſtanden ſind, daß die in verſchiedenen lutheriſchen Parochien 
wohnenden Reformierten gemeindlich organiſiert wurden.?) b) die Militär⸗ 
gemeinden.) 

1) Das hindert nicht, daß die Tochterkirche mit beſonderem Vermögen be⸗ 
widmet iſt, dem juriſtiſche Perſönlichkeit zukommt. 

2) Auch dieſe jedoch nicht notwendig, vgl. S. 2973; über Parochialteilung 
vgl. unten S. 302. 

3) Z. B. die Domgemeinde in Berlin, die deutſch⸗ u. die franz.⸗ref. Gem. zu 
Frankfurt, deren Mitglieder über die ganze Stadt zerſtreut ſind. 

4) Die in den Bezirken des 9., 10. u. 11. Armeekorps in vorpreußiſcher Zeit ein⸗ 
gerichteten „Garniſongemeinden“ (Schlegel KR. II S. 257; Büff KR. S. 274°) 
ſind aufgehoben: Kgl. Vogn. v. 24. Juni 1867 (GS. S. 919), v. 12. Okt. 1867 
(GS. S. 1849), v. 25. Nov. 1868 (GS. 1869 S. 78). — Zu den Militärgemeinden 
gehören nach der Mil. KO. §s§ 34 ff., deren diesbezügliche Vorſchriften in vielen 
Punkten beſtritten, nach der E. m. D. § 2 jedoch „bis auf weiteres“ noch maß⸗ 
gebend bleiben ſollen: 1) alle im aktiven Dienſt befindlichen Offiziere, Sanitäts⸗ 
0 8 Unteroffiziere, Soldaten u. die Mitglieder des Landgendarmeriekorps; 2) alle 
Militärbeamten und Handwerker, welche den Truppen ins Feld oder beim Garni⸗ 
ſonwechſel folgen müſſen; 3) Feſtungs⸗ u. in Feſtungen angeſtellten Okonomiebeamten; 
4) Zeughausbeamten; 5) Mil-Lazaretbeamten; 6) Mil.⸗Kirchendiener u. Garniſon⸗ 
ſchullehrer (Leopoldſchule z. Frankfurt a. O.); 7) Ehefrauen diefer Perſonen u. ihre 
ehelichen und den ehelichen gleichſtehenden Kinder, ſolange ſie ſich in der elterlichen 
Gewalt des Vaters u. im väterlichen Hauſe befinden. Während jedoch die Perſonen 
zu Nr. 1 u. 6 jedenfalls der Militärgemeinde angehören, erſtere auch wenn fie einzeln 


ſtationiert find (4. B. Gendarmen), gehören die unter 2—5 u. 7 Genannten nur 
dann zur Militärgemeinde, wenn an ihrem Aufenthaltsorte ein Militärprediger 


—B . 0 name 
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Zwiſchen den Perſonal- und den Ortsgemeinden ſtehen die (Haus⸗ 
oder) Anſtaltsgemeinden, welche an den Aufenthalt an beſtimmten 
Orten anknüpfen, der dann wieder durch beſondere perſönliche Eigen⸗ 
ſchaften bedingt iſt. Sie beſtehen regelmäßig bei den öffentlichen Armen⸗ 
häuſern, Kranken⸗ und Strafanſtalten und werden aus den in dieſen 
befindlichen Perſonen, einſchließlich der darin lebenden Beamten und Diener 
unter der Leitung beſonderer Anſtaltsgeiſtlichen gebildet.“) Vereinzelt 
kommen ſie aber auch bei anderen Anſtalten vor,?) und zwar in ſehr ver⸗ 
ſchiedener Ausſtattung, indem ſie bald zu vollkommenen Parochien erhoben, 
bald nur für einen beſtimmten Kreis von geiſtlichen Amtsfunktionen (be⸗ 
ſonders für die Predigt, Katecheſe, Konfirmation, Reichung des Abend⸗ 
mahls, Seelſorge, nicht dagegen für Taufen, Trauungen, Kirchenzuchtübung) 
aus der betreffenden Ortsgemeinde herausgehoben ſind.“) 

2. Die Kirchengemeinde iſt eine ſelbſtändige oder eine unſelbſtändige, 
je nachdem ſie in einem Abhängigkeitsverhältnis zu einer anderen Kirchen⸗ 
gemeinde ſteht oder nicht. Ein ſolches Abhängigkeitsverhältnis zwiſchen 
zwei Gemeinden wird (wie das zwiſchen zwei Kirchen derſelben Gemeinde) 
als Filialverhältnis bezeichnet, die ſelbſtändige Gemeinde die Mutter-, 
die unſelbſtändige die Tochtergemeinde genannt. Das Verhältnis ent⸗ 
ſteht entweder dadurch, daß von einer großen Gemeinde wegen weiter 
Entfernung oder aus ſonſtigen örtlichen Gründen einzelne Teile abgezweigt 
und die Eingepfarrten derſelben zu einer neuen Gemeinde verbunden 
werden, die jedoch nicht in der Lage iſt, ſelbſtändig ein Pfarramt zu 
unterhalten, oder dadurch, daß eine ſelbſtändige Gemeinde leiſtungsunfähig 
und nun einer benachbarten als filia angegliedert wird.“) Durch das 
oder ein mit der Seelſorge für das Militär ausdrücklich beauftragter Zivilgeiſtlicher 
ſich befindet. — Stirbt eins der zu 2 bis 6 genannten Mitglieder der Militär⸗ 
gemeinde, jo ſcheiden auch ſeine Wittwe u. Kinder aus dieſer aus. Die Dienit- 
boten der Militärperſonen gehören zur Militärgemeinde nur für die Zeit, während 
welcher ſie ihrer Herrſchaft ins Feld folgen. — Auf beſtimmte Zeit Beurlaubte 
bleiben bei der Gemeinde ihres Truppenteils. Auf unbeſtimmte Zeit Beurlaubte 
ſcheiden aus der e aus bis zum tatſächlichen Wiedereintritt ins Heer, 
EO. v. 24. April 1851 (VM Bl. S. 100). Die verabſchiedeten Offiziere werden auch 
in dem in § 34 Z. 2 Mil. KO. angegebenen Umfange heute nicht mehr als Angehörige 
der Militärgemeinde angeſehen, vgl. EO. 24. Sept. 1890 (KGBl. S. 58). — In 
Form von Anſtaltsgemeinden beſtehen Militärgemeinden auch in denjenigen Kadetten⸗ 
häuſern u. ſonſtigen militäriſchen Anſtalten, bei denen ein Kadetten- oder Anſtalts⸗ 
pfarrer angeſtellt, oder die Seelſorge einem Zivilgeiſtlichen übertragen iſt; ſie um⸗ 
faſſen die Offiziere, Zöglinge und Geiſtlichen, Lehrer und Beamten der Anſtalt, die 
im Falle ihrer etwaigen Verlegung zur Mitfolge an den neuen Ort verpflichtet ſind. 
Erl. d. Kult. Min. v. 8. Apr. 1899. G. I. Nr. 332. 

1) As R. II, 19 88 76—79; Schlegel KR. II S. 251. 

2) Wie die Gem. des St. Johanniskloſters bei Schleswig und des Kloſters 
Preetz. Sn auch die vorangehende Anm. 4 am Ende. 

3) Vgl. Jacobſon KR. S. 237. 

4) Dies Verhältnis entſpricht der dismembratio oder der unio per subjectionem 
des kanon. Rechts. Das ALR. handelt von ihm in den $$ 249, 250, 251, 333, 


366 20. Über den Gebrauch der Ausdrücke „Tochterkirche“ u. „Tochtergemeinde“ 
hier u. an andern Stellen des ALR. vgl. oben S. 2962, 2974. 
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Pfarramt vor allem iſt alſo die Tochter⸗ mit der Muttergemeinde organiſch 
verbunden. Sie iſt an die Seelſorge des Geiſtlichen der Muttergemeinde 
ſowie an den Gottesdienſt in der Kirche derſelben gewieſen. Beſitzt ſie 
ein eigenes Gotteshaus, ſo werden in dieſem regelmäßig nur einzelne 
gottesdienſtliche Handlungen durch den gemeinſamen Pfarrer oder einen 
Vikar verrichtet. Jedenfalls hat der Pfarrer ſtets an der Hauptkirche 
Reſidenz zu halten, während dem Vikar vielfach der Wohnſitz am Filial⸗ 
orte angewieſen iſt. Das Nähere über das Verhältnis beider Gemeinden, 
insbeſondere die Stellung der Patrone, die Pflichten der Filialiſten gegen⸗ 
über der Hauptkirche u. ſ. w. ſind nach den Geſetzen, Herkommen und 
Erektionsdekreten verſchieden beſtimmt; bei den betreffenden Lehren wird 
hierauf weiter einzugehen ſein. Die Organiſation der Filialgemeinden iſt 
abgeſehen vom Pfarramt eine ſelbſtändige; ſie haben regelmäßig dieſelben 
Organe wie die ſelbſtändigen Gemeinden, nur daß dieſe entſprechend den 
kleineren Verhältniſſen vielfach einfacher geſtaltet find.!) 

Kein Abhängigkeitsverhältnis beſteht dagegen zwiſchen den ſog. 
Schweſtergemeinden oder vereinigten Muttergemeinden. Auch 
hier handelt es ſich um Verbindung mehrerer Gemeinden durch das Pfarr⸗ 
amt, jedoch ſo, daß keine dabei ihre Selbſtändigkeit aufgibt. Jede behält 
die Verfaſſung einer ſelbſtändigen Gemeinde und ſteht koordiniert neben 
der anderen; die Eingepfarrten der einen Gemeinde gehören in keiner Be⸗ 
ziehung zum Parochialverband der anderen. Lediglich darin beſteht die 
Eigentümlichkeit dieſer ſelbſtändigen Gemeinden, daß ſie nicht jede ihren 
eigenen Geiftlichen, ſondern zuſammen nur einen Pfarrer beſitzen.?) 

Gemeinſame Angelegenheiten der vereinigten Mutter- wie der Mutter⸗ 
und Tochtergemeinden werden nach den neueren Verfaſſungsgeſetzen in der 
Weiſe erledigt, daß die beſonderen Vertretungsorgane beider zu einer be⸗ 
ratenden und beſchließenden Körperſchaft zuſammentreten. Auch wird über 
die vereinigten Gemeinden, ſelbſt wenn ſie in verſchiedenen Superinten⸗ 
dentur⸗ oder Konſiſtorialbezirken liegen, die kirchliche Aufſicht regelmäßig 


1) Vgl. KO. öſtl. Prov. $$ 2, 5, 27; Hann. luth. K. § 1, hier iſt allerdings be- 
ſtimmt, daß für Tochtergemeinden die Bildung eines befonderen Kirchenvorſtandes 
nicht erforderlich iſt, wenn ſie der vermögensrechtlichen Selbſtändigkeit entbehren. 

2) Dies Verhältnis entſpricht der unio per aequalitatem des kanon. Rechts. Das 
ALR. handelt von ihm II, 11 $$ 246, 247, 248, 332, 367, 368, 752 ff. Über die 
Bedeutung der Ausdrücke „Mutter-“ u. „Tochterkirche“ an dieſen Stellen ſ. oben 
©. 2474. — In welcher Gemeinde u. an welcher Kirche der Getftliche reſidiert, tft 
gleichgültig, da keine den Vorrang als Hauptgemeinde oder Hauptkirche hat. — 
Wenn im gemeinen Sprachgebrauch auch hier die Kirche, bei welcher der Pfarrer 
nicht wohnt, als Tochterkirche bezeichnet wird, jo iſt das juriſtiſch inkorrekt. — Daher 
findet ſich bei Schweſtergemeinden auch die Übung, daß der neue Pfarrer in beiden 
Kirchen eingeführt wird, während er, da wo ein Filtalverhältnis beſteht, regelmäßi 
nur in der Mutterkirche eingeführt wird; Schlegel KR. II S. 278. Auch hat na 
ALR. a. a. O. 88 332/33 der für Schweſtergemeinden deſignierte Pfarrer in der 
Kirche jeder Gemeinde eine Probepredigt zu halten, während die Filialgemeinde 
nicht immer auf eine ſolche Anſpruch hat. 
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einheitlich durch die Kirchenregimentsbehörde geführt, in deren Bezirk der 
Pfarrort liegt. Eine juriſtiſche Einheit bilden darum aber die durch das 
Pfarramt verbundenen Gemeinden nicht. Ihre Verbindung ſtellt ein Ver⸗ 
hältnis zwiſchen mehreren Gemeinden, nicht aber eine neue Gemeinde dar, 
was die neuen Verfaſſungsgeſetze richtig zum Ausdruck bringen, wenn ſie 
von einer Geſamtparochie und nicht von einer Geſamtgemeinde ſprechen. 

Von den Filialgemeinden ſind zu unterſcheiden die Gaſtgemeinden, 
anormale Gebilde, die heute nur noch vereinzelt exiſtieren.!) Meiſtens 
ſind es Gemeinden, die in den Wirren der nachreformatoriſchen Zeit ihrer 
Kirchen und Pfarrer verluſtig gegangen, Befriedigung der religiöſen Be⸗ 
dürfniſſe in benachbarten Gemeinden ſuchen mußten und in dieſen Auf⸗ 
nahme fanden, bisweilen jedoch auch nur gemeindeähnliche Zuſammenſchlüſſe 
benachbart wohnender Glaubensgenoſſen, die niemals eine ſelbſtändige 
Gemeinde gebildet haben, ſondern mit ihrer Entſtehung in ein Gaſtver⸗ 
hältnis zu einer Nachbargemeinde getreten ſind. Dabei wurde das Gaſt⸗ 
verhältnis regelmäßig nicht von vornherein auf unabſehbare Zeit begründet, 
ſondern nur ad dies vitae des Geiſtlichen der Pfarrgemeinde, ſodaß es nach 
Abgang desſelben der Gemeinde freiſtand, bei einer anderen Pfarrgemeinde 
das Gaſtrecht zu erwerben (daher: vagierende Gemeinden). Die Ver⸗ 
faſſungsverhältniſſe dieſer Gemeinden haben ſich ſehr verſchieden geſtaltet, 
bald ſind ſie gleich den anderen Gemeinden zu einer korporativen Ver⸗ 
faſſung mit Organen zur Vertretung der Geſamtheit nach außen gelangt, 
bald fehlt ihnen jede ſelbſtändige korporative Organiſation. Nur mit 
letzteren hat ſich die Geſetzgebung beſonders beſchäftigt. Sie allein hat 
das Allgemeine Landrecht im Auge, welches die gaſtweiſe Verbindung von 
Gemeinden als geſetzliches Inſtitut anerkennt und unter Beſchränkung des 
freien Vagierens geregelt hat,?) und dasſelbe gilt von der Kirchengemeinde⸗ 

1) In Schleſien, wo die Gaſtgemeinden ſich in der Zeit der Gegenrefor⸗ 
mation bejonders zahlreich entwickelt hatten (vgl. oben S. 34), find dieſelben durch 
G. v. 16. Febr. 1880 (GS. S. 51) allgemein beſeitigt; ſie ſind entweder zu jelb- 
ee Parochien erhoben oder einer Nachbarparochie einverleibt. Vgl. auch 
ME. v. 1. Mai 1880 (AK Bl. 1882 ©. 14). 

2) Vgl. ALR. II, 11 §§ 293—302 (dazu EO. v. 25. Juni 1874 u. v. 18. Dez. 1873 
Nr. 4 [A. H. 22 S. 248 u. 253] u. Erk. d. OVG. v. 13. Dez. 1898 [K GBl. S. 32)), 
723, 743. Danach will das LR. die vielfach unficheren Gaſtgemeindeverhältniſſe 
dadurch klarer u. feſter geſtalten, daß jede Gaſtgemeinde unter Genehmigung der 
geiſtl. Oberen einer Nachbargemeinde formell zugeſchlagen werden ſoll (darüber, daß 
es ſich hier nicht um wirkliche Einpfarrung handelt u. daher nach neuerem Recht 
die Zuſchlagung von Konf. u. Regierung ohne beſondere Genehmigung der Zentral- 
inſtanzen bewirkt werden kann: ME. v. 27. April 1861 (A. H. 13 & 176). Bei 
dieſer Zuſchlagung ſollen mangels älterer Verträge die Abgaben u. Beiträge der 
Gaſtgemeinde ſowie ihre Teilnahme am etwaigen Pfarrwahlrecht der Pfarrgemeinde 
durch Vereinbarung feſtgeſetzt werden, die ſo zugeſchlagenen Gemeinden dann aber 
nur noch „aus erheblichen Urſachen von der einmal gewählten Kirche wieder ab⸗ 
gehen“ dürfen. Für einen erheblichen Grund, die Wiederabtrennung zu verlangen, 
iſt es jedoch anzuſehen, wenn von der Pfarrgemeinde ein Pfarrer gewählt worden tft, 


zu dem der größere Teil der Gaſtgemeinde kein Vertrauen hat ($ 371). Vgl. auch 
die Anm. bei Hinſchius S. 307 ff. 
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ordnung für die öſtlichen Provinzen, wenn ſie § 2 Abſatz 4 beſtimmt, daß 
die Teilnahme der Gaſtgemeinden an dem Gemeindekirchenrat und der Ge⸗ 
meindevertretung der Pfarrgemeinde durch ſtatutariſche Beſtimmung zu 
regeln ift.!) Haben Gemeinden, die in früherer Zeit in ein Gaſtverhältnis 
zu anderen Gemeinden getreten ſind, eine beſondere Rechtsperſönlichkeit, ſo 
iſt ihre Rechtsſtellung die der Filialgemeinden, und ſie bilden nur inſofern 
eine beſondere Art dieſer, als ſie das Recht des Vagierens bei Erledigung 
des Pfarramts ſich gewahrt haben (filiae vagantes). 

III. Die Grenzen der evangeliſchen Gemeindebezirke beruhen 
teils auf Herkommen, teils auf behördlicher Verfügung. Wie das Allgemeine 
Landrecht, ſo haben auch die neuen Verfaſſungsgeſetze es bei dem vor⸗ 
gefundenen Beſtande belaſſen und nur die Bildung neuer und Umgeſtaltung 
beſtehender Gemeinden geregelt. Beides bezeichnen die Geſetze als Parochial⸗ 
veränderungen, indem ſie davon ausgehen, daß der Gemeindebezirk gleichzeitig 
Parochialbezirk iſt. Sowohl die Neubildung wie die Umgeſtaltung von 
Gemeinden erfolgt durch das Konſiſtorium?) und die Regierung (Kirchen: 
und Schulabteilung, in Berlin den Polizeipräſidenten), die gemeinſchaftlich die 
Erektionsurkunde aufſtellen und vollziehen, nachdem fie von dem Kultusminiſter, 
in den alten Provinzen im Einverſtändnis mit dem Oberkirchenrat, ge⸗ 
nehmigt iſt. Bei Veränderungen in beſtehenden Kirchengemeinden ſind die 
Intereſſenten, alſo insbeſondere die betroffenen Kirchengemeinden, die durch 
ihre Vorſtände vertreten werden, die Patrone und Kirchenbeamten, welche 
durch die Veränderungen Einbuße erleiden können, die abzuzweigenden Ge⸗ 
meindeglieder und in Schleswig-Holſtein und in der lutheriſchen Kirche 
Hannovers nach ausdrücklicher geſetzlicher Anordnung auch die Kreisſynode 
oder deren Vorſtand?), mit ihren Wünſchen, Erinnerungen und Vorſchlägen 
gutachtlich zu hören. Mit der Umgemeindung entſtehen und endigen die 
aus dem Gemeindeverbande entſpringenden Rechte von ſelbſt. Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche könnnen aus ihr, da es ſich um eine Maßregel im 
öffentlichen Intereſſe handelt, nach allgemeinen Grundſätzen nur diejenigen 


1) Auf die eigentlichen filiae vagantes mit korporativer Selbſtändigkeit (vgl. den 
flgdn. Text) kann ſich Abſ. 4 des zit. § 2 nicht beziehen. Auf dieſe u. ihre ſelbſtändigen 
Organe wird Abf. 2 dieſes $ Anwendung finden. Hinſchius S. 168%, Nitze S. 137. 

2) Über Zuziehung des Synodalvorſtandes in den Kons. Bez. Wiesbaden 
u. Frankfurt ſ. oben S. 255 Z. 8. 

3) Siehe oben S. 178 unter f, 243 Z. 2, 249; vgl. auch Braun i. d. Ztſchr. 
XXI S. 414 ff. u. ferner ALR. II, 11 § 238 ff.; KO. öſtl. Prov. $ 25; Hann. luth. 
K. §§ 40, 52; ref. K. § 24; Schlesw.⸗Holſt. §8 49, 81; Wiesb. § 25; Kaſſel § 14; 
Frkf. 88 2, 12 3. 10. Über das Verfahren in der Praxis ſ. Weizſäcker, H., Jur. Weg⸗ 
weiſer f. Kirchenbau u. Parochialteilung in den 7 öſtl. Prov. der Landeskirche 
Preußens, Berlin 1891, S. 124 ff. Gegen die Umpfarrungsverfügung iſt nur der Be⸗ 
ſchwerde⸗, nicht der Rechtsweg zuläſſig (Erk. d. Gerichtshofs f. Entſch. der Kompetenz ⸗ 
konfl. v. 9. April 1864 u. 14. Okt. 1871, im VMBl. S. 191 bez. 9, u. Entſch. d. O. Trib. v. 
29. Jan. 1867,inStriethorſts Arch. LXVIII S. 19). Nur wenn durch ſolche Veränderungen 
einer Gemeinde neue Ausgaben erwachſen u. dieſe zwangsweiſe in ihren Etat ein- 
geſtellt werden, iſt dagegen der Verwaltungsrechtsweg gegeben; vgl. oben S. 182 f. 
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geltend machen, die in auf beſonderen Titeln beruhenden Rechten und 
Vorteilen geſchmälert werden; ſie ſind von den ordentlichen Gerichten zu 
entſcheiden. Zur Zahlung ſolcher Entſchädigungen, die als Koſten der 
Parochialregulierung angeſehen werden müſſen, find diejenigen ver⸗ 
pflichtet, zu deren Vorteil die Veränderung ſtattgefunden hat.!) Auf den Ver⸗ 
mögensbeſtand der Gemeinde wirkt eine Veränderung der Gemeindegrenzen an 
ſich nicht, ſodaß alſo die Abzweigung eines Teiles der Gemeinde nicht ohne 
weiteres für die Stammgemeinde den Verluſt eines verhältnismäßigen Teiles 
ihres Vermögens zu Gunſten der durch die Abzweigung gebildeten oder er⸗ 
weiterten Gemeinde nach ſich zieht. Auch den Behörden, die die Ab— 
zweigung verfügen, kann mangels geſetzlicher Ermächtigung nicht die Bes 
fugnis zugeſprochen werden, einſeitig eine Teilung des Vermögens zu ver— 
fügen; eine ſolche ſetzt ſtets Zuſtimmung der Stammgemeinde voraus.?) 

Streitigkeiten über die Grenzen zwiſchen zwei oder mehreren Parochien 
oder Gemeinden find nach Allgemeinem Landrecht II, 11 8 240 durch die 
ordentlichen Gerichte zu entſcheiden. Für die übrigen Rechtsgebiete fehlt 
es an einer analogen geſetzlichen Vorſchrift, und es kann die Kompetenz 
der Gerichte zweifelhaft erſcheinen, da es ſich um öffentlichrechtliche Ver⸗ 
hältniſſe handelt. Allein zu einer ſelbſtändigen Grenzfeſtſtellungsklage 
zwiſchen zwei Kirchengemeinden wird es in der Praxis gegenüber dem 
Recht der Umpfarrungsbehörden, jede ſtreitige oder zweifelhafte Grenze 
von ſich aus neu zu ordnen, überhaupt nicht kommen. Werden die Ge⸗ 
richte aber inzidenter mit der Grenzfrage befaßt, indem eine Gemeinde 
gegen eine andere Anſprüche geltend macht, die in dem Rechtszuſtand der 
Vergangenheit begründet ſind, dann haben ſie auch über die Grenze im 
fraglichen Zeitpunkt ſelbſtändig zu entſcheiden.“) 


1) Dies find nicht ausſchließlich die Eingeſeſſenen des abgetrennten Gebiets. 
Auch die Stammpfarrei kann aus der Abtrennung Vorteil haben, wenn z. B. in⸗ 
folge derſelben Hilfsgeiſtliche für ſie entbehrt werden. Min.⸗Reſkr. v. 29. Juni 1829 
(v. Kamptz Ann. XVII S. 369; Vogt KR. 1 S. 253); Hinſchius S. 2957; Weiz⸗ 
ſäcker a. a. O. S. 119 ff.). 

2) So richtig Mot. z. KG. v. 6. Juli 1898 (KGBl. 1897 S. 70), wo das Be⸗ 
dürfnis, den Behörden eine rechtliche Möglichkeit zu gewähren, anerkannt u. eine 
allgemeine geſetzliche Regelung dieſer Frage in Ausſicht geſtellt wird. Mit Unrecht 
u. ohne weitere Begründung nehmen ſchon jetzt ein ſolches Recht für die Um⸗ 
pfarrungsbehörden in Anſpruch Hinſchius S. 2968; Richter⸗Dove KR. ©. 623°; 
Weizſäcker a. a. O S. 117; u. wohl auch das in vorangehend. Anm. zit. Reſkr. 
von 1829. . 

3) Vgl. Schlegel KR. II S. 273 5 Weizſäcker a. a. O. S. 89; Braun i. d. 
Itſchr. XXI ©. 417 ff; ſ. auch Stölzel, O., Rechtsweg u. Kompetenzkonflikt, Berlin 
1901, S. 174. Die $$ 241, 242 ALR. II 11 find noch heute für die richterliche 
Entſcheidung maßgebend. Insbeſ. iſt die Beſtimmung, daß gegen in öffentlichen 
Urkunden deutlich beſtimmte Kirchſpielsgrenzen nur die 50 jährige Verjährung Platz 
greift, nicht als durch das BGB. beſeitigt anzuſehen, da dieſe Beſtimmung die 
W einer Spezialnorm öffentlichrechtlichen Charakters hat. Ebenſo gelten 
die gemeinrechtlichen Normen, nach welchen gegen Parochialgrenzen die 40 jährige 
Verjährung ſtattfindet, landesherrlich feſtgeſtellte Parochialgrenzen aber unverjährbar 
ind. Schlegel a. a. O.; Böhmer, J. H., Jus paroch. sect. III cap. III $ XIII. 
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Die Grundſätze über die Umgeſtaltung finden auch auf die Auf⸗ 
hebung beſtehender Gemeinden Anwendung. Hatte die aufgehobene 
Gemeinde Vermögen, ſo fällt dieſes wie das aller ſtaatlicherſeits aufge⸗ 
hobenen oder von ſelbſt untergehenden juriſtiſchen Perſonen als bonum 
vacans an den Fiskus, der es tunlichſt in einer ſeiner bisherigen Zweck⸗ 
beſtimmung entſprechenden Weiſe zu verwenden hat.!) Beſondere Vor⸗ 
ſchriften über die Aufhebung von Parochien (Gemeinden) beſtehen nur im 
Geltungsgebiet des Allgemeinen Landrechts.?) Dieſe geben, ohne 
deshalb die Aufhebung einer Parochie aus anderen Gründen auszuſchließen, 
einzelne Fälle an, in denen Parochien „als erloſchen anzuſehen“ find, ?) 
und legen dem Landesherrn, wo nicht beſondere Landesverfaſſungen und 
Traktate entgegenſtehen, die Befugnis bei, über das Vermögen einer ſolch 
erloſchenen Parochie in der Art zu verfügen, daß es zum Vorteil der⸗ 
jenigen Religionspartei derſelben Provinz, welcher die Parochie angehört 
hat, verwendet, das vakant gewordene Kirchengebäude jedoch nebſt dem 
etwa für feine Unterhaltung beſtimmten VBermögensteilt) im Bedürfnisfalle 
einer anderen privilegierten chriſtlichen Religionspartei an demſelben Orte 
überwieſen wird. 


f 8 26. 
2. Rechtsſtellung und Wirkungskreis der Einzelgemeinde. 


I. Die Stellung der Gemeinde im Rechtsleben ergibt ſich aus 
ihrer Korporationsqualität. Als Korporation beſitzt ſie: 

1) Rechtsfähigkeit, und dieſe tritt in dreifach verſchiedener Richtung 
zu Tage, je nachdem ſie anderen ſelbſtändigen ihr koordinierten Rechts⸗ 
ſubjekten (phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſonen) oder ihren eigenen ihr ſub⸗ 
ordinierten Gliedern oder endlich einem höheren ihr übergeordneten Ganzen 
als Trägerin von Rechten und Pflichten gegenübertritt. Die erſte Richtung 
umfaßt die privatrechtlichen Beziehungen der Kirchengemeinden, die be⸗ 
ſonders auf dem Gebiete des Vermögensrechts in vollem Umfange rechts⸗ 


1) BGB. $$ 45, 46, vgl. auch ALR. II 6, Ss 192 ff. Ebenſo Friedbere 
S. 490. Die Meinung Schultes, Kot. S. 51732, daß nach allgemeinen Grundſätzen das 
Vermögen erloſchener Parochien in der Dispoſition der Geſamtkirche bleibe bezw. 
nach den beſonderen Geſetzen gemäß Beſtimmung der ſtaatlichen u. kirchlichen Organe 
zu verwenden jet, entſpricht wohl der katholiſchen Auffaſſung, nicht aber dem welt- 
lichen Recht, das evangeliſchen Grundſätzen keineswegs widerſtreitet. 5 5 

2) ALR. II SS 306—808 u. dazu Dekl.⸗Geſ. Über erloſchene Parochien u. die 
Behandlung des Vermögens derſelben v. 13. Mai 1833 (GS. S. 51 u. Hinſchius 
S. 310); dazu vgl. Hinſchius Syſtem II ©. 471 ff. 

3) Nämlich: wenn binnen 10 Jahren a) entweder keine Mitglieder der 
Religionspartei der Parochie in derſelben einen ordentlichen Wohnſitz gehabt haben, 
oder p) kein Pfarrgottesdienſt daſelbſt ſtattgefunden hat, oder endlich e) die Zahl 
der Eingepfarrten fortwährend ſo gering geweſen iſt, daß kein Bedürfnis zu einem 
ordentlichen Pfarrgottesdienſte vorhanden war. — Zweifel darüber, ob einer dieſer 
Fälle vorliegt, ſollen dem Landesherrn zur Entſcheidung vorgelegt werden. 

4) Soweit dieſer Vermögensteil ſeiner Natur u. Beſchaffenheit nach eine ſolche 
Verfügung überhaupt zuläßt, Striethorſts Arch. LXVII S. 16. 
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fähig ſind, Eigentum und andere dingliche Rechte haben, in alle obli⸗ 
gatoriſchen Rechtsverhältniſſe treten, zum Erben und Legatar beſtellt werden 
können und dabei ebenſo wie alle anderen juriſtiſchen Perſonen behandelt 
werden!). Aber auch öffentliche Rechte, wie das Recht zur Führung eines 
beſtimmten Namens?) gehören hierher. Ihren Gliedern gegenüber hat die 
Gemeinde Gewaltbefugniſſe. Sie unterwirft jene ihren Satzungen und 
übt über ſie durch ihre Organe ein Aufſichts⸗ und Disziplinarrecht aus. 
Die dabei von ihr gehandhabte Gewalt iſt Korporationsgewalt, aber nicht 
wie die der gewöhnlichen einzelnen Privatkorporation eine eigene, ſondern 
wie die der politiſchen Gemeinden eine abgeleitete Gewalt: von der Geſamt⸗ 
kirche zur Ausübung übertragene Kirchengewalt.“) Die dritte Gruppe von 
Rechten und Pflichten der Gemeinden ergibt ſich daraus, daß ſie wieder 
Gliedkörper einer weiteren über ihr ſtehenden Geſamtperſon, einer Kreis⸗ 
gemeinde, ſind, an deren Willensbildung ſie teilnehmen durch Entſendung 
von Abgeordneten zur Kreisſynode und deren Ausgaben ſie durch ihre 
Beiträge zu decken haben. 

2) Willens- und Handlungsfähigkeit. Als Wille der Gemeinde 
gilt derjenige Entſchluß, welcher durch das geſetzlich zur Willensbildung be⸗ 
rufene Organ gefaßt iſt. Dieſes Organ iſt der Gemeindekirchenrat, in 
den Fällen, in welchen eine „beſchließende Mitwirkung der Gemeindever⸗ 
tretung“ vorgeſchrieben iſt, der Gemeindekirchenrat in Verbindung mit der 
Gemeindevertretung, ſodaß hier erſt die übereinſtimmenden Beſchlüſſe dieſer 
beiden Organe die Willenserkärung der Gemeinde repräſentieren und der 
Beſchluß des Gemeindekirchenrats nur als ein Element für die Willens⸗ 
bildung der Gemeinde erſcheint. Als Ausführungen eines Gemeindewillens 
gelten die Handlungen, welche von den geſetzlich berufenen Exekutivorganen 
innerhalb ihrer Kompetenz vorgenommen werden, und zu dieſen gehören vor⸗ 
nehmlich wieder der Gemeindevorſtand, ſodann aber auch alle ihm unter⸗ 
geordneten Gemeindebeamten. 

Die Willens⸗ und Handlungsfähigkeit der kirchlichen Gemeinden iſt 
nun aber keine unbeſchränkte. Ihrem Wollen und Handeln kommt recht⸗ 
liche Bedeutung nur ſoweit zu, als es ſich innerhalb ihrer vom Rechte 
anerkannten Lebensſphäre hält, die ſich aus ihrem durch zahlreiche Normen 
rechtlich fixierten Lebenszwecke ergibt. Der kirchlichen Gemeinde iſt wie 
der politiſchen die Rechtsſubjektivität nicht als „Selbſtzweck“, ſondern als 
„Mittel für den Geſamtzweck“ ihres eigenen Daſeins gewährt. Daher 

1) Vgl. zum Folgenden Schoen, Recht der Kommunalverbände ©. 70 ff. 
Die daſelbſt über die Rechtsſtellung der politiſchen Gemeinden gemachten Ausführungen 
ſind im allgemeinen auch für die kirchlichen zutreffend, indem zwiſchen dieſen beiden 
Gemeinden „kein rechtlicher Unterſchied ihres Weſens“ beſteht. Richtig hierüber 
Rehm i. d. Ztſchr. XXIV. S. 206, 207 1. 

2) Vgl. d. Erk. d. OVG. v. 30. Nov. 1900 (Entſch. XXXVIII S. 435) über 
den Schutz der Bezeichnung „ev. luth. Kirchengemeinde“. 

3) Vgl. oben S. 292f. 

Schoen, Kirchenrecht. 20 
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darf ſie von jener auch nur zur Verwirklichung dieſes Gebrauch machen, 
und Beſchlüſſe der ihren Willen bildenden Organe, welche über die Grenzen 
der rechtlich anerkannten Lebensſphäre der Gemeinde hinausgehen, können 
rechtlich überhaupt nicht als Willenserklärungen der Gemeinde gelten. — 
Aber auch innerhalb ihrer Lebensſphäre ſind die kirchlichen Gemeinden in 
ihrer Willens⸗ und Handlungsfähigkeit noch mannigfach beſchränkt, indem 
ſie auch innerhalb dieſer nicht tun und laſſen können, was ſie wollen, 
ſondern als im Dienſte der Geſamtkirche ſtehende Selbſtverwaltungskörper 
verpflichtet ſind, alles zu tun, was zur Erfüllung ihres Lebenszwecks not⸗ 
wendig iſt, und in ihren Entſchlüſſen in weitem Umfange durch das all⸗ 
umfaſſende Kontrollrecht der landesherrlichen Kirchenregimentsorgane be⸗ 
einflußt werden. 

Innerhalb der hiernach zu ziehenden Grenzen können die Gemeinden 
wie jede Einzelperſon außergerichtliche wie gerichtliche Rechtshandlungen 
vornehmen und ſich durch dieſe nach den allgemeinen zivilrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften berechtigen und verpflichten.“) 

3) Vermöge ihrer Rechtsfähigkeit iſt die Kirchengemeinde weiter 
parteifähig und vermöge ihrer Handlungsfähigkeit auch prozeßfähige) und 
kann daher im ordentlichen Zivilprozeß, im Verwaltungsſtreitverfahren wie in 
beſonderen Prozeßarten als prozeßfähige Partei klagen und verklagt werden. 
In dem Prozeßverfahren hat ſie gleich anderen Korporationen im weſent⸗ 
lichen die Stellung einer prozeßfähigen Einzelperſon, nur hinſichtlich der Koſten 
und der Zwangsvollſtreckung genießt ſie beſondere Privilegien (oben S. 174f.). 
Soweit Anwaltszwang beſteht, muß fie ſich daher durch einen bevoll- 
mächtigten Rechtsanwalt vertreten laſſen, im übrigen kann ſie vor Gericht 
ſelbſt, d. h. durch ihre Organe, handeln, und ſie muß dies tun, wo eine 
Prozeßvertretung der handlungsfähigen Partei ausgeſchloſſen iſt, wie bei 
der Ausſtellung der erſten Prozeßvollmacht und der Eidesleiſtung. Der 
allgemeine Gerichtsſtand der Gemeinde iſt da, wo ihre Verwaltung geführt 
wird.) Staatliche Genehmigung, wie fie früher vorgeſchrieben war, be⸗ 
dürfen die Kirchengemeinden heute nirgends mehr zur Prozeßführung, und 
auch das Erfordernis der Genehmigung des Konſiſtoriums iſt in den 
alten Provinzen fortgefallen.d) Allgemein iſt dagegen regelmäßig“) Vor⸗ 

) Und zwar nicht nur kontraktlich, ſondern auch außerkontraktlich. Nach den 
Vorſchrhtten des BGB. $$ 31, 89, durch welche die alte Streitfrage über die deliktiſche 
Haftung der jur. Perſon endgiltig den modernen Verkehrsbedürfniſſen entſprechend 
entſchieden iſt, haftet die K.⸗Gem. für allen Schaden, den der Vorſtand oder ein 
anderer Beamter durch eine zum Schadenserſatz verpflichtende, innerhalb des ihm 
zuſtehenden Geſchäftskreiſes vorgenommene Handlung Dritten zugefügt hat. 

3 Vol oben die Überhehten 85 251 1 8. 10, 257 3.5. Das Erfordernis 
der een iſt für Altpreußen durch Art. 26 des St. G. v. 3. Juni 
1876, das der Genehmigung des Konf. durch KG. v. 18. Juli 1892 und kgl. Vdg. 


v. 8. März 1893 beſeitigt. 
5) Vgl. unten § 32 unter B. Z. 4. 
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ausſetzung für die Anſtellung von Prozeſſen eine übereinſtimmende Be⸗ 
ſchlußfaſſung beider Gemeindekörperſchaften und in den öſtlichen Provinzen 
bei Patronatsgemeinden auch die Zuſtimmung des laſtenpflichtigen Patrons, 
ſofern dieſer nicht ſelbſt Partei iſt.!) Das Organ der Gemeinde, das 
einen geſetzlichen und unentziehbaren Auftrag zu ihrer prozeſſualiſchen 
Vertretung hat, iſt der Kirchenvorſtand.?) Er gilt Dritten gegenüber zur 
Anſtrengung und Führung aller Prozeſſe für die Gemeinde befugt. Zu 
ſeinen Händen erfolgen alle Zuſtellungen an die Gemeinde, und zwar genügt 
die Zuſtellung an eins ſeiner Mitglieder.?) Er ſtellt die Prozeßvoll⸗ 
machten für die Gemeinde aus) und überträgt durch dieſe einem Rechts⸗ 
anwalt oder — für Prozeſſe, in denen kein Anwaltszwang beſteht — einem 
ſeiner Mitglieder oder auch einer ſonſtigen prozeßfähigen Perſon die Ver⸗ 
tretung der Gemeinde vor Gericht.) Er leiſtet die der Gemeinde zu⸗ 
geſchobenen und auferlegten Eides) und kann ſämtliche Prozeßhandlungen 
mit unmittelbarer Wirkung für fie vornehmen.) Eine Beſchränkung 


1) Vermögens⸗Verw.⸗O. f. d. öſtl. Prov. $ 92, ALR. II, 11 88 652—54, Erk. d. 
OVG. v. 13. Nov. 1889 (Entſch. XIX S. 335); ſ. auch d. flgd. Anm. 4 u. darüber, 
daß dem Patron nicht die Rolle eines Streitgenoſſen (ZPO. $ 59) überkommt: Jur. 
Wochenſchr. 1895 S. 611. 

2) Vgl. unten $ 32 unter A II Z. 7. Nur in den Gebieten des franzöſiſchen 
Rechts beſteht eine Ausnahme, indem hier nach KO. Rh.⸗W. $ 16 3. 4 die K.⸗Gemdn. 
in allen Prozeſſen durch die Kirchmeiſter vertreten werden, ſo daß alle Zuſtellungen 
von 17 . ausgehen und an ſie rechtsgiltig erfolgen. 

3) 8 1715 

4) In der Form, die für alle die Gem. verpflichtenden ſchriftl. Willenser⸗ 
klärungen des KV. vorgeſchrieben 115 D. h. die Urkunde iſt nach KO. öſtl. Prov. 
§ 22, Hohenz. § 21, Schl.⸗H. § 36, Wiesb. § 26, Kaſſel $ 15, Fkft. § 13, Hann. ref. 
K. § 27 ſowie nach dem KG. f. Rheinl.⸗Weſtf. betr. die Form der Willenserklärung 
der Presbyterien v. 8. Juni 1891 (KGBl. S. 33) u. dem St. G. v. 28. Juli 1891 
(daſ. S. 34 u. GS. S. 332) vom Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter u. von 2 
Alteſten, nach KO. Hann. luth. K. § 29 von der Hälfte der Alteſten zu vollziehen 
u. mit dem Kirchenfiegel zu belegen. Dieſe Form wird nicht erſetzt durch Abgabe 
einer Vollmachtserklärung des Vorſitzenden u. zweier Alteſten Namens des KV. zu 
notariellem Protokoll: Johow, Jahrb. des Kammerger., 1 S. 102. — Die Frage, ob der 
5 658 ALR. II, 11. wonach die Vollmacht zum Betriebe eines Prozeſſes von dem Patron 
mitunterſchrieben werden muß, gegenüber den §§ 6, 22, 23 KO. öſtl. Prov. noch 
Beſtand hat (OVG. Entſch. XIX a. a. O) wird im Hinblick auf $ 23 zit. dahin zu 
beantworten ſein, daß der keine kirchlichen Laſten tragende Patron das hier gedachte 
Mitwirkungsrecht verloren hat, der Laſten tragende dagegen noch heute ſeine Mit⸗ 
unterſchrift unter die Prozeßvollmacht ſetzen oder doch ſeine Zuſtimmung zur Prozeß⸗ 
führung erteilen muß, welche in dem daſelbſt bezeichneten Wege herbeizuführen iſt 
und eventuell durch Erklärung der Aufſichtsbehörde ergänzt werden kann. 

5) ZPO. $ 80. Vermögens⸗Verw.⸗O. f. d. öſtl. Prov. § 91. Die in vor⸗ 
ſtehender Anm. angegebene Form der Vollmacht gilt auch für den Fall, daß der 
KV. ſeinen Vorſitzenden bevollmächtigt; daß dieſer ſelbſt ſeine Vollmacht unterzeichnet, 
beeinträchtigt nicht ihre Legitimität: Johow, Jahrb. d. Kammerger., II S. 71. 

6) Der Schiedseid iſt prinzipiell von allen Mitgliedern zu leiſten, nur wenn 
er die eigenen Handlungen oder Wahrnehmungen nur einiger oder eines der Mit⸗ 
glieder betrifft, ſind die anderen von der Leiſtung befreit. Den richterlichen Eid 
dagegen kann der Richter nach freiem Ermeſſen allen, einigen oder auch nur einem 
Mitgliede des KV. auferlegen ZPO. 38 474, 476. 

7) Vgl. ZPO. § 54. Beſonders muß der KV. auch für berechtigt erklärt 
werden, einen Rechtsſtreit der Gem. durch Verzicht, Vergleich und Anerkennung zu 
beſeitigen, erſtreckt ſich doch auch die im Anwaltsprozeß von ihm für den Anwalt 
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dieſer gerichtlichen Repräſentationsbefugnis beſteht nur inſofern, als die 
Führung des einzelnen Prozeſſes überhaupt von der Zuſtimmung der 
oben genannten Faktoren abhängig gemacht iſt, und auch hier hat die 
allgemein erforderliche Zuſtimmung der Gemeindevertretung nur interne 
Bedeutung, indem nach den Kirchengemeindeordnungen ihr Vorhandenſein 
Dritten gegenüber durch eine vom Kirchenvorſtand vorſchriftsmäßig 
ausgeſtellte Prozeßvollmacht bewieſen wird. Der Kirchenvorſtand, welcher 
ohne Zuſtimmung der Gemeindevertretung einen Prozeß führt, handelt auf 
feine Gefahr und Koſten, aber der von ihm Beklagte kann ſeine Legiti⸗ 
mation nicht unter der Behauptung bemängeln, daß die Zuſtimmung der 
Gemeindevertretung zur Prozeßführung nicht eingeholt ſei. “) 

II. Welchen Wirkungskreis die Kirchengemeinde haben ſoll, iſt in 
den preußiſchen Kirchengemeindeordnungen nirgends direkt geſagt, jedoch leicht 
zu erſehen aus der in allen enthaltenen Beſtimmung der Kompetenz des 
Kirchenvorſtandes, der die Kirchengemeinde in allen „ihren inneren und 
äußeren Angelegenheiten zu vertreten hat“. Und danach?) erſcheinen als 
Angelegenheiten der Kirchengemeinde alle Aufgaben der Kirche überhaupt, 
die das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berühren und innerhalb der Ge— 
meindegrenzen durch die Organe und Mittel der Gemeinde beſorgt und 
durchgeführt werden können. Keine kirchliche Angelegenheit, die eine 
lokale Bedeutung hat, iſt prinzipiell von dem Wirkungskreiſe der Ge⸗ 
meinde ausgeſchloſſen. Ihre Aufgaben ſind teils obligatoriſche, teils 
fakultative, je nachdem ihre Organe für verpflichtet oder nur für befugt 
erklärt ſind, dieſelben wahrzunehmen. Inhaltlich iſt die Tätigkeit der 
Gemeinde vorwiegend Verwaltung im engeren Sinne, an der Rechtsſetzung 
in der Kirche iſt ſie nur in beſchränktem Umfange beteiligt, ſoweit ihre 
autonomiſchen Befugniſſe reichen. 


der Gem. auszuftellende Prozeßvollmacht auf dieſe Prozeßhandlungen ZPO. $$ 81, 
83. Über die inſtruktionelle Anweiſung der K. Vorſtände, in dieſer Richtung die 
Prozeßvollmachten ſtets zu beſchränken, vgl. die verſchiedenen Vermögens⸗Verw.⸗ 
Ordngn., 3. B. die f. d. öſtl. Prov. § 91, f. den Konſ. Bez. Kaſſel $ 117. 

1) Erk. d. OVG. v. 10. Juli 1878 (Entſch. IV S. 408) v. 3. Nov. 1889 
(daſ. XIX S. 334). Anders, wenn eine Genehmigung des Konf. oder des Patrons 
vorgeſchrieben und nicht eingeholt iſt. Daß auch das Vorhandenſein dieſer nach 
außen hin keines Nachweiſes bedarf, kann mangels dahingehender Vorſchrift nicht 
angenommen werden. Die in Anm. 4 S. 307 zit. $$ ſprechen nur von dem 
Beweis der ordnungsmäßigen Faſſung des Gemeindebeſchluſſes, der ſich hier aus 
einem Beſchluß des KV. und der GV. zuſammenſetzt, nicht aber von der Zuſtimmung 
des Patrons oder der Aufſichtsbehörde, die nicht ein Erfordernis für die Faſſung 
des Beſchluſſes, ſondern für ſeine Rechts wirkſamkeit iſt; ſie wird dem Gegner auf 
ſein Verlangen nachgewieſen werden müſſen, und der KV., der ohne ſie handelt, iſt 
der anderen Partei gegenüber zur Führung dieſes Prozeſſes nicht legitimiert. So 
wohl auch Hinſchius S. 175°. 

2) Die Kompetenz des KV. iſt eingehend erörtert unten § 32. 
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8 27. 
3. Die Gemeindemitgliedſchaft. 
A. Die Gemeindemitgliedſchaft im allgemeinen.!) 


I. Nur einzelne der modernen Kirchengemeindeordnungen haben ſich mit 
dem Begriff der Gemeindemitgliedſchaft beſonders beſchäftigt.?) Die meiſten 
ſetzen ihn voraus, wie er ſich hiſtoriſch und gewohnheitsrechtlich entwickelt 
hat.?) Die evangeliſchen Ortsgemeinden find aus den katholiſchen Parochial⸗ 
verbänden hervorgegangen und haben, wie naheliegend, die vorgefundenen 
Grundſätze über die Zugehörigkeit zur katholiſchen Parochie auch für ſich 
maßgebend ſein laſſen, ſoweit ſie mit den evangeliſchen Verhältniſſen ver⸗ 
einbar waren. So iſt beſonders aus der katholiſchen Norm, daß jeder 
Getaufte ipso jure zur Parochie ſeines Wohnſitzes gehört, für den Erwerb 
der Gemeindemitgliedſchaft in den deutſchen evangeliſchen Landeskirchen 
der Grundſatz entwickelt: daß die Gemeindemitgliedſchaft regulär 
für jeden Konfeſſionsgenoſſen durch den Wohnſitzt) begründet 
wird, alſo weder von dem freiwilligen Anſchluß des Einzelnen, noch von 
einer beſonderen Aufnahme ſeitens der Gemeinde abhängig iſt.“) 


1) Vgl. beſonders: Braun, Th., Über Gemeindemitgliedſchaft in der Landes⸗ 
kirche, Ztſchr. XXI S. 401 ff., derſelbe, Staatsangehörigkeit und er 
Ztſchr. XXII ©. 322; Mejer, O., die Nichtzugehörigkeit konfeſſionsverwandter Aus- 
länder zur inländ. landeskirchl. Gemeinde, Ztſchr. XXII S. 211 ff.; Rehm, H., der 
Mitgliedſchaftserwerb in der ev. Landeskirche und landeskirchlichen Ortsgemeinde, 
Ztſchr. XXIV S. 192 ff., 263ff.; Friedberg ©. 270 ff. 5 

2) Von den preuß. KOrdngn. find es: Rh.⸗W. § 2; Wiesb. § 2, Kaſſel 
§ 1; KO. der niederſ. Gemdn. $ 72; der luth. K. in Frkft. a. M. v. 1872 § 2; der luth. 
Gem. des Frankfurter Landbezirks v. 1889 § 1. 5 

3) So alle die KOrdngn., welche die Gem. Mitgliedſchaft, ohne ſie näher zu 
beſtimmen, als ein Erfordernis des aktiven und paſſiven Gemeindewahlrechts be- 
Pl. wie KO. öſtl. Prov. § 34; Hann. luth. K. $ 10; ref. K. § 36; Schlesw.⸗ 

olit. § 8. 

4) Weder 9005 dem älteren noch nach dem heutigen Recht genügt an Stelle 
des Wohnſitzes der Beſitz von Grundeigentum in der Gemeinde. Wie Friedberg 
S. 270 dazu kommt, dieſen als einen dem Domizil gleichſtehenden Erwerbsgrund 
der Gemeindemitgliedſchaft zu nennen, iſt unerfindlich. Wohl waren früher und 
find auch heute noch Forenſen von ihren in kirchlichen Forenſalgemeinden gelegenen 
Grundſtücken bisweilen abgabenpflichtig oder gar wahlberechtigt, haben alſo Rechte 
u. Pflichten, die gewöhnlich als ſolche der Gemeindemitglieder aufgezählt werden. 
Allein deshalb dürfen ſie doch noch nicht als Gemeindeglieder angeſprochen werden, 
wie auch die Forenſen politiſcher Gemeinden nicht als Angehörige dieſer betrachtet 
werden, wenngleich ſie in ihnen Laſten tragen u. Wahlrechte besten. Es handelt 
ſich hier lediglich um die e n Gemeindefremder mit Gemeindeangehörigen 
in e Beziehungen, was die KO. Hann. luth. K. ſehr präzis ausdrückt, 
wenn fie § 10 jagt: die Forenſen „gelten in betreff des Wahlrechts als Mit- 
glieder der Kirchengemeinde“. Ebenſo Rehm a. a. O. S. 387; Jacobſon KR. 
©. 690 (6; Hinſchtus 412%, auch Erk. d. bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofes 
v. 3. Aug. 1880 bei Schmidt, G., Kirchenrechtl. Entſch. II S. 75 f. 

5) Davon macht auch die rhein.⸗weſtf. Provinzialkirche nur ſcheinbar eine 
Ausnahme, wenn ſie in § 2 ihrer KO. beſtimmt: „Der Wohuſitz in der Parochie be⸗ 
gründet die Einpfarrung und die daraus entſtehenden Rechte und Verpflichtungen 
für jeden ev. Glaubensgenoſſen. Mitglieder der Gemeinde ſind jedoch nur 
diejenigen, welche durch die Konfirmation oder auf ein eingereichtes Kirchenzeugnis 
in dieſelbe aufgenommen werden“. Denn die Einpfarrung bewirkt hier nicht nur 
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1) Die Frage, ob jemand ſeinen Wohnſitz in der Gemeinde hat, iſt 
nach allgemeinen Grundſätzen zu beurteilen. Demnach wird der Wohnfit 
begründet durch die tatſächliche Niederlaſſung an einem Orte, die vorge⸗ 
nommen wird mit der Abſicht, daſelbſt den dauernden Aufenthalt und 
den Mittelpunkt der Lebensverhälniſſe zu haben. ) 2) 


die Zugehörigkeit zum pfarramtlichen Verwaltungsbezirk und Unterſtellung unter 
den Parochialzwang, ſondern auch Gemeindeangehörigkeit in dem allgemeinen Sinn 
von Zugehörigkeit zur Korporation. Die Eingepfarrten haben nach § 3 Zuſ. ohne 
weiteres alle Pflichten der Gemeindeglieder, nur um zu den aktiven Rechten dieſer 
u gelangen, müſſen ſie ſich aufnehmen laſſen. Dieſe Aufnahme hat jedoch eine 
fel tändige Bedeutung nur für diejenigen, die nach ihrer Konfirmation die Ge⸗ 
meinde wechjeln, denn in der Gemeinde, in der man konfirmiert iſt, iſt die Auf⸗ 
nahme durch die Konfirmation bewirkt, ſodaß im Grunde die KO. hier doch nur 
in beſonderer Form der überall feſtgehaltenen Auffaſſung Ausdruck gibt, daß die 
aktiven Gemeinderechte erſt durch die Konfirmation erworben werden. Was aber 
die Aufnahme der Neuanziehenden anlangt, ſo hat auch dieſe rechtlich nicht die Be⸗ 
deutung einer Aufnahme in den Verband durch die Gemeinde, ſondern die der Feſt⸗ 
ſtellung, daß der ſich Meldende zur ev. Kirche gehört und als aktiver Chriſt am Ge⸗ 
meindeleben teilnehmen will. Daher ſie denn auch nicht durch beſondere Erklärung 
der Gemeinde, ſondern durch Einreichung eines Kirchenzeugniſſes des Pfarrers 
der Abzugsparochie oder nach Zuſ. 2 zu $ 2 auch durch glaubhafte Erklärung vor 
dem Pfarrer über die Zugehörigkeit zur ev. Kirche bewirkt wird. Mit der Aufnahme 
in die Gemeindeliſte, die andere neuere Kirchenordnungen (3. B. KO. öſtl. Prov. 
$ 34) kennen, hat die Aufnahme, von der § 2 ſpricht, entgegen der Annahme Fried⸗ 
bergs S. 2819 und Brauns i. d. Ztſchr. XXIII S. 332 18, nichts zu tun. Denn nach 
der rhein.⸗weſtf. KO. (§8 3, 10) find die gemäß § 2 Aufgenommenen garnicht te 
mittelbar wahlberechtigt, ſondern erſt wenn ſie ſelbſtändig und ſonſt qualifiziert ſind; 
u. Frauen können gemäß § 2 aufgenommen werden, während fie doch vom Wahl⸗ 
recht ausgeſchloſſen find. Auch die rhein.⸗weſtf. KO. kennt die Aufnahme in die 
Gemeindeliſte im Sinne der anderen KOrdngn., von ihr handelt aber nicht § 2, 
fondern § 23 Zuj. 5. Im übrigen vgl. über verſchiedene Erklärungen der jeder 
präziſen jur. Faſſung entbehrenden §8 2 u. 3 nebſt Zuſ. der KO.: Rehm, a. a. O. 
©. 246; Mejer Ztſchr. XXII S. 214; Köhler, Ev. KR., S. 42; Bluhme, Kodex 
(oben S. 8), S. 276, 283. 

1) Der Wohnſitzbegriff iſt hier, da er kirchenrechtlich nicht beſonders formu⸗ 
liert ift, in dem von Theorie und Praxis im allgemeinen feſtgeſtellten Sinn zu nehmen, 
den auch das BGB. anerkannt hat. — Der Beſchl. der IX. rhein. Syn. § 54, 116, 
nach dem zum Wohnſitz der längere Aufenthalt genügt, der e zu perſönl. 
Staats- u. Kommunalſteuern zur Folge gehabt hat, iſt völlig willkürlich. — Die hier 
intereſſierenden Beſtimmungen des BGB. find: § 7: Wer ſich an einem Orte 
ſtändig niederläßt, begründet an dieſem Orte ſeinen Wohnſitz. Der Wohnſitz 
kann greichgeifig an mehreren Orten beſtehen. Der Wohnſttz wird aufgehoben, 
wenn die Niederlaſſung mit dem Willen aufgehoben wird, ſie aufzugeben. § 8: 
Wer geſchäftsunfähig oder in der Se beſchränkt iſt, kann ohne 
den Willen ſeines geſetzlichen Vertreters einen Wohnſitz weder begründen noch auf- 
heben. § 10: Die Ehefrau teilt den Wohnſitz des Ehemanns. § 11: Ein eheliches 
Kind teilt den Wohnſitz des Vaters, ein uneheliches den Wohnſitz der Mutter, ein 
an Kindesſtatt angenommenes Kind den Wohnſitz des Annehmenden. Das Kind 
behält den Wohnſitz, bis es ihn rechtsgültig aufhebt —. Dieſe Sätze ſind ſchon 
vom ALR. anerkannt, das aus ihnen auch bereits die Konſequenzen für die 
Parochialangehörigkeit gezogen hat, wenn es II, 11 Ss 269 ff. beſtimmt, daß die 
Ehefrau zur Parochie des Mannes, die unter der Eltern Gewalt ſtehenden Kinder 
zur Parochie der Eltern gehören. Natürlich iſt Vorausſetzung für dieſe Zugehörig⸗ 
keit zur Parochie des Famienoberhaupts, daß Übereinſtimmung in der Konfeſſion 
vorhanden iſt. Daher beſtimmt das ALR. a. a. O.: Sit die Ehefrau „von einer ver⸗ 
ſchiedenen Religionspartei, jo gehört ſie der Regel nach in diejenige Parochie, 
welcher die übrigen Mitglieder ihrer eigenen Religionspartei in dem Bezirke, wo 
der Mann ſeinen Wohnſitz hat, unterworfen ſind“. „Kinder, die noch unter der 
Eltern Gewalt ſtehen, gehören zur Parochie desjenigen von den Eltern, in deſſen 
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2) Die Eigenſchaft eines evangeliſchen Konfeſſionsgenoſſen, wie fie 


Glaubensbekenntnis ſie unterrichtet werden, oder deren Religionspartei ſie gewählt 
aben“. „Sind dergleichen Kinder von einem anderen Glaubensbekenntniſſe als 
eide Eltern, jo finden die Vorſchriften $ 270, 271 (über die konfeſſionsfremde Ehe⸗ 

frau) Anwendung“. — Gleichzeitiger Wohnſitz in mehreren Gemeinden begründet 

mehrfache Gemeindeangehörigkeit. ALR. a. a. O. § 264. 

2) Mejer allerdings beſtreitet, daß dieſer gemeinrechtliche, die katholiſche 
Parochialangehörigkeit beftimmenbe Wohnſitzbegriff hier maßgebend ſei. Er weiſt 
darauf hin, wie im nachreformatoriſchen Territorialſtaat der bie . den für das 
öffentliche Recht ſich veränderte, und nimmt an, daß auch die mit dem Staat ver⸗ 
bundene evangeliſche Kirche in ihrem Recht von dieſer Veränderung betroffen ſei. 
Indem damals durch feſten Wohnſitz die Staatsangehörigkeit begründet und mit 
Rückſicht auf dieſe Bedeutung des Domizils ſein Erwerb von obrigkeitlicher Zu⸗ 
laſſung abhängig gemacht wurde, habe ſich die Auffaſſung gebildet, daß der Wohn⸗ 
ſitz nür in Geſtalt des Wohnrechts, d. h. des unentziehbaren Wohnrechts erworben 
werden könne, und das domicilium in dieſem Sinne ſei dann auch zum Erwerbe 
der Parochialität für erforderlich erachtet worden. Dieſer territorialiſtiſche Domizils⸗ 
begriff nun, fährt Mejer fort, müſſe für das Kirchenrecht ſolange fortgelten, bis 
er kirchengeſetzlich aufgehoben werde, das ſei aber bisher nicht erfolgt, vielmehr 
ſprächen auch die neuen K. Ordugn gerade wieder von ordentlichem, beſtändigem oder 
feſtem Wohnſitz und machten damit die Parochialmitgliedſchaft vom unentziehbaren 

ohnrecht abhängig. Nur inſofern hat ſich an dem altlandeskirchlichen Rechts⸗ 

1 nach Mejer etwas verändert, als durch Art. 3 Abſ. 3 der Reichs⸗Verf. 
as Wohnrecht für alle Reichsangehörigen an jedem Orte innerhalb des Reiches 

nicht erſt durch obrigkeitliche Erlaubnis, ſondern unmittelbar durch Geſetz begründet 

iſt, ſodaß nichtpreußiſche Deutſche durch einfache Niederlaſſung in einer preuß. 

Parochie in dieſer die Gemeindemitgliedſchaft erwerben, während Nichtreichsangehörige, 

die jederzeit ausgewieſen werden können, alſo des Wohnrechts entbehren, nach wie 

vor vom Erwerb der Mitgliedſchaft in einer deutſchen Kirchengemeinde ausgeſchloſſen 
find. — Schon wiederholt find dieſe Ausführungen Mejers angefochten; beſonders 
aber von Braun i. d. Ztſchr. XXII u. Rehm a. a. O. S. 379ff. überzeugend widerlegt 
worden. Zunächſt hat Mejer keinen Beweis dafür angetreten, daß der Domizils⸗ 
begriff des Territorialſtaatsrechts auch auf die kirchenrechtlichen 0riigt Böhe ange⸗ 
wandt worden ſei. Direkt gegen dieſe Annahme ſpricht aber die Autorität Böhmers, 
der in ſeinem jus 1 sect. III cap. 2 $ 9 am Beginn des 18. Ihdts. für 
das die Zugehörigkeit zur Parochie begründende Domizil nur actualis habitatio 
und animus perpetuo ibi remanendi verlangt, und ebenſo das am Ende des 

18. ShdtS. ſtehende AL R., das unter dem „Wohnſitz“, dem „ordentlichen, beſtändigen 

Wohnſtitz“, der die Parochialzugehörigkeit begründet, nicht Wohnrecht, ſondern dauernde 

Niederlaſſung im Gegenſatz zum „bloßen Aufenthalt“ verſteht: II, 11 §§ 260, 262, 

263, 264, 267, 268, 269, 270; Braun a. a. O. S. 429. Auch für das 19. Ihdt. 

läßt ſich eine Erſetzun des gemeinrechtlichen Domizilbegriffs im ev. KR. durch einen 

anderen nicht an. s iſt eine willkürliche Annahme Mejers, daß die neuen 

K. Ordngn., wenn fie vom Wohnſitz, geſetzlichem, ordentlichem oder feſtem Wohnſitz 

reden — von den preußiſchen ſpricht übrigens nur die KO. f. d. luth. K. zu Frkft. 

a. M. v. 1872 (Art 2) nicht vom „Wohnſitz“ ſchlechthin, ſondern von „geſetzlichem Wohn⸗ 

fig” — mit dieſen Ausdrücken nicht den Wohnſitz im tatſächlichen Sinne, ſondern 

das unentziehbare Wohnrecht bezeichnen wollen. Vgl. die treffenden Bemerkungen von 

Rehm a. a. O. S. 383 u. Braun a. a. O. S. 336. Von einem Wohnrecht iſt nur in 

der KO. Hann. luth. K. die Rede, wo es in $ 10 heißt: „Wahlberechtigt ſind alle ... 

Mitglieder der Kirchengemeinde, welche im Pfarrſprengel Wohnrecht haben, oder auf 

ihren Antrag vom KV. Wahlrecht erhalten“. Und dieſe Vorſchrift iſt gerade geeignet, 

Mejer zu widerlegen. Zunächſt kann das Wohnrecht, wenn es hier lediglich als 
eine Vorausſetzung der Wahlberechtigung der Gemeindemitglieder W wird, 

kein Eſſentiale der Mitgliedſchaft als ſolcher ſein, da dieſe das Wahlrecht nicht 

notwendig enthält. Sodann werden ja hier aber auch ausdrücklich den Mitgliedern 
der Kirchengemeinde mit Wohnrecht die Mitglieder ohne Wohnrecht gegenübergeſtellt, 
welch letzteren das Wahlrecht beſonders verliehen werden muß. Denn nur „voll⸗ 
jährigen männlichen Mitgliedern der Kirchengemeinde“, nicht etwa beliebigen Per⸗ 
ſonen, kann der KV. das Wahlrecht verleihen. Das folgt aus dem Wortlaut u. auch 
aus den Beratungen der KO.; vgl. Prot. der Vorſynode I S. 121—124. 
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erforderlich iſt zum ſelbſtändigen Erwerb der Gemeindemitgliedſchaft, iſt 
als begründet zu betrachten durch die Taufe und die Konfirmation in 
einer evangeliſchen Gemeinde. Daß die Taufe in der evangeliſchen Kirche 
erfolgt iſt, iſt nicht weſentlich, da die evangeliſche Kirche auch die Taufe 
anderer chriſtlicher Gemeinſchaften anerkennt. Es iſt aber auch die evan⸗ 
geliſche Taufe für ſich, ohne Konfirmation nicht hinreichend, jemand zum 
vollen Mitgliede der evangeliſchen Kirche und Gemeinde zu qualifizieren, 
indem zum Gebrauche des zweiten Sakraments, des heiligen Abendmahls, 
durch den die Zugehörigkeit zur evangeliſchen Kirche in der heiligſten Form 
betätigt wird, überall nur die Konfirmierten zugelaſſen werden. In der 
evangeliſchen Kirche Getaufte, aber noch nicht Konfirmierte, gehören wohl 
zur evangeliſchen Kirche und auch zu einer beſtimmten Gemeinde, aber 
doch nicht kraft eigenen Bekenntniſſes und eigener Willenserklärung, 
ſondern gemäß dem Willen der ihre religiöſe Erziehung beſtimmenden 
Perſonen. Sie ſind unſelbſtändige Glieder der Gemeinde, die ſich wohl 
üben ſollen in den Pflichten eines Gemeindegliedes, denen aber die Rechte 
der aktiven Mitgliedſchaft fehlen.!) — Übertretende erwachſene Nicht⸗ 
chriſten werden zu evangeliſchen Konfeſſionsgenoſſen lediglich durch die 
Taufe in der evangeliſchen Kirche, Bekenner anderer chriſtlicher Kon⸗ 
feſſionen (Katholiken) durch die Erklärung ihres Übertritts zur evan⸗ 
geliſchen Kirche. 

Unter der Zugehörigkeit zum Bekenntnis der Wohnſitz— 
gemeinde, welche die zweite Vorausſetzung des ſich von Rechtswegen 
vollziehenden Mitgliedſchaftserwerbes iſt, wird nun aber in den ver⸗ 
ſchiedenen Rechtsgebieten etwas verſchiedenes verſtanden, indem die Ge⸗ 
meindemitgliedſchaft bald allgemein an das evangeliſche Bekenntnis, ohne 
Rückſicht auf ſeine verſchiedene Ausgeſtaltung, bald ſpeziell an eins der 
evangeliſchen Sonderbekenntniſſe geknüpft iſt. a) Jenes iſt vor allem der 
Fall in Rheinland und Weſtfalen, wo lutheriſche, reformierte und 
unierte Gemeinden vorhanden ſind, in allen dieſen aber nach der Kirchen⸗ 
ordnung von 1835 „für jeden evangeliſchen Glaubensgenoſſen“ 
(alſo ohne Rückſicht auf ſeine Sonderkonfeſſion) durch Wohnſitznahme die 
Parochialität begründet wird und es ausdrücklich jedem auf Grund des 
Wohnſitzes Eingepfarrten verboten iſt, ohne Verlaſſen des Parochialbezirks 
eine andere Parochie zu wählen, ſelbſt wenn die, der er zugehört, nicht 
fein Sonderbekenntnis teilt.?) p) Dagegen hat das Prinzip der konfeſſionell 


1) Vgl. KO. Rh.⸗W. $ 3 u. Zuſ., auch Richter⸗Dove KR. S. 974, 1011; 
Friedberg KR. S. 239; Büff KR. S 141. 9 

2) KO. § 2 u. Zuſ. 3 u. 4, welch letzterer über die Wahl der Parochie in 
Orten mit Parochien verſchiedenen Bekenntniſſes beſtimmt, daß jedes an einen 
ſolchen Ort zuziehende Gemeindeglied verpflichtet iſt, innerhalb eines Vierteljahres 
nach ſeinem Anzuge zu erklären, welcher Parochie es angehören wolle; es müßte 
denn ſeine Angehörigkeit zu einer beſtimmten Parochie ſchon vorher durch eine 
darin empfangene pfarramtliche Handlung feſtgeſtellt ſein. 
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ungemiſchten Ortsgemeinden in den Kirchenordnungen der neuen Provinzen 
ſeine weitgehendſte Anerkennung erhalten. Die Kirchenordnungen für die 
Konſiſtorialbezirke Kaſſel, Wiesbaden und Frankfurt ſprechen es 
ausdrücklich aus, daß die Gemeindemitgliedſchaft durch den Wohnſitz in 
der Gemeinde nur für den begründet wird, der dem Bekenntnis derſelben 
angehört, ſofern nicht, wie für den Konſiſtorialbezirk Kaſſel und die 
lutheriſchen Landgemeinden Frankfurts beſondere Ausnahmen zugelaſſen 
ſind. 1) Die Kirchenordnungen für Schleswig-Holſtein und Hannover 
enthalten eine derartige Beſtimmung allerdings nicht. Allein wenn man 
bedenkt, daß ſie ausdrücklich als Ordnungen für die „evangeliſche 
lutheriſche“ oder die „evangeliſche reformierte“ Kirche erlaſſen find, 
daß alſo der Geſetzgeber hier nicht wie ſonſt eine verſchiedene Sonder⸗ 
konfeſſionen umfaſſende „evangeliſche“, ſondern eine konfeſſionell unge⸗ 
miſchte Geſamtkirche vor Augen gehabt hat, ſo wird man annehmen 
müſſen, daß er ſich auch die Einzelgemeinden als konfeſſionell ungemiſchte, 
nur aus Anhängern eines evangeliſchen Sonderbekenntniſſes beſtehende 
vorgeſtellt hat. In all dieſen Rechtsgebieten bleibt derjenige, der nicht 
das Sonderbekenntnis ſeiner Wohnſitzgemeinde teilt, außerhalb des Ge⸗ 
meindeverbandes derſelben, ſofern er nicht durch beſonderen Vertrag als 
Mitglied in ſie eingetreten iſt (vgl. unten S. 316), und die Praxis wird 
dem Geiſte der Kirchenordnungen nicht gerecht, wenn ſie auch die kon⸗ 
feſſionsfremden Neuanziehenden ohne weiteres als Parochianen behandelt, 
ſofern fie keinen Widerſpruch erheben. e) Ein drittes Rechtsgebiet endlich 
bilden die öſtlichen Provinzen, deren Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 


1) KO. Kaſſel § 1: „Die Kirchengemeinden der im Bez des Konf. zu K. be⸗ 
ſtehenden drei ev. Kirchengemeinſchaften (der ref., der luth. und der unierten [Hanau 
u. Fulda]) haben ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen Grenzen ey u 
verwalten. Mitglied der Kirchengemeinde iſt derjenige, welcher 1) ſeinen ont 
in der Gemeinde hat u. 2) dem Bekenntnis derſelben angehört. Abweichende - 
lokale Ordnungen werden aufrecht erhalten.“ KO. Wiesb. § 2: „Der Wohnſtitz 
im Kirchſpiele — deren es nach $ 1 luth., ref. u. durch gegenſeitige Übereinkunft 
unierte gibt — begründet für jeden Glaubensgenoſſen — d. h. nicht ſchlechthin 
jeden evangeliſchen Chriſten, ſondern für Na ſpeziellen Glaubensgenoſſen — die 
e Für den Konſ.⸗Bez. Frankfurt behauptet Förſter i. d. 
Ztſchr. XXXI S. 266, 284 ff. allerdings, daß hier jeder Neuanziehende, gleichgiltig, 
ob er Lutheraner oder Reformierter iſt, ſich zur Union bekennt oder nicht, ipso jure 
Mitglied der lutheriſchen Gem. wird, in der er ſeinen Wohnſitz nimmt, ſofern er nicht 
ausdrücklich ſeinen Eintritt in eine der ref. Perſonalgemeinden erklärt. Allein 
dieſe nicht weiter begründete Annahme iſt unzutreffend. Nach § 1 Abf. 2 der neuen 
KO. Frkft. bleibt der Bekenntnisſtand der luth. Gemeinden unberührt, d. h. er be⸗ 
ſtimmt ſich nach wie vor nach der GO. f. d. luth. Stadtgemeinde v. 1872 § 2 u. nach 
der KO. f. die luth. Landgemeinden v. 1889 § 1. Dieſe beiden verlangen aber für 
die Gemeindemitgliedſchaft ausdrücklich Zugehörigkeit zur ev. luth. Kirchengemein⸗ 
ſchaft, letztere allerdings mit der Hinzufügung, daß auch „Mitglieder der ref. und 
unierten Kirchengemeinſchaft, welche in der KGem. ihren Wohnſitz nehmen und der 
Gemeinde beitreten zu wollen erklären, durch dieſe Erklärung die Rechte und 
Pflichten eines Gemeindegliedes“ erhalten. Vgl. unten S. 314“. Die reformierten 
eh Frankfurts find Perſonalgemeinden, daher ſelbſtverſtändlich konfeſſtonell 
ungemiſcht. 
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ordnung die Frage der Bekenntnisvorausſetzung bei den Gemeindeange⸗ 
hörigen überhaupt nicht berührt. Daß auch hier jeder, der das Sonder⸗ 
bekenntnis der Gemeinde, in der er ſeinen Wohnſitz nimmt, teilt, ohne 
weiteres Gemeindemitglied wird, iſt ſelbſtverſtändlich. Und ebenſo iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß in Gemeinden, die von dem Kirchenregiment (nach 
Einführung der Union) ſchlechthin für alle evangeliſchen Einwohner des 
Bezirks ohne Berückſichtigung der Sonderbekenntniſſe errichtet ſind, jeder 
evangeliſche Glaubensgenoſſe die Mitgliedſchaft allein durch den Wohnſitz 
erwirbt.!) Dagegen wird dasſelbe nicht für denjenigen behauptet werden 
dürfen, der ſich in einer Gemeinde niederläßt, die ſich zu einer ihm fremden 
Sonderkonfeſſion bekennt, denn der Satz des älteren preußiſchen Rechts, 
daß der Wohnſitz für niemand die Zugehörigkeit zur Parochie einer 
anderen als derjenigen Religionspartei begründet, zu der er ſich ſelbſt 
bekennt,?) iſt hier nicht wie in den weſtlichen Provinzen durch die neue 
Kirchengeſetzgebung bezüglich der Angehörigen der verſchiedenen evangeliſchen 
Bekenntniſſe aufgehoben. Ein Konfeſſionsfremder iſt alſo in dieſen Kon⸗ 
feſſionsgemeinden nicht verpflichtet, Mitglied zu werden. Ob er zur 
Mitgliedſchaft berechtigt iſt, das richtet ſich nach der Stellung, die dieſe 
Gemeinden einem anderen Bekenntnis gegenüber einnehmen, und da iſt 
zu unterſcheiden zwiſchen den wenigen nicht unierten und den ſogenannten 
Konſenſusgemeinden einerſeits und den weitaus die Mehrzahl bildenden 
auf dem Boden der Verfaſſungsunion ſtehenden Gemeinden andererſeits. 
Letztere haben ſich verpflichtet, den Bekennern anderer evangeliſcher Kon⸗ 
ſeſſionen die Mitgliedſchaft zu gewähren,?) ſodaß dieſe durch Wohnſitz⸗ 
nahme und einfache Beitrittserklärung in den Gemeindeverband eintreten 
können.“) Für erſtere dagegen beſteht eine ſolche Verpflichtung nicht, und 
haben daher Konfeſſionsfremde ihnen gegenüber auch kein Recht auf Mit⸗ 
gliedſchaft, können dieſe vielmehr nur mit Einwilligung der Gemeinde, 
alſo durch Vertrag erwerben. 

1) Braun i. d. Ztſchr. XXI S. 419; Erk. d. RG. v. 22. Sept. 1881 (Entſch. i. 
3S. V S. 306) u. v. 12. Dez. 1882 (daſ. VI S. 233) u. dazu Erk. d. Ob. Trib. v. 
22. Febr. 1864 (KGBl. 1878 S. 172) u. Truſen S. 290/91. 

2) ALR. II, 11 §§ 261, 269, 270 ff. 

3) Vgl. oben S. 220 Z. 4. 

4) Erk. d. RG. v. 22. Sept. 1881 (Entſch. i. 3 S. V S. 303). Die Beitritts⸗ 
erklärung bedarf jedoch keiner Annahme ſeitens der Gemeinde, da dieſe als unierte 
den Konfeſſionsfremden die Mitgliedſchaft nicht verweigern kann. Es wird alſo die 
Mitgliedſchaft hier nicht durch Vertrag oder Aufnahme, ſondern — ebenſo wie für 
Angehörige der ref, oder unierten Kirchengemeinſchaft in den luth. Frankf. Land⸗ 
an — durch einjeitigen Beitritt 5 zu dem der Konfeſſionsfremde 

erechtigt, aber nicht verpflichtet iſt. Vgl. auch die Zitate bei Rehm a. a. O. 
S. 3511. Als Konfeſſionsfremder gilt aber einer luth.⸗unierten Gemeinde gegen⸗ 
über nicht ein Lutheraner, der die Union verwirft. Er wird mit der Wohnſitznahme 
Mitglied der Gemeinde und kann ſich dem nicht durch Verufung auf ſein ſpezftiſch 
lutheriſches Bekenntnis entziehen, denn die Gemeinde hat durch Beitritt zur Union 


nicht aufgehört lutheriſch zu ſein. Erk. d. Gerichtshofs für Entſch. der Kompetenz⸗ 
konflikte v. 8. Febr. 1868 (VM Bl. S. 108) u. v. 13. Nov. 1869 (VM Bl. 1870 S. 47). 
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3) Endlich ift zu beachten, daß, ſoweit nach dem Vorangehenden 
durch den Wohnſitz ipso jure die Mitgliedſchaft begründet wird, dieſe 
Norm eine zwingende doch nur für diejenigen ſein kann, die ſchon 
Glieder der Landeskirche (das Wort in dem oben ©. 3 feſtgeſetzten Sinne 
gebraucht) ſind, welcher die Wohnſitzgemeinde zugehört. Denn da die 
Landeskirchen niemand zwingen können ſich ihnen anzuſchließen, können ſie 
auch niemand, der noch nicht zu ihnen gehört, wider ſeinen Willen einer 
ihrer Gemeinden eingliedern. Die Anwendung der kirchlichen Norm, daß 
der Wohnſitz für den Konfeſſionsangehörigen die Einpfarrung begründet, 
auf einen aus dem Gebiet einer anderen Landeskirche Anziehenden iſt alſo 
bedingt durch die Einwilligung desſelben. Dieſe aber kann ſowohl aus⸗ 
drücklich wie auch ſtillſchweigend erklärt werden, und eine ſtillſchweigende 
Einwilligung wird beſonders auch dann angenommen werden können, 
wenn der Neuangezogene von der Kirchenverwaltung als Eingepfarrter 
behandelt wird — was in der Praxis meiſtens geſchieht, indem er ohne 
weiteres zu den Kirchenſteuern herangezogen wird — und dagegen keinen 
Widerſpruch erhebt.“) 

4) Dagegen tft weder die Staats- noch die deutſche Reichsangehörigkeit 
eine Vorausſetzung der Gemeindemitgliedſchaft. Keins der kirchlichen Ver⸗ 
faſſungsgeſetze nennt ſie als ſolche; und wenn auch für die Zeit, da das 
Landeskirchentum identiſch mit Staatskirchentum war, die Behauptung, 
daß Staatsfremde nicht Mitglieder landeskirchlicher Gemeinden ſein konnten, 
wohl aufgeſtellt und aus allgemeinen Erwägungen verteidigt werden 
konnte,?) fo läßt ſich aus dem heutigen Verhältnis von Staat und Kirche 
dieſer Satz doch in keiner Beziehung mehr ableiten.?) Die evangeliſchen 
Landeskirchen ſtehen nicht mehr im Dienſte der Staaten als Erziehungs⸗ 
anſtalten für die Untertanen, ſondern ſie haben den Staaten gegenüber 
eine ſelbſtändige Stellung als Heilsanſtalten der evangeliſchen Chriſtenheit, 
und es würde daher mit ihrem Weſen und Ziel in direktem Widerſpruch 


1) Ahnlich Friedberg Verf. R. S. 274 u. KR. S. 240. Vgl. auch Erk. des OLG. 
Hamburg v. 4. Jan. 1898 in Ztſchr. XXX S. 150, beſ. über die ſtillſchweigende 
Willenserklärung. A. M. Braun a. a. O. XXI S. 422 u. mit eigentümlicher Be⸗ 
ründung Rehm a. a. O. S. 398 ff., der annimmt, die Landeskirche beſitze eine 

ebietsgewalt wie der Staat und könne gleich dieſem beſtimmen, daß ihr angehöre, 

wer in ihrem Gebiet verweile. Allerdings kann die Kirche eine ſolche Norm auf- 
ſtellen, dieſelbe jedoch niemand gegenüber realiſieren, der nicht ſchon Glied ihres 
Verbandes iſt u. unter ihrer Verbandsgewalt ſteht. Die Kirche hat Verbandsgewalt 
über ihre Angehörigen, aber keine Gebietsgewalt, d. h. Zwangsgewalt gegenüber 
den in ihren Bezirk getretenen Perſonen ſchon wegen des Verweilens in demſelben, 
wie ſie der Staat beſitzt. Dieſe Zwangsgewalt iſt lediglich Staatsgewalt, die vom 
Staat wohl den politiſchen Gemeinweſen als ſeinen Organen, nicht aber den Kirchen 
zur Ausübung in ihrem Intereſſe übertragen iſt. 

2) Vgl. Rehm a. a. O. S. 391 ff. Ä 1 

3) Verfehlt daher auch Rieker in der württemb. Ztſchr. f. die freiw. Ge⸗ 
richtsbarkeit u. die Gemeindeverw., herausgegeben v. Jetter u. Fortenbach, 1888 
S. 147 ff. Dagegen mit Recht Rehm a. a. O. S. 401 ff. 
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ſtehen, wenn ſie den Eintritt in ihren Verband und ihre Gemeinden, über 
den ſie heute ſelbſtändig zu beſtimmen haben, von der Zugehörigkeit zu 
einem beſtimmten Staate abhängig machen wollten. Wenn aber die 
Staatsangehörigkeit nicht Vorausſetzung der Gemeindeangehörigkeit iſt, ſo 
kann es auch die Reichsangehörigkeit nicht ſein, indem dieſe eben auf 
Grund des Artikels 3 der Reichsverfaſſung an die Stelle jener getreten 
fein ſoll. ) 

II. Gegenüber dieſem ſich ipso jure mit der Wohnſitznahme voll⸗ 
ziehenden Mitgliedſchaftserwerbe ſteht die Begründung der Gemeinde- 
angehörigkeit durch beſonderen Akt, wie ſie urſprünglich in 
den reformierten Gemeinden unter dem Kreuz zur Ausbildung ge⸗ 
langt iſt.?) Dieſer Akt iſt die einfache Beitrittserklärung oder dieſe 
verbunden mit formeller Aufnahme ſeitens der Gemeinde. Er findet 
ſich z. Z. als die ordentliche Form des Eintritts noch bei den nieder⸗ 
ſächſiſch konföderiertens) und anderen reformierten Perſonalgemeinden.“) 
Überdies können außerordentlicherweiſe durch Erklärung und Aufnahme, 
deren Erteilung und Verſagung im Ermeſſen der Gemeinde liegt, nach 
mehreren Kirchenordnungen?) ſolche Perſonen die Gemeindemitgliedſchaft 
erwerben, die ſich in der Gemeinde aufhalten, aber wegen Mangels des 
Wohnſitzes die Gemeindeangehörigkeit nicht ipso jure erworben haben. 
Weiter iſt des Mitgliedſchaftserwerbes durch einen beſonderen Akt in den 
Kirchenordnungen nicht gedacht. Wir haben jedoch oben bereits darauf 
hingewieſen, wie dieſes die Form iſt, in der Konfeſſionsfremde die Mit⸗ 
gliedſchaft in einer Gemeinde erwerben können. Und zwar genügt da, wo 
die Kirchengemeinde verpflichtet iſt, ſolche Konfeſſionsfremde zuzulaſſen, 
die einſeitige Beitrittserklärung, während ſonſt ein Vertrag erforderlich iſt, 
d. h. Beitritts⸗ und Aufnahmeerklärung, die jedoch beide wie ausdrücklich, 
ſo auch in Form konkludenter Handlungen abgegeben werden können. 


1) So nach Mejer (vgl. oben S. 3112), dem ſich Köhler, Ev. KR. S. 40f., 
angeſchloſſen hat. 
2) Vgl. z. B. v. Hoffmann, D. Kirchenverfaſſungsrecht der niederländ. Ref. 


5 4) Vgl. z. B. bezügl. der ref. Gemdn. Frankfurts und Poſens: Foerſter 
1. d. Ztſchr. XXXI S. 290. Daß jedoch Eintritt durch Erklärung zum Weſen der 


der Parochialexemption durch G. v. 3. Juni 1876 [GS. S. 154] $ 1 bedeutungslos 
geworden). 
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Zwar iſt ein ſolcher Mitgliedſchaftserwerb durch Konfeſſionsfremde nirgends 
vorgeſehen, er iſt aber auch nirgends verboten und deshalb für zuläſſig 
zu erachten, ſofern er nicht gerade evangeliſchen Grundſätzen widerſpricht. 
Dies iſt jedoch nicht der Fall: Weder die Bekenntnisfreiheit des Einzelnen 
noch die der Gemeinde wird verletzt, wenn beide auf Grund freier Ver⸗ 
einbarung in Verbindung treten, und es iſt nur in evangeliſchem Sinne 
gehandelt, wenn eine Gemeinde einen Evangeliſchen aufnimmt, der nicht 
ihr Bekenntnis teilt, aber, weil es ihm an Gelegenheit zu gottesdienſtlicher 
Gemeinſchaft fehlt oder aus anderen Gründen, das Bedürfnis empfindet, 
ſich ihr anzuſchließen. Auch können auf dieſe Weiſe nicht nur Anhänger 
der beiden großen evangeliſchen Religionsparteien in konfeſſionsfremden 
Gemeinden die Mitgliedſchaft erwerben, ſondern auch Glieder kleinerer 
evangeliſcher Gemeinſchaften: wie Herrnhuter oder Altlutheraner Mitglieder 
einer landeskirchlichen Gemeinde werden, ohne zu deren Bekenntnis über⸗ 
zutreten. Es iſt nur erforderlich, daß der die Aufnahme Nachſuchende in 
der Gemeinde ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt!) hat und ſeinem Bekenntnis 
nach überhaupt auf evangeliſchem Boden ſteht; ein Katholik könnte nur 
durch Konfeſſionswechſel Mitglied einer evangeliſchen Gemeinde werden. 

III. Der Verluſt der Gemeindemitgliedſchaft tritt ein 1) durch 
Aufgeben des Wohnſitzes in der Gemeinde und 2) durch Austritt aus 
der evangeliſchen Kirche, mag dieſer nun mit Übertritt zur katholiſchen 
Kirche oder zu einer Sekte oder ohne ſolchen erfolgen. 3) Der Übergang 
von einer evangeliſchen Sonderkonfeſſion zur anderen dagegen hat in der 
rheiniſch-weſtfäliſchen Provinzialkirche und ebenſo in den für beide Kon⸗ 
feſſionen errichteten Gemeinden der öſtlichen Provinzen auf die Gemeinde⸗ 
mitgliedſchaft keinen Einfluß. In den Landeskirchen der neuen Provinzen 
hat er den Verluſt der Zugehörigkeit zur ſtreng konfeſſionellen Gemeinde 
zur Folge, ſodaß jene nur durch Vereinbarung aufrecht erhalten werden 
kann. Dasſelbe gilt für die wenigen nicht unierten und ſogen. Konſenſus⸗ 
gemeinden der öſtlichen Provinzen, während in den auf dem Boden der 
Verfaſſungsunion ſtehenden Gemeinden der Wechſel der evangeliſchen 
Sonderkonfeſſion dem Einzelnen nur ein Recht zum Austritt aus der 
Gemeinde gibt, nicht aber den Verluſt der Gemeindemitgliedſchaft von 
ſelbſt zur Folge hat. 4) Der Austritt aus der Gemeinde ohne Aufgabe 
des Wohnſitzes oder ohne gleichzeitigen Austritt aus der Konfeſſionskirche 
iſt ſelbſtverſtändlich da ausgeſchloſſen, wo jemand auf Grund des Wohn⸗ 
ſitzes und der Konfeſſion von Rechtswegen der Gemeinde angehört. Da⸗ 
gegen wird da, wo die Gemeindeangehörigkeit durch Vertrag begründet 
iſt, unbedenklich eine Aufhebung derſelben durch entgegengeſetzte Ver⸗ 

1) Auch an dem Erfordernis des Wohnſitzes wird gegenüber den oben S. 3165 


mitgeteilten Beſtimmungen einzelner KOrdugn. nicht feſtgehalten werden können, 
es wird vielmehr der Aufenthalt als hinreichend angeſehen werden müſſen. 
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einbarung herbeigeführt werden können. Die Frage aber, ob jemand, 
deſſen Mitgliedſchaft in einer Gemeinde nach objektivem Recht zwar un⸗ 
abhängig von dem Willen der Gemeinde, aber doch nur mit ſeinem Willen 
begründet werden konnte, dieſe Mitgliedſchaft durch einſeitige Erklärung 
wieder aufgeben kann, wird verſchieden zu beantworten ſein. Für die 
unierten Gemeinden der öſtlichen Provinzen iſt ſie zu bejahen: ein 
Reformierter, der ſich einer evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeinde angeſchloſſen 
hat, kann aus dieſer wieder austreten durch einſeitige Willenserklärung, 
weil er berechtigt, aber nicht verpflichtet iſt, dieſer Gemeinde anzugehören. 
Im übrigen — es kommen hier die oben S. 315 unter Ziffer 3 gedachten 
Fälle in Betracht — iſt ſie zu verneinen: Ein aus den alten Provinzen in eine 
lutheriſche Gemeinde Hannovers übergeſiedelter Lutheraner, der dieſer 
Gemeinde mit ſeinem Willen eingepfarrt iſt, kann ſich dieſer Mitgliedſchaft 
nicht durch Erklärung einer Willensänderung entziehen. Denn dadurch, 
daß er Mitglied einer hannoverſchen lutheriſchen Gemeinde geworden iſt, 
iſt er Mitglied der lutheriſchen Landeskirche Hannovers geworden und 
deren Recht unterworfen; nach dieſem aber gehört jeder Lutheraner ohne 
Rückſicht auf ſeinen Willen der lutheriſchen Gemeinde an, in der er ſeinen 
Wohnſitz hat. 

IV. Die Frage, ob jemand nach dem Vorangehenden zu einer 
beſtimmten Kirchengemeinde gehört, iſt eine öffentlich rechtliche 
und daher prinzipiell von den Verwaltungsbehörden zu entſcheiden. “) 
Zur Kognition des Zivilrichters kann ſie nur als Vorfrage kommen, ſofern 
der Richter über Rechte und Verbindlichkeiten zu entſcheiden hat, die die 
Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Gemeinde zur Vorausſetzung haben, und 
dies iſt nur in ſehr beſchränktem Umfange hinſichtlich der Beitragspflicht 
der Fall. Zum ſelbſtändigen Gegenſtand eines Zivilprozeſſes aber, wie 
er im Klageantrag zum Ausdruck kommt, kann ſie niemals gemacht 
werden.?) 

V. Der Inhalt der aktiven Gemeindemitgliedſchaft (vgl. oben 
S. 3121) beſteht in der Verpflichtung, die Gnadenmittel der Kirche in der Ge⸗ 
meinde fleißig zu gebrauchen, ein erbauliches Leben zu führen, ſich der beſtehenden 
Kirchenordnung zu unterwerfen und die für die kirchlichen Bedürfniſſe er⸗ 
forderlichen Beiträge zu leiſten — und in dem Recht, an allen kirchlichen 
Gnadenmitten, Anſtalten und Gerechtſamen teilzunehmen, die Dienſte der 

1) Über die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte in einzelnen füddeutſchen 
Staaten, insbeſ. in Bayern vgl. Sartorius, Die ſtaatl. Verwaltungsgerichtsbarkeit 
auf dem Gebiete des KR., München 1891, S. 31 ff. 

2) Vgl. hier zunächſt Stölzel, O., Rechtsweg u. Kompetenzkonflikt in Preußen, 
Berlin 1901, S. 174%, S. 147 ff. und die von einander abweichenden Erkenntniſſe 
des RG. v. 22. Sept. 1881 (Entſch i. ZS. V S. 300 ff.), und des Gerichtshofs für 
Entſch. der Kompetenzkonflikte v. 14. April 1883 (KG Bl. S. 123, 127) und die da⸗ 


ſelbſt zit. älteren Erkenntniſſe, insbſ. Erk. v. 8. Febr. 1868 (Juſt. M Bl. ©. 108), 
v. 10. Okt. 1896 (KGBl. 97 S. 8), v. 29. Juni 1901 (KGBl. ©. 71 und 1902 ©. 13). 
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Kirchenbeamten in Anſpruch zu nehmen!) oder auch Einwendungen gegen 
deſignierte Geiſtliche zu erheben.?) 


B. Die wahlberechtigten Gemeindemitglieder insbeſondere. 


Aus der Geſamtheit der Gemeindemitglieder heben ſich als beſonders 
berechtigt diejenigen heraus, die zur Teilnahme an der Selbſtverwaltung 
der Gemeinde berufen find, indem fie die Organe der Gemeinde wählen 
oder ſelbſt zu Gliedern dieſer gewählt werden können. Dieſe Teilnahme 
an der Selbſtverwaltung iſt für die Gemeindemitglieder überall noch von 
der Erfüllung beſonderer Vorausſetzungen abhängig gemacht, die wiederum 
für die aktive und paſſive Wahlfähigkeit nicht die gleichen ſind. 

I. Das aktive Wahlrecht beſitzen die Gemeindemitglieders) männlichen 
Geſchlechts, welche g 


1) KO. Rh.⸗W. $ 3; Niederſ. konſ. G. § 73; Hohenz. Vorbemerkung. 

2) Vgl. z. B. AE. v. 2. Dez. 1874 betr. das in $ 32 KO. öſtl. Prov. vor⸗ 
geſehene Pfarrwahlrecht (GS. S. 355) § 8 und dazu Hinſchius S. 315 m oder Bek. 
des Hann. Kult.⸗Min. v. 7. Juni 1865 (Lohmann II S. 98) 8 5. 

3) Zu den Gemeindemitgliedern gehören auch: a) die Geiſtlichen. Auch ſie 
find daher wahlberechtigt, ſofern fie die oben aufgezählten Vorausſetzungen (insbeſ. 
wird es ſich um Ziffer 5 handeln) erfüllen. Man kann den Geiftlichen nicht deshalb 
das aktive Wahlrecht abſprechen, weil die KOrdngn. die wahlberechtigten Gemeinde⸗ 
mitglieder unter gewiſſen Vorausſetzungen allgemein für wählbar erklärt haben, 
die Geiſtlichen aber weder zu Alteſten noch zu Vertretern der Gemeinde De 
werden können (jo EO. v. 27. Dez. 1873 und 30. Nov. 1876 [AH. 22 S. 276, 
KGBl. 1 0 S. 51, 116, 117] u. ihm folgend Hinſchius S. 18766). Sie find 
nicht deshalb von dieſen Stellen ausgeſchloſſen, weil ihnen das aktive Wahlrecht, 
als Vorausſetzung der Bekleidung derſelben, fehlt, ſondern weil ſie ſchon kraf 
ihres Amtes Mitglieder der kirchlichen Kollegien ſind. Auch die nicht ausſcheidenden 
Alteſten u. Gemeindevertreter ſind nicht wählbar in das Kollegium, dem ſie bereits 
angehören, und doch wird man ihnen deshalb nicht das aktive Wahlrecht abſprechen 
wollen. In der Praxis werden die Geiſtlichen heute überall zur Ausübung des 
aktiven Wahlrechts zugelaſſen. Auch der OK R. erkennt jetzt entgegen feiner früheren 
Anſicht an, daß den Geiſtlichen mangels beſonderer geſetzlicher Vorſchrift dieſes 
aktive Gemeinderecht nicht verſagt werden kann, wenn er in dem durch die Beſchlüſſe 
der 1. ord. Gen.⸗Syn., die ſich entſchieden für das Wahlrecht der Geiſtlichen aus⸗ 
ſprach (Verh. S. 42 ff.) veranlaßten Zirk. E. v. 19. Aug. 1882 (KGBl. S. 71) erklärt, 
es dem eigenen pflichtmäßigen Ermeſſen der Geiſtlichen überlaſſen zu wollen, ob 
und in wieweit ſie ohne Gefährdung ihrer amtlichen Stellung in der Gemeinde an 
den Wahlabftimmungen glauben teilnehmen zu können. Ebenſo tritt in der 
Litteratur die herrſchende Meinung für das Wahlrecht der Geiſtlichen ein, vgl. be⸗ 
ſonders Bierling i. d. deutſch⸗ev. Blättern 2. Jahrg. S. 211; ferner Mommſen 
u. Chalybaeus S. 21; Zorn KR. S. 3814; Rieker, Die rechtl. Natur d. ev. 
Pfarramts, Lpzg. 1891, S. 372; Rehm i. d. Ztſchr. XXIV S. 2061, hier richtige Be⸗ 
merkungen gegenüber Friedberg, der (S. 283) zur Verneinung des Wahlrechts der 
Geiſtlichen neigt. Die von Frantz, A., in feinem Aufſatz, Die Wahlberechtigung der 
Geiſtlichen bei den kirchl. Gemeindewahlen, Marb. 1885, der übrigens eine gute Über⸗ 
ſicht über die Stellungnahme des OKR. u. der Synoden zu dieſer Frage gibt, gegen 
die e e d er gemachten Momente find durchaus nicht überzeugend, 
auch nicht die aus K. O. öſtl. Prov. § 34 entnommenen, auf die er ein beſonderes 
Gewicht legt. Daraus, daß die KO. von der Verpflichtung der Wähler, ſich zur 
Wählerliſte anzumelden, für den Pfarrer keine Ausnahme macht, dieſe Anmeldung 
aber für den Pfarrer keinen rechten Sinn hat, auch einzelne Fragen des Anmelde⸗ 
formulars, wie die nach der Selbſtändigkeit, auf ihn nicht paſſen, kann doch noch 
nicht die Abſicht der KO., ihn von dieſem Recht auszuſchließen, hergeleitet werden. 
Ebenſo kann nicht zugegeben werden, daß die KO., wenn ſie die Geiſtlichen hätte zum 
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1. ein beſtimmtes Lebensalter, als das teils die Volljährigkeit, !) teils 
das vollendete 24.2) oder 25.3) Lebensjahr angegeben iſt, erreicht haben, 

2. ſelbſtändig, d. h. wirtſchaftlich unabhängig und in der Verfügungs⸗ 
fähigkeit über ihr Vermögen nicht beſchränkt ſind.“) Daher ſollen nach 
den Kirchenordnungen als ſelbſtändig gelten diejenigen, welche einen eigenen 
Hausſtand haben, oder ein öffentliches Amt bekleiden, oder ein eigenes (für 
fi und auf eigene Rechnung betriebenes) Geſchäft führen,?) während als 


Wahlrecht zulaſſen wollen, eine Ausnahme von der Vorſchrift, welche einjährigen 
Wohnſitz in der Gemeinde für dasſelbe fordert, hätte machen müſſen, da dieſe Vor⸗ 
ſchrift für die Geiſtlichen „gar keinen Sinn haben“ kann. Sie hat = ſie denſelben 
Sinn wie für die anderen Gemeindemitglieder: fie ſollen erſt wählen, nachdem ſie 
durch längeren Aufenthalt in der Gem. ſich eine genügende ee er⸗ 
worben haben. — Ob es zweckmäßig iſt, die Geiſtlichen zum Wahlrecht zuzulaſſen, 
iſt eine kirchenpolitiſche Frage, aus der nicht hier die Beurteilung des gegenwärtigen 
Rechtszuſtandes entnommen werden kann. 

b) der Patron, ſofern er im Gemeindebezirk wohnt und auch in konfeſſioneller 
Beziehung die Vorausſetzungen der Gemeindemitgliedſchaft erfüllt. — Daß er als 
ſolcher nicht Mitglied der Gem. iſt, iſt ſelbſtverſtändlich, jedoch nicht immer un⸗ 
bezweifelt geweſen, vgl. Erk. d. Ob.⸗Trib. v. 20. Okt. 1865 (Striethorſt Arch. LXT 
S. 140) u. v. 28. Juni 1878 (Entſch. LXXXII S. 119). — Wo der Patron Gemeinde⸗ 
mitglied iſt, iſt er als ſolches auch wahlberechtigt, ohne dieſe Qualität nur ausnahms⸗ 
weile nach KO. öſtl. Prov. $ 34 Abſ. 3. 

1) KO. Schl.⸗H. § 8; Hann. luth. K. $ 10. Unter Volljährigkeit iſt zu ver⸗ 
ſtehen für Schlesw.⸗Holſt. das vollendete 21. Lebensjahr; dies war in Schlesw.⸗Holſt. 
das Alter der Volljährigkeit ſchon ſeit 1837 (Stobbe, Deutſches Priv. R. 1 S. 290), 
auch kommt in Betracht, daß die ſchlesw.⸗holſt. KO. nach dem RG. v. 17. Febr. 
1875 ae ben iſt, ſie alſo präſumtiv den hier für ganz Deutſchland fixierten Voll⸗ 
jährigkeitsbegriff angenommen hat. Auch für die hann. luth. K. ſoll, wie allgemein 
behauptet wird, Volljährigkeit jetzt Vollendung des 21. Lebensjahres bedeuten, indem 
infolge des RG. v. 1875 dieſer Termin der Volljährigkeit an Stelle der alten 
Volljährigkeitstermine getreten ſei (Friedberg S. 276%; Lohmann II S. 1272). 
Dieſe Annahme iſt jedoch nicht unbedenklich. Die hann. KO. v. 1864 hat das Alter vor 
Augen, welches 3. 3. ihres Erlaſſes in ihrem Geltungsgebiet das Alter der Voll 
jährigkeit war, und nichts berechtigt zu der Annahme, daß das RG. auch die Be⸗ 
ſtimmungen älterer Kirchengeſetze hat abändern wollen. 

2) KO. öſtl. Prov. § 34, Rh.⸗W. § 21; Hann. ref. K. § 36; Wiesb. § 24; 
Hohenz. § 31. 5 

3) KO. Kaſſel § 25; Frkft. § 22; Niederſ. konſ. Gem. § 75. 

4) Es iſt hier die wirtſchaftliche und vermögensrechtliche Selbſtändigkeit er⸗ 
forderlich — wie fie die ſtaatlichen Gemeindeordnungen für das politiſche Bürger 
recht fordern — nicht nur die kirchliche, die durch die Konfirmation erlangt wird. 

5) KO. öſtl. Prov. § 34; Rh.⸗W. § 21; Hann. ref. K. 8 36; Kaſſel § 25; 
Wiesb. § 35; Hohenz. § 31. Als ſelbſtändig gilt auch, wer ein Gewerbe für 
Rechnung aller oder einzelner Mitglieder ſeiner Familie führt, z. B. der Sohn, der 
das auf die Mutter u. ſeine Geſchwiſter übergegangene väterliche Geſchäft führt. — 
Wer ein öffentliches (Staats- oder Kommunal.) Amt bekleidet, oder ein eigenes 
Geſchäft führt, iſt ſelbſtändig, auch wenn er keinen eigenen Haushalt hat. — Zum 
eigenen Haushalt würde nach dem gewöhnlichen e der Beſitz alles 
deen gehören, was zur Einrichtung einer häuslichen Wirtſchaft erforderlich iſt, 
mindeſtens der Beſitz eigener Möbel und anderer zu häuslichen Bedürfniſſen be⸗ 
ſtimmter Geräte. Allein indem nach allgemeiner Rechtsanſchauung der Begriff der 
Selbſtändigkeit ein weiterer iſt, die KOrdngn. ſelbſt aber den Ausdruck „eigener 
Hausſtand“ nicht definiert haben, wird man auch dieſen nicht im engſten Sinne 
auffaſſen dürfen. Es iſt deshalb hier unter einem „eigenen Hausſtande“ nicht eine 
eigene Haushaltung oder Wirtſchaftsführung, ſondern die in der Nichtzugehörig⸗ 
keit zu einer fremden Haushaltung erkennbare wirtſchaftliche Unabhängigkeit 
zu verſtehen. Dieſe liegt auch dann vor, wenn Perſonen auf Grund eines Ver⸗ 
trages gegen entſprechende Bezahlung als Mieter oder Koſtgänger bei einer Familie 
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unſelbſtändig anzuſehen find, die unter Kuratel oder in Koſt und Lohn 
eines Anderen ſtehen oder ſich im Konkurs befinden,!) die im letzten Jahre 
vor der Wahl öffentliche Armenunterſtützung?) oder Erlaß der Staats⸗ 
ſteuern oder der kirchlichen Beiträge?) genoſſen haben, 

3. zu den Kirchenlaſten beitragen;*) wo das Wahlrecht nicht an die 
Beitragsleiſtung ſchlechthin geknüpft iſt, ſind doch diejenigen von der Aus⸗ 
übung desſelben ausgeſchloſſen, welche faktiſch zu den Kirchenſteuern ver⸗ 
anlagt, mit der Bezahlung der Steuer aber über ein Jahr im Rückſtande find,?) 


leben und ſo zwar tatſächlich, aber nicht rechtlich im Hausſtande der letzteren leben, 
während fie nicht anzunehmen iſt, wenn im Dienft- oder Engagementsverhältniſſe 
ftehende Perſonen für ihre Dienſte ohne oder neben dem Gehalt von ihrem Arbeit- 
geber freie Wohnung und Lebensunterhalt erhalten en Dienſtboten). — 
Verhältniſſe der letzteren Art bezeichnen die KOrdngn. Kaſſel, Schlesw.⸗Holſt. u. 
Hann. luth. K., von denen die beiden letzten einen „eigenen Hausſtand“ nicht aus⸗ 
drücklich fordern, mit „im Hauſe u. Brote“ oder „in Koſt u. Lohn eines Anderen“ 
ftehen, was dann eben ein Charakteriſtikum unſelbſtändiger Perſonen iſt. — Vgl. 
Erk. d. OVG. v. 6. Apr. 1882 u. v. 8. Okt. 1886 (Entſch. VIII S. 129, XIV S. 170). 
Danach können auch Chambregarniſten ſelbſtändig ſein, auch Geſellen, die nicht zur 
Haushaltung des Meiſters gehören. 

1) Vgl. die in vorangehender Anm. zit. §§ u. KO. Kaſſel § 26; Schl.⸗H. § 9; 
Hann. ref. K. § 37; Frkft. § 23. Wenn die KO. Hann. luth. K. auch noch die unter 
väterlicher Gewalt Stehenden ausdrücklich für unſelbſtändig erklärt, ſo hat dies 
keine ſelbſtändige Bedeutung mehr, da die väterliche Gewalt heute mit der Voll⸗ 
jährigkeit erliſcht (BGB. § 1626), deren Erlangung auch hier jedenfalls Voraus- 
ſetzung des Wahlrechts iſt. 

2) KO. öſtl. Prov., Hohenz. a. a. O.; Kaſſel § 25; Schl.⸗H. § 9; Hann. 
ref. K. § 36; Frkft. $ 22. Etwas abweichend Hann. luth. K. § 10 u. Niederf. 
konſ. Gem. a. a. O., welche nur verlangen, daß der Wahlberechtigte nicht ſtändig 
aus Armenmitteln unterſtützt wird oder daß er kein Almoſenempfänger iſt. 

i 3) KO. öſtl. Prov., Hohenz. a. a. O., Schl.⸗H. § 9. Nur der Erlaß kirchlicher 
Abgaben bewirkt die Unſelbſtändigkeit nach KO. Kaſſel $ 25, Hann. ref. K. $ 36, luth. 
K. § 10 (hier fällt nur der gegenwärtige Erlaß der kirchl. Beitragsleiſtung ins 
Gewicht). Übrigens wird die Unſelbſtändigkeit nur durch einen wirklichen Erlaß 
der Steuern bewirkt; ein ſolcher liegt aber bei denen nicht vor, die, weil ſie ein zu 
eringes Einkommen beſitzen, überhaupt nicht zur Steuer herangezogen ſind. 
Solche ſteuerfreien Perſonen ſind ſelbſtändig wahlberechtigt, ſofern die KO. die 
Wahlberechtigung nicht noch ausdrücklich von der Zahlung von Beiträgen abhängig 
macht; vgl. die flgde. Anm. 

4) Dies verlangen nur: KO. Rh.⸗W. $ 21 (jedoch kann die Gemeindevertretung 
einzelne Klaſſen der Gemeinde von der Beitragspflicht durch Beſchluß freilaſſen, 
ohne daß deren Wahlrecht erliſcht); Frkft. $ 22 (wer keine Kirchenſteuer entrichtet, 
kann das Wahlrecht durch Zahlung eines freiwilligen jährlichen Beitrags an die 
Kirchenkaſſe von mindeſtens 50 Pf. gewinnen); Hann. luth. K. § 10 Abf. 2—4 (be- 
ſchränkte Beitragsleiſtung kann hier ein beſchränktes Wahlrecht begründen, jedoch nicht 
für die Volksſchullehrer, die, wenn überhaupt wahlberechtigt, ſtets das volle Stimm⸗ 
recht haben ſollen; vgl. Lohmann J S. 19, 20 u. Prot. d. Vorſynode J S. 435 ff., II 
S. 47, 48); Hann. ref. K. § 36 Abſ. 2 u. 3 (hier kann das Wahlrecht von der Zahlung 
von a abhängig gemacht werden in denjenigen Gemeinden, in denen die 
nicht aus kirchlichem Vermögen gedeckten Bedürfniſſe durch freiwillige Beiträge 
gedeckt werden); Schlesw.⸗Holſt. $ 8 (fordert Beitragsleiſtung zu den Kirchenlaſten 
oder dir. Staatsſteuern). — In den Geltungsgebieten 15 KOrdngn. ſind, ſoweit 
das Wahlrecht an die Beitragsleiſtung geknüpft iſt, alle von demſelben ausge⸗ 
ſchloſſen, die tatſächlich keine Beiträge leiſten, auch diejenigen, die wegen zu geringen 
Einkommens garnicht ſteuerpflichtig ſind. N 

5) KO. öſtl. Prov. § 34 letzt. Abſ.; Hohenz. $ 31; Kaſſel $ 26; Wiesb. § 35; 
Hann. ref. K. § 37 (gilt f. Gemdn., auf die § 36 Abſ. 2 nicht Anwendung findet); 
Frkft. § 23, vgl. jedoch vorangehende Anm. 


Schoen, Kirchenrecht. ; 21 
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4. ſich im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, für deren 
Verluſt die Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs, SS 32 ff., maßgebend find; 
ſich auch nicht wegen eines Verbrechens oder Vergehens in Unterſuchung 
befinden, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich 
ziehen kann, ) 

5. ſeit mindeſtens einem Jahr ihren Wohnſitz in der Gemeinde 
haben. Nur die Kirchenordnung für die lutheriſche Kirche Hannovers 
verlangt ſtatt deſſen Wohnrecht in der Gemeinde, was heute aber alle Reichs⸗ 
angehörigen beſitzen (vgl. oben Seite 3112), ſofern fie nicht aus beſonderen 
Gründen nach dem Freizügigkeitsgeſetz ausweisbar find, ?) 

6. nicht „durch Verachtung des göttlichen Wortes?) oder unehrbaren 
Lebenswandel ein öffentliches, noch nicht durch nachhaltige Beſſerung ge⸗ 
ſühntes Argernis gegeben“ ?) und auch nicht die ſpeziellen kirchlichen 
Pflichten verletzt haben, deren Verletzung die Kirchengeſetze mit Verluſt 
des Wahlrechts bedrohen. Solche Pflichten aber verletzt: 1. wer ſein 
Kind taufen) oder konfirmieren7) zu laſſen ſich beharrlich weigert; 2. wer 
ſeine Ehe kirchlich trauen zu laſſen verſchmäht, oder eine Ehe ſchließt, 
für die nach den Vorſchriften der Trauungsordnung die Trauung verſagt 
werden muß; s) 3. wer ſich verpflichtet, feine ſämtlichen Kinder der 


1) Hier tritt Suspenſion des Wahlrechts ein bis zur Beendigung des Straf⸗ 
verfahrens. In Unterſuchung befindet ſich derjenige, gegen den das Hauptverfahren 
eröffnet iſt, R. Str. P. O. § 196 ff., nicht ſchon derjenige, gegen den erſt das Ermittelungs- 
verfahren oder die Vorunterſuchung eingeleitet iſt. Hinſchius S. 188", 2567; 
Erk. d. OVG. v. 13. Sept. 1889 (Entſch. XVIII S. 1 ff.). 

2) Vgl. Braun i. d. Ztſchr. XXII S. 3347; Lohmann II S. 1272. 

3) Vgl. RG. v. 1. Nov. 1867 u. Preuß. G. über die Aufnahme neuan⸗ 
ziehender Werfonen v. 31. Dez. 1842 und dazu Meyer, G., Verw.⸗R. 2. Aufl. I 
S. 118 ff. — Die Vorſchrift der KO. daß nicht wohnberechtigten Gemeindemit⸗ 
gliedern bei Vorhandenſein der übrigen Vorausſetzungen das Wahlrecht vom 
K. V. beigelegt werden kann, hat gegenüber der heutigen Ausdehnung der 
Wohnberechtigung ihre Bedeutung verloren. 

4) Darüber, daß eine ſolche in der bloßen Unkirchlichkeit, d. h. der Fern⸗ 
haltung von dem Gottesdienſt und den Sakramenten noch nicht zu finden iſt, vgl. 
EO. v. 13. Dez. 1873 (AH. 22 S. 272). 

5) KO. öſtl. Prov. u. Hohenz. a. a. O.; Hann. luth. K. § 10; ref. K. § 37; 
Schl.⸗H. § 9; Wiesb. § 35. Denſelben Satz enthalten die KOrdngn. für Kaſſel 
§ 26 u. Frkft. § 23, nur daß hier der Verachtung des göttl. Wortes gleichgeſtellt 
iſt die Verachtung „der Sakramente und der kirchl. Trauung“, die in den 
anderen Landeskirchen durch beſondere KGeſetze mit Verluſt des Wahlrechts bedroht 
iſt; vgl. flgde. Anm. In der rhein.⸗weſtf. KO. findet ſich dieſer Satz nicht, ſie erklärt 
jedoch § 21 Zuf. 1 das Presbyterium ganz allgemein für befugt, einem Gemeinde⸗ 
gliede wegen gegebenen öffentlichen Argerniſſes das Wahlrecht zu entziehen; insbef. 
werden Verſtöße gegen die Pflichten nach § 3 der KO. in Betracht kommen. Ebenſo 
KO. d. niederſ.⸗konf. Gemdn. $ 69. 

6) Vgl. f. Altpreußen KG. 30. Juli 1880 (KG Bl. S. 116, Goßner 431) 
8 4; f. Schlesw.⸗Holſt. KG. v. 31. Mai 1880 (KGG Bl. Ki. S. 48, Chalybaeus S. 310) 
§ 3; f. den Konſ. Bez. Wiesb. KG. v. 10. Dez. 1884 (KGBl. W. S. 87) § 5; 
Kaſſel KO. § 26; Frkft. KO. § 23. h ; 

5 7 00 f. wi u. den Konſ Bez. Wiesb. die vorſtehend zit. Geſetze § 6 
ezw. 7 u. das f. 

8) So das zit. KG. f. Altpreußen § 5,7, (Verluſt des aktiven Wahlrechts bet 

Abſchluß einer kirchenordnungswidrigen Ehe nur „in ſchweren Fällen“); Wiesb. $ 9. 
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religiöſen Erziehung in einer nicht evangeliſchen Religionsgemeinſchaft zu 
überlaſſen, oder ohne formelle Verpflichtung dies tatſächlich tut; !) 
4. wer ohne rechtlichen Grund die Annahme des Alteſtenamtes verweigert 
oder das Amt ohne ſolchen niederlegt. ?) 

Fällt bei einem wahlberechtigten Gemeindemitgliede eine der unter 
2, 3 und 4 erwähnten Vorausſetzungen weg, ſo tritt damit für dasſelbe 
ipso jure Ausſchluß von der Ausübung des Wahlrechts ein, bis die Vor⸗ 
ausſetzung wieder gegeben: der Konkurs beendet, die Kirchenſteuer bezahlt, 
die Zeit, für welche die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt waren, abge⸗ 
laufen iſt u. ſ. w. Die unter Ziffer 6 erwähnten Pflichtverletzungen be⸗ 
wirken dagegen nicht überall von ſelbſt den Ausſchluß vom Wahlrecht, 
ſondern dieſer muß nach einzelnen Kirchengeſetzen vom Kirchenvorſtand 
beſonders erklärt werden.“)) Und ebenſo gewinnt derjenige, der infolge 
ſolcher Pflichtverletzung des Wahlrechts verluſtig gegangen iſt, dasſelbe 
nicht von ſelbſt wieder, wenn er die verſäumte Pflicht nachholt, oder, wo 
ſolches nicht tunlich, doch durch nachhaltige Führung eines gottesfürchtigen 
Wandels das gegebene Argernis gehoben hat; ſondern die kirchliche Voll⸗ 
berechtigung muß ihm durch einen beſonderen Beſchluß der kirchlichen 
Organe erſt wieder beigelegt werden.“) 

II. Die paſſive Wahlfähigkeit ſetzt die aktive voraus, iſt aber 
regelmäßig an die Erfüllung noch weiterer Vorausſetzungen als dieſe 


Ferner f. Schlesw.⸗Holſt. KG. v. 25. Mai 1880 (KGBl. Ki. S. 46; Chalybaeus 
©. 666) § 6; f. Hann. luth. K. KG. v. 6. Juli 1876 (Ebhardt 3. 997 S. 599, 
Loh mann II S. 285) $ 8; hann. ref. K. KG. v. 13. Sept. 1892 (KGBl. A. S. 73) 
§ g; f. Kaſſel u. Frkft. KO. a. a. O. 

1) Vgl. d. zit. KG. f. Altpreußen § 6; die KGeſetze f. Schlesw.⸗Holſt. (25. 
5. 80) §§ 2, 4 und Wiesb. $ 10 verweigern im Falle eines ſolchen Verſprechens bet 
der Eheſchließung die Trauung u. führen dadurch indirekt den Verluſt des Wahlrechts 
herbei. Letzteres ſchließt auch den vom Wahlrecht aus, der feine Kinder der religi- 
öſen Unterweiſung in der Landeskirche entzieht. 

2) KO. öſtl. Prov. § 41 Abſ. 2; Hann. luth. K. § 20; ref. K. § 43 Abi. 3; 
Schl.⸗H. § 17 Abf. 3; Wiesb. § 41 Abf. 3; Kaſſel $ 32 Abſ. 3; Frkft. § 29 Abſ. 3. 

3) So iſt zum Verluſt des Wahlrechts ein Verfahren und ein Spruch des 
Gemeindevorſtandes erforderlich nach den Geſetzen f. Altpreußen u. Wiesb., während 
er ipso jure eintritt nach den Geſetzen f. Hann. u. Schlesw.⸗Holſt. Die Folge davon iſt, 
daß in Altpreußen ein Gemeindemitglied, welches ſich eine ſolche Pflichtverletzun 
hat 1 7 kommen laſſen, wählen kann, bis ihm das Wahlrecht ausdrückli 
aberkannt iſt, während in Hannover die Wahl, an der ein ſolches Mitglied teil- 
5 hat, anfechtbar iſt, ſelbſt wenn der K. V. das Mitglied in die Wähler⸗ 
iſte aufgenommen hatte; vgl. Lohmann II ©. 304°. 

4) Gegen den das Wahlrecht entziehenden Beſchluß des K. V. ſteht dem Be⸗ 

troffenen der Rekurs an die nächſte Synode bezw. deren Vorſtand zu. Wo das 
Recht ohne beſonderen Beſchluß verloren geht, iſt die Vorausſetzung für das Rechts⸗ 
mittel erſt gegeben, wenn der K. V. die Wahlliſte aufgeſtellt u. den Betreffenden in 
dieſe nicht aufgenommen hat. 
5 5) Kompetent zur Wiederverleihung der Vollberechtigung ſind in Altpreuß. 
im Konf. Bez. Wiesb., in d. ref. K. Hannovers: der K.V. (gegen Verſagung der 
Wiederverleihung hat der Betroffene den Rekurs an den Kr. Syn. V.); in Schlesw.⸗ 
Holſt.: der Propſtei Syn. Ausſchuß nach Anhörung des KV. (Rekurs an das ſynodal 
verſtärkte Konf.); in d. luth. K. Hannovers: die Bez. Syn. bezw. deren Ausſchuß 
(Rekurs ans Konſ.) KO. §§ 12, 51 3. 3, 53 Z. 4, 54, 55. 
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geknüpft, die dann wieder verſchiedene ſind, je nachdem es ſich um die 
Wählbarkeit zum Kirchenvorſtand oder zur weiteren Gemeindevertretung 
handelt. 

1. Zur weiteren Gemeindevertretung ſind alle Wahlberechtigten ohne 
Einſchränkung nur in der reformierten Kirche Hannovers wählbar. 
Im übrigen verlangen die Kirchenordnungen für die Wählbarkeit bald ein 
höheres Alter als für das aktive Wahlrecht, nämlich Vollendung des 
30. Lebensjahres,!) bald ſittliche Unbeſcholtenheit und ehrbaren Lebens⸗ 
wandel?) und dazu äußere Betätigung des kirchlichen Sinns durch Teil⸗ 
nahme an Predigt und Sakrament.“) 

2. In den Kirchenvorſtand können überall nur Perſonen gewählt 
werden, die zu Gemeindevertretern wählbar ſind. Gewöhnlich werden an 
die Mitglieder des Kirchenvorſtandes jedoch höhere Anforderungen geſtellt 
als an die der weiteren Vertretung.?) Wo nicht ſchon für dieſe das 
30. Lebensjahr erforderlich iſt, müſſen die Kirchenälteſten dasſelbe doch 
mindeſtens vollendet haben.“) Auch genügt es vielfach nicht, daß ſie ihre 
Kirchlichkeit durch Teilnahme am Gottesdienſt und an den Sakramenten 
betätigt haben, ſie ſollen „als Männer von bewährtem chriſtlichen Sinn, 
kirchlicher Einſicht und Erfahrung einen guten Ruf in der Gemeinde haben“. 6) 

III. Wer die paſſive Wahlfähigkeit beſitzt, iſt verpflichtet, die ihm 
durch die Wahl übertragenen Amter, in der rheiniſch-weſtfäliſchen 
Kirche nur das Amt eines Kirchenvorſtehers, anzunehmen und die vor⸗ 
geſchriebene Zeit hindurch unentgeltlich zu verwalten.) Zur Ablehnung oder 
vorzeitigen Niederlegung des Gemeindeamtes iſt er nur berechtigt: ) 

1. wenn er das ſechzigſte Lebensjahr vollendet oder 

2. ſchon ſechs Jahre das Amt bekleidet hat — und zwar gibt in 
der altpreußiſchen Landeskirche nur die ſechsjährige Wahrnehmung des 
Alteſtenamts ein Ablehnungsrecht, und auch dies in der rheiniſch-weſt⸗ 

1) KO. Kaſſel § 27; Wiesb. § 36; Frkft. § 24; Schl.⸗H. § 10. 

2) KO. Rh.⸗W. $ 22; Kaſſel, Frkfl., Schl.⸗H. a. a. O. 

3) KO. öſtl. Prov. § 35; Hohenz. § 32; Rh.⸗W., Kaſſel, Schl.⸗H. a. a. O; 
K. O. Wiesb. u. Frkft. beſtimmen nur, daß die Wähler „ihr Augenmerk auf Männer 
a gutem Ruf, bewährten chriftl. Sinn, kirchl. Einſicht u. Erfahrung zu richten“ 
aden. 

i 4) Nicht ſo in Frkft. (KO. § 35) u. in Schlesw.⸗Holſt. (K. O. § 23). 

5) KO. öſtl. Prov. § 35, Rh.⸗W. § 10 Zuſ. 1 u. 3. Für Diakonen genügt hier 
das 24. Lebensjahr. Wenn die a Kirchenälteſten Wählbaren in gemiſchter Ehe leben, 
ſollen ſie ihre Liebe zur ev. Kirche namentlich durch Erziehung ihrer Söhne im 
ev. Bekenntnis betätigt haben. Dem nachgebildet KO. Hohenz. § 22 Abſ. 2. — Hann. 
ref. K. § 38; Hann. luth. K. § 13. — In den niederſ. fonf. Gemdn genügt das 25. 
Lebensjahr, KO. § 60. 

6) KO. Kaſſel § 38; Hann. luth. K. § 13; ref. K. $ 38; Rh.⸗W. u. Hohenz. a. a. 
O.; vgl. auch Wiesb. $ 36 u. Frkft. § 24. 

7) Dies gilt, da eine Ausnahme nicht gemacht iſt, auch für den wählbaren 
Patron, ſelbſt weun dieſer keinen Wohnſitz in der Gemeinde hat. Frantz, Die 
Patronatsbefugniſſe, Marb. 1883, S. 73. 

8) KO. öſtl. Prov. 8 41; Rh.⸗W. § 9; Hohenz. § 29; Hann. luth. K. 8$ 19, 
20; ref. K. § 43; Kaſſel §8 32, 40; Wiesb. § 41; Frkft. $ 38; Schl.⸗H. §s 17, 27. 
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fäliſchen Provinzialkirche nur bei einer unmittelbaren Wiederwahl; in den 
Kirchen der neuen Provinzen dagegen kann auch derjenige, der ſechs 
Jahre in der Gemeindevertretung geweſen iſt, die Wiederwahl ablehnen, 
und zwar in der hannoverſchen reformierten Kirche während drei, im 
übrigen während ſechs Jahren ſeit dem Ablauf der erſten Amtsperiode — oder 

3) andere erhebliche Entſchuldigungsgründe hat,!) z. B. kränklich 
iſt, ein Geſchäft hat, das öftere und lange Abweſenheit von der Gemeinde 
notwendig mit ſich bringt, in Dienſtverhältniſſen ſteht, die mit dem Amt 
unvereinbar find?) u. a. Über die Erheblichkeit und tatſächliche Richtigkeit 
dieſer und anderer Umſtände, auf Grund deren jemand ein Amt ablehnen 
will, entſcheidet in der hannoverſchen lutheriſchen Kirche die Kicchen- 
regierung,“ ſonſt überall der Gemeindekirchenvorſtand und auf eingelegte 
Berufung, für die von der Zuſtellung der Entſcheidung an eine Aus⸗ 
ſchlußfriſt von zwei Wochen läuft, der Vorſtand der unterſten Synodalſtufe. 

Wer ohne anerkannten Entſchuldigungsgrund die Übernahme oder Fort⸗ 
führung des Amtes verweigert, verliert nach der rheiniſch-weſtfäliſchen 
Kirchenordnung die Wählbarkeit und nach den anderen Kirchenordnüngen 
auch das Wahlrecht für die kirchlichen Amter, und zwar entweder für 
immer) oder für eine Wahlperiode.?) Überall können jedoch dem Be⸗ 
troffenen auf ſeinen Antrag die verlorenen Rechte durch Beſchluß des 
Kirchenvorſtandes wieder beigelegt werden.“) 

IV. Betreffs der Streitigkeiten über den Beſitz des aktiven Wahlrechts 
und der Wählbarkeit, die ſich regelmäßig erſt bei Aufftellung der Wählerliſte 
oder im Anſchluß an eine Wahl erheben, vgl. unten S. 344f., 353f. 


8 1) Dieſe zählt erſchöpfend auf KO. Hann. luth. K. § 19 (Krankheit, Bekleidung 

eines öffentl. Amts, das nach Urteil der vorgeſetzten Dienſtbehörde dauernd behindert; 
aktiver Militärdienſt, Tätigkeit als Arzt oder Apotheker). Die anderen KOrdngn. 
führen beiſpielsweiſe die oben mitgeteilten Gründe an, denen KO. Rh.⸗W. noch hinzu⸗ 
fügt: Führung zweier mit Vermögensadminiſtration verbundener Vormundſchaften. 
5 2) Unvereinbare Dienſtverhältniſſe berechtigten z. B. den Gemeindevertreter 
ſein Amt niederzulegen, wenn er zum Alteſten gewählt wird. Ein Staatsbeamter 
kann aus ſeinem Staatsamt, eventuell auf Verlangen ſeiner Vorgeſetzten, Veranlaſſung 
nehmen, das kirchl. Amt abzulehnen oder niederzulegen. Allerdings wird nur ſehr 
ſelten ein kirchl. Gemeindeamt mit einem Staatsamt unvereinbar ſein, was auch 
ſtaatlicherſeits ſchon dadurch anerkannt iſt, daß zur Übernahme der kirchl. Gemeinde⸗ 
ämter die Genehmigung der vorgeſetzten Dienſtbehörde nicht gefordert wird. Vgl. 
die Min.⸗Erlaſſe in AH. 22 S. 288—290; Truſen S. 78%. 

3) Zujtändig find die Kirchenkommiſſarien, gegen deren Entſcheidung es die 
u an das Kon. gibt. KO. $ 21 u. Regulativ v. 1888 (oben S. 275) 
88 3, 11. 

4) KO. öſtl. Prov., Rh.⸗W., Schl.⸗H., Hann, luth. K., Frkft., Hohenz. 

5) KO. Kaſſel, Hann. ref. K.; nach KO. Wiesb. nur für 3 Jahre. 

6) In der hann. luth., ſchlesw.-holſt. u. hohenz. K. jedoch nicht innerhalb der 
Zeit, für die er gewählt war. 
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4. Die Organe der Einzelgemeinde. 
8 28. 
Allgemeines. 

I. Zahl der Gemeindeorgane. Als Organe der Gemeinde zur 
Verrichtung der ihr zur Selbſtverwaltung übertragenen Angelegenheiten 
fungieren regelmäßig zwei aus der Wahl hervorgegangene Vertretungs⸗ 
körper, ein engerer und ein weiterer. Jener iſt nach den Kirchenordnungen 
überall zu beftellen.!) Von der Bildung dieſes iſt in den alten Pro⸗ 
vinzen, in Hohenzollern und Schleswig-Holſtein, im Konſiſtorial⸗ 
bezirk Wiesbaden und in den hannoverſchen reformierten Ge— 
meinden nur dann Abſtand zu nehmen, wenn die Gemeinde eine be⸗ 
ſtimmte Seelenzahl (500, 300 oder 200) nicht erreicht; und es tritt dann 
in dieſen kleinen Gemeinden an die Stelle der weiteren Gemeindevertretung 
die Gemeindeverſammlung, welche aus allen aktiv wahlberechtigten Ge⸗ 
meindegliedern bejteht.2) Nur die Kirchenordnungen für die evangeliſch— 
lutheriſche Kirche Hannovers und die niederſächſiſch konföderierten 
Gemeinden haben das Prinzip einer doppelten gewählten Vertretung 
nicht angenommen. Sie kennen nur eine gewählte Vertretung,) die der 
engeren im Sinne der anderen Kirchenordnungen entſpricht, und beteiligen 
neben dieſer nur die Geſamtheit der Stimmberechtigten als Gemeinde⸗ 
verſammlung an der Verwaltung. 

Sonach hat jede Gemeinde zwei Organe, von denen das größere 
entweder als Gemeindevertretung oder als Gemeindeverſammlung erſcheint. 
Ihre Namen ſind in den einzelnen Rechtsgebieten ſehr verſchiedene. Die 
engere Vertretung heißt: Gemeindekirchenrat, Kirchenvorſtand, Kirchenrat, 
Gemeindevorſtand und Presbyterium. Die weitere gewählte Vertretung 
wird als Gemeindevertretung, Kirchenkollegium, großes Presbyterium und 
größere Repräſentation der Ortsgemeinde bezeichnet. 

II. Was die Zweckbeſtimmung der beiden Organe anlangt, ſo 
iſt der Kirchenvorſtand die eigentliche Verwaltungsbehörde der Gemeinde. 
Die Gemeindevertretung dagegen iſt dazu berufen, zu wichtigen Maßnahmen 
des Vorſtandes ihre Zuſtimmung erteilen, und eigentliche Verwaltungs⸗ 
handlungen ſtehen ihr nur inſofern zu, als ſie gewiſſe Wahlen vorzu⸗ 
nehmen hat. Das eine Organ iſt alſo weſentlich als exekutives, das andere 


1) Nur in der luth. K. Hannovers iſt in Filialgemeinden, welche keine ver⸗ 
. Selbſtändigkeit en die Bildung dieſes Organs nicht erforderlich: 
O. § 1 u. dazu Lohmann I © 
2) KO. öſtl. Prov. § 27; Rh. RR. 88 18, 19; Hohenz. § 25; Wiesb. $$ 3, 30; 
Hann. ref. K. 8$ 3, 31; Schl. 9. 88 2, 56 (dasſelbe gilt hier für die Gemdn. mi 
Privatpatronen, in denen däniſches Kirchenrecht Rane aufgezählt bei Mommſen 
u. Chalybaeus ©. 107); ee t $$ 3, 19 (hier keine beſondere Organiſation für 
kleine Gemdn. zugelaſſen); ebenſo Frkft. § 3. 
3) KO. Hann. luth. K. § 1: Steben. konf. Gemdn. $ 35. 
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als beſchließendes gedacht und ſo das allgemeine Prinzip, auf dem die 
Kompetenzverteilung unter den Organen der politiſchen Gemeinden beruht, 
auch hier anerkannt. Im übrigen iſt jedoch die Stellung des Kirchenvor⸗ 
ſtandes und der Gemeindevertretung zu einander eine andere wie die der ent⸗ 
ſprechenden Organe der politiſchen Gemeinde. Hier iſt die Gemeindevertretung 
ein dem Gemeindevorſtande koordiniertes, völlig ſelbſtändiges Organ. In der 
Kirchengemeinde dagegen entbehrt ſie formell jeder Selbſtändigkeit: die zu Ge⸗ 
meindevertretern gewählten Perſonen bilden kein Kollegium für ſich, das ſich 
zu ſelbſtändiger Beratung und Beſchlußfaſſung verſammelt, ſondern ſie treten, 
ſofern ein Beſchluß der Gemeindevertretung gefordert wird, zum Kirchen⸗ 
vorſtande hinzu und bilden mit dieſem ein Kollegium, deſſen Mehrheits⸗ 
beſchluß von den Kirchenordnungen als Beſchluß der Gemeindevertretung 
bezeichnet wird. Sonach erſcheint die Gemeindevertretung lediglich als ein 
durch Zuziehung der Gemeindevertreter erweiterter Kirchenvorſtand, wie 
denn auch die kirchlichen Gemeindevertreter, anders als die politiſchen,!) 
unter dieſelben Rechtsnormen wie die Mitglieder des Gemeindevorſtandes 
geſtellt ſind. Allein dieſe formelle Unſelbſtändigkeit berechtigt nicht dazu, 
der Gemeindevertretung den Charakter eines beſonderen Gemeindeorgans 
abzuſprechen und ſie auch in dem Sinne als einen erweiterten Kirchen— 
vorſtand aufzufaſſen, daß man ihre Beſchlußfaſſungen gleichzeitig als Ent⸗ 
ſchließungen des Kirchenvorſtandes anſieht. Es iſt vielmehr überall, wo 
die beſchließende Mitwirkung der Gemeindevertretung vorgeſchrieben iſt, 
eine Beſchlußfaſſung des Kirchenvorſtandes und eine zweite beſondere Be- 
ſchlußfaſſung der Gemeindevertretung erforderlich, und es genügt nicht, 
daß die Mitglieder des Kirchenvorſtandes an der Abſtimmung in der Ge- 
meindevertretung teilnehmen. 

III. Die rechtliche Stellung der Kirchenvorſtände iſt die von 
Behörden, und zwar find fie Behörden der Einzelgemeinde, nicht der Geſamt— 
kirche, wie die Konſiſtorien und die Superintendenten; zur Geſamtkirche ſtehen 
ſie nur in einem mittelbaren Verhältnis, ebenſo wie die Organe der 
politiſchen Gemeinden zum Staat, weshalb man ſie unter Benutzung der 
im Staatsrecht entwickelten Terminologie auch mittelbare Kirchenbehörden 
und ihre Mitglieder mittelbare Kirchenbeamte genannt hat. 

Nach ſtaatlichem Recht find die Kirchenvorſtände öffentliche Be— 
hörden, ?) weshalb auch die von ihnen ausgeſtellten Urkunden öffentlichen 
Glauben im bürgerlichen Rechtsverkehr genießen. ?) 


1) S. Schoen, Recht der Kommunalverbände S. 100, 118. 
) Vgl. darüber oben S. 235, 2361, daſelbſt auch über ihren Schutz gegen 
Beleidigung durch das RSt. GB. $ 196. 
3) Vgl. z. B. En e f. d. kirchl. Vermögen in den öſtl. Prov. 
v. 15. Dez. 1886 $ 5; desgl. für den Konſ.⸗Bez. Kaſſel v. 22. Nov. 1887 § 2; 
ferner EO. v. 8. Mai 1882 (K GBl. S. 58.), wonach dies von allen ſtaatl. Zentralbehörden 
anerkannt iſt. Über die eine zeitlang ſchwankende Praxis ſ. Hinſchius S. 174. 
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Die Gemeindevertretung iſt ihrer weſentlichen Beſtimmung nach keine 
Behörde, ſie handelt nicht für die Gemeinde, ſondern ſie beſtimmt die 
Handlungen des eigentlichen Verwaltungsorgans durch ihre Beſchlüſſe, die 
an die Stelle der Willenserklärung aller Gemeindeangehörigen treten. Sie 
hat alſo vornehmlich die Stellung einer parlamentariſchen Vertretung. Nach 
ſtaatlichem Recht iſt ſie eine Körperſchaft, die nach einem verbreiteten Sprach⸗ 
gebrauch auch als „öffentliche“ !) bezeichnet werden kann.?) 

IV. Die Mitglieder der Gemeindeorgane. 1. Sowohl die der 
engeren wie die der weiteren Vertretung haben ihre Funktionen unentgeltlich 
zu verrichten. Von dieſer Regel iſt nur eine Ausnahme zu Gunſten des 
Rendanten (Kirchmeiſters, Kirchenrechners) zuläſſig; vgl. unten S. 363f. 

2. Die Mitglieder des Kirchenvorſtandes ſind Beamte der Gemeinde 
oder mittelbare Kirchenbeamte, in ſtaatlicher Beziehung öffentliche Beamte. 
Eine gleiche Rechtsſtellung haben die Gemeindevertreter. Wenngleich die 
Gemeindevertretung als ganzes einer parlamentariſchen Verſammlung ver⸗ 
gleichbar iſt, jo ſtehen ihre Mitglieder doch nicht unter den Rechtsgrund 
ſätzen, die für die Angehörigen weltlicher Gemeindevertretungen allgemein 
anerkannt ſind. Sie ſind nicht als rechtlich unverantwortliche Vertreter 
der Gemeindeangehörigen, ſondern als Gemeindebeamten gedacht. Die 
meiſten Kirchenordnungen unterſtellen ſie denſelben Disziplinarvorſchriften wie 
die Mitglieder des Kirchenvorſtands. Die ſchleswig-holſteiniſche Kirchen⸗ 
ordnung gibt dem Gedanken eines dauernden Dienſtverhältniſſes aber noch 
dadurch beſonderen Ausdruck, daß fie ($ 50) den Gemeindevertretern als 
einzelnen ausdrücklich die Aufgabe ſtellt, „gleich den Mitgliedern des 
Kirchenvorſtandes das chriſtliche und kirchliche Leben in der Gemeinde zu 
fördern,“ ſodaß ſie nicht nur in ihrer Verſammlung durch Beratung und 
Beſchließung über einzelne Angelegenheiten für die Gemeinde tätig werden 
ſollen, ſondern dieſer zu dauernder Dienſtleiſtung verpflichtet ſind. N 

3. Die Disziplinargewalt über die Mitglieder der Gemeindeorgane 
wird ausgeübt durch Entfernung aus dem Amt und Verhängung von 
Ordnungsſtrafen.“) 

1) Vgl. oben S. 236. 

2) Sie fällt aber, indem ſie kein Organ der Staatsverwaltung, weder der 

unmittelbaren noch der mittelbaren iſt, nicht in die beſondere Kategorie der 
politiſchen Körperſchaften. Und das iſt von ſtrafrechtlicher Bedeutung. Denn während 
die politiſchen Körperſchaften gegen Beleidigungen ausdrücklich durch $ 197 RSt. GB. 
eſchützt find, iſt es bezüglich der nichtpolitiſchen ſtrittig, ob das RStGGB. ihnen 
fen Schutz gegen Beleidigungen gewährt; vgl. v. Liszt, Strafrecht 10. Aufl. 
S. 3235. Verneint man dieſe Frage mit der herrſchenden Meinung, ſo iſt eine 
Außerung über die Gemeindevertretung nur dann ſtrafrechtlich verfolgbar, wenn ſie 
eine Beleidigung der einzelnen Mitglieder dieſer involviert, und zwar nach den 
allgemeinen Normen über die Beleidigung von Einzelperſonen; vgl. v. Liszt a. a. 

O. S. 324 unten II. 
3) KO. öſtl. Prov. § 44 (in der Faſſung des KG. v. 9. März 1891), Hohenz. 


§ 41: Rh.⸗W. §§ 24 Zuſ. 2, 126 Zuſ. 2, 129 Zuf. 1; Kaſſel §s 35, 40; Wiesb. 
§ 44; Frkft. S$ 32, 37; Hann.⸗luth. K. § 24; ref. K. § 46; Schl.⸗H. §§ 20, 27. 
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Die Entlaſſung eines Alteſten oder Gemeindevertreters erfolgt 
nach allen Kirchenordnungen 1. wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit 
erforderlichen Eigenſchaft, der z. B. eintritt bei Verziehen aus der Gemeinde, 
Austritt aus der Kirche, Verfall in Konkurs, Geben eines öffentlichen 
Ürgerniffes;)) 2. wegen grober Pflichtwidrigkeit, welche beſonders ge⸗ 
geben iſt bei dauerndem, nicht gerechtfertigtem Fernbleiben aus den 
Sitzungen, beharrlicher Vernachläſſigung übertragener Dienſtgeſchäfte, Nichr⸗ 
geheimhaltung vertraulicher Angelegenheiten, aber auch in einem außer⸗ 
dienſtlichen Verhalten, durch das Pflichten gegen die Kirche gröblich verletzt 
werden, wie es z. B. in der hartnäckigen Weigerung eines Alteſten, ſeine 
Ehe kirchlich trauen oder ſeine Kinder taufen zu laſſen, gefunden werden 
kann;?) und 3. nach der hannoverſchen lutheriſchen Kirchenordnung 
wegen erwieſener Dienſtuntüchtigkeit. 

Über die Entlaſſung entſcheidet auf Antrag oder aus eigener Initiatives) 
der Vorſtand der unterſten Synodalſtufe.“) Die Entſcheidung ſetzt ein 
beſonderes Verfahren?) voraus, zu dem Unterſuchung der Sache, Anhörung 
des Gemeindekirchenrats und Vernehmung des Beſchuldigten gehört, und 
das mit einem ſchriftlich ausgefertigten und mit Gründen verſehenen 
Beſchluß endigt — nur in den unter Ziffer 1 gedachten Fällen wird, 
wenn der Wegfall der Vorausſetzung nicht zweifelhaft und nicht beſtritten 


1) Der Betreffende muß eine Eigenſchaft verlieren, die er gehabt hat. Es 
kann alſo kein Alteſter deshalb entlaſſen werden, weil er eine Eigenſchaft nicht 
beſitzt, die er bereits z. 3. ſeiner Wahl nicht beſaß, deren Fehlen aber bei der Wahl⸗ 
prüfung überſehen und erſt ſpäter entdeckt iſt. Was jedoch den Fall des Gebens 
eines öffentl. Argerniſſes durch ein beſtimmtes Verhalten verlangt, ſo iſt mit Recht 
von Mommſen u. Chalybaeus S. 51! darauf hingewieſen, daß es hier nicht 
darauf ankommen kann, in welche Zeit das Beginnen dieſes Verhaltens fällt, 
ſondern auf die Zeit des entſtandenen Argerniſſes. — Bemerkenswert iſt auch, daß 
die KO. öſtl. Prov. zu Ziff. 1 des § 44 nur $ 34, nicht auch $ 35 zitiert, woraus 
folgt, daß ein bloßer Mangel an Kirchlichkeit, der zur Ausſchließung von der Wahl 
geführt hätte, nicht hinreichen ſoll zur Entlaſſung. Ebenſo KO. Hohenz. a. a. O. 

2) Dies wird mit Hinſchius S. 1925 u. Mommſen u. Chalybaeus 
S. 522 deshalb anzunehmen ſein, weil es allgemeiner Grundſatz iſt, daß der Beamte 
nicht nur wegen Verletzung der durch das Amt auferlegten Pflichten, ſondern auch 
wegen ſeines außeramtlichen Verhaltens disziplinariſch zur Verantwortung gezogen 
werden kann, wenn er durch dieſes ſich des Vertrauens, die ſein Beruf fordert, 
unwürdig zeigt. Daß der Alteſte oder der Gemeindevertreter, der die wichtigſten 
kirchl. Pflichten nicht erfüllt, das Vertrauen verletzt, das ſeine Wähler in ihn geſetzt 
haben, kann nicht bezweifelt werden. — Nach der hann. ⸗luth. KO. kann einem 
196 Pflichtwidrigkeit Entlaſſenen noch beſonders das kirchl. Wahlrecht entzogen 
werden. 

3) Die Annahme Lohmanns 1 S. 54 zu Nr. 5 Z. 2, daß die hann. luth. 
Bez. Syndn. bei Wegfall einer Vorausſetzung der Wählbarkeit nur auf Antrag vor⸗ 
gehen können, iſt unbegründet. 

4) Ausnahmsweiſe, wenn dieſer ſeine Disziplinarbefugnis nicht wahrnimmt, 
in Rheinland-⸗Weſtfalen ſchon in J. Inſt. das Konf., gegen deſſen Beſchluß der 
Betroffene dann eine (nicht ausdrücklich an eine Friſt gebundene) Berufung an 
den DEN. hat; KO. § 129 Zuſ. 1. x 

5) Die Kosten dieſes Disziplinarverfahrens, entſtehend durch Zuſammentritt 
des Syn. V. u. Beweisaufnahmen find immer auf die Synodalkaſſe zu übernehmen 
u. treffen niemals den Beſchuldigten EO. v. 9. Febr. 1885, (Nietze S. 165). 
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iſt, ein beſonderes Verfahren auf Entlaſſung nicht ſtattzufinden brauchen —. 
Gegen den Beſchluß ſteht, wenn er auf Entlaſſung lautet, dem Betroffenen, 
anderenfalls nach einigen Kirchenordnungen!) dem Gemeindekirchenrat die 
Berufung an das Konſiſtorium zu,) welches unter Zuziehung?) des Vor⸗ 
ſtandes der nächſthöheren Synodalſtufe endgültig entſcheidet. Durch die 
Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung aufgehalten; das Konſiſtorium iſt jedoch berechtigt, vorläufig die 
Suspenſion des betreffenden Alteſten oder Gemeindevertreters zu verfügen. 
In der lutheriſchen Kirche Hannovers entſcheidet über die Entlaſſung 
eines Vorſtehers die Bezirksſynode oder, wenn ſie nicht verſammelt iſt, ihr 
Vorſtand; ſoll die Entlaſſung jedoch wegen Wegfalls einer Eigenſchaft 
ſtattfinden, über deren Vorhandenſein als Vorausſetzung der Wahl⸗ 
berechtigung die Kirchenregierung zu entſcheiden hat, ſo iſt ſie vom Kon⸗ 
ſiſtorium zu verfügen.“) 

Laſſen ſich die Alteſten und die Gemeindeverordneten Pflichtver⸗ 
letzungen zuſchulden kommen, die nicht als ſo grobe erſcheinen, daß ſie eine 
Entlaſſung rechtfertigen, jo können ihnen als Ordnungsſtrafen Ermah— 
nung oder Verweis erteilt werden. Über die Verhängung dieſer beſchließt 
in gleichem Verfahren wie über die Entlaſſung der Vorſtand der unterſten 
Synodalſtufe, gegen deſſen Entſcheidung der Beſchuldigte die Berufung an 
das Konſiſtorium hat, das (ohne Zuziehung eines Synodalausſchuſſes) 
endgültig entſcheidet.“) 


1) Nämlich nach KO. öſtl. Prov.; Hohenz.; Rh.⸗W. Die KO. Schl.⸗Holſt. gibt 
ausdrücklich die Berufung nur dem Betroffenen. Die K.Ordngn. Kaſſel, Wiesb., 
Frkft. u. Hann. ref. K. bezeichnen in den $$ 35 bezw. 44, 32, 46 Überhaupt nicht den 
Berufungsberechtigten, jagen jedoch in den §s 54 bezw. 64, 60, 65, in denen von 
dieſer Berufung nochmals die Rede iſt, daß ſie „dem Beteiligten“ zuſteht, woraus 
geben a ge darf, daß fie ſie nur dem Beſchuldigten, nicht auch dem GR R. 
geben wollen. 

2) Die Friſt für Einlegung der Berufung beträgt nach KO. öſtl. Prov. u. 
Hohenz. 4 Wochen von Zuſtellung der erſten Entſcheidung ab. Der 8§ 44 der 
erſteren ſetzte ſie auf 14 Tage feſt, während der § 55 derſelben (am Schluß) ſie 
binnen 4 Wochen zuließ, eine Antinomie, die jetzt durch das KG. v. 9. März 1891 
dahin beſeitigt iſt, daß in § 44 die Worte „binnen 14 Tagen“ durch die Worte 
„binnen 4 Wochen“ erſetzt ſind. Dieſelbe Antinomie findet ſich wunderbarerweiſe 
wieder in den K.⸗Ordngn. Kaſſel § 35: § 54 a. E.; Wiesb. § 44: § 64 a. E.; 
Frkft. § 32: $ 60 a. E.; Hann. ref. K. § 46: § 65. Es wird hier überall jo zu 
verfahren ſein, wie es früher in der Praxis in den alten Prov. geſchah, die zu 
Gunſten des Beſchuldigten die längere Rekursfriſt von 4 Wochen zuließ. Die KO. 
Rh.⸗W. enthält nur in § 126 Zuf. 2 die Friſtbeſtimmung u. zwar „binnen 14 Tagen“. 

3) Nicht vorgeſchrieben für Rheinland-⸗Weſtfalen. 

4) Vgl. KO. Hann. luth. K. § 24, die am Ende desſelben zit. 88 51 3. 5 u. 
53 Z. 4 u. unten S. 3532. Zuſtändig iſt das Konf., da den We 
durch das Regulativ v. 1888 keine Kompetenz eingeräumt iſt. Bezügl. der Rechts- 
mittel gegen die Entſcheidungen der Syn. u. ihres Ausſch. vgl. unten S. 354 2,3. 

5) KO. öſtl. Prov. § 55 a. E.; Kaſſel § 54 a. E.; Wiesb. § 64 a. E.; Frkft. 
8 60 a. E.; Hann. ref. K. § 65 a. E. Die Friſt für Einlegung der Berufung tt 
hier durchweg die vierwöchentliche. — KO. Rh.⸗W. ſieht dieſe Disziplinarmaßregeln 
nur gegen die Alteſten vor und gibt über ſie eingehende Vorſchriften in den $$ 121 
bis 125, 129 Zuſ. 1. Auf dieſe it in § 24 Zuf. 2 nicht verwieſen; ſie kommen alſo 
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Die Belegung der Alteſten oder Gemeindevertreter mit Geldſtrafen 
als Ordnungsſtrafen iſt nur in der rheiniſch-weſtfäliſchen und der 
hannoverſchen lutheriſchen Kirchenordnung vorgeſehen. Sie hat zur 
Vorausſetzung geringere Dienſtverſäumniſſe (unentſchuldigtes Fernbleiben 
von den Sitzungen, ſaumſelige Wahrnehmung äußerer Amtsgeſchäfte) und 
erfolgt hier durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes, dort durch Feſtſetzung 
des Superintendenten, gegen welche der Betroffene den Rekurs an das 
Konſiſtorium hat.!) 

V. Wenn die Gemeindeorgane als ſolche die Erfüllung ihrer Pflichten 
vernachläſſigen oder verweigern, ſo iſt für den Fall, daß dies beharrlich 
geſchieht, in allen Kirchenordnungen eine Auflöſung der Gemeinde— 
vertretung und in denen für Schleswig-Holſtein, Kaſſel und 
Frankfurt a. M. auch eine Auflöſung des Kirchenvorſtandes vor— 
geſehen.?) Sie erfolgt durch Verfügung des Konfiftoriums,?) die nach 
den meiſten Kirchenordnungen einen Antrag des Vorſtandes der unterſten 
Synodalftufet) vorausſetzt. Bei Auflöſung des Kirchenvorſtandes hat das 
Konſiſtorium ſogleich die Neuwahl der Alteſten durch die Gemeindevertreter 
anzuordnen, bei Auflöſung der Gemeindevertretung gehen deren Rechte bis 
zu ihrer Neuwahl, die von einem vom Konſiſtorium zu beſtellenden Kom⸗ 
miſſars) oder vom Kirchenvorſtand zu bewirken ift,6) auf den Kirchenvorſtand 
über. Für dieſe Neuwahl oder auch für beſtimmte längere Zeit kann den 
erwieſen ſchuldigen Mitgliedern des aufgelöſten Organs vom Konſiſtorium 
die Wählbarkeit entzogen werden.7) 


auf die Repräſentanten nicht zur Anwendung. Eine Friſt für Einlegung der Be- 
rufung an das Konſ. iſt hier nicht ausdrücklich vorgeſchrieben, da § 126 Auf 2 ſich 
nur auf den Fall der Entlaſſung bezieht. — Nach KO. Hann. luth. K. beſchließt 
über dieſe Ordnungsſtrafen die Bez. Syn. oder, wenn fie nicht, verſammelt iſt, deren 
Vorſtand u. endgiltig das Konf.; vgl. 88 51 3. 5, 54, 55. Über den Inſtanzenzug 
vom Syn. Vorſtand an die Syn. und dann an das Konſ. vgl. unten S. 3542. 

1) KO. Rh.⸗W. §§ 127, 128, dazu das f. Weſtf. auf Grund der Beſchlüſſe 
der Prov.⸗Synode vom Min. erlaſſene Regulativ über die vom Sup. feſtzuſetzenden 
Ordnungsſtrafen v. 17. April 1855, nach dem die Strafen ſich zwiſchen 50 Pfg. u. 
3 Mk. bewegen, der Sup. ſelbſt die Rekursfriſt (jedoch mindeſtens auf 8 Tage) feſt⸗ 
zuſetzen hat u. die Strafen in die Kr. Synodalkaſſe fließen. Müller⸗Schuſter S. 294, 
295, Ergzgn. und 417 ff. — KO. Hann. luth. K. § 51 Z. 5. Ausf. Min.⸗Erl. 
zu dieſer v. 20. Okt. 1864 Art. 12 (bis zu 1 Mk.), u. zum Geſ. über die Kirchen⸗ 
vorſtände v. 14. Okt. 1848 Art. 21. — Wenn bei Einziehung der Ordnungsſtrafen 
ee notwendig werden, ſo iſt von der kirchl. Behörde die Regierung 
anzugehen. 

2) KO. öſtl. Prov. § 45; Rh.⸗W. § 33a; Hohenz. § 42; Schl.⸗H. §§ 22, 30 
hier kann wegen grober Pflichtverletzung die Auflöſung ſtattfinden, auch wenn ſie 
nicht beharrlich war); Hann. ref. K. § 47; Wiesb. § 45; Kaſſel $$ 36, 42; Frkft. §8 33, 39. 

3) Das nach KO. Schl.⸗H. § 95 3. 8 zu dieſer Entſchließung jedoch den Gejamt- 
Syn. V. sugugiehen hat. 

4) Nicht erforderlich nach KO. Schl.⸗H., Frkft., Hohenz. 

5) Nach KO. öſtl. Prov., Rh.⸗W., Schl.⸗H., Hohenz. 

6) Und zwar nach KO. Hann. ref. K. Wiesb., Kaſſel, Frkft. binnen 2 Monaten. 

7) Dieſe Entſcheidung darf das Konſ. nach KO. Kaſſel und Frkft. (hier 
wenigſtens bezügl. der Alteſten) jedoch nur unter Zuziehung des Geſamt⸗Syn. V. 
treffen; bezügl. Schl.⸗H. vgl. vorſtehende Anm. 3. 
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VI. Die im folgenden darzuſtellende Organiſation der Einzelgemeinden 
iſt von den Kirchenordnungen allgemein für alle in ihrem Gebiet befindlichen 
Gemeinden vorgeſchrieben, nur in einzelnen durch die Geſetze ſelbſt bezeichneten 
Gruppen von Gemeinden greift ſie nicht Platz. Dieſes ſind, 1. die für 
beſtimmte Klaſſen von Perſonen beſtehenden Gemeinden Militär, Anſtalts⸗ 
gemeinden u. a. m.!) und außerdem noch 2. ſpeziell in den öſtlichen 
Provinzen: diejenigen franzöſiſch⸗ reformierten Gemeinden, in welchen ein 
nach Vorſchrift der Discipline des églises réformées de France gebildetes 
consistoire oder Presbyterium eingerichtet iſt; diejenigen Immediat⸗ 
gemeinden, welche eine vom König ſanktionierte Verfaſſung und ein für 
die Interna wie Externa der Gemeinde gebildetes Kirchenkollegium beſitzen; 
die Unitätsgemeinden in Poſen. Dieſen Gemeinden iſt der unveränderte 
Fortbeſtand ihrer alten Verfaſſungseinrichtungen durch die Kirchengemeinde 
und Synodalordnung § 48 einſtweilen garantiert worden.“) 

VII. Ortlichen Eigentümlichkeiten und Bedürfniſſen in der Organiſation 
kann durch Lokalſtatuten Rechnung getragen werden. Alle Kirchen⸗ 
ordnungen mit Ausnahme der hannoverſch-lutheriſchen haben den Ge— 
meinden die Befugnis beigelegt, die z. Z. ihrer Emanation beſtehenden, 
ſie ergänzenden oder modifizierenden Einrichtungen durch ſtatutariſche Be⸗ 
ſtimmung aufrecht zu erhalten, wie auch neue derartige Einrichtungen 
ſtatutariſch anzuordnen und die ganze Organiſation der Gemeinde dann 


1) So KO. Schl.⸗H. § 112. Im übrigen drücken ſich die K.⸗Ordngn. hier 
ſehr verſchieden aus. Die KO. Rh.⸗W. erklärt implieite dasſelbe, daß ſie nämlich 
alle Perſonalgemeinden von ihrer Regelung ausſchließt, indem fie ausdrücklich von 
Ortsgemeinden ſpricht. Ebenſo KO. Frkft., indem fie die Kirchengemeinden, deren 
Organiſation fie regeln will, aufzählt, dabei Militär⸗ und Anſtaltsgemeinden über⸗ 
haupt nicht erwähnt, die beiden als Perſonalgemeinden im Konſ. Bz. beſtehenden 
ref. Gemeinden aber ausdrücklich von den Beſtimmungen ihres erſten Teils aus⸗ 
ſchließt (§§ 1, 2, 50) und anordnet, daß fie ihre alte Verfaſſung behalten ſollen 
(über dieſe vgl. oben S. 125). Die KO. Hann. luth. K. erklärt § 1 ganz allgemein, daß 
Ausnahmen von ihren Normen bei den Perſonalgemeinden zuläſſig ſind, über die 
das Konf. beliebig befindeu kann (Lohmann 1 ©. 12). Die KO. öſtl. Prov. 
nimmt § 48 3. 4 ausdrücklich nur die Militär⸗ und Anſtaltsgemeinden, die KO. Wiesb. 
$ 2 nur erſtere aus. In den übrigen K.⸗Ordngn. fehlt es überhaupt an einem 
diesbezügl. Vorbehalt. Es darf daraus jedoch nicht der Schluß gezogen werden, 
daß dieſe K. Ordngn. einen ſolchen nicht anerkennen. Das Militärkirchenweſen war 
bei Erlaß dieſer K.⸗Ordngn bereits einheitlich für den ganzen Staat nach beſonderen 
Geſichtspunkten geregelt, ſodaß hier gar kein Raum mehr für die neue Geſetzgebung 
war. Was aber die Anſtaltsgemeinden anlangt, ſo können wenigſtens auf die 
wichtigſten derſelben, die Krankenhaus⸗ und Strafanſtaltsgemeinden, auch dieſe 
K.⸗Ordngn. in ihren Beſtimmungen über die Gemeindeorganiſation ſchon deshalb 
nicht Anwendung finden wollen, weil ſie die Befähigung zur Bekleidung der von 
ihnen geſchaffenen Gemeindeämter wie auch das aktive Wahlrecht vielfach an Vor⸗ 
ausſetzungen knüpfen, die die Angehörigen dieſer Perſonalgemeinden regelmäßig 
nicht erfüllen; fo wird es regelmäßig an dem dauernden längeren Wohnſitz, an der 
Teilnahme an den kirchl. Laſten, bei den Gliedern der Strafanſtaltsgemeinden auch 
an dem ehrbaren Lebenswandel und dem Vollbeſitz der bürgerl. Ehrenrechte fehlen 
— ganz abgeſehen davon, daß Strafgefangene und kranke Perſonen überhaupt nicht 
für geeignet erachtet werden können, öffentliche Funktionen zu verrichten. Ebenſo 
Friedberg S. 296. 

2) Vgl. betr. der franz.-ref. Gemdn. oben S. 20ff. betr. der Unitätsgemdn. S. 39, 43. 
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in ein förmliches Gemeindeſtatut zuſammenzufaſſen.“) Das Recht zur 
Einführung von Einrichtungen, die die Kirchenordnung modifizieren, iſt 
nirgend ausdrücklich Beſchränkungen unterworfen, ſodaß ſcheinbar die ganze 
Kirchenordnung zur Dispoſition der Gemeindeautonomie ſteht. Allein 
praktiſch iſt darum eine Gefahr für den Beſtand der Kirchenordnung doch 
nicht vorhanden, indem das Auffichts- und Kontrollrecht der Synoden 
und Regimentsbehörden überall hemmend eingreifen und verhindern kann, 
daß ſtatutariſche Beſtimmungen in Kraft treten, die unzweckmäßig oder 
den weſentlichen Vorſchriften der Kirchenordnung zuwider ſind. 

Die ſtatutariſchen Ordnungen werden vom Kirchenvorſtand unter 
Zuſtimmung der Gemeindevertretung feſtgeſtellt, bedürfen der Genehmigung 
des Konſiſtoriums, der eine Anerkennung ſeitens der Staatsbehörde?) und 
außerhalb Schleswig-Holſteins und des Konſiſtorialbezirks Kaſſel auch 
ſeitens der unterſten und?) der folgenden Synodalſtufe vorangehen muß. 

Die Anerkennung der Staatsbehörde hat ſich überall darauf zu er⸗ 
ſtrecken, daß das beabſichtigte Statut den ſtaatsgeſetzlich ſanktionierten 
Vorſchriften der Kirchenordnung nicht zuwider iſt. Die beiden Synodal⸗ 
ſtufen dagegen haben den Entwurf des Statuts unter kirchlichem Geſichts⸗ 
punkte zu prüfen, und zwar hat die Kreisſynode ſich lediglich gutachtlich 
zu ihm zu äußern,) während die Provinzial- oder in den neuen Provinzen 
die Landesſynode ihm die förmliche Anerkennung erteilen muß, daß er 
zweckmäßig und den weſentlichen Beſtimmungen der Kirchenordnung nicht 
zuwider ſei — ſodaß alſo eine Verwerfung des Entwurfs durch die Kreis⸗ 
ſynode ein Zuſtandekommen des Statuts noch nicht ausſchließt, während 
die Verſagung der Anerkennung ſeitens der höheren Synodalſtufe dem 
Konſiſtorium die Möglichkeit nimmt, das Statut zu beſtätigen.“) 


1) KO. öſtl. Prov. § 46; Rh.⸗W. § 33b; Hann. ref. K. § 48; Schl.⸗H. § 52 3.13; 
Wiesb. § 46; Kaſſel § 43; Frkft. § 46; Hohenz. § 43. 

2) Dieſe iſt nicht vorgeſchrieben für Rheinland⸗Weſtfalen, vgl. oben S. 178. 
Als Staatsbehörde fungiert der Reg.⸗Präſ., für Berlin das Pol.⸗Präſ.: G. v. 
25. Mai 1874 Art. 5 u. kgl. Vg. v. 9. Sept. 1876 Art. III, 2 u. die entſprechenden 
Geſetze u. Vdgn. für die neuen Prov., ſ. oben S. 178, 1812. 

91 5 In Frankfurt nur der oberen, in Hohenzollern nur der unterſten Syno- 
alſtufe. 

4) Nur in Hohenzollern, wo die Anerkennung der zweiten Synodalſtufe weg- 
fällt, ſteht der Kr. Syn. die Genehmigung der Gemeindeſtatuten zu. 

5) Anders E. O. v. 5. Nov. 1878 (KG Bl. ©. 154), nach welchem auch eine ab- 
lehnende Entſcheidung der Kr. Syn. das Zuſtandekommen des Statuts hindern und 
der Prov. Syn, wie dem Konſ. die 1 917 nehmen ſoll, ihm mit rechtlicher 
Wirkung die Beſtätigung zu erteilen. Dieſe Anſicht ſtützt ſich auf den Wortlaut 
des § 65 Z. 5 der KO. öſtl. Prov., nach dem die Prov. Syn. „die von den Kr.⸗ 
Synoden beſchloſſenen ſtatutariſchen Beſtimmungen“ zu prüfen hat, u. unterſtellt, 
daß „beſchloſſene“ ſoviel wie genehmigte heiße. Sie iſt naheliegend, jedoch unhalt⸗ 
bar gegenüber $46 daf., wo es heißt, die ſtatutariſchen Drdnngn. unterliegen „der Prüfung 
durch die Kreis- u. Prov. Synode, der Anerkennung der letzteren ..“ aljo der Prov. Syn. 
ausdrücklich eine andere Kompetenz als der Kr. Syn. eingeräumt wird, ebenſo gegen- 
über $ 53 3.8, wo der Kr. Syn. wieder nur eine „Prüfung“, der Prov. Syn. da⸗ 
gegen das Recht der „Billigung“ gewährt wird. Her Ausdruck „beſchloſſene Be- 
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§ 29. 
Die Zuſammenſetzung der Gemeindeorgane. 

A. Der Kirchenvorſtand beſteht: 

I. aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im Pfarr⸗ 
amt.!) Sind in der Gemeinde mehrere Pfarrer angeſtellt, jo gehören ſie 
ſämtlich dem Kirchenvorſtand an, ebenſo in den öſtlichen Provinzen, 
den hohenzollernſchen Landen, in Schleswig-Holſtein und den 
lutheriſchen Gemeinden Frankfurts neben dem oder den ſelbſt⸗ 
ſtändigen Pfarrern auf feſt fundierten Stellen?) als Hilfsgeiſtliche 
oder mit anderem Titel angeſtellte Geiſtliche der Gemeinde. Im übrigen 
weiſen die einzelnen Kirchenordnungen den Hilfsgeiſtlichen eine verſchiedene 
Stellung zu. In den reformierten Gemeinden Hannovers haben ſie 
überhaupt keinen Zutritt zum Kirchenvorſtand, ſonſt nehmen die ordinierten 
und in den öſtlichen Provinzen, den hohenzollernſchen Landen, den 
lutheriſchen Gemeinden Hannovers und des Konſiſtorialbezirks Frank⸗ 
furt auch die nichtordinierten Pfarrgehilfen an den Sitzungen des Kirchen⸗ 
vorſtandes mit beratender Stimme teil. ?) 

Bei vereinigten Muttergemeinden oder Mutter- und Tochtergemeinden 
ſind der oder die Geiſtlichen die geborenen Mitglieder ſowohl des Geſamt⸗ 
kirchenvorſtandes wie der Sondervorſtände, nur in Hannover (lutheriſche 
Kirche) ſoll bei Vorhandenſein mehrerer Geiſtlicher das Konſiſtorium be⸗ 
ſtimmen, welche Geiſtliche in den einzelnen Kirchenvorſtand eintreten ſollen.“) 


ſtimmungen“ in § 46 iſt ungenau gewählt — es hätte heißen müſſen: Beſtimmungen, 

über die die Kr. Syn. beſchloſſen hat — er war aber weſentlich dadurch veranlaßt, daß 

mit ihm auch die von der Kr. Syn. entworfenen Kr. Statuten getroffen werden ſollten, 

jh De ine natürlich an die Prov. Syn., nur wenn fie von jener wirklich bes 
oſſen ſind. 

1) In der luth. K. Hannovers (KO. § 3) kann nach beſonderer Anordnung des 
Konſ. „ſtatt“ des Pfarrers ein mit Seelſorge betrauter Gehilfe desſelben in den 
KV. eintreten. Auch hat hier in Vakanzfällen, ſowie in Fällen dauernder Be⸗ 
hinderung das Konf. den Geiſtlichen, der für den Pfarrer in den KV. eintreten ſoll, 
beſonders zu beſtellen, ſodaß dies Recht hier nicht mit der Stellvertretung im Pfarr⸗ 
amt ipso jure verbunden iſt. 

2) D. h. Stellen, denen eine beſtimmte dauernde Dotation zugewieſen tft, 
deren Beſetzung alſo nicht abhängt von einem bloß vorübergehenden Bedürfnis, 
wie es durch Krankheit oder Altersſchwäche des Pfarrers entſtehen kann. 

3) Ausdrücklich nur den ordinierten Hilfsgeiſtlichen räumen dies Recht ein: 
Rh.⸗W. § 6 Zuſ. 3, Wiesb. 5 6, Kaſſel § 6. Für Schlesw.⸗Holſt. wird ein 
gleiches anzunehmen ſein, indem dem Wort „Hilfsgeiſtliche“ in Parentheſe die 
Worte „Adjunkten, ſtändige Vikare“ hinzugefügt find, dieſe Ausdrücke aber nach dem in 
Schlesw.⸗Holſt. hergebrachten Sprachgebrauch nur von ordinierten Hilfsgeiſtlichen 
gebraucht werden (vgl. Mommſon u. Chalybaeus ©. 143). Aus den KOrdngn. 
f. Hann. luth. K. § 3 u. Frkft. § 4 läßt ſich eine Beſchränkung dieſes Rechts auf 
die ordinierten nicht entnehmen. Die KOrdngn. öſtl. Prov. u. Hohenz. weiſen 
aber 84 Abſ. 2 durch die Worte „auch wenn fie ordiniert find“, deutlich darauf hin, daß 
die Ordination nicht unbedingtes Erfordernis für das hier in Rede ſtehende Recht iſt. 

4) „Kirchenvorſtand“ in $ 3 Abſ. 2 der hann. luth. KO. iſt der Kirchenvor⸗ 
ſtand der Einzelgemeinde, nicht, wie Friedberg S. 299 anzunehmen ſcheint, der 
Geſamtkirchenvorſtand; das geht deutlich hervor aus den Prot. d. Vor. Synode I 
S. 96 ff. Vgl. aus G. Über die K.⸗ u. Schulvorſtände 14. Okt. 1848 § 2 u. Min. ⸗ 
Bek. gleichen Datums Art. 4, worauf die Beſtimmung der KO. beruht. 
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II. aus mehreren gewählten Mitgliedern, welche Alteſte, ) Kirchen⸗ 
ältefte?) oder Kicchenvorfteher?) heißen. Über die Zahl derſelben und ihre 
Feſtſetzung in conereto enthalten die Kirchenordnungen ſehr verſchiedene 
Vorſchriften.)) Was zunächſt die Zahl anlangt, jo haben die rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen und ebenſo die beiden hannoverſchen Kirchenordnungen 
nur eine Minimalzahl, nämlich 4, feſtgeſetzt, unter die nicht herunterge⸗ 
gangen werden darf, alle anderen Kirchenordnungen dagegen haben eine 
Minimal: und eine Maximalzahl feſtgeſetzt, innerhalb deren die Fixierung der 
Alteſtenzahl erfolgen ſoll. Dieſe Zahlen ſind für die öſtlichen Provinzen,“) 
für Hohenzollern und die lutheriſchen Gemeinden Frankfurts 4 und 
12, für Schleswig-Holſtein 4 und 10, für den Konſiſtorialbezirk 
Wiesbaden 4 und 16 und für den von Kaſſel 2 und 8. Außerdem 
ſoll in den Gemeinden des Kaſſeler Bezirks und in den reformierten 
Gemeinden Hannovers die Zahl der Alteſten ſtets eine gerade ſein. 

Im Rahmen dieſer Vorſchriften war die Zahl der Alteſten in den 
einzelnen Gemeinden für die erſtmalige Wahl nach den neuen Kirchen⸗ 
ordnungen regelmäßig vom Konſiſtorium „unter Berückſichtigung der Seelen⸗ 
zahl ſowie der ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe“ feſtzuſetzen. Abänderungen 
der beſtehenden Zahl erfolgen durch die Kreisſynode, im Konſiſtorialbezirk 
Kaſſel durch deren Vorſtand, nach Vernehmung der Gemeindevertretung. 
Ein anderer Modus iſt für ſie nur in der rheiniſch-weſtfäliſchen und 
in der lutheriſchen Kirche Hannovers vorgeſchrieben, dort erfolgen ſie 
durch Beſchluß der Gemeindeorgane unter Genehmigung der Kreisſynode, 
hier durch das Konſiſtorium nach Vernehmung des Kirchenvorſtandes und 
der ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder. 

III. Endlich ift in den öſtlichen Provinzen, in Hohenzollern, 
Hannover und Schleswig-Holſtein in den Patronatsgemeinden der 
Patron als ſolcher am Kirchenvorſtande beteiligt,“) 1. in den drei erſt⸗ 


1) KO. öſtl. Prov. $ 3; Hohenz. § 3; Schlesw.⸗Holſt. § 3; Rh⸗W. $ 5, nach 
ene werden hier einzelne noch befonders als Kirchmeiſter u. Diakonen 

ezeichnet, 

2) KO. Frkft. § 4; Kaſſel 86; 9 ref. K. § 4 (hier auch Presbyter genannt). 

3) KO. Wiesb. § 5; Hann. luth. K . § 2; Niederſ. konf. Gemdn. § 35 (hier 
auch 15 5 u. Diakonen 1 

4) KO. öſtl. Prov., Hohenz. u. Frkft. $ 5; Rh.⸗W. § 7; Hann. luth. K. § 4; 
ref. K. 5 6, 813 Wiesb. 85 7, 82; Kaffel 88 7, 723 Schlesw. . ⁰ olſt. § 4. 

5) In den öſtl. Prov. u. Hohenz. kann in Filialgemeinden die Zahl der 
Alteſten auf 2 beſchränkt werden. Auch ſoll hier bei vereinigten Mutter- oder 
Mutter⸗ und Tochtergemeinden die Zahl der Alteſten im vereinigten GK R. der Ge⸗ 
ſamtparochie nicht mehr als 12 betragen; worauf bei Feſtſetzung der Zahl der Alteſten 
für die einzelne Gem. beſonders zu achten iſt. Ergeben aber die vorgeſchriebenen 
Mindeſtzahlen der einzelnen Gemeinden zuſammen. für die Geſamtparochie eine 
größere, als die zugelaſſene Höchſtzahl 12, 5 ift die überſchreibung durch Gemeinde⸗ 
ſtatut ($ 46 d. KO.) gültig zu machen, EO. v. 11. Apr. 1874 (AH. 22 S. 251). 

6) KO. öſtl. Prov. § 6; Hohenz. § 6; Hann. luth. K. § 14; ref. K. 8 7; Schlesw.⸗ 
1 88 69, 70. Vgl. auch Frantz, Die „ inbezug auf den 

„Marburg 1883. 
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genannten Rechtsgebieten kann der Patron wahlweiſe!) ein Mitglied 
(Alteſten, Patronatsälteſten) für den Kirchenvorſtand ernennen oder ſelbſt 
in dieſen eintreten. 

a) Zum Alteſten kann der Patron jedes Gemeindemitglied ernennen, 
welches die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften beſitzt,?) nur nicht 
jemand, der bereits der Gemeindevertretung angehört, da niemand gleich⸗ 
zeitig Mitglied dieſer und des Kirchenvorſtandes ſein darf, und ebenſo 
nicht den Pfarrer oder einen der mehreren ordentlichen Pfarrgeiſtlichen der 
Gemeinde, da die Funktionen des Pfarrers mit der eines Alteſten in⸗ 
kompatibel find;?) dagegen wird allgemein angenommen, daß der Patron 
einen nur mit beratender Stimme dem Kirchenvorſtand angehörenden 
Hilfsgeiſtlichen zum Alteſten ernennen kann.“) Ob jemand die hiernach für 
das Amt eines Patronatsälteſten erforderlichen Vorausſetzungen erfüllt, 
iſt im Streitfalle in dem Verfahren feſtzuſtellen, in welchem über ſeine 
Wählbarkeit zum Alteſten überhaupt entſchieden wird. 5) 

Die Amtsdauer des Patronatsälteſten iſt nach der hannoverſchen 
lutheriſchen Kirchenordnung vom Patron jedesmal ſelbſt feſtzuſetzen, im 
übrigen währt fie nach geſetzlicher Vorſchrift ſechs Jahre.) Während 
dieſer Zeit darf der Patron dem von ihm Ernannten das Amt nicht ent⸗ 
ziehen, auch nicht, um ſelbſt in den Kirchenvorſtand einzutreten. Erſt nach 
Ablauf derſelben, oder wenn die Stelle aus einem in der Perſon des 
Alteſten liegenden Grunde (Tod, Verzicht, disziplinariſche Entſetzung) vor⸗ 
zeitig frei wird, erhält der Patron wieder die freie Dispoſition über 
ſein Recht. 

Der vom Patron Ernannte iſt rechtlich Alteſter, ebenſo wie die ge⸗ 


1) Der Patron kann die flgdn. Rechte nur wahlweiſe ausüben, nicht etwa 
ſelbſt in den GK R. eintreten u. gleichzeitig für den Fall feiner Abweſenheit einen 
Alteſten ernennen, EO. v. 24. Sep. 1874 (AH. 22 S. 259). 

2) Alſo auch Wohnſitz u. (wo ſie überhaupt gefordert wird) Eintragung in 
die Wählerliſte find erforderlich, EO. v. 31. Mai 1892 (KGBl. S. 140). Nur nach 
der KO. Hann. luth. K. braucht der Patronatsälteſte nicht alle Eigenſchaften des 
gewählten Alteſten zu beſitzen. Es genügt an Stelle der Gemeindemitgliedſchaft 
die Zugehörigkeit zur luth. K. überhaupt und an Stelle des Wohnſitzes in der 
Gemeinde der Wohnſitz im Bezirk des ehem. Königreichs (§ 14 Abſ. 2 und dazu 
Lohmann I S. 25). 

3) Siehe oben S. 3193. ® 

4) Frantz a. a. O. S. 51; Hinſchius S. 1698; Goßner S. TI". 

5) EO. v. 25. Sept. 1875, (AH. 22 S. 160), rev. Inſtr. z. KO. öſtl. Prov. 3. 27, 
Lohmann I S. 32 f. > 

6) KO. Hann. luth. K. § 23. Die KO. Hann, ref. K. fixiert das Amt der 
Kirchenälteſten ($ 45) ſchlechthin auf 6 Jahre, was auch für den Patronatsälteſten 
gelten muß. In der KO. öſtl. Prov. fand ſich eine entſprechende Beſtimmung 
nicht — 8 43 handelt nur von den „gewählten Alteſten“ — und es herrſchten in 
Theorie und Praxis Über die Ausfüllung dieſer Lücke des G. ſehr verſchiedene An⸗ 
ſichten und Bedenken (vgl. Verh. d. 1. ord. Gen.⸗Syn. 1879 S. 27 ff.; Frantz a. a. 
O. S. 56 ff.), bis die Novelle v. 9. März 1891 (KGBl. S. 14; Begründung KGBl. 
1885 S. 176) auch hier die Zeit der Amtsdauer des Patronatsälteſten ausdrücklich auf 
9 hen fixierte. Ihre Beſtimmungen ſind dann ſpäter aufgenommen in die KO. 

ohenz. § 6. 
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wählten Mitglieder. Er kommt daher auch auf die zuläſſige Maximal⸗ 
zahl der Alteſten in Anrechnung und unterſteht den allgemein für dieſe 
aufgeſtellten Rechtsnormen, insbeſondere auch denen über die Einführung, 
Verpflichtung und Entlaſſung wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit er⸗ 
forderlichen Eigenſchaft und grober Pflichtwidrigkeit. Nur die Vorſchriften 
über die Ablehnung und vorzeitige Niederlegung des Alteſtenamtes gelten 
für den Patronatsälteſten nicht, indem die Kirchenordnungen ſie ausdrücklich 
für „die Gewählten“ aufſtellen. Es iſt alſo niemand verpflichtet, ſich zum 
Patronatsälteſten ernennen zu laſſen, und jeder Ernannte iſt berechtigt, 
das Amt, ohne auf die ſonſt vorgeſehenen Gründe beſchränkt zu ſein, 
niederzulegen. 

Der vom Patron Ernannte iſt Alteſter und nicht Vertreter des 
Patrons als ſolchen. Daher iſt er einerſeits bei ſeiner Stimmabgabe im 
Kirchenvorſtand an Inſtruktionen des Patrons nicht gebunden,“) andrerſeits 
aber auch ohne beſondere Vollmacht nicht befugt zur Wahrnehmung der 
ſonſtigen patronatlichen Rechte, insbeſondere des Rechts der Zuſtimmung 
zu Geſchäften der Vermögensverwaltung. Die Zuſtimmung des Patronats⸗ 
älteſten zu dem ein ſolches Geſchäft betreffenden Beſchluſſe, macht alſo 
die Einholung der Genehmigung des Patrons ſelbſt nicht entbehrlich. 

Für die Ausübung dieſes Ernennungsrechts iſt es gleichgültig, ob 
der Patron ſelbſt die Vorausſetzungen der Wählbarkeit erfüllt oder nicht, 
ob er eine phyſiſche oder eine juriſtiſche Perſon iſt. Auch dem konfeſſions⸗ 
fremden Patron ſteht dies Recht zu, ſofern er — wie der Katholik — 
überhaupt das Patronat über die evangeliſche Kirche ausüben kann.“) 

b) Statt einen Alteſten zu ernennen, kann der Patron ſelbſt in den 
Kirchenvorſtand eintreten, ſofern er die zur Wählbarkeit erforderlichen 
Eigenſchaften beſitzt, insbeſondere Mitglied der Gemeinde iſt.?)) Nur von 
dem Erfordernis des Wohnſitzes in der Gemeinde dispenſieren ihn die 
Kirchenordnungen für die öſtlichen Provinzen und die lutheriſche 
Kirche Hannovers,“ ſodaß hier ein Patron mehrerer Gemeinden in alle 
Kirchenvorſtände ſelbſt eintreten kann. Sind Zweifel darüber vorhanden 


1) Vgl. EO. v. 12. März 1877 (KGBl. 76/77 S. 115). 

2) Nur der Patron, deſſen Patronatsrecht überhaupt ruht, kann auch dieſes 
Ernennungsrecht nicht ausüben, auch nicht durch einen Anderen, dem er gemäß 
§ 583 ALR. II, 11 die Ausübung des Patronats für ſeine (des Patrons) Beſitzzeit 
übertragen hat. Denn dieſer Andere iſt, wie Frantz a. a. O. S. 50 richtig bemerkt, 
doch nicht ſelbſt Patron, und nur dem Patron ſelbſt (nicht aber auch ſeinem Vertreter) 
überträgt die KO. die in Rede ſtehende Befugnis. i 
| 3) Ein katholiſcher Patron kann niemals ſelbſt eintreten. Nach KO. Hann.⸗ 
luth. K. § 14 genügt an Stelle der Gemeindemitgliedſchaft Zugehörigkeit zur luth. 
K. Überhaupt. — Auch ein in Konkurs verfallener Patron kann nicht ſelbſt am 
GK. teilnehmen, während er das Ernennungsrecht ausüben kann. Truſen ©. 10 18. 

4) Vgl. KO. Hann luth. K. § 14 Abſ. 2 u. dazu Lohmann 1 S. 25. Die KO. öſtl. 
Prov. enthält eine ausdrückliche Beſtimmung nicht, ſie ergibt ſich jedoch aus § 6 
Abſ. 2 in Verb. mit §8 34 Abf. 3, 35. 


Schoen, Kirchenrecht. 22 
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oder beim Kirchenvorſtand angeregt, ob der Patron die zum Selbſteintritt 
erforderlichen Eigenſchaften beſitzt, ſo ſind dieſe im Aufſichtswege, in 
I. Inſtanz vom Konſiſtorium, nicht aber in dem gegen die Gültigkeit der 
Wahlen angeordneten Einſpruchsverfahren zu entſcheiden.) Der Patron 
kann jederzeit nach ſeinem Belieben wieder ausſcheiden und dann einen 
Alteſten ernennen oder überhaupt unvertreten bleiben. Er muß ausſcheiden, 
wenn er eine Eigenſchaft verliert, die Vorausſetzung für ſeinen Eintritt 
war, worüber im Streitfall gleichfalls das Konſiſtorium zu befinden hat. 
Dagegen können die Vorſchriften über „Entlaſſung“ der Alteſten wegen 
Verluſt der Wählbarkeit und grober Pflichtwidrigkeit auf den Patron 
nicht angewandt werden.?) Auch braucht der Patron, um ſeine Rechte im 
Gemeindekirchenrat auszuüben, ſich weder feierlich in ſein Amt einführen 
zu laſſen, noch das Alteſtengelübde abzulegen, indem dies ausdrücklich 
nur für die Alteſten vorgeſchrieben iſt.) — Fit der Patron eine juriſtiſche 
Perſon, ſo kann er das Selbſteintrittsrecht, wenn er ein für allemal einen 
Patronatsvertreter beſtellt hat, durch dieſen ausüben,“) ſofern dieſer nur 
die Eigenſchaften beſitzt, die ein phyſiſcher Patron in conereto haben müßte 
(alſo Wohnſitz in der Gemeinde nicht überall erforderlich). Der Patronats⸗ 
vertreter wird im Gemeindekirchenrat in allen Beziehungen wie ein eingetretener 
Patron behandelt. Er hat jedoch nicht das Recht, ſtatt ſeiner einen 
Alteſten zu ernennen. Dieſes Recht bleibt dem Patron ſelbſt, und wenn 
er davon Gebrauch macht, muß der Stellvertreter ausſcheiden. 

c) Steht das Patronat mehreren Perſonen zu, jo haben dieſe nach 
den Kirchenordnungen über die Ausübung ihrer Befugniſſe „ſich unter 
einander zu vereinigen“. Ein Mehrheitsbeſchluß, wie er nach dem All⸗ 


1) Dem GK R. u. den Synoden iſt nur eine Entſcheidung über beſtrittenes 
Wahlrecht u. beſtrittene Wählbarkeit eingeräumt. Um beides handelt es ſich hier 
aber nicht, ſondern um den Beſitz gewiſſer Eigenſchaften als Vorbedingung der 
Ausübung eines beſonderen Rechts, u. hierüber zu entſcheiden ſind die Selbſt⸗ 
verwaltungsorgane nirgends berufen. Ebenſo Hinſchius S. 16989, Lohmann I 
S. 326. EO. v. 24. Juli 1874 u. 16. Okt. 1883 (AH. 22 S. 287 u. KGBl. S. 133; 
beide E. bei Truſen S. 918). A. M. Frantz a. a. O. S. 54. 

2) A. M. Nitze S. 16). Allein der Patron, der kraft eigenen Rechts in den 
GK. eintritt, iſt nicht Alteſter. Er tritt nur an die Stelle eines (des von ihm 
zu ernennenden) Alteſten, weshalb er allerdings auf die zuläſſige Maximalzahl der 
Alteſten in Anrechnung kommt. 

3) So der OK R. in der rev. Inſtr. z. KO. öſtl. Prov. v. 1882 3. 29 u. dem 
Erlaſſe v. 26. Jan. u. 15. April 1874 (A. H. 22 S. 252, 261). Dasſelbe gilt für 
den Geltungsbereich der KO. Hohenz. u. Hann. ref. K., deren hierhergehörige Be⸗ 
ſtimmungen ſich decken mit denen der KO. öſtl. Prov. Einen anderen Standpunkt 
dagegen ſcheint die KO. Hann. luth. K. einzunehmen, indem ſie beſtimmt: § 14: Der 
Patron kann ſelbſt „als Vorſteher in den Kirchenvorſtand eintreten“ (vgl. auch daf. 
Abſ. 5) und dann § 16: „Die als Vorſteher Eintretenden ſind in ihr Amt . .. ein- 
zuführen u. haben das Gelöbnis abzulegen“. 

4) Keine derartigen Vorſchriften über das Selbſteintrittsrecht des nicht in 
einer phyſiſchen Perſon beſtehenden Patrons gibt KO. Hann. luth. K. Im übrigen 
vgl. über dieſes Recht Frantz a. a. O. S. 55 u. die verſchiedenen Erlaſſe des 
OKR. bei Truſen S. 10, 11. 
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gemeinen Landrecht über die Ausübung anderer Rechte beim Kom⸗ 
patronat entſcheidet, genügt alſo nicht. Und es ruhen die Befugniſſe, 
ſolange eine Einigung nicht zuſtande kommt.!) Die Frage, ob dieſes Ruhen 
auch dann wieder eintritt, wenn die erzielte Einigung hinwegfällt, indem 
einer der Mitpatrone ſeine Zuſtimmung zurückzieht, oder ein neueintretender 
Mitpatron die Willenserklärung ſeines Vorgängers nicht billigt, iſt im 
Geſetz nicht ausdrücklich entſchieden, wird aber in der Theorie überein⸗ 
ſtimmend bejaht,?) indem mangels entgegenſtehender Vorſchrift angenommen 
wird, daß die für den Beginn der Ausübung erforderliche Einigung 
dauernde Vorausſetzung derſelben ſein ſoll. Ebenſo hat der Oberkirchen⸗ 
rat die Frage wenigſtens für den letztgedachten Fall bejaht, allerdings mit 
einer anderen nur hier zutreffenden Begründung, daß es ſich „um eine 
der Perſon des Patrons zuſtehende Befugnis handele“, und daher der 
neueintretende Mitpatron nicht an die Erklärung ſeines Vorbeſitzers ge⸗ 
bunden ſein könne.“) 

Die Einigung der Kompatrone kann darauf gehen, einen aus ihrer 
Mitte in den Gemeindekirchenrat eintreten zu laſſen oder zuſammen einen 
Alteſten zu ernennen oder, wenn einer der Kompatrone eine juriſtiſche 
Perſon iſt, auch darauf, daß der Patronatsvertreter dieſer in den Ge— 
meindekirchenrat eintreten ſoll.“) 

d) Endlich ſind hier noch zwei Eigentümlichkeiten der hannoverſchen 
lutheriſchen Kirchenordnung zu erwähnen. Während nach den übrigen 
bisher in Betracht gezogenen Kirchenordnungen der Patronatsälteſte nach 
Recht und Pflicht dem gewählten Alteſten völlig gleichgeſtellt iſt, kann er 
hier durch Abgabe einer entſprechenden Erklärung vor Einführung in ſein 
Amt ſeine Teilnahme am Kirchenvorſtand auf Vermögensangelegenheiten 
beſchränken und iſt dann nur zu denjenigen Sitzungen zuzuziehen, in denen 


1) So KO. öſtl. Prov. u. Hann. ref. K. Keine entſprechenden Vorſchriften 
enthält KO. Hohenz. u. Hann. luth. K. 

2) So Frantz a. a. O. S. 71, Friedberg S. 305. Natürlich kann bei Weg⸗ 
fall der Einigung da, wo das Recht z. 3. durch einen Patronatsälteſten ausgeübt 
wird, ein Ruhen des Rechts erſt eintreten mit Ablauf der Amtsperiode des zeitigen 
Alteſten, und dieſer tritt nicht einfach außer Funktion, wenn eine Meinungsdifferenz 
oder ein Perſonenwechſel unter den Patronen eintritt. 

3) EO. v. 28. Dez. 1882 (KGBl. 1883 S. 1, auch Truſen S. 1220). 

4) So EO. v. 31. Jan. 1877 (KGBl. 1876/77 S. 131; in dem entſchiedenen 
Fall ſtand das Patronat über die Gemeinde dem Magiſtrat der Stadt u den Be⸗ 
ſitzern der freiköllmiſchen Güter in 7 zur Parochie gehörigen Dörfern zu). Da⸗ 
gegen halten Frantz a. a. O. S. 70, Hinſchius S. 170%, Friedberg S. 3053“ 
die letzte Vereinbarung für unzuläſſig, weil das Geſ. ausdrücklich nur dem nicht 
phyſiſchen Patron das Recht zugeſtehe, einen Patronatsvertreter in den GK R. zu 
deputieren. Allein dieſem Grundſatz wird, wie bereits Goßner hervorgehoben hat 
S. 722, durch obige Vereinbarung doch auch nicht entgegengehandelt. Sie geht 
eigentlich dahin, daß die jur. Perſon als einer der Kompatrone das Selbſteintritts⸗ 
recht ausüben ſoll, was ſie aber nur durch den Patronatsvertreter tun kann; und 
dieſer tritt dann lediglich als Beauftragter der jur. Perſon, nicht aber als Depu⸗ 
tierter der phyſiſchen Patrone ein. 


22” 
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ſolche verhandelt werden. Und während alle anderen Kirchenordnungen 
dem Patron nur eine Stimme und nur die Beſtellung eines Alteſten im 
Kirchenvorſtand einräumen, gewährt die hannoverſche lutheriſche Kirchen⸗ 
ordnung gewiſſen Patronen mehrere Stimmen in Vermögensſachen oder 
auch die Ernennung mehrerer Alteſter, die auf die Mitwirkung in Ver⸗ 
mögensſachen beſchränkt find.) Beide Beſtimmungen erklären ſich aus 
dem älteren hannoverſchen Recht und find in die Kirchenordnung erſt, 
nachdem dieſe die kirchlichen Organe paſſiert hatte,?) auf Verlangen der 
Stände hineingekommen, die beſonders durch die letztere alte Rechte ge 
wahrt wiſſen wollten. Dieſe waren in dem Geſetz vom 14. Oktober 1848 
enthalten (vgl. oben Seite 138), welches (§ 23) in den nur für die Ver⸗ 
mögensverwaltung errichteten Kirchenvorſtänden denjenigen Patronen, die 
„zu einem beſtimmten Zahlteile die kirchlichen Ausgaben zu beſtreiten 
haben,“ 3) die Ernennung „einer verhältnismäßigen Zahl von Mitgliedern 
des Kirchenvorſtandes“ ) einräumte. Als nun der Wirkungskreis der 
Kirchenvorſtände auch auf die geiſtlichen Dinge ausgedehnt wurde und die 
kirchlichen Organe es nicht für angängig hielten, auch den Einfluß der 
Patrone auf dieſe ihrer Laſtentragung entſprechend zu bemeſſen, anderer- 
ſeits aber die Stände jeder Schmälerung des Patronatsrechts ihre Zu⸗ 
ſtimmung verſagten, wurde in der Kirchenordnung der Ausweg gefunden, 
daß man jedem Patron das Recht gab, einen Alteſten mit vollem Stimm⸗ 
recht in allen Sachen zu ernennen oder ſtatt deſſen ſelbſt einzutreten, 
daneben aber denjenigen Patronen, die nach dem Geſetz von 1848 weiter⸗ 
gehende Rechte beſaßen, dieſe erhielt und ihnen geſtattete, auch in die 
neuen Kirchenvorſtände, ſoweit ſie in Vermögensſachen tätig werden, 
gemäß dem Geſetz von 1848 mehrere Mitglieder zu ernennen oder ſtatt 
deſſen in ihnen in Vermögensſachen eine entſprechende Zahl von Stimmen 
zu führen. 

2. Weſentlich anders iſt die Beteiligung, welche in Schleswig— 
Holſtein den Patronen am Kirchenvorſtand eingeräumt iſt. Sie iſt nur 
im vermögensrechtlichen Intereſſe der Patrone geſchaffen, ſteht daher 
überhaupt nur denjenigen Patronen zu, welche als ſolche oder als Grund— 
beſitzer zu den Kirchenlaſten beitragen müſſen, und beſteht nur darin, daß 


1) KO. § 14 Abf. 5, 6, § 16, u. dazu die Ausf. Inſtruktionen des Kult. Min. v. 
30. Okt. 1864 Art. 11; der Konſiſtorien zu Hannover v. 1. Nov. 1864 u. Stade v. 
8. Nov. 1864 $$ 20 ff., zu Osnabrück v. 5. Nov. 1864 $$ 15 ff. (bei Lohmann ! 
S. 96, 109, 124). 

2) Prot. d. Vorſynode I S. 165 ff., II S. 54 ff. 

3), D. h. verpflichtet ſind, 2, Y,, ½ der ganzen Laſt zu tragen. Es genügt 
nicht, daß ihre Verpflichtung faktiſch dem Werte nach einem beſtimmten Teil der 
ganzen Laſt gleichkommt, ſie muß formell nach einem ſolchen Zahlteile bemeſſen 
fein, was allerdings nur ſelten der Fall iſt. 

8 4) Alſo der Hälfte, eines Drittels. eines Viertels aller Vorſteher. Lohmann 
. 25. 
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dieſe ſelbſt oder durch ein von ihnen zu deputierendes Gemeindemitglied 
an den Sitzungen des Kirchenvorſtandes, in denen Vermögensangelegen⸗ 
heiten behandelt werden, mit beratender Stimme teilnehmen. Das vom 
Patron deputierte Gemeindemitglied ſowie er ſelbſt, wenn er in Perſon 
den Sitzungen des Kirchenvorſtandes beiwohnen will, muß die zur Wähl⸗ 
barkeit in dieſen erforderlichen Eigenſchaften beſitzen, insbeſondere in der 
Gemeinde ſeinen Wohnſitz haben.!) Es handelt ſich hier alſo weder um 
Ernennung eines Alteſten durch den Patron — das vom Patron deputierte 
Gemeindemitglied hat weder die Rechte noch die Pflichten eines ſolchen, 
kann daher auch auf die zuläſſige Maximalzahl der Alteſten nicht in An⸗ 
rechnung kommen — noch um das Eintreten des Patrons an Stelle eines 
ſolchen, ſondern nur darum, daß der Patron das Recht hat, perſönlich 
oder durch einen Vertreter im Kirchenvorſtand ſeine Anſicht darzulegen, 
wenn es ſich um die Faſſung von Beſchlüſſen handelt, denen gegenüber 
er nach der Kirchenordnung ein Anfechtungsrecht hat. 

B. Die Gemeindevertretung beſteht: 

I. aus den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes und 

II. aus den zu Gemeindevertretern gewählten Perſonen. Die Zahl dieſer 
beſtimmt ſich in Rheinland-Weſtfalen, im Konſiſtorialbezirk Wies⸗ 
baden und der reformierten Kirche Hannovers regelmäßig nach der 
Seelenzahl der Gemeinde,?) im übrigen nach der Zahl der Alteſten. In den 


1) Eine Ausnahme von dem Erfordernis des Wohnſitzes zu Gunſten des 
Patrons, wie fie andere KOrdnugn. zulaſſen, u. von Friedberg S. 303 auch für 
Schlesw.⸗Holſt. behauptet wird, kennt die KO. Schl.⸗H. nicht. Ganz un⸗ 
verſtändlich iſt auch die weitere Bemerkung Friedbergs daſelbſt: „auch der Ver⸗ 
treter braucht nicht in der Gemeinde zu wohnen, doch iſt eine dort wohnhafte Perſon 
zur Entgegennahme der Einladungen zu beſtellen“. Dieſer Satz ſoll ſich wohl auf 
§ 70 Abf. 3 begründen, allein hier iſt nicht von dem vom Patron beſtellten Ver⸗ 
treter desſelben im KV., den Friedberg allein im Auge hat, die Rede, ſondern 
von dem „geſetzlichen Vertreter“ des Patrons. Richtig Mommſen u. Chaly⸗ 
baeus zu § 70! — Darüber, ob die Ernennung dieſes Deputierten auf beſtimmte 
Zeit ſtattzufinden hat, oder der Patron ſie jederzeit widerrufen kann, enthält die 
KO. keine Vorſchriften. Mangels ſolcher aber wird man — indem es ſich hier um 
einen Beauftragten des Patrons handelt, der lediglich zur Wahrnehmung der ver⸗ 
mögensrechtlichen Patronatsintereſſen beſtellt iſt, nicht aber wie die Patronats⸗ 
deputierten in den anderen Rechtsgebieten ein wirkliches Alteſtenamt bekleidet, 
mit deſſen gedeihlicher Verwaltung eine Abhängigkert ſeines Trägers vom Patron 
nicht gut vereinbar iſt — ein freies Widerrufsrecht des Patrons annehmen müſſen, 
ſofern er ſeinen Vertreter nicht von vornherein auf beſtimmte Zeit beſtellt hat. 

2) KO. Rh.⸗W. § 19; Wiesb. § 30; Hann. ref. K. § 31. Danach ſollen gewählt 
werden in Rh.⸗W. u. Wiesb. in Gemeinden, die 500 Seelen und darunter haben (ſofern 
ſie ihrer Seelenzahl nach überhaupt eine GV. zu beſtellen haben): 16 Vertreter, 
in ſolchen die mehr als 500 bis einſchließlich 1000 Seelen haben: 20 1 
7 U 1 " n 1000 nv . 2000 n 1 24 „ 

„ " „ „ „ 2000 „ " 5000 „ „ 40 „ 


7 . n 5 [4 n 60 

während in der ef. K. Hannovers auf 1000 Seelen und weniger 15 Vertreter 

auf mehr als 1000 Seelen bis einſchließlich 2000 Seelen 20 „ 
2000 6 


5 . 1 „ PR 


0 " u 6000 " 8 
zu wählen find. Ausnahmen von dieſen Vorſchriften gelten nach den KOrdugn. Hann. 
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öſtlichen Provinzen und Hohenzollern iſt ſie geſetzlich auf das dreifache 
der normalen Alteſtenzahl fixiert, kann jedoch erhöht werden, wenn das Kon⸗ 
ſiſtorium dies auf Antrag der Gemeindevertretung nach gutachtlicher Ver⸗ 
nehmung der Kreisſynode genehmigt.!) In Schleswig-Holſtein und in 
den Konſiſtorialbezirken Kaſſel und Frankfurt iſt ſie für die einzelne Ge⸗ 
meinde durch die unterſte Synodalſtufe derart feſtzuſetzen, daß ſie dort min⸗ 
deſtens drei⸗ hier mindeſtens zweimal ſo groß iſt als die Zahl der Alteſten, 
dabei jedoch hier nicht 24, bezw. 36 überjchreitet.?) 


8 30. 
Die Wahlen insbeſondere. 

I. Das Wahlverfahren. Die Alteſten werden in Rheinland- 
Weſtfalen, Schleswig-Holſtein, dem Konſiſtorialbezirk Kaſſel und den 
lutheriſchen Gemeinden Frankfurts von der Gemeindevertretung,“) 
in allen übrigen Rechtsgebieten,“) und auch in den drei erſt genannten in 
ſolchen Gemeinden, in denen keine Gemeindevertretung beſteht — gleich den 
Gemeindevertretern von allen ſtimmberechtigten Gemeindegliedern gewählt. 

1. Wo die Alteſtenwahlen durch die Gemeindevertretung vollzogen 
werden, geben die Kirchenordnungen nur wenige Vorſchriften über das 
Verfahren:?) Die Wahl erfolgt in einer Sitzung der Gemeindevertretung. 
Wähler ſind die erſchienenen Mitglieder dieſer. Gewählt ſind diejenigen, 
auf welche die abſolute Mehrheit der abgegebenen Wahlſtimmen entfällt. 
Hat der erſte Wahlgang eine abſolute Mehrheit nicht ergeben, ſo ſoll nach den 
Kirchenordnungen für Kaſſel und Frankfurt in dem alsdann vorzunehmen⸗ 
den zweiten Wahlgange einfache (relative) Stimmenmehrheit, bei Stimmen⸗ 
gleichheit aber das Los entſcheiden, nach den anderen Kirchenordnungen 
dagegen das Verfahren ſolange fortgeſetzt werden, bis die abſolute 
Mehrheit erreicht ift®) oder bei Stimmengleichheit das Los entſcheiden kann. 
u. Wiesb. für die kleinen Gemeinden, die ihrer Seelenzahl nach überhaupt keine GV. 
zu beſtellen hätten, dazu nur wegen ihrer Verbindung mit anderen Gemdn. 
verpflichtet ſind; vgl. die Abſätze 4 und 5 der zitierten §8 30, 31. 

1) KO. öſtl. Prov. § 28, Hohenz. § 26. 

2) KO. Schlesw.⸗Holſt. § 4; Kaſſel § 19; Frkft. § 17. ; 

3) Wenn hier Friedberg ©. 312 52, 53 einen Unterſchied zwiſchen den 
Vorſchriften der KO. Rh.⸗W. und Kaſſel einer⸗ und der KO. Schl.⸗H. andererſeits 
dahin macht, daß nach jenen „die Wahl durch die beiden vereinigten Organe vor⸗ 
zunehmen ſei,“ nach dieſer „nur durch die größere GV.“, ſo iſt das unverſtändlich 
und unrichtig. Die größere GV. (das Kirchenkollegium) in Schl.⸗Holſt. beſteht 
wie überall in einer Vereinigung beider Organe, vgl. die KO. Schl.⸗H. §d 23 und 32. 

4) Eine Ausnahme machen nur die niederſ. konf. Gemdn., in denen nach 
altreformierten Grundſätzen der auf Lebenszeit gewählte Vorſtand bei Eintritt einer 
Vakanz ſich ſelbſt ergänzt KO. dieſer Gemdn. $$ 56, 57. f 5 

5) KO. Rh.⸗W. F 8; Schl.⸗H. § 23, Frkft. § 34; Kaſſel § 37 (die Beſtimmung 
der beiden letzten K. Ordngn., daß den Gemeindeverordneten für die Wahl der 
Alteſten vom Presbyterium ſchriftlich oder mündlich Vorſchläge gemacht werden 
können, hat keine rechtl. Bedeutung, da kein Wähler an dieſe Vorſchläge gebunden iſt). 


5 6) In Rheinl.⸗Weſtf. durch engere Wahl unter einer Dreizahl Und erforder⸗ 
lichenfalls einer Zweizahl; in Schlesw.-Holft., wenn man, was mangels beſonderer 
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Über die Stimmabgabe enthalten nur die Kirchenordnungen für Kaſſel 
und Frankfurt eine Vorſchrift, daß ſie nämlich geheim mittelſt Wahlzettel 
zu erfolgen habe, wenn Einſtimmigkeit herrſcht, jedoch eine Akklamations⸗ 
wahl zuläſſig ſein ſoll; in den beiden anderen Rechtsgebieten wird die 
Gemeindevertretung ſelbſt darüber zu beſtimmen haben, ob durch Stimm⸗ 
zettel oder mündliche Erklärung zu Protokoll geſtimmt werden ſoll. 

Verweigert die Gemeindevertretung die Wahl von Alteſten oder hat 
ſie geſetzlich nicht wählbare Perſonen gewählt, ſo hat für dies Mal der 
Vorſtand der unterſten Synodalſtufe die Alteſten zu ernennen; iſt die 
Wahl nur teilweiſe auf nicht wählbare Perſonen gefallen, ſo tritt nur 
inſoweit, als dies der Fall iſt, das Ernennungsrecht des Synodal⸗ 
vorſtandes ein.!) 

2. Wo die Alteſten direkt durch die aktiv wahlfähigen Gemeinde⸗ 
glieder gewählt werden, gelten für dieſe Wahlen dieſelben Vorſchriften 
wie für die der Gemeindevertreter. Es werden daher im Folgenden zu— 
ſammenfaſſend dargeſtellt werden die Vorſchriften über die Wahlen der 
Alteſten in den öſtlichen Provinzen, in Hohenzollern, im Kon— 
ſiſtorialbezirk Wiesbaden und in beiden Kirchen Hannovers und die 
über die Wahlen der Gemeindevertreter in ſämtlichen Rechts- 
gebieten. 

a) Die Vorbereitung und Anordnung der Wahlen liegt über⸗ 
all dem Kirchenvorſtand ob. Jene beſteht in der Führung, Auslegung und 
Berichtigung der Wählerliſte, die in Rheinland-Weſtfalen durch Ge⸗ 
meindeſtatut angeordnet werden kann, ſonſt überall geſetzlich vorgeſchrieben 
iſt, und zwar mit der Maßgabe, daß nur die in dieſe Liſte Aufgenommenen 
ihr Wahlrecht ausüben dürfen.?) Jeder Kirchenvorſtand hat dauernd eine 


Vorſchriften wohl zuläſſig iſt, auf § 96, der ſich auf Synodalwahlen bezieht, zurück⸗ 
greift — in der Art, daß zur zweiten Wahl nur diejenigen, welche bei der erſten 
die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt hatten, und zwar in doppelt ſo großer Zahl 
als die Zahl der noch zu wählenden Alteſten iſt, zur Wahl geſtellt werden. 

1) So KO. Kaſſel § 41; San 8 38; Shl.-9. $ 29. Daß der Syn.⸗V. 
auf ſein Ernennungsrecht verzichten kann, wenn die GV. irrtümlich nicht wählbare 
Perſonen gewählt hat und zur Vornahme einer neuen Wahl bereit iſt, wird man 
mit Mommſen und Chalybaeus ©. 64! annehmen können; eine Verpflichtung 
für ihn unter gedachter Vorausſetzung auf ſein Ernennungsrecht zu verzichten, beſteht 
jedoch nicht. Ebenſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß das Ernennungsrecht des Syn.⸗V. 
nicht nur bei den regelmäßigen Ergänzungswahlen, ſondern auch bei der außer⸗ 
ordentl. Wahl eines Erſatzmannes eintritt. — Keine Vorſchriften über dieſe Fälle 
enthält die KO. Rh.⸗W. 

2) KO. Rh.⸗W. § 23 Zuf. 6. Das Gemeindeſtatut hat dann auch über die 
Aufſtellung u. öffentl. Auslegung, ſowie über die Zuläſſigkeit und Erledigung von 
Einwendungen gegen die Liſte das Erforderliche zu beſtimmen — ſodaß die figdn. 
Ausführungen für Rh.⸗W. nicht platzgreifen. 

3) KO. öſtl. Prov. $ 36; Hohenz. § 33; Schlesw.⸗H. $ 13; Wiesb. $ 37; 
Kaſſel § 28; Frkft. $ 25; Hann. ref. K. § 39; luth. K. § 11, dieſe jedoch mit der 
wichtigen Modifikation, daß außer den in die Liſte Aufgenommenen auch ſolche noch 
im Wahltermin zugelaſſen werden, „welche ſich als Wahlberechtigte ſpäteſtens am 
Tage vor der Wahl gemeldet haben”. 
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Liſte über die aktiv wahlberechtigten Gemeindeglieder zu führen. Wahl⸗ 
berechtigte, die bei der letzten Wahl in ſie noch nicht eingetragen waren, 
können ſich jederzeit bei dem Vorſitzenden oder den mit Entgegennahme 
von Anmeldungen beauftragten Mitgliedern des Kirchenvorſtandes zur Auf- 
nahme anmelden.!) Dieſe Liſte iſt vor den Wahlen vom Kirchenvorſtand 
zu prüfen und abzuſchließen und dann in einem jedermann zugänglichen 
Lokale 14 Tage lang, in Schleswig-Holſtein von dem zweiten der 
Wahl vorangehenden Sonntage ab, öffentlich auszulegen. Ort und Zeit 
der Auslegung ſind im Hauptgottesdienſte von der Kanzel bekannt zu 
machen?), wobei gleichzeitig darauf hinzuweiſen iſt, daß nach Verlauf der 
Auslegungsfriſt Reklamationen gegen die Lifte nicht mehr angebracht werden 
können. Nach dem Ermeſſen des Kirchenvorſtandes kann die Bekannt⸗ 
machung auch noch in anderen den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden 
Formen (Aushang an den Kirchentüren, Aufnahme in Lokalblätter u. ſ. w.) 
erfolgen. Abgeſehen von Schleswig-Holſtein, wo Reklamationen noch 
drei Tage vor der Wahl angebracht werden können, müſſen zwiſchen dem 
Ende der Reklamationsfriſt und dem Tage der Wahl mindeſtens vierzehn 
Tage in der Mitte liegen.?) Jede Außerachtlaſſung der hiernach geſetzlich 
vorgeſchriebenen Formalien iſt als ein weſentlicher Mangel des Verfahrens 
anzuſehen, der die Ungültigkeit der Wahl zur Folge hat.“) 
Reklamationen oder Einſprüche gegen die ausgelegte Liſte, die ent⸗ 
weder die Streichung eines als wahlberechtigt Aufgeführten oder die 
Hinzufügung eines nicht Aufgenommenen bezwecken, können innerhalb der 
erwähnten Friſt von jedem?) Gemeindemitgliede bei dem Vorſitzenden des 
Kirchenvorſtandes ſchriftlich oder mündlich?) angebracht werden. Die 
Reklamation unterliegt zunächſt der Prüfung durch den Kirchenvorſtand, 
der auf Grund dieſer entweder die Liſte berichtigt oder die Reklamation 


1) Im einzelnen vgl. über Führung dieſer Liſten u. Anmeldung zu denſelben 
z. B. die rev. Inſtr. z. KO. öſtl. Prov. Z. 1, 2, 3, 4. 

2) Und zwar nach KO. Schl.⸗H. unter gleichzeitiger Bekanntgabe der Zahl 
der zu wählenden Perſonen an zwei dem Wahltage vorangehenden Sonntagen. Für 
die anderen Rechtsgebiete iſt ähnliches durch die Ausf. Inſtruktionen vorgeſchrieben, 
vgl. z. B. rev. Inſtr. z. KO. öſtl. Prov. Z. 5. 

3) So übereinſtimmend die in Anm. 3 ©. 343 genannten KH Ordngn. mit 
Ausnahme der KO. Hann. luth. K. Dieſe ſchreibt nur allgemein vor, daß die Lifte 
öffentlich ausgelegt werden ſoll u. zwar mindeſtens „eine Woche!. 

4) EO. v. 7. März 1874 (A. H. 22 S. 279). 

5) Daß das Reklamationsrecht ein ganz allgemeines iſt und daher jedem 
Mitgliede der betr. Gemeinde ohne Rückſicht auf ſeine eigene Wahlberechtigung zuſteht, 
ſofern es nur die kirchl. Mündigkeit beſitzt, die regelmäßig die Konfirmation vor⸗ 
ausſetzt, iſt mangels entgegenſtehender geſetzl. Beſtimmung anzunehmen, denn jedes 
Gemeindemitglied hat das gleiche Intereſſe daran, daß die Gemeindeorgane vorſchrifts⸗ 
mäßig zuſammengeſetzt werden. 

6) Daß mündliche Reklamation genügt, iſt anzunehmen, da Schriftlichkeit 1055 
ſie nicht beſonders vorgeſchrieben iſt. über die mündliche Anbringung muß der 
Vorſitzende ein Protokoll aufnehmen. 
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als unbegründet zurückweiſt. !) Bei der Entſcheidung des Kirchenvorſtandes hat 
es nach der hannoverſchen lutheriſchen Kirchenordnung „für die ans 
ſtehende Wahl“ ſein Bewenden. Die anderen Kirchenordnungen dagegen 
beſtimmen: „gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht dem dadurch von der 
Wahl Ausgeſchloſſenen?) binnen 14 Tagen der Rekurs (Berufung) an den 
Vorſtand der Kreisſynode zu“. Sie geben alſo ein Rechtsmittel, aber 
nur in ſehr beſchränktem Umfange, nämlich 1. nur gegen einen ablehnenden 
Beſcheid. Iſt alſo der Reklamation gemäß die Liſte berichtigt worden, 
ſo gibt es gegen dieſe Entſcheidung keinen Rekurs, auch nicht für den, 
deſſen Name etwa auf Antrag eines anderen hin aus der Liſte geſtrichen 
iſt. Dieſer kann nur, ſofern zur Zeit, da er die Streichung ſeines Namens 
erfährt, die allgemeine Reklamationsfriſt noch nicht abgelaufen iſt, ſeiner⸗ 
ſeits gegen die (berichtigte) Liſte reklamieren und erſt, wenn er dann 
einen ablehnenden Beſcheid erhält, den Rekurs einlegen, und 2. nur „dem 
dadurch von der Wahl Ausgeſchloſſenen“, ſodaß alſo derjenige, der die 
Streichung eines anderen beantragt und einen abweiſenden Beſcheid erhält, 
dagegen kein Rechtsmittel hat. — Überdies hat der Rekurs keinen Suspenſiv⸗ 
effekt, ſodaß die anſtehende Wahl durch ſeine Einlegung nicht aufge⸗ 
halten wird. 

Der Kirchenvorſtand beſtimmt den Tag der Wahl, der nach einigen 
Kirchenordnungen ein Sonntag ſein muß, und den Ort der Wahl, als 
welchen einzelne Kirchenordnungen ſchlechthin die Kirche nennen, während 
andere nur beſtimmen, daß die Wahl tunlichſt in einem kirchlichen oder 
Schullokale ſtattfinden ſoll. Wo eine beſondere Einladung des Patrons 
oder Patronatsvertreters zur Teilnahme an der Wahlhandlung vorge⸗ 
ſchrieben iſt, erfolgt dieſe ſchriftlich durch den Kirchenvorſtand. Den 
übrigen Gemeindemitgliedern wird, ſofern der Kirchenvorſtand nicht noch 
beſondere den örtlichen Verhältniſſen entſprechende Bekanntmachungen 
veranſtaltet, Zeit und Ort der Wahl ſowie die Zahl der zu wählenden 
Gemeindevertreter bezw. Alteſten in zwei oder mehreren Hauptgottesdienſten 
von der Kanzel kundgegeben.“) 

b) Wähler ſind (unter der Vorausſetzung, daß ſie in die Wähler⸗ 
liſte aufgenommen ſind) alle Mitglieder der Gemeinde, welche die oben 


1) Daß, wenn die Reklamation gegen die Aufnahme eines Dritten in die 
Lifte gerichtet iſt, dieſer Dritte vor der Entſcheidung zu hören tft, ſchreiben die 
K.⸗Ordngn. nicht vor. Es wird daher die ae desjelben vom Ermeſſen des 
GͤRats abhängen. Mommſen u. Chalybaeus ©. 36%; Goßner ©. 9178. 

2) In der KO. Schl.⸗H. heißt es „dem dadurch Betroffenen“, was aber das⸗ 
ſelbe bedeutet. Mommſen u. Chalybaeus S. 374. 

3) Vgl. die im einzelnen abweichenden Vorſchriften der K-Ordngn öſtl. Prov. 
$ 87 (rev. Inſtr. Z. 15, 16); Hohenz. § 34; Schl⸗H. 8 12; Wiesb. § 38; Kaſſel 
$$8 29, 30; Streit. §8 26, 27; Hann. ref. K. § 40; luth. K. § 5. — Keine Vorſchriften 
über die Einladung der Gemeindemitglieder zu den Wahlen enthält KO. Rh.⸗W.; 
in ihrem Bereich erfolgt ſie, ſofern das Gemeindeſtatut nichts beſtimmt, nach 
örtlichem Herkommen, eventuell auch nach dem G. v. 23. Jan. 1846 (GS. S. 23). 
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Seite 319 ff. aufgezählten Vorausſetzungen erfüllen, und außerdem 1. in den 
öſtlichen Provinzen (KO. § 34) der Patron, auch wenn er nicht in der 
Gemeinde ſeinen Wohnſitz hat, 2. in der lutheriſchen Kirche Hannovers 
auch die nicht in der Gemeinde wohnenden Angehörigen der Kirche, die 
in der Gemeinde ein Gut, einen Hof oder ein für ſich beſtehendes Wohn⸗ 
haus (nicht alſo genügen einzelne unbebaute Grundſtücke) beſitzen und 
davon zu den Laſten der Kirchengemeinde beitragen.!) 3. in Schleswig— 
Holſtein (KO. § 64) in den Gemeinden, in welchen mindeſtens / der Kirchen⸗ 
umlagen auf adligen Gütern laſtet, die Beſitzer dieſer Güter auch dann, 
wenn ſie außerhalb der Gemeinde ihren Wohnſitz haben, einer fremden 
Konfeſſion angehören, bevormundet oder weiblichen Geſchlechts ſind. 

Das Wahlrecht iſt perſönlich auszuüben.?) Eine Ausnahme davon 
beſteht nur für die unter 2 und 3 bezeichneten Perſonen?) In Hannover 
nämlich (KO. §7) können die unter 2 genannten Wahlberechtigten ihre Stimme 
durch einen Bevollmächtigten aus der Zahl der wahlberechtigten Gemeinde⸗ 
mitglieder abgeben, wobei jedoch ein ſolcher Bevollmächtigter immer nur 
einen Vollmachtgeber vertreten darf. In Schleswig-Holſtein können 
fi) bei Ausübung ihres Wahlrechts alle außerhalb der Gemeinde wohn⸗ 


1) Dieſe Beſitzer „gelten“ nach § 10 Abſ. 5 d. KO. „in betreff des Wahlrechts 
als Mitglieder der K.⸗Gem., auch wenn ſie im Pfarrſprengel ihren Wohnſitz nicht 
haben“. Daraus folgt, daß ſie nur von dem Erfordernis des Wohnſitzes in der 
Gem. dispenſiert werden ſollen, alle anderen Vorausſetzungen aber, von deren Vor⸗ 
handenſein Abſ. 1 desſelben § die Wahlberechtigung der Gemeindemitglieder ab- 
hängig macht, auch von ihnen erfüllt werden müſſen, wenn ſie (perſönlich oder 
durch einen Vertreter) das Wahlrecht ausüben wollen. Vgl. über die Beſtimmung, 
die erſt auf Verlangen der Allgem. Ständeverſammlung (Aktenſtück. d. 15. hann. 
Ständeverſ. 1864 ©. 1669/70) in die KO. aufgenommen iſt: Verhandl. d. I. Kammer 
d. 15. hann. Ständeverſ. im hannov. Landtagsblatt S. 167 (Erklärung des 
Staatsmin. a. D. v. Borries), 231. 436. Sie hat jedenfalls einen ganz anderen 
Inhalt als die des $ 64 der KO. Schl.⸗H., welche oben unter Z. 3 erwähnt tft. 

2) Der ſtrafrechtliche Schutz, der die unbehinderte Ausübung des politiſchen 
Wahlrechts ſichert, wird dem kirchlichen Wahlrecht nicht gewährt, indem § 107 des 
RStGB. nur den ſchützt, der „in Ausübung ſeiner ſtaatsbürgerlichen Rechte“ wählen 
oder ſtimmen will, das kirchliche Wahlrecht aber kein ſtaats bürgerliches Recht iſt, auch 
darum nicht zu einem ſolchen geworden iſt, weil die die KOrdngn. beſtätigende ſtaat ⸗ 
liche Geſetzgebung es anerkannt hat. So auch Friedberg Verf. R. S. 340, 
v. Liszt, Lehrb. d. Strafrechts 10. Aufl., S. 540, Ohlshauſen, Komm. z. RStGB. 
Anm. 2 zu § 107, Rüdorff⸗Stenglein, Komm. z. RStGB. Anm. 1 zu § 107, 
Frank, Komm. z. R StGB. Anm. I, 1 zu $ 107, u. a., während beſonders Schütze, 
Lehrb. d. Strafrechts, 2. Aufl. 1874, S. 257 11, Oppenhof, Komm. z. NEIGB. 
Anm. 2 zu § 107, Schwarze, Komm. z. RSt GB. Anm. zu 107 u. Anm, 4 zu § 34 
and. Ani. find. — Auch die §s 108, 109 des RSt. GB., welche die Wahlfälſchung, 
den Stimmenkauf u. die Wahlbeſtechung mit Strafe bedrohen, können entgegen der 
herrſchenden Anſicht nicht auf die kirchlichen Wahlen Anwendung finden, denn dieſe 
find keine öffentlichen Angelegenheiten i. S. dieſer 88. Auch hier kann es ſich nur 
um Wahlen handeln, die in Ausübung ſtaats bürgerlicher Rechte ſtattfinden. Das 
folgt ſchon aus der Überſchrift über dem 5. Abſchnitt des RStGGB. Richtig daher 
v. Liszt a. a. O. u. Rüdorff⸗Stenglein Anm. 1 zu $ 108 u. Anm. 6 zu $ 34. 

3) Nicht aber, wie Friedberg S. 31477 unter Verweiſung auf § 34 KO. 
öſtl. Prov. annimmt, für den unter 1 genannten Patron; weder aus § 34 noch aus 
anderen Vorſchriften der KO. folgt eine ſolche Exemtion des Patrons von der all ⸗ 
gemeinen Beſtimmung des § 38 Abſ. 4. 
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haften Beſitzer gedachter adliger Güter vertreten laſſen; der Vertreter 
muß die Vorausſetzungen eines wahlberechtigten Gemeindemitgliedes er⸗ 
füllen, nur iſt ſein Wohnſitz im Kirchſpiel nicht erforderlich. In gleicher 
Weiſe müſſen ſich hier vertreten laſſen die konfeſſionsfremden Beſitzer 
und die nicht verehelichten Beſitzerinnen ſolcher Güter, während für be⸗ 
vormundete Perſonen und Ehefrauen, die ſolche Güter beſitzen, das mit 
denſelben verbundene Stimmrecht durch den Vormund oder Ehemann aus⸗ 
zuüben iſt, ſofern dieſe die Eigenſchaften einer ſonſt zum Vertreter beſtell⸗ 
baren Perſon beſitzen, bei Fideikommißgütern aber die Vertretung, ſofern 
ſie erforderlich iſt, durch einen der Adminiſtratoren oder einen Vertreter 
dieſer vorgeſchrieben iſt.!) 

Das Wahlrecht aller Wähler iſt ein gleiches. Jeder hat eine volle 
Stimme. Von dieſer Regel läßt nur die hannoverſche lutheriſche 
Kirchenordnung Ausnahmen zu, indem ſie die Kirchenregierung ermächtigt, 
unter beſtimmten Vorausſetzungen das Wahlrecht derjenigen Wahlberechtigten 
zu beſchränken, die zu den allgemeinen Kirchenlaſten nur in beſchränktem 
Umfange beitragen.“) 

e) Die Wahl erfolgt ungetrennt durch alle Wahlberechtigten an 
einem Ort oder in Wahlbezirken. Nur den erſten Modus kennen die 
Kirchenordnungen für die öſtlichen Provinzen, Hohenzollern und 
Frankfurt a. M. Die anderen dagegen laſſen als Ausnahme auch die 
Wahl nach Bezirken zu,) und zwar entweder fo, daß das Ergebnis der Wahl 
durch Zuſammenzählung der in den einzelnen Bezirken abgegebenen Stimmen 
gewonnen wird, oder dergeſtalt, daß jeder Wahlbezirk für ſich eine ge⸗ 
wiſſe Zahl von Gemeindeverordneten wählt. Abſolut vorgeſchrieben iſt 
dieſer Wahlmodus nirgends, nur beſtimmen die Kirchenordnungen für 
Schleswig-Holſtein und Kaſſel, daß er regelmäßig, und zwar in 
der letztgedachten Form, in denjenigen Gemeinden zur Anwendung kommen 
ſoll, welche aus verſchiedenen Ortſchaften beſtehen; dabei ſoll das Zahlen⸗ 
verhältnis der von den einzelnen Bezirken zu wählenden Gemeindever⸗ 
treter unter Berückſichtigung der Seelenzahl und der ſonſt in Betracht 
kommenden Verhältniſſe, wie der Teilnahme der einzelnen Bezirke an den 
Kirchenlaſten, beſtimmt werden. — Die Anordnung der Wahl nach Be⸗ 
zirken und die zur Ausführung derſelben erforderlichen Feſtſetzungen er⸗ 


1) Vgl. über dieſe im einzelnen manche Zweifel offenlaſſenden Vorſchriften 
der KO. Schl.⸗H. § 64 die Bemerk. von Mommſen u. Chalybaeus ©. 124 ff. 

2) S. KO. hann. luth. K. § 10 Abſ. 2, 3, 4 u. dazu Lohmann J S. 19 ff. 

3) Nur für Gemeinden, welche mehrere Ortſchaften enthalten oder über 1500 
Seelen zählen: die KO. Hann. luth. K. § 8. Allgemein („wo die örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe es zweckmäßig erſcheinen laſſen“, z. B. räumliche Ausdehnung der Gemeinde, 
Zuſammenſetzung der Gem. aus ungleichartigen Teilen, die verſchiedene Intereſſen 
haben, aus ſtädtiſchen u. ländlichen Gebieten, Gemeinden u. Gutsbezirken): KO. 
Hann. ref. K. § 41; Wiesb. § 39; Rh.⸗W. § 23 Zuſ. 2; Schl.⸗H. § 7 (vgl. auch 
Vong. für Lauenburg v. 4. Nov. 1876 $ 2); Kaſſel $ 24. 
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folgen in Rheinland-Weſtfalen und der lutheriſchen Kirche Han— 
novers durch die Kirchenregierung, in den anderen Rechtsgebieten durch 
die unterſte Synodalſtufe oder deren Vorſtand, überall nach Anhörung 
eines oder beider Gemeindeorgane. Aus der Anordnung der Wahl nach 
Bezirken folgt nicht, daß die Wähler des einzelnen Bezirks nunmehr nur 
Angehörige ihres Bezirks wählen können; jeder Wählbare bleibt wählbar 
in der ganzen Gemeinde.!) 

d) Die Wahlhandlung?) beginnt mit der Bildung des Wahl— 
vorſtandes. Dieſer beſteht aus dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes 
als Vorſitzenden, den übrigen Mitgliedern desſelben und erforderlichenfalls 
einigen von dem Kirchenvorſtande hinzuzuziehenden Gemeindemitgliedern als 
Beiſitzern.)3) Die Wahlhandlung wird geleitet von dem Vorſitzenden, 
der ſie nach Konſtituierung des Vorſtandes und Ernennung eines Protokoll⸗ 
führers durch eine Anſprache an die Wähler eröffnet.“) 

Die Abſtimmung erfolgt nach den Kirchenordnungen für Schleswig— 
Holſtein und die Konſiſtorialbezirke Kaſſel und Frankfurts) durch 
mündliche Erklärung zu Protokoll oder ſchriftlich mittelſt Stimmzettel, und 
zwar muß mangels beſonderer Vorſchrift angenommen werden, daß es 
dem einzelnen Wähler überlaſſen iſt, ob er öffentlich oder geheim ſeine 
Stimme abgeben will. Dasſelbe gilt für die Kirchenordnung der lutheriſchen 
Kirche Hannovers, da ſie überhaupt keine Vorſchriften über die Form 


1) Vgl. Müller⸗Schuſter S. 858; Mommſen u. Chalybaeus S. 181. 
Die Zuläſſigkeit einer Beſchränkung der Wähler auf die einer beſtimmten Abteilung 
angehörigen Wählbaren wird dagegen angenommen für die KO. Hann. luth. K. 
Lohmann 1 S. 16, 172. 

2) KO. öſtl. Prov. § 38; Hohenz. § 35; Rh.⸗W. § 23; Wiesb. § 39; Kaſſel § 30; 
Frkft. § 27; Hann. ref. K. § 41; luth. K. § 9 („in der Regel“: Man wollte der 
tirchenregterung die Möglichkeit offen laſſen, in geeigneten Fällen etwas anderes 
anzuordnen; vgl. Prot. der Vorſyn. I S. 119, 120); Schl.⸗H. § 11. 

3) Die ſchleswig⸗-holſteiniſche KO. kennt außer dem fo zufſammengeſetzten 

Wahlvorſtand auch noch Kommiſſionen, welche die Wahl leiten. Sie werden vom 
KV. beſtellt und ſollen mindeſtens aus 3 Perſonen beſtehen, von denen mindeſtens 
eine dem KV. angehören, womöglich ein Geiſtlicher der Gemeinde ſein ſoll. Es 
iſt dadurch beſonders für den Fall einer Wahl nach Diſtrikten vorgeſorgt. Bet 
ungetrennter Wahl wird die Beſtellung einer ſolchen Kommiſſion an Stelle des 
ordentlichen Wahlporſtandes regelmäßig nicht ſtattfinden, iſt jedoch auch dann nicht 
ausgeſchloſſen. Übrigens folgt aus Abſ. 2 des $ 11, daß, auch wenn der KV. den 
Wahlvorſtand bildet, nicht notwendig alle Mitglieder zu dieſem gehören, vielmehr 
die Anweſenheit von drei Perſonen genügt. — Die anderen K. Ordngn. enthalten 
keine Vorſchriften über die Bildung der Wahlvorſtände bei Diſtriktswahlen; in der 
luth. K. Hannovers wird die Kirchenregierung das Nötige anordnen können, 
vgl. vorangehende Anm., im übrigen handelt es ſich hier um die KO. ergänzende 
Vorſchriften, die in den Gemeindeſtatuten ihren Platz haben. 

4) In den öſtl. Prov., Hohenz. und den ref. Gemeinden Hannovers 
hat überdies der Patron oder der Patronatsvertreter immer das Recht in den 
Wahlvorſtand einzutreten. 5 

5) Iſt der Wahltermin zur Wahl von Alteſten und Gemeindevertretern an⸗ 
geſetzt, ſo ſollen nach KO. öſtl. Prov. und Hohenz. zuerſt die Alteſten und dann 
die Gemeindevertreter gewählt werden. 

6) KO. Schl.⸗H. § 15; Kaſſel § 30; Frkft. § 27. 
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der Stimmabgabe gibt.!) Die übrigen Kirchenordnungen ſchreiben die 
ſchriftliche Abſtimmung mittelſt Stimmzettel vor, jedoch mit der Maßgabe, 
daß der Gemeindekirchenrat ſtatt derſelben die mündliche Abſtimmung an⸗ 
ordnen kann.?) Jeder Wähler hat ſoviel Perſonen zu bezeichnen, als zu 
wählen ſind. Enthält ein Stimmzettel weniger Namen als hiernach 
erforderlich, ſo iſt er darum nicht ungiltig, denn eine teilweiſe Ausübung 
des Wahlrechts iſt nicht verboten. Dagegen muß er für ganz ungiltig 
erklärt werden, wenn er mehr Namen enthält, als Perſonen zu wählen 
ſind; man iſt mangels einer dahin gehenden Vorſchrift nicht berechtigt, 
die zuletzt geſchriebenen Namen zu ſtreichen, da die Reihenfolge der Auf- 
zeichnung keinen ſicheren Schluß auf die Willensmeinung des Stimmenden 
geſtattet.“) Die von den Wählern dem Wahlvorſtande verſchloſſen über⸗ 
reichten Stimmzettel ſind, auch wo dies nicht ausdrücklich beſtimmt iſt, 
erſt nach Schluß der Wahlhandlung zu öffnen und zu verleſen. Eine 
frühere Eröffnung derſelben würde den Zweck dieſes Wahlmodus, das 
Geheimbleiben der einzelnen Stimmgebung, vereiteln.“) Die Schließung 
der Wahlhandlung iſt durch den Vorſitzenden ausdrücklich zu konſtatieren. 
Sie hat zur Vorausſetzung, daß die für die Wahlhandlung von vornherein 
feſtgeſetzte Zeit abgelaufen iſt oder, falls eine ſolche Feſtſetzung nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat, daß der Wahlvorſtand eine angemeſſene Zeit zur Entgegen⸗ 
nahme von Stimmen bereit geweſen iſt und Wähler, die ihre Stimmen 
noch abgeben wollen, nicht mehr anweſend ſind.“) s 

Die Anweſenheit einer Mindeſtzahl von Wählern oder eines 
aliquoten Teiles der Wahlberechtigten iſt zur giltigen Vornahme der 
Wahl nicht gefordert. Gewählt ſind in den öſtlichen Provinzen, in 
Hohenzollern und den beiden Kirchen Hannovers diejenigen, welche 
die abſolute, in den übrigen Rechtsgebieten ſchon die, welche die 
relative (einfache) Mehrheit „der abgegebenen Wahlſtimmen““) auf ſich 


1) KO. Hann luth. K. $ 5 und dazu Lohmann I S. 1483. 

2) Dieſe Anordnung iſt jedoch nach KO. Hann. ref. K. ausgeſchloſſen, wenn 
10 oder mehr Wähler, nach KO. Wiesb. ſchon wenn ein Wähler Widerſpruch erhebt. 

3) EO. v. 30. April 1874 (AH. 22, S. 282), 14. Juni 1877 (KGBl. 1876/77 
S. 149); rev. Inſtr. Z. 18 a. E. Zuſtimmend Mommſen und Chalybaeus S. 39% 
Hinſchius ©. 1907 (anderer Anſicht früher in ſeinen Preuß. Kirchengeſetzen von 
1874/75 S. 173 15). 

4) Anders liegt es, wenn da, wo es dem einzelnen Wähler überlaſſen iſt, 
öffentlich oder geheim ſeine Stimme abzugeben, ein Wähler einen nicht verſchloſſenen 
Stimmzettel abgibt. Hier iſt anzunehmen, daß er ſein Stimmrecht nicht geheim 
hat ausüben wollen. Vgl. Mommſen und Chalybaeus S. 384. 

5) Vgl. z. B. rev. Inſtr. Z. 19, 20. Mommſen und Chalybaeus S. 39°. 

6) So ausdrücklich KO. öſtl. Prov.; Hohenz.; Hann. ref. K.; Wiesb.; 
damit iſt ausgeſchloſſen jede Inbetrachtziehung der Zahl der erſchienenen Wähler; 
auch leere Stimmzettel kommen nicht in Betracht, denn fie enthalten keine „ab- 
gegebene Wahlſtimme.“ Dasſelbe gilt für die anderen K.⸗Ordugn., welche ſchlechthin 
„Stimmenmehrheit“ oder „Mehrheit der Stimmen“ verlangen; auch hier wird die 
Geſamtheit, deren Mehrheit entſcheiden ſoll, lediglich durch die abgegebenen 
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vereinigen.“) Hat, wo abſolute Majorität erforderlich iſt, der erſte 
Wahlgang ſolche für die zur Ergänzung der Gemeindeorgane erforderliche 
Anzahl von Perſonen nicht ergeben, ſo iſt, bis dies erreicht wird, das 
Verfahren durch engere Wahl fortzuſetzen. In dieſer ſind nur die bei 
der vorhergehenden Abſtimmung Benannten wählbar, und von dieſen 
ſcheidet in Hannover noch derjenige aus, der die wenigſten Stimmen 
erhalten hat.?) Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. — Nach der 
lutheriſchen Kirchenordnung Hannovers ($ 6) iſt ſofort nach Be⸗ 
endigung der Wahl der Vorſteher eine mindeſtens halb ſo große Zahl von 
Erſatzmännern für dieſe in gleicher Weiſe zu wählen, während nach den 
anderen Kirchenordnungen Erſatzmänner erſt im Falle des Bedürfniſſes 
und dann durch die Gemeindevertretung gewählt werden. 

Über die Wahlhandlung iſt ein Protokoll aufzunehmen, das den 
weſentlichen Hergang beurkundet und von dem Vorſitzenden und mindeſtens 
zwei Mitgliedern des Kirchenvorſtandes zu unterzeichnen iſt.“) 

e) Nichtzuſtandekommen der Wahl. Beſondere Vorſchriften 
enthalten die Kirchenordnungen,) mit Ausnahme der rheiniſch-weſt⸗ 
fäliſchen, die hier eine Lücke aufweiſt, für den Fall, daß die Wahl 
nicht zuſtande gekommen iſt, weil Wahlberechtigte nicht erſchienen 
ſind, oder die Erſchienenen die Vornahme der Wahl verweigert 
haben, oder weil die Wahl auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen 
gefallen iſt. Es iſt dann zunächſt ein neuer Wahltermin anzube⸗ 
raumen. Kommt in dieſem aus den gleichen Gründen die Wahl nicht 
zuftande, 5) jo find nach den Kirchenordnungen für Kaſſel und Frankfurt 


Stimmen repräſentiert. Es muß aber gerechnet werden jede abgegebene Stimme; 
auch die, welche für nicht wählbare Perſonen abgegeben find, und ebenſo die, welche 
von einer Perſon abgegeben iſt, die, obgleich ſie nicht die materiellen Vorausſetzungen 
des aktiven Wahlrechts erfüllt, zur Wahl zugelaſſen iſt. So auch Lohmann I 
S. 155 und Friedberg S. 3168,90. Die Ungiltigkeit einer ſolchen Stimme kann 
erſt im Wahlprüfungsverfahren geltend gemacht werden, und ſie führt auch dann 
nur zur Ungiltigkeitserklärüng der Wahl, wenn nach ihrem Abzug die erforderliche 
Majorität nicht mehr übrig bleibt EO. v. 30. April 1874 (AH. 22 S. 282). 

1) Vgl. die oben Anm. 3482 zit. §§ u. KO. Hann. luth. K. § 5; Schl.⸗H. § 8. 

2) Die K.⸗Ordngn. öſtl. Prob. und Hohenz. enthalten über das Verfahren 
zur Erzielung einer abſoluten Majorität in den weiteren Wahlgängen keine Vor⸗ 
ſchriften. Die rev. Inſtr. Z. 21 hat dieſe Lücke in dem Sinne ergänzt, daß fie den 
für die Alteſtenwahlen in der KO. Schl.⸗H. angeordneten Modus hier für 
Alteſten. wie Gemeindevertreterwahl vorſchreibt: Bei der engeren Wahl „iſt der 
Kreis der Wählbaren auf diejenigen Perſonen beſchränkt, welche ſchon im erſten 
Wahlgang Stimmen erhalten haben, und falls deren Zahl mehr als das doppelte 
der noch zu wählenden Alteſten beträgt, auf diejenigen, welche die meiſten Stimmen 
erhalten haben, bis zum Belaufe der doppelten Anzahl der zu Wählenden“ 

3) So KO. öſtl. Prov.; Hohenz.; Hann.; ref. K.; Kaſſel; Wiesb., Frkft.; während 
KO. Schl.⸗H. Unterzeichnung durch alle Mitglieder der Wahlkommiſſion vorſchreibt. 

4) KO, öſtl. Prov. § 42; Hohenz. 8 Kaſſel § 33; Wiesb. § 42; Frkft. 
§ 30; Hann. luth. K. § 22; ref. K. § 44; Schl.⸗H. § 19. 

5) Es iſt nicht erforderlich, daß beide Mal nur nicht wählbare Perſonen 
gewählt ſind; es genügt vielmehr, wenn beide Male ein Teil der Gewählten nicht 
wählbar war (vgl. auch Lohmann 1 S. 32). Nur für Schlesw.⸗Holſt. wird man 
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die Gemeindeverordneten vom Kirchenvorſtand zu ernennen,!) während 
nach der Kirchenordnung für Schleswig-Holſtein das Kirchenkollegium, 
ſofern es noch beſchlußfähig?) iſt, ſich ſelbſt ergänzen, bei Beſchlußunfähigkeit 
des Kirchenkollegiums aber der Ausſchuß der Probſteiſynode die Funktionen 
desſelben, ſolange bis eine giltige Wahl von Gemeindevertretern zuſtande 
kommt, dem Kirchenvorſtand allein übertragen ſoll. In den anderen 
Rechtsgebieten dagegen, in denen beide Gemeindeorgane von allen 
Stimmberechtigten gewählt werden, gehen, wenn aus obenerwähnten 
Gründen die Wahl der Gemeindevertretung nicht zuſtande kommt, deren 
Funktionen ſtets auf den Gemeindekirchenrat über, bis daß die Gemeinde 
eine Vertretung wählt; ?) iſt aber die Alteſtenwahl nicht zuſtande gekommen, 
ſo werden die Alteſten vom Vorſtande der unterſten Synodalſtufe ernannt. 

Wie es zu halten iſt, wenn eine Wahl dadurch nicht zuſtande 
kommt, daß Gewählte ablehnen, darüber enthalten nur die Kirchen⸗ 
ordnungen für Wiesbaden und Schleswig-Holſtein ausdrückliche Vor⸗ 
ſchriften. Jene will ($ 42) dieſen Fall ohne Einſchränkung ebenſo 
behandelt wiſſen, wie wenn aus einem der vorerwähnten Gründe die 
Wahl nicht zuftande gekommen iſt. Dieſe ſtellt ihn dem Fall gleich, daß 
ein Mitglied des Kirchenkollegiums vorzeitig ausgeſchieden iſt (vgl. unten 
S. 358), jedoch nach §S 21 Abſ. 1 nur wenn einer (oder einige)®) der 
gewählten Gemeindevertreter ablehnt; ſollten alle ablehnen, ſodaß die 
Wahl gar keinen Erfolg gehabt hat, ſo wird alſo nicht der vereinfachte 
Modus einer außerordentlichen Erſatzwahl platzgreifen dürfen, ſondern 
eine nochmalige Wahl durch alle Wahlberechtigten ſtatthaben müſſen.“) 


annehmen müſſen, daß die Anberaumung eines zweiten Wahltermins deshalb, „weil 
im erſten die Wahl auf nicht wählbare Perſonen 115 1 iſt“, nach $ 19 KO. vor⸗ 
ausſetzt, daß die erſte Wahl überhaupt kein Reſultat ergeben hat. Andernfalls 
hätte neben § 19 die Beſtimmung des $ 21 keinen Raum, nach welcher „wenn die 
Wahl eines Gemeindevertreters (oder auch einiger Gewählter, die Worte eines Ge— 
meindevertreters ſind nicht buchſtäblich zu nehmen, als Gegenſatz zu dieſem Fall 
iſt gedacht Ungiltigkeit der ganzen Wähl) für ungiltig erklärt wird“, nicht ein 
neuer Termin anberaumt wird, ſondern das Selbſtergänzungsrecht des Gemeinde- 
kollegiums platzgreift. Mommſen u. Chalybaeus S. 49 uu, 55 7b. 

1) „Iſt die Wahl nur zum Teil auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen ge⸗ 
fallen, jo beſchränkt ſich das Ernennungsrecht des Presbyteriums auf deren Er⸗ 
ſetzung durch wählbare Perſonen“. Dieſer Satz der KO. Kaſſel u. Frkft. gilt auch 
für andere, KOrdngn., in denen er nicht beſonders ausgeſprochen iſt. 

2) Über die Beſchlußfähigkeit unten S. 365. 

3) Dazu hat der OKR. ſich (EO. v. 1. Febr. 1875 AH. 22 S. 191) dahin ge⸗ 
äußert, daß der übergang der Geſchäfte der GV. auf den GK. nicht ſtattfinden 
ſoll, wenn auch nicht alle, jo doch ſoviel Vertreter gewählt find, als zur Beſchluß⸗ 
faſſung nötig ſind, dann vielmehr die GV. in Wirkſamkeit treten und es dem Er⸗ 
meſſen des Konſ. überlaſſen bleiben ſoll, eine weitere Wiederholung der Wahl der 
an der vorgeſchriebenen Geſamtzahl noch fehlenden Gemeindevertreter anzuordnen. 

4) Vgl. die vorſtehende Anm. 5. 

5) Nach allgemeinen Grundſätzen, nicht auf Grund des § 19, unter den man 
dieſen Fall eben nicht ohne weiteres ſubſumieren kann. Daher wird auch, ſollten 
auch bei der zweiten Wahl alle ablehnen, nicht das Selbſtergänzungsrecht des 
Kollegiums aus $ 19 eintreten dürfen. So wohl auch Mommſen u. Chalybaeus 
S. 4918, 557, 
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Eine ſolche Nachwahl durch die ganze Gemeinde wird, wenn Gewählte 
ablehnen, im Gebiete aller anderen Kirchenordnungen ſtattfinden müſſen, 
und man wird auch nicht annehmen dürfen, daß da, wo nur relative 
Majorität erforderlich iſt, in die frei gewordene Stelle derjenige gerufen 
iſt, welcher bei der erſten Wahl die nächſt hohe Stimmenzahl erreicht hatte. 
Nur in den lutheriſchen Gemeinden Hannovers, in denen ja von 
vornherein Erſatzmänner gewählt werden, treten dieſe der Reihenfolge der 
auf ſie gefallenen Stimmenzahl nach ein. Sollten auch Nachwahlen in⸗ 
folge von Ablehnungen zu keinem Reſultat führen und infolge allgemeiner 
Weigerung die Bildung der Gemeindeorgane zur Zeit nicht möglich ſein, 
ſo iſt mangels beſonderer Vorſchriften das Konſiſtorium berufen, als 
Aufſichtsbehörde geeignete Vorkehrungen zu treffen, und der Oberkirchenrat 
hat gelegentlich eines ſolchen Falles gutgeheißen, daß das Konſiſtorium die 
Geſchäfte des Kirchenvorſtandes bis auf weiteres einem von ihm unter dem 
Vorſitz des Pfarrers eingeſetzten und mit Inſtruktion verſehenen Kuratorium 
überträgt.!) In gleicher Weiſe wird das Konſiſtorium für einen Erſatz 
des Gemeindekirchenrats zu ſorgen haben, wenn dieſer nicht beſtellt werden 
kann, weil in der Gemeinde die erforderliche Zahl wählbarer Perſonen 
nicht vorhanden iſt;?) ſollte eine Gemeindevertretung aus gleichem Grunde 
nicht gewählt werden können, ſo liegt wohl am nächſten, ihre Kompetenzen 
— ebenſo wie wenn ſie aus anderen Gründen nicht zuſtande gekommen 
iſt — auf den Gemeindekirchenrat übergehen zu laſſen. 

II. Bekanntgebung des Wahlreſultats und Wahlprüfung.) 
Allgemein iſt die Verkündigung der Namen der gewählten Alteſten und 
Gemeindevertreter vorgeſchrieben, gleichgiltig, ob die Wahl durch die Ge- 
meindevertretung oder die Geſamtheit der Stimmberechtigten ſtattgefunden 
hat. Sie hat nach einzelnen Kirchenordnungen ſoweit tunlich ſchon im 
Wahltermin, nach allen aber jedenfalls an dem (oder den beiden) auf die 
Wahl folgenden Sonntage im Hauptgottesdienſte von der Kanzel aus 
ſtattzufinden. Eine erhebliche Differenz beſteht hier jedoch zwiſchen den 
verſchiedenen Kirchenordnungen inſofern, als die einen die Verkündigung des 
Wahlergebniſſes lediglich an ſeine formelle Feſtſtellung knüpfen, während die 
anderen (für die öſtlichen Provinzen), Hohenzollern, Wiesbaden, 
hannoverſche reformierte Kirche) der Verkündigung noch eine Prüfung 
der Legalität des Verfahrens durch den Kirchenvorſtand vorangehen laſſen. 
Hier hat der Kirchenvorſtand nur dann das Wahlreſultat verkünden zu laſſen, 


1) Nach dem von Nitze S. 16485 mitgeteilten EO. v. 7. Aug. 1883. 
2) Eine Sondervorſchrift für dieſen Fall enthält 0 Frfft. § 24 Abſ. 3. 
3) KO. öſtl. Prov. §§ 39, 40; Hohenz. $$ 36, 37; Rh.⸗W. 8 11, 24; Wiesb. 
$ 40; Kaſſel 88s 31, 39; Frfft. 98 27 Abi. 4, 28, 36; Hann. ref. K $ 49; luth. K. 
1.9. 88 15, 16, 24. Darüber, daß die richtige Feſtſtellung des ahl. 
bare a ſtrafrechtl. geſchützt iſt, vgl. oben ©. 3462. 
Vgl. auch die rev. Inſtr. zur KO. öſtl. Prov. Z. 26. 
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wenn dieſe Prüfung ergibt, daß keine Verſtöße gegen die Formvorſchriften 
(das ſind die Vorſchriften über die eigentliche Wahlhandlung, über die vor⸗ 
hergehenden Bekanntmachungen und die Auslegung der Wahlliſten) vorge⸗ 
kommen ſind, welche die Giltigkeit des geſamten Wahlverfahrens oder 
einzelner Teile desſelben in Frage ſtellen; andernfalls dagegen hat der 
Kirchenvorſtand zunächſt für die Hebung der vorgefundenen Anſtände zu 
ſorgen und eventuell eine Neuwahl anzuordnen. 

Nach der Verkündigung des Wahlergebniſſes folgt die Prüfung der 
Wahlen, zu welcher der Kirchenvorſtand ex officio wie auf Einſprüche hin 
verpflichtet iſt. Sie hat ſich ſowohl auf die Legalität des Verfahrens wie 
auf die Frage zu erſtrecken, ob die gewählten Perſonen auch wählbar ſind; 
allerdings wird ſich die (hier in Rede ſtehende) Offizialprüfung des Kirchen⸗ 
vorſtandes, da wo er nach der Kirchenordnung die Legalität des Verfahrens 
ſchon vor der Verkündigung des Wahlreſultats zu prüfen hatte, regelmäßig 
auf eine Prüfung der Wählbarkeit der Gewählten beſchränken. Einſprüche 
gegen die Wahl können in der lutheriſchen Kirche Hannovers, in 
Schleswig-Holſtein und in Rheinland-Weſtfalen von allen (kirchlich 
mündigen), ) in den übrigen Rechtsgebieten nur von den wahlberechtigten 
Gemeindegliedern erhoben werden. Sie können ſchriftlich oder mündlich 
zu Protokoll beim Gemeindekirchenrat oder wo eine andere Behörde über 
ſie erſtinſtanzlich zu entſcheiden hat, auch bei dieſer angebracht werden; 
und zwar da, wo zwei Verkündigungen in der Kirche vorgeſchrieben ſind, 
bis zur zweiten Verkündigung, ſonſt bis zum Ablauf des auf die Ver⸗ 
kündigung folgenden Sonnabends. 

Über den Einſpruch entſcheidet: in Rheinland-Weſtfalen auf gut⸗ 
achtlichen Bericht des Presbyteriums das Moderamen der Kreisſynode, 
in der lutheriſchen Kirche Hannovers die Kirchenregierung oder die 
Bezirksſynode bezw. deren Ausſchuß,?) in Schleswig-Holſtein und den 


1) Vgl. KO. Hann. luth. K. u. Schl.⸗H. a. a. O. u. dazu Lohmann I 
S. 26; Mommſen u. Chalybaeus S. 422. Die KO. Rh.⸗W. jagt überhaupt nicht, 
wem das Einſpruchsrecht zuſteht, deshalb aber gerade wird man es nicht nur den 
Wahlberechtigten zugeſtehen dürfen. 

2) KO. Hann luth. K. 88 21, 51 8. 3, 53 3.4, u. zwar entſcheidet die Kirchen⸗ 
regierung Über Einſprüche (u. dasſelbe gilt bezüglich der Zweifel, die im KV. bei 
der Wahlprüfung geltend gemacht werden) 1. ſtets wenn ſie auf Grund von Ver⸗ 
ſtößen gegen die Verfahrensvorſchriften erhoben werden, 2. wenn jte gegen die Wähl⸗ 
barkeit ſich richten, ſofern dieſe aus einem ſolchen, die Wahlberechtigung auf⸗ 
hebenden Grunde beſtritten wird, über deſſen Vorhandenſein die Kirchenregierung 
zu entſcheiden hat. Dieſe iſt aber nach $$ 12 u. 51 3.3 nur dann zur Entſcheidung 
der Streitigkeiten über die Wahlberechtigung nicht berufen, wenn es ſich um Aus⸗ 
ſchluß vom Wahlrecht wegen gegebenen Argerniſſes handelt. Soweit hiernach nicht 
die Kirchenregierung kompetent tft, entſcheidet über Einſprüche, die ſich auf die 
mangelnde Wählbarkeit begründen, die Bez. Synode bezw. wenn ſie nicht verſammelt 
ift, deren Ausſchuß (§ 53 3.4). Vgl. zu den manche Zweifel offenlaſſenden Vor⸗ 
elle der KO. die richtigen Bemerkungen Lohmanns 1 S. 31 unt. bu. d. Die Ent⸗ 
ſcheidungen der Kirchenregierung werden in J. Inſtanz, in den Fällen zu 1. von 


Schoen, Kirchenrecht. 23 
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Konſiſtorialbezirken Kaſſel und Frankfurt, wenn es ſich um Alteſten⸗ 
wahlen handelt, der Vorſtand der unterſten Synodalſtufe, ſonſt der Kirchen⸗ 
vorſtand, in allen übrigen Rechtsgebieten ſowohl bei Alteſten⸗ wie bei 
Vertreterwahlen der Gemeindekirchenrat. 

Gegen die Entſcheidung des Gemeindekirchenrats kann innerhalb einer 
von der Zuſtellung der Entſcheidung ab laufenden Friſt von 14 Tagen 
der Rekurs eingelegt werden, über welchen der Ausſchuß der unterſten 
Synodalſtufe endgiltig entſcheidet. Die Einlegung des Rekurſes kann, 
wo nicht ausdrücklich etwas anderes vorgeſchrieben iſt,!) innerhalb gedachter 
Friſt rechtsgiltig beim Gemeindekirchenrat wie bei der Rekursinſtanz, und 
zwar ſchriftlich wie auch durch mündliche Erklärung zu Protokoll, ſtattfinden. 
In Rheinland-Weſtfalen, Schleswig-Holſtein, wie in den Kon⸗ 
ſiſtorialbezirken Kaſſel und Frankfurt geht die in gleicher Weiſe gegen 
die Entſcheidung des Synodalausſchuſſes einzulegende Berufung an das 
Konſiſtorium, und dieſes hat auch in der lutheriſchen Kirche Hannovers, 
für die im einzelnen das Rekursverfahren ſehr verſchieden und dabei doch un- 
vollkommen geregelt ift,?) ſtets in letzter Inſtanz zu entſcheiden. Berechtigt 
zur Einlegung des Rekurſes iſt nach der rheiniſch-weſtfäliſchen Kirchen⸗ 
ordnung nur derjenige, gegen den der Einſpruch gerichtet worden iſt. 
Dasſelbe gilt nach der hannoverſchen lutheriſchen Kirchenordnung 
für den Fall, daß gegen eine Entſcheidung der Bezirksfynode die Berufung 
eingelegt werden fol.) Im übrigen enthalten die Kirchenordnungen keine 
Vorſchriften darüber, wer zur Einlegung des Rekurſes berechtigt iſt, und 
man wird daher auf die allgemeinen Grundſätze zurückgreifen müſſen, nach 


den Kirchenkommiſſarien, in denen zu 2. von den Konſtſtorien abgegeben. Vgl. 
Lohmann S. 31 unter au. b u. Regul. betr. Zuſtändigkeit der Kirchenkommiſſarien 
v. 29. Sept. 1888 $ 3 (oben S. 274). 5 

1) So iſt Einlegung des Rekurſes beim KV. vorgeſchrieben in den KOrdngn. 
Schl.⸗H. (daß aber dieſe Einlegung nur durch Einreichung eines Schriftſatzes ſtatt⸗ 
finden kann, wie Mommſen u. Chalybaeus ©. 455 annehmen, ſcheint unzu⸗ 
treffend), Kaſſel, Frkft. 

2) Haben die Kirchenkommiſſarien in J. Inſt. entſchieden, vgl. vorangehende 
Anm. 2, jo findet dagegen die Berufung an das Konf. ſtatt; die Friſt für dieſelbe 
haben die Kirchenkommiſſarien ſelbſt vorzuſchreiben, $ 11 des zit. Regul. v. 1888. 
Hat der Ausſchuß der Bez. Syn. entſchieden, jo kann 5 508 die Entfcheidung der 
Bez. Syn. ſelbſt angerufen werden, u. zwar binnen 14 Tagen nach Eröffnung der 
Entſcheidung des Ausſchuſſes mittelſt ſchriftlicher Eingabe bei dem Superintendenten. 
Gegen dieſe Entſcheidung der Bez. Syn. u. ebenſo gegen die Entſcheidung, die fie 
von vornherein fällt, gibt es die Berufung an das Konf., für welche das Geſ. 
weder eine Friſt noch eine Form 1 — Die Entſcheidung der Bez. Syn. 
wie die des Konſ. auf Berufung hat keine rückwirkende Kraft, vielmehr bleibt für 
die Zeit vor Abgabe derſelben die Entſcheidung des Ausſchuſſes bezw. der Synode 
in Kraft. KO. Hann. luth. K. §s 54, 55 u. dazu Lohmann I S. 56, 57. . 

3) § 55 zit. Hat zuerſt der Syn. Ausſchuß entſchieden, jo kann dagegen die 
Synode ſelbſt angerufen werden, und zwar wenn der Ausſchuß dem Einſpruch 
ſtattgegeben hat, von demjenigen, gegen den der Einſpruch gerichtet war, wenn 
dagegen der Ausſchuß zu Gunſten dieſes entſchieden hatte, von den Pfarrgeiſtlichen 
u. Vorſtehern der betreffenden Gemeinde: KO. § 54. Über die Frage, wer die Be⸗ 
ſchwerde gegen Entſcheidung der Kirchenkommiſſarien einlegen kann, fehlt es an 
Vorſchriften; vgl. den fladn. Satz des Textes. ; 
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denen das Rechtsmittel ſowohl dem zuſteht, deſſen Einſpruch verworfen 
iſt, wie auch dem, zu Ungunſten deſſen auf Grund des Einſpruchs er⸗ 
kannt iſt.!) 

Wird eine Wahl für ungiltig erklärt, weil der Gewählte nicht 
wählbar iſt, fo iſt nach den oben S. 350 ff. erörterten Grundſätzen zu ver⸗ 
fahren; wird ſie dagegen wegen mangelnder Legalität des Verfahrens (die 
regelmäßig die ganze Wahlhandlung ungiltig macht) für ungiltig erklärt, 
ſo iſt immer eine neue Wahl durch denſelben Wahlkörper, der die erſte 
Wahl vorgenommen hat, erforderlich. 

III. Wählbar ſind alle aktiv wahlberechtigten Gemeindemitglieder 
nach den oben S. 323ff. näher erörterten Vorſchriften?) und außerdem 1. in 
den öſtlichen Provinzen der Patron, auch wenn er nicht in der Ge⸗ 
meinde ſeinen Wohnſitz hat,?) und 2. in Schleswig-Holſtein die der 
Kirche angehörenden und nicht bevormundeten Beſitzer der oben S. 346 unter 
Ziffer 3 gedachten adligen Güter, auch wenn ſie nicht im Kirchſpiel ihren 
Wohnſitz haben, und ebenſo ohne Rückſicht auf ihre Gemeindeangehörigkeit 
diejenigen Perſonen, welche zur perſönlichen Ausübung ihres Stimmrechts 
nicht berechtigte Beſitzer und Beſitzerinnen ſolcher Güter zu vertreten haben,“) 
3. in den lutheriſchen Gemeinden des Frankfurter Bezirks, wenn es 
an geeigneten Gemeindemitgliedern fehlt, auf Vorſchlag des Kirchenvorſtandes 
ein Mitglied einer anderen Kirchengemeinde, ſofern der Vorſtand dieſer 
Gemeinde und das Konſiſtorium dem zuſtimmt, e) 4. in einzelnen Gemeinden 
der reformierten Kirche Hannovers nach Herkommen auch Lutheraner, 
die ſich tatſächlich zur reformierten Kirche halten (vgl. unten S. 393 ). 


1) So auch Goßner S. 9686. Weitergehen aber und jedem (oder jedem 
wahlberechtigten) Gemeindegliede das Rekursrecht geben, wie es Mommſen und 
Chalybaeus S. 443 wollen (beſchränkter ſchon ©. 619), kann man aber wohl nicht. 
Daraus, daß die KOrdngn. ausdrücklich jedes (oder jedes wahlberechtigte) Gemeinde⸗ 
glied für berechtigt erklären, den Einſpruch gegen die Wahl zu ae: folgt noch 
keineswegs, daß jedes en jedes wahlberechtigte) Gemeindeglied das von einem 
Dritten begonnene Einſpruchsverfahren durch den Rekurs fortzuführen befugt iſt. 

2) Ausgenommen die Geiſtlichen der Gem., die ſchon kraft ihres Amtes 
Sitz und Stimme in den Gemeindeorganen haben. Dagegen müſſen mangels einer 
ſie ausſchließenden Beſtimmung bei Vorhandenſein der Beelen die Küſter, 
Organiſten und andere niedere Kirchenbeamte für wählbar gehalten werden. 
Insbeſ. kann ein rechtliches Hindernis ihrer Wahl in den GEN. nicht darin ge⸗ 
e werden, daß dieſer ihre vorgeſetzte Dienſtbehörde iſt, ſie würden ſich nur in 

en betreffenden Sachen der Abſtimmung zu enthalten haben. So auch Hin chius 
S. 18877; Goßner S. 895; Müller⸗Schuſter S. 827. Unentſchieden EO. o. 
30. Dezbr. 1873 (AH. 22 S. 286). 

3) Weil er auch ohne Wohnſitz in der Gemeinde das aktive Wahlrecht hat 
und alle Wahlberechtigten wählbar ſind (KO. öſtl. Prov. §8 34, 35). Auch wenn 
der Patron bereits ſeinerſeits kraft patronatiſchen Rechts einen Alteſten in den 
GAN, ernannt hat, kann er noch von der Gemeinde zum Alteſten gewählt werden. 
Er iſt dann im GER. lediglich Alteſter und hat in allen Beziehungen die Stellung 
eines ſolchen. Ebenſo EO. b. 18. Dez. 1873 (AH. 22 S. 253), Frantz a. a. O. S. 78, 
Goßner S. 8879. Die Gründe, welche Hinſchius S. 1887 gegen die Wählbarkeit 
des Patrons anführt, ſind politiſcher, aber nicht rechtlicher Natur. 

4) sn beſ. Mommſen und Chalybaeus ©. 1252, 1263 Abi. 4. 

5) KO. Frkft. § 24 Abf. 3. 
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Die Führung von Liſten über die wählbaren Perſonen iſt nirgends vor⸗ 
geſchrieben. Die Frage, ob jemand wählbar iſt, kommt erſt nach der Wahl zur 
Entſcheidung, und es ſind dann alle Vorausſetzungen der Wählbarkeit ſelb⸗ 
ſtändig zu prüfen, auch ſoweit dieſe ſich decken mit den Vorausſetzungen des 
aktiven Wahlrechts. Das Vorhandenſein oder das Fehlen dieſer wird nicht 
etwa ſchon dadurch bewieſen, daß der Name der betreffenden Perſon in der 
Liſte der Wahlberechtigten unangefochten geſtanden hat oder nicht auf⸗ 
genommen war. Die Nichtbeanſtandung der Aufnahme einer Perſon in 
die Liſte heilt, wenn die Wahlberechtigung dieſer Perſon irrtümlich an⸗ 
genommen war, die materiellen Mängel derſelben nur in Beziehung auf 
ihr Recht, ſich an der auf Grund der Liſte ſtattfindenden Wahl aktiv zu 
beteiligen; und die Nichtaufnahme einer Perſon in die Wählerliſte ſchließt 
dieſe nur von der Teilnahme an der anſtehenden Wahl aus, enthält aber 
noch keine unwiderlegliche Entſcheidung über die materiellen Vorausſetzungen 
der Wahlberechtigung und der Wählbarkeit des Betreffenden. Es können 
alſo Perſonen wählbar ſein, die nicht in der Wählerliſte ſtehen, und um⸗ 
gekehrt hier aufgenommene Perſonen bei der Wahlprüfung für nicht 
wählbar erklärt werden, auch aus einem Grunde, der zugleich gegen ihre 
Wahlberechtigung hätte geltend gemacht werden können.!) 


Nach einzelnen Kirchenordnungen iſt der Kreis der hiernach wählbaren 
Perſonen jedoch noch durch beſondere Vorſchriften beſchränkt, nämlich: 

1. in Rheinland-Weſtfalen, Schleswig-Holſtein, und den 
Konſiſtorialbezirken Kaſſel und Frankfurt?) dadurch, daß gewiſſe in 
nahen Graden verwandte oder verſchwägerte Perſonen nicht gleichzeitig 
Mitglieder eines und desſelben oder auch nicht beider Gemeindeorgane 
ſein dürfen. In allen dieſen Rechtsgebieten dürfen Vater und Sohn, 
ſowie Brüder nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Kirchenvorſtandes ſein, 
in den drei letztgenannten auch nicht zugleich Gemeindevertreter und auch 
nicht der eine Alteſter, der andere Gemeindevertreter. Überdies ſind in 
den drei letztgenannten Rechtsgebieten von der gleichzeitigen Mitgliedſchaft 
im Kirchenvorſtand noch Schwiegervater und Schwiegerſohn, in Rheinland- 
Weſtfalen, Kaſſel und Frankfurts) auch Großvater und Enkel aus⸗ 
geſchloſſen; auch dürfen in Kaſſel und Frankfurt Schwiegervater und 
john nicht zugleich der eine Alteſter der andere Gemeindevertreter jein.t) 


1) EO. v. 5. Sept. 1874 (AH. 22 S. 275) Mommſen u. Chalybaeus S. 27°. 

2) KO. Rh.⸗W. § 10; Schl.⸗H. §§ 10, 23; Kaſſel §8 27, 38; Frkft. §§ 24, 35. 
Die beiden letzteren laſſen in gewiſſen Fällen Dispens zu. 

3) Nicht auch in Schlesw.⸗Holſt. Daß das, „was vom Vater und Sohn gilt auch 
vom Großvater u. Enkel wird gelten müſſen,“ wie Mommſen u. Chalybaeus 
S. 297 meinen, ſcheint mir nicht richtig. Die Worte find ſtrikt zu interpretieren. 

4) Die Frage, ob auch die in ſolchen Verwandtſchaftsverhältniſſen zu einem 
Pfarrer der Gemeinde ſtehenden Perſonen nicht wählbar ſind, muß für Schlesw.⸗ 
Holſt., Kaſſel und Frankfurt nach dem Wortlaut der K. Ordugn. bejaht werden. 
Denn dieſe ſagen nicht: ſie dürfen nicht gleichzeitig „Alteſter“ ſein, ſondern: ſie 
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Werden dieſe durch ihre Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft ſich aus⸗ 
ſchließenden Perſonen gleichzeitig gewählt, ſo muß in Schleswig-Holſtein 
der Jüngere, in Kaſſel und Frankfurt derjenige, welcher die wenigſten 
Stimmen hat, zurücktreten; bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los; in 
Rheinland-Weſtfalen werden, da die Kirchenordnung nichts darüber 
beſtimmt, beide Wahlen für ungiltig erklärt werden müſſen; 


2. in Schleswig-Holſtein und Kaſſel dadurch, daß mindeſtens 
2/3 der Alteſten und ebenſo mindeſtens / der Gemeindevertreter aus 
ſolchen Gemeindegliedern beſtehen muß, die zu den erhobenen Kirchen⸗ 
umlagen beizutragen haben. 


IV. Einführung und Amtsantritt. Überall ſind die Alteſten 
von dem Vorſitzenden des Gemeindekirchenrats in der Kirche vor der Ge⸗ 
meinde feierlich einzuführen und durch Abnahme eines Gelübdes zu ver⸗ 
pflichten. Die Einführung erfolgt, auch wo dies nicht vorgeſchrieben iſt, 
am Schluß des Hauptgottesdienſtes, ſie kann natürlich erſt ſtattfinden 
nach Ablauf der Einſpruchsfriſt gegen die Wahlen und, falls Einſprüche 
gegen einzelne Wahlen erhoben find, nach Erledigung der Anſtände.“) 
Erſt mit dieſer Einführung iſt der Amtsantritt des Alteſten vollzogen.“) 
Für die Gemeindevertreter iſt eine öffentliche Einführung und Verpflichtung 
nicht vorgeſchrieben.“) 


V. Die Amtsperiode,t) für welche die Wahlen ſtattfinden, beträgt 


dürfen nicht gleichzeitig „Mitglieder des Kirchenvorſtandes“ ſein. So auch 
Mommſen und Chalybaeus S. 598. Anders für Rheinl.⸗Weſtf., deſſen KO. 
$ 10 ul 2 ausdrücklich jagt, daß dieſe Vorſchriften ſich „nur auf Verwandte der 
wechſelnden Glieder des Presbyteriums, nicht des Pfarrers beziehen.“ Dagegen werden 
ſehr wohl dergleichen Verwandte überall gteichgektig Pfarrer in derſelben Gem. fein 
können, wenngleich ſie dann auch zugleich Mitglieder des Kirchenvorſtandes ſind, denn 
die Vorſchriften der K. Ordngn. ſind nur gegen die Wahl gewiſſer Perſonen in den 
Kirchenvorſtand gerichtet. So auch WMommſen⸗Chalybaeus a. a. O. u. Beſchl. 57 
und 58 der 3. weſtf. Prov. Syn., beſtätigt durch Beſcheid v. 25. Juni 1842. 

1) KO. öſtl. Prov. § 7; Hohenz. § 7; Rh.⸗W. § 11; Schl.⸗H. § 25; Kaſſel $ 8; 
Wiesb. § 8; Frkft. § 6; Hann. luth. K. §§ 15, 16, ref. K. § 8. — Eine Wieder⸗ 
holung des Gelübdes bei Wiederwahl wird nicht für erforderlich gehalten: EO. 
25. Jan. 1877 (KGBl. S. 57), Verh. d. 1. ord. Gen. Syn. 1879 S. 41. 


2) Stirbt daher ein neu gewählter Alteſter oder verläßt er die Gem. vor der 
Einführung, ſo findet nicht eine Erſatzwahl für ihn als einen innerhalb der Amts⸗ 
periode Ausgeſchiedenen ſtatt, ſondern eine Neuwahl oder, wenn er ſelbſt nur als 
Erſatzmann gewählt war, eine Erſatzwahl für den ſtatt, an deſſen Stelle er treten 
ſollte. Danach entſcheidet ſich die Frage, wer die nunmehr erforderliche Wahl vor⸗ 
zunehmen hat. Vgl. Müller⸗Schuſter S. 52 u. oben den Text unter V. 

3) Ein Antrag der 2. pommerſch. Prov. Syn. (1878) an die erſte ord. Gen.- 
Syn. (1879) die Ausdehnung des Alteſtengelübdes auf die Gemeindevertreter zu 
befürworten, wurde von dieſer abgelehnt (Verh. S. 822). 

4) KO. öſtl. Prov. $ 43; Hohenz. § 40; Rh.⸗W. § 8 Zuſ. 1 u. 2, § 26 Zuf.; 
Wiesb. § 43; Kaſſel §§ 34, 40; Frkft. §§ 31, 37; Hann. luth. K. § 23, ref. K. 
§ 45; Schl.⸗H. 88 18, 26. — In den niederſ. konf. Gemdn. werden die Vorſteher 
überhaupt nicht auf beſtimmte Zeit, ſondern auf Lebenszeit beſtellt (KO. § 56). 


358 5. Buch. 2. Abſchnitt. Die Presbyterial⸗Synodalverfaſſung. 


ſechs Jahre, nur in Rheinland-Weſtfalen vier!) und im Konſiſtorial⸗ 
bezirk Kaſſel für die Alteſten zwölf Jahre, jedoch ſo, daß die im Amt 
Befindlichen nicht umittelbar mit dem Ablauf ihrer Wahlperiode, ſondern 
erſt mit dem Eintritt ihrer Nachfolger austreten. Der Wechſel der Mik⸗ 
glieder in den Kollegien tritt immer nur teilweiſe ein, indem alle drei 
Jahre die Hälfte, in Scheswig-Holſtein alle zwei Jahre ein Drittel,“) 
in Rheinland⸗Weſtfalen alle zwei!) Jahre von den Alteſten die Hälfte, 
von den Repräſentanten ein Viertel ausſcheidet und durch Neuwahlen 
erſetzt wird. Bei dieſen können die Ausſcheidenden ſofort wiedergewählt 
werden. 


Eine Beendigung der Amtsführung vor Ablauf der Amtsperiode 
kann für den Einzelnen eintreten wider ſeinen Willen, indem er im Dis⸗ 
ziplinarwege aus dem Amte entfernt wird, oder mit ſeinem Willen, indem 
er das Amt niederlegt, was jedoch nur zuläſſig iſt, wenn ein Umſtand 
eintritt, deſſen Vorhandenſein z. Z. der Wahl zur Ablehnung dieſer be⸗ 
rechtigt hätte. 

Werden in dieſer Weiſe außer der Zeit Stellen erledigt, ſo treten in 
der lutheriſchen Kirche Hannovers (KO. § 17) die gleichzeitig mit den 
Vorſtehern gewählten Erſatzmänner (vgl. oben S. 350) nach der Reihenfolge, 
welche ſich durch die auf ſie gefallene Stimmenzahl beſtimmt, in den Kirchen⸗ 
vorſtand ein. In allen anderen Rechtsgebieten wird erſt bei Eintritt 
der Erledigung der Erſatzmann gewählt.?) Die Wahl erfolgt, mag es 
ſich um den Erſatz eines Alteſten oder eines Gemeindevertreters handeln, 
durch die Gemeindevertretung®) oder, wo es eine ſolche nicht gibt, durch 
die Geſamtheit der Stimmberechtigten; nur in Rheinland-Weſtfalen 
wird der Erſatzmann für einen ausgeſchiedenen Alteſten durch das Pres⸗ 
byterium gewählt. Hinſichtlich der Bekanntmachung des Einſpruchs und 


1) Sofern nicht die Gemeinden mit mehr als 200 Seelen von dem ihnen 
durch den Zuf. 1 zu §8 der KO. eingeräumten Recht, mit Zuſtimmung der Kreis⸗ 
ſynode die bis dahin (1853) übliche zweijährige Amtsdauer für die Presbyter bei- 
zubehalten, Gebrauch gemacht haben, in welchem Falle von den Presbytern alle 
Jahre die Hälfte ausſcheidet. Müller⸗Schuſter S. 5011. 

2) Wo die Zahl der Mitglieder nicht durch 3 teilbar iſt, iſt durch Ge⸗ 
meindebeſchluß unmittelbar nach Inkrafttreten der KO. feſtgeſetzt worden, in welchen 
Terminen einer mehr, in welchen einer weniger ausſcheiden ſoll: KO. § 18 Abf. 2. 

3) KO. öſtl. Prov. § 43; Hohenz. § 40; Rh.⸗W. §8 8 Zuſ. 2, 29; Kaſſel 
88 35, 40; Wiesb. § 44; Frkft. §8 32, 37; Hann. ref. K. 8 46; Schl.⸗H. §§ 21, 28. 

4) Auch dann, wenn gleichzeitig Erneuerungswahlen von allen Stimm⸗ 
berechtigten vorgenommen werden müſſen. Verh. der 1. ord. Gen. Syn. 1879 S. 49. 
In Schlesw.⸗Holſt. kann die Ergänzungswahl für ausgeſchiedene Gemeindevertreter 
nicht mehr vom Kirchenkollegium vorgenommen werden, wenn ſo viele ausgeſchieden 
jind, daß nicht mehr die Hälfte der von der Gemeinde direkt gewählten Gemeinde⸗ 
vertreter vorhanden iſt. Es hat dann vielmehr eine außerordentliche Ergänzungs⸗ 
wahl durch alle Stimmberechtigten ſtattzufinden. Die Ergänzungswahlen durch 
das Kirchenkollegium erfolgen nach abſoluter Stimmenmehrheit der erſchienenen 
Mitglieder. Und dieſe iſt auch in Rheinland⸗Weſtfalen (KO. § 29 Abf. 2 nach 
Faſſung des KG. v. 27. April 1891) bei Erſatzwahlen erforderlich. 
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der Einführung gelten hier dieſelben Vorſchriften wie bei der allgemeinen 
Wahl. Die Amtsperiode des Erſatzmanns dauert bis zu dem Zeitpunkt, 
wo ſein Vorgänger durch den regelmäßigen Wechſel ausgeſchieden ſein 
würde, in Schleswig-Holſtein die des Erſatzmanns eines Gemeinde⸗ 
vertreters nur bis zur nächſten regelmäßigen Erneuerungswahl.!“) 


§ 31. 
Organiſation und Geſchäftsordnung der Gemeindeorgane. 
A. Des Kirchenvorſtandes. 

I. Dieſer erledigt ſeine Geſchäfte im Wege kollegialiſcher Beratung und 
Beſchlußfaſſung, ſoweit er nicht zur ſelbſtändigen Erledigung einzelne 
ſeiner Mitglieder oder Mehrheiten ſolcher beſtellt hat, die dann als ſeine 
Organe fungieren. 

II. Den Vorſitz im Kirchenvorſtande führt der Pfarrer.) Sind 
mehrere Geiſtliche in der Gemeinde feſt angeſtellt, ſo wechſeln ſie im Vorſitz 
abs), oder dieſer kommt dem erſten und wo keine Unterordnung unter 
ihnen ſtattfindet, dem der Ordination nach älteſten,“) oder dem an Dienſt⸗ 
jahren in der Gemeinde älteſten?) zu. 

Zur Stellvertretung im Vorſitz iſt in Gemeinden mit mehreren 
Geiſtlichen der im Range bezw. Dienſtalter nächſtfolgende Geiſtliche be⸗ 
rufen. 6) 

Beſitzt die Gemeinde nur einen Pfarrer, und iſt dieſer verhindert 
oder das Pfarramt erledigt, ohne daß ein Pfarrverweſer beſtellt ift,”) jo 
führt den ſtellvertretenden Vorſitz ein Alteſter, der vom Kirchenvorſtand 
aus ſeiner Mitte nach dem jedesmaligen Eintritt neuer Alteſter für die 
Zeit bis zum nächſten ordentlichen Wechſel im Alteſtenkollegium beſtellt 
wird. Dies gilt ganz allgemein nach den Kirchenordnungen für Schleswig- 
Holſtein, Wiesbaden und Frankfurt, nur für die Fälle vorüber⸗ 
gehender Stellvertretung nach den Kirchenordnungen für die öſtlichen Pro— 
vinzen und Hohenzollern, die bei dauernder Verhinderung des Pfarrers 
oder di des Pfarramts das Recht des Vorſitzes auf den Superinten⸗ 


1) Vgl. l. Mommſen u. Chalybaeus S. 533, 568—10, insbeſ. aber auch den 
letzten Sat des § 21 der KO. 

Ihm ſteht gleich der Pfarrverweſer, der bei Erledigung des Pfarramts 
vom Konf. beſtellt iſt, oder der die Pfarrgeſchäfte in einer Gemeinde verſieht, in 
der die Pfarrſtelle wegen Mangels an hinreichendem Gehalt noch nicht definitiv 
beſetzt iſt. EO. v. 6. Dez. 1873 (AH. 22 S. 249). 

3) So KO. Rh. W. Kaſſel; Frkf. Hann. ref. K.; Schl.⸗H. 

4) So KO. öſtl. Prov.; Hohenz.; Kaſſel; Wiesb. (der dem Lebensalter nach 
älteſte); a „H. 

5) So KO. Hann. ref. K 

6) So ausdrücklich KO. öſtl. Prov.; Hohenz.; Schl.⸗H. Dasſelbe muß aber 
auch ſonſt angenommen werden. 
8 65 N Sonſt tritt diefer ein, vgl. Goßner S. 73%; Mommſen u. Chalybaeus 
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denten übergehen laſſen, der ſich in deſſen Ausübung allerdings durch ein 
Mitglied des Gemeindekirchenrats oder einen benachbarten Geiſtlichen ver⸗ 
treten laſſen kann. Nach den Kirchenordnungen für Kaſſel, Rheinland- 
Weſtfalen, für die reformierte und lutheriſche Kirche Hannovers 
findet gleichfalls eine Stellvertretung im Vorſitz durch einen gewählten Alteſten 
nur in gewiſſen Fällen ſtatt, nämlich nach allen, wenn der Pfarrer wegen 
perſönlicher Beteiligung an der Sache von der Verhandlung ausgeſchloſſen 
oder Gefahr im Verzug iſt, und überdies nach den drei erſtgenannten 
bei allen vorübergehenden Verhinderungen des Geiſtlichen wie in den öſt⸗ 
lichen Provinzen.“) 

Der Vorſitzende hat: 1. den Kirchenvorſtand zur Sitzung zu berufen, 
ſo oft es die Geſchäfte erfordern, nach einigen Kirchenordnungen regel⸗ 
mäßig in beſtimmten Zeiträumen,?) und er iſt verpflichtet ihn zu berufen, 
wenn eine Quote der Alteſtens) oder das Kirchenregiment die Berufung 
unter Angabe des Zweckes) verlangt. Die Berufung erfolgt durch ſchrift⸗ 
liche oder ortsübliche Einladung,?) über deren Rechtzeitigkeit nur einzelne 
Kirchenordnungen“) Vorſchriften aufſtellen. 

2. Die Vorbereitung und Leitung der einzelnen Sitzungen und bei 
Stimmengleichheit abgeſehen von den Wahlen, bei denen dann das Los 
entſcheidet, regelmäßig”) den Stichentſcheid. 

3. Die Sorge für die Ausführung der Vorſtandsbeſchlüſſe, wobei 
ihn die Kirchenordnung für Schleswig-Holſtein (§ 35 a. E.) noch be⸗ 
ſonders verpflichtet, ſie auf ihre Geſetzmäßigkeit zu prüfen, bei deren An⸗ 


1) Das beſtimmen ausdrücklich die genannten KOrdugn. mit Ausnahme der 
KO. Rh.⸗W., deren ungenaue Faſſung § 6 Zuf. 2 aber in obigem Sinne zu ver⸗ 
ſtehen ſein wird. Übrigens enthält fie auch keine Vorſchriften über die Wahl des 
betr. Alteſten, ſodaß dieſe auch erſt vorgenommen zu werden braucht, wenn der Fall 
der Stellvertretung eintritt. Daß man die Stellvertretung durch einen Alteſten 
in Hannover luth. K. auf die 87 4 der Fällen einzuſchränken hat, folgt aus Ver⸗ 
gleichung des § 25 mit § 28 Abf. 4 der KO., nach welch letzterem ja nur in dieſen 
Fällen der K. V. ohne Mitwirkung eines Geiſtlichen tätig werden darf. Lohmann! 
S. 343, Friedberg S. 323 18. 

2) KO. Rh.⸗W. 8 12 (einmal monatlich); Schl.⸗H. (einmal vierteljährlich); 
Hann. luth. K. (zu den vom Kirchenvorſtand feſtgeſetzten Zeiten). y 

3) Die Hälfte: KO. öſtl. Prov. § 9; Hohenz. § 9; Kaſſel § 10; Wiesb. 
§ 10; Frkft. § 8; Hann. ref. K. § 10; ½ der Mitglieder: Schl.⸗H. § 33; zwei 
Mitglieder: Hann. luth. K. § 26. 

4) KO. Hann. luth. K. § 26 u. Itegul, betr. Zuſtändigkeit der Kirchenkommiſſarien 
v. 29. Sept. 1888 § Aa u. dazu Lohmann I S. 351; KO. Schl.⸗H. § 33 u. dazu 
Mommſen u. Chalybaeus S. 672. 

5) Schriftliche Einladung fordert KO. Schl.⸗H. 

6) Vgl. KO. Schl.⸗H.: Die Einladungen ſollen „in der Regel mindeſtens 
24 Stunden vor dem Termin in den Händen der Mitglieder ſein“; Rh.⸗W.: ſpäteſtens 
am Tage vor der Verſammlung. 

7) Nicht ſo in der luth. K. Hannovers, wo dann die Entſcheidung der 
Kirchenregierung einzuholen iſt (KO. § 28 Abf. 2, Regul. betr. Zuſtänd. d. Kirchen ⸗ 
kommiſſarien v. 29. Sept. 1888 $ 40) und in den luth. Gemdn. Frankfurts, 
wo im Falle der Stimmengleichheit Anträge als abgelehnt gelten (KO. § 10). 
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zweifelung er die Ausführung ausſetzen und die Entſcheidung des Ausſchuſſes 
der Probſteiſynode einholen ſoll. 

III. Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden, 
nach einzelnen Kirchenordnungen zu ordentlicher Sitzung auch ohne ſolche 
an den ein für allemal von ihm feſtgeſetzten Tagen. Sie ſollen in der 
Regel in einem kirchlichen Gebäude abgehalten, mit Gebet eröffnet und 
wenn angemeſſen auch mit Gebet geſchloſſen werden. Sie ſind nicht 
öffentlich.!) 

Zur Beſchlußfähigkeit der Verſammlung iſt erforderlich, daß mehr 
als die Hälfte, in Rheinland-Weſtfalen / der geſetzlichen Mitglieder⸗ 
zahl anweſend iſt;?) iſt die Einladung ſchriftlich unter Angabe der 
Beratungsgegenſtände erfolgt, ſo ſoll in Rheinland-Weſtfalen ſchon 
die Anweſenheit der Hälfte jener Zahl, in Schleswig-Holſtein ſchon die 
Teilnahme von 3 Mitgliedern an der Abſtimmung genügen. Der Fall, 
daß auf die Einladung des Vorſitzenden die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche 
Anzahl von Alteſten nicht erſchienen ift,3) iſt nur in der Kirchenordnung für 
Kaſſel vorgeſehen, nach welcher dann eine zweite Verſammlung zu ver⸗ 
anſtalten iſt, in der die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl beſchluß⸗ 
fähig ſind. In anderen Rechtsgebieten iſt dieſer Grundſatz für die weitere 
Gemeindevertretung anerkannt, läßt ſich darum jedoch nicht ohne weiteres 
auf den Kirchenvorſtand ausdehnen. Es wird daher hier auch die zweite 
Verſammlung desſelben nicht beſchließen können, wenn zu ihr nicht die 
vorgeſchriebene Mitgliederzahl erſchienen war; und es wird, wenn dieſelben 
Alteſten noch weiteren Einladungen nicht Folge leiſten ſollten, nur die 
Möglichkeit gegeben ſein, ſie wegen Pflichtverletzung zu entlaſſen und durch 
Erſatzmänner zu erſetzen. — Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt;t) bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden 


1) KO. öſtl. Prov. § 9, 10; Hohenz. $$ 9, 10; Rh.⸗W. § 12 u. Zuſ. 4; Kaſſel 
88 10, 11; Wiesb. §§ 10, 11: Frkft. §8 8, 9; Schl.⸗H. §§ 33, 34; Hann. ref. K. 
§§ 10, 113; luth. K. 88 27, 28. 

2) Daß dieſe Anzahl auch an der Abſtimmung teilnimmt, fordert nur KO. 
Hann. luth. K. §S 28. Man wird jedoch annehmen dürfen, daß nach dieſer KO. die 
Beteiligung der Hälfte der tatſächlich noch vorhandenen Mitglieder hinreichend iſt, 
da fie nicht von der „geſetzlichen“ Mitgliederzahl ſpricht. 

3) Für den Fall, daß zeitweiſe (3. B. infolge Verreiſens oder Erkrankung) 
eine zur Beſchlußfaſſung ausreichende Zahl von Alteſten nicht vorhanden iſt, ent⸗ 
halten beſ. Vorſchriften KO. öſtl. Prov. u. Hohenz. $ 11 Abi. 3. Dieſe Erſatz⸗ 
Erſaß nicht zu verwechſeln mit dem in § 43 Abf. 4 daſ. vorgeſehenen definitiven 

rſatz. 


4) D. h. es entſcheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Wer nicht 
mitſtimmt, wird, wie das die KO. öſtl. Prov. noch ausdrücklich jagt, zwar als an⸗ 
weſend gerechnet bei Feſtellung der Beſchlußfähigkeit, die Stimmenmehrheit wird 
aber lediglich nach der Zahl der Stimmenden berechnet. Eine Verpflichtung der 
Anweſenden, ſich an der Abſtimmung zu beteiligen, kann nicht angenommen werden 
(unrichtig deduzieren Mommſen u. Chalybaeus S. 69%. Die Stimmenmehrheit 
kann (abgeſehen von Wahlen), wenn die Fragen richtig, d. h. ſo geſtellt werden, 
daß ſie nur mit ja oder nein zu beantworten ſind, nur eine abſolute ſein. 
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(ſ. S. 360 Z. 2). Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Beſchluß⸗ 
faſſung perſönlich beteiligt ſind,) haben ſich der Abſtimmung zu enthalten;?) 
daß ſie ſich auch von den Beratungen fernhalten müſſen, iſt nicht allgemein 
vorgeſchrieben.“) 

Über die gefaßten Beſchlüſſe wird ein den allgemeinen Grundſätzen 
der Protokollführung entſprechendes?) Protokoll geführt, welches in ein 
Protokollbuch einzutragen, vorzuleſen und von dem Vorſitzenden, ſowie 
mindeſtens einem Alteſten?) zu unterſchreiben ift. Dritten gegenüber werden 
Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes durch Auszüge aus dem Protokollbuche 
beurkundet, welche von dem Vorſitzenden beglaubigt werden. Aus⸗ 
fertigungen ergehen unter der Unterſchrift des Vorſitzenden. 

IV. Als Organe des Kirchenvorſtandes können Einzelperſonen, 
Kommiſſionen und Deputationen fungieren. In Rheinland-Weſtfalen 
wird eine beſtimmte Anzahl von Mitgliedern von vornherein ſchon zur 
Verrichtung beſonderer Funktionen gewählt: die Kirchmeiſter und Diakonen; 
in den übrigen Rechtsgebieten iſt es dem Kirchenvorſtande überlaſſen, 
beliebige Alteſte aus ſeiner Mitte mit der ſelbſtändigen Verrichtung be⸗ 
ſtimmter Geſchäftszweige zu betrauen, auch Nichtmitglieder, insbeſondere 
Gemeindevertreter, zur Hilfeleiſtung heranzuziehen oder Kommiſſionen zu 


1) Als perſönlich beteiligt ſind, wie die KOrdngn. Schl.⸗H. u. Hann. luth. K. 
ausdrücklich erwähnen, nicht ſchon die anzuſehen, welche einer beſtimmten Klaſſe 
der Gemeindemitglieder angehören, deren Rechte beſonders in Frage ſtehen. Daher 
find z. B. in Schlesw.⸗Holſt. Grundbeſitzer nicht verpflichtet, ſich der Abſtimmung zu ent- 
halten, wenn es ſich um Erhöhung der nach Kirchenpflügen auszuſchreibenden Um⸗ 
lagen handelt. — Als perſönlich beteiligt können aber auch diejenigen Alteſten nicht 
betrachtet werden, welche gleichzeitig zur geſetzlichen Vertretung der politiſchen 
Gemeinde gehören, wenn Gegenſtand der Beratung und Beſchlußfaſſung ein 
zwiſchen Kirchengemeinde und politiſcher Gemeinde ſchwebender Streit iſt. Eine 
perſönliche Beteiligung ſetzt das Vorhandenfein eines perſönlichen d. h. individuellen, 
privaten Intereſſes voraus. Anders das von Müller⸗Schuſter S. 594 mit⸗ 
geteilte Reſkr. des OK R. v. 8. Okt. 1890 (Nr. 6670 EO.) — Endlich tjt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß der Patron, der gerade zur Vertretung ſeiner Intereſſen im GKR. 
Sitz u. Stimme hat, nicht auf Grund dieſer Vorſchriften von der Abſtimmung 
en werden kann. Vgl. KO. Hann. luth. K. § 28 Abſ. 3 u. Friedberg 
S. 326. 


2) Wie zu verfahren iſt, wenn von den Mitgliedern des KV. wegen per⸗ 
ſönlicher Beteiligung ſoviele von der Teilnahme an der Abſtimmung ausgeſchloſſen 
ſind, daß nicht mehr die zur Beſchlußfaſſung erforderliche Zahl übrig bleibt, ſchreiben 
die K. Ordngn. nicht vor. Es tritt daher kraft des Aufſichtsrechts die Entſcheidung 
der Kirchenregierung ein, die in der luth. K. Hannovers von den Kirchenkommiſſarien 
abgegeben wird (Regulativ betr. Zuſtändigkeit der Kirchenkommiſſarien v. 29. Sept. 
1888 § 41; oben S. 275 Z. 3). 

3) Nur in den KOrdngn. Hann. ref. K.; Kaſſel, Wiesb., Frkft., nach denen ſolche 
perſönlich Beteiligten nur auf ausdrücklichen Wunſch des KV. bei der Verhandlung 
anweſend ſein dürfen. In den anderen Rechtsgebieten iſt das Fernbleiben von 
den betreffenden Beratungen dem Takt der Beteiligten überlaſſen, der auch den 
beteiligten Vorſitzenden veranlaſſen wird, den Vorſitz an den zur Stellvertretung in 
dieſem Berufenen zu übertragen. 

4) Nähere Vorſchriften darüber geben z. B. die Vermögens⸗Verw.⸗Ordngn. f. d. 
öftl. Prov. § 5 für Kaſſel $ 10 ꝛc. 

5) So öſtl. Prov., Hohenz., Schl.⸗H., Wiesb., Kaſſel, Frkft., Hann. ref. K.; 
abweichende Beſtimmungen treffen: Hann. luth. K. § 30, Rh.⸗W. § 13. 
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beſtellen. Alle dieſe Organe ſind in erſter Linie für ihre Handlungen 
ſelbſt verantwortlich, ſtehen jedoch unter dauernder Leitung und Aufficht 
des Kirchenvorſtandes, deſſen Vorſitzender denn auch jederzeit den Vorſitz 
in den Kommiſſionen und Deputationen übernehmen kann. 

Das wichtigſte dieſer Organe iſt der Rendant (Kirchmeiſter, Kaſten⸗ 
meiſter, Kirchenrechner), über deſſen Anſtellung und Amtsſtellung denn 
auch alle Kirchenordnungen Vorſchriften enthalten.“) Mit Ausnahme der 
Kirchenordnung für Wiesbaden, welche beſtimmt, daß eine außerhalb des 
Kirchenvorſtandes ſtehende Perſon gegen Gewährung einer Vergütung zum 
Kirchenrechner zu beſtellen iſt, gehen die Kirchenordnungen davon aus, daß 
das Amt des Rendanten von einem Alteſten?) verſehen wird. Dieſer ſoll 
es prinzipiell unentgeltlich verwalten, nur Auslagen ſind ihm zu erſetzen. 
Dieſer Erſatz kann aber auch durch Gewährung eines Pauſchquantums 
erfolgen, welches auch den Durchſchnitt der Auslagen überſchreiten und 
inſoweit eine „mäßige Entſchädigung“ für die Mühewaltung enthalten 
darf.?) Nur wenn nach dem Umfang der Kaſſe eine unentgeltliche Ver⸗ 


1) KO. öſtl. Prov. 9 24; 8295 822; Rh.⸗W. $ 16 Zuf. (vgl. auch Vermögens⸗ 
Verw. O. der KGemdn. der Prov. Weſtf. § 54 bei Müller⸗Schuſter ©. 545); 
Wiesb. § 27; Kaſſel § 16; Frkft. § 14; Schl.⸗H. §§ 6, 48; Hann. ref. K. § 28 
u. betr. der luth. K.: Kirchenvorſtandsgeſ. v. 14. Okt. 1848 $ 20, Min. Bek. vom 
gleichen Tage Art. 25 u. dazu Lohmann I S. 85 u. 90 die Anmerkungen. 

2) Wo die KO. beſtimmt, daß der GK R. „eins ſeiner Mitglieder“ zum 
Rendanten beſtellen kann, iſt auch der Pfarrer von dieſer Stelle nicht aus⸗ 

eſchloſſen, u. es wird auf ihn zurückgegriffen werden müſſen, wenn u, ſolange in 
leinen Gemdn. keine geeignete Perſönlichkeit vorhanden iſt. Vgl. ALR. II 11 8 627. 
EO. v. 26. Okt. 1874 (A. H. 22 S. 265, bei Truſen S. 34, 35). — Ausgeſchloſſen 
iſt von dieſer Stellung der Pfarrer da, wo ausdrücklich „die Alteſten“ zu ihr berufen 
werden, wie nach KO. Kaſſel u. Frkft., die übrigens neben den Alteſten als für 
dieſes Amt. in erſter Linie in Betracht kommende Perſonen die Gemeindevertreter 
nennen. Über die Vereinbarkeit des Amts des Gemeindevertreters mit dem des 
Rechnungsführers im allgemeinen vgl. Mommſen u. Chalybaeus S. 88“. 

3) Die Gewährung einer ſolchen, eine mäßige Entſchädigung für die 10 
waltung umfaſſenden Pauſchalſumme iſt, ohne daß dadurch die Rendantur eine be⸗ 
ſoldete wird, jedenfalls zuläſſig nach den KOrdngn. Schl.⸗H. (§ 6), Kaſſel u. Frkft. 
(„insbefondere für fachliche Ausgaben“). Anders verhält es ji) damit nach den 
KOrdngn. öſtl. Prov., Hohenz. u. Hann. ref. K. Hier heißt es: dem Rendanten, 
der nicht als beſoldeter angeſtellt iſt, „kann eine Vergütung für fachliche Ausgaben, nicht 
aber eine Beſoldung angewieſen werden“ u. weiter: „Auslagen ſind ihm zu erſetzen“. 
Mit dem erſten Satz kann nicht, wie Friedberg S. 337! (auch Hinſchius 
S. 176%) annimmt, gemeint ſein, „daß der Kirchenvorſtand dem Rendanten ein 
Pauſchalquantum für feine Ausgaben zuweiſen darf, das auch gleichzeitig den 
Charakter einer Remuneration tragen kann“. Die Vergütung ſoll nur (nicht ins⸗ 
bejondere!) für fachliche Ausgaben gewährt werden. Es kann damit nur gemeint 
fein, was auch der OK R. in feinem bei Nitze S. 89% zit. Erlaß v. 4. Dez. 1889 
angenommen hat, daß dem Rendanten ſtatt Erſetzung der einzelnen Auslagen, „ein 
ſeinen unvermeidlichen Ausgaben tunlichſt genau entſprechendes Averſum“ gewährt 
werden kann. Auch bei dieſer Auslegung gibt der Satz im Zuſammenhang mit 
dem zweitzitierten (der nur ſagt, daß die Auslagen jedenfalls zu erſetzen ſind, ohne 
über das wie zu befinden) einen vernünftigen Sinn. Dasſelbe müßte auch für 
Rheinland⸗Weſtf. gelten (KO. § 130), vgl. jedoch Müller⸗Schuſter S. 67°. — 
Für die hann. luth. K. hat dieſe Frage, ob die Gewährung einer ſolchen mäßigen 
Entſchädigung als Beſoldung anzufehen iſt, keinen Wert, weil hier die Anſtellung 
eines beſoldeten Rendanten ganz in das Ermeſſen des KV. geſtellt iſt. 
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waltung nicht erreichbar iſt, ſoll der Kirchenvorſtand !) einen beſoldeten 
Rechnungsführer beſtellen,?) der dann jedoch in den öſtlichen Provinzen, 
Hohenzollern und in der reformierten Kirche Hannovers nur mit 
Genehmigung des Vorſtandes der unterſten Synodalſtufe, in Rheinland⸗ 
Weſtfalen überhaupt nicht aus den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes 
genommen werden darf. — Die Ernennung und, ſofern es ſich um eine 
außerhalb des Vorſtandes ſtehende Perſönlichkeit handelt, die eidliche Ver⸗ 
pflichtung des Rendanten ſteht dem Kirchenvorſtand zu, der auch über 
die Rautionsleiftung?) zu beſchließen hat. 


B. Der Gemeindevertretung. 


I. Dieſe beſteht, wie bereits oben erwähnt, aus den Mitgliedern des 
Kirchenvorſtandes und den Gemeindevertretern, die nach ihrem Zuſammentritt 
eine einheitliche Verſammlung bilden und als ſolche beraten und beſchließen. 
Alle Vorlagen ſind der Gemeindevertretung durch den Kirchenvorſtand zu 
machen, der für ſich alſo über alle zur Verhandlung kommenden Gegen⸗ 
ſtände bereits vorher beſchloſſen haben muß.“) 

II. Als Vorſitzender der Gemeindevertretung fungiert der Vorſitzende 
des Kirchenvorſtandes. Er beruft die Verſammlung je nach vorhandenem 
Bedürfniſſe unter Angabe der weſentlichen Gegenſtände der Verhandlung 
und iſt verpflichtet fie zu berufen, wenn das Konfiftorium?) oder in 
Schleswig-Holſtein ein Drittel der Gemeindevertreter es verlangt. Die 
Einberufung erfolgt ſchriftlich oder in ſonſt ortsüblicher Weiſe; nach den 
neueren Kirchenordnungen kann ſie durch Verkündigung beim öffentlichen 
Gottesdienſt ſtattfinden, jedoch kann der Kirchenvorſtand auch eine andere 
Form der Einladung beſchließen, muß nur dafür ſorgen, daß ſie ſpäteſtens 
am Tage vor dem angeſetzten Termin ſtattfindet. Die Sitzungen haben 


1) In Rheinland⸗Weſtf. mit Zuſtimmung des Sup., im Konf. Bez. Kaſſel 
mit Zuſtimmung der GV. u. des Diözeſanſynodalvorſtandes (KO. §§ 16, 22 3.12), 
im Konſ. Bez. Frankfurt KO. SS. 14, 20 Z. 13) u. in Schlesw.⸗Holſt. 
(Mommſen u. Chalybaeus ©. 884) mit der Zuſtimmung der GB. allein. 

2) Nach der rev. Inſtr. z. KO. öſtl. Prov. Z. 35 mittelſt ſchriftl. Vertrages 
u. unter Vorbehalt ſechsmonatl. Kündigung ſeitens des GR Rats. — Dieſe be⸗ 
ſoldeten Rendanten gehören zu den Kirchendienern, auch i. S. der Kommunalgeſetze, 
vgl. Schoen, Recht der Kommunalverbände, ©. 1044, 2895, 

3) Dieſer gedenken ausdrücklich nur die KO. Schl.⸗H. u. das hann. Kirchen⸗ 
vorſtandsgeſ. v. 1848 a. a. O. Beide Überlaſſen die Anordnung der Kautionsſtellung 
wie die Beſtimmung der Höhe der Kaution dem Ermeſſen des KV. Die Mitglieder 
des KV. machen ſich perſönlich verantwortlich, wenn fie unterlaſſen, das Erforderliche 
feſtzuſetzen. Dabei wird es natürlich immer auf die konkreten Verhältniſſe an⸗ 
kommen, auch läßt ſich nicht einmal ſagen, daß das Nichtverlangen einer Kaution 
von einem nicht beſoldeten Rendanten regelmäßig entſchuldbar iſt. Im übrigen 
enthalten die auf Geund der KOrdngn. erlaſſenen Vermögensverwaltungsordnungen 
gm Teil ſehr eingehende Vorſchriften über dieſe Kautionsleiſtung; 3 B. Vermögens⸗ 

erw.⸗O. f. öſtl. Prov. § 63, f. Weſtf. § 74, f. Kaſſel § 89; f. den Konſ. Bez. 
Wiesb. vgl. Wilhelmi S. 178 ff. 
4) EO. v. 15. Nov. 1880 (KGBl. S. 144). 
5) So KO. öſtl. Prov. Hohenz., Schl.⸗H. 


* 
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in einem Lokal ſtattzufinden, das der Würde der Verſammlung entſpricht. 
Sie ſollen nach der Kirchenordnung für Schleswig-Holſtein öffentlich fein, 
ſofern nicht für einzelne Gegenſtände die Verſammlung durch beſonderen 
in öffentlicher Sitzung gefaßten Beſchluß die Offentlichkeit ausſchließt, nach 
der Kirchenordnung für Wiesbaden dagegen geheim, ſofern nicht die Offent⸗ 
lichkeit vom Kollegium beſchloſſen wird. In den übrigen Rechtsgebieten 
kann die Verſammlung — ſo muß man mangels jeder Vorſchrift an⸗ 
nehmen — ganz nach Belieben darüber beſchließen, ob die einzelne Sitzung 
öffentlich oder nicht öffentlich ſein ſoll. 

Zur Beſchlußfähigkeit der Gemeindevertretung iſt erforderlich die 
Anweſenheit der abſoluten Mehrheit ihrer geſetzlichen Mitgliederzahl; ) in 
Schleswig-Holſtein kann, wenn der Gegenſtand vorher angezeigt war, 
ſchon von dem vierten Teil der Mitglieder?) ein giltiger Beſchluß gefaßt 
werden. Iſt auf die erſte ordnungsmäßige Einladung die zur Beſchluß⸗ 
fähigkeit erforderliche Mehrheit nicht erſchienen, ſo iſt die Verſammlung 
zum zweiten Mal zu berufen, und es ſind dann die Erſchienenen ohne 
Rückſicht auf ihre Anzahl beſchlußfähig.“) f 

Bezüglich der zur Beſchlußfaſſung erforderlichen Stimmenmehrheit 
und der Ausſchließung perſönlich beteiligter Mitglieder von der Beſchluß⸗ 
nahme gilt das oben S. 362 Geſagte. 


Über die Verhandlungen wird ein in das Protokollbuch des Kirchen⸗ 
vorſtandes einzutragendes Protokoll aufgenommen, welches von dem Vor⸗ 
ſitzenden und einem“) oder mehreren?) Mitgliedern zu unterzeichnen iſt. 


1) Dieſe beſteht aus der geſetzlichen Zahl der Mitglieder des G.K. Rats und 
der geſetzlichen Zahl Gemeindevertreter. Da dieſe aber als G.V. ein einheitliches 
Kollegium bilden, kommt es für die Beſchlußfähigkeit der GV. nicht darauf an, 
daß ſowohl von den Mitgliedern des G.K. Rats wie von den Gemeindevertretern 
mehr als die Hälfte anweſend ſind. 


2) Auch hier iſt es gleichgiltig, wie viele dieſes vierten Teils Gemeinde⸗ 
vertreter u. wie viele Mitglieder des G.K. Rats find. Sollten ſich jedoch an der 
Beſchlußfaſſung nur Mitglieder des G.K. Rats u. keine Gemeindevertreter beteiligt 
haben, ſo wird man, ſelbſt wenn jene der Zahl nach den vierten Teil der Mitglieder 
des Kirchenkollegiums gleich kommen, nicht annehmen dürfen, daß dieſe einen 
giltigen Beſchluß des Kirchenkollegiums faſſen können. Dagegen kann ein ſolcher 
gefaßt werden, wenn außer dem Vorſitzenden nur Gemeindevertreter in genügender 
Anzahl erſchienen ſind. 

3) Eine ſolche Vorſchrift fehlt in KO. Schl.⸗H.; nach KO. Rh.⸗W. $ 32 
Zuf. a iſt die auf die zweite Einladung zuſammentretende Verſammlung nur dann 
Unbedingt beſchlußfähig, wenn auf dieſe Beſtimmung bei der Einladung ausdrücklich 
hingewieſen worden iſt. 

4) Die Unterzeichnung eines Mitgliedes, das aber Alteſter ſein muß, genügt 
nach KO. öſtl. Prov., Hohenz., Schl.⸗H. 

5) Nämlich nach KO. Kaſſel, Wiesb., Frkft., Hann. ref. K. a. a. O. und 
Rh.⸗W. § 33 von dem erwählten (oder in Wiesb. dem ſtändig Var entſprechende 
Vergütung ernannten) Protokollführer und 2, weiteren von der Verſammlung 53 75 
en Teilnehmern derſelben; ob dieſe Alteſte oder Gemeindevertreter find, iſt 
gleichgiltig. 
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C. Der Gemeindeverſammlung. 


Dieſe beſteht aus allen aktiv wahlberechtigten Gemeindegliedern 
und tritt, wo es eine Gemeindevertretung nicht gibt, an Stelle dieſer zu 
Beratungen mit dem Kirchenvorſtand zuſammen. Sie wird in der 
lutheriſchen Kirche Hannovers) durch Abkündigung an zwei Sonntagen 
in der Kirche unter Angabe der Tagesordnung, in den anderen Rechts⸗ 
gebieten in ortsüblicher Weiſe?) berufen. Über die Beſchlußfähigkeit der 
Gemeindeverſammlung enthält nur die Kirchenordnung für Schleswig- 
Holſtein (§ 59) Vorſchriften; nach ihr ſollen die Beſtimmungen über die 
Beſchlußfähigkeit der Gemeindevertretung auch hier Anwendung finden, nur 
daß, wenn der Gegenſtand vorher angezeigt war, die Gemeindeverſammlung 
ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig ſein ſoll. In 
den übrigen Rechtsgebieten wird durchweg die ordnungsmäßig geladene 
Gemeindeverſammlung als beſchlußfähig anzuſehen ſein.) Im übrigen 
ſtehen die Verſammlungen und Beſchlußfaſſungen der Gemeindeverſammlung 
unter denſelben Normen wie die der Gemeindevertretung. 


§ 32. 
Der Wirkungskreis der Gemeindeorgane. 
A. Des Kirchenvorſtandes. 


I. Der Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes iſt als ein ſehr um⸗ 
faſſender gedacht. Nichts, was die Gemeinde angeht, ſoll ihm entzogen 
ſein. Er hat die Gemeinde „in ihren inneren und äußeren Angelegen⸗ 
heiten“ zu vertreten und, worin ſeine höhere Aufgabe erblickt wird, „nach 
beſtem Vermögen zum religiöſen und ſittlichen Aufbau der Gemeinde zu 
helfen,“ „chriſtliche Geſinnung und Sitte zu pflegen,“ „lebendiges Chriſtentum 
zu wecken und zu fördern.“ Die Mittel, welche ihm zur Erfüllung auch 
dieſer höheren Aufgaben zu Gebote ſtehen, liegen durchweg auf dem 
äußeren und, wenn man davon abſieht, daß er durch eigenes Verhalten 
vorbildlich wirken kann und ſoll, auf rechtlichem Gebiet; es ſind An⸗ 
ordnungen und Veranſtaltungen, durch welche er das chriſtliche Leben in 
der Gemeinde fördern, alles, was „ſitten⸗ und ſeelenverderblich wirken 
kann,“ aber hinwegräumen ſoll. Von einer perſönlichen Teilnahme an 


1) Min. Bek. v. 20. Oktober 1864 Art. 8. 

2) So ausdrücklich KO. Schl.⸗H. § 59. Im Gebiet des ALR. gilt G. v. 
23. Jan. 1846 (GS. S. 23) § 1 u. 4. Vgl. EO. v. 14. Juli 1857 (AH. 9 S. 204). 
Wo die G. V. auf Verlangen des Konſ. berufen werden muß, wird ein gleiches 
auch bezügl. der G.Verſ. angenommen werden müſſen. Dagegen wird in Schlesw.⸗ 
Holſt. eine analoge Anwendung des $ 51 der KO. auf die G.Verſ. in dem Sinne, 
daß ½ der Stimmberechtigten die Berufung verlangen kann, nicht gerechtfertigt fein. 

3) Unrichtig Friedberg S. 3527 a. E. Vgl. auch Mitteilung i. AK Bl. 
1897 S. 215. Wenn aber auf die Ladung nur Mitglieder des G.K. Rats erſchienen 
ſind, wird man wohl nicht mit Mommſen u. Chalybaeus S. 1115 von einer be⸗ 
ſchlußfähigen G. Verſ. ſprechen können. 
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der Seelſorge kann ſelbſtverſtändlich, ſolange es ſich um den Gemeinde⸗ 
kirchenrat als Kollegium handelt, nicht die Rede ſein. Nur den einzelnen 
Alteſten kann dieſe zur Pflicht gemacht werden, wie das in der rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen ($$ 15, 119) und der hohenzollernſchen (§ 24) Kirchen⸗ 
ordnung geſchehen iſt, welche beſtimmen, daß ſie als einzelne „dem Pre⸗ 
diger zur Erreichung des Zwecks ſeiner Amtsverrichtungen hilfreiche 
Hand zu leiſten“, ihn insbeſondere bei den jährlichen Hausbeſuchen, wo dieſe 
üblich ſind, abwechſelnd zu begleiten und „durch Ermahnen und Bitten 
chriſtliche Ordnung, gewiſſenhafte Kinderzucht und einen frommen Lebens⸗ 
wandel der Gemeindeglieder zu fördern“ haben.!) Das Verhältnis des 
Gemeindekirchenrats zum Pfarramt iſt überall dahin präziſiert, daß er 
dieſes in allen Beziehungen unterſtützen ſoll, daß dabei aber der Pfarrer 
„in ſeinen geiſtlichen Amtstätigkeiten der Lehre, Seelſorge, Verwaltung 
der Sakramente und in ſeinen übrigen Miniſterialhandlungen vom 
Gemeindekirchenrat unabhängig“ bleibt. Dieſer iſt in keiner Beziehung die 
vorgeſetzte Behörde des Pfarrers in ſeinem geiſtlichen Amt, und hat daher 
auch keine Disziplinargewalt über ihn. Der Pfarrer ſteht jedoch als 
Mitglied des Gemeindekirchenrats in demſelben. Daher hat der Gemeinde⸗ 
kirchenrat auf das amtliche und außeramtliche Verhalten des Pfarrers, 
ebenſo wie auf das ſeiner anderen Mitglieder zu achten. Und ebenſo 
wie Verſtöße dieſer kann und ſoll er auch Verſtöße des Geiſtlichen in 
Amtsführung und Wandel in ſeinem Schoße zur Sprache bringen und, 
falls er eine disziplinariſche Verfolgung der Sache für notwendig hält, 
der Kirchenregimentsbehörde davon Anzeige machen.?) 

II. Eine erſchöpfende Aufzählung der einzelnen Funktionen des 
Kirchenvorſtandes iſt nach dem Geſagten nicht möglich. Das nehmen auch 
die Kirchenordnungen an, welche nur diejenigen aufzählen, die er „ins⸗ 
beſondere“ wahrnehmen ſoll. Dahin gehören: 

1. Teilnahme an der Übung der Kirchenzucht in den geſetzlich vor- 
geſehenen Fällen. ®) 


1) Die anderen K.⸗Ordngn. enthalten keine entſprechenden ausdrücklichen 
Vorſchriften, wollen damit jedoch nicht ſagen, daß die einzelnen Alteſten hier nicht 
zu einer Unterſtützung des Geiſtlichen in der Seelſorge berufen ſeien; weiſt doch 
u Schl.⸗H. in $ 50 indirekt unzweifelhaft auf eine ſolche Tätigkeit der⸗ 
elben hin. 

2) KO. öſtl. Prov. u. Hohenz. $$ 13, 14; Schl.⸗H. $$ 41, 42; Wiesb. §8 13, 
14, 16; Kaſſel $$ 13, 14, 3. 1 u. 3; Frkft. §§ 11, 12, Z. 1 u. 3; Hann. luth. K. 
$$ 33, 34; ref. K. $$ 13, 16. 

3) Der Umfang, in dem der GK R. an der Handhabung der Kirchenzucht 
beteiligt iſt, iſt in den einzelnen Rechtsgebieten ein verſchiedener. Ganz allgemein 
wird er mit dieſer in der KO. Rh.⸗W. $ Ida und den auf Grund des § 120 daj. 
gefaßten Prov. Syn. Beſchlüſſen betraut, vgl. Müller⸗Schuſter S. 280 ff. Die 
übrigen preuß. K. Ordngn. (öſtl. Prov. u. Hohenz. § 14 Abſ. 3; Schl.⸗H. § 42; 
Hann. ref. K. § 14; Wiesb. § 14) erwähnen nur den einen Fall einer Zucht⸗ 
übung durch den GK R., daß er darüber zu beſchließen hat, wenn der Pfarrer 
jemandem eine von ihm begehrte Amtshandlung vorenthalten will, womit jedoch 
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2) Sorge für die äußere Ordnung beim Gottesdienſt, mit deren 
Überwachung er zweckmäßig einzelne ſeiner Mitglieder betrauen wird; Be⸗ 
förderung der Heilighaltung des Sonntags, die auf bürgerlichem Gebiete 
ſich jedoch nur darin äußern kann, daß er die Polizeibehörde bittet, wahr⸗ 
genommenen Störungen der ſtaatlich gebotenen Sonntagsruhe abzuhelfen; 
Regelung oder doch Teilnahme an der Regelung der kultiſchen Einrichtungen 
der Gemeinde. So beſtimmt die hannoverſche lutheriſche Kirchenordnung 
ganz allgemein, daß wichtige die einzelne Gemeinde beſonders berührende 
Einrichtungen und Anordnungen von der Kirchenregierung nicht ohne vor⸗ 
herige gutachtliche Vernehmung des Kirchenvorſtandes getroffen werden ſollen.!) 
Die anderen Kirchenordnungen dagegen verlangen die Zuſtimmung 
des Kirchenvorſtandes, wenn eine Abänderung der üblichen Zeit des öffent⸗ 
lichen Gottesdienſtes oder der in der Gemeinde beſtehenden lokalen litur⸗ 
giſchen Einrichtungen verfügt werden ſoll,?) und geben ihm ſogar ein 
Widerſpruchsrecht gegen die Einführung allgemeiner kirchlicher Geſetze in 
die Gemeinde, wenn durch dieſe die beſtehenden agendariſchen Ordnungen 
verändert oder neue Geſangbücher, Katechismuserklärungen und Religions- 
lehrbücher eingeführt werden ſollen.?) Auch hat der Gemeindekirchenrat 


auch in dieſen Rechtsgebieten ſeine hierhergehörige Kompetenz nicht erſchöpft iſt. 
Gemäß neuer kirchl. Einzelgeſetze hat er auch hier weitere Kompetenzen. Er iſt be⸗ 
rufen, Gemeindemitgliedern die aktive und paſſive Wahlfähigkeit abzuſprechen (vgl. 
oben S. 323) u. diejenigen, die die kirchl. Pflichten (Trauung, Taufe u. Konfirmation 
der Kinder) vernachläſſigen, unter Hinweis auf die Folgen der Unterlaſſung zur 
Erfüllung derſelben aufzufordern, vgl. z. B. KG. f. d. altpreuß. Landesk. v. 30. Juli 
1880 (KGBl. S. 116) $ 2. Auf dieſe weiteren Kompetenzen weiſen nur die 
KOrdngn. Kaſſel und Frkft. in ihrer Faſſung des § 14 Ziff. 1 Abſ. 1 hin. Die 
KO. Hann. luth. K. erwähnt überhaupt eine Apen des KV. an der Zucht⸗ 
übung nicht; auch im $ 33 hat ihm, wie aus den Verhandlungen der Vorſyn. (J S. 260, 
261, 266) klar hervorgeht, nicht das Recht, wirkliche Disziplinargewalt auszuüben 
und Kirchenſtrafen zu verhängen eingeräumt werden ſollen. Die neuere Geſetzgebung 
hat jedoch auch hier den KV. an der eigentlichen Zuchtübung beteiligt, vgl. 
Trauungs⸗G. v. 6. Juli 1876 §§ 7ff. 

1) KO. Hann. luth. K. § 40 Abſ. 2. 

2) KO. öſtl. Prov. u. Hohenz. § 15; Rh.⸗W. § 14h, m, n; Schl.⸗H. § 43 
(darüber hinaus hat auch hier der KV. ein Recht, gutachtlich gehört zu werden, 
wie in der luth. K. Hann., vgl. § 49 Abſ. 2); Wiesb. § 15; Kaſſel § 14 3.2; Frlft. 
§ 12 Z. 2; Hann. ref. K. § 15. 

3) KO. Schl.⸗H. § 93; Wiesb. $ 72 letzt. Abf.; Kaſſel $ 63 3. 12; Frkft. 
§ 78 Z. 10; Hann. ref. K. § 73 letzt. Abſ. u. Gen. Syn. O. f. d. alten Prov. § 7 3. 3 
Abi. 3 u. 5. Zu beachten tft, daß einzelne Ordngn. den Gemeinden das eine Mal 
ein Widerſpruchsrecht einräumen, das andere Mal aber ihre Zuſtimmung verlangen. 
Dort wird es genügen, wenn ſie der Einführung nicht widerſprechen, hier muß vor 
der Einführung der neuen Einrichtung die Zuſtimmung der einzelnen Gem. be⸗ 
ſonders eingeholt werden. Zuſtimmung wie Widerſpruch ſind zu erklären durch den 
GKR. Daß dieſer die betreffende Erklärung nur im Einverſtändnis mit der 
GV. abgeben darf, wird da nicht anzunehmen fein, wo die KO. ſchlechthin von 
einem Widerſpruchs⸗ oder Zuſtimmungsrecht der Gemeinde ſpricht: der Wille der 
Gem. wird allein durch den KV. gebildet, nur in den geſetzlich bezeichneten Fällen, 
unter denen der vorliegende aber nirgends genannt iſt, hat dieſer die Zuſtimmung 
der GV. einzuholen. Anders liegt die Sache für das Geltungsgebiet der Gen. 
Syn. O., welche von „der Zuſtimmung der Gemeindeorgane“ ſpricht. Hier wird 
mit Hinſchius S. 237/872 gegen Goßner S. 167,15 anzunehmen ſein, daß 
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ſelbſtändig über die Einräumung des Kirchengebäudes zu einzelnen nicht 
gottesdienſtlichen Handlungen oder nicht gemeindlichen Gottesdienſten (wie 
Miſſionsgottesdienſten) zu entſcheiden. “) 

3. Beachtung der religiöſen Erziehung der Jugend und Wahrnehmung 
der Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule.?) 

Darin liegt ein Doppeltes: Der Kirchenvorſtand ſoll ſich darum 
kümmern, welche religiöſe Erziehung den Kindern in der Familie zuteil 
wird, wobei er beſonders ſein Augenmerk darauf zu richten haben wird, 
ob etwa Kinder der evangeliſchen Religion rechtswidrig entzogen werden ;?) 
Mißſtände, die ſich hierbei herausſtellen, muß er durch gütliche Einwirkung 
auf die Erziehungsberechtigten zu heben ſuchen, bei geſetzwidriger religiöſer 
Erziehung von Minderjährigen, die unter Vormundſchaft ſtehen, kann er 
das Vormundſchaftsgericht mit Anträgen angehen und dieſem gegen⸗ 
über eventuell den Beſchwerdeweg beſchreiten.“) Sodann ſoll der Kirchen⸗ 
vorſtand beſonders die religiöſe und ſittliche Erziehung der Jugend in 
der Schule im Auge behalten, um die Intereſſen der Kirchengemeinde an 
dieſer geltend machen zu können. Eine unmittelbare Einwirkung auf die 
Schule ſoll ihm, wie das einige Kirchenordnungen ausdrücklich bemerken, 
damit nicht gegeben ſein. Insbeſondere ſteht ihm nicht die Leitung des 
Religionsunterrichts zu, die Artikel 24 der Verfaſſungsurkunde den 
Religionsgeſellſchaften einräumt, indem unter Religionsgeſellſchaft im 
Sinne dieſer Verfaſſungsvorſchrift nicht die einzelne Kirchengemeinde, 
ſondern die Landeskirche als Ganzes zu verſtehen iſt, die das ihr hier 
verſtattete Recht durch die Ortspfarrer und Generalſuperintendenten ausübt.“) 
Der Kirchenvorſtand iſt darauf beſchränkt, der Schulverwaltung Anregungen 
zu geben und beim Unterricht hervorgetretene Mißſtände zur Anzeige zu 


Ir 1 das Recht der Gemeinde nur im Einverſtändnis mit der GV. aus⸗ 
üben kann. 

1) Vgl. die S. 3688 zit. $$, in KO. Rh.⸗W. fehlt eine entſprechende aus⸗ 
drückliche Vorſchrift. Einer Genehmigung der Kirchenregimentsbehörde bedarf der 
Beſchluß des GKRats nicht; jene kann auch nicht von ſich aus wider den Willen 
des GKats über die Kirche verfügen, ſie darf jedoch von ale ane die von 
dieſem gewährte Einräumung aufheben, wenn durch dieſelbe der beſtimmungsgemäße 
Gebrauch der Kirche beeinträchtigt wird, oder der Zweck, um deſſenwillen die Ein⸗ 
räumung ſtattgefunden hat, mit den Beſtimmungen des KGebäudes in Widerſpruch 
ſteht. EO. v. 12. März 1891 (KGBl. S. 27). — Ebenſo wie über das Kirchengebäude 
kommt dem GK. auch die Verfügung über das Glockengeläute und andere 
kirchl. Anlagen (Kirchhöfe) zu, wenn ſie zu einem außerhalb ihrer Bewidmung 
liegenden Zweck benutzt werden ſollen. 

2) KO. öſtl. Prov. § 16; Rh.⸗W. § 14, 1 Schl.⸗H. § 45; Kaſſel § 14 3. 4; 
Frkft. § 12 3. 4; Wiesb. § 17; Hann. luth. K. § 41; ref. K. § 17. 

3) Es wird ſich beſonders darum handeln, daß in Miſchehen nach dem Tode 
des ev. Vaters das Kind von der Mutter im kath. Glauben erzogen wird. 

8 10 Erk. des Kammer-Ger. v. 23. Febr. 1885 (KGBl. 1886 S. 7): Goßner 
225 


5) Vgl. EO. v. 7. Juli 1877 (KGBl. S. 154) u. über die Leitung des 
8 0 durch die Landeskirche Schoen, Landeskirchentum (oben 
. 1611), 88 ff. 


Schoen, Kirchenrecht. 24 
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bringen. Was aber den Weg anlangt, auf dem der Kirchenvorſtand ſich 
darüber unterrichtet, in welcher Art und Weiſe die Schule nach den ihn 
intereſſierenden Richtungen hin ihre Aufgabe löſt, ſo wird ihm über den 
Religionsunterricht regelmäßig der Pfarrer, der dieſen im Auftrage der 
Landeskirche beaufſichtigt, das Erforderliche mitteilen können; im übrigen 
iſt er jedoch auf das angewieſen, was er auf Erkundigung oder gelegentlich 
von Dritten in Erfahrung bringt, und hat insbeſondere nicht das Recht, 
durch Deputierte aus ſeiner Mitte den Unterricht zu kontrollieren. 

4. die Leitung kirchlicher Armen⸗ und Krankenpflege und die Für⸗ 
ſorge für Verwahrloſte und entlaſſene Gefangene. 

Zur Erfüllung dieſer Aufgaben werden die Kirchenvorſtände; ſich 
zweckmäßig mit den bürgerlichen Armenbehörden und Inſtitutsverwaltungen, 
ſowie mit etwa beſtehenden freien Vereinen (zur Unterſtützung verſchämter 
Armen, zur Fürſorge für entlaſſene Sträflinge ꝛc.) in Einvernehmen ſetzen.“ 
Auch weiſen die Kirchenordnungen ſie gerade hier darauf hin, ſich Helfer 
aus der Gemeinde (vgl. oben S. 362f.) in amtlicher Stellung beizuordnen 
oder Gemeindemitglieder zu beſtimmten einzelnen Hilfsleiſtungen heran⸗ 
zuziehen.?) Wo, wie in Rheinland-Weſtfalen beſtimmte Alteſte ſchon 


1) Der KV. kann ſich mit dieſen Behörden u. Vereinen im einzelnen Fall 
(Verſorgung einer beſtimmten Perſon) in Einvernehmen ſetzen oder auch eine 
dauernde Verbindung mit ihnen unterhalten, dagegen kann er nicht Mitglied eines 
ſolchen Vereins werden, Woltersdorf i. d. Ztſchr. XXXII S. 248. 

2) KO. öſtl. Prov. u. Hohenz. § 17; Rh.⸗W. § 14 g u. k; Schl.⸗H. 5 44 
Wiesb. § 18; Kaſſel § 14, 3. 5; Frkft. $ 12, Z. 5; Hann. ref. K. § 18; luth. K. 
88 37, 41. Ferner vgl. die von der Eiſenacher Konferenz angenommenen Grundſätze 
kirchl. Armenpflege, insbeſ. auch bezügl. ihres Verhältniſſes zur bürgerlichen (AK Bl. 
1894 ©. 570, daſelbſt auch über die Fürſorge für entlaſſene Sträflinge © 574ff). 
Die kirchl. Armenpflege ſteht rechtlich in keinem Zuſammenhang mit der bürgerlichen, 
die durch das Unterſtützungswohnſitzgeſetz v. 6. Juni 1870 (RG Bl. S. 360) u. das 
Preuß. Ausf. G. v. 8. März 1871 (GS. S. 130) geregelt iſt, wie denn auch jene 
nicht nach den Normen dieſer Geſetze, ſondern lediglich nach dem Ermeſſen der 
kirchlichen Organe, insbeſondere auch unter ſittlichen und geiſtlichen Geſichtspunkten 
zu handhaben iſt. „Die kirchl. Armenpflege iſt ihrem Weſen u. Begriffe nach, eine 
freie chriſtliche Liebestätigkeit der Kem. Es kann daher weder von beſtimmten 
Perſonen u. Klaſſen ein ſpezielles Recht auf Unterſtützung aus den kirchl. Armen⸗ 
mitteln geltend gemacht, noch von anderen Stellen aus eine ſolche den kirchl. 
Gemeinden als Pflicht oktroyiert werden.“ Nichtsdeſtoweniger liegt es doch im 
Intereſſe beider Verwaltungen miteinander in Verbindung zu treten, die ins⸗ 
beſondere dadurch hergeſtellt werden kann, daß Perſonen, die in der kirchl. Armen⸗ 
verwaltung tätig ſind, auch an der bürgerlichen beteiligt werden u. umgekehrt. 
Vgl. § 3 des Gef. v. 8. März 1871, welcher den Eintritt der Ortspfarrer in die 
Armendeputation beſonders begünſtigt; daſelbſt auch § 24 über die ſelbſtändige 
Verwaltung des Armenvermögens der Religionsgeſellſchaften, Stiftungen ꝛc. — 
Im Intereſſe der kirchl. Armen⸗ u. Krankenpflege können die Kö Gemeinden Armen⸗ 
Siechen⸗ u. Krankenhäuſer errichten, die nur auf ihre Angehörigen beſchränkt ſind. 
Einer ſtaatlichen Genehmigung bedarf die K. Gem. zur Errichtung ſolcher Anſtalten 
nicht, da in ihr keine beſtimmungswidrige Verwendung des Kirchenvermögens i. 
S. des Art. 24, Z. 8 des StG. v. 3. Juni 1876 u. der entſprechenden Vorſchriften 
für die neuen Prov. zu finden tft, Nitze S. 4637. Auf dieſe Anſtalten finden ALR. II, 
19 §§ 32 ff. Anwendung. Für den Fall, daß für fie die Verleihung der juriſtiſchen 
Perſönlichkeit nachgeſucht wird, hat der Min. des Innern ein Normalſtatut auf- 
ſtellen laſſen, welches bei derartigen Anträgen möglichſt zur Richtſchnur genommen 
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als Diakonen gewählt werden, liegt dieſen natürlich ohne bejonderen 
Auftrag die Verwaltung der kirchlichen Armenpflege ob, wie ſie im 
einzelnen in § 17 der rheiniſch-weſtfäliſchen Kirchenordnung präziſiert iſt. 

5. die in den einzelnen Rechtsgebieten ſehr verſchieden geſtaltete 
Mitwirkung bei Beſetzung der Pfarrſtellen und die Anſtellung und dienſt⸗ 
liche Beaufſichtigung der niederen Kirchenbeamten, worauf erſt in dem 
Abſchnitt, der vom Pfarramt und den niederen Kirchenbedienſteten handelt, 
näher eingegangen werden kann; die Pflicht von eingetretener Pfarrvakanz 
dem Superintendenten Anzeige zu machen, ſowie deſſen proviſoriſche An⸗ 
ordnungen in Ausführung zu bringen und darüber zu wachen, daß gemäß 
dieſen während der Vakanz der Gottesdienſt und der katechetiſche Unterricht 
der Jugend gehörig wahrgenommen werde.“) 

6. Führung der Gemeindegliederliſten ſowie der Verzeichniſſe der 
Wahlberechtigten, Vorbereitung und Leitung der Gemeindewahlen in der 
oben S. 343 ff. geſchilderten Weiſe; Berufung der Gemeindevertretung 
(everfammlung) und Ausführung ihrer Beſchlüſſe.?) 

7. Vertretung der Gemeinde in allen Beziehungen: dem Kirchen⸗ 
regiment, den Synoden, den Gemeindeangehörigen wie dritten Perſonen 
gegenüber. 

Die Kirchenordnungen heben einzelne Fälle beſonders hervor: Der 
Kirchenvorſtand ſoll das Intereſſe der Gemeinde ſowohl durch Erledigung 
von Vorlagen der Kirchenregierung (insbeſondere bei Parochialveränderungen 
wie auch geeigneten Falls durch Einbringung von Anträgen wahrnehmen.) 
Er wählt die Vertreter der Gemeinde zur unterſten Synodalſtufe.“) Er 
ſoll Wünſche und Anliegen einzelner Gemeindeglieder willig entgegennehmen 
und fleißig erwägen und über alle zur Veröffentlichung ſich eignenden 
wichtigen Vorgänge feiner Verwaltung der Gemeinde Mitteilung machen.“) 
Er hat nach der rheiniſch-weſtfäliſchen Kirchenordnung die vor ihm 
vom Prediger geprüften Konfirmanden in die Gemeinde aufzunehmen und 
den aus der Gemeinde ausſcheidenden Gliedern die erforderlichen Kirchen⸗ 
zeugniſſe zu erteilen und kann überhaupt unter gewiſſen Vorausſetzungen 


werden ſoll, Zirk. Reſkr. v. 19. Juli 1876 (VM Bl. S. 193, KGBl. 1876/77 S. 163). 
Vgl. auch Truſen S. 26, Müller⸗Schuſter S. 68, 4786 ff. 556 Ergzgn.; 
Wilhelmi S. 659 ff. — Betreffs der Mitwirkung der Kirche bei der Sorge für 
verwahrloſte Kinder und bei der Waiſenpflege ſ. die zahlreichen Erlafße der 
Min. u. des OKR. bei Truſen S. 26, 27, Nitze S. 47, Müller⸗Schuſter S. 63 ff. 

1) KO. öſtl. Prov. u. Hohenz. 88 20, 21; Rh.⸗W. § 14 b, c u. i; Schl.⸗H. § 46; 
Wiesb. 8 211 Kaſſel $ 14 3. 8; Frkft. § 12 3. 7 u. 8; Hann. ref. K. § 21; luth. K. 3 38. 

2) KO. öſtl. Prov. u. Hohenz. § 18: Schl.⸗H. § 11; Wiesb. § 19; Kafjel 
§ 14 3.6; Frkft. $ 12 3.6; Hann. ref. K. § 19, luth. K. § 39. 

3) KO. öftl. Prov. § 25; Hohenz. § 23; Schl.⸗H. 8 49; Wiesb. $ 25; Kaſſel 
§ 14 3.11; Frkft. § 12 3.10; Hann. ref. K. § 24, luth. K. § 40, 42. Die Anträge 
des GKRats find, wie das die KOrdngn. betonen, materiell beſchränkt a die 
Wahrnehmung des Intereſſes der betreffenden Gemeinde. Sie können gerichtet 
werden an die Kirchenbehörden und die Synoden (Lohmann I § 40 Anm.). Ein 
Recht, ſich mit Petitionen an den Landtag oder Reichstag zu wenden, hat der 
GER. nicht: Woltersdorf i. d. Ztſchr. XXXII 251 ff. 

4) Vgl. unten S. 392. . 

5) KO. öſtl. Prov. § 26; Hohenz. § 24; Wiesb. $ 23; Kaſſel $ 14 Z. 10; 
Frkft. § 12 Z. 9; Hann. ref. K. § 23. 
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die Gemeindeangehörigkeit ſolchen Perſonen verleihen, die ſie wegen Mangels 
des Wohnſitzes in der Gemeinde oder der konfeſſionellen Übereinſtimmung 
mit dieſer nicht ohne beſonderen Akt erwerben können.!) 

Einen beſonderen Geſchäftskreis bildet für den Kirchenvorſtand die 
Vertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung; auch hier 
tritt, wenngleich vielfach die Mitwirkung der Gemeindevertretung vor: 
geſchrieben iſt, nur er Dritten gegenüber auf. Er vertritt die Gemeinde 
vor Gericht,?) ſchließt für fie die Rechtsgeſchäfte ab und ſtellt nach näherer 
Vorſchrift der Geſetze die ſie verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärungen 
aus. 3) Er verwaltet das Kirchenvermögen, einſchließlich des Vermögens 
der kirchlichen Lokalſtiftungen, welche nicht fundationsmäßig eigene 
Vorſtände haben, ſowie das Pfarr- und Pfarrwitwentums⸗ und Küſterei⸗ 
vermögen, ſoweit das Recht des jeweiligen Inhabers nicht entgegenſteht.“) 
Er führt daher die Aufſicht über alle im Eigentum der Gemeinde be= 
findlichen Gegenſtände, namentlich über die kirchlichen Gebäude, bezüglich 
welcher er auch über Reparaturen und Neubauten beſchließt, und über 
die Kirchhöfe.“) Er kontrolliert die Verwaltung des Pfründenvermögens, 
auch wo der Pfarrer dasſelbe verwaltet.6) Er entwirft den Etat für die 


hat, wird mit Hinſchius S. 17418 gegen 1 u. Chalybaeus S. 713 zu 
onnten das auch nicht, weil ſie 
den KV. zum unbeſchränkten Vertreter der Gem. nach außen beſtellen wollten. Es 


A die Gem. durch ſein Handeln nicht, ſolange die Genehmigung nicht 
erteilt 


4) KO. öſtl. Prov. § 22; Hohenz. § 21; Rh.⸗W. § 14 Z. 9; Schl.⸗H. § 48; 
Wiesb. § 24; Kaſſel § 14 Z. 12; Frkft. § 12 3. 11; Hann. ref. K. § 24; luth. K. § 35. 
5) Vgl. beſ. KO. Sch 


den kirchl. Beamten zum Gebrauch oder zur Nutzung überwieſenen Grundſtücke hat, 
wenn jene über die Dienſtzeit des jeweiligen Inhabers hinaus ſtattfinden ſoll. 
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Gemeinde, ſtellt die erforderlichen Umlagen feſt, trifft nähere Beſtimmungen 
über die Verwaltung der Kirchenkaſſe und kontrolliert die Tätigkeit des 
Rendanten. 


B. Der Gemeindevertretung. 


Die Tätigkeit der Gemeindevertretung beſteht, abgeſehen von der 
Vornahme gewiſſer Wahlen, lediglich in Beſchlußfaſſungen über Vorlagen 
des Kirchenvorſtandes. Nur die Kirchenordnungen für Schleswig-Holſtein 
und Wiesbaden haben dies allgemeine Prinzip durchbrochen und den 
Gemeindevertretern das Recht beigelegt, von ſich aus Beratungen und 
Beſchlußfaſſungen des Kollegiums und Erklärungen des Kirchenvorſtandes 
zu veranlaſſen.“) 


Alle Kirchenordnungen erklären den Kirchenvorſtand?) für befugt, 
alle Gemeindeangelegenheiten, die ihm dazu geeignet erſcheinen, an die 
Gemeindevertretung zur Beratung und Beſchlußfaſſung zu bringen und 
zählen außerdem eine Reihe einzelner Angelegenheiten auf, in denen der 
Kirchenvorſtand eine Beſchlußfaſſung der Gemeindevertretung herbeiführen 
muß. Der Kirchenvorſtand iſt ſtets — mag er die Sache an die Ge⸗ 
meindevertretung gebracht haben, weil er dazu geſetzlich verpflichtet war, 


1) Nach KO. Wiesb. § 34 iſt jedes Mitglied der GV. befugt, in deren 
Sitzung nach Erledigung der Tagesordnung Anfragen an den KV. zu richten und 
ſebſtändige Anträge in Gemeindeangelegenheiten zu ſtellen. Der Vorſitzende hat 
die Verhandlung über ſolche Anträge ſolange zu vertagen, bis über die Zuläſſigkeit 
derſelben vom KV. en iſt. Wird von dieſem die Zulaſſung der Verhandlung 
in gemeinſchaftlicher Sitzung nicht zugeſtanden, ſo ſteht dagegen dem oder den An⸗ 
tragſtellern die Berufung zu, über welche der Kr. Syn. V. entſcheidet. Die KO. 
Schl.⸗H. beſtimmt nur § 51, „das Kirchenkollegium hat das Recht, 1. Beſchwerden 
u. Wünſche an den Kirchenvorſtand zu bringen“. Auf welchem Wege dies geſchehen 
kann, iſt nicht geſagt. Jedenfalls iſt auch hier der Weg zuläſſig, den die KO. 
Wiesb. vorſchreibt. Wenn aber ein Drittel oder eine noch größere Anzahl Ge- 
meindevertreter etwas vorbringen wollen, jo werden dieſe auch gemäß $ 38 KO. 
eine beſondere Berufung des Kirchenkollegiums zu dieſem Zwecke verlangen können. 
Immer müſſen die Wünſche u. Beſchwerden jedoch im verſammelten Kollegium 
vorgebracht werden; Anträge, die die Gemeindevertreter außerhalb desſelben an den 
KV. richten, ſind wie Petitionen gewöhnlicher Gemeindeglieder zu behandeln. 
Welche Verpflichtungen der KV. gegenüber den vom Kirchenkollegium vorgebrachten 
Wünſchen u. Beſchwerden hat, iſt nicht geſagt. Eine Verhandlung in gemein⸗ 
ſchaftlicher Sitzung über ſie herbeizuführen, iſt er im Hinblick auf § 38 verpflichtet, 
wenn das Vorbringen von mindeſtens ¼ der Gemeindevertreter unterſtützt wird, 
außerdem aber nicht. In der Sitzung, in der das Vorbringen ſtattgefunden hat, 
kann ein Beſchluß über die Sache übrigens nur gefaßt werden, wenn der Vorſchrift 
des § 33 Abſ. 2 Satz 3 genügt iſt. Endlich iſt das Recht der Gemeindevertreter, 
Wünſche und Beſchwerden vorzubringen, nicht wie in der KO. Wiesb., ausdrücklich 
eh beſchränkt. Aus den Verhandlungen der ſchlesw.⸗holſt. 
Vorſynode S. 73, 78 geht jedoch unzweifelhaft hervor, daß man auch hier nur in 
Beziehung auf die die einzelne Gem. unmittelbar berührenden Angelegenheiten den 
Gemeindevertretern ein Interpellationsrecht einräumen wollte, indem man die jetzige 
Faſſung der Ziff. 1 des § 51 wählte und die Worte „in allen kirchl. Angelegen⸗ 
heiten“, die ihr urſprünglich noch angefügt waren, wegließ. Vgl. auch Mommſen 
u. Chalybaeus S. 901. 

2) Die KO. Schl.⸗H. auch die Kirchenregierung. 
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oder weil er es nur für zweckmäßig hielt — an den Beſchluß der Ge⸗ 
meindevertretung gebunden. Erteilt ſie der Vorlage ihre Zuſtimmung, ſo 
liegt ein Gemeindebeſchluß vor, den der Kirchenvorſtand ausführen muß; 
verweigert ſie dieſelbe, ſo muß der Kirchenvorſtand von ſeinem Vorhaben 
abſtehen, ſofern nicht etwa ein Fall vorliegt, in dem ein Einſchreiten der 
kirchlichen Aufſichtsbehörde gerechtfertigt iſt. Eine teilweiſe Zuſtimmung 
der Gemeindevertretung kann dagegen den Kirchenvorſtand nicht auch teil⸗ 
weiſe binden, er wird vielmehr berechtigt ſein, ſeine Vorlage ganz fallen 
zu laſſen. 


Die Fälle, in denen der Kirchenvorſtand nicht ohne Zuſtimmung der 
Gemeindevertretung handeln darf, ſind nach § 31 der Kirchengemeinde⸗ 
und Synodalordnung für die öſtlichen Provinzen !)): 


1. bei dem Erwerb, der Veräußerung und dinglichen Belaſtung von 
Grundeigentum, der Verpachtung und Vermietung von Kirchengrundſtücken 
auf länger als zehn Jahre?) und?) der Verpachtung oder Vermietung der 
den kirchlichen Beamten zur Nutzung oder zum Gebrauch überwieſenen 
Grundſtücke über die Dienſtzeit des jeweiligen Inhabers hinaus; 


2. bei außerordentlichen d. h. außerhalb der Grenzen einer regel⸗ 
mäßigen Verwaltung liegenden Nutzungen, welche die Subſtanz angreifen 
(3. B. Niederſchlagen einer Kirchen- oder Pfarrholzung), ſowie bei Kündigung 
und Einziehung von Kapitalien, ſofern ſie nicht zur zinsbaren Wieder⸗ 
belegung erfolgt; “) 


3. bei Anleihen, ſoweit ſie nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe 
dienen und aus den laufenden Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode 
zurückerſtattet werden können;“) 


4. bei Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit ſich dieſelben nicht auf Ein⸗ 
treibung fortlaufender Zinſen und Gefälle oder die Einziehung ausſtehender 


1) Auf die Übereinſtimmungen u. Abweichungen der KOrdngn. Hohenz. § 29; 
Rh.⸗W. § 18; Schl.⸗H. § 52; Wiesb. § 33; Kaſſel § 22; Frkft. § 20; Hann. ref. K. 
$ 34 iſt in den fladn. Anmerkungen hingewieſen. 

2) Ebenſo KO. Hohenz., Kaſſel, Frkft., Hann. ref. K.; mit der Modifikation, 
daß Mitwirkung der GV. erſt bei einer über die Dauer von 12 J. ſich erſtreckenden 
Verpachtung eintritt: KO. Schl.⸗H. u. Wiesb. Abweichender KO. Rh.⸗W., welche 
die Genehmigung der GV. nur fordert bei Veränderung in der Subſtanz des 
Grundeigentums, Erwerbung oder Veräußerung derſelben, wozu auch Erbver⸗ 
pachtungen u. Konzeſſionen gegen Erbzins (Rentengüter, Geſ. v. 7. Juni 1890 
u. v. 7. Juli 1891, [GS. ©. 209, 279]) gehören ſollen; die KO. iſt jedoch für 
Weſtfalen N durch die weſtf. Vermögens⸗Verw.⸗O., die in 8 5, auch zur Ver⸗ 
pfändung von Kirchengut die a der GL. fordert. 

3) Ebenſo KO. Hohenz., in den anderen KOrdngn. fehlt der flgde. Satz. Die 
KO. Schl.⸗H. erklärt unter Verweiſung auf ein Reſkr. v. 31. Mai 1765 ausdrücklich, 
8 es der Zuſtimmung der GV. nicht bedarf; vgl. Mommſen u. Chalybaeus 
GIER 

4) Ebenſo die anderen KOrdngn. mit Ausnahme Rh.⸗W. 

5) KO. Wiesb. ſchreibt Genehmigung der GV. 925 alle Anleihen ſchlechthin 
vor; KO. Rh.⸗W. enthält eine entſprechende ausdrückliche Vorſchrift nicht (implicite 
wohl in § 180), eine jolche tft dann aber in d. Vermögens⸗Verw.⸗Ordngn. für die 
Rheinprov. ($ 18) u. f. Weſtf. (§ 5, e) aufgenommen; die übrigen KOrdngn. ſtimmen 
mit der KO. öſtl. Prov. überein. 
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Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben find,“) beſchränken, desgl. 
bei Abſchließung von Vergleichen;?) 

5.3) bei Neubauten und erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern 
nicht über die Notwendigkeit der Bauausführung bereits durch die zu⸗ 
ſtändige Behörde (d. i. die Regierung bezw. den Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten, ſ. oben S. 178 f.) entſchieden iſt. Für erheblich gelten 
Reparaturen, deren Koſtenanſchlag 150 Marks) überſteigt. Im Falle des 
Bedürfniſſes kann die Gemeindevertretung ein für allemal die Vollmacht 
des Kirchenvorſtandes zur Vornahme höher veranſchlagter Reparaturen, 
jedoch nicht über die Summe von je 900 Marks) hinaus, erweitern; 

6) bei Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen 
Geldmittel und Leiſtungen, ſoweit ſolche nicht nach beſtehendem Rechte aus 
dem Kirchenvermögen, von dem Patrone oder von ſonſt ſpeziell Ver⸗ 
pflichteten zu gewähren ſind, insbeſondere bei Feſtſetzung des Betrages der 
auf die Gemeinde zu repartierenden Umlagen und des Repartitionsfußes;“) 

7. bei Veränderung beſtehender und Einführung neuer Gebühren⸗ 
taxen; 7) 

8. bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotierung neuer 
Stellens) für den Dienſt der Gemeinde, ſowie zur dauernden?) Verbeſſerung 
des Einkommens der beſtehenden; bei dauernder Verminderung ſolcher auf 
der Kirchenkaſſe haftender Bewilligungen; bei Verwandlung veränderliche 


1) Ebenſo wird er zu den Prozeſſen keiner Genehmigung der GV. bedürfen, 
welche die Einziehung von Kapitalien betreffen, die wieder zinsbar belegt werden 
ſollen. Nach Ziff. 2 bedarf er zur Einziehung ſolcher Kapitalien keiner Genehmigung, 
und der Prozeß iſt der ordentliche Weg, auf dem die Einziehung wider Willen des 
Schuldners erfolgt. 

2) Ebenſo die übrigen KOrdngn. mit Ausnahme der KO. Rh.⸗W.; vgl. jedoch 
die VBermögens-VBerw.-Drdngn. für die Rheinprov. § 19 u. f. Weſtf. § 27. 

3) Vgl. zu dieſer u. zur fladn. Ziffer über die Stellung der Gem. Organe in 
Bauangelegenheiten: ME. v. 6. März 1875 (KGBl. 1876/77 S. 138, auch bei 
Hinſchius S. 17850) u. beſ. in Gemeinden fiskaliſchen Patronats: ME. v. 9. Aug. 
1887 (KGBl. S. 136). 

4) Ebenſo KO. Hohenz. Statt 150 Mk. ſetzten als Grenze 200 Mk.: d. KOrdngn. 
Schl.⸗H., Wiesb., Hann. ref. K.; 300 Mk.: die KOrdngn. Kaſſel, Frkft. — KO. 
Rh.⸗W. enthält eine entſprechende Vorſchrift nicht, jedoch iſt nach der Vermögens- 
Verw.⸗O., f. Weſtf. § 20, der GK R. verpflichtet, zu allen Neubauten u. zu Re⸗ 
paraturen, deren Koſten mehr als 900 Mk. betragen, oder aus den etatsmäßigen 
Einnahmen nicht beſtritten werden können u. ſomit durch beſ. Umlagen oder ander- 
weitig, z. B. durch Aufnahme eines Darlehns gedeckt werden müſſen, die Zuſtimmung 
der Repräſentanten einzuholen. Etwas anderes die Vermögens ⸗Verw.⸗O. für die 
Rheinprov. § 11. 

5) Ebenſo KO. Hohenz.; 1000 Mk. die übrigen KOrdngn. mit Ausnahme der 
Rh.⸗W.; vgl. vorangehende Anm. 

6) Ebenſo, wenn auch mit Abweichungen im Wortlaut, die übrigen KOrdngn. 

7) So auch die übrigen KOrdngn. KO. Rh.⸗W. enthält eine ausdrückliche 
Vorſchrift nicht, es wird jedoch in der Praxis auch für ihr Geltungsgebiet zur Ein⸗ 
führung oder Anderung von Gebührentaxen ſtets Zuſtimmung der GB. gefordert, 
indem ſolche Veränderungen ſowohl in dem Einkommen der betr. kirchl. Stellen, als 
auch in den S aer der Parochianen veranlaßt; EO. v. 15. Dez. 1877 
5700 1878 S. 4; Müller⸗Schuſter S. 729), Vermögens⸗Verw.⸗O. f. die Rhein⸗ 
prov. § 20. 

8) Mit Recht weiſt Hinſchius S. 18558 darauf hin, daß die Bewilligung 
von Remunerationen für vorhandene Beamte, welche bloß Aushilfe geleiſtet haben, 
nicht hierher gehört. Aber der Zuſtimmung der GW. bedarf es auch zu ſolcher, 
weil ſie den Etat belaſtet. 

9) KO. Wiesb. fügt hinzu: „oder vorübergehenden“. 
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Einnahmen der Kirchenbeamten in feſte Hebungen oder bei Umwandlung 
von Naturaleinkünften in Geldrente, letzteres ſoweit nicht die Umwandlung 
in dem durch die Staatsgeſetze geordneten Ablöſungsverfahren erfolgt; !) 

9. bei Feſtſtellung des Etats der Kirchenkaſſe und der Voranſchlags⸗ 
periode ſowie, wenn die jährliche etatsmäßige Solleinnahme der Kirchen⸗ 
kaſſe 900 Mark oder mehr beträgt, bei der Abnahme der Jahresrechnung 
und Erteilung der Decharge;?) 

10. bei Bewilligungen aus der Gemeindekaſſe an andere Gemeinden, 
oder zur Unterſtützung evangeliſch-chriſtlicher Vereine und Anſtalten, ſofern 
dieſelben einzeln 2% der etatsmäßigen Solleinnahme der Kirchenkaſſe 
überſteigen. Jedoch auch bis zu dieſem Betrage iſt der Gemeindekirchenrat 
nur dann zu ſolchen Bewilligungen ermächtigt, wenn der Geſamtbetrag 
derſelben während eines Jahres 5% der Solleinnahme nicht überſchreitet;“) 

11. bei Errichtung von Gemeindeſtatuten. ) 5) 


C. Der Gemeindeverſammlung. 


Der Wirkungskreis der Gemeindeverſammlung iſt, wenn davon ab— 
geſehen wird, daß ihr eine Reihe von Wahlen obliegen, derſelbe wie der 
der Gemeindevertretung, an deren Stelle ſie tritt. Nur für die lutheriſchen 
Gemeinden Hannovers, in denen überhaupt keine Gemeindevertretung 
gebildet wird, iſt die Kompetenz der Gemeindeverſammlung hier noch be⸗ 
ſonders feſtzuſtellen. Sie iſt eine ſehr beſchränkte: Ihr wird ein Voranſchlag 
der Jahreseinnahmen und ⸗ausgaben vorgelegt, und in ihrer Gegenwart 
nimmt der Kirchenvorſtand die Jahresrechnung ab.“) Sie iſt gutachtlich 
zu vernehmen über die Zahl der Vorſteher (oben S. 335), über Ab⸗ 
teilungswahlen, über Anordnung eines beſchränkten Wahlrechtes (oben 
S. 347 f.), über Ordnung des Wahlrechtes und der Beitragsleiſtung 


1) Vgl. d. vorangehende Anm. Im übrigen alle KOrdngn. mit Ausnahme der 
KO. Rh.⸗W. ebenſo. Letztere läßt § 18 die größere Repräſentation ganz allgemein 
„über Gehälter u. Gehaltszulagen für Kirchenbeamte oder Kirchendiener“ beſchließen. 

2) Ebenſo KO. Hohenz. u., mit der Modifikation, daß die in dem Satz mit 
„wenn“ ausgeſprochene Beſchränkung wegfällt, auch: KOrdngn. Wiesb., Kaſſel, Frkft., 
Hann. ref. K. Etwas abweichend K. Schl.⸗H. § 53. Nur nach KO. Rh.⸗W. kommt 
der GV. weder bei Feſtſtellung des Etats noch bei der Decharge eine Beſchluß⸗ 
faſſung zu; vgl. auch Vermögens⸗Verw.⸗Ordngn. f. Weſtf. §s 30, 69, 70 u. f. die 
Rheinprov. 88 23, 25. \ 

3) Ebenſo KO. Hohenz. In allen anderen KOxdngn. fehlt der letzte Satz, u. die 
Höhe, bis zu welcher der KV. zu gedachten Zwecken ohne Zuſtimmung der GV. 
Einzelbewilligungen beſchließen kann, iſt abweichend normiert, nämlich nach KO. 
Wiesb. auf 20 Mk., nach den KOrdugn. Hann. ref. K., Kaſſel u. Frkft. auf 50 Mk. 
Darüber, daß unter „ev. ⸗chriſtl. Anſtalten“ nicht auch Schulen verſtanden und 


dieſen auf Grund dieſer Vorſchrift keine Zuwendungen aus Kirchengut gemacht 


werden können, vgl. die b Bemerkungen des Kons. Präſ. Hegel anf der 
2. ord. Gen. Syn. v. 1885, Verh. ©. 280 ff.; darüber, daß der KV. nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift auch mit Zuſtimmung der GV. nur einzelne Zuwendungen, über die jedesmal 
beſonders Beſchluß zu faſſen iſt, nicht laufende Unterſtützungen bewilligen darf, ſ. 
Woltersdorf i. d. Ztſchr. XXXII S. 248/49. 

4) Ebenſo die übrigen KOrdngn. N 

5) Dazu kommt nach den KOrdngn. Wiesb., Kaſſel, Frkft. u. Schl.⸗H. noch: 
12. bei Beſtellung eines beſoldeten Kirchenrechners, vgl. oben S. 3637. 

6) G. über die Kirchenvorſtände v. 14. Okt. 1848 $ 21. 


e 
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ſolcher, die bisher weder kirchliches Stimmrecht gehabt, noch kirchliche Bei⸗ 
träge geleiſtet haben.!) Sie wählt die Kirchenvorſteher und den Pfarrer 
nach näherer Vorſchrift der Geſetze.“) 


§ 33. 


Die Vereinigung der Organe mehrerer Kirchengemeinden 

und die Parochialverbände. 

I. In größeren Orten, zumal ſolchen mit Maſſengemeinden und 
raſch anwachſender Bevölkerung, kann es zweckmäßig oder gar unerläßlich 
erſcheinen, daß ein Teil der Aufgaben, die unter gewöhnlichen Verhält⸗ 
niſſen der Einzelgemeinde obliegen, mehreren oder allen Gemeinden des 
Orts zu gemeinſamer Erledigung übertragen wird. Auf dieſem Gedanken 
beruhen die Vorſchriften der Kirchenordnungen für die öſtlichen Provinzen, 
die lutheriſche Kirche Hannovers, Schleswig-Holſtein und den 
Konſiſtorialbezirk Kaſſel, welche ein Zuſammentreten der Organe ſolcher 
an einem Orte befindlicher Gemeinden zur Beratung und Beſchlußfaſſung 
über gemeinſchaftliche Angelegenheiten vorſehen. Die beiden letztgenannten 
Kirchenordnungen ſchreiben es für Städte mit mehreren Gemeinden all⸗ 
gemein vor,“) die erſtgenannten überlaſſen es der Kirchenregierung, eine 
ſolche Vereinigung der verſchiedenen Gemeindeorgane für den einzelnen 
Ort mit oder ohne Zuſtimmung der Gemeinden anzuordnen.“) 

Demſelben Gedanken iſt dann aber noch eine weitere Vorſchrift der 
Kirchenordnung für die öſtlichen Provinzen dienſtbar gemacht worden, 
nämlich § 57, welcher eine Erweiterung des Wirkungskreiſes einer Kreis⸗ 
ſynode mit Rückſicht auf die eigentümlichen Einrichtungen und Bedürfniſſe 
des Kreiſes vorſieht und in Städten, welche mehrere Synodalkreiſe um⸗ 
faſſen, den Zuſammentritt mehrerer Kreisſynoden zur Behandlung gemein⸗ 
ſamer Angelegenheiten der Stadt unter Erweiterung des Wirkungskreiſes 
der Synoden geſtattet; beides ſoll vom Konſiſtorium mit Einwilligung 
der einzelnen Kreisſynoden und im Fall ihres Widerſpruchs mit Zu⸗ 
ſtimmung der Provinzialſynode angeordnet werden. In welcher Richtung 
die Kompetenz einer Kreisſynode erweitert werden kann, ſagt die Kirchen⸗ 
ordnung nicht, und es iſt daher mit Recht angenommen worden, daß ihr 
nur allgemein als ſynodale anerkannte Kompetenzen übertragen werden 


1) Min. Bek. v. 9. Oktl 1864 Art. 8. 

2) ©. oben S. 343 ff. und hann. Pfarrwahlgeſetz v. 22. Dez. 1870. 

3) KO. Schl.⸗H. § 5 Abſ. 2, dazu St. G. v. 6. April 1878 Art. 4; Kaſſel 8 4 
Abſ. 2, dazu St. G. v. 19. März 1886 Art. 4. l 

4) KO. öſtl. Prov. § 2 Abſ. 3, dazu St. G. v. 25. Mai 1874 Art. 4 (ſtimmen 
die Gemeindeorgane der beteiligten Gemndn. nicht zu, jo kann das Konf. die An⸗ 
ordnung nur treffen unter Zuſtimmung der Kr. Syn.); Hann. luth. K. § 43, danach 
kann die Kirchenregierung ein Zuſammentreten ſtädtiſcher KVorſtände nur mit 
deren Zuſtimmung anordnen, während bei Landgemeinden die vorherige Anhörung 
der beteiligten KVorſtände genügt, vgl. Lohmann I S. 48°. 
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dürfen, nicht aber Rechte, welche geſetzlich den Einzelgemeinden zuſtehen. 
Das wurde denn auch implicite vom Staatsgeſetz vom 3. Juni 1876 
(Art. 6, 7) m) anerkannt, jedoch mit einer Ausnahme zu gunſten der ver⸗ 
einigten Kreisſynoden Berlins, denen nach Art. 8 dieſes Geſetzes?) durch 
Regulativ eine Anzahl wichtiger parochialer Rechte, insbeſondere ein 
Umlagerecht für gewiſſe gemeindliche Zwecke, ſollte beigelegt werden können. 
Das Regulativ wurde erlaſſen?) und damit die Vereinigung der Kreis⸗ 
ſynoden in gewiſſem Umfange zur Vertretung parochialer Intereſſen der 
beteiligten Gemeinden gemacht. Weiter ermöglichte dieſes Geſetz aber auch 
wichtige Kompetenzerweiterungen der auf Grund des § 2 Abſ. 3 der 
Kirchenordnung ſtatthabenden Vereinigungen der Organe benachbarter 
Gemeinden. Auf Antrag aller oder der Mehrheit dieſer Gemeinden ſollten 
nach Art. 9 des Geſetzes die Zwecke, welche nach Art. 8 regulativmäßig 
den vereinigten Kreisſynoden von Berlin überwieſen werden konnten, 
für gemeinſame erklärt und ſo der Beratung und Beſchlußfaſſung der 
vereinigten Organe unterſtellt werden können. Die Anordnung ſollte 
durch das Konſiſtorium erfolgen, jedoch die Zuſtimmung aller Parochien, 
oder im Falle des Widerſpruchs auch nur einer Parochie, die Zuſtimmung 
der Provinzialſynode erfordern. 

So verſuchte das Staatsgeſetz nach zwei Richtungen hin die Vor⸗ 
ſchriften der Kirchenordnung für die öſtlichen Provinzen weiter auszubauen 
und mit einem konkreteren, für die Praxis verwertbaren Inhalt auszufüllen. 
Und es haben dann auch auf Grund desſelben die vereinigten Kreisſynoden 
Berlins wie auch die vereinigten Gemeindeorgane der Gemeinden in anderen 
Städten vielfach eine ſehr erſprießliche Tätigkeit im Intereſſe der Ge⸗ 
meinden entfaltet. Allein in dem wünſchenswerten Umfange iſt von dieſen 
Vorſchriften doch nirgends Gebrauch gemacht worden. Die reicheren 
Kirchengemeinden hatten natürlich kein Intereſſe daran, ſich mit den 
ärmeren Nachbargemeinden zur Verfolgung der in Artikel 8 gedachten 
Zwecke als gemeinſamer zu verbinden und ſich zugunſten dieſer mit Steuern 
zu belaſten; die Kirchenregierung aber konnte nur wenig dazu tun, indem 
ſie die Vereinigung nur auf Antrag aller oder der Mehrheit der Parochieen 
anordnen durfte. Dazu kam noch, daß die gemeinſame Wahrnehmung 
von Parochialangelegenheiten eine ſehr umſtändliche war, indem ſie nur 
durch die Verſammlung der vereinigten Organe der beteiligten Gemeinden 
erfolgen konnte, die in großen Städten mehrere 100 Perſonen umfaßte; 


1) Hinſchius S. 227 u. 
2) Ergänzt durch G. v. 19. Mai 1891 (GS. S. 64; KGBl. 1892 S. 2). 
3) Regulativ v. 8./13. Juni 1881 (KGBl. ©. 80), abgeändert durch Nachtrag v. 
75. Sar 1882 (K G Bl. S. 81, in dieſer Faſſung auch bei Hinſchius S. 198 ff.“), 
Sr on durch Regulativ v. 6./13 Nov. 1891 (KGBl. 1892 S. 3; Truſen 
61 
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ein Übel, unter dem auch die Berliner Einrichtung zu leiden hatte, indem 
die Verſammlung der Mitglieder der vier ſtädtiſchen Kreisſynoden ca. 300 
Perſonen zählte.“) 

II. Aus dieſen Gründen iſt die kirchliche Geſetzgebung in neueſter 
Zeit dieſen Verhältniſſen nochmals näher getreten und hat für die öſtlichen 
Provinzen eine Neuregelung derſelben durch das Kirchengeſetz be— 
treffend die Berliner Stadtſynode und die Parochialverbände 
in größeren Orten vom 17. Mai 1895?) bewirkt. Danach iſt 

1. für Berlin das Inſtitut der vereinigten Kreisſynoden beſeitigt 
und ſtatt deſſen aus ſämtlichen Kirchengemeinden, welche einer der Berliner 
Kreisſynoden angehören?) und ihren Sitz in der Stadt Berlin haben,“) 
ein Geſamtverband gebildet. Dieſer Geſamtverband ſteht in keinem Zu⸗ 
ſammenhang mit den Kreisſynoden. Er iſt eine wahre und eine jelb- 
ſtändige Gemeinde mit eigenen Organen und eigener Rechtsſubjektivität 
und kann daher „Rechte, namentlich auch an Grundſtücken, erwerben und 
Verbindlichkeiten eingehen, insbeſondere auch Anleihen aufnehmen, klagen 
und verklagt werden“ und ſich die Mittel, deren er zur Erfüllung ſeiner 
Aufgaben bedarf, eventuell durch Umlagen beſchaffen. 

Die Glieder der Samtgemeinde ſind nicht die Kirchengemeinden, die 
ſie umfaßt, ſondern deren Angehörige, daher denn auch der Geſamt⸗ 
verband ſeine Umlagen direkt auf die Mitglieder der einzelnen Gemeinden 
zu verteilen hat. 


Die Organe des Verbandes ſind ein beſchließendes, die Stadtſynode, 
und zwei ausführende, der Vorſtand der Stadtſynode und der geſchäfts⸗ 
führende Ausſchuß. a) Die Stadtſynode beſteht aus den Vorſitzenden der 
Gemeindekirchenräte ſämtlicher Verbandsgemeinden, aus der doppelten 
Anzahl von den Gemeinden gewählter Mitglieder,) ferner dem General⸗ 
ſuperintendenten von Berlin und den Superintendenten der ſtädtiſchen 
Diözeſen.“) 


1) Vgl. die 94 91 0 des Entw. eines KGeſetzes betr. die Berl. Stadt⸗ 
fon. ꝛc. en 1894 ©. 94, 96). 
GB. S. 37. Dazu 808 v. 18. Mai 1895 (GS. S. 175) u. zu deſſen 

Ausf. Vg. v. 18. Mai 1895 (GS. S. 182) u. v. 20. Okt. 1896 (GS. S. 203). Das 
KG. iſt auch in ſeinem zweiten Teil (Art. II) nicht für Rheinland⸗Weſtfalen er⸗ 
laſſen, weil hier Bedürfniſſe für ſolche Beſtimmungen ſich bisher nicht fühlbar ge- 
macht h haben. 1 pe auch die in vorangehender Anm. zit. Begr. a. a. O S. 101.) 

3) Danach bleiben die Verhältniſſe der franz. ref. Gemeinde zu Berlin, welche 
keiner der 4 Kr. Syndn. angehört, unberührt. 

4 Über die Aufnahme von a ee in den Verband ſ. $ 1 Abſ. 2, 
der im Entw. fehlte, vgl. Begründung a. 07: 

5) Betreffs der Vertelung der zu Wählenden auf die a Gemeinden 
find ähnliche Grundſätze anerkannt wie für die Wahl zur Kr. S ſ. KO. öſtl. 
Prov. § 50 Z. 3. Eine Verpflichtung zur n i der Wahl besteht nicht; betreffs 
des Gelübdes der Gewählten vgl. § 4 d. G. v. 17. Mai 1895. 

6) Vgl. die Detailvorſchriften 88 2, = des Gef. 
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b) Der Vorſtand wird für die Dauer jeder Synodalperiode von der 
Stadtſynode gewählt, bleibt aber ſtets bis zur Bildung des neuen Vor⸗ 
ſtandes in Tätigkeit. Er beſteht aus dem Vorſitzenden, dem Stellvertreter 
desſelben und drei Beiſitzern, für die gleichfalls Stellvertreter gewählt 
werden. Entweder der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter und ebenſo 
je einer von den Beiſitzern und deren Stellvertretern muß ein Geiſtlicher 
ſein. Der Vorſtand iſt beſchlußfähig bei Anweſenheit des Vorſitzenden 
und zweier Mitglieder. ö 

e) Der Ausſchuß beſteht aus dem Generalſuperintendenten für Berlin 
als Vorſitzenden und ſechs Mitgliedern, welch letztere nebſt ſechs Stell- 
vertretern von der Synode für dieſelbe Zeit wie die Vorſtandsmitglieder 
gewählt werden. Zu ſeiner Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit des 
Vorſitzenden und dreier Mitglieder erforderlich; ein juriſtiſches Mitglied 
des Konſiſtoriums nimmt an ſeinen Sitzungen mit beratender Stimme teil. 

Auf die Stadtſynode ſind die Befugniſſe und Verbindlichkeiten überge⸗ 
gangen, die ehemals den vereinigten Kreisſynoden zuſtanden.!) Sie iſt daher 
berufen, Vorlagen des Konſiſtoriums und der Provinzialſynode, wie von den 
einzelnen Berliner Kreisſynoden an ſie verwieſene Anträge zu erledigen 
und Anträge an das Konſiſtorium und die Provinzialſynode zu beraten, 
vorausgeſetzt, daß dieſe Vorlagen und Anträge gemeinſame kirchliche An⸗ 
gelegenheiten des Synodalbezirks betreffen. Sie kann von den Organen der 
Einzel⸗ und Kreisgemeinden des Synodalbezirks Berichte über die kirchlichen 
Verhältniſſe in ihren Bezirken einholen, über Veränderung, Aufhebung 
oder Einführung allgemeiner Gebührentaxen für alle Gemeinden beſchließen, 
Anleihen aufnehmen,?) allgemeine Umlagen zu parochialen Zwecken?) aus⸗ 
ſchreiben und eine Synodalkaſſe für die Einnahme und Verwendung der 
ausgeſchriebenen Umlagen und aufgenommenen Anleihen errichten. Als 
geſetzliche Pflicht der Stadtſynode iſt dagegen anerkannt): die Förderung 
einer ausreichenden Ausſtattung der Stadt Berlin mit äußeren kirchlichen 
Einrichtungen, insbeſondere Pfarrſtellen, kirchlichen Gebäuden und Be⸗ 
gräbnisplätzen und die Unterſtützung der einzelnen Kirchengemeinden. 
Dieſen ſoll ſie diejenigen Mittel gewähren, die ſie zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden geſetzlichen Leiſtungen bedürfen und in Ermangelung zu⸗ 

1) § 5 des Gef. Abf. 1; vgl. das oben S. 3783 zit. Regulativ v. 6./13. Nov. 
a N Nach St. G. v. 18. Mai 1895 $ 1 jedoch nur zu beſtimmten Zwecken: zur 
Erwerbung von Grundſtücken, Errichtung neuer kirchl. Gebäude u. Einrichtung von 
Begräbnisplätzen. 

3) Und zwar nach § 4 Z. 7 des Regulativs v. 1891 a) behufs Erſatz für Stol⸗ 
gebühren, b) zur Verzinſung und Abtragung von Anleihen, c) zur Gewährung von 
Beihilfen an ärmere Parochien behufs Befriedigung dringender kirchl. Bedürfniſſe, 
d) behufs Berichtigung des Anteils aller Gemeinden an den Kreis⸗, Prov.⸗ und 
Generalſynodalkoſten, ſowie an den im Wege kirchl. Geſetzgebung feſtgeſtellten Um⸗ 


lagen für provinzielle und landeskirchliche Zwecke. 
4) § 5 des Geſ. Abſ. 2, 3. 
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länglichen Kirchenvermögens und beſtehender Verpflichtungen Dritter (etwa 
der Patrone oder der Stadtgemeinde Berlin) ſich nicht ohne Umlagen be⸗ 
ſchaffen können. 

Dem Vorſtande liegt ob die Vorbereitung und Leitung der Ver⸗ 
handlungen der Synode und die Ausführung ihrer Beſchlüſſe, ſoweit hier 
nicht die Zuſtändigkeit des Ausſchuſſes platzgreift. Dieſe aber beſteht in 
der Vertretung des Verbandes in vermögensrechtlicher Beziehung, in 
ſtreitigen wie in nicht ſtreitigen Rechtsſachen nach außen und in der 
Verwaltung des Verbandsvermögens nach den Beſchlüſſen der Stadtſynode. 
Daher hat der Ausſchuß alle Urkunden und Vollmachten auszuſtellen,“) 
durch die der Verband Dritten gegenüber verpflichtet werden ſoll, die Be⸗ 
ſchlüſſe der Stadtſynode, welche die Ausſchreibung von Umlagen und die 
Aufnahme von Anleihen betreffen, vorzubereiten und ihre Ausführung zu 
bewirken. Er ſchließt die Anſtellungsverträge mit den beſoldeten Ver⸗ 
waltungsbeamten und entwirft für dieſe die Geſchäftsanweiſung. Er ver⸗ 
kehrt inbetreff der zu ſeiner Zuſtändigkeit gehörenden Angelegenheiten mit 
den kirchenregimentlichen und anderen Behörden direkt wie mit den Ger 
meinde⸗ und Synodalkörperſchaften. 

Die näheren Beſtimmungen über die Geſchäftsführung der Stadt⸗ 
ſynode und ihrer Organe ſind auch in dem neuen Geſetz einem beſonderen 
Regulativ vorbehalten, das vom Konſiſtorium im Einverſtändnis mit der 
Synode unterm an 18962) erlaſſen ift. 

2. Analog dem für Berlin geſetzlich angeordneten Parochialverbande 
können auch in anderen Ortſchaften, die mehrere nicht unter einem 
gemeinſamen Pfarramte verbundene Parochien umfaſſen, aus einigen oder 
allen dieſen Kirchengemeinden der Ortſchaft, geeignetenfalls unter Einbe⸗ 
ziehung angrenzender Kirchengemeinden, Geſamtverbände gebildet werden. 
Die Rechte und Pflichten dieſer ſollen ſich dann ganz oder teilweiſe decken 
mit denen des Berliner Verbandes. Die Anordnung eines ſolchen Paro⸗ 
chialverbandes und die Beſtimmung ſeiner Aufgaben erfolgt durch das 
Konſiſtorium unter Teilnahme des Provinzialſynodalvorſtandes. Sie 
ſetzt keinen Antrag der beteiligten Gemeinden voraus, erfordert jedoch deren 
Zuſtimmung; und auch dieſe kann durch die Provinzialſynode erſetzt 
werden, wenn die Seelenzahl der zuſtimmenden Gemeinden mindeſtens die 
Hälfte der Geſamtſeelenzahl des zu bildenden Parochialverbandes beträgt. 

In gleicher Weiſe wie über die Bildung des Verbandes hat das 
Konſiſtorium durch ein zu erlaſſendes Regulativ auch über deſſen Organi⸗ 


1) Sie ſind unter n . betreffenden Beſchluſſes der Syn. beim. 
des Ausſch. vom Vorſitzenden u. 2 Mitgliedern des Ausſch. unter Beidrückung des 
Siegels des Ausſch. zu vollziehen. Bezügl. ihrer Beweiskraft gelten die oben 
S. 3723 mitgeteilten Grundſätze. 

2) KGBl. 1897 S. 2, auch bei Goßner S. 1215ff. 
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ſation zu befinden. Das Geſetz beſeitigt hier nur die alte Einrichtung des 
Zuſammentretens der Organe aller beteiligten Gemeinden und beſtimmt, 
daß die der Berliner Stadtſynode übertragenen Kompetenzen hier einer 
beſonderen Verbandsvertretung zuſtehen ſollen. Dieſe ſoll aus den Vor⸗ 
ſitzenden der Gemeindekirchenräte ſämtlicher Verbandsgemeinden und der 
mindeſtens doppelten Anzahl gewählter Mitglieder beſtehen, welche letztere 
von den vereinigten Gemeindeorganen der einzelnen Gemeinden aus den 
jeweiligen Alteſten und Vertretern der betreffenden Gemeinde auf die 
Dauer ihres Hauptamtes zu wählen find. “) 

III. Dieſer Geſetzgebung der altpreußiſchen Landeskirche ſind in den 
letzten Jahren die kirchlichen Geſetzgebungen für Schleswig-Holſtein 
(Kirchengeſetz vom 25. Juni 18989), für die lutheriſche Kirche 
Hannovers (Kirchengeſetz vom 7. Juni 1900)s) und den Konſiſtorial⸗ 
bezirk Kaſſel (Kirchengeſetz vom 22. Juni 1902) gefolgt. Auch in 
den Geltungsgebieten dieſer ſtehen heute bezüglich der Bildung von Paro⸗ 
chialverbänden die in dem Geſetz von 1895 zuerſt aufgeſtellten Normen 
in Kraft. 


III. Die Kreisgemeinde. 
§ 34. 
1. Begriff, Umfang, Rechtsſtellung und Wirkungskreis 
der Kreisgemeinde. 

I. Die Kreisgemeinde iſt die Zuſammenfaſſung mehrerer Orts⸗ 
gemeinden zu einer höheren Einheit, der eine Reihe kirchlicher Angelegen⸗ 
heiten zur ſelbſtändigen Erledigung übertragen iſt. Sie iſt gleich der 
Einzelgemeinde eine Korporation, und zwar, da ihre Glieder kirchliche 
Einzelgemeinden ſind, eine aus Korporationen zuſammengeſetzte Korporation 
(ſiehe oben Seite 294 f.). 

Mit der Mitgliedſchaftsſtellung in der Kreisgemeinde iſt für die 
Einzelgemeinde das Recht, an der Vertretung jener durch ihre Geiſtlichen 
und andere Deputierte teilzunehmen, und die Pflicht, die Laſten des 
Verbandes zu tragen, verbunden. Daher iſt die Frage von Bedeutung, 
ob, wie alle Ortsgemeinden, ſo auch die Perſonalgemeinden, die im örtlichen 
Bezirk der Kreisgemeinde ihren Sitz haben, als Mitglieder dieſer anzu⸗ 
ſprechen ſind. Sie iſt nirgend ausdrücklich entſchieden, läßt ſich jedoch aus 
anderen Vorſchriften der Kirchenordnungen leicht beantworten. Sie iſt zu 


1) G. v. 17. Mai 1895 Art. II. 

2) Dazu St. G. v. 25. Juni 1898 (GS. S. 133) u. zu deſſen Ausf. d. kgl. 
Vdg. v. 29. Aug. 1898 (daſ. ©. 307). 

3) Dazu St. G. v. 8. Juni 1900 (GS. S. 273 u. zu deſſen Ausf. d. kgl. Vdg. 
v. 1. Okt. 1900 (daf. S. 359). 

4) Dazu St. G. v. gleichen Tage (GS. S. 265) u. zu deſſen Ausf. d. kgl. 
Vdg. v. 16. Nov. 1902 (daſ. S. 335). 


8 34. Begriff, Umfang, Rechtsſtellung u. Wirkungskreis d. Kreisgemeinde. 383 


verneinen für die ſchleswig⸗-holſteinſche Kirchenordnung, da dieſe auf 
Perſonalgemeinden überhaupt keine Anwendung finden will (§ 112), des⸗ 
gleichen für die lutheriſchen Kreisgemeinden Frankfurts, die aus den 
in der Kirchenordnung aufgezählten Ortsgemeinden beſtehen (§ 51), und 
endlich ebenſo für die rheiniſch-weſtfäliſche Kirchenordnung und die 
Kirchenordnungen der Konſiſtorialbezirke Wiesbaden und Kaſſel: indem 
dieſe der Geiſtlichen der Perſonalgemeinden beſonders gedenken und 
fie nur mit beratender Stimme an den Kreisſynoden beteiligen, ) geben 
ſie zu erkennen, daß ſie die Gemeinden, denen dieſe Geiſtlichen vorſtehen, 
nicht als Mitglieder des Kreisverbandes anſehen. Anders dagegen die 
Kirchenordnungen für die öſtlichen Provinzen und Hannover. Erſtere 
beſchränkt auf Teilnahme mit beratender Stimme an der Synode aus⸗ 
drücklich nur die „Geiſtlichen an Anſtalten, welche keine Parochialrechte 
haben“ und Militärgeiſtliche, ſodaß die Geiſtlichen der Anſtalts- und der 
Perſonalgemeinden, mit Ausnahme der Militärgemeinden, alſo den Geiſt⸗ 
lichen der Ortsgemeinden gleichgeſtellt ſind. Und daraus folgt, daß auch 
gedachte Anſtalts- und Perſonalgemeinden ſelbſt in ihrer Stellung zur Kreis⸗ 
gemeinde nicht anders wie die Ortsgemeinden zu behandeln find,2) ihnen 
insbeſondere, ſofern fie (wie die franzöſiſch⸗reformierten, die Immediat⸗ 
und Unitätsgemeinden) die nach der Kirchenordnung wahlberechtigten Ge⸗ 
meindeorgane beſitzen, auch die Befugnis zuſteht, weltliche Mitglieder in 
die Kreisſynode zu deputieren;?) wie denn auch eine Mehrzahl dieſer 
Gemeinden für ſich (ſo die fünf poſenſchen Unitätsgemeinden) eine Kreis⸗ 
ſynode bilden kann. Die hannoverſchen Kirchenordnungen enthalten 
aber überhaupt keine Vorſchriften, aus denen ſich auf eine beſondere 
Stellung der Perfonal- und Anſtaltsgemeinden und der Geiſtlichen der⸗ 
ſelben in der Kreisgemeinde argumentieren ließe, und es müſſen daher 
dieſe Gemeinden ebenſo als Glieder der letzteren betrachtet werden wie 
die Ortsgemeinden.) 


1) KO. Rh.⸗W. § 35 letzter Abſ. (Müller⸗Schuſter ©. 95), Wiesb. § 57 
Abſ. 3, Kaſſel § 48. 

2) Das gilt be. auch von den franzöſiſch⸗ reformierten Gemeinden, die 
neuerdings die 0 einem Kr. Syn. Vbde. anzugehören u. ſich event. einem 
ſolchen gemäß § 49 Abi. 2 der KO. öſtl. Prov. durch das Konſ. zuweiſen zu laſſen, 
beſtritten haben (vgl. Erk. des Gerichtshofs zur Entſcheid. der Kompetenzkonfl. v. 
14. Dez. 1901, KGBl. 1902 ©. 20). Die Behauptung, daß die betreffenden Vor⸗ 
ſchriften der KO. auf ſie nicht Anwendung finden, indem ſie von jeher auf Grund 
ihrer Privilegien eine eximierte Stellung in der ev. Landeskirche einnehmen, iſt 
2 Aus 8 48 der KO. folgt p. arg. e contr., daß die KO. in ihren weiteren 

bſchnitten auch auf die franz.⸗ref. Gemeinden Anwendung finden will. Altere 
Privilegien aber, die ihre Anwendung ausſchließen würden, ſind nicht vorhanden, 
und wenn ſie vorhanden geweſen wären, doch durch St. G. v. 3. Juni 1876 Art. 29 
außer Kraft geſetzt. 

3) ED. v. 24. Dez. 1873 (A. H. 22 S. 293; auch bei Truſen ©. 841%). 

4) Vgl. beſonders Hann. luth. K. § 45 3.2 u. 4 u. dazu Lohmann ! S. 50. 


384 5. Buch. 2. Abſchnitt. Die Presbyterial⸗Synodalverfaſſung. 


II. Der räumliche Umfang der Kreisgemeinde iſt nicht in allen 
Rechtsgebieten nach dem gleichen Geſichtspunkte beſtimmt.!) Während in 
Rheinland-Weſtfalen und Schleswig-Holſtein die Kreisgemeinde 
ſich deckt mit einem Superintendenturbezirk,?) ſoll dies in den öſtlichen 
Provinzen und der lutheriſchen Kirche Hannovers nur regelmäßig 
der Fall ſein, kleinere Diözeſen können hier?) mit benachbarten zu einem 
Kreisverbande vereinigt werden; für die übrigen Rechtsgebiete ſtellen 
die Kirchenordnungen überhaupt kein Prinzip auf, oder ſagen doch nur, 
daß die Kreisgemeinde einen oder mehrere Diözeſanbezirke umfaſſen ſoll. 
Überall iſt aber der Grundſatz anerkannt, daß jede Gemeinde einem 
Kreisverbande eingegliedert ſein muß. 


Gemäß dieſen Vorſchriften der Kirchenordnungen hat, ſoweit dies 
nötig war, alsbald nach ihrem Inkrafttreten überall eine Abgrenzung der 
Kreisgemeinden durch das Kirchenregiment unter ſynodaler Mitwirkung 
ftattgefunden.*) Veränderungen dieſer Grenzfeſtſetzungen erfolgen 
durch die Kirchenregierung, 5) die überall vorher die beteiligten Kreisſynoden“) 
zu hören hat,“) in einzelnen Rechtsgebieten aber auch an deren Zuſtimmung 
gebunden iſt,s) deren Mangel dann vereinzelt wieder erſetzt werden kann 
durch die Zuſtimmung der höheren Synodalftufe,?) ſofern letztere nicht 
überhaupt erforderlich iſt. 10) Alle Anordnungen der Kirchenregierung, die 
die Zugehörigkeit einer Gemeinde zum Kreisſynodalverbande regeln, ſind 
unter Ausschluß des Rechtswegs nur mit der Beſchwerde anfechtbar. “) 


1) KO. öſtl. Prov. § 49; Rh.⸗W. § 34 Zuſ.; 2 Hann. 1 55 reef N 
. sic § 46; Wiesb. $ 56; Frkft. $$ 51, 67; Schl.⸗H. $ 7 

2) Folgt f. Schlesw. Holſt. aus § 72 zit.; in Rheinl. Weſtf. richtet ſich umge⸗ 
kehrt der And nach dem Synodalbezirk, indem hier die Kr. Syn. den Sup. wählt. 

3) Und zwar in den öftl. Prov. „ganz oder geteilt“, in Hann. nur ungeteilt. 

4) Im Gebiete der zuletzt erlaffenen KOrdngn. handelte es ſich dabei regel⸗ 
mäßig nur um die definitive Feſtſetzung der Synodalkreiſe, die SER bereits 
in Anlagen zu den KOrdngn. beſtimmk waren. Vgl. d. Verzeichnis der Diözeſan⸗ 
verbände: für Kons. Bez. Wiesbaden in der Anl. zu 8 56 5 KO. (Friedberg 
V. G. S. 354; vgl. auch Wilhelmi S. 181); für die ref. K. Hannovers in der 
Anl. zu 5 57 KO. (Gieſe S. 85). Die KO. Kaſſel gibt in der Anl. zu $ 46 eine 
definitive Feſtſtellung der Syn. Kreiſe. Ebenſo KO. Frkft. in $$ 51, 67. über die 
Kr. Gemdn. der hann luth. K. ſ. die Tabelle bei Lohmann I S. 223. Über die 
Bildung der Kr. Gemdn. in den weſtl. Prov. vgl. 1 1 11 der Quellen 
(Rheinl. Weſtf. |. oben S. 8 B) S. 863 f., 872 f., 895 ff., 912, 

5) Das iſt in den Konſ.Bez. Wiesb. u. Kaſſel u. f. ie a K. Hann, der 
Min. der geiſtl. Angel., im übrigen das Konf., das jedoch in Rheinl.⸗Weſtf. nur 
mit Genehmigung des OK Rats Anordnung treffen darf. 

6) In Rheinl.⸗Weſtf. auch die Prov. Synode. 
5 105 Sn die oben Anm. 1 zit. $$ und KO. Hann. luth. K. § 52, Schl.⸗H. 

81 le 
8) KO. öſtl. Prov.; Hann. ref. K.; ee Frkft. 
9) So nach 9 55 0 9 95 Wie 
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III. Die Stellung der Kreis gemeinde im Rechtsleben über⸗ 
haupt ergibt ſich wie die der Einzelgemeinde aus ihrer Korporationsqualität.!) 
Sie beſitzt daher wie dieſe Rechts-, Willens⸗ und Handlungsfähigkeit, und es 
kann bezüglich des Umfanges und der Betätigung dieſer Fähigkeiten lediglich 
auf die obigen Ausführungen ©. 304 ff. verwieſen werden; nur einzelne 
aus der beſonderen Organiſation der Kreisgemeinde ſich ergebende Sätze ſind 
hier zuſammenzuſtellen. 

Der Wille der Kreisgemeinde wird prinzipiell gebildet durch die Be⸗ 
ſchlüſſe der Kreisſynode, ihres oberſten Organs; in den einzelnen Fällen 
jedoch, in denen die Kirchenordnungen dem Synodalvorſtand eine ſelb⸗ 
ſtändige Entſcheidungsbefugnis beilegen, muß auch dieſer als Willens⸗ 
bildungsorgan angeſehen werden. Die Vertretung der Kreisgemeinde nach 
außen erfolgt durch den Kreisſynodalvorſtand in Ausführung von Synodal⸗ 
beſchlüſſen oder nach ſeinen eigenen Entſchließungen. Insbeſondere für 
vermögensrechtliche Angelegenheiten iſt dem Synodalvorſtand durch die 
neuere Kirchengeſetzgebung eine unbeſchränkte Vertretungsbefugnis des 
Synodalverbandes beigelegt;?) in ſtreitigen wie in nicht ſtreitigen Ver⸗ 
mögensſachen verpflichtet er dieſen durch ſeine ordnungsmäßig abgegebenen 
Erklärungen Dritten gegenüber.“) 

Bei der Prozeßführung für den Synodalverband hat der Synodal⸗ 
vorſtand dieſelben Kompetenzen wie der Vorſtand der Einzelgemeinde; eine 
ſtaatliche oder kirchenregimentliche Genehmigung iſt zur Klagerhebung für 
den Verband nicht erforderlich. Der allgemeine Gerichtsſtand der Kreis⸗ 
gemeinde iſt an dem Amtsſitz des Vorſitzenden des Synodalvorſtandes. 

IV. Welchen Wirkungskreis die Kreisgemeinde haben ſoll, iſt in den 


1) Dieſe iſt jetzt durch die in flgndr. Anm. zit. Geſetzgebung gegenüber früheren 
A der Theorie und konſtanter Verneinung in der Prags unanfechtbar 
eſtgeſtellt. 

2) Für Altpreußen: KG. v. 16. Juni 1895, ausgedehnt auf Hohenz. durch 
AE. v. 22. März 1899 3. 14 (KGBl. S. 9); f. d. Konſ. Bez. Kaſſel: KG. vom 
14. Juli 1895; f. Schlesw.⸗Holſt. u. Wiesb.: KG. v. 8. Juni 1898; f. Hann. luth. 

- KG. v. 24. Mai 1900; f. Frkf.: KO. § 64. Vgl. auch oben S. 2921. 

3) Jede ſchriftl. Willenserklärung des Kr. Syn. V., die den Verband verpflichten 
ſoll (gilt für Urkunden über Rechtsgeſchäfte wie für Vollmachten), bedarf der Unter⸗ 
ſchrift des Vorſitzenden oder feines Stellvertreters und zweier Mitglieder des Vor- 
tandes, ſowie der Beidrückung des Amtsſiegels; nach KO. Frkft. iſt auch 
er betreffende Beſchl. der Stadtſyn. oder des Stadtſyn. V. in der Urkunde zu be⸗ 
zeichnen, vgl. die Zitate der vorigen Anm. Wenn die KO. Frkft. hier weiter noch 
bemerkt (entnommen dem KG. betr. d. Berl. Stadtſyn. v. 17. Mai 1895): durch eine 
jo ausgeſtellte Urkunde „wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung der Be- 
ſchlüſſe der Stadtſyn. und ihres Vorſtandes feſtgeſtellt, ſodaß es eines Nachweiſes 
der einzelnen Erforderniſſe derſelben nicht bedarf“ — jo verſteht ſich dies für die 
anderen Rechtsgebiete von ſelbſt: der Kr. Syn. V. iſt das allein zur formellen Ver⸗ 
tretung der Kr. Gem. in Vermögensangelegenheiten berufene Organ und wenn er 
daher eine 1 betreffende Erklärung vorſchriftsmäßig abgibt, ſo müſſen nach außen 
alle Vorausſetzungen als erfüllt gelten, an die die innere Verfaſſung der Kr. Gemdn. 
die Abgabe dieſer Erklärung knüpft. Vgl. oben S. 308. Daß dagegen auch die 
ur 1 der Erklärung etwa erforderl. Genehmigung des Konſ. vorliegt, muß 
ſich der Dritte beſonders nachweiſen laſſen. Vgl. oben S. 3081. 
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Kirchenordnungen nirgends direkt geſagt, muß vielmehr aus den Vorſchriften, 
die die Kompetenz der Organe der Kreisgemeinde normieren, entnommen 
werden. Und zwar gewinnt man ein richtiges Bild von dem Wirkungs⸗ 
kreis der Kreisgemeinde, nur wenn man ſowohl die Kompetenz der Synode 
wie die des Vorſtandes in Betracht zieht, denn keines dieſer beiden Organe 
vertritt die Kreisgemeinde, wie der Kirchenvorſtand die Einzelgemeinde „in 
allen ihren inneren und äußeren Angelegenheiten“, vielmehr hat der Geſetz⸗ 
geber einzelne Angelegenheiten der Synode, andere dagegen dem Synodal⸗ 
vorſtande zur ſelbſtändigen Entſcheidung überwieſen; auch ſind die ver⸗ 
ſchiedenen Geſetzgeber bei dieſer Geſchäftsverteilung nicht einheitlich vor⸗ 
gegangen, was der eine der Synode übertragen hat, hat der andere dem 
Vorſtande zugewieſen, nur die Geſamtheit der Kompetenzen, welche der 
Synode und dem Vorſtande zugeſchrieben ſind, iſt in den Gebieten der 
verſchiedenen Kirchenordnungen nahezu die gleiche. 

Inhaltlich liegt das von dieſem Geſichtspunkte aus als Wirkungskreis 
der Kreisgemeinde anzuſprechende Tätigkeitsfeld vorwiegend auf dem 
Gebiete der kirchlichen Verwaltung, an der Rechtsſetzung in der Kirche iſt 
die Kreisgemeinde nur in dem geringen Umfange beteiligt, in dem ſie 
autonomiſche Befugniſſe hat. Was aber die Verwaltungstätigkeit der 
Kreisgemeinde anlangt, ſo iſt dieſe keine a priori ſo unbegrenzte wie die 
der Einzelgemeinde, ſondern gebunden an die einzelnen Aufgaben, die die 
Kirchenordnungen den Organen der Kreisgemeinde ſtellt. Dieſe Aufgaben 
aber laſſen ſich in zwei Gruppen zuſammenfaſſen. Einmal ſind die Kreis⸗ 
ſynodalorgane berufen — und darin liegt der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit — 
an den Geſchäften der allgemeinen Kirchenleitung teilzunehmen, und zwar 
durch Erſtattung von Gutachten für die Konſiſtorien und Stellung von 
Anträgen an dieſe wie durch ſelbſtändige Wahrnehmung einzelner kirchen⸗ 
regimentlicher Aufſichtsbefugniſſe. Sodann ſollen die Kreisgemeinden auch 
aus eigener Initiative und mit eigenen Mitteln durch geeignete Ein⸗ 
richtungen für Hebung kirchlichen Lebens und Erfüllung kirchlicher Auf⸗ 
gaben ſorgen; dieſe Aufgabe der Kreisgemeinde iſt in den Kirchenordnungen 
allerdings nur unklar angedeutet, durch die neueſte Kirchengeſetzgebung!) 
jedoch ſtark in den Vordergrund gerückt, indem man hofft, daß die Kreis⸗ 
gemeinde ſich gerade durch eine eifrige und liebevolle Erfüllung dieſer 
Aufgabe zu einem beſonders wertvollen und lebenskräftigen RR: im 
Geſamtorganismus der Kirche entwickeln kann. 


Vgl. die oben ©. 3852 zit. 9025 in § 3 3. 3 u. Mot. z. G. v. 16. Juni 1895 
in K Bl. 1894 S. 80; für die frühere Zeit AH. 15 S. 286/87. 
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2. Die Organe der Kreisgemeinde. 
8 35. 
Allgemeines. 


I. Als Organe der Kreisgemeinden fungieren überall zwei aus 
Wahlen hervorgegangene Vertretungskörper, ein weiterer und ein 
engerer. Jener wird als Kreis-!) oder Bezirks-?) oder Propſtei⸗s) oder 
Diözeſan⸗“) oder auch als Stadt-Synode,5) dieſer als Vorſtand oder Aus⸗ 
ſchuß oder Moderamen der Kreis- ꝛc. Synode bezeichnet.) Wir werden 
uns im Folgenden regelmäßig der Bezeichnungen Kreisſynode und Kreis⸗ 
ſynodalvorſtand bedienen. 

Was die Zweckbeſtimmung und das Verhältnis der beiden 
Organe zu einander anlangt, ſo ſind hier weſentlich andere Grundſätze als 
bei der Einzelgemeinde maßgebend geweſen. Während die weitere Vertretung 
der Einzelgemeinde nur dazu berufen iſt, in einzelnen beſtimmten vorzugsweiſe 
auf vermögensrechtlichem Gebiete liegenden Fällen die freie Verwaltungs⸗ 
tätigkeit des engeren Vertretungsorgans durch Erteilung oder Verſagung 
ihrer Zuſtimmung zu beſchränken und zu leiten, liegt nach den meiſten 
Kirchenordnungen in der Kreisgemeinde für die ganze Verwaltung der 
Schwerpunkt in der Synode. Dieſe kann nicht wie die Gemeindevertretung 
mit einer parlamentariſchen Körperſchaft verglichen werden, der nur be⸗ 
ſtimmte Beſchlußfaſſungen und Kontrollfunktionen gegenüber dem eigentlich 
verwaltenden Organ der Gemeinde zuſtehen. Sie hat ſelbſt verwaltende 
und disziplinariſche Tätigkeit auszuüben und erſcheint ſonach als Behörde 
der Kreisgemeinde. Denſelben Rechtscharakter hat der Kreisſynodalvorſtand; 
im Verhältnis zur Kreisſynode erſcheint er regelmäßig als das dieſer 
untergeordnete Organ, indem er die Beſchlüſſe derſelben vorzubereiten und 
auszuführen oder, ſofern ſie nicht verſammelt iſt, anſtatt ihrer proviſoriſch 
zu entſcheiden hat; daneben hat er jedoch auch eine Reihe ſelbſtändiger 
Funktionen. Beide Organe der Kreisgemeinde ſind vom ſtaatlichen Stand⸗ 
punkte aus öffentliche Behörden.“) 

II. Die Mitglieder der Kreisſynodalorgane haben ihre Funk⸗ 
tionen unentgeltlich zu verrichten, ſie erhalten jedoch Tagegelder und Reiſe⸗ 


) KO. öſtl. Prov. $ 49; Rh.⸗W. § 35; Wiesb. § 56; Frkft. 851 Abſ. 2 (nennt 
ſo die Bi N umfaffenbe Syn. 158 Gegenſatz zur luth. Stadtſynode). 
O. Hann. luth. K. $ 44; ref. K. $ 58 

A =. Schl.⸗H. 8 72. N) KD. Ka ſſel 8 46. 

5) So nennt die KO. Frkft. §§ 51, 67 die beiden für den Stadtbezirk 
bildeten Synoden, von denen die eine die lutheriſchen Gemeinden, die andere ie 
danch und die franz. -reformierten Gemeinden Frankfurts umfaßt. 

Im VI. Synodalbez. der ref. K. Hannovers, der die Grafſch. Bentheim 
umfaßt, ‚or er den Namen „Oberkirchenrat“, vgl. KO. 8 64 u. oben S. 136 f. 
S. oben S. 236 insbeſ. Anm. 1. Daſelbſt am Ende über Schutz gegen Be⸗ 
g Durch § 196 RSt. GB. Vorgeſetzte Behörde i. S. dieſes $ iſt nach den daſelbſt 
zit. Erkenntniſſen für die Kr. Syn. u. den Kr. Syn. V. das Konſ. 
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koſten, !)?) ſofern fie nicht am Orte der Verſammlung wohnhaft find. 
Eine Verpflichtung zur Übernahme von Kreisſynodalämtern iſt für 
die Gewählten nicht anerkannt.?) Die Mitglieder der Kreisſynodal⸗ 
organe ſind Beamte des Kreiſes und ebenſo wie die Mitglieder der Kirchen⸗ 
vorſtände und Gemeindevertretungen mittelbare Kirchenbeamte.“) Einem be- 
ſonderen Disziplinarrecht ſind dieſe Kreisbeamten als ſolche jedoch nur von 
der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kirchenordnung unterftellt.d) Im Bereiche 
der übrigen Kirchenordnungen ſtehen diejenigen von ihnen, die nicht in 
der Eigenſchaft als Kirchenvorſteher oder Gemeindevertreter in die Synode 
eingetreten ſind, unter keiner, die anderen „als Kreisbeamte“ nur mittelbar 
unter einer Disziplin, derjenigen nämlich, die unmittelbar gegen ſie als 
Kirchenvorſteher oder Gemeindevertreter ausgeübt wird, inſofern dieſe auch 
ihre Stellung in den Kreisſynodalorganen berührt. Macht ein ſolches 
Mitglied der Kreisſynode ſich eines unkirchlichen Verhaltens oder eines 
öffentlichen Argerniſſes ſchuldig und wird deshalb ſeines Amtes als 


1) So KO. öſtl. Prov. § 74; Rh.⸗W. § 134; Schl.⸗H. $ 107; Hann. luth. K. 
$ 85; ref. K. § 80, hiernach erhalten nur die Mitglieder des Bez. Syn. Vorfſtandes, nicht 
die der Synode Diäten; Kaſſel § 71, auch hier erhalten nur die Mitglieder des 
Diöz. Syn. Vorſtandes Diäten; Wiesb. § 79. — Die Höhe der Reiſekoſten und Diäten 
it in den KOrdugn. ſelbſt beſtimmt, oder e haben (ſo KO. öſtl. Prov., Rh.⸗W., 
Schl.⸗H., vgl. dazu Nitze S. 18813; Müller⸗Schuſter S. 311 Ergzugn.) ihre 
Feſtſetzung den Kirchenregimentsbehörden im Einvernehmen mit den Synoden oder 
auch nach bloßer Anhörung derſelben überlaſſen. 

2) Die Tagegelder wie die Reiſekoſten ſind Synodalkoſten, d. h. ſie werden 
aus der Kr. Syn.⸗ oder im Konſ. Bez. Kaſſel aus der Geſamt.Synodalkaſſe, nicht un⸗ 
mittelbar aus den Kaſſen der einzelnen Gemeinden beſtritten. Davon macht nur 
KO. Rh.⸗W. eine Ausnahme, nach der die Tagegelder der zur Kr. Syn. Deputierten 
und der Mitglieder des Kr. Syn. V., ſofern letztere zugleich Deputierte einer Ortsge⸗ 
meinde ſind, unmittelbar von den einzelnen Gemdn. zu zahlen ſind. 

3) Staatsbeamte bedürfen zum Eintritt in die Kr. Syn. Organe des Urlaubs, 
und die Staatsverwaltung iſt zweifellos berechtigt, ihnen dieſen zu verweigern oder 
Git bei Erteilung des Urlaubs dem Beamten die Stellvertretungskoſten aufzuerlegen. 
Vgl. Friedberg S. 405. Roenne⸗Zorn Preuß. Staatsrecht 1 S. 4493. Die⸗ 
ſelben Grundſätze 70 analog für die Kommunalbeamten. 5 

4) Ausdrücklich anerkannt KO. Rh.⸗W.: Unterſchrift zu Abſchnitt XI, 
88 133 ff., § 129 Zuſ. 

5) Und zwar: 1. durch $$ 127/128, die dem Superintendenten die Befugnis 
nd den Mitgliedern der Presbyterien u. Gemeindevertretungen, die zu den Kr.“ 

yn. Organen deputiert find, wegen unentſchuldigten Ausbleibens aus deren Ver⸗ 
ſammlungen, wegen Zuſpätkommens und anderer kleiner Dienſtverſäumniſſe kleine 
Geldſtrafen aufzuerlegen. Die notwendige Ausf.⸗Beſtim. enthält f. d. Rheinlande 
das Regl. v. 30. Juni 1857 (Bluhme⸗Kahl S. 69) I, 2 u. II, für Weſtfalen das 
Regl. v. 17. Apr. 1855 (Müller⸗Schuſter S. 417), deſſen hier einſchlagende Vor⸗ 
ſchrift (. C. 1 u. II) jedoch jo gefaßt iſt, daß man fie auch nur auf die Ver⸗ 
ſammlungen der Gemeindeorgane beziehen kann. 5 

2. durch $ 129 Zuf. welcher beſtimmt, daß „über die Beamten des Kreiſes (als 
Superintendenten, Moderamen der Kr. Syn. und die Kr. Syn. Verſammlung ſelbſt)“ in 
1. Inſtanz das Konf. die Disziplin üben und auf Verweis, Ordnungsſtrafen bis zu 
60 Mark oder Amtsentſetzung erkennen könne, gegen welche Erkenntniſſe dann dem 
Betroffenen (ohne Setzung einer Friſt) der Rekurs an den OK R. gegeben tft. Über 
das Verhältnis der §8 127, 128 zu § 129 können Zweifel aufſtoßen, jedenfalls will 
dieſer dem Konſ. eine Disziplinargewalt geben, die mit der des Sup. konkurriert 
und, auch ſchwerere Dienſtvergehen umfaſſend, über dieſe hinausgeht. 
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Kirchenvorſteher enthoben, ſo verliert es damit von ſelbſt auch ſeine 
Synodalfähigkeit, und dasſelbe tritt ein, wenn es wegen Vernachläſſigung 
ſeiner Pflichten im Kirchenvorſtand abgeſetzt wird, während eine Verletzung 
der ihm als Synodalmitglied obliegenden Pflichten nicht zur Entziehung 
ſeiner Synodalmitgliedſchaft oder ſonſtigen Beſtrafung führen kann, indem 
dieſe Pflichtverletzung ſich nicht als eine Verletzung der Kirchenvorſteher⸗ 
pflichten charakteriſiert und daher auch nicht in dem gegen die Kirchenvor⸗ 
ſteher gegebenen Disziplinarverfahren geahndet werden kann, ein beſonderer 
Disziplinarſchutz der Synodalpflichten aber fehlt. 

III. Eine Auflöſung der Kreisſynode oder ihres Vorſtandes 
durch das Kirchenregiment iſt nach keiner Kirchenverfaſſung zuläſſig. 

IV. Lokalen Eigentümlichkeiten und Bedürfniſſen in der Organiſation 
kann durch Kreisſtatuten Rechnung getragen werden. Ebenſo wie den 
Einzelgemeinden iſt durch die meiſten Kirchenordnungen!) auch den Kreis⸗ 
gemeinden die Befugnis zuerkannt, durch ſtatutariſche Beſtimmungen 
organiſatoriſche Einrichtungen zu treffen, die den lokalen Bedürfniſſen ent⸗ 
ſprechen und die Vorſchriften der Kirchenordnung ergänzen.?) Solche Be⸗ 
ſtimmungen ſind von der Kreisſynode zu beſchließen und bedürfen zu ihrer 
Giltigkeit der Anerkennung oder Billigung) der Provinzial bezw. außer⸗ 
halb der altpreußiſchen Landeskirche der Prüfung-) der Landesſynode 
und der Beſtätigung des Konſiſtoriums,“) welch letzterer hier ebenſo wie bei 
den Gemeindeſtatuten eine Anerkennung ſeitens der Staatsbehörde dahin 
vorauszugehen hat, daß der Entwurf des Statuts mit den ſtaatsgeſetzlich 
ſanktionierten Vorſchriften der Kirchenordnung nicht in Widerſpruch ſtehe.“) 


8 36. 
Die Zuſammenſetzung und Bildung der Organe der Kreisgemeinde. 
A. Die Zuſammenſetzung der Kreisſynode iſt im all⸗ 
gemeinen durch zwei Grundſätze beſtimmt. Zunächſt kommt in Betracht, 


1) KO. öſtl. Prov. § 53 Z. 8; Rh.⸗W. § 43a; 59 5 16. Die § 5 Z. 8 
Hann. ref. K. § 63 Z. 9; Wiesb. 9 62 Z. 9; Frtft. g ie KO. Kaifel 
Bes von einem ſolchen Rechte der Kr. Gemdn. nicht geh es jedoch in $ 63 3. 7 
voran 

2) Daß die ſtatutariſchen Ordnungen der Kreisgemeinden ebenſo wie die 
Statuten der Einzelgemeinden die Vorſchriften der KOrdngn auch modifizieren 
dürfen, wird nicht anzunehmen ſein, da es nicht ausdrücklich geſagt iſt und die 
Autonomie ſich prinzipiell im Rahmen des Geſetzes zu halten hat. 

3) über die Bedeutung der „Anerkennung“, der die „Billigung“ völlig 
dec 99 oben S. 333. 

Wo der Syn. nur das Recht der Prüfung des Entwurfs Se legt iſt, 
schließt die 1 1 des Entwurfs durch die Syn. nicht die Beſtätigung desſelben 
durch 155 Konſ. aus. 

O. Rh. W. a. a. O. fordert überdies noch Genehmigung der 1 
Kürchendehörde“, als welche 1 der DER. erſcheint, vgl. KO. § 129 Zuf. 2. 
Reſſ.Rgl. v. 29. Juni 1850 § 1 3. 1 

6) Nur in ans Weſtfalen bedürfen die Kreisſtatuten dieſer ſtaatlichen 
Anerkennung nicht. S. oben S. 1781. 
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daß die Glieder der Kreisgemeinde die Ortsgemeinden und nicht die 
Individuen ſind. Dem entſpricht, daß die Vertretung der Kreisgemeinde 
nicht aus der Wahl der kreiseingeſeſſenen Konfeſſionsgenoſſen hervorgeht, 
ſondern aus Deputierten der Gemeinden beſteht, die, ſoweit ſie nicht kraft 
ihrer Amtsſtellung in der Gemeinde berufen ſind, von den Gemeinde⸗ 
organen gewählt werden. Jede Gemeinde aber muß als ſolche auf der 
Synode vertreten ſein, ohne Rückſicht auf ihre Seelenzahl. Der zweite 
Grundſatz iſt der, daß ſowohl das geiſtliche wie das weltliche Element 
auf der Synode vertreten ſein ſoll. Was das Verhältnis beider zu ein⸗ 
ander anlangt, ſo iſt dies in den neueren preußiſchen Kirchenordnungen 
überwiegend zu Gunſten des weltlichen Elements feſtgeſetzt. Nur die 
hannoverſche lutheriſche und die rheiniſch-weſtfäliſche Kirchen⸗ 
ordnung machen eine Ausnahme; jene hält an der Gleichzahl beider 
Elemente feſt, dieſe begünſtigt auf alle Fälle das geiſtliche, indem ſie jede 
Gemeinde nur einen Alteſten, aber alle ihre Pfarrer in die Synode 
deputieren läßt. 

Im einzelnen beſteht die Kreisſynode nun 

I. aus geborenen Mitgliedern, nämlich dem (oder, wo die Synode 
mehrere Aufſichtsbezirke umfaßt, den) Superintendenten, aus ſämtlichen 
Geiſtlichen, die ein Pfarramt in einer zum Kreisverbande gehörigen Ge⸗ 
meinde definitiv oder vikariſch verwalten. Geiſtliche, die kein ordentliches 
Pfarramt bekleiden, wie ordinierte Hilfsgeiſtliche, auch wenn ſie auf feſt⸗ 
fundierten Stellen ſtehen, Adjunkten und Vikare, die nicht zu vollſtändiger 
Vertretung des Pfarrers berufen ſind, ſind auch nicht ordentliche Mit⸗ 
glieder der Synode. Dasſelbe gilt von ſolchen Geiſtlichen, die nicht Pfarrer 
in einer Gemeinde ſind, die wahres Mitglied des Kreisverbandes iſt, und 
das ſind allgemein die Militärgeiſtlichen und die Geiſtlichen an Anſtalten, 
die keine Parochialrechte haben, und außerhalb der öſtlichen Provinzen 
und Hannovers auch die Geiſtlichen wirklicher Anſtaltsgemeinden, indem 
dieſe Gemeinden in Beziehung auf die Kreisſynode nur in dieſen beiden 
Rechtsgebieten den Ortsgemeinden gleichgeſtellt find (vgl. oben S. 383). 
Alle dieſe Geiſtlichen jedoch ſind zur Teilnahme an der Kreisſynode mit 
beratender Stimme berechtigt.!) Nur in der lutheriſchen Kirche 
Hannovers haben auch Geiſtliche, die nicht ein Pfarramt in einer Ge⸗ 
meinde bekleiden, nämlich die anſtatt des Pfarrers vom Konſiſtorium in 
den Kirchenvorſtand deputierten Gehilfen (ſiehe oben S. 3341) und alle 
Anſtaltsgeiſtlichen ordentlichen Sitz und Stimmrecht in der Kreisiynode;?) 

II. aus gewählten weltlichen Abgeordneten der Kirchengemeinden, die 


1) KO. öſtl. Prov. 
8 75; Kaſſel § 47, Z. 1, 
Abſ. 4; Hann. ref. K. 

2) Hann. luth. K. 


8 50 Z. 1 u. 2; Rh.⸗W. § 35 Abi. 4; Schl.⸗H. § 73, 3.1, 
8 48; Wiesb. § 57 Abſ. 1 Z. 1 u. Abſ. 3; Frkft. $ 52, § 53 
58, Z. 1, Kr. Syn. O. Hohenz. § 2, Z. 2. 

§ 45, Z. 2 u. 4. 
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in der vheiniſch-weſtfäliſchen und der lutheriſchen Kirche Hannovers 
aus den Alteſten bezw. Diakonen, in den übrigen Rechtsgebieten teils 
aus den fungierenden oder früheren Kirchenvorſtehern, teils aus kirchlich 
verdienten und erfahrenen Männern des Kreiſes zu nehmen ſind.“) 

1. Die Zahl dieſer zu wählenden Abgeordneten iſt, wie bereits bemerkt 
(oben S. 390), nach verſchiedenen Prinzipien feſtgeſetzt. In Rheinland⸗ 
Weſtfalen hat jede?) Gemeinde, ohne Rückſicht auf die Zahl ihrer Geiſtlichen, 
einen weltlichen Abgeordneten zu wählen. In den lutheriſchen Bezirks- 
ynoden Hannovers ſoll die Zahl der von den Gemeinden gewählten 
Mitglieder der Zahl der Geiſtlichen in der Synode entſprechen. Daher 
hat zunächſt jede?) Gemeinde ſoviel weltliche Abgeordnete zu wählen, als 
ihr Kirchenvorſtand geiſtliche Mitglieder hat; find dann noch weitere welt⸗ 
liche Mitglieder zu beſtellen, indem in der Bezirksſynode noch weitere 
Geiſtliche ſitzen, die keinem Kirchenvorſtande angehören (Geiſtliche von 
Perſonalgemeinden [Kirchenordnung § 1 Satz 2] oder Anſtaltsgeiſtliche), 
ſo ſind dieſe von der Kirchenregierung nach Vernehmung der Bezirksſynode 
auf die größeren Kirchengemeinden zur Wahl zu verteilen.“) In den 
übrigen Rechtsgebieten ſoll die Zahl der weltlichen Mitglieder der 
Synode doppelt ſo groß ſein wie die der geiſtlichen. Für die Verteilung 
derſelben auf die einzelnen Gemeinden beſtehen jedoch auch hier wieder 
verſchiedene Grundſätze: Nach den Kirchenordnungen für Kaſſel und Frank- 
furt hat jede Gemeinde“) einfach doppelt ſoviel weltliche Deputierte in 
die Synode zu entſenden, als ſie ſtimmberechtigte Geiſtliche in ihr hat, 


1) In dieſer zweiten Kategorie können natürlich auch Männer, die Alteſten⸗ 
oder Gemeindevertreterſtellen innehaben, gewählt werden (EO. v. 27. Dez. 1876, 
KGhBl. 1876/77 S. 58 ff.). Ebenſo können hier nicht ſchon an ſich ſtimmberechtigte 
aktive u. emeritierte Geiſtliche wie auch der Patron gewählt werden. Alle hier ge- 
wählten Perſonen, auch der Patron, müſſen jedoch den Wohnſitz innerhalb des 
Synodalkreiſes haben (EO. v. 18. Juli 1874, A. H. 22 S. 295). Daraus, daß 
Alteſte in dieſer Kategorie wählbar find, hat der OK R. dann auch die Konſequenz 
gebogen daß ein in dieſer Kategorie gewähltes Mitglied ſeine Stellung als Synodal⸗ 

eputierter nicht dadurch verliert, daß er ſpäter zum Alteſten gewählt wird 
(KGBl. a. a. O.). 

2) Sind mehrere ſelbſtändige Gemdn. unter einem Pfarramt verbunden, ſo ſind 
ſie berechtigt, aber nicht verpflichtet, für jede Gem. je einen Presbyter zu entſenden; 
nur müſſen ſie b da ſoviel Presbyter deputieren, als Pfarrſtellen vorhanden 
find. Für den Fall, daß nicht für jede Gem. ein Presbyter deputiert wird, ſoll die 
Zahl der Deputierten u. die Riethenfolge, in der dabei die einzelnen KGemdn. 
konkurrieren, durch ein feſtes der Genehmigung der Kr. Syn. und des Konſ. unter⸗ 
liegendes Übereinkommen geregelt werden (KO. $ 35 Abſ. 2). 

3) Nur Tochtergemeinden, die keinen KV. haben (ſ. oben S. 3261), können 
ſich an der Beſendung der Kr. Syn. (gemäß KO. § 45, 3. 3) nicht beteiligen. Im 
übrigen können unter einem Pfarramt verbundene Mutter: oder Tochtergemeinden 
uſammen doch nur „ebenſoviele“ weltliche Abgeordnete entſenden, als ſie geiſtliche 

itglieder aus ihren Kirchenvorſtänden deputieren. Haben ſie alſo zuſammen nur 

einen Geiſtlichen, ſo können ſie auch zuſammen nur einen weltlichen Abgeordneten 

zur Bez. Syn. deputieren, zu welchem Zweck die KVorſtände gemäß § 43 KO. zu⸗ 
ſammentreten werden. So auch Lohmann I S. 50 zu Abſ. 3 Nr. 3, 2. 
4) KO. Hann. luth. K. § 45 Abſ. 2 u. dazu Lohmann 1 S. 51. 

5) Wegen der unter einem Pfarramt vereinigten Gemdn. vgl. unten S. 392 11. 
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und zwar ſind dieſe zur Hälfte aus den Alteſten und zur Hälfte aus den 
Gemeindevertretern oder angeſehenen kirchlich erfahrenen Männern zu 
wählen.!) Nach den anderen Kirchenordnungen dagegen wird die 
eine Hälfte der weltlichen Mitglieder in der Weiſe beſtimmt, daß jede 
Gemeinde?) ſoviel Alteſte oder?) Alteſte und Gemeindevertreter entſendet, 
als ſie ſtimmberechtigte Geiſtliche in der Synode hat. Die andere Hälfte 
dagegen wird aus den angeſehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten 
Männern des Synodalkreiſes von den an Seelenzahl ſtärkeren Gemeinden 
gewählt. Die Beſtimmung dieſer Gemeinden wie die Verteilung der Ab⸗ 
geordneten auf ſie hat unter Berückſichtigung der Seelenzahl ſowie der 
ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe, in den öſtlichen Provinzen durch Be— 
ſchluß der Provinzialſynode nach Anhörung der Kreisſynode, in den 
anderen Rechtsgebieten dagegen durch Beſchluß der betreffenden Kreis⸗ 
ſynode mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtattgefunden.“) 

2. Die Wahl erfolgt in Rheinland-Weſtfalen und der luthe— 
riſchen Kirche Hannovers nur auf eine ordentliche Synodalperiode, 
d. h. für die ordentliche Synode und die bis zum Zuſammentritt der 
nächſten etwa berufenen außerordentlichen Synoden,d) in den übrigen 
Rechtsgebieten auf 36) oder 6 Jahre.?) Jedoch kann der Einzelne, anders 
als in den Organen der Ortsgemeinde, vorzeitig ſein Amt niederlegen, ohne 
daß dies für ihn Rechtsnachteile zur Folge hätte, und er verliert dasſelbe, 
wenn eine Vorausſetzung ſeiner Wählbarkeit hinwegfällt. 

3. Die Wahl wird vollzogen in Rheinland-Weſtfalen allgemein 
und in den öſtlichen Provinzen in kleinen Gemeinden, die keine 
gewählte Vertretung haben, von den Kirchenvorſtänden ), in der luthe⸗ 
riſchen Kirche Hannovers nur von den weltlichen Mitgliedern der 
Kirchenvorſtände, ?) im übrigen von den vereinigten Gemeindeorganen. 10) 1) 

1) KO. Kaſſel § 47 Abſ. 2; Frkf. § 53 Abſ. 1. 

2) Wegen der unter einem Pfarramt vereinigten Gemdn. vgl. unten Anm. 11. 

3) So KO. Wiesb. 8 57; Hann. ref. K. 5 58; Schl.⸗H. § 74; vgl. auch 
Mommſen u. Chalybaeus ©. 146%, 5 

Ab KO. öſtl. Prov. § 50 Z. 3; Schl.⸗H. § 74; Wiesb. § 57 Abi. 2; Hann. ref. K. 
3 58 25 
. 5) KO. Hann. luth. K. 8$ 47, 73 u. dazu Lohmann I S. 50 zu Abſ. 3 Nr. 3. 
KO. RH-W. enthält keine Vorſchrift über die Wahlperiode, deshalb muß hier die 
Synodalperiode als ſolche angenommen werden; jo auch Friedberg S. 368%, 
Müller⸗Schuſter S. 120 Ergzugn. 1. 

6) KO. öſtl. Prov. u. Wiesb. a. a. O.; Frkft. $$ 53, 69. 

5 7) KO. Hann. ref. K. u. Kaſſel a. a. O.; Schl.⸗H. § 74 Abſ. 2 in der Faſſung 
des KG. v. 25. April 1896 (KGBl. Ki S. 53). 

8) KO. Rh.⸗W. §§ 14 f., 35; öſtl. Prov. § 50 Abſ. 2. 

9) KO. Hann. luth. K. § 45 Z. 3. 

10) Wo keine gewählte Gemeindevertretung beſteht, iſt alſo h von 
den öſtl. Prov. die Gemeindeverſammlung hier wahlberechtigt. ommſen⸗ 
Chalybaeus S. 14922. Wo die Gemeindeorgane als ſolche die Synodalwahlen 
vollziehen, alſo überall außerhalb der luth. K. Hannovers, nehmen auch die Geiſt⸗ 


lichen der Gem. an derſelben teil: EO. v. 27. Dez. 1876 (KGBl. S. 58). 
11) Bezüglich mehrerer unter einem Pfarramt verbundener Gemeinden kann 
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Gleichzeitig mit den Abgeordneten werden in Schleswig-Holſtein, 
Hannover (reformierte Kirche) und in den Konſiſtorialbezirken Kaſſel 
und Frankfurt Stellvertreter für dieſe gewählt, während in den übrigen 
Rechtsgebieten erſt, wenn ein gewählter Abgeordneter innerhalb der 
Wahlperiode ausgeſchieden iſt, ein Erſatzmann für die Reſtzeit derſelben 
beſtellt wird. Vorſchriften über die Form der Wahl geben die Kirchen⸗ 
ordnungen regelmäßig nicht!), und ſie ſind auch überflüſſig: ſie vollzieht 
ſich eben wie alle Beſchlußfaſſungen und Wahlen der Gemeindeorgane. 
4. Auch über die Wählbarkeit enthalten die Kirchenordnungen regel⸗ 
mäßig keine weiteren Vorſchriften.?) Soweit Alteſte oder Gemeindevertreter 
zu deputieren find, wären ſolche auch völlig überflüſſig, und ebenſo ſoweit die 


wie in Rheinl.⸗Weſtf. u. der hann. luth. K. (ogl. oben S. 3912) jo auch hier die 
Frage entſtehen, ob jede von ihnen, oder ob alle zuſammen ſoviel weltliche Deputierte 
zu entſenden haben, als ihren Geiſtlichen entſprechen. Die KOrdngn. jagen aus⸗ 
drücklich, „daß jede Gem. ſoviele Mitglieder entſendet, als 5 ſtimmberechtigte 
Geiſtliche in der Syn. hat“. (Die Faſſung iſt in den hier in Betracht kommenden 
KOrdngn eine andere als in KO. Hann. luth. K. § 45 Z. 2 u. 3.) Da nun, wenn 
die Gemeinden zuſammen einen Geiftlichen haben, dieſer Geiſtlicher jeder der beiden 
Gemdn. iſt, jo liegt wohl die Schlußfolgerung nahe, daß dann jede Gem. auch einen 
weltlichen Vertreter entſenden kann. Allein in den KOrdnugn öſtl. Prov., Hann. 
ref. K., Wiesb., Kaſſel u. der Kr. Syn. O. Hohenz. findet ſich dann weiter die Vor⸗ 
ſchrift, daß bei „verbundenen Gemeinden“ die Wahl der weltlichen Abgeordneten 
als gemeinſame Angelegenheit von den vereinigten Organen der Geſamtparochie 
vorzunehmen iſt. Dieſe Vorſchrift aber hat, wie auch der OK R. in feinem Reſkript v. 
20. Juli 1874 (AH. 22 S. 296) annimmt, nur einen Sinn, wenn der Geſetzgeber 
davon ausgeht, daß die vereinigten Gemeinden zuſammen die Zahl von weltlichen Ab- 
geordneten deputieren ſollen, welche ihren gemeinſchaftlichen Geiſtlichen entſpricht, ſodaß 
alſo mehrere Mutter- oder Mutter- und Tochtergemeinden, in denen nur ein! ure 
funktioniert, auch nur einen weltlichen Deputierten in die Kr. Syn. ſchicken dürfen. 
Wie die Vereinigung unter dem Pfarramt im einzelnen beſchaffen iſt, dürfte ganz 
Wie Mie fein, da die KOrdugn hier einfach von „verbundenen Gemeinden“ ſprechen. 
Die Meinung des OK Rats, daß Abſ. 2 § 50 KO. öſtl. Prov. nur die in § 2 Abf. 2 
u. 4 daf. erwähnten (bei weitem wichtigſten) Vereinigungen im Auge habe, entbehrt 
der Begründung, kann übrigens für die anderen KOrdungn überhaupt nicht aufge⸗ 
ſtellt werden, da dieſe beſondere Arten der Verbindung überhaupt nicht erwähnen. 
— Anders iſt die Frage jedoch für Schlesw.⸗Holſt. zu beantworten, deſſen KO. ent- 
ſprechend den Worten des § 74 Abſ. 1 „daß jede Gem. ſoviele 1 5 währt 
in Abf. 2 daſelbſt anordnet, daß die Wahlen „von den Kirchenkollegien jeder Gem. 
vollzogen“ werden, u. eine beſondere Vorſchrift über „verbundene enden nicht 
1 Hier nehmen Mommſen u. Chalybaeus ©. 147° zu Recht an, daß, wenn 
mehrere Gemdn. gemeinſchaftlich einen Pfarrer haben, jede von ihnen ſelbſtändig 
einen weltlichen Vertreter in die Kr. Syn. deputieren kann. 

1) Nur KO. Hann. luth. K. § 45 3.3 u. Kaſſel § 47 Abf. 2 enthalten ſolche. 
Jene ordnet an, daß die Wahlverſammlung, welche hier nicht, wie anderswo, aus 
dem ganzen KV., ſondern nur aus den weltlichen Mitgliedern desſelben beſteht, 
vom Vorſitzenden des KV. geleitet wird. Dieſe ſpezialiſtert die Vorſchriften ihres 
§ 21 für dieſe Wahlen dahin, daß ſie in geheimer Abſtimmung mittelſt Stimmzettel 
vollzogen werden ſollen. 

2) Die eigentümliche Vorſchrift der KO. Hann. ref. K. § 58 Z. 2, nach welcher 
auch Lutheraner zur ref. Bez. Syn. wählbar ſein ſollen, wenn ſie, ohne einer luth. 
K. Gem. anzugehören, ſich tatſächlich zur ref. K. halten, iſt aus dem Umſtande zu 
erklären, daß in einzelnen ref. Gemdn. Oſtfrieslands u. des Herzogtums Bremen 
gedachte Lutheraner gewohnheitsrechtlich als Mitglieder dieſer Gemdn. angeſehen 
wie auch in den Gemeindekirchenrat gewählt werden und man dieſe Lutheraner nicht 
von der Bez. Syn. ausſchließen wollte. Vgl. darüber die bei Gteſe S. 88 mit- 
geteilten Verhdlgn. der Vorſyn. 
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Kirchenordnungen den amtierenden die geweſenen Alteſten oder Gemeinde⸗ 
vertreter gleichſtellen, indem ſie hier wohl unbeſtritten davon ausgehen, 
daß dieſe Perſonen auch jetzt noch die Qualifikation zu den Gemeinde⸗ 
ämtern haben müſſen. Was aber die in der Kategorie der kirchlich er⸗ 
fahrenen und verdienten Männer des Kreiſes!) Wählbaren betrifft, jo 
iſt die Frage, ob jemand kirchlich erfahren und verdient iſt, allerdings 
eine Ermeſſensfrage, deren Bejahung nicht an das Vorhandenſein be⸗ 
ſtimmter geſetzlich fixierter Momente geknüpft werden kann, ſondern der 
freien Entſchließung der Wähler überlaſſen bleiben muß. Dagegen ent⸗ 
halten die meiſten Kirchenordnungen eine offenbare Lücke bezüglich der 
weiteren Frage, ob an dieſe Perſonen nicht noch beſtimmte andere An⸗ 
forderungen zu ſtellen ſind, ob man nicht insbeſondere von ihnen verlangen 
muß, daß ſie, ſoweit dabei nicht die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten 
Gemeinde (überhaupt oder während eines beſtimmten Zeitraums) in Be⸗ 
tracht kommt, die zur Bekleidung eines Alteſten- oder Gemeindevertreter⸗ 
amtes erforderlichen Vorausſetzungen erfüllen, d. h. ein beſtimmtes Alter 
und eine ſelbſtändige Lebensſtellung haben. Nur die Kirchenordnungen für 
Frankfurt und die öſtlichen Provinzen laſſen ſich darüber aus, jene, 
indem ſie für alle zu Wählenden Alteſtenqualität, dieſe, indem ſie das 
30. Lebensjahr verlangt. In gleichem Sinne wird die Frage aber auch 
für die übrigen Kirchenordnungen zu beantworten jein,?) nur daß da, wo 
die erſte Hälfte der Abgeordneten wie aus Alteſten ſo auch aus den Ge⸗ 
meindevertretern genommen werden kann und für letztere eine niedrigere 
Altersgrenze feſtgeſtellt iſt als für erſtere,s) dieſe auch hier maßgebend fein muß. 
5. Die Prüfung der Wahlen“) liegt der Kreisſynode ob. Sie hat 
ſich auf das Wahlverfahren wie auf die Wählbarkeit der Gewählten zu 
erſtrecken; nur das Vorhandenſein kirchlicher Erfahrung und Verdienſte 
iſt der nachprüfenden Beurteilung der Synode entzogen, weil dasſelbe von 
den Wählern nur nach rein ſubjektivem Ermeſſen bejaht ſein konnte.“) 
III. In der lutheriſchen Kirche Hannovers treten zu den unter 
I und II genannten Mitgliedern hinzu zwei Volksſchullehrer von mindeſtens 
30 Jahren, die für drei ordentliche Verſammlungen von den evangeliſch 
lutheriſchen Volksſchullehrern des Bezirks aus ihrer Mitte zu wählen ſind. 
Und außerdem kann noch das Konſiſtorium ein bis zwei Mitglieder der 
Synode ernennen; dieſe ſind gleichfalls für drei ordentliche Verſammlungen 


1) Vgl. oben S. 3911. 

2) Es handelt ſich hier beſonders um das beſtimmte Alter, denn daß Per⸗ 
ſonen in unſelbſtändiger Stellung für die Wahl in Frage kommen, dürfte zu den 
Eile, Ausnahmen gehören. So auch Mommſen u. Chalybaeus S. 148 16, 
Friedberg ©. 370. 

3) So KO. Hann. ref. K. 

4) Die Legitimation der geiſtlichen Mitglieder beruht auf ihrem Amt, über 
deſſen Vorhandenſein allein das Konſ. zu beim hat. EO. v. 9. März 1882 
(KGBl. ©. 46). 

5) ED. v. 6. Okt. 1874 (AH. 22 S. 298). 
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zu deputieren und aus den weltlichen Kirchenkommiſſarien oder in ähnlicher 
Stellung ſtehenden Ortsbeamten zu entnehmen.!) 

In Rheinland-Weſtfalen kann der Präſes der Provinzialſynode 
in jede Kreisſynode der Provinz mit vollem Stimmrecht eintreten.?) 

B. Der Kreisſynodalvorſtand beſtehts) aus dem Präſidenten der 
Synode und aus vier Beiſitzern,“) die die Synode aus ihrer Mitte?) auf 
dieſelbe Zeit wählt, für welche die Synodalmitglieder ſelbſt gewählt werden, 
jedoch ſo, daß der jedesmalige Vorſtand bis zur Wahl des nachfolgenden in 
Wirkſamkeit bleibt. Von den Beiſitzern muß nach einigen Kirchenordnungen 
die Hälfte aus Geiſtlichen beftehen,$) nach anderen mindeſtens einer ein Geiſt⸗ 
licher ſein;) für jeden von ihnen wird von vornherein ein Erſatzmann ge⸗ 
wählt.s) Eine kirchenregimentliche Beſtätigung der Wahlen zum Kreisſynodal⸗ 
vorſtand fordert nur die rheiniſch-weſtfäliſche Kirchenordnung, und zwar für 
die Wahl des Vorſitzenden, der in allen anderen Rechtsgebieten als Super⸗ 
intendent ja direkt von der Kirchenregierung ernannt wird, und für das 
als deſſen Subſtitut gewählte geiſtliche Mitglied-), das ihn nicht nur in 
ſynodalen, ſondern in allen Superintendenturgeſchäften zu vertreten hat 
(ſiehe oben S. 273). 
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I. Die Synode wie ihr Vorſtand erledigen ihre Geſchäfte im Wege 
kollegialiſcher Beratung und Beſchlußfaſſung; nur in den öſtlichen Provinzen, 
in Hohenzollern und in Rheinland-Weſtfalen kann ausnahmsweiſe 
— dort auf Anordnung des Konſiſtoriums, hier des Superintendenten — 
außerhalb der Verſammlung der Synode eine ſchriftliche Abſtimmung über 


1) KO. Hann. luth. K. § 45 Z. 5 u. 6 § 73, Lohmann I S. 51. 

2) KO. Rh.⸗W. § 50 Abſ. 3. r 

3) KO. öſtl. Prov. $ 54; Rh.⸗W. § 36; Schl.⸗H. § 76 (in der Faſſung des KG. 
v. 25. Auguſt 1896); Kaſſel § 53; Frkft. § 55; Wiesb. § 63; Hann. luth. K. § 50; 
ref. K. § 64; Kr. Syn. O. Hohenz. § 6. 

4) Dieſe heißen in den öſtl. Prov. u. in Hohenz. „Aſſeſſoren“. In 
Rheinland⸗Weſtf. heißt „Aſſeſſor“ nur der geiſtliche Beiſitzer, der Subſtitut des 
Präſidenten iſt, der zweite geiſtliche Beiſitzer, der nach der KO. zur Protokollführung 
berufen iſt, heißt hier „Seriba“. 

5) Nicht wählbar ſind jedoch in der luth. K. Hannovers die von dem 
Konſ. und die von den Volksſchullehrern beſtellten Mitglieder der Syn. K. O. § 50: 
„aus den weltl. Abgeordneten der KGemeinden“. Für Rheinland⸗Weſtfalen iſt zu 

eachten, daß hier ebenſo wie in den Gemeindeorganen auch im Kr. Syn. V. nicht nahe 

Verwandte (Vater u. Sohn, Großvater u. Enkel, Brüder) gleichzeitig Mitglieder 

oder Stellvertreter ſein dürfen. Nach KO. Kaſſel § 53 Abf. 3 ſoll in den kon⸗ 

feſſionell gemiſchten Syn. Verbänden bei der Zuſammenſetzung des Kr. Syn. V. auch 

a 1 e denen Konfeſſionen Rückſicht genommmen werden. Ahnlich KO. 
. 8 69. 

6) So KO. Rh.⸗W., Kaſſel, Hann. luth. K. 

7) So KO. öſtl. Prov., Schl.⸗H., Wiesb., Hann. ref. K., Kr. Syn. O. Hohenz.; 
K. O. Frkft enthält keine diesbezügl. Beſtimmungen. 

8) Dieſe Vorſchrift ſteht in KO. öſtl. Prov. u. Kr. Syn. O. Hohenz. 
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einzelne Gegenſtände ſtattfinden;!) eine jehriftliche Abſtimmung im Vor⸗ 
ſtande ſieht dagegen nur die Kirchenordnung für Schleswig-Holſtein vor.?) 

II. Den Vorſitz in der Synode wie im Synodaboorſtande führt, 
abgeſehen von den vereinzelten Ausnahmen, in denen der Präſes von der 
Synode aus ihrer Mitte gewählt wird,?) der Superintendent. Gehören 
mehrere Superintendenten zur Synode, jo iſt der im Ephoralamt)) oder der 
dem Lebensalter nach ältere?) oder auch der von der Synode zum Präſidenten 
(Präſes) Gewählte“) zum Vorſitz berufen. Für die Stellvertretung des 
Vorſitzenden iſt in den Kirchenordnungen verſchiedene, zum Teil auch gar 
keine Vorſehung getroffen. Ein Stellvertreter, der bei jeder Behinderung des 
Superintendenten eintreten kann, iſt in den öſtlichen Provinzen, 
in Hohenzollern, Schleswig-Holſtein, Rheinland-Weſtfalen und 
im Konſiſtorialbezirk Kaſſel vorgeſehen,“ es ſoll dies der oder beim Vor⸗ 
handenſein mehrerer einer der geiſtlichen Beiſitzer des Synodalvorſtandes 
ſein.“) Nur an Vakanzfälle und Fälle dauernder Verhinderung denkt die 
hannoverſche lutheriſche Kirchenordnung und läßt in ſolchen den Synodal- 
vorſitz auf den Superintendenturverweſer übergehen,“) was in den gleichen 
Fällen auch in den öſtlichen Provinzen, in Hohenzollern und Schles— 
wig⸗Holſtein auf beſondere Anordnung des Konſiſtoriums ſtattfinden kann. 
Wo keine geſetzliche Vorſorge für die Stellvertretung im Vorſitz getroffen 
iſt, wird die kirchenregimentliche Aufſichtsbehörde eintretendenfalls für 
dieſelbe zu ſorgen haben; man wird aber auch annehmen können, daß hier, auch 
ohne beſondere Anordnung der Aufſichtsbehörde, der Superintendenturver⸗ 
weſer den Synodalvorſitz übernehmen kann, denn die Führung desſelben iſt 
) K. öſtl. Prov. $ 51 Abs. 2; Rh.⸗W. 8 39. Ausgeſchloſſen tft dieſer Ab⸗ 
ſtimmungsmodus jedoch in den im StG. v. 3. Juni 1876 Art. 2 aufgezählten 
Fällen. Vgl. auch Nitze S. 171%. 

2) § 83. Es ſoll in ſolchem Falle jedoch jedes Ausſchußmitglied die münd- 


liche Beſprechung verlangen können. Derſelbe Grundſatz iſt anerkannt in Bek. des 
a 3. Ausf. d. hann. Bez. Syn. O. v. 18. Jan. 1867 Art. 25 (Lohmann! 
. 126). 


3) und zwar aus den geiſtlichen Synodalmitgliedern im VI. Syn.Bez. der 
hann. ref. K. (KO. § 59) u. in denjenigen Bezirken des Konſ. Wiesb., in denen 
kein Dekan ein Pfarramt bekleidet (KO. § 58); ohne Beſchränkung auf die geiſtlichen 
ale in den Frankfurter Stadt: u. Kreis Syndn. (KO. 88 55, 69) vgl. oben 

990% 

4) KO. öſtl. Prov. § 50 Z. 1. 8 
a 1 85 KO. Wiesb. § 58, der zweitälteſte Dekan iſt Stellvertreter des älteſten im 

orſitz. 

6) KO. Hann. ref. K. § 59. 5 

7) KO. öſtl. Prov. § 54; Rh.⸗W. § 36; Schl.⸗H. § 76; Kaſſel $ 53; Kr. 
Syn. O. Hohenz. § 6; — dazu kommt noch KO. Wiesb., aber nur für den Fall, 
daß mehrere Dekane in der Syn. Sitz u. Stimme haben, ſ. oben Anm. 5 

8) und zwar in Rheinl. Weſtf. ſtets der als Aſſeſſor gewählte Geiſtliche und, 
wenn auch dieſer verhindert iſt, deſſen Stellvertreter, in den öſtl. Prov. Hohenz. u 
Schleswig⸗Holſtein der von den mehreren geiſtlichen Beiſitzern an erſter Stelle Gewählte. 

9) KO. Hann. luth. K. § 45 Z. 1 Gehören mehrere Sup. zur Syn., dann 
kann auf Grund des § 44 Abſ. 3 jedenfalls auch die Anordnung getroffen werden, 
daß derjenige Sup., der nicht Vorſitzender der Syn. iſt, dieſen in Behinderungs⸗ 
fällen vertritt. 
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Aufgabe des Superintendenten als ſolchen und als Superintendent fungiert, 
wo ein Superintendenturverweſer beſtellt iſt, eben dieſer in allen Be⸗ 
ziehungen, ſofern nicht durch eine lex specialis (wie dies z. B. die Kirchen⸗ 
ordnungen für die öſtlichen Provinzen und Schleswig⸗Holſtein getan haben) 
für einzelne Angelegenheiten etwas anderes beſtimmt iſt. 

Der Vorſitzende beruft, eröffnet und ſchließt die Synode und ladet, 
wenn dieſe nicht verſammelt iſt, den Vorſtand zur Sitzung ein. Er hat 
zu ſorgen für eine ordentliche Vorbereitung der Synodalvorlagen, die er 
auf die Mitglieder des Kreisſynodalvorſtandes und andere geeignete 
Synodalen verteilen kann. Er ſorgt für die Ausführung der von den 
Synodalorganen gefaßten Beſchlüſſe und vermittelt den Verkehr derſelben 
mit Dritten. Er leitet die Verhandlungen in den Vorſtandsſitzungen wie 
in der Synode, !) kann ſich jedoch nach einzelnen Kirchenordnungen?) im 
Vorſitz auf der Synode ohne Rückſicht auf die ſonſtigen Vorſchriften über 
ſeine Stellvertretung durch einen anderen Synodalen vertreten laſſen. 

III. Der Kreisſynodalvorſtand wie die Synode können ſich nur auf 
Berufung?) verſammeln, jener tritt zuſammen, fo oft es die Geſchäfte er⸗ 
fordern, dieſe einmal jährlich“) oder doch in jedem zweiten Jahre einmal?) 
zur ordentlichen Sitzung. 

Über den Ort ihres Zuſammentritts hat die Kreisſynode nach den 
meiſten Kirchenordnungen“) ſelbſt zu beſchließen; wo ihr dies Recht nicht 
eingeräumt iſt, muß das Organ, dem die Berufung zuſteht, für befugt 
erachtet werden, über Ort und Zeit des Zuſammentritts zu beſtimmen, 
das von der höheren Kirchenregimentsbehörde wieder weitere diesbezügliche 
Anweiſungen erhalten kann.“) Zu einer außerordentlichen Verſammlung 
kann die Synode außerhalb der rheiniſch-weſtfäliſchen Provinziallirche nur 
auf Anordnung oder mit Genehmigung des Konſiſtoriums berufen werden.“) 

) KO. öſtl. Prov. $ 52; Rh.⸗W. $ 38 1 u. 6, §8 39, 40; Schl. 
Hohen 9 8 Wilsb. $ 59; ae ER en iu K. 1 K. 10 Syn. . 
ohenz. $ 

2 . öſtl. Prov. u. Hann. luth. K.; Kr. Syn. O. Hohenz. a. a. O. 

3) Über die Form u. Zeit dieſer nur vereinzelte Lage in KO. Rh.⸗W. 
8 39; Schl.⸗H. §§ 77, 78; Frkft. $ 56; vgl. a Hann. luth. K. § 48 u. Ausf.⸗Bek. 
zur hann. Bez. Syn. O. v. 18. Jan. 1867 Art. 6 

4) KO. öſtl. Prov. § 51; Rh.⸗W. 87895 Müller- Schuſter S. 1213); Kafjel 
§ 50 (die anni kann mit Genehmigung des Kon. ausgeſetzt werden); 
Wiesb. § 60; Frkft. § 57 (Ausſetzung der Jahresverſammlung mit Genehm. des 
Konf. zuläſſig) $ 69; Hann. luth. K. § 47 (hier kann die Syn. ese 10 5 
S En zur ordentl. Verſammlung berufen werden ſoll); ref. K. 8 61; 

5) KO. hl er STD Saflung d. KG. v. 25. April 1896; ſiehe auch 
vorige Anm. 00 . KO. Hann. I K. 

6) Schl. H. (hier ſoll Ks der Vorſtand beſchließen), Rh.⸗W., Wiesb., 
Kaſſel, ‚sa Hann. ref. 

Vgl. Ausf. ek. 8 Hann. Bez. Syn. O. v. 18. Jan. 1867 Art. 4, 5 auch 
9b S. 512, 


8) KO. Schl.⸗H. 79; Hann. Yut 1 49; öſtl. Prov., Kaſſel, Wies b., Frkft. 
Hann. ref. K 4 5 05 5 Oben 4 5. 8 ſtl. P fiel, Frkft., 
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Die Dauer der Verſammlung der Synode iſt in den meiſten Kirchen⸗ 
ordnungen auf ein oder zwei Tage beſchränkt.!) Die Verhandlungen der 
Synode find mit Gebet zu eröffnen und zu ſchließen.?) Sie find entweder 
öffentliche, es kann dann jedoch die Offentlichkeit durch Beſchluß der Synode 
für einzelne Gegenſtände der Beratung ausgeſchloſſen werden;?) oder der 
Zutritt zu ihnen ſteht nur einem begrenzten Perſonenkreiſe offen.“) Nach 
allen Kirchenordnungen können überdies die oben Seite 390 erwähnten 
Geiſtlichen und gewiſſe Mitglieder der Kirchenregimentsbehörden und höheren 
Synodalorgane mit der Befugnis das Wort zu ergreifen und Anträge 
zu ſtellen, jedoch ohne Stimmrecht, an den Verhandlungen der Kreisſynode 
teilnehmen.“) 


Über die Beſchlußfähigkeit des Kreisſynodalvorſtandes fehlt es an Vor⸗ 
ſchriften in den Kirchenordnungen für Kaſſel und die reformierte Kirche 
Hannovers, im übrigen wird verlangt, daß mindeſtens drei Mitglieder 
einſchließlich des Vorſitzenden an der Beſchlußfaſſung teilnehmen.“) Die 
Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Gleichheit der Stimmen 


1) 2 Tage: KO. öſtl. Prov. $ 51; Schl.⸗H. § 77 (3 Tage erfordert Zuſtimmung 
des Propſtes, längere Zeit des Kons.); Kr. Syn. O. Hohenz. § 3. 1 Tag: KO. Kaſſel 
§ 50 (nur der Regel nach); Wiesb. $ 60; Hann. ref. K. $ 61; bezügl. der luth. K. 
Ausf.⸗Bek. v. 18. Jan. 1867 Art. 19. 

2) Über vorangehenden Gottesdienſt bezw. Fürbitte für die Syn. in den 
Gemeinden vgl.: KO. Rh.⸗W. § 40; Ausf.⸗Bek. z. hann. Bez. Syn. O. v. 18. Jan. 
1867 Art. 11; KO. Schl.⸗H. § 78. 


5 KO. Schl.⸗H. § 100; Kaſſel § 50; Wiesb. § 60; Frkft. § 57; Hann. ref. 


4) KO. öſtl. Prov. $ 56 (Hier haben nach geſetzl. Vorſchrift als Gäſte Zutritt: 
Die Kandidaten u. nicht ordinierten Geiſtlichen des Syn. Kreiſes, die Alteſten des⸗ 
ſelben, die ev. Kirchenpatrone, die ev. Mitglieder der an der Kirchenverwaltung 
beteiligten Kreis⸗ u. Prov.⸗Behörden, ſowie der Zentralbehörden. Außerdem kann 
der Kr. Syn. V. nach Ermeſſen noch andere Perſonen als Hörer zulaſſen. Ebenſo 
Kr. Syn. O. Hohenz. § 8); Rh.⸗W. § 40 Zuſ. nach KG. v. 27. April 1891 (hier 
werden zugelaſſen die Kandidaten, ſämtliche Mitglieder der Presbyterien u. andere 
Perſonen a eſchluß der Syn., Müller-Schufter ©. 122789); Hann. luth. K. 
§ 75 u. Ausf.⸗Bek. v. 18. Jan. 1867 Art 23 (hier find zugelaſſen die Kandidaten, 
Kirchenvorſteher u. Lehrer des Bezirks). 

5) Alle Mitglieder des Konf.: nach KO. Rh.⸗W. § 52 b u. Schl.⸗H. § 100; 
der General⸗Sup.: nach KO. öſtl. Prov. $ 56; Hann. luth. K. § 46; ref. K. § 58; 
Wiesb. § 57; Kr. Syn. O. Hohenz. § 8 u. außerdem ein vom Konſ. abgeordnetes 
Mitglied: nach KO. öſtl. Prov., Hann. ref. K., Wiesb., Kr. Syn. O. Hohenz.; der 
Präſes der Prov. Syn.: nach KO. öſtl. Prov.; Deputierte der Prov. Syn. nach KO. 
Rh.⸗W. $ 35, nach der der Präſes ordentl. Milglied iſt, ſ. oben S. 395; alle Mitglieder 
des Vorſtandes 11 Synodalſtufe nach KO. Hann. ref. K., Wiesb.; die Dekane 
ohne Pfarramt nach KO. Wiesb. 

6) So KO. öſtl. Prov. $ 55 a. E. in der Faſſung des KG. v. 9. März 1891; 
Rh.⸗W. § 36 letzter Abſ. i. d. Faſſung des KG. v. 27. April 1891; Hann. luth. K. 
$ 50 u. Schl.⸗H. $ 83 mit dem Zuſatz, daß unter den Abſtimmenden ſich immer 
wenigſtens ein weltliches u. ein geiſtliches Mitglied befinden muß, welcher Vorſchrift 
auch dann genügt iſt, wenn außer dem Vorſitzenden zwei weltliche Mitglieder an⸗ 
weſend find; Wiesb. § 64 u. Frkft. § 60, beide jedoch mit der Modifikation, daß 
50 55 1 0 Fällen die Teilnahme von vier Mitgliedern verlangen; Kr. Syn. O. 

ohenz. a. E. 
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entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden.!) Ausfertigungen der Beſchlüſſe 
ergehen unter der Unterſchrift des Vorſitzenden.?) Eine Disziplinarent⸗ 
ſcheidung darf nur nach Vernehmung des Beſchuldigten und in einer 
ſchriftlich mit Gründen abzufaſſenden Reſolution gefällt werden. Die 
Aufnahme eines Protokolls über die Sitzung iſt nicht geſetzlich angeordnet, 
jedoch üblich und im Inteſſe eines geordneten Geſchäftsganges geboten.?) 

Die Synode iſt beſchlußfähig in Schleswig-Holſtein und der 
lutheriſchen Kirche Hannovers bei Anweſenheit der Hälfte,) in den 
übrigen Rechtsgebieten bei Anweſenheit von zwei Drittel der Mit⸗ 
glieder.5)6) Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen der an⸗ 
weſenden Mitglieder gefaßt;?) bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden.s) Ebenſo werden Wahlhandlungen vorgenommen; ſtellt 
ſich bei dieſen zunächſt relative Majorität heraus, ſo ſind ſie durch engere 
Wahl bis zur Erreichung abſoluter Majorität fortzuſetzen; ergibt ſich bei 
ihnen Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Los. 

Die Ausfertigung und die Protokollierung der Beſchlüſſe der Synode 
erfolgt ebenſo wie die der Beſchlüſſe des Synodalvorſtandes. Bezüglich 
näherer Regelung des Geſchäftsganges verweiſen einzelne Kirchenordnungen 


1) Dies iſt in keiner KO. ausdrücklich geſagt, kann aber daraus geſchloſſen 
werden, daß der Vorſitzende auch in der Syn. den Stichentſcheid hat, vgl. auch Bek. 
des Gen.⸗Gouv. v. 18. Jan. 1867 z. Ausf. der hann. Bez. Syn. O. Art. 26. 

2) So ausdrücklich KO. Schl.⸗H. § 83 a. E., auch ſonſt ſelbſtverſtändlich, 
ſoweit nicht der Ausſchuß etwas anderes beſchließt oder Geſchäftsregulative anderes 
beſtimmen, vgl. auch die in voriger Anm. zit. Bek. Art. 28. 

3) Vgl. die zit. Bek. Art. 29, Mommſen u. Chalybaeus S. 1736; Müller- 
Schuſter S. 96 Ergz. 3. 

4) KO. Schl.⸗H. § 102; Hann. luth. K. § 77. ; 

5) KO. öſtl. Prov. § 52; Rh.⸗W. § 41; Hann. ref. K. § 62; Wiesb. § 61; 
Kaſſel § 51; Frkft. § 58; Kr. Syn. O. Hohenz. § 4. 

6) Der Fall, daß auf Einladung des Vorſttzenden die zur Beſchlußfaſſung 
erforderliche Anzahl von Mitgliedern nicht erſchienen iſt, iſt nur in KOrdngn. Kaſſel u. 
Frkft. vorgeſeheu, nach denen dann eine zweite Verſammlung zu N iſt, 
in der die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl beſchlußfähig ſind. Dieſer 
Grundſatz kann auf andere Rechtsgebiete nicht ohne weiteres ausgedehnt werden 
hier wird auch die 1 Verſammlung nicht beſchließen können, wenn zu ihr nich 
die vorgeſchriebene Mitgliederzahl erſchienen 11 Sollte auf wiederholte Einladungen 
die erforderliche Anzahl nicht erſcheinen, ſo kann einſtweilen ein Beſchluß der Syn. 
nicht herbeigeführt werden; in den Fällen, in denen ſie entſcheidende Kompetenz 
hat, werden dann regelmäßig die Vorausſetzungen für die Beſchlußfaſſung des 
Kr. Syn. V. an Stelle der Syn. gegeben fein. (In Rheinland.Weſtf. könnten die 
Ausbleibenden nach § 127 KO. übrigens mit Ordnungsſtrafen belegt werden). 

7) Dabei hat der OK R. den im Eu, nicht ausdrücklich ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt, daß kein Synodaler mehr als eine Stimme führen darf, ſo nicht 
der Vorſitzende, wenn er der Regel nach zugleich als Pfarrer des Kirchenkreiſes 
Mitglied der Syn. iſt (KO. öſtl. Prov. $ 50 3. 2); nicht der Pfarrer zweier Gemeinden, 
deren jede für ſich weltliche Abgeordnete zu entjenden hat (daf. 3. 3); nicht der 
Geiſtliche, der neben ſeinem eigenen Pfarramt ein anderes vikariſch verwaltet. 
EO. v. 20. u. 21. Juli 1874, AH. 22 S. 296, 298. 

99 Nicht fo in Frkft. u. der luth. Kirche Hannovers, wo bei Stimmengleich⸗ 
heit der Antrag als abgelehnt gilt. KO. Frkft. a. a. O., zit. Bek. des Gen.⸗Gouv. 
zur hann. Bez. Syn. O. Art. 22. 
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auf die Geſchäftsordnung, die die Synoden ſich ſelbſt geben können!) oder 
von der Kirchenregierung erhalten haben.?) Vereinzelt daſtehende Vor⸗ 
ſchriften enthält endlich noch die Kirchenordnung für Kaſſel ($ 52 a. E.) 
bezüglich der ſynodalen Beſchlußfaſſung über Liturgie, Geſangbücher, 
Katechismen und Agenden. Bei dieſer ſollen einmal nur die anweſenden 
Geiſtlichen und eine der Zahl derſelben entſprechende Zahl von Kirchen⸗ 
älteſten eine entſcheidende, die übrigen weltlichen Mitglieder nur eine be⸗ 
ratende Stimme haben. Sodann ſollen in Diözeſanſynoden von gemiſchter 
Konfeſſion für dieſe Beſchlußfaſſungen die Angehörigen der verſchiedenen 
Konfeſſionen (Reformierte, Lutheraner, Unierte) beſondere Abteilungen 
bilden, deren jede nur für die konfeſſionsangehörigen Gemeinden ihres 
Bezirks beſchließt. 
§ 38. 
Der Wirkungskreis der Organe der Kreisgemeinde?) 

iſt in den Kirchenordnungen durch Aufzählung ihrer einzelnen Befugniſſe 
beſtimmt. Dieſe Aufzählung iſt a priori als eine erſchöpfende gedacht, 
was ſchon daraus hervorgeht, daß beſondere Vorſchriften über die Er⸗ 
weiterung des ſo umſchriebenen Wirkungskreiſes gegeben ſind, die nur durch 
die Kirchenregierung im Einverſtändnis mit der betreffenden Kreisſynode 
erfolgen kann. Allein begrenzt iſt die Tätigkeit der Kreisgemeindeorgane 
durch dieſe Aufzählungen doch nur inſofern, als ſie nur in den hier ge⸗ 
nannten Angelegenheiten Beſchlüſſe faſſen und nach außen hin handelnd 
auftreten dürfen; in ihrem Schoße beraten und erwägen können ſie alle 
kirchlichen und ſittlichen Zuſtände und Verhältniſſe im Kreiſe. Dieſe all⸗ 
gemeine Befugnis der Kreisſynode iſt in einzelnen Kirchenordnungen aus⸗ 
drücklich erwähnt,“) fie verſteht ſich aber auch für die anderen Rechtsgebiete 
von ſelbſt, indem die Kreisſynoden nur, wenn ſie in dieſer Weiſe das 
ganze kirchliche Leben ihres Bezirkes beachten, den ihnen einzeln zugewieſenen 
Aufgaben gerecht werden können; wie denn auch die meiſten Kirchen⸗ 
ordnungen“) die Vorſchrift enthalten, daß der Superintendent oder der 
Synodalvorſtand der Synode bei ihrem jedesmaligen Zuſammentritt zu 
ordentlicher Verſammlung einen Bericht über die kirchlichen und ſittlichen 
Zuſtände zu erſtatten und wichtige amtliche Erfahrungen und Beobachtungen 
aus dem verfloſſenen Zeitraum mitzuteilen hat. Im übrigen überweiſen 
die Kirchenordnungen: 


1) KO. Schl.⸗H. § 103 (dazu e u. Chalybaeus S. 2081); Rh.⸗W. 
8 40 a 18 Müller⸗Schuſter S. 386). 

O. Hann. 5 10 K. § 78; Frkft. § 65 (dazu St. G. v. 28. Sept. 1899 
Art. ii N l Vdg. v. 6. Nov. 1899 Art. 1 8095 
3) Vgl. oben S. 385 f. 
4) KO. Hann. luth. K. 9 3.1 „Schl.⸗H. $ 
5 KO. 115 Prov. § 53 Z. 3 Hänn. 115 K. 

u. 


81 16 
8 5 Z. 1; Kaſſel § 52 3. 6; 
Wiesb. § 62 Z. 1; Frkft. $ 59 1; Hann. luth. „H. a. a. O. 
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A. der Synode 


1. die Erledigung der vom Konſiſtorium oder der höheren Synodal⸗ 
ſtufe ihr zugehenden Vorlagen.!) 

Die Synode kann von den gedachten Inſtanzen jederzeit gutachtlich 
vernommen und muß nach einzelnen Kirchenordnungen von der Kirchen⸗ 
regierung gehört werden, wenn dieſe wichtige, gerade den Kreis angehende 
Anordnungen und Einrichtungen treffen will?) oder insbeſondere, wenn die 
Grenzen des Synodalbezirks?) oder die Grenzen der von ihm umfaßten 
Parochialbezirke“) geändert werden ſollen. Damit iſt der Synode die 
wichtige Aufgabe zugedacht, Kenntnis von den lokalen Bedürfniſſen und 
Einrichtungen nach oben zu vermitteln und ſo die Fühlung zwiſchen den zu⸗ 
nächſt die Allgemeinheit im Auge habenden höheren kirchlichen Leitungs⸗ 
organen und den individuellen Lebensverhältniſſen herzuſtellen.) Und 
um dieſelbe Aufgabe handelt es ſich, wenn der Synode weiter über— 
tragen iſt: 

2. die Beratung von Anträgen an das Konſiſtorium und die nächſt⸗ 
höhere Synode, die von Mitgliedern der Synode eingebracht ſind,s) oder 
von Kirchenvorſtänden oder einzelnen Gemeindegliedern des Synodalbezirks 


1) Die Erledigung einer Vorlage ſetzt voraus einen Beſchluß über den 
materiellen Inhalt derſelben. Die Syn. kann alſo nicht über eine Vorlage des 
Konf. zur Tagesordnung übergehen. 

2) KO. Hann. luth. K. § 52; Schl.⸗H. § 81 a. E. 

3) Vgl. oben S. 384. 

4) KO. Schl.⸗H. a. a. O.; gilt auch für die luth. K. Hannovers und folgt 
für dieſe aus § 52 der KO., 15 auch Friedberg S. 288850. 

5) Vgl. Niedner im Verw. Arch. XI S. 41, 97 ff. 

6) Nur an dieſe kirchlichen Inſtanzen kann die Kr. Syn. ſich mit Anträgen 
wenden. Das Recht, Petitionen beim Land⸗ oder Reichstage anzubringen, hat ſte 
nicht (EO. v. 27. Febr. 1899 Nr. 1373, Woltersdorf, Ztſchr. XXXII, ©. 253). 
Inhaltlich müſſen die Anträge Angelegenheiten des Synodalbezirks, das ſind An⸗ 
gelegenheiten des Bezirks als ganzen oder der zu ihm gehörigen Einzelgemeinden, 
auch Angelegenheiten, die über den Bezirk hinaus Bedeutung haben, wenn nur 
zugleich der Bez. als ſolcher ein Intereſſe an ihnen hat (richtig OVG. im Erk. v. 
26. Mai 1899, Entſch. XXXVI S. 193), zu ihrem Gegenſtand haben Dies iſt in 
der KO. Schl.⸗H. § 81 3. 2 ausdrücklich betont, muß aber auch für die anderen 
KOrdngn. gelten. Die Kr. Syn. iſt lediglich Organ der Kr. Gemeinde und hat daher 
die Intereſſen dieſer und ihrer Glieder wahrzunehmen, kann aber mangels be⸗ 
ſonderer Beſtimmung nicht für befugt erachtet werden, weiterreichende Intereſſen, 
Angelegenheiten der Landeskirche zu vertreten. Die Anſicht hat ſ. Z. auch der 
OK R. (a. a. O.) und auf der letzten hann. Landesſyn. (1900) auch das hann. 
Landeskonſ. vertreten. Franke (Ztſchr. XXXII S. 369) tft im Unrecht, wenn er 
meint, aus dem Wortlaut der KO. Hann. luth. K. § 51 3.2: „Der Wirkungskreis der 
Bez. Syn. umfaßt Wahrnehmung des kirchl. Intereſſes durch Einbringung darauf 
bezügl. Anträge“ folge, da keine Einſchränkung gemacht ſei, das Recht der Kr. Syn. 
das allgemeine kirchliche Intereſſe zu vertreten. Die vermißte Einſchränkung ergibt 
ſich aus der allgem. Stellung der Syn. als Organ der Kr. Gemeinde. Im Irrtum 
allerdings befand ſich das Landeskonſ., wenn es weiter die Auffaſſung vertrat, daß 
es berechtigt ſei, zu weit gehende Anträge der Bez. Syn., die ihm gemäß § 51 a. a. O. 
zur Vermittelung an die Landesſyn. übergeben ſind, unübermittelt zu laſſen: 
Dem Konſ. iſt a. a. O. die Vermittelung des Antrags aufg 1 damit aber keine 
Entſcheidung über denſelben eingeräumt (jo ſchon Prot. d. Vor. Syn. I S. 396). 
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ausgehen und der Synode zur Befürwortung und Übermittelung unter⸗ 
breitet ſind. “) 

3. nach einzelnen Kirchenordnungen?) hat die Synode neben den 
landesherrlichen Kirchenregimentsorganen Mitaufſicht über die Geiſtlichen, 
Kandidaten, niederen Kirchendiener wie die Alteſten und Gemeindevertreter 
des Bezirks, jedoch nur mit dem Rechte zu ermahnen und zu warnen und, 
wenn dies fruchtlos bleibt, die Sache der zuſtändigen Disziplinarbehörde 
(Kreisſynodalausſchuß oder Konſiſtorium) vorzulegen; vereinzelt auch eine 
weiterreichende Disziplinargewalt I. Inſtanz über die Mitglieder der Ge⸗ 
meindeorgane?) und die Entſcheidung I. Inſtanz über ſtreitiges Wahlrecht 
und Wählbarkeit;?) und nach anderen Kirchenordnungen?) wieder die 
zweitinſtanzliche Entſcheidung in Disziplinarſachen, in denen in I. Inſtanz 
die Organe der Einzelgemeinde zuſtändig waren. 

4. die Mitaufſicht über die in den Kirchengemeinden beſtehenden Ein⸗ 
richtungen für chriſtliche Liebeswerke, ſowie die Verwaltung und Leitung 
der den Kirchengemeinden des Kreiſes gemeinſamen derartigen Inſtitute, 
jedoch unbeſchadet abweichender ſtatutariſcher Ordnung.“) 

5. die Aufſicht „über die Verwaltung des Kirchen-, Pfarr⸗ und 
kirchlichen Stiftungsvermögens“ “) in den einzelnen Gemeinden des Kreiſes, 


1) Die Frage, ob die Syn. verpflichtet iſt, in eine materielle Beratung ſolcher 
Anträge einzutreten oder über ſie zur Tagesordnung hinweggehen kann, dürfte für 
die meiſten KOrdngn. im erſteren Sinn zu entſcheiden ſein. Wenn man erwägt, 
wie die KOrdagn. die Beratung dieſer Anträge unter der Reihe von „Befugniſſen 
und Obliegenheiten“ nennen, die ſie den Syn. zuweiſen, und wie es ſich hier überall 
um Kompetenzen handelt, zu deren Wahrnehmung die Syn. nicht nur berechtigt, 
ſondern auch verpflichtet iſt, ſo wird man auch annehmen müſſen, daß die Syn. 
ſich einer materiellen Beratung dieſer Anträge nicht entziehen kann, denn der Pflicht 
der „Beratung von Anträgen“ wird nicht dadurch genügt, daß über ſie zur Tages- 
ordnung übergegangen wird. Anders liegt die Frage für die KOrdngn., welche von 
dieſer Kompetenz der Syn. überhaupt nicht ausdrücklich reden, ſie nur daraus ent⸗ 
nehmen laſſen, daß ſie den Kirchenvorſtänden das Recht zuſprechen, ſich mit An⸗ 
trägen an die Synode zu wenden (KO. Schl. H. § 49 u. 81). Hier wird ſich die gedachte 
Pflicht der Syn. nicht konſtruieren laſſen. Sie allein hat aber darüber zu ent⸗ 
ſcheiden, ob ſie matertell zur Sache Stellung nehmen will oder nicht, ſodaß der 
Vorſitzende der Syn. den Antrag, ſofern er nicht mit formellen Mängeln behaftet 
iſt, nicht von ſich aus von der Tagesordnung ausſchließen darf; vgl. auch Mommſen 
u. Chalybaeus S. 1594. 

2) KO. öſtl. Prov. $ 53; Rh.⸗W. § 37 b; Schl.⸗H. § 81 3. 3. 

3) KO. Hann. luth. K. § 51 Z. 5. Auch KO. Rh.⸗W. weiſt der Kr. Syn. § 37 0 
zu „die Handhabung der Kirchendisziplin innerhalb der geſetzlichen Grenzen 
($ 118-128)“, 111 dann jedoch in dieſen §§ u. den zu derſelben ergangenen Ausf. 
Vorſchriften lediglich dem Kr. Syn. V. die einzelnen disziplinariſchen Kompetenzen bet. 

4) KO. Hann. luth. K. § 51 3. 3. 

5) KO. öſtl. Prov. $ 53 Z. 4; Hann. ref. K. § 63 Z. 4; Wiesb. § 62 Z. 4. 

6) KO. öſtl. Prov. $ 53 Z. 5; Hann. ref. K. § 63 Z. 5; Wiesb. § 62 Z. 5; 
Kaſſel § 52 Z. 4; Frkft. § 59 3.4 — Nach Rh.⸗W. § 37 e Verwaltung der 
Predigerwitwenkaſſe des Kreiſes. 5 

7) So KO. Schl.⸗H. § 81 3. 4, wobei es zweifelhaft jein kann, ob unter „kirchl. 
Stiftungsvermögen“ nur das Vermögen von kirchl. Lokalſtiftungen, die von einem 
Kirchengemeindevorſtand verwaltet werden, verſtanden werden ſoll, oder auch ſolche 
kirchlichen Stiftungen, die ſtiftungsgemäß durch eigene Organe vertreten werden 
(vgl. $ 48 d. KO.). Die KO. öſtl. Prov. $ 53 Z. 6 Abf. 2 u. Kr. Syn. O. Hohenz. 
$ 5 Z. 6 dagegen haben ausdrücklich auch die „durch eigene Vorſtände vertretenen 
lokalen und allgemeinen kirchlichen Stiftungen“ der Aufficht der Kr. Syn. Organe 
unterſtellt, während die übrigen KOrdngn dieſe Stiftungen wieder zweifellos dieſer 
Aufſicht nicht unterſtellen, indem fie dieſelbe nur „über die Verwaltung des Pfarr⸗ 
und Kirchenvermögens der Gemeinden“ zulaſſen. 


$ 38. Der Wirkungskreis der Organe der Kreisgemeinde. 403 


welche nach den Kirchenordnungen für die öſtlichen Provinzen 
und Hohenzollern durch Prüfung des Kaſſen- und Rechnungsweſens, 
Kenntnisnahme von den einzelnen Verwaltungen und Anordnung der Be⸗ 
ſeitigung etwaiger Mißſtände zu üben iſt,!) nach anderen Kirchen⸗ 
ordnungen als neben der Aufſicht des Konſiſtoriums ſtehende Mitaufſicht 
über die laufende Verwaltung gedacht iſt, deren Handhabung durch die 
Vermögens⸗Verwaltungsordnungen näher beſtimmt iſt,?) und in der be⸗ 
ſonders auch das Recht liegt, zu wichtigen einzelnen Verwaltungsmaßnahmen 
die Genehmigung zu erteilen oder zu verſagen.?) Dieſe Aufſicht kann die 
Synode übrigens auch durch einen beſonderen Ausſchuß ausüben, was 
für die öſtlichen Provinzen und Hohenzollern durch die Kirchen⸗ 
ordnung, für andere Gebiete durch die Verwaltungsordnungen vorgeſehen iſt. s) 

6. die Prüfung ſtatutariſcher Ordnungen der Einzelgemeinden, ſowie die 
Errichtung ſolcher Ordnungen für die Kreisgemeinde, die in das Geſchäfts⸗ 
gebiet der Synode fallende Angelegenheiten betreffen.“) 

7. vereinzelt: die Mitwirkung bei der Organiſation der Einzelgemeinden 
durch Beſtimmung der Zuſammenſetzung der engeren und weiteren Ge⸗ 
meindevertretung und deren Mitgliederzahl,?) durch Leitung der Pfarr⸗ 
wahlen“) oder durch Wahl der Kirchenvorſteher.“ 

8. die Prüfung der Legitimation ihrer Mitglieder und Entſcheidung über 
den Verluſt der Synodalfähigkeit;?) Wahl des Kreisſynodalvorſtandes;“) 
Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit ihres nächſten Zuſammentritts; 10) Ver⸗ 
waltung der Kreisſynodalkaſſe, die ſich erſchöpfen wird in der Auſſtellung 
der allgemeinen Verwaltungsgrundſätze, Beſtellung des Synodalrechners 
und Feſtſtellung des Kaſſenetats; Verteilung der zur Kreisſynodalkaſſe 
erforderlichen Beiträge der Kirchenkaſſen und Gemeinden. “) 

9. Wahl der Abgeordneten zur nächſt höheren Synodalſtufe. 12) 

Der Wirkungskreis 

B. des Kreisſynodalvorſtandes 
iſt ebenſo wie der der Synode wohl im großen ganzen aber nicht im 
einzelnen von den Kirchenordnungen übereinſtimmend fixiert, insbeſondere 


1) KO. öſtl. Prov. 53 3. 5 u. Vermögens-Verw. O. f. d. öſtl. Prov. §§ 83 
bis 87: Kr. Syn. O. Hohenz. $ 

2) KO. Rh.⸗W. $ wa, Sit „H. § 81 3. 4; Wiesb. $ 62 Z. 6; Fıfft. 
$ 59 3. 5; Hann. ref. K. § 6 

3) Vgl. 3. B. Veil gen Verw. O. f. Weſtfalen §§ 3, 5. (Müller⸗Schuſter 


3.55 N KO. An Prov. § 53 Z. 8; Hann. ref. K. 63 Z. 9; Wiesb. § 62 Z. 9; Frkft. 
8 59 Z. 8; § 43 4 
5) K OD. Schl. H. § 81 3. 6; Wiesb. $ 62 3. 7 Frlſt. g 59 3. 6. 

6) KO. Rh.⸗W. § 37L. 7) KO. Hann. luth. K. § 51 3. 4 oben S. 350. 

8) KD. Hann. luth. K. § 71; ref. K. § 63 3. 11; Schl.⸗H. 3595 Wies b. § 623.11; 
Frkft. § 59 Z. 9; Kaſſel $ 52 3. 3; dasſelbe muß auch für die Gebiete der KO. öſtl. Prov. 
u. Rh.⸗W. gelten wenngleich es hier an einer ausdrücklichen Vorſchrift fehlt, vgl. 
oben S. 394 u. Goßner ©. 1011068. 

9) Vgl. oben S. 395 u. KO. öſtl. Prov. § 53 Z. 9; Rh.⸗W. § 37 g; Hann. luth. 

2.8 0; ref. 8 5 63 3. 12; ShL-9.$ 81 3.7; Wiesb. $ 62 3. 12; Kaſſel $ 52 8. 2; 


482/86. 


120 KO. en u 381 5 . 37 
Wiesb. § 62 2. 12; Kaſſel $ 52 2. 2; hm 5 u 3. 1 
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entſtehen auch dadurch Differenzen unter ihnen, daß Geſchäfte, die die eine 
der Synode überträgt, die andere dem Vorſtande überweiſt, wodurch ins⸗ 
beſondere die Kirchenordnung für Kaſſel zu einem ſehr umfangreichen 
Geſchäftskreis des Kreisſynodalvorſtandes gelangt. Nach allen Kirchen⸗ 
ordnungen mit Ausnahme der rheiniſch⸗weſtfäliſchen laſſen ſich die Ge⸗ 
ſchäfte des Kreisſynodalvorſtandes in drei Kategorien zerlegen. Er hat 
nämlich i 

J. eigentliche Vorſtandsfunktionen in Beziehung auf die Kreisiynode, 
das ſind: ) 

1. Unterſtützung des Vorſitzenden in ſeiner Geſchäftsführung. 

2. Sorge für die Aufzeichnung, Redaktion und Beglaubigung der 
pe zu welchem Behuf er unter ſeiner Verantwortung auch einige 

ynodalmitglieder zur Unterſtützung zuziehen kann. 

3. Beförderung der Synodalprotokolle an das Konſiſtorium und 
Ausführung der von dieſem beſtätigten Beſchlüſſe, ſoweit ihm dieſelbe auf⸗ 
getragen wird. 

4. Vorbereitung der einzelnen Synodalverſammlungen, insbeſondere 
durch Inſtruktion der für ſie beſtimmten Vorlagen, nach der hannoverſchen 
lutheriſchen Kirchenordnung auch Beantragung der Berufung der Synode 
und Prüfung der Legitimation der Synodalmitglieder, nach der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Kirchenordnung Berichterſtattung über die Zuſtände des 
Kreiſes an die Synode. 

II. Funktionen, die primär der Kreisſynode ſelbſt überwieſen ſind, 
zu deren Wahrnehmung aber, wenn ſie nicht tagt, der Vorſtand berufen 
iſt. Dieſe Kompetenz des Kreisſynodalvorſtandes iſt aus der Erwägung 
begründet, daß die Synode nur verhältnismäßig ſelten und immer nur 
für kurze Zeit zuſammentritt, ihr aber viele Angelegenheiten überwieſen 
ſind, deren Erledigung nicht gut einen längeren Aufſchub verträgt. Der 
Beſchluß, den der Kreisſynodalvorſtand in dieſen Angelegenheiten faßt, hat 
demzufolge in vielen Fällen auch nur vorläufige Geltung, bis die Synode 
bei ihrer nächſten Zuſammenkunft die Sache endgiltig entſcheidet; in anderen 
hat er allerdings gleich die Bedeutung einer definitiven Entſcheidung, was 
nach der hannoverſchen lutheriſchen Kirchenordnung ($ 54) ſtets der 
Fall ſein ſoll, wenn der durch den Beſchluß Betroffene nicht binnen 14 Tagen 
nach deſſen Eröffnung mittelſt ſchriftlicher Eingabe beim Superintendenten 
die Entſcheidung der Synode anruft. In dieſem Sinne hat der Kreis⸗ 
ſynodalvorſtand: 

1. proviſoriſch die oben Seite 402 unter 4 und 5 bezeichneten Auf⸗ 
ſichtsfunktionen auszuüben und die dabei erforderlichen Entſcheidungen vor⸗ 
läufig zu treffen;?) 

2. nach der hannoverſchen lutheriſchen Kirchenordnung (§ 53 3. 4) 

1) KO. öſtl. Prov. $ 55 3. 1—4; Hann. luth. K. § 53 3. 1—3; ref. K. 5 65 
3. 1-4; Schl. H. 8 82; Wiesb. $ 64 3. 1—4; Kaſſel § 54 J. 1—4; Frkft. 5 60 3. 1—4. 


2) KO. öſtl. Prov. § 55 Z. 6; Hann. ref. K. § 65 Z. 7; Wiesb. 8 63 Z. 7 
Kaſſel § 54 Z. 7; Frkft. § 60 Z. 6. 


§ 38. Der Wirkungskreis der Organe der Kreisgemeinde. 405 


definitiv, jedoch jo, daß die definitive Bedeutung ſeines Beſchluſſes be⸗ 
ſeitigt werden kann, zu entſcheiden a) über ſtreitigen Ausſchluß vom 
Wahlrecht und ſtreitige Wählbarkeit der zu Kirchenvorſtehern Gewählten, 
b) über die Beſtellung der Kirchenvorſteher, wenn die Wahl derſelben 
durch die Gemeinde zweimal nicht zuſtande gekommen iſt, e) bei Hand⸗ 
lech der der Synode zuſtehenden Disziplinargewalt über die Kirchen⸗ 
vorſteher. 

3. nach anderen Kirchenordnungen unter Ausſchließung jeder nach⸗ 
folgenden Beſchlußfaſſung der Synode in derſelben Sache a) die Kirchen⸗ 
disziplin in II. Inſtanz zu üben,!) b) in eiligen Fällen ſich der Kirchen⸗ 
regierung gegenüber in der oben Seite 401 unter 1. gedachten Weiſe über 
beabſichtigte Neueinrichtungen im Bezirk zu äußern. 2) 

III. Funktionen, deren ſelbſtändige Verrichtungen ein für allemal 
— auch ſolange die Synode verſammelt iſt — dem Vorſtande übertragen 
ſind, nämlich: 

1. Erſtattung von Gutachten auf Erfordern des Konſiſtoriums!) oder 
nach der hannoverſchen lutheriſchen Kirchenordnung allgemeiner jede 
ſeiner Stellung entſprechende von der Kirchenregierung gewünſchte Mit⸗ 
wirkung in kirchlichen Angelegenheiten des geſamten Bezirks oder einzelner 
Teile desſelben;“) 

2. Entſcheidung in II. Inſtanz über Einſprüche gegen die Wahl von 
Alteſten oder Gemeindevertretern, über die Zuläſſigkeit einer Amtsablehnung 
oder ⸗niederlegung von Alteſten oder Gemeindevertretern, ſowie über den 
Ausſchluß vom Wahlrecht;“) 

3. erſtinſtanzliche Entſcheidung darüber, ob ein im Amte befindlicher 
Alteſter oder Gemeindevertreter die geſetzlichen Eigenſchaften zur Amts⸗ 
führung verloren hat; 6) A 

4. Handhabung der Disziplinargewalt über die Alteſten und Ge⸗ 
meindevertreter mit dem Rechte, Ermahnung, Verweis und, wegen grober 
Pflichtwidrigkeit, Entlaſſung aus dem Amt zu verfügen;“) 

5. nach der Kirchenordnung für die öſtlichen Provinzen ($ 55 
3. 10) bei Pfarrbeſetzungen Entſcheidung (vorbehaltlich des Rekurſes an 
das Konſiſtorium) über Einwendungen der Gemeinde, die ſich gegen Gaben 
und Wandel (nicht die Lehre) des Deſignierten richten, und über Ablehnung 
des Deſignierten durch eine zweidrittel Mehrheit der Gemeindeglieder; 

6. Herbeiführung einer gütlichen Ausgleichung von Streitigkeiten 
zwiſchen Kirchengemeinden des Bezirks und ihren Geiſtlichen, Kirchen⸗ 
vorſtehern und Kirchendienern;s) 


1) KO. öſtl. Prov. $ 55 3. 7. 2) KO. Schl. H. § 81. 

3) KO. öſtl. Prov. § 55 Z. 5; Hann. ref. K. § 65 Z. 5; Wiesb. 63 Z. 5; 
Kaſſel § 54 Z. 5; Frkft. $ 60 Z. 5. 

4) KO. Hann. luth. K. § 53 Z. 6. 

5) KO. öſtl. Prov. § 55 Z. 8; Hann. 11 K. § 65 Z. 9; Schl.⸗H. § 82; 
Wiesb. 8 64 Z. 9 (Teilnahme von 4 Mitgliedern erforderlich); Kaſſel 8 54 Z. 9; Frkft. 
§ 60 Z. 8 (4 Mitglieder). 

6) KO. öſtl. Prov. § 55 3. 9; Hann. ref. K. $ 65 Z. 11; Schl.⸗H. $ 82; Wiesb. 
8 64 3. 11 (4 Mitglieder); Kaſſel § 54 Z. 11; Frkft. $ 60 3. 10 (4 Mitglieder). 

7) KO. öſtl. Prov. u. Schl.⸗H. a. a. O.; Hann. ref. K. § 65 Z. 13; Wiesb. 
$ 62 3. 13 (4 Mitglieder); Kaſſel $ 54 3. 13; Frkft. $ 60 3. 12 (4 Mitglieder). 
8) KO. Hann. luth. K. § 53 Z. 5; ref. K. § 65 Z. 8; Wiesb. § 64 Z. 8; 
Kaſſel $ 54 Z. 8; Frkft. § 60 Z. 7. 


406 5. Buch. 2. Abſchnitt. Die Presbyterial⸗Synodalverfaſſung. 


7. Genehmigung einer vom Kirchenvorſtand beſchloſſenen Verteilung 
der Gemeindevertreter auf einzelne Abteilungen der Gemeinde oder einzelne 
Ortſchaften;!) 

8. nach der hannoverſchen lutheriſchen Kirchenordnung (§ 83) 
die Verwaltung der Synodalkaſſe mit der Verpflichtung der Rechnungs⸗ 
legung gegenüber der Synode; nach der hannoverſchen lutheriſchen 
und der ſchleswig⸗holſteinſchen Kirchenordnung die Verwaltung 
beſtimmter geiſtlicher Kaſſen?) und die Geſchäftskreiſe älterer nunmehr 
beſeitigter kirchlicher Organe;?) 


1) KO. Hann. ref. K. § 65 Z. 6; Wiesb. § 64 3. 6; Kaſſel 54 Z. 6. 

2) KO. Hann. ref. K. § 65 letzter Abſatz, wonach der Syn. V. des Bezirks 
Bentheim die für die Grafſchaft beſtehenden geiſtl. Stiftungen, beſonders die geiſtlichen 
Güter⸗ und Emeritenkaſſen zu verwalten hat: Schl.⸗H. § 82 letzt. Abf., wonach der 
Kr. Syn. A. der Propſtei Hadersleben die Verwaltung der gemeinſchaftlichen Kirchen⸗ 
kaſſe daſelbſt zu führen hat, vgl. auch daf. $ 81 Z. 4 Abſ. 2. 

3) Vgl. KO. Hann. ref. K. $ 65 letzter Abſ., wonach der Syn. V. des Syn. Bez. 
Bentheim diejenigen Befugniſſe u. Obliegenheiten bei den Pfarrwahlen ausüben 
ſoll, die nach der Bentheimer KO. (oben S. 1371) dem Oberkirchenrat zuſtehen. 
KO. Schl.⸗H. § 81 a. E., wonach in Schleswig⸗Holſtein die Geſchäfte, welche 
N Z. des Erlaſſes der KO. den Kirchenviſitatorien oblagen, ſoweit ſie ſich auf kirchl. 

ngelegenheiten beziehen u. nicht in der Ausübung von Staatsauffichtsrechten beſtehen, 
auf die Ausſchüſſe der Propſteiſyn. übergehen. Die Kirchenviſitatorien, welche aus 
dem Propſt u. einem weltlichen Beamten (ſ. oben S. 97, in preuß. Zeit dem Land⸗ 
rat) beſtanden, hatten, als Schlesw.⸗Holſt. an Preußen kam, richterliche Funktionen, 
Beauffichtigung der Armenpflege, der Schule und der kirchl. Angelegenheiten der 
Einzelgemeinden. Ihre richterlichen Funktionen find ihnen genommen durch Voͤg. 
v. 26. Juni 1867 (vgl. oben S. 102), ihre armenrechtlichen durch Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzgeſetz v. 8. März 1871. Die Schulaufſicht können die Kirchenviſitatorien 
15 dem Schulaufſichtsgeſetz v. 11. März 1872 nur im Auftrage des Staates führen, 


te iſt keine kirchl. Angelegenheit u. kann gar nicht — wie Friedberg ©. 382 Anm. 
fälſchlich annimmt — von der KO. den Syn. Ausſchüſſen übertragen fein. Auf 
dieſe übergegangen find auch nach ausdrückl. Beſtimmung der KO. nur die Funktionen, 
welche die Viſitatorien 1876 in kirchlichen Angelegenheiten hatten. Sie beruhen auf 
zahlreichen kirchenregimentlichen Anordnungen älterer Zeit, deren wichtigſte bei 
Mommſen u. Chalybaeus S. 164 ff. zuſammengeſtellt find. Bei Ausdehnung 
der ſchlesw.-holſt. KO. auf Lauenburg wurde bezügl. dieſer Kompetenzen des 
lauenb. Kr. Syn. A. in § 6 d. Vdg. v. 7. Nov. 1877 beſtimmt, daß ſie im Anſchluß 
an das im Herzogtum Holſtein geltende Recht vom Konſ. nach Anhörung der Kr. Syn. 
feſtgeſtellt werden ſollten. Dies iſt erfolgt durch Konſ.⸗Bek. vom 11. Juli 1879 
(KGBl. Ki. S. 80, auch bei Chalybaeus S. 176), und der Inhalt derſelben 
kann, mit, Rückſicht auf die Art u. Weiſe ihrer Entſtehung, zugleich als eine 
offizielle Überſicht über die Geſchäfte dienen, welche die Propſteiſyn. Ausſchüſſe 
in Holſtein u. in allen weſentlichen Punkten auch in Schleswig heute 
wahrzunehmen haben. Es ſind dies 1) allgem. Beaufſichtigung der Kirchengemdn. 
u. der Geiſtlichen des Kreiſes u. Vermittelung des ganzen geſchäftlichen Verkehrs 
derſelben mit dem Konf., 2) Vermittelung des Verkehrs des Patrons mit dem 
Konſ. bei Ausübung des Präſentationsrechts, 3) Benachrichtigung des Konf. 
vom Tode, von Erkrankung oder ſonſtiger Behinderung eines Predigers, Sorge 
für vorläufige Stellvertretung event. für Anſtellung eines ordinierten Adjunkten 
oder für Emeritierung des dienſtunfähigen Geiſtlichen, 4) Handhabung der Diszi⸗ 
plinargewalt über die Geiſtlichen u. niederen Kirchendiener durch Erteilung von 
Warnung, Verweis u. Verhängung mäßiger Geldſtrafen, 5) Supplierung des zur 
Vollziehung einer Miniſterialhandlung durch einen nicht zuſtändigen Geiſtlichen 
erforderlichen Dimiſſoriales, wenn dieſes vom ordentlichen Parochus verweigert iſt, 
6) Feſtſetzung der Forderungen, welche Geiſtliche u. niedere Kirchendiener gegen 
Gemeindemitglieder für Amtshandlungen geltend machen u. erſtinſtanzliche Ent⸗ 
e e bei allen Streitigkeiten, welche ſich infolge eines Wechſels in der Beſetzung 
er Kirchenämter insbeſ. bei Auseinanderſetzung zwiſchen dem Amtsvorgänger, ſeinen 
Hinterbliebenen u. dem Amtsnachfolger erheben, 7) beſonders Beaufſichtigung der 
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9. nach den neuen preußiſchen Kirchenordnungen noch eine Reihe 
anderer einzelner Geſchäfte, die wir auf Grund anderer Kirchenordnungen 
bereits oben als Zuſtändigkeiten der Synode aufgezählt haben, nämlich: 
Ernennung der Mitglieder des Kirchenvorſtandes, wenn die Wahl zweimal 
nicht zuſtande gekommen iſt;!) Mitaufficht über die Geiſtlichen, Kandidaten 
und kirchlichen Berufsbeamten des Kreiſes in der oben S. 402 3. 3 
bezeichneten Weife?) ſowie über die Verwaltung des Pfarr- und Kirchen⸗ 
vermögens der Gemeinden;?) zweitinſtanzliche Handhabung der Kirchen⸗ 


zucht.) ö 
10. endlich nach neueren Spezialgeſetzen die Vertretung der Kreis⸗ 
gemeinde in vermögensrechtlichen Angelegenheiten.“) 


Die rheiniſch-weſtfäliſche Kirchenordnung gibt in dem Abſchnitt 
„von der Kreisgemeinde und der Kreisſynode“ im Gegenſatz zu den anderen 
Kirchenordnungen keine Überſicht über den Geſchäftskreis des Kreisſynodal⸗ 


Vermögensverwaltung durch Erteilung der Genehmigung zu wichtigeren Maßnahmen 
als: Verpachtung der Dienſtländereien der Kirchenbeamten über die Dienſtzeit des 
augenblicklichen Inhabers hinaus, Neubauten u. bauliche Veränderungen auf dem 
Paſtoratgrunde; Meliorationen der Pfarrländereien, für welche der Prediger Er⸗ 
tattung durch den Nachfolger gewärtigen will; Genehmigung zu den Beſchlüſſen 
er Gem. Organe, die nach § 52 KO. erforderlich u. durch den M. E. v. 28. Juni 
1876 nicht dem Konf. oder dem Min. vorbehalten iſt, 8) Erlaß von Regulativen 
über Benutzung der Kirchhöfe u. der Kirchſtände, ſowie über den Geſchäftskreis der 
unteren Kirchendiener — in Schleswig beſonders noch Geſchäfts verteilung unter 
mehreren Predigern an derſelben Gemeinde, 9) Beteiligung an den Viſttationen, 
jetzt nach Vorſchrift der Konſ. Verf. v. 19. Februar 1880 (KGBl. S. 12, 
Chalybaeus S. 180). 0 ; 

1) KO. Hann. ref. K. § 65 Z. 10; Schl.⸗H. § 29; Wiesb. § 64 Z. 10 
(4 Mitglieder); Kaſſel $ 54 Z. 10; Frkft. $ 605 9 (4 Mitglieder). 

2) KO. Hann. ref. K. 3 65 Z. 12; Wiesb. § 64 Z. 12 (4 Mitglieder); 
Kaſſel § 54 3. 12; Frkft. § 60 Z. 11 (4 Mitglieder). 

3) KO. Kaſſel § 54 Z. 15. 

4) KO. Kaſſel § 54 3. 14. 

5) Es kommen in Betracht die oben S. 3852 zit. Geſetze, welche übereinſtimmend 
die „Vertretung“ der Kreis-, zum Teil auch, der 519 2 Synodalverbände in 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten regeln. Über die Verwaltung der Ver⸗ 
mögensmaſſen dieſer Verbände iſt in gedachten Geſetzen nichts ausdrücklich geſagt. 
Es liegt nun naturgemäß nahe anzunehmen, daß das Organ, welches mit der 
Vertretung dieſer Vermögensmaſſen betraut, auch zur Verwaltung derſelben berufen 
tft, und in dieſer Annahme wird man zweifellos beſtärkt, wenn dieſe Geſetze be- 
ſtimmen, daß Beſchlüſſe des Kr. Syn. V. bei dem Erwerbe, der Veräußerung, dinglichen 
Belaſtung von Grundſtücken ꝛc. zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde bedürfen, denn die an n ein Grundſtück zu erwerben ꝛc., iſt 
eine Verwaltungs⸗ aber keine Vertretungshandlung. In den Verh. der a. o. Gen. 
Syn. 1894 (S. 96 ff.), in denen das G. v. 16. Juni 1895 beraten wurde, iſt nun 
allerdings eine andere Intention des Geſetzgebers behauptet worden, indem ſeitens des 
Vertreters des landesherrlichen Kirchenregiments wiederholt betont wurde, daß durch 
das Geſetz nur die „Form der Vertretung“ der für rechtsfähig erklärten höheren Syno⸗ 
dalverbände geregelt, nichts aber darüber beſtimmt werden ſolle, wer das Vermögen 
dieſer Verbände zu verwalten und über ſeine Verwendung zu befinden habe, ſodaß 
insbeſ. das Geſetz den Synoden, wo dieſe bereits über Fonds disponierten, die 
Entſcheidung über deren Verwendung nicht entziehen wolle. Allein im Geſetz iſt 
dieſe angebliche Abſicht des Geſetzgebers nicht zum klaren Ausdruck gekommen, und 
wenn man ſich nicht an das Work „Vertretung“ klammert, ſondern das ganze Geſetz 
im Zuſammenhang betrachtet, jo muß man beſonders im Hinblick auf $ 3 es dahin 
auslegen, daß auch die Verwaltung der Vermögensmaſſen dieſer Synodalverbände, 
I een exiſtieren, den zu ihrer Vertretung berufenen Organen 
zuſtehen ſoll. 
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vorſtandes, ſodaß dieſer aus dem Geſamtinhalt der Kirchenordnung er⸗ 
mittelt werden muß. Danach ſind dem Kreisſynodalvorſtande aber außer 
Entſcheidungen über die Wählbarkeit und die Ablehnung von Wahlen 
nur disziplinariſche Befugniſſe zur ſelbſtändigen Handhabung über⸗ 
tragen!): er hat wegen geringer Vergehen gegen Prediger und Mit⸗ 
glieder der Gemeindeorgane auf Verweis bezw. wiederholten Verweis 
gegen dieſe wegen grober Pflichtwidrigkeit und Verluſt einer zur Wählbarkeit 
erforderlichen Eigenſchaft auch auf Entlaſſung zu erkennen.!) Von ſelbſt 
ergeben ſich für ihn noch einzelne der oben S. 404 unter I aufgezählten 
Funktionen: die Unterſtützung des Vorſitzenden bei Leitung der Synode, zu 
der hier allerdings der Aſſeſſor beſonders berufen iſt, die Vorberatung der 
Synodal-worlagen und (ſchon auf Grund des § 42) Sorge für ordentliche 
Aufzeichnung und Redaktion der Synodalprotokolle. Darüber hinaus aber 
noch andere Geſchäfte dem Kreisſynodalvorſtande auf Grund der Kirchen⸗ 
ordnung zur ſelbſtändigen Verrichtung zu überweiſen, iſt unzuläſſig; ins⸗ 
beſondere kann mangels jeder Vorſchrift nicht angenommen werden, daß 
er auch in Rheinland⸗Weſtfalen befugt ſei, zur Zuſtändigkeit der Synode 
gehörige Angelegenheiten proviſoriſch zu entſcheiden.?) Zur Vertretung der 
Kreisgemeinden in Vermögensangelegenheiten find auch die rheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen Kreisſynodalvorſtände durch die neuere Spezialgeſetzgebung 
berufen.) 
IV. Die Provinzialgemeinde. 
§ 39. 


1. Begriff, Umfang, Rechtsſtellung und Wirkungskreis der 
Provinzialgemeinde. 

I. Während ſich in den neuerworbenen Landesteilen ebenſo wie in 
allen nicht preußiſchen deutſchen Einzelſtaaten über den Kreisgemeinden 
unmittelbar die kirchliche Geſamtgemeinde des Landes erhebt, ſchieben ſich 
in Altpreußen zwiſchen die Landeskirche und die Kreisgemeinden die Pro⸗ 
vinzialgemeinden, deren jede eine Mehrzahl von Kreisgemeinden als ihre 
Glieder (vgl. oben Seite 294 f.) umfaßt und eine Reihe kirchlicher An⸗ 
gelegenheiten zur ſelbſtändigen Erledigung überwieſen erhalten hat.“) 

II. Die Bildung der Provinzialgemeinden iſt im engen Anſchluß 
an die Verwaltungseinteilung des Staates erfolgt, ſodaß jede kirchliche 
Provinzialgemeinde ſich mit der ſtaatlichen Provinz und ſo auch mit dem 

1) KO. Sd 9 Zuſ. 2, 11 Zuf., 33a, 122, 124, 126 u. Zuſ. 2 (in der Faſſung des 
KG. v. 27. Apr. 1891), 129. 

2) Unrichtig daher Friedberg ©. 37831, der übrigens die §§ 122, 124, 126 
d. KO. überſehen haben muß, da er ſonſt nicht hätte behaupten können, daß die 
KO. dem Kr. Syn. V. „nirgends eine Kompetenz zuweiſt“. 

00 3) Vgl. oben S. 4075. Das KG. v. 16. Juni 1895 gilt auch in den weſtl. 
rovinzen. 


4) Auf die Mitgliedſchaftsſtellung der Kr. Gemeinden in der Prov. Gemeinde 
findet das oben S. 382. Geſagte analoge Anwendung. 
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Amtsbezirk eines Konſiſtoriums deckt und alle in demſelben befindlichen 
Kreisgemeinden umfaßt.!) Dieſe Abgrenzung der Provinzialgemeinden hat 
durch die beiden Kirchenordnungen für die alten Provinzen ſtattgefunden 
und iſt durch das Staatsgeſetz vom 3. Juni 1876 beſtätigt worden,?) könnte 
alſo auch nur durch ein Kirchen- und ein Staatsgeſetz wieder geändert 
werden. 

III. Die allgemeine Rechtsſtellung der Provinzialgemeinde iſt 
die gleiche wie die der Kreisgemeinde (vgl. oben S. 385), nur ihre Vertretung 
nach außen in vermögensrechtlichen Angelegenheiten iſt weſentlich anders 
geordnet. Dieſe iſt nicht wie bei der Kreisgemeinde dem Synodalvorſtande, 
alſo dem Gemeindeorgan zur ſelbſtändigen Wahrnehmung überwieſen, 
ſondern dem Konſiſtorium unter Mitwirkung des Provinzialſynodalvor⸗ 
ſtandes übertragen,?) wodurch die Provinzialgemeinde in eine viel größere 
Abhängigkeit vom landesherrlichen Kirchenregiment geſetzt iſt als die Kreis⸗ 
gemeinde. “) 

Die Prozeßführung für die Provinzialgemeinde liegt danach weſentlich 
in den Händen des Konſiſtoriums, deſſen Sitz auch der allgemeine Gerichts⸗ 
ſtand der Provinzialgemeinde iſt. 

IV. Auch hinſichtlich des Wirkungskreiſes der Provinzialge— 


1) Davon beſtehen nur zwei Ausnahmen, indem a) nach dem in flgdr. Anm. 
zit. A. E. v. 1887 die beiden weſtpr. ref. Gemeinden zu Danzig und Elbin 
auch nach Trennung der Provinz Preußen in Dft- u. Weſtpreußen im Verbande der ref. 
Kr. Syn. Oſtpreußens und mit dieſer im Provinzialſynodalverbande Oſtpreußen ver⸗ 
bleiben, wenngleich ſie unter die kirchenregimentliche Aufſicht des Konſ. zu Danzig ge⸗ 
ſtellt ſind. Dieſer Zuſtand ſoll ſolange beſtehen, bis die beiden Gemdn. ihren Anſchluß 
an den weſtpreuß. Provinzialſynodalverband beantragen, der dann, ohne daß die 
ref. Kr. Syn. Oſtpreußens dagegen ein Widerſpruchsrecht hat, durch Beſchluß des 
weſtpreuß. Konf. bewirkt werden kann. 

b) Berlin auch nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Verwaltungsbezirk der 
Prov. Brandenburg (Landes⸗Verw. G. v. 30. Juli 1883 $ 1) im Provinzialſynodal⸗ 
verband Brandenburg geblieben und aus dieſem noch nicht gemäß § 4 der Gem.- 
Syn. O. ausgeſchieden iſt. 

2) Die Teilung des Provinzialſynodalverbandes Preußen in die Verbände 
Oft u. Weſtpreußen iſt erfolgt durch A. E. v. 7. März 1887 (KGBl. S. 85; 
Friedberg Ergzbd. I S. 3), zu dem die 3. ordentl. Gen. Syn. ihre Zuſtimmung 
erteilt hat (EO. v. 16. Januar 1892, KGBl. S. 13) und beſtätigt durch St. G. v. 
21. Mai 1887 (GS. S. 194). 5 

3) KG. v. 16. Juni 1895 § 2. Über die Form der Mitwirkung des Prov. 
Syn. V. vgl. oben S. 247. Schriftl. Willenserklärungen, welche den Prov. Syn. Ver⸗ 
band Dritten gegenüber verpflichten ſollen, bedürfen in ihrer Ausfertigung des 
Vermerks, daß der Prov. Syn V. bei dem Beſchluſſe mitgewirkt hat, der Unterſchrift 
fie 55 oder ſeines Vertreters und der Beidrückung des Amts- 
iegels. 

4) Wohl iſt auch in dem Vertretungsorgan der Kreisgemeinde das landes⸗ 
herrliche Kirchenregiment vertreten, aber doch nur in einer Perſon, die ſtets über⸗ 
ſtimmt werden kann; in dem aus den Mitgliedern des Konſ. und des Prov. Syn. W. 
beſtehenden Kollegium dagegen kann leicht der Geſamtheit jener ſtets die Majorität 
geſichert ſein. Das wird nun allerdings in der Praxis nur dann hemmend hervor⸗ 
treten, wenn überhaupt zwiſchen dem Konſ. und dem Prov. Syn. V. tiefgehende 
Differenzen beſtehen, die ein gedeihliches Zuſammenarbeiten beider, auch auf anderen 
Gebieten, auf denen es vorgeſehen iſt, ausſchließen. 
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meinde kann im allgemeinen auf die den Wirkungskreis der Kreisgemeinde 
betreffenden Ausführungen (S. 386) verwieſen werden. Beſonders zu be⸗ 
merken iſt nur noch, daß die Provinzialgemeinde auch an der kirchlichen 
Geſetzgebung beteiligt iſt (unten § 43 unter A, 3), und daß ihre Beteiligung an 
den Geſchäften der allgemeinen Kirchenleitung nach zwei Richtungen ab⸗ 
weicht von der der Kreisgemeinde: die Aufſichtsbefugniſſe, die ihr zur 
ſelbſtändigen Wahrnehmung übertragen ſind, ſind erheblich geringere, ihre 
Einwirkung auf das landesherrliche Kirchenregiment dagegen iſt eine un⸗ 
gleich ſtärkere, indem ſie durch ihren Vorſtand an den wichtigſten Ent⸗ 
ſchließungen des Konſiſtoriums unmittelbar teilnimmt (oben S. 252f.). 


2. Die Organe der Provinzialgemeinde. 
8 40. 
Allgemeines. 

I. Die Organe der Provinzialgemeinde find die Provinzial— 
ſynode und der Provinzialſynodalvorſtand. Auf ihre Rechtsſtellung 
findet im allgemeinen das oben Seite 387 bezüglich der Kreisſynodalorgane Ge— 
ſagte analoge Anwendung, nur daß der Provinzialſynodalvorſtand nie in der 
Weiſe als ſelbſtändig handelndes und entſcheidendes Organ nach außen hervor⸗ 
tritt wie der Vorſtand der Kreisſynode. Seine Hauptaufgabe liegt in der Mit⸗ 
wirkung bei gewiſſen Geſchäften des Konſiſtoriums, als ſelbſtändiges Organ 
hat er nur einzelne ſich direkt auf die Synode beziehende Kompetenzen, aber auch 
dieſe kann er nur ſoweit ſelbſtändig wahrnehmen, als dies innerhalb der Syno⸗ 
daleinrichtung möglich ift, und er bedarf der Vermittelung des Konſiſtoriums, 
ſobald er in Wahrnehmung derſelben mit nicht kirchlichen Behörden oder mit 
kirchlichen Organen außerhalb der Provinz in amtlichen Verkehr treten 
will.!) Daraus aber folgt, daß er nicht wie der Kreisſynodalausſchuß 
als Behörde angeſehen werden kann. Ihm fehlen die Charakteriſtika einer 
ſolchen: eine gewiſſe ſelbſtändige Entſcheidungsbefugnis und ein formell 
ſelbſtändiges Auftreten nach außen hin. Ob man die Provinzialſynode 
ſelbſt als Behörde anſehen darf, kann zweifelhaft erſcheinen, jedenfalls läßt 
ſich ihre Behördenqualität beſſer begründen, als die des Vorſtandes, denn 
ſie iſt immerhin, wenn auch nur in ſehr geringem Umfange, berufen, 
ſelbſtändige Verwaltungsentſcheidungen abzugeben (wie Anordnung der 
jährlichen Hauskollekte zum Beſten der dürftigen Gemeinden des Provinzial⸗ 
bezirks, Dispoſition über kirchliche Fonds, Abſendung von Mitgliedern in 
die Prüfungskommiſſion) und tritt in dieſen Fällen auch nach außen als 
handelndes Organ der Provinzialgemeinde auf. 

II. Die Mitglieder der Provinzialſynodalorgane haben dieſelbe 
Rechtsſtellung wie die der Kreisgemeindeorgane (ſiehe oben Seite 387f.). Sie 


1) Rev. Inſtr. z. KO. öſtl. Prov. Z. 64. 
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erhalten Tagegelder und, ſofern ſie nicht am Orte ihrer ſynodalen Wirk⸗ 
ſamkeit wohnhaft ſind, Reiſekoſten nach Sätzen, die vom Konſiſtorium, nach 
Vernehmung der Synode oder von dieſer unter Beſtätigung der vor⸗ 
geſetzten Kirchenbehörde feſtgeſetzt ſind.) Eine Verpflichtung, die Wahl 
oder Ernennung zum Provinzialſynodalmitglied anzunehmen, beſteht nicht;?) 
auch ſind die Mitglieder der Provinzialſynodalorgane keiner beſonderen 
Disziplin unterſtellt.“) 

III. Eine Auflöſung der Provinzialſynode oder ihres Vor— 
ſtandes durch Anordnung des landesherrlichen Kirchenregiments kennen die 
Kirchenordnungen nicht. 

IV. Im Gegenſatz zu den Einzel- und Kreisgemeinden iſt den Pro⸗ 
vinzialgemeinden das Recht, ſtatutariſche Ordnungen zu beſchließen, nicht 
beigelegt. Die Befugnis der rheiniſchen und weſtfäliſchen Provinzial⸗ 
gemeinde, unter Beſtätigung der Kirchenregierung über Abänderung der 
Kirchenordnung zu beſchließen, charakteriſiert ſich als Teilnahme an der 
Kirchengeſetzgebung. 

8 41. 
Die Zuſammenſetzung und Bildung der Organe der Provinzialgemeinde. 

A. Die Provinzialſynode beſteht in Rheinland-Weſtfalen 
aus allen Superintendenten der Provinz und aus einer Anzahl gewählter 
Mitglieder, in den öſtlichen Provinzen aus landesherrlich ernannten 
und gewählten Perſonen. 

J. Die gewählten Mitglieder ſind: 

1. Deputierte der Kreisſynoden oder beſonderer aus dieſen gebildeter 
Wahlkörper.“) a) In Rheinland-Weſtfalen bildet jede Kreisſynode für 
ſich einen Wahlkörper und wählt einen Pfarrer und einen derzeitigen oder 
früheren Presbyter aus dem Kreiſe zur Provinzialſynode. b) Nach der 
Kirchenordnung für die öſtlichen Provinzen dagegen dürfen in der einzelnen 


1) KO. öſtl. Prov. § 74 (Nitze S. 189); Rh.⸗W. $$ 133 in der Faſſung des KG. 
v. 27. April 1891 (Müller⸗Schuſter S. 311). Die Tagegelder und Reiſekoſten 
werden aus der Prov. Syn. Kaſſe gezahlt. 

2) Staats- u. Kommunalbeamte bedürfen Urlaub zum Eintritt in die Prov.⸗ 
Syn., vgl. oben S. 3888, Geiſtliche dagegen nicht. Indem das Geſetz die Wahl 
von Geiſtlichen vorſchreibt, kann nicht der Eintritt derſelben in die Syn. durch will⸗ 
kürliche Urlaubsverweigerung ſeitens der Kirchenregimentsbehörden verhindert werden. 
So auch Friedberg S. 405. Auch darf der Eintritt in die Syn. nicht mit Nach⸗ 
teilen für den Geiſtlichen verbunden ſein, ſodaß durch eine etwa erforderliche Ver⸗ 
tretung im Amt entſtehende Koſten ihm nicht auferlegt werden können. 

3) Es gilt das oben S. 388 Bemerkte. Die KO. Rh.⸗W. will zwar in 
$ 127 das Nichterſcheinen in Prov. Syn. Verſammlungen mit Ordnungsſtrafen belegt 
wiſſen, allein das zur Ausf. dieſes $ ergangene Regl. f. die Rheinprov. (ſ. oben S. 388°) 
beſtraft dann ausdrücklich nur das Fehlen in der Kr. Syn. Verſammlung u. das Regl. 
f. Weſtf. iſt zweideutig. Die Vorſchrift des $ 129 der KO. „Über Klagen gegen 
Mitglieder der Direktorien der Prov. Syn. entſcheiden die betreffenden Staats⸗ 
behörden“, jetzt der OK R., hat keinen 1 Inhalt. 

4) KO. öſtl. Prov. §§ 61, 62; Rh.⸗W. § 45. 
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Provinz nicht mehr als fünfunddreißig, in Brandenburg und Sachſen nicht 
mehr als vierzig Wahlkörper vorhanden ſein; wo mehr Kreisſynoden be⸗ 
ſtanden, waren mehrere derſelben ſo zu Wahlverbänden zu verbinden, daß 
die gedachte Maximalzahl der Wahlkörper nicht überſchritten wurde — und 
dies iſt durch königliche Verordnung vom 9. April 1877) geſchehen. Jeder 
dieſer Wahlkörper, mag er aus einer oder mehreren Kreisſynoden beſtehen, 
wählt einen innerhalb des Wahlkreiſes angeſtellten Geiſtlichen und 
einen ſolchen Angehörigen des Wahlkreiſes, der als weltliches Mitglied 
einer Kreisſynode oder eines Gemeindeorgans der Kirche dient oder 
früher gedient hat. Die ſo Gewählten ſollen jedoch nur zwei Drittel der 
von den einzelnen oder verbundenen Kreisſynoden im ganzen zu depu⸗ 
tierenden Abgeordneten ausmachen, das letzte Drittel ſoll in der Art hinzu⸗ 
kommen, daß es von den an Seelenzahl ſtärkeren Wahlkörpern der Provinz 
aus den angeſehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten Männern des 
Provinzialbezirks gewählt wird. Welche Wahlkörper an der Wahl dieſes 
letzten Drittels beteiligt ſind, und wieviele dieſer Abgeordneten jeder der⸗ 
ſelben zu wählen hat, iſt durch Beſchlüſſe der Provinzialſynoden unter 
Beſtätigung des ſynodal verſtärkten Oberkirchenrats beſtimmt.?) Wählbar 
ſind zu weltlichen Mitgliedern der Synode nur Perſonen, die das 
30. Lebensjahr vollendet haben; weitere Vorausſetzungen der Wählbarkeit 
ergeben ſich von ſelbſt aus dem Vorangehenden. 

Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt.“) 
Die Wahlen erfolgen in den öſtlichen Provinzen für eine Synodalperiode 
von 3 Jahren, in Rheinland-Weſtfalen mangels beſonderer Vorſchrift der 
Kirchenordnung bei jedem Zuſammentritt der Synode von neuem. 

2. Deputierte der evangeliſch⸗theologiſchen Fakultäten der altpreußiſchen 


1) KGBl. S. 101, auch Friedberg VG. S. 109. Betreffs der drei 
Stolberger Kr. Syndn. vgl. A. E. v. 30. Dez. 1874 (GS. 75 S. 2) u. betr. der 
beiden Prov. Preußen: A. E. v. 7. März 1887 (oben S. 409 2). — In den 
aus mehreren Kr. Syn. Bezirken gebildeten Wahlverbänden bilden naturgemäß die 
vereinigten Kreisſynoden den Wahlkörper. Nach dem KG. v. 13. April 1898 
(KGBl. S. 29) kann jedoch, wo dieſer Zuſammentritt der Kr. Syndn. mit Schwierig⸗ 
keiten verbunden iſt, auf Antrag einer Kr. Syn. durch ein von der Prov. Syn. zu er⸗ 
laſſendes, vom OK R. zu genehmigendes Statut die Einrichtung getroffen werden, 
daß die Kr. Syndn. einzeln abwechſelnd das Wahlrecht des Verbandes zur Prov. Syn. 
ausüben. — Treten die mehreren Syndn. zu einem Wahlkörper zuſammen, dann 
hat in dieſem, wer zugleich Mitglied zweier dieſer Kr. Syndn. iſt, nach EO. v. 9. Nov. 
1880 (KGBl. S. 143) doch nur eine Stimme — eine Entſcheidung die im Hinblick 
erſch den oben S. 3997 mitgeteilten Grundſatz gefällt iſt, aber doch recht anfechtbar 
erſcheint. 

2) Vgl. die Zuſammenſtellung der an der Wahl des letzten Drittels en 
Wahlkörper im EO. v. 10. April 1877 (KGBL.©. 104 u. Friedberg VG. ©. 110); 97. Mat 
1880 (GBl. S. 67, betr. Veränderungen f. Pommern); 16. Juni 1887 (KGBl. S. 90 
betr. Oſt⸗ u. Weſtpreußen); 17. Mai 1894 (KGBl. S. 41); 3. April 1900 (betr. Ab⸗ 
änderungen f. Poſen u. Weſtpreußen KGBl. S. 16). { 5 

3) Auch für das letzte Drittel der Abgeordneten, welches in den öſtl. Prov. 
von den größeren Wahlkörpern gewählt wird: EO. v. 27. Mai 1875, AH. 22, ©. 301. 

4) KO. öſtl. Prov. § 59 Abi. 2. 
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Univerſitäten. Und zwar hat in den öſtlichen Provinzen jede evangeliſch⸗ 
theologiſche Fakultät eins ihrer Mitglieder in die Synode ihrer Provinz, 
die Fakultät zu Königsberg auch eins in die weſtpreußiſche und die zu 
Breslau eins in die poſenſche Provinzialſynode zu entſenden. Der evan⸗ 
geliſch⸗theologiſchen Fakultät zu Bonn dagegen iſt nur das Recht beigelegt, 
je eins ihrer Mitglieder in die rheiniſche und die weſtfäliſche Provinzial⸗ 
ſynode zu deputieren; auch iſt dies Recht davon abhängig gemacht, daß 
die Fakultät ihre ſtatutariſche kirchliche Stellung wahrt und ihre Beſetzung 
unter angemeſſener Einwirkung der Kirche erfolgt, welch letztere gegen⸗ 
wärtig inſofern geſichert iſt, als der Oberkirchenrat vor jeder Neubeſetzung 
einer theologiſchen Profeſſur gutachtlich vernommen wird. 

II. Die Zahl der vom König ernannten Mitglieder ſoll den ſechſten 
Teil der von den Kreisſynoden und Wahlverbänden Gewählten nicht über- 
ſteigen. In der Auswahl dieſer Perſonen iſt der König an keine geſetz⸗ 
liche Vorſchriften gebunden; auch ihre Berufung gilt nur für 3 Jahre. 

III. Über die Legitimation der einzelnen Synodalmitglieder beſchließt 
auf Grund einer Vorprüfung der Wahlen durch den Synodalvorſtand die 
Provinzialſynode bei ihrem erſten Zuſammentritt. Beanſtandete Mitglieder 
nehmen an dieſer Beſchlußfaſſung nicht teil. Die Legitimation der landes⸗ 
herrlich ernannten Mitglieder und des Deputierten der theologiſchen 
Fakultät iſt erbracht durch die amtliche Mitteilung des Oberkirchenrats, 
bezw. der Fakultät; bei den von den Kreisſynoden und Wahlverbänden 
Gewählten dagegen hat die Synode zu prüfen, ob die Wahlen ordnungs⸗ 
mäßig vollzogen ſind und die Gewählten die perſönlichen Vorausſetzungen 
erfüllen, an die die Kirchenordnung ihre Fähigkeit zum Eintritt in die 
Synode knüpft.) Nach Beendigung der Legitimationsprüfung legen die 
in die Synode eintretenden Mitglieder in den öſtlichen Provinzen noch 
ein beſonderes Gelöbnis in die Hand des Präſes ab.?) 

Die Mitgliedſchaft in der Provinzialſynode geht verloren mit dem 
Wegfall jedes Erforderniſſes der Wählbarkeit, von welchem allgemeinen 
Grundſatze jedoch nach der nicht unanfechtbaren Anſicht des Oberkirchenrats 
die Ausnahme beſtehen ſoll, daß in den öſtlichen Provinzen Mitglieder 
der Synode, für deren Wählbarkeit Wohnſitz im Wahlbezirk erforderlich 
war, ihr Mandat nicht verlieren, wenn ſie ſpäter aus dieſem Bezirk ver⸗ 
ziehen, ſofern ſie nur in der Provinz verbleiben. 3) 

B. Der Provinzialſynodalvorſtand beſteht-) aus einem Vor⸗ 
ſitzenden, der den Titel „Präſes der Provinzialſynode“ führt und in 

96 9 0 oben S. 394, welche Ausführungen auch hier zutreffen, u. rev. Inſtr. 
5 9 98 öſtl. Prov. $$ 63, 


. v. 27. Mai 1875, A5. 22, S. 
4 98 öſtl. Prov. § 66; Rh.⸗W. 1 1 15. Faſſ. d. KG. v. 1. Juli 1893. 
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Rheinland⸗Weſtfalen aus 4, in den öſtlichen Provinzen je nach der unter 
Beſtätigung des Oberkirchenrats getroffenen Feſtſetzung der Provinzialſynode 
aus 2, 4 und 6 Beiſitzern (Aſſeſſoren). Der Präſes muß in Rheinland⸗ 
Weſtfalen ein Pfarrer ſein, was in den öſtlichen Provinzen nicht 
notwendig iſt; die Beiſitzer ſollen überall zur Hälfte geiſtliche, zur Hälfte 
weltliche ſein. Alle Mitglieder des Vorſtandes werden von der Provinzial⸗ 
ſynode gewählt, und zwar in den öſtlichen Provinzen aus ihrer Mitte, 
in den weſtlichen ohne dieſe Beſchränkung aus den Pfarrern und den 
derzeitigen oder früheren Presbytern der Provinz, woraus ſich für die 
beiden Provinzialſynoden in Rheinland und Weſtfalen die Möglichkeit 
ergibt, ſich indirekt ſelbſt zu erweitern durch Perſonen, die gar nicht von 
den Kreisſynoden zu Provinzialſynodalmitgliedern beſtellt ſind. Die Wahl 
des Präſes unterliegt der Beſtätigung des Oberkirchenrats. Für alle 
Beiſitzer werden von vornherein Stellvertreter gewählt, die in Be⸗ 
hinderungsfällen für jene in den Vorſtand eintreten.!) Ebenſo wird in 
Rheinland-Weſtfalen von der Synode von vornherein beſtimmt, in 
welcher Reihenfolge die beiſitzenden Pfarrer den Präſes in Behinderungs⸗ 
fällen zu vertreten haben,?) während in den öſtlichen Provinzen?) erſt 
wenn der Fall bleibender Verhinderung) oder des Ausſcheidens des Präſes 
eintritt, für die Stellvertretung geſorgt wird; und zwar wird der Vertreter 
dann, wenn die Synode verſammelt iſt, von dieſer gewählt, andernfalls 
aber von dem Vorſtande aus ſeiner Mitte beſtellt. 

Alle Wahlen zum Vorſtande erfolgen in den öſtlichen Provinzen 
für eine laufende Synodalperiode, in Rheinland-Weſtfalen auf 6 Jahre, 
ſtets jedoch mit der Maßgabe, daß die Mitglieder über dieſe Zeit hinaus 
in Tätigkeit bleiben, bis der neue Vorſtand gebildet iſt. 


§ 42. 
Organiſation und Geſchäftsordnung der Organe 
der Provinzialgemeinde. 

I. Die Synode wie ihr Vorſtand erledigen ihre Geſchäfte im Wege 
kollegialiſcher Beratung und Beſchlußfaſſung; nur in RKheinland-Weſtfalen 
kann der Präſes in außerordentlichen und dringenden Fällen mit Ge⸗ 
nehmigung des Kirchenregiments die Stimmen der Synodalmitglieder 
ſchriftlich erfordern.“) 

1) In den öſtl. Prov. tritt jeder ein für das Mitglied, als deſſen Stellver- 
treter er gewählt iſt. In Rheinl. Weſtf. beſtimmt die Syn. bei der Wahl die Reihen⸗ 
folge, in der die a einzuberufen ſind. 

2) § 48 der KO. Rh.⸗W. iſt durch § 46 in ſeiner neuen Faſſung abgeändert. 

3) KO. $ 67 Abi. 2. 

4) Bei vorübergehender Behinderung kann der Präses hier von 5 aus 


ſeine ee einenn der Beiſitzer übertragen. KO. öſtl. Prov. $ 67 Abi. 1 
O. Rh.⸗W. § 47 Zuf. 
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II. Die Synode verſammelt ſich in den öſtlichen Provinzen ſtets, in 
den weſtlichen „in der Regel“ alle 3 Jahre!) und wird dort vom Kon⸗ 
ſiſtorium, hier vom Präſes berufen. Außerordentliche Verſammlungen 
kann dort das Konſiſtorium unter Zuſtimmung des Synodalvorſtandes 
und unter Genehmigung des Oberkirchenrats, hier der Präſes unter Ge⸗ 
nehmigung des Kirchenregiments berufen. Den Ort der Verſammlung 
beſtimmt in den weſtlichen Provinzen die vorangehende Synode, in den 
öſtlichen das Konſiſtorium im Einverſtändnis mit dem Synodalvorſtande, 
den Tag des Zuſammentritts dort der Präfes,2) hier gleichfalls das Kon⸗ 
ſiſtorium im Einverſtändnis mit dem Synodalvorſtande; auch ſoll von 
dieſen beiden Organen hier von vornherein die Dauer der Verſammlung 
vereinbart werden, und eine nachträgliche Verlängerung derſelben nur mit 
Zuſtimmung des landesherrlichen Kommiſſars ſtatthaft ſein. 

Der Vorſtand der Synode tritt, wenn dieſe nicht verſammelt iſt, auf 
Berufung des Präſes zu Sitzungen zuſammen, ſo oft es die Geſchäfte 
erfordern. 

III. Der Präſes?) eröffnet die Synode wie die beſonderen Vorſtands⸗ 
ſitzungen, leitet ihre Verhandlungen, handhabt die äußere Ordnung 
und gibt durch ſeine Stimme bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. Er 
ſorgt für die Ausführung der von den Synodalorganen gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe. Er repräſentiert die Synode nach außen, insbeſondere bei der 
Einweihung neuer Kirchen und anderen kirchlichen Feierlichkeiten) von 
provinzieller Bedeutung. Er führt, ſoweit nicht der Vorſtand als Ge⸗ 
ſamtheit zu handeln berufen iſt, die Korreſpondenz, wobei es ihm jedoch 
freiſteht, die Mitunterſchrift der Beiſitzer einzuholen. In Rheinland— 
Weſtfalen iſt er ſpeziell noch der erſte Abgeordnete der Provinzialſynode 
zu den Prüfungen der Kandidaten, zur Teilnahme an allen Kreisſynoden 
der Provinz mit vollem Stimmrecht berechtigt und als Geiſtlicher berufen, 
das Eröffnungsgebet auf der Provinzialſynode zu ſprechen und den Synodal- 
mitgliedern das Abendmahl zu reichen. 

IV. Jede Sitzung der Synode wird mit Gebet begonnen, die Synode 


1) KO. öſtl. Prov. $ 64 u. dazu die rev. Inſtr. Z. 60 ff.; Rh.⸗W. § 47 (cf. § 52a 
Zuſ.). Dieſe dreijährige Periode hat in den öſtl. Prov. i. Jahre 1875 begonnen, rev. Inſtr. 
Z. 65. Sollte ausnahmsweiſe nach Ablauf der dreijährigen Periode das Kirchenregi⸗ 
ment die Syn. nicht berufen wollen, ſo wäre ein KG. erforderlich. Über die ein⸗ 
zelnen in Weſtfalen u. der Rheinprov. ſtattgehabten Provinzialſynoden ſ. Müller- 
Schuſter S. 138 Ergz. 3; Bluhme⸗Kahl S. XII. 

2) Müller⸗Schuſter S. 128 Ergz. 1. Nach Beſchluß 97 der 7. weſtf. 
Prov. Syn. (1853, beſtätigt durch Beſchd. v. 17. Aug. 1854) ſoll die Syn., wenn kein ent⸗ 
ſchiedenes Hindernis eintritt, ſpäteſtens im Auguſt zuſammentreten. Auch iſt bei 
Berufung der beiden weſtl. Prov. Syndn. § 52a KO. zu beachten, nach dem dieſe 
beiden Syndn. im Intereſſe der Erleichterung des wechſelſeitigen Verkehrs und einer 
einheitlichen Fortentwickelung der KVerf. möglichſt gleichzeitig tagen ſollen. 

3) KO. öſtl. Prov. § 67; Rh.⸗W. H 50, 51, vgl. auch 52. 

4) Vgl. dazu Müller⸗Schuſter S. 134 Ergz. 1. 
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auch mit Gebet geſchloſſen. Am Tage nach der Eröffnung der Synode 
findet ein feierlicher Synodalgottesdienſt ſtatt, im Anſchluß an den in den 
weſtlichen Provinzen die Synode die Kommunion feiert.!) Über die Ver⸗ 
handlungen der Synode enthalten die Geſchäftsordnungen, die die einzelnen 
Provinzialſynoden ſich mit Genehmigung des Oberkirchenrats gegeben 
haben, nähere Beſtimmungen. Nur einzelne diesbezügliche Grundſätze ſind 
in die Kirchenordnungen aufgenommen. So beſtimmt die Kirchenordnung für 
die öſtlichen Provinzen, daß die Verhandlungen öffentlich ſind und ver⸗ 
trauliche Beratungen nur auf Grund beſonderen Synodalbeſchluſſes ſtattfinden 
dürfen.?) Ferner beſtimmen beide Kirchenordnungen, daß die Synode be— 
ſchlußfähig iſt bei Anweſenheit von zwei Drittel der geſetzlichen Mitglieder⸗ 
zahl, daß die Beſchlüſſe nach abſoluter Mehrheit der Abſtimmenden gefaßt 
werden, daß bei Stimmengleichheit die Stimme des Präſes, bei Wahlen 
jedoch das Los entſcheidet. ?)?) Die Konfeſſion der einzelnen Synodalen 
findet nur in den öſtlichen Provinzen eine Berückſichtigung, indem 
bei Fragen, deren Entſcheidung nur aus einem der in der Provinz 
zu Recht beſtehenden Bekenntniſſe geſchöpft werden kann, über die kon⸗ 
feſſionelle Vorfrage nur die der betreffenden Konfeſſion angehörigen Syno⸗ 
dalen abſtimmen und die von dieſen getroffene Entſcheidung dann der 
Beſchlußfaſſung über die Sache ſelbſt, die durch die ungeteilte Synode 
erfolgt, zu Grunde gelegt wird. 

Überall können den Sitzungen der Synoden mit beratender Stimme 
die Mitglieder des Konſiſtoriums beiwohnen, desgleichen in den öſtlichen 
Provinzen die Mitglieder des von der vorangegangenen Synode gewählten 
Vorſtandes und die Mitglieder des Oberkirchenrats.) Außerdem wohnt 
allen Verhandlungen der Synode noch ein königlicher Kommiſſar bei, der 
die Intereſſen des Kirchenregiments wahrzunehmen hat und zu dieſem 
Zweck jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen kann. Als ſolcher 
fungiert nach der rheiniſch-weſtfäliſchen Kirchenordnung — vorbehaltlich 
des Rechtes des Königs, einen anderen abzuordnen — kraft ſeines Amtes 
der Generalſuperintendent der Provinz, während die Kirchenordnung für die 

1) KO. öſtl. Prov. $ 69; Rh. W 51. 5 

2) KO. öſtl. Prov. $ 69 Abf. 3, 4; Rh. W. g 49 Abſ. 12, Hier ist die Offentlichkeit 
der Sitzungen nicht vorgeſchrieben, demzufolge auch über dieſe die Geſch. O. zu 
beſtimmen hat (vgl. Geſch. O. f. d. weſtf. Syn. [Mülller⸗Schuſter S. 388] § 19, 
wonach der Zutritt jedes einzelnen zur Syn. Anmeldung beim Präſes u. Ein⸗ 
willigung der Syn. vorausſetzt; unrichtig alſo Friedberg S. 391). 
he 3) KO. öſtl. Prov. §§ 70 (in Faſſung d. KG. v. 9. März 1891), 67; Rh.⸗W. 
0 0 Dr bie Führung der Protokolle enthalten die KOrdngn. keine Vorſchriften, 
daher die Geſch. Ordngn. das Nötige verfügt haben. Daß Überhaupt Protokolle 
geführt werden müſſen, geht aus mehreren Deifimimimgen hervor: KO. öſtl. Prov. 
§ 68 Z. 2; Rh.⸗W. § 52. Näheres enthält z. B. d. Geſch. O. f. d. weſtf. Syn. §§ 20 ff. 

5) KO. öſtl. Prov. § 60 Abs. 1; Rh. W. $ 52 b (im Hinblick auf § 52a 


wird nach Geſch. O. der weſtf. Prov. Syn. $$ 3, 5 auch der Präſes der rheiniſchen 
Syn. eingeladen). 
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öſtlichen Provinzen wohl davon ausgeht, daß der Generalſuperintendent 
regelmäßig nicht mit dieſer Stellung betraut werden ſoll, indem ſie ihm 
ausdrücklich neben dem Kommiſſar das Recht beilegt, das Wort zu 
ergreifen und Anträge zu ſtellen.“) 

Hinſichtlich des Geſchäftsganges beim Provinzialſynodalvorſtand als 
eigenem Kollegium haben die Kirchenordnungen überhaupt keine Anordnungen 
getroffen; man wird ihn daher als beſchlußfähig anzuſehen haben, 
wenn außer dem Vorſitzenden zwei Mitglieder (oder deren Stellvertreter) 
anweſend ſind, indem dies die Mindeſtzahl iſt, die einen kollegialiſchen 
Beſchluß faſſen kann, und im Falle der Stimmengleichheit annehmen müſſen, 
daß der Antrag abgelehnt iſt. ö 


§ 43. 

Der Wirkungskreis der Organe der Provinzialgemeinde. 

Im allgemeinen gilt auch hier das, was oben über die geſetzliche 
Normierung des Wirkungskreiſes der Kreisſynodalorgane geſagt iſt, nur 
daß die beiden Kirchenordnungen hier ſtärker und klarer als dort die 
allgemeine Pflicht der Synode betonen, „die Zuſtände und Bedürfniſſe 
ihres Bezirks in Obacht zu nehmen“ und „über die Erhaltung der Rein⸗ 
heit der evangeliſchen Lehre in Kirchen und Schulen und der in der 
Provinz geltenden Kirchenordnung“ zu wachen.?) Im einzelnen überweiſen 
die Kirchenordnungen: 


A. der Synode 


1. Erledigung der von der Kirchenregierung ihr zugehenden Vor⸗ 
lagen, insbeſondere durch Erſtattung von Gutachten über kirchliche Fragen, 
die die ganze Provinz intereſſieren. 3) 

2. Wahrnehmung aller kirchlichen Intereſſen der Provinz durch Ein⸗ 
bringung von Anträgen“) an die Kirchenregimentsbehörden und die General⸗ 
ſynode,“) welche Verletzungen der kirchlichen Ordnung, Mißbräuche im 


KO. öſtl. Prov. § 60 Abi. 2 vgl. auch die rev. Inſtr. Z. 63; Rh.⸗W. § 148 


1) K 
nebſt Zuf. 2 

2) KO. 15 Prov. § 65 Z. 1; Rh.⸗W. § 49 Abſ. 1. 

3) KO. öſtl. Prov. $ 65 Z. 2; Rh.⸗W. § 49 Abſ. 6. 

4) EA. v. 21. Febr. 1879 (KGBl. S. 82) betr. den Inſtanzenweg bei An⸗ 

trägen u. Beſchwerden der Prov. Syndn. 

5) Vgl. oben S. 4016. Gemäß dem dort Ausgeführten kann auch die Prov.⸗ 
Syn. nicht für berechtigt erachtet werden, ſich, ſoweit es ſich nicht um ein vom Konf. 
erfordertes Gutachten handelt, mit ſpezifiſch landeskirchlichen Angelegenheiten zu befaſſen. 
Vgl. auch EO. v. 10. Jan. 1879 (KG Bl. 98), welcher ausführt, daß es nicht zu den ver- 
faſſungsmäßigen Aufgaben der Pr. Syn. gehöre, in Bezug auf Angelegenheiten, welche 
ausdrücklich als Gegenſtand landeskirchlicher Geſetzgebung qualifiziert find (Gen. Syn. O. 
§ 7) u. gegenüber Erwägungen der Kirchenregierung, welche etwa auf privatem Wege 
ger Kenntnis der Synodalen gelangt jein mögen, Erwartungen auszuſprechen. 
lls provinzielle Angelegenheiten aber, auf deren Wahrnehmung ſich die Synode 
zu beſchränken hat, erſcheinen nach dem S. 4016 Bemerkten ſolche Angelegenheiten, 
an denen gerade die Provinz ein Intereſſe hat; daß das Intereſſe an der betr. An⸗ 
gelegenheit ſich auf die betreffende Provinz beſchränkt, iſt nicht erforderlich. 


Schoen, Kirchenrecht. 27 


t 
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Kirchen⸗ und Schulweſen, die Führung der Geiſtlichen und niederen Kirchen⸗ 
beamten zu ihrem Gegenſtande haben; durch Beratung der Anträge und 
Gutachten der Kreisſynode; durch ſelbſtändige Regelung innerer kirchlicher 
Angelegenheiten im Wege der Beſchlußfaſſung, welche der Kontrolle der 
Generalſynode und der Genehmigung der Kirchenregierung unterſteht;!) 

3. eine ſelbſtändige Teilnahme an der kirchlichen Geſetzgebung der⸗ 
geſtalt, daß kirchliche Geſetze, deren Geltung ſich auf die Provinz beſchränken 
ſoll, vom Kirchenregiment nicht ohne Zuſtimmung der Provinzialſynode 
erlaſſen werden dürfen.?) Weiter noch geht in dieſer Beziehung die Kom⸗ 
petenz der rheiniſchen und weſtfäliſchen Synode. Sie können, wenn fie 
gemeinſchaftlich Widerſpruch erheben, jede Veränderung der Vorſchriften 
ihrer Kirchenordnung hindern, auch wenn dieſe durch ein allgemeines 
landeskirchliches Geſetz herbeigeführt werden ſollte; während ſie andererſeits 
das Recht haben, über Veränderungen der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kirchen⸗ 
ordnung ſelbſtändige Beſchlüſſe zu faſſen, die durch Beſtätigung der Kirchen⸗ 
regierung in Kraft treten,?) ſodaß die dieſe Kirchenordnung abändernden 
Provinzialgeſetze keiner Zuſtimmung der Generalſynode bedürfen;“) 

4. Zuſtimmung zur Einführung neuer regelmäßig wiederkehrender 
Provinzial⸗Kirchenkollekten;“) 

5. Prüfung und Billigung der von den Kreisſynoden beſchloſſenen 
ſtatutariſchen Beſtimmungen, bevor ſie dem Konſiſtorium zur Beſtätigung 
vorgelegt werden;“) a 

6. Ordnung der Verwaltung der Provinzialſynodalkaſſe durch Auf⸗ 
ſtellung der allgemeinen Verwaltungsgrundſätze, Entſcheidung darüber, ob 
die Verwaltung durch das Konſiſtorium oder einen beſonderen von der 
Synode zu beſtellenden Synodalrechner geführt werden ſoll, Feſtſetzung 
der Verteilung des Kaſſenbedarfs auf die einzelnen Kreisſynodalkaſſen;“ 
Mitaufſicht über die Kreisſynodalkaſſen;s) Einſichtnahme in die Verwaltung 
der Synodal⸗Witwen⸗ und Waiſenkaſſen?) und anderer vom Konſiſtorium 
oder anderen kirchlichen Behörden verwalteter provinzieller kirchlicher 
Stiftungen ſowie vielfach auch die Verfügung über provinzielle kirchliche 


1) KO. öſtl. Prov. $ 65 Z. 2; Rh.⸗W. § 49 Abi. 2, 3, 4; Gen. Syn. O. § 18. 

2) KO. öſtl. Prov. § 65 Z. 3; Rh. W. § 49 Abſ. 9. Insbeſ. dürfen nach der KO. 
öftl. Prov. auch neue Katechismus⸗Erklärungen, Religtonslehrbücher u. Geſangbücher 
(natürlich handelt es ſich nur um den kirchl., nicht den Schulgebrauch, ME. v. 22. Febr. 
1896 [Zentr. Bl. S. 641]) in dem Provinzialbezirk nicht ohne Zuſtimmung der Prov.⸗ 
Syn. eingeführt werden, was durch Gen. S. O. § 7 3. 3 für deren ganzen Geltungs⸗ 
bereich nochmals anerkannt iſt. 

3) Gen. Syn. O. § 10. 

4) Vgl. z. B. die KG. v. 27. April 1891, 8. Juni 1891, 1. Juli 1893 
(KGBl. 18, 33, 103). 

5) KO. öſtl. Prov. § 65 Z. 4; Rh.⸗W. § 49 Abſ. 10. 

6) KO. öſtl. Prov. § 65 Z. 5; Rh.⸗W. § 43a. Vgl. oben ©. 3893. 

7) KO. öſtl. Prov. §§ 65 Z. 6, 72; Rh.⸗W. 58 49 Abſ. 7, 135. 

8) Über dieſe Mitaufficht, insbeſ. über die Beſtellung von Rechnungsaus⸗ 
ſchüſſen zu dieſem Behufe vgl. EO. v. 18. Mat u. 24. Dez. 1878 (KGBl. 1878 ©. 
113 u. 1879 S. 15 auch Truſen S. 11118). 

9) Es handelt ſich hier um die alten Diözeſan⸗ und anderen Verbandswitwen⸗ 
kaſſen, die die neue kirchl. u. ſtaatl. Hinterbliebenenverſorgungsgeſetzgebung in 
ihrem Beſtande nicht berührt hat; vgl. einſtweilen Goßner S. 244! Die in den 
KOrdngn neben dieſen erwähnten Prov.⸗Emeritenfonds ſind durch KG. v. 26. Jan. 
1880 $ 11 aufgehoben. 
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e insbeſondere über das Aufkommen aus provinziellen Kirchen⸗ 
ollekten. ) s 

7. Beſchlußfaſſung über neue kirchliche Ausgaben zu provinziellen 
Zwecken, wenn dieſe durch Leiſtungen der Kirchenkaſſen oder Kirchenge⸗ 
meinden gedeckt werden follen.?) 

8. Entſendung einiger ihrer Mitglieder zu den Prüfungen der 
theologiſchen Kandidaten, die an dieſen mit vollem Stimmrecht Anteil 
nehmen.“) 

9. Feſtſtellung der eigenen Geſchäftsordnung unter Genehmigung des 
Oberkirchenrats; Wahl des eigenen Vorſtandes d) und 

10. Wahl der Abgeordneten zur Generalſynode. 6) 


Der Wirkungskreis 


B. des Provpinzialſynodalvorſtandes 
umfaßt einmal Geſchäfte, die dieſer als ſolcher ſelbſtändig wahrzunehmen hat. 
Es ſind das Verrichtungen von nur untergeordneter Bedeutung — nämlich“): 


5 1. Abſtattung von Gutachten, welche vom Konſiſtorium gefordert 
werden. 

2. Sorge für die Redaktion und Beglaubigung der Sitzungsprotokolle, 
deren Aufzeichnung er unbeſchadet ſeiner Verantwortlichkeit für ihre Richtig⸗ 
keit einem oder mehreren Mitgliedern übertragen kann. 

3. Beförderung der Synodalprotokolle an das Konſiſtorium, ſowie 
deren Mitteilung an ſämtliche Pfarrer und Gemeindekirchenräte der Provinz. 

4. Die zur Ausführung der Synodalbeſchlüſſe erforderlichen Maß⸗ 
nahmen, bei denen er ſich jedoch der Vermittelung des Konſiſtoriums zu 
bedienen hat, wenn er mit nichtkirchlichen oder mit kirchlichen Organen 
außerhalb der Provinz in Verkehr treten will. 

5. Vorbereitung der Geſchäfte der nächſten Synodalverſammlung und 
Vorprüfung der Legitimation der Mitglieder. 


1) So disponiert z. B. die weſtfäliſche Prov. Syn. über einen Prov. ⸗Kirchenfonds, 
aus deſſen Einkünften dürftige ev. Gemdn. der Provinz bei vorkommenden Kirchen, 
Schul⸗ und Pfarrbauten unterſtützt werden ſollen; ſ. deſſen Statut bei Müller u. 
Schuſter S. 595; desgl. die pommerſche Prov. Syn. Über einen Stipendienfonds, 
ſ. Verholgn. d. a. o. Gen. Syn. 1894 S. 95 ff. 

2) KO. öſtl. Prov. § 65 3.8; Rh.⸗W. § 137 u. dazu d. Regulativ f. d. Verw. des 
Kollektenfonds zur Unterſtützung dürftiger ev. Gemdn. in der Prov. Weſtfalen (bei 
Müller⸗Schuſter S. 592). 

3) KO. öſtl. Prov. 865 3.7. Die Bewilligung ſolcher Ausgaben bedarf der Ge⸗ 
nehmigung des Konſ.; über die erforderliche ſtagtliche Zuſtimmung vgl. G. v. 
3. Juni 1876 A. 11 u. kgl. Vdg. v. 9. Sept. 1876 K. II. Über den Begriff des provinziellen 
Zweckes vgl. die Bemerkungen am Ende der Anm. 6 ©. 401 u. Erk. d. OVG. v. 
26. Mai 1899 (Entſch. XXXVI S. 190), wo auch der Begriff der kirchl. Ausgabe 
richtig dahin beſtimmt iſt, daß unter ihn alle Ausgaben fallen, die im Intereſſe 
kirchl. Aufgaben sn werden, alſo auch Unterſtützungen an Vereine, die die 
Förderung chriſtlicher Geſinnung u. Sitte verfolgen. ö 

4) KO. öſtl. Prov. § 65 Z. 10 (2 bis 3 Abgeordnete); Rh.⸗W. § 49 Abſ. 5 (die 
Syn. entſendet ſeinſchließlich ihres Präſes § 50] ſoviel Mitglieder in die Prüfungs⸗ 
kommiſſion als die Zahl der examinierenden Räte des Konf. beträgt). 

5) KO. öſtl. Prov. § 65 Z. 10, § 69 a. E.; Rh.⸗W. § 49 Abſ. 8, 12. 

6) KO. öſtl. Prov. 5 65 Z. 11; Rh.⸗W. 8 49 Abf. 11. 

7) KO. öſtl. Prov. $ 68 u. dazu die rev. Inſtr. Z. 64. Ahnlich iſt jetzt der 
Wirkungskreis der Prov. Syn. Vorſtände in Rheinland u. Weſtfalen beſtimmt, nur 
daß einzelne der oben genannten Geſchäfte hier vom Präſes allein zu verrichten 
find, vgl. KO. §§ 50a (i. d. Faſſung d. G. v. 1. Juli 1893), 52. 
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Wichtige Verwaltungsfunktionen dagegen hat der Provinzialſynodal⸗ 
vorſtand in Gemeinſchaft mit dem Konſiſtorium wahrzunehmen. Sie ſind 
oben S. 252 f. zur Darſtellung gelangt. 


Zweites Kapitel. 
Die ſynodalen Organe der Landeskirche. 
8 44. 
Allgemeines. 

I. Ebenſo wie die kirchlichen Gemeinden beſitzen auch die preußiſchen 
Landeskirchen als ſolche zwei ſynodale Organe: die Synode und den 
Synodalvorſtand, nur die altpreußiſche Landeskirche hat dieſen beiden 
noch ein drittes Organ in dem Synodalrat hinzugefügt. Die Synode der 
altpreußiſchen Landeskirche heißt: Generalſynode. Die Synoden der neu- 
preußiſchen Landeskirchen werden in den Verfaſſungsgeſetzen als Geſamt⸗, ) 
Bezirks⸗2) oder einfach als Landesſynodes) bezeichnet. Die engere ſynodale 
Vertretung der Landeskirche heißt nach der altpreußiſchen Generalſynodal⸗ 
ordnung: (General) Synodalvorſtand, nach den Kirchengemeinde- und 
Synodalordnungen der neuen Provinzen: (Geſamt⸗, Bezirks⸗ oder Landes⸗) 
Synodalausſchuß; „Vorſtand“ nennen dieſe Kirchenordnungen den Vorſtand 
der verſammelten Synode, der in Altpreußen „Präſidium“ heißt. Dieſer 
„Vorſtand“ (Präſidium) unterſcheidet ſich ſeiner Zuſammenſetzung wie Zu⸗ 
ſtändigkeit nach von dem engeren Vertretungsorgan, nur die Frankfurter 
Kirchenordnung hat dem Vorſtand der Synode (Bezirksſynodalvorſtand 
genannt) auch die ſonſt dem Synodalausſchuß überwieſenen Kompetenzen 
übertragen und einen von jenem verſchiedenen Synodalausſchuß überhaupt 
nicht organiſiert. 

II. Die Rechtsſtellung der Landesſynode und ihres Aus⸗ 
ſchuſſes iſt eine weſentlich andere als die der Vertretungen der Kreis- und 
Provinzialgemeinden. Sie find nicht Organe kirchlicher Selbſtverwaltungs⸗ 
körper, d. h. von der Geſamtkirche verſchiedener Korporationen, ſondern un⸗ 
mittelbare Organe der Landeskirche, was praktiſch darin zum Ausdruck 
kommt, daß ſie der Landeskirche und damit dem dieſe leitenden landes⸗ 
herrlichen Kirchenregiment gegenüber keinen beſonderen Wirkungskreis haben. 
Sie ſind zwar keine unſelbſtändigen Werkzeuge des landesherrlichen Kirchen⸗ 
regiments, im Gegenteil in ihren Entſchließungen völlig frei und an keine 
Anweiſungen dieſes gebunden, aber alle ihre Tätigkeit ſteht doch, wenn 
wir von den ihr eigenes Leben betreffenden Funktionen abſehen, in un⸗ 
mittelbarer Beziehung zu dem landesherrlichen Kirchenregiment und 
charakteriſiert ſich als Beſchränkung, Kontrolle oder Ergänzung desſelben; 


1) KO. Hann. ref. K., Schl.⸗H. u. Kaſſel. 2) KO. Wiesb. u. Frkft. 
3) KO. Hann. luth. K. 
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weder die Landesſynode noch ihr Ausſchuß können ſich wie die unteren 
Synodalſtufen ſelbſtändige Verwaltungsaufgaben ſetzen, oder ſind gleich 
dieſen mit der ſelbſtändigen Wahrnehmung kirchenregimentlicher Aufſichts⸗ 
befugniſſe betraut. 

Der allgemeine Rechtsbegriff, unter den die Landesſynode zu ſub⸗ 
ſumieren iſt, iſt nicht der der Behörde, wie er auf die unteren Synoden 
anwendbar war. Sie entbehrt der ſelbſtändigen Entſcheidungsbefugnis 
und handelt nicht für die Kirche, ſondern beſtimmt nur die Handlungen 
des Landesherrn und ſeiner Regimentsbehörden durch ihre Beſchlüſſe. 
Sie iſt keinem kirchlichen Organ untergeordnet, ſondern, in der Kirche 
ebenſo unabhängig wie der Landesherr, allein dem Kirchengeſetz unterſtellt, 
das nur unter ihrer Mitwirkung zuſtandekommt und abgeändert werden 
kann. Die Landesſynode hat alſo im kirchlichen Organismus eine ähnliche 
Stellung wie das Parlament im ſtaatlichen. Das iſt allerdings mit dem 
Hinweis darauf, daß die Synode eine „weitgehende Mitwirkung bei der 
laufenden Verwaltung habe“, gerade kürzlich wieder beſtritten worden.!) 
Allein ſehr zu Unrecht. Die Kompetenzen, die dieſen Synoden, insbeſondere der 
altpreußiſchen Generalſynode, auf dem Gebiete der Verwaltung zu⸗ 
ſtehen, reichen im weſentlichen nicht weiter als die der modernen Re⸗ 
präſentativorgane. Wenn behauptet wird, daß die Teilnahme dieſer an 
der Verwaltung ſich auf einzelne markante Akte, die eben dadurch aus 
dem Rahmen der laufenden Verwaltung herausgehoben ſind, beſchränkt, 
die Generalſynode dagegen an der laufenden Verwaltung mitwirkt, ſo trifft 
das nicht zu: auch die Generalſynode verſieht Verwaltungsfunktionen im 
engeren Sinn nur in den im Geſetz angegebenen Fällen. Ihr über dieſe 
hinausgehendes die ganze Verwaltung umfaſſendes Kontrollrecht aber 
unterſcheidet ſich in nichts von der Befugnis der Parlamente, die Staats⸗ 
verwaltung nach allen Richtungen hin zu kontrollieren und dabei die 
Maßregeln der Regierung zu kritiſieren.?) Und dem Rechte der General⸗ 
ſynode „behufs Erhaltung der kirchengeſetzlichen Ordnung in den Tätig⸗ 
keiten der Verwaltung“ Beſchwerde bei dem Oberkirchenrat zu erheben, 
entſpricht nahezu die Befugnis unſerer Parlamente, bei ihnen eingegangene 
Petitionen der Staatsregierung zu überweiſen, wie auch ſelbſt Inter⸗ 
pellationen an dieſe zu richten. Überhaupt kommt es für die Beantwortung 
der Frage, ob die Landesſynode im kirchlichen Organismus eine parla⸗ 
mentariſche oder eine behördliche Stellung einnimmt, nicht auf den Umfang 


1) Niedner im Verw.⸗Arch. XI S. 74ff. 

a 2) Niedner ſcheint allerdings der Volksvertretung eine ſolche Kompetenz 
nicht zugeſtehen zu wollen; allein indem er ſich auf eine Ausführung Riekers in 
deſſen Abhandlung: Die rechtl. Natur der Volksvertretung, Lpzg. 1893, S. 41, 42 
beruft, bekennt er ſich zu einer Auffaſſung, die in der maßgebenden ſtaatsrechtlichen 
Literatur längſt verworfen iſt, vgl. z. B. Meyer, G., Deutſches Staatsrecht, ©. 266°. 
Laband, Staatsrecht des dtſchn. Reichs, I S. 282ff. 
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ihrer Verwaltungstätigkeit, ſondern allein darauf an, welcher Art ihre 
Teilnahme an der Verwaltung iſt. Dieſe aber iſt eine durchaus parla⸗ 
mentariſche, indem die Landesſynode zu maßgebender Mitwirkung bei den 
Willenshandlungen der Kirche berufen iſt, nicht aber dieſe Handlungen 
ſelbſt vorzunehmen, die Kirchengewalt zu handhaben und die Kirche zu 
vertreten hat. Für einzelne der neupreußiſchen Landesſynoden könnte 
man vielleicht den Behördencharakter noch beſonders im Hinblick darauf be⸗ 
haupten wollen, daß ſie in einzelnen Angelegenheiten, die in Altpreußen 
zur Zuſtändigkeit der Provinzialſynoden gehören, eine ſelbſtändige Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen haben; allein es geht doch auch hier nicht an, einem Organ 
wegen ganz vereinzelter ihm zugewieſener Kompetenzen einen Rechtscharakter 
beizulegen, der ſeiner allgemeinen Rechtsſtellung nicht entſpricht. Nur in 
der niederſächſiſch- reformierten Synode, die „die ordnende und 
leitende Kirchengewalt über die einzelnen (keinem landesherrlichen Kicchen- 
regiment unterſtellten) Gemeinden der Konföderation“ beſitzt, in Sachen 
der Kicchendisziplin und der Glaubenslehre bindende Entſcheidungen trifft 
und die Konföderation nach außen hin vertritt,“) haben wir in Preußen 
ein höchſtes Synodalorgan, das wahrhaft ſelbſtändige Verwaltungstätigkeit 
entwickelt. Und es ſtände nichts im Wege, dieſe Synode, wie es die 
niederſächſiſch⸗ reformierte Kirchenordnung in § 6 auch tut, als Behörde zu be⸗ 
zeichnen, wenn man nicht der in der ſtaatsrechtlichen Literatur herrſchenden 
Auffaſſung folgen und als Behörde nur eine dem höchſten Organ untergeordnete 
Stelle anſehen will. — Vom ſtaatlichen Standpunkte aus iſt die Landesſynode 
eine kirchliche Verſammlung und kann im Hinblick auf die für andere 
kirchliche Organe beliebte Bezeichnung auch wohl öffentliche Körperſchaft ge⸗ 
nannt werden.?) Auch der Landesſynodalvorſtand oder -ausſchuß kann 
als Behörde ſchwerlich angeſprochen werden. Er hat einzelne Geſchäfte 
zu verrichten, die ſich auf die Synodalverſammlungen beziehen und die 
Kompetenzen der Synode ſelbſt wahrzunehmen, wenn dieſe nicht verſammelt 
iſt, alſo ebenſowenig wie dieſe ſelbſtändige Verwaltungshandlungen für 
die Kirche vorzunehmen. Auch er hat ein Analogon im Staatsrecht, nämlich 
den ſtändiſchen Ausſchuß, der in einzelnen, mittleren und kleineren deutſchen 
Staaten für die Zeit beſtellt wird, wo der Landtag nicht verſammelt ift.?) 

III. Die Mitglieder der Landesſynodalorgane haben ihre 
Funktionen unentgeltlich wahrzunehmen, erhalten jedoch Tagegelder und, ſoweit 
ſie nicht am Orte ihrer ſynodalen Wirkſamkeit wohnen, Reiſegelder.“) Sie 


1) KO. der niederſ. konf. Gemdn. 88.6, 
2) Darüber, daß ſie keine politiſche Körberſchaft u a über die Frage ihres 
on Sau es gegen Beleidigung vgl. oben ©. 3 
eher a. a. O. S. 293 u. die gen, Verl. Urk. 88 187, 192. 
85 Be Syn. O. § 40; KO. Hann. ref. K 1 Wiesb. § 79; Kaſſel 
$ 71. Sie KOrdngn. Schl.⸗H. § 107 u. Hann. luth. K $ 85 dagegen bewilligen 
auch Tagegelder nur den nicht am Ort der Synodalverſammlung Wohnenden. 
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unterſtehen nur der Disziplin der Synode, wie ſie in der Geſchäftsordnung 
geregelt iſt. Eine Verpflichtung, die Wahl oder Ernennung zum Mitglied 
der Landesſynode anzunehmen, beſteht nicht.!) 

IV. Eine Auflöſung der Landesſynode durch das Kirchen⸗ 
regiment findet nicht ſtatt. a a 


8 45. 


Die Zuſammenſetzung und Bildung der Synodalorgane der 
Landeskirche. 


A. Die Landesſynode beſteht aus drei Gruppen von Mitgliedern: 
den kraft ihres Amtes berufenen, den vom König ernannten und den ge⸗ 
wählten. Allein die Bezirksſynode des Konſiſtorialbezirks Frankfurt 
macht eine Ausnahme, indem ſie ſich nur aus gewählten und landesherrlich 
ernannten Mitgliedern zuſammenſetzt.“) 

J. Kraft ihres Amtes gehören zur Synode in allen Landeskirchen, 
mit Ausnahme der hannoverſch-lutheriſchen, die Generalſuperinten⸗ 
denten des Synodalbezirks, ferner zur kaſſelſchen Geſamtſynode alle 
Superintendenten und zur ſchleswig-holſteiniſchen Geſamtſynode der 
Superintendent des Kreiſes Herzogtum Lauenburg. Geborene Mitglieder 
der hannoverſch-lutheriſchen Landesſynode ſind dagegen der Präſident 
des Landeskonſiſtoriums und der Abt zu Loccum. 

II. Der Landesherr ernennt, und zwar immer auf eine Synodal⸗ 
periode,?) zur altpreußiſchen Generalſynode 30, zur ſchleswig— 
holſteiniſchen Geſamtſynode 8, zu der hannoverſchen-lutheriſchen 
Landesſynode 13, zur hannoverſchen-reformierten Geſamtſynode 5 
und zu den Synoden der Konſiſtorialbezirke Wiesbaden, Kaſſel und 
Frankfurt 4, 6 und 6 Mitglieder. Von den zur lutheriſchen Landes- 
ſynode Hannovers Ernannten müſſen 6 dem geiſtlichen, 7 dem nicht⸗ 
geiſtlichen Stande angehören, von welch letzteren einer den juriſtiſchen Pro⸗ 
feſſoren der Univerſität Göttingen zu entnehmen iſt; bei den Ernennungen 
zu den übrigen Landesſynoden braucht der Landesherr nicht den 


Die Höhe der Tagegelder u. Reiſekoſten iſt in Altpreußen vom OKR. mit der Gen.- 
Syn. (Verh. d. 1. ord. Gen. Syn. 1879 S. 105; EO. v. 11. Juli 1879, KGBl. S. 95) 
in Schlesw⸗Holſt. vom Konf. mit der ln vereinbart, im übrigen in den 
KOrdngn. direkt feſtgeſetzt. Tagegelder wie Reiſekoſten gehören zu den Synodalkoſten 
u. ſind aus der Landesſynodalkaſſe zu beſtreiten. 

1) Über Beurlaubung der Staatsbeamten u. Geiſtlichen ſ. oben S. 3885, 411? 
2 2) Gen. Syn. O. § 3 i. d. Faſſ. d. G. v. 19. Sept. 1898 (KGBl. S. 147); 
KO. Hann. luth. K. § 58, ref. K. § 66; Kaſſel § 55; Wiesb. § 65; Frkft. $ 72; 
Schl.⸗H. § 86 in Verb. mit d. kgl. Vdg. v. 7. Nov. 1877 8 7. 

3) Darunter verſteht man allgemein die Zeit vom Zuſammentritt einer ordentl. 
Syn. bis zum Zuſammentritt der nächſten ordentl. Syn. Nur die KO. Schl.⸗H. 
hat hier einen anderen Begriff aufgeſtellt. Sie verſteht unter Synodalperiode einen 
u von 6 J. ($ 86), läßt aber in dieſen zwei ordentl. Verſammlungen der 

yn. fallen (§ 88). 
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geiſtlichen und den weltlichen Stand in beſonderer Weiſe zu berückſichtigen. 
Was die Erfüllung ſonſtiger Vorausſetzungen der zu ernennenden Perſonen 
anlangt, ſo enthalten hierüber nur die Kirchenordnungen für die lutheriſche 
Kirche Hannovers und die Konſiſtorialbezirke Kaſſel und Frankfurt 
eine ausdrückliche Beſtimmung!), nach welcher auch die landesherrlich er 
nannten Mitglieder die Wählbarkeit für die Landesſynode beſitzen müſſen. 
Die übrigen Kirchenordnungen verlangen ausdrücklich nur von den 
„Gewählten“ die Erfüllung beſonderer Vorausſetzungen, demnach iſt der 
Landesherr bei Ausübung ſeines Ernennungsrechts hier nicht an den 
Kreis der wählbaren Perſonen gebunden, ja er iſt überhaupt durch 
keine Vorſchriften in der Auswahl der von ihm zu deputierenden Synodalen 
beſchränkt; nur daß ſie der betreffenden Landeskirche angehören, wird 
verlangt werden müſſen. 

III. Die gewählten Mitglieder ſind: 

1. Deputierte der unteren Synodalſtufen oder beſonderer durch 
Verbindung mehrerer Synoden gebildeter Wahlkreiſe. In Altpreußen 
bildet jede Provinzialſynode für ſich einen Wahlkörper. In der lutheriſchen 
Kirche Hannovers und in Schleswig-Holſtein ſind durch die Kirchen⸗ 
ordnung ſelbſt Wahlkreiſe gebildet,?) die regelmäßig mehrere, in Schleswig- 
Holſtein jedoch auch nur einen kirchlichen Kreis umfaſſen. In den 
übrigen Landeskirchen ſtellt jede Kreisſynode einen Wahlkörper dar. 

Die Zahl der zu wählenden Abgeordneten iſt feſtgeſetzt für die 
altpreußiſche Generalſynode auf im ganzen 151, für die hannoverſch— 
lutheriſche Landesſynode auf 58, für die Geſamtſynode des Konſiſtorial⸗ 
bezirks Kaſſel auf 51 und für die Frankfurter Bezirksſynode auf 60, 
welche feſten Ziffern durch die Kirchenordnungen ſelbſt auch auf die einzelnen 
Wahlkörper unterverteilt find.) In den übrigen Rechtsgebieten da— 
gegen iſt die Geſamtzahl der Synodalmitglieder nicht geſetzlich fixiert und 
die Zahl der von den einzelnen Wahlkörpern zu wählenden Deputierten 
beſtimmt ſich nach der Zahl der im Wahlbezirk wohnhaften Konfeſſions⸗ 
genoſſen. “) 8 

1) KO. Hann. luth. K. § 70; Kaſſel § 58 Abſ. 2; Frkft. § 73 Abſ. 3. 

5 2) KO. Hann. luth. K. § 59 (29 Wahlkreiſe in Anlehnung an die alten Graf⸗ 
ſchaften u. Fürſtentümer; vgl. das Verzeichnis der auf Grund des Abf. 2 $ 59 definitiv 
feſtgeſtellten Wahlkreiſe bei Lohmann 1 S. 224 ff.); Schl.⸗H. § 87 u. Anlage zum 
Gef. (26 Wahlkreiſe). g 

3) Es find zu wählen: a) zur preuß. Gen. Syn. nach Gen. Syn. O. § 3 i. d. 
Faſſ. d. KG. v. 19. Sept. 1898 von der Prov. Syn. der Provinz Oſtpreußen 15, 
Weſtpreußen 9, Brandenburg 27, Pommern 18, Poſen 9, Schleſien 21, Sachſen 24, 
Weſtfalen 12, Rheinprovinz 15, von der Kr. Syn. Hohenzollern 1; b) zur hann. 
luth. Landſyn. (KO. § 59) wählt jeder der 29 Wahlkreiſe 2 Abgeordnete; c) zur 
Frankfurter Bez. Syn. (KO. $ 73) die ev. luth. Stadtſyn. 40, die ev. ref. Stadt⸗ u. 
die ev. luth. Kr. Syn. je 10; d) zu d. Geſamtſyn. Kaſſel jede Diöz. Syn. nach 
näherer Beſtimmung der KO. § 57 2—5 Abgeordnete. 

4) KO. Hann. ref. K. § 68: in Wahlkreiſen mit i 

weniger als 5000 Reformierten werden gewählt 2 Abg. 
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Die Vertretung des geiſtlichen und des weltlichen Elements unter 
den Gewählten iſt in verſchiedener Weiſe vorgeſehen: In Altpreußen 
hat jede Provinzialſynode!) ein Drittel geiſtliche und ein Drittel weltliche 
Abgeordnete zu wählen, während ſie bei Wahl des letzten Drittels auf den 
Stand keine Rückſicht zu nehmen braucht. In allen übrigen Rechtsgebieten?) 
hat jeder Wahlkörper einen geiſtlichen und einen weltlichen Abgeordneten 
zu wählen; bezüglich weiterer von ihm etwa noch zu wählender Abgeordneter 
iſt er nur im Konſiſtorialbezirk Kaſſel beſchränkt, wo, wenn drei oder vier 
Abgeordnete zu wählen ſind, außer dem einen geiſtlichen zwei weltliche 
und, wenn fünf Abgeordnete zu wählen ſind, außer dem einen geiſtlichen 
drei weltliche gewählt werden müſſen. 

Für jeden Abgeordneten wird in den neupreußiſchen Landes- 
kirchen ſogleich ein Erſatzmann gewählt, der für jenen im Falle der Be⸗ 
hinderung, der Niederlegung oder des Verluſtes des Mandats einberufe 
wird.) f 

Die Wahl findet für eine Synodalperiodet) ſtatt. Beſondere Vor⸗ 
ſchriften über ihre Form ſind da nicht erforderlich, wo ſie durch die Kreis⸗ 
oder Provinzialſynode vollzogen wird, indem hier die allgemein für die 
von dieſen Organen vorzunehmenden Wahlen aufgeſtellten Regeln An⸗ 
wendung finden.“) Nur die Kirchenordnungen für die hann overſche luthe— 
riſche Kirche und für Schleswig-Holſtein mußten einige beſondere An⸗ 


5 000 bis 10 000 Reformierten werden gewählt 3 Abg. 
10 000 und mehr = 1 A 4 Abg. 
KO. Wiesb. § 67: in Wahlkreiſen mit 
weniger als 20000 Evangeliſchen werden gewählt 2 Abg. 


20 000 bis 30 000 5 0 0 3 Abg. 
30 000 und mehr I, 5 5 4 Abg. 


KO. Schl.⸗H. § 87: in Wahlkreiſen mit 

weniger als 30000 Gemeindeangehörig. werd, gew. 2 Abg. 
(es werden hier nur Angehörige der Ortsgemeinden 
gezählt, die zu dem betr. Wahlkreis gehören, nicht 
Angehörige der im Wahlkreis etwa befindl. Per⸗ 
ſonalgemeinden) 

30 000 bis 5) 000 Gemeindeangehörig. werd. gew. 3 Abg. 
50 000 u. mehr 1 1 1 Abg. 

1) Die Kr. Syn. für Hohenzollern kann einen im 17 59 Amt der altpreuß. 
Landeskirche angeſtellten Geiſtlichen wählen, oder einen Angehörigen der oben 
Lande, der weltliches Mitglied eines Organs der hohenz. Kreis⸗ oder einer hohenz. 
Einzelgemeinde it oder geweſen iſt. KG. v. 19. Sept. 1898 (KGBl. S. 147) § 3. 
2) Überhaupt nicht nach einem allgemeinen Prinzip, ſondern kafuiſtiſch und 
für el einzelnen Wahlkörper anders, iſt die Frage in der KO. Frkft. $ 73 Abf. 2 
geregelt. 

3) KO. Hann. luth. K. § 59; ref. K. § 68; Schl.⸗H. § 87; Wiesb. § 67; Kaſſel 
§ 57; Frkft. § 73. f 

4) Sie beträgt im Konf. Bez. Wiesb. u. Frkft. 3, im übrigen 6 J. Vgl. 
auch oben S. 4233. 

5) Nur die KOrdngn. Wiesb. $ 67, a $ 57 u. Hann. ref. K. $ 67 ordnen 
noch ausdrücklich an, daß bei Berufung der Verſammlung, in der die Wahl voll⸗ 
zogen werden ſoll, den Mitgliedern der Syn. hiervon ausdrücklich Kenntnis zu 
geben iſt u. daß die Wahl durch Stimmzettel zu erfolgen hat. 
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ordnungen treffen. Nach dieſen wird in den oben Seite 424 erwähnten 
Wahlkreiſen — in Schleswig⸗Holſtein nur, ſofern der Wahlkreis ſich nicht 
mit dem Propſteibezirk deckt, in welchem Fall die Propſteiſynode die Wahl 
vollzieht — die Wahlverſammlung durch Zuſammentritt der Mitglieder der 
zum Wahlkreiſe gehörigen Kreisſynoden gebildet.!) Die Berufung und 
Leitung dieſer Wahlverſammlung ſteht in Schleswig⸗Holſtein dem Propſt, 
unter mehreren Pröpſten dem am längſten das Propſtamt verwaltenden 
zu, während in Hannover die Kirchenregierung den Wahlvorſteher be⸗ 
ſtimmt. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel und nach abſoluter Stimmen⸗ 


mehrheit.) 

Auch über die Wählbarkeit ſind nur wenige Vorſchriften in den 
Kirchenordnungen gegeben. Als geiſtliches Mitglied kann gewählt werden, 
wer innerhalb der Landeskirche?) oder auch nur wer innerhalb des Wahl⸗ 
bezirks!) ein geiſtliches Amt?) bekleidet?) und das 30. Lebensjahr vollendet 
hat.) Vorausſetzung der Wählbarkeit zum weltlichen Mitgliede iſt a) in 
Altpreußen: Vollendung des 30. Lebensjahres und weiter für die eine 
Hälfte dieſer Mitglieder, daß ſie dem Wahlkörper durch Domizil ange⸗ 
hören und weltliches Mitglied in einem Organ einer Orts-, Kreis- oder 
der Provinzialgemeinde ſind oder früher geweſen ſind, ohne die Wähl⸗ 
barkeit für dasſelbe verloren zu haben, für die andere Hälfte nur, daß 
ſie der Landeskirche angehören und angeſehene, kirchlich erfahrene und ver⸗ 


1) In Hannover en jedoch nicht zur Verſammlung die zu den ae 
ieder 


3) RO. Schl.⸗H. § 87 (dazu Mommſen⸗Chalybaeus S. 182%); Hann. 


$ 

4) Gen. Syn. O. § 3 Z. 1; Kaſſel 8 58; Frkft. § 73. 2 

5) So Gen. Syn. O. a. a. O. „Geiſtliches Amt“ iſt für die ev. K. identiſch mit 
Pfarramt u. ſteht im Gegenſatz zu dem weiteren Ausdruck ln (Hinſchius, 
Preuß. Kirchengeſ. v. 1873 ©. 100), wie denn auch die KOrdngn. Wiesb., Kaſſel, Hann. 
ref. K. deutlich Bekleidung eines Pfarramtes verlangen. Ebenſo wie im Bereich dieſer 
Geſetze kann in Schlesw.⸗Holſt. u. Frkft. als geiſtl. Mitglied nur jemand, der ein Pfarr⸗ 
amt bekleidet, gewählt werden, denn nur ein ſolcher wird nach allgem. Sprachgebrauch 
als „Geiſtlicher“ bezeichnet, während auch ordinierte Theologen, die z. Z. kein geiſt⸗ 
liches Amt bekleiden, als weltliche Perſonen angeſprochen werden (Mommſen u. 
Chalybaeus S. 1826). — Nur für die hann. luth. Landesſynode iſt der Kreis der 
als geiſtliche Mitglieder Wählbaren ein weiterer, indem hier nach § 70 Z. 1 der KO. als 
Geiſtlicher jeder wählbar ſein ſoll, der ordiniert iſt und in einem kirchlichen Amt 
ſteht, ſodaß alſo auch ordinierte iche Konſiſtorialräte und Lehrer an Prediger⸗ 
ſchloſſen f 55 ſie nicht gleichzeitig ein Pfarramt bekleiden, nicht ausge⸗ 
ſchloſſen ſind. 

6) So KO. Wiesb., Kaſſel, Hann. ref.; andere Geſetze ſprechen von Geiſtlichen, 
die „angeſtellt“ ſind oder im Amte ſtehen; bei all dieſen Ausdrücken wird man 
annehmen müſſen, daß der Geſetzgeber nur feſtangeſtellte, nicht vikariſch berufene 
Perſonen im Auge hatte (ſ. auch Goßner S. 1657, Hinſchuis S. 2364). Anders 
nur KO. Schl.⸗H. Sie erklärt für wählbar alle „wahlberechtigten“, d. h. in den 
Propſteiſynoden ſtimmberechtigten Geiſtlichen und dazu gehören nach § 73 Z. 1 der 
KO. daf. (vgl. auch § 75) auch vikariſch angeſtellte. 

7) Gen. Syn. O. § 3 a. E.; KO. Hann. luth. K. § 70 Z. 3; Schl.⸗H., Hann. 
ref. K., Wiesb., Kaſſel a. a. O., Frkft. $ 73 Abi. 3, § 53 Abſ. 2, § 24. 
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diente Männer ſind, b) in der lutheriſchen Kirche Hannovers: Zu⸗ 
gehörigkeit zur Landeskirche, Beſitz des aktiven Wahlrechts in einer Kirchen⸗ 
gemeinde und eines guten kirchlichen Leumunds, Betätigung des kirchlichen 
Sinns durch Teilnahme am Gottesdienſt und am Abendmahl, Vollendung 
des 30. Lebensjahres, e) in den übrigen Rechtsgebieten: Wählbarkeit 
zum Kirchenälteſten!) und Zugehörigkeit zum Wahlbezirk?), oder auch nur 
Zugehörigkeit zu einer Gemeinde des Geſamtſynodalverbandes.“) 

2. Deputierte der evangeliſch-theologiſchen Fakultäten der Landes⸗ 
univerſitäten: Jede derſelben hat für die Synodalperiode eines ihrer Mit⸗ 
glieder zum Vertreter auf der Landesſynode zu beſtellen, ſodaß zur alt⸗ 
preußiſchen Generalſynode 6, zu den Synoden der lutheriſchen Kirche 
Hannovers, Schleswig-Holſteins und des Konſiſtorialbezirks Kaſſel 
je ein evangeliſch-theologiſcher Profeſſor gehören. Die Frage, ob der von 
der Fakultät Gewählte die beſonderen Vorausſetzungen der Wählbarkeit zur 
Landesſynode erfüllen muß, wird ausdrücklich bejaht in der hannoverſchen 
lutheriſchen Kirchenordn ung,“) und fie muß wohl auch bejaht werden 
für die Kirchenordnung für Kaſſel. Auch der von der Fakultät Deputierte 
gehört zu den gewählten Mitgliedern der Synode, und wenn nicht er— 
ſichtlich iſt, daß die Kirchenordnung ihn von den für dieſe aufgeſtellten 
Normen hat ausnehmen wollen, müſſen dieſelben auch auf ihn Anwendung 
finden. In der Kirchenordnung für Kaſſel wird nun aber ganz allgemein 
die Wählbarkeit zur Geſamtſynode beſtimmt und dazu noch angeordnet, 
daß auch die vom Landesherrn ernannten Mitglieder ſie beſitzen müſſen, 
ſodaß der Geſetzgeber hier zweifellos von allen Synodalen die Erfüllung 
der zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften erfordern wollte. Anders 
die Generalſynodalordnung für Altpreußen und die Kirchenordnung für 
Schleswig-Holſtein. Beide behandeln die Wählbarkeit in einem 8 
(3 bezw. 87), der ſich ſeinem Eingange nach nur auf die von den ſynodalen 
Verbänden Gewählten bezieht, können die Erfüllung der ſie ausmachenden 
Vorausſetzungen alſo nicht auch von den Synodalen verlangen wollen, die 
von anderen Wahlkörpern gewählt werden. 

IV. Über die Legitimation der Synodalmitglieder wird von der 
Synode auf Grund vorangehender Prüfung ihres Vorſtandes ?) Beſchluß 


1) Daraus ergibt ſich das Erfordernis der Vollendung des 30. Lebensjahres; 
unrichtig Friedberg S. 4047. Für die Hann. ref. Geſamtſyn. übrigens durchweg 
ref. Konfeſſion, vgl. dagegen oben S. 3932. 

2) KO. Kaſſel § 58; Frkft. § 73 (für einen Teil der von der luth. Stadtſynode 
Deputierten iſt hier noch gegenwärtige oder frühere Zugehörigkeit zum Kirchenvorſtand 
erforderlich, Abſ. 2 Satz 1). 

3) KO. Wiesb. § 68; Schl.⸗H. § 87, Hann. ref. K. § 69. 

4) $ 70 erſter Satz. Der Deputierte der theol. Fakultät wird an ſich als 
weltliches Mitglied der Syn. anzuſprechen ſein, als geiſtliches kann er nur angeſehen 
werden, wenn er ordiniert iſt und neben der Profeſſur noch ein kirchliches Amt 
bekleidet, Lohmann I S. 72, 2b. 

5) In der hann. luth. K. (KO. § 71) liegt die Vorprüfung dem Kirchenregi⸗ 
ment ob, in Schleswig⸗Holſtein iſt ſie überhaupt nicht vorgeſchrieben. 
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gefaßt, wie dieſe auch bei ſpäterem außerordentlichem Zuſammentritt zu 
kontrollieren hat, ob die Legitimation jedes einzelnen noch vorhanden iſt.!) 
Alle Mitglieder der Synode werden von dem königlichen Bevollmächtigten 
oder nach Konſtituierung des Präſidiums vom Präſidenten mit dem in 
den Kirchenordnungen vorgeſchriebenen Gelöbnis verpflichtet.?) 

B. Der Vorſtand der Geſamtſynode deckt ſich in der Frankfurter 
Kirche mit dem Präſidium der Synode (ſiehe oben S. 420), in der han- 
noverſchen reformierten Kirche wie in den Kirchen der Konſiſtorial⸗ 
bezirke Kaſſel und Wiesbaden wird er durch Erweiterung dieſes in der 
Weiſe gebildet, daß die Synode zu den drei Präſidialmitgliedern zwei 
Synodale aus ihrer Mitte wählt.?) In der ſchleswig-holſteinſchen 
Kirche iſt der Synodalvorſtand wenigſtens mit dem Präſidenten der Synode 
in Verbindung gebracht, indem er aus dieſem und zwei von der Synode 
hinzugewählten Beiſitzern beſtehen ſoll.“) In der altpreußiſchen und 
hannoverſchen lutheriſchen Kirche dagegen ſteht der Synodalvorſtand 
mit dem Präſidium der Synode in gar keinem notwendigen Zuſammen⸗ 
hang; er beſteht dort aus ſieben, hier aus ſechs Perſonen, die von der 
Synode vor Schluß der ordentlichen Verſammlung gewählt werden und 
nicht zu den Mitgliedern des Präſidiums zu gehören brauchen.“) — Für 
jedes Mitglied des Synodalvorſtandes wird, ſofern nicht ſchon für dasſelbe 
als Präſidialmitglied ein Stellvertreter beſtellt iſt, bei ſeiner Wahl ein 
Erſatzmann gewählt.“) 

Eine beſtimmte Vertretung des weltlichen und des geiſtlichen Ele⸗ 
ments im Geſamtſynodalvorſtande iſt für Altpreußen nicht vorgeſehen. 
Dagegen ordnen die Kirchenordnungen der neupreußiſchen Landeskirchen 
an, daß die eine Hälfte der Mitglieder des Vorſtandes oder, wo dieſer 
durch Erweiterung des Präſidiums gebildet wird, doch der Zugewählten 
Geiſtliche, die andere Hälfte Weltliche ſein müſſen. 

Die Wahl des Vorſtandes findet, ſoweit er nicht aus Mitgliedern 
des Präſidiums der Synode bejteht,”) nach allen Kirchenordnungen am 
Schluſſe jeder ordentlichen Verſammlung der Synode ſtatt, und zwar auf 

1) Es gilt hier analog das oben S. 394 u. S. 413 Bemerkte. 

2) Gen. Syn. O. 5 29, 30; KO. Schl.⸗H. $$ 91, 97, 99; Hann. luth. K 
§§ 63, 71, auch Geſch. O. f. d. hann. Landesſyn. § 2 (Lohmann 1 S. 149); KO. 0 
K. 5 71,73 8 8; Kaſſel 85 60, 63 3. 1; Wiesb. 58 70, 72 3. 8; Frkft. S$ 76, 78 3.1 

3) KO Sale ref. K. ss 763 Kaſſel S$ 64, 663 Wiesb. 78, 75. 

4) KO. Schl. -H. 8s 90, 

5) Gen. Syn. O. §§ 21, 22 (die Syn. wählt hier direkt einen zum Vorſttzenden, 
einen zum Stellvertreter des Vorſ. u. 5 als Beiſitzer. Scheiden dann bei nicht 
verſammelter Syn ſowohl der Vorſitzende als fein Stellvertreter aus, jo wählen 
die Beiſitzer unter ſich einen Vorſitzenden u. einen Stellvertreter); KO. Hann. luth. K. 
N Syn. wählt hier einfach 6 Mitglieder, die unter ſich den Vorſitzenden 
5 6) Wegen des Eintritts der Erſatzmänner in die Gen. Syn. vgl. Beſchluß 


48 d. 2. ord. Gen. Syn. 1885 (Verhdl. S. 866); Lohmann 1 S. 68 zu Abf. 1 u. 2. 
7) Die beim Zuſammentritt der Syn. gewählt werden, ſ. unten S. 431 
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eine Synodalperiode, jedoch ſo, daß er in Funktion bleibt, bis die nächſte 
ordentliche Verſammlung der Synode ihr Präſidium oder den neuen Vor⸗ 
ſtand gewählt hat. Für den Fall, daß die Synode geſchloſſen wird, ohne 
daß die Vorſtandswahl ſtattgefunden hat, ordnen einzelne Kirchenordnungen 
an, daß dann der für die frühere Synodalperiode gewählte Vorſtand!) 
oder, wo der Vorſtand nur ein erweitertes Präſidium iſt, die von der 
vorigen Synode den Präſidialmitgliedern Hinzugewählten wieder in 
Funktion treten ſollen.?) 

C. Der Generalſynodalrat der altpreußiſchen Landeskirche beſteht 
aus dem Synodalvorſtand und 18 weiteren Mitgliedern, die die General⸗ 
ſynode aus ihrer Mitte wählt und von denen je 3 den Provinzen 
Brandenburg und Sachſen, je einer den Provinzen Weſtpreußen und Poſen 
und je 2 den übrigen Provinzen angehören müſſen. Für jedes dieſer 18 Mit⸗ 
glieder wird ein Erſatzmann gewählt. Der Synodalrat fungiert bis zur 
Eröffnung der nächſten ordentlichen Generalſynode.“) 


8 46. 


Organiſation und Geſchäftsordnung der Synodalorgane der 
Landeskirche. 


I. Die Synode wie ihr Vorſtand erledigen ihre Geſchäfte im Wege 
kollegialiſcher Beratung und Beſchlußfaſſung, nur die altpreußiſche General⸗ 
ſynodalordnung und die hannoverſche lutheriſche Kirchenordnung laſſen 
eine ſchriftliche Erledigung der Vorſtandsgeſchäfte zu, und zwar jene allgemein 
nach Ermeſſen des Vorſitzenden, dieſe wenigſtens bei gutachtlicher Ver⸗ 
nehmung des Vorſtandes durch das Konſiſtorium.“) 

II. Die Geſamtſynode verſammelt ſich ordentlicherweiſe alle ſechs, in 
Schleswig-Holſtein und den Konſiſtorialbezirken Wiesbaden und Frank⸗ 
furt alle drei Jahre, und zwar die Generalſynode auf Berufung des Königs, 
die anderen Synoden auf Berufung des Konſiſtoriums.“) Dieſelben Organe 
des Kirchenregiments ſind auch befugt, die Synode außerordentlich zu be⸗ 
rufen, dann jedoch verjchiedentlich®) verpflichtet, vorher den Synodal⸗ 
vorſtand gutachtlich zu vernehmen”) oder die Zuſtimmung desjelben®) oder 
des Präſidiums der Synode?) und die Genehmigung des Kultusminiſters 

1) Gen. Syn. O. § 21. 

2) KO. Hann. ref. K. § 76; Wiesb. § 75; Kaſſel $ 66. 

3) Gen. Syn. O. § 23. 

; 4) Gen. Syn. O. § 35 Abf. 3 (die ſchriftl. Abſtimmung iſt jedoch ausgeſchloſſen 
in den Fällen der $$ 11, 12, 34 Z. 6 d. Gen. Syn. O., ſ. St. G. v. 3. Juni 1876 Art. 18 
Abſ. 2); KO. Hann. § 66 Z. 3. 

5) KO. Hann. luth. K. $ 72 jagt ſchlechthin die Berufung der Syn. geht 
„von der Kirchenregierung“ aus. Dabei iſt zunächſt an das Landeskonſ. gedacht, 
die Kirchenregierung wird aber auch durch den Kultusminiſter und den König vertreten. 

6) Keine diesbezügl. Vorſchrift enthält KO. Schl.⸗H. § 88; Hann. luth. K. 72. 

7) Gen Syn. O. § 24. 8) KO. Frkft. 8 74. 

9) KO. Kaſſel § 59; Wiesb. § 69; Hann. ref. K. § 70. 
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einzuholen. Je nachdem eine Synodalverſammlung hiernach ordentlicher oder 
außerordentlicher Weiſe einberufen war, ſpricht man von einer ordentlichen oder 
außerordentlichen Synode. Der Ort der Verſammlung der Synode wird 
mangels beſonderer Beſtimmung durch das ſie einberufende Kirchen⸗ 
regimentsorgan beſtimmt. 

Über die Dauer der Synodalverſammlungen enthalten die Kirchen⸗ 
ordnungen keine Vorſchriften, ſie wird daher von den zur Berufung der 
Synode kompetenten Organen beſtimmt. Dieſe können die Verſammlung 
jederzeit ſchließen und auch vertagen. !) Der Unterſchied zwiſchen Schließung 
und Vertagung iſt hier derſelbe wie bei den weltlichen Parlamenten. 
Wird die Synode nur vertagt, ſo tritt ſie nach Ablauf der Vertagungs⸗ 
zeit von ſelbſt wieder zuſammen, ſie nimmt ihre Geſchäfte wieder auf, wo 
ſie liegen geblieben ſind, und ſetzt lediglich die eingeſtellten Beratungen 
fort, daher auch das Präſidium und die Ausſchüſſe in der beim Eintritt 
der Vertagungen beſtehenden Zuſammenſetzung weiter fungieren. Dagegen 
bewirkt die Schließung der Synode einen völligen Abbruch der Geſchäfte. 
Die Synode kann nur auf neue Berufung wieder zuſammentreten. Wird 
ſie außerordentlich berufen, ſo beſteht ſie zwar aus denſelben Mitgliedern 
wie bei der Schließung, aber ſie muß neu eröffnet werden, ſich durch 
Neuwahl des Präſidiums neu konſtituieren; Vorlagen, über die ſie bereits 
vor der Schließung beraten hat, müſſen neu eingebracht werden, wenn ſie 
über ſie beraten und beſchließen will; eine vor der Schließung ſtattgehabte 
Beratung eines Geſetzentwurfs kann nicht als die erſte der beiden Be⸗ 
ratungen angeſehen werden, die der Beſchlußfaſſung über einen Geſetz⸗ 
entwurf vorangehen müſſen. 

Über den Zuſammentritt des Synodalvorſtandes gibt nur die General⸗ 
ſynodalordnung ($$ 35, 37) einige Vorſchriften: Er ſoll zur Erledigung 
derjenigen Geſchäfte, die ihm ſelbſtändig bei nicht verſammelter Synode 
obliegen, ſo oft es notwendig iſt, von ſeinem Vorſitzenden nach Vereinbarung 
mit dem Oberkirchenrat, in ſeiner Erweiterung als Synodalrat durch den Ober⸗ 
kirchenrat ſelbſt nach Berlin berufen werden. Die Berufung des Synodal⸗ 
rats hat alljährlich einmal zu erfolgen, kann jedoch in den Jahren aus⸗ 
fallen, in denen die Synode ſich verſammelt. Für die übrigen Rechts⸗ 
gebiete verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Synodalvorſtand ſich zur Er⸗ 
ledigung der ihm als ſelbſtändigem Kollegium übertragenen Angelegenheiten 
auf Berufung ſeines Vorſitzenden verſammelt, ſo oft es die Geſchäfte er⸗ 
fordern, wie er andererſeits ſelbſtverſtändlich überall von der Kirchen⸗ 
regimentsbehörde zu berufen iſt, wenn er in Gemeinſchaft mit dieſer tätig 
werden ſoll. 


1) So ausdrücklich Gen. Syn. O. u. KO. hann. luth. K. a. a. O. (zu letzterer 
Geſch. O. d. Landesſyn. § 73, Lohmann J S. 168). 
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III. Die Synode wird nach erfolgtem Zuſammentritt von dem Vor: 
ſitzenden des von der vorhergehenden Synode beſtellten Synodalvorjtandes !) 
oder durch einen vom Landesherrn ernannten Bevollmächtigten?) eröffnet 
und nimmt dann unter Leitung dieſes die Wahl ihres Präſidiums vor. 
Am freieſten in dieſer find die altpreußiſche und die ſchleswig-hol⸗ 
ſteinſche Landesſynode, die aus ihren Mitgliedern beliebig einen Präſidenten, 
einen Vizepräſidenten und vier?) oder doch mehrere!) Schriftführer zu 
wählen haben. Dann folgt die Frankfurter Bezirksſynode, die einen 
Vorſitzenden, vier Beiſitzer, deren einer zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
beſtellt wird, und vier Stellvertreter für dieſe zu wählen und dabei nur 
die Beſtimmung zu berückſichtigen hat, daß mindeſtens ein Mitglied ihres 
Präſidiums der reformierten Konfeſſion angehören muß. Weiter beſchränkt 
ſind dagegen die Synoden der hannoverſchen reformierten Kirche, 
wie der Konſiſtorialbezirke Kaſſel und Wiesbaden, deren Vorſtand aus 
einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern beſtehen ſoll, für welch letztere auch 
je ein Stellvertreter zu beſtellen iſt, indem die Wahl des Vorſitzenden 
der miniſteriellen Beſtätigung bedarf, von den Beiſitzern aber wie von den 
Stellvertretern je einer den geiſtlichen, einer den weltlichen Synodalen zu 
entnehmen iſt — und noch mehr die hannoverſche lutheriſche Landes— 
ſynode, die der Kirchenregierung drei Mitglieder präſentieren muß, aus 
denen dieſe ihr den Vorſitzenden ernennt, und dann unter Leitung des 
neuen Vorſitzenden ein geiſtliches und ein weltliches Mitglied zu deſſen 
Stellvertretern zu wählen hat.“) 

Die Amtsperiode des Präſidiums dauert da, wo dieſes beſtimmt iſt, 
den Kern des nächſten Synodalvorſtandes zu bilden, bis zur Erledigung 
der Präſidialwahl der nächſten ordentlichen Synode, in den übrigen 
Rechtsgebieten bis zum Ende der Synodalverſammlung, in der es gewählt 
iſt. Daher ſind ihm auch dort Funktionen überwieſen, deren Verrichtung 
über die Dauer der Synodalverſammlung hinausreicht (und in den übrigen 
Rechtsgebieten dem Synodalvorſtand zukommt) wie die Ausführung der 
Synodalbeſchlüſſe und die Vorbereitung der Geſchäfte für die nächſte 


rtf 8 Gen. Syn. O. § 29; KO. Hann. ref. K. § 74; Wiesb. § 73; Kaſſel § 64; 
ff § 79. 
2) KO. Hann. luth. K. § 62; Schl.⸗H. § 90 ſ. auch unten S. 434. 
3) So Gen. Syn. O. $ 20. 

4) KO. Schl.⸗H. § 90. Die Zahl der Schriftführer, deren jedenfalls mehrere 

beſtellt werden müſſen, hat die Syn. zu beſtimmen. 
KO. Hann. ref. K., Wiesb., Kaſſel a. a. O.; Hann. luth. K. § 62 u. dazu 

Geſch. O. d. Landesſyn SH 3—5 (Lohmann ! S. 150). Ständige Beiſitzer des Präſt⸗ 
denten, wie ſie alle anderen KOrdngn. vorſchreiben, kennt die hann. luth. KO. nicht. 
Die nötigen Schriftführer werden der Syn. von der Kirchenregierung geſtellt; zieht 
ſie es vor, die Verſehung des Schriftführeramts ihren Mitgliedern zu Haenden 
ſo hat es dabei ſein Bewenden, jedoch bilden die zu Schriftführern gewählten 
Synodalen auch dann mit dem Präſtdenten kein Präſidium i. S. der anderen 
KOrdngn. (Geſch. O. § 15.) 
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Synodalverſammlung,!) während ihm hier als ganzem nur die Sorge für 
die Aufzeichnung, Redaktion und Beglaubigung der Protokolle übertragen 
iſt.?) Der Präſident leitet überall die Verhandlungen und handhabt die 
äußere Ordnung, wobei er von den Beiſitzern unterſtützt wird, auch hat 
er nach mehreren?) Kirchenordnungen bei Stimmengleichheit die Entſcheidung. 

IV. Bei Eröffnung der Landesſynode finden nach näherer Vorſchrift 
der Kirchenordnungen religiöſe Feierlichkeiten ſtatt, auch iſt vorgeſchrieben, 
daß während ihrer Tagung in allen landeskirchlichen Hauptgottesdienſten 
eine Fürbitte für die Synode ſtattfinde. Die einzelnen Sitzungen ſind 
mit Gebet zu beginnen, die letzte Sitzung auch mit ſolchem zu ſchließen.“) 
Über die Verhandlungen der Synode, die Führung der Synodalprotokolle, 
die Ausfertigung der Beſchlüſſe, die Bildung von Ausſchüſſen oder 
Kommiſſionen zur Prüfung und Vorbereitung einzelner zu verhandelnder 
Gegenſtände enthalten die Geſchäftsordnungen, die von den Konſiſtorien 
bezw. dem Oberkirchenrat vorläufig entworfen und dann von den Landes⸗ 
ſynoden bei ihrer erſten ordentlichen Verſammlung feſtgeſtellt jind,5) nähere 
Beſtimmungen. Nur einzelne allgemeine Grundſätze ſind in den Kirchen⸗ 
ordnungen angegeben. So iſt überall der Grundſatz der Offentlichkeit 
der Verhandlungen ausdrücklich ausgeſprochen, gleichzeitig jedoch nach⸗ 
gelaſſen, daß die Synode für einzelne Verhandlungen die Offentlichkeit 
ausſchließen kann. Ferner ſind überall Vorſchriften über die Beſchluß⸗ 
fähigkeit und der Beſchlußfaſſung gegeben. Jene ſetzt die Anweſenheit der 
Hälfte,) der Mehrheit?) oder Zweidrittelmehrheits) der Mitglieder voraus. 
Dieſe geſchieht nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen, bei 
Stimmengleichheit gilt der Antrag, ſofern nicht der Präſident zum Stich⸗ 
entſcheid berufen iſt, als abgelehnt.?) Wahlen ſind, wenn ſich zunächſt 
eine relative Mehrheit ergibt, bis zur Erreichung einer abſoluten fort⸗ 
zuſetzen; nur für Wahlen zu Kommiſſionen ſoll relative Majorität genügen; 
bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 

Außer dieſen allgemeinen Grundſätzen finden ſich in einzelnen Kirchen⸗ 
ordnungen noch einzelne Spezialvorſchriften. So beſtimmt die ſchleswig⸗ 


1) KO. Hann. ref. K. § 75; Wiesb. § 74 (hier noch Viſitation des Seminars 
zu Herborn); in § 65; Seit % 79. 
2) So Gen. Syn. O. 838 
3) KO. Schl.⸗H. § 102; 1 505 ref. K. § 74; Kaſſel § 64; Hann. luth. K. Geſch. O. 
§ 40, wonach der Vorſ. nur im Falle der Stimmen leichen „ tt. 
Anders dagegen Gen. Syn. O. § 32; Wiesb. $ 71; Frfft. §8 7 
4) Gen. Syn. O. 88 25, 31; KO. Schl.⸗H. 85 5 101; En luth. K. § 76, 
ref. K. § 71; Wiesb. § 70; Kaſſel $ 60; Frkft. § 7 
Mh, & eo en vorgeſehen in Gen. Syn. O. 9273 KO. Schl.⸗H. 8 103; Hann. 
u 


6) N 5 Schl.⸗H. 5 85 Hann. luth. K. § 77. 

7) Gen. Syn. O. § 3 

8) KO. Wiesb. 1 1 95 5 § 61; Frkft. $ 77; Hann. ref. K. § 62. 
9) S. vorſtehende Anm. 3 
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holſteinſche Kirchenordnung (§ 103), daß allen Beſchlüſſen der Synode 
eine zweifache Beratung (Vor- und Schlußberatung) vorangehen muß, und 
die Generalſynodalordnung ($ 32) beſtimmt, daß die altpreußiſche 
Generalſynode, wenn es ſich um Kirchengeſetze oder Bewilligung neuer 
Abgaben handelt, nur auf Grund zweimaliger Beratung und Abſtimmung 
beſchließen darf, ein Grundſatz, den andere Landesſynoden ſich in ihren Ge⸗ 
ſchäftsordnungen !) zu eigen gemacht haben. Auch verlangt die General⸗ 
ſynodalordnung eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, 
wenn die Kirchenverfaſſung in Bezug auf die Zuſammenſetzung oder die 
Befugniſſe der Gemeindeorgane oder der Synoden abgeändert werden ſoll. 
— Die Kirchenordnungen für Kaſſel, Frankfurt und Wiesbaden ſchreiben 
vor, daß die Synode für Beſchlußfaſſungen über Liturgie, Katechismen, Ge⸗ 
ſangbücher und Agenden nach den in ihr vertretenen Konfeſſionen in Ab⸗ 
teilungen auseinandergeht, deren jede dann nur für die Gemeinden ihres 
Bekenntniſſes beſchließt.?) 


Was die Verhandlungen des Synodalvorſtandes als eines ſelbſtändigen 
Kollegiums anlangt, ſo enthält über ſie nur die Generalſynodalordnung 
(§ 35) einzelne Vorſchriften: Zur Beſchlußfähigkeit ſoll die Anweſenheit 
von mindeſtens fünf Mitgliedern erforderlich ſein, bei Stimmengleichheit 
aber die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag geben; im übrigen ſoll 
der Vorſtand ſeinen Geſchäftsgang ſelbſtändig regeln, zur Erledigung be⸗ 
ſtimmter Geſchäfte auch Ausſchüſſe aus ſeiner Mitte bilden oder einzelne 
ſeiner Mitglieder beſtellen können. 


Zuſammen mit dem Oberkirchenrat, in den neuen Provinzen mit 
dem Konſiſtorium, wird der Vorſtand regelmäßig in der Weiſe tätig, daß 
er mit ihm zu gemeinſamer Beratung und Beſchlußfaſſung zuſammentritt; 
nach der Generalſynodalordnung (§ 34 a. E.) und der Kirchen- 
ordnung der hannoverſchen lutheriſchen Kirche (8 66 Z. 3) kann er 
ſich mit ihm jedoch auch nur behufs Beratung einer Angelegenheit ver⸗ 


1) 5 B. Geſch. O. d. hann. luth. Landesſyn. § 55. 

2) Nach KO. Frkft. § 77 bilden dann die Vertreter der luth. und der ref. 
Gemeinden je eine Abteilung. Nach KO. Kaſſel $ 62 kommt noch eine dritte Ab- 
teilung hinzu, die aus den Vertretern der unierten Gemeinden gebildet wird. Nach 
KO. Wies b. J 71 endlich werden dann zwei Abteilungen in der Weiſe gebildet, daß 
zu einer die Vertreter der in der Lehrunion lebenden, vormals herzogl. naſſauiſchen 
Gemeinden, zu der anderen die Vertreter der lutheriſchen, reformierten und in 
Abendmahlsunion lebenden Gemeinden der Dekanate Biedenkopf, Gladenbach u. 
Homburg zuſammentreten; für die reformierten Gemeinden iſt bei den hier in 
Rede ſtehenden Beſchlußfaſſungen die konfeſſionelle Vorfrage von der Gemeinde⸗ 
vertretung zu entſcheiden; (der letzte Satz des § 71 hat infolge des St. u. KG. v. 
28. März 1883 [GS. S. 29] ſeine Bedeutung verloren); im beſonderen iſt der erſt⸗ 
genannten Abteilung noch in $ 72 Abf. 2 die alleinige Beſchlußfaſſung vorbehalten, 
wenn § 1 Abſ. 1 des naſſ. Ed. v. 11. Aug. 1817 betr. die Union oder § 12 Abj. 1 
des naſſ. Ed. v. 8. April 1818 betr. die Lehrbefugnis der Geiſtlichen aufgehoben, 
geändert oder authentiſch interpretiert werden ſoll, auch iſt zu einer diesbezügl. 
Beſchlußfaſſung / Majorität erforderlich. 

Schoen, Kirchenrecht. 28 
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einigen, über deren Erledigung er dann ſelbſtändig und getrennt von der 
Kirchenregimentsbehörde Beſchluß faßt. In beiden Fällen wird er vom 
Präſidenten der Kirchenregimentsbehörde einberufen, auch da wo letzteren 
Falls die gemeinſame Sitzung lediglich auf Wunſch des Vorſtandes veran⸗ 
ſtaltet werden kann. 

V. In verſchiedenem Umfange laſſen die Geſetze Nichtſynodale zur 
Teilnahme an den Verhandlungen der Synodalorgane mit beratender 
Stimme zu. 

1. Nach der Generalſynodalordnung wie nach den Kirchen- 
ordnungen für die reformierte Kirche Hannovers und die Konſiſtorial⸗ 
bezirke Wiesbaden, Kaſſel und Frankfurt!) wohnt jeder Synode ein könig⸗ 
licher Kommiſſar bei. Als ſolcher fungiert der altpreußiſchen Generalſynode 
gegenüber der Präſident des Oberkirchenrates, der zu ſeiner Unterſtützung 
oder vorübergehenden Vertretung auch andere Mitglieder des Oberkirchen⸗ 
rats zur Synode deputieren kann; in Vakanzfällen oder bei dauernder 
Verhinderung desſelben ein vom König ernannter Kommiſſar. In den 
anderen Rechtsgebieten wird der Kommiſſar ſtets vom König beſonders 
ernannt, ohne daß dieſer bei Auswahl der Perſönlichkeit an beſchränkende 
Beſtimmungen gebunden wäre. Der Kommiſſar ſoll die Zuſtändigkeiten 
des oberſten Kirchenregiments wahrnehmen; er iſt befugt jederzeit das 
Wort zu ergreifen und Anträge zu ſtellen; durch ihn verkehrt die Synode 
mit der Kirchenregierung. 

2. Zur hannoverſchen lutheriſchen wie zur ſchleswig-hol— 
ſteinſchen Landesſynode kann die Kirchenregierung, alſo das Konſiſtorium 
oder die ihm übergeordneten Kirchenregimentsorgane, Bevollmächtigte ent⸗ 
ſenden;2) auch können an allen Landesſynoden mit Ausnahme der alt⸗ 
preußiſchen und der hannoverſchen lutheriſchen ohne beſonderen Auf⸗ 
trag alle Mitglieder des Landeskonſiſtoriums ſich beteiligen. Alle dieſe Perſonen 
ſind, wie das in einzelnen Kirchenordnungen ausdrücklich anerkannt iſt, 
als Vertreter des Kirchenregiments jederzeit zum Wort zuzulaſſen, haben 
jedoch mangels diesbezüglicher Vorſchrift kein Recht, Anträge zu ſtellen und 
unterſtehen auch nicht der Disziplinargewalt des Präſidenten.“) 


1) Gen. Syn. O. § 26; KO. Hann. ref. K. $ 67; Kaſſel § 56; Wiesb. § 66; Frfft. 
§ 75. — KO. Hann. luth. K. und Schl.⸗H. kennen einen ſolchen Kommiſſar nicht. 
Der in ihnen vorgeſehene kgl. Bevollmächtigte hat eine andere Stellung. Ihm liegt 
die Eröffnung und Schließung der Syn., die Leitung der Präſidentenwahl und die 
Entgegennahme des Gelöbniſſes von den neu eintretenden Synodalen ob. Zur 
Vertretung der Kirchenregierung bei den Verhandlungen der Syn. iſt dieſer Bevoll⸗ 
mächtigte als ſolcher nicht berufen; wird er, was zuläſſig, beſonders mit ſolcher 
Vertretung beauftragt, dann gehört er zu den unter 2 erwähnten Bevollmächtigten 
der Kirchenregierung. Überdies kommt für die hann. luth. Landesſynode in Betracht, 
daß der Präj. des Landeskonf. ihr als ordentliches Mitglied angehört, ſ. oben S. 423. 

2) KO. hann. luth. K. § 74; Schl.⸗H. § 100. 

3) So auch Geſch. O. der hann. luth. Landesſyn. § 14: „ſie können nicht zur 
Ordnung verwieſen werden“; wo ſich dann jedoch weiter der bedenkliche Satz findet: 
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3. An den Verhandlungen der Landesſynoden der reformierten 
Kirche Hannovers, der Konſiſtorialbezirke Wiesbaden und Kaſſel 
können auch die Mitglieder des von der vorangegangenen ordentlichen 
Synode gewählten Synodalausſchuſſes ſich mit beratender Stimme beteiligen. 

4. Den Sitzungen der altpreußiſchen Generalſynode endlich können 
auch der Kultusminiſter und die von ihm etwa ernannten Kommiſſarien als Ver⸗ 
treter des Staates beiwohnen und jederzeit das Wort ergreifen, um die 
Intereſſen des Staates zu wahren. 

5. An den Verhandlungen des Synodalvorſtandes können Nichtmit⸗ 
glieder regelmäßig nur auf Einladung desſelben teilnehmen, allein die 
Frankfurter Kirchenordnung hat den Mitgliedern des Konſiſtoriums auch 
ein Recht auf mitberatende Teilnahme an den Vorſtandsſitzungen beigelegt. 


8 47. 
Der Wirkungskreis der Synodalorgane der Landeskirche 
iſt ebenſo wie der der Organe der unteren Synodalſtufen nach der Enu⸗ 
merativmethode beſtimmt. Auch der Landesſynode ſtehen nur diejenigen 
Rechte zu, die ihr aus drücklich beigelegt ſind. Allein auch hier gilt der 
oben bereits wiederholt ausgeſprochene Satz: wenngleich die Synode formell- 
rechtlich auf die Erledigung einzelner beſtimmter Aufgaben beſchränkt iſt, 
ſo iſt ihrer Beobachtung, Erwägung und Fürſorge doch das ganze kirchliche 
Leben ihres Bezirkes unterſtellt. Sie hat, wie die Generalſynodalordnung 
§ 5 ihre Vorſchriften über den „Wirkungskreis“ beginnt, „mit dem Kirchen⸗ 
regiment des Königs der Erhaltung und dem Wachstum der Landeskirche 
auf dem Grunde des evangeliſchen Bekenntniſſes zu dienen; Regiment, 
Lehrſtand und Gemeinden zur Gemeinſchaft der Arbeit an dem Aufbau 
der Landeskirche zu verbinden; auf Innehaltung der beſtehenden Kirchen⸗ 
ordnung in den Tätigkeiten der Verwaltung zu achten; über die geſetzliche 
Fortbildung der landeskirchlichen Einrichtungen zu beſchließen; die Frucht⸗ 
barkeit der Landeskirche an Werken der chriſtlichen Nächſtenliebe zu fördern; 
die Einheit der Landeskirche gegen auflöſende Beſtrebungen zu wahren; 
der provinziellen kirchlichen Selbſtändigkeit ihre Grenzen zu ziehen und ſie 
in denſelben zu ſchützen; die Gemeinſchaft zwiſchen der Landeskirche und 
anderen Teilen der evangeliſchen Geſamtkirche zu pflegen; zur interkonfeſſio⸗ 
nellen Verſtändigung der chriſtlichen Kirche zu helfen und überhaupt ſowohl 
aus eigener Bewegung als auf Anregung des Kirchenregiments alles zu 
tun, wodurch die Landeskirche gebaut und gebeſſert und die Geſamtkirche 
in Erfüllung ihrer religiöſen und ſittlichen Aufgabe gefördert werden mag.“ 
Im einzelnen iſt der Wirkungskreis der Landesſynoden und ihrer Vorſtände 


e der Vorſitzende bei einem Verſtoß wider die Ordnung ihnen das Wort 
entziehen.“ 


28* 
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in ſeinen Hauptpunkten von den verſchiedenen Kirchenordnungen überein⸗ 
ſtimmend abgegrenzt, wichtigere Differenzen finden ſich nur zwiſchen der 
Generalſynodalordnung auf der einen und den übrigen Kirchenordnungen auf 
der anderen Seite, und dieſe ſind meiſt dadurch begründet, daß im Geltungs⸗ 
bereich dieſer die Provinzialſynoden fehlen, die in der altpreußiſchen Landes⸗ 
kirche viele Kompetenzen haben, die in kleineren Landeskirchen der Landes⸗ 
ſynode zuſtehen. 
Im einzelnen ſind in den Kirchenordnungen 


A. der Synode 
folgende Rechte und Pflichten beigelegt: 

1. Mitwirkung bei der kirchlichen Geſetzgebung, und zwar in derſelben 
Weiſe wie ſolche den weltlichen Parlamenten bei der ſtaatlichen Geſetz⸗ 
gebung zuſteht. Die Synode wirkt alſo mit bei der Feſtſtellung des Ge⸗ 
ſetzesinhalts, ſodaß der Inhaber des Kirchenregiments, der eigentliche Ge⸗ 
ſetzgeber in der Kirche, ein Kirchengeſetz nur ſo, d. h. nur des Inhalts 
und in der Faſſung, erlaſſen kann, wie es von der Synode feſtgeſtellt iſt. 
Nur in der lutheriſchen Kirche Hannovers iſt die Mitwirkung der Landes⸗ 
ſynode regelmäßig eine etwas beſchränktere, indem hier von ihr lediglich 
der „weſentliche Inhalt“ der Geſetze feſtzuſtellen iſt, die Faſſung derſelben !) 
dann aber der Kirchenregierung vorbehalten bleibt; nur wenn neue Katechismen, 
Geſangbücher und Agenden geſetzlich angeordnet werden ſollen, hat auch 
die hannoverſche lutheriſche Landesſynode zu deren Inhalt wie Faſſung 
ihre Zuſtimmung zu erteilen. 

2. Beratung und Begutachtung der von der Kirchenregierung der 
Synode zu ſolchem Zwecke gemachten Vorlagen; Beratung der von den 


unteren Synodalſtufen oder durch deren Vermittelung an die Synode ge⸗ 
langten Anträge. 


Zur Beratung dieſer Anträge beſteht für die Synode auch eine Ver⸗ 
pflichtung, ?) wo fie nicht beſonders anerkannt iſt — als Korrelat des überall 
den unteren Synodalſtufen beigelegten Rechts, ſolche Anträge zu ſtellen. 
Petitionen, die nicht von kirchlichen Selbſtverwaltungsorganen eingehen, 
ſind als ſolche nur da von der Synode zu beraten, wo die Kirchenordnung 
ihrer Beratung ausdrücklich unter den „Befugniſſen und Obliegenheiten“ 


1) Die KO. 8 65 jagt: „Bearbeitung der Geſetze“. In der hann. Vorſynode 
wurde dieſen Worten ohne Widerſpruch die Deutung gegeben, die Regierung ſolle 
die Befugnis redaktioneller Anderungen, nicht aber fachlicher Anderungen irgend⸗ 
welchen Belanges haben. Die Beſchränkung der Syn. auf Zuſtimmung zum weſent⸗ 
lichen Inhalt der Geſetze läßt ſich lediglich hiſtoriſch daraus erklären, daß man bei 
Emanation der KO. dem neu zu ſchaffenden kirchl. Parlament dieſelbe Stellung 
geben wollte, die damals die hann. Landesvertretung hinſichtlich der politiſchen 
Geſetzgebung hatte, wie denn auch die Wortfaſſung des § 65 zit. Abſ. 1 cu. 2 ſich 
eng an die Faſſung des § 65 Abi. 1 u. 2 des Gef. v. 5. Sept. 1848 betr. Anderung 
des Landes⸗Verf. Geſ. v. 1840 anſchließt. Prot. d. Vorſyn. I S. 567/68. 

00 bie Die oben S. 402! bezügl. der Kr. Syn. gemachten Bemerkungen gelten 
au er. 
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der Synode gedenkt; wo dies nicht der Fall iſt, kann die Synode ſich nur 
dann mit ihnen befaſſen, wenn ſie von Mitgliedern der Synode auf⸗ 
genommen und zum Gegenſtande von Anträgen gemacht werden.“) 

3. Verwaltungs⸗ und Kontrollbefugniſſe auf dem Gebiet kirchlicher 
Vermögens⸗ und Steuerverwaltung, nämlich: 

a) allgemein: Erteilung der Zuſtimmung zu Anordnungen des Kirchen⸗ 
regiments wegen Einführung neuer, regelmäßig wiederkehrender ſowie 
wegen Abſchaffung beſtehender landeskirchlicher Kollekten; 

b) ſofern nicht neue Ausgaben für landeskirchliche Zwecke, welche 
durch Umlagen auf die Kirchenkaſſen oder Kirchengemeinden gedeckt werden 
ſollen, nur im Wege der Geſetzgebung angeordnet werden dürfen:?) Ent⸗ 
ſcheidung über alle ſolche Ausgaben betreffenden Beſchlüſſe der Kirchen⸗ 
regierung; 

e) Feſtſetzung der Voranſchläge, Prüfung und Entlaſtung der 
Rechnungen der Geſamtſynodalkaſſe;) dazu überträgt die Generalſynodal⸗ 
ordnung ($$ 11, 12) der Synode noch weiter: die Kontrolle über alle vom 
Oberkirchenrat verwalteten oder unter ſeine Verfügung geſtellten Fonds und 
kirchlichen Einnahmen, die Vereinbarung mit dem Oberkirchenrat über die 
leitenden Grundſätze für ihre Verwendung, in den Jahren, in denen die 
Synode zuſammentritt, auch Prüfung und Entlaſtung der Jahresrechnung 
dieſer Fonds und endlich die Kenntnisnahme von der Verwendung der 
unter der Verwaltung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten ſtehenden 
kirchlichen Fonds wie der im Staatshaushaltsetat für kirchliche Zwecke be⸗ 
willigte Mitteln auf Grund von Nachrichten, die der Miniſter hierüber 
durch Vermittelung des Oberkirchenrats der Synode zugehen läßt. 

4. das Beſchwerde⸗, Petitions⸗ und Informationsrecht: 

Überall iſt der Landesſynode das Recht zugeſprochen, behufs Er⸗ 
haltung der kirchengeſetzlichen Ordnung und Abſtellung wahrgenommener 
Mißbräuche Beſchwerde zu erheben, ſowie durch Anträge das Kirchen⸗ 
regiment in dem ganzen Bereich ſeiner Tätigkeit zu Maßregeln anzuregen, 
die ſie dem landeskirchlichen Bedürfnis entſprechend erachtet. Nach der 
Generalſynodalordnung §8 16 und 17 können zum Gegenſtand ſolcher 
Beſchwerde alle durch Verfügungen der Kirchenbehörden veranlaßten Ver⸗ 


1) So auch Geſch. O. der hann. luth. Landesſynode § 60. 

2) So Gen. Syn. O. §8 14, 15. 

3) KO. Schl.⸗H. § 92 Abſ. 4; Hann. luth. K. 64 3.8 (in dieſen beiden KOrdnugn. 
wird ein Vorbehalt gemacht bezügl. der Kirchenkaſſen, „für welche im Falle der 
Unzulänglichkeit Dritte ganz oder keilweiſe einzutreten haben“. Dieſe können nicht 
ohne Einwilligung des Dritten einfach durch Beſchluß der Syn. u. des Kirchen⸗ 
regiments neu belaſtet werden ſ. Mommſen u. Chalybaeus S. 193 9); Hann. 
ref. K. § 73 3. 11; Wiesb. $ 72 3.11. — Umgekehrt kann auch die Initiative zu ſolchen 
Umlagen von der Syn. ausgehen, in welchem Falle fie die Zuſtimmung der Kirchen⸗ 
regierung einzuholen hat; dies betrachten als die Regel die beiden letztgenannten 
KOrdngn., ſ. aber auch Mommſen u. Chalybaeus ©. 19218. 

4) Gen. Syn. O. § 39; KO. Schl.⸗H. § 104; Hann. ref. K. § 73 3. 6; Wiesb. 
8 72 Z. 6; Kaſſel § 63 Z. 6; Frkft. § 78 Z. 5 (die beiden letztgenannten KOrdngn. 
fügen noch 3. 10 bezw. 8 beſ. hinzu: Bewilligung von Beiträgen aus der Ge⸗ 
ſamtſynodalkaſſe für allgemeine (allen Gemeinden gleichmäßig zu gut kommende) 
kirchliche Bedürfniſſe ſowie (Kaſſel) Bewilligung von Unterſtützungen aus der Ge⸗ 
ſamtſynodalkaſſe an Gemeinden des Bezirks fx den Koften des Baues oder größerer 
Reparaturen an Kirchen und ſonſtigen geiftlichen Gebäuden.) 
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letzungen kirchengeſetzlicher Vorſchriften gemacht werden. Vorausſetzung 
für die Erhebung der Beſchwerde iſt, daß der ordentliche Inſtanzenzug 
zuvor erſchöpft iſt; ſie iſt anzubringen beim Oberkirchenrat, der zu ihrer 
Prüfung und Beſcheidung verpflichtet iſt. An denſelben hat ſich die 
Synode auch mit den gedachten Anträgen zu wenden, auf die der Ober⸗ 
kirchenrat gleichfalls einen Beſcheid erteilen muß, der im Falle der Ab⸗ 
lehnung mit Gründen zu verſehen iſt. In den übrigen Kirchenordnungen 
fehlen ähnliche Vorſchriften. Man wird daher einerſeits annehmen können, 
daß die betreffenden Landesſynoden ſich mit ihren Anträgen und Be⸗ 
ſchwerden wie an das Landeskonſiſtorium, ſo auch an den Miniſter der 
geiſtlichen Angelegenheiten oder auch unmittelbar an den Landesherrn 
wenden können, andererſeits jedoch die Kirchenregimentsbehörden nicht für 
verpflichtet halten dürfen, der Landesſynode auf ihre Vorſtellungen in 
allen Fällen einen Beſcheid zu erteilen. Die Frage, ob die Synode über 
die oberſte Kirchenregimentsbehörde ſelbſt Beſchwerde bei dem Landesherrn 
erheben kann, iſt in unſeren Kirchengeſetzen nirgends entſchieden. In der 
Literatur wird ſie bejaht, und zwar mit der zutreffenden Begründung, 
daß die Landesſynode allgemein berechtigt wie verpflichtet ſei, auf die 
Wahrung der kirchlichen Ordnung zu achten, dieſe aber ebenſo wie durch 
eine untere, ſo auch durch die höchſte Kirchenregimentsbehörde verletzt 
werden könne und es der Synode nirgends verſagt ſei, ſich direkt an den 
Landesherrn zu wenden.!) Es iſt jedoch zu bemerken, daß dieſem Recht 
der Synode keine Pflicht korreſpondiert: der Landesherr iſt weder ver⸗ 
pflichtet, die Synode auf ihre Beſchwerde zu beſcheiden, noch dieſe über⸗ 
haupt entgegenzunehmen. Ein Recht der Synode dagegen, den Chef der 
oberſten Kirchenbehörde ſelbſt zur Verantwortung zu ziehen — ein Analogon 
zu der den weltlichen Parlamenten gegebenen Miniſteranklage — beſteht 
nirgends, würde in der altpreußiſchen Landeskirche auch ſchon durch die 
kollegialiſche Organiſation dieſer Zentralbehörde ausgeſchloſſen ſein. 

Um den Synoden diejenige Kenntnis der landeskirchlichen Verhält⸗ 
niſſe zu verſchaffen, deren ſie zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben bedürfen, 
verpflichten einzelne Kirchenordnungen die Kirchenregierung, den Synodal⸗ 
vorſtand oder deſſen Vorſitzenden, der Synode bei ihrem Zuſammentritt 
über den Zuſtand des kirchlichen Lebens, über amtlich gemachte Erfahrungen 
und eigene Tätigkeit in der Zwiſchenzeit Bericht zu erſtatten.?) Daß die 
Synode zu ihrer Information Anfragen an das Kirchenregiment richten 
darf, iſt nirgends ausdrücklich geſagt, iſt aber das notwendige Korrelat 
der ihr allgemein auferlegten Pflicht, gemeinſam mit dem Kirchenregiment 
für Erhaltung und Wachstum der Landeskirche zu ſorgen; allerdings iſt 

1) So S Se 417 und zuſtimmend Niedner a. a. O. S. 47121. 


2) nn 8 29; KO. Hann. luth. K. a 15 ref, K 6 
Wiesb. § 75 Z. 3; Kafjel 8 66 3. 3; Frkft. 80 Z. 6 
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das Kirchenregiment mangels entſprechender Vorſchrift nicht verpflichtet, 
der Synode den gewünſchten Aufſchluß zu erteilen. 


5. der altpreußiſchen Generalſynode als beſondere Konſequenz der 
allgemeinen Aufgabe, über die Einheit der Kirche zu wachen: Prüfung der 
Beſchlüſſe der Provinzialſynoden; 

6. der altpreußiſchen Generalſynode wie auch der hannoverſchen 
lutheriſchen Landesſynode: Beobachtung und Pflege der Beziehungen der 
Landeskirche zu anderen evangeliſchen Kirchen, insbeſondere durch Ent⸗ 
ſendung von Abgeordneten zu etwaigen Vertretungskörpern der deutſchen 
evangeliſchen Kirchen; der Generalſynode auch das Recht der Zuſtimmung, 
wenn die Kirchenregierung ſich an anderen kirchlichen Verſammlungen, ins⸗ 
beſondere ſolchen von internationaler oder interkonfeſſioneller Art bes 
teiligen will;!) 

7. der ſchleswig-holſteinſchen Geſammtſynode das Recht der 
Zuſtimmung zur Feſtſtellung allgemeiner neuer oder Anderung alter Ge⸗ 
bührenſätze für Amtshandlungen der Kirchenbeamten; 

8. den Landesſynoden der neupreußiſchen Landeskirchen 
mehrere derjenigen Funktionen, die in Altpreußen von den Provinzialſynoden 
wahrgenommen werden, als: Mitaufſicht über die Verwaltung der Kreis⸗ 
Synodalkaſſen?), Beteiligung an den theologiſchen Prüfungskommiſſionen,s) 
Mitwirkung bei Feſtſtellung beſonderer ſtatutariſcher Ordnungen für ein⸗ 
zelne Kirchengemeinden und =kreife,d) Mitwirkung bei Abänderung der 
Kreisſynodalbezirke,s) Verfügung über das Aufkommen aus der vor dem 
jedesmaligen regelmäßigen Zuſammentritt der Synode abzuhaltenden 
Kirchen- und Hauskollekte zum Beſten bedürftiger Gemeinden,) Recht der 
Zuſtimmung zur Einführung neuer Religionslehrbücher (Katechismen), Ge⸗ 
57 oder Agenden durch die Kirchenregierung im Verwaltungs⸗ 
weg;) 


1) Gen. Syn. O. § 19 u. oben S. 239; KO. Hann. luth. K. § 64 Z. 4. 

2) KO. Hann. ref. K. § 73 Z. 5; Wiesb. § 72 Z. 5; vgl. oben S. 4188, 

3) KO. Hann, ref. K. § 73 Z. 2 u. Wiesb. § 72 Z. 2, zu deputieren find drei 
geiſtliche Mitglieder der Syn., vgl. oben S. 419%. 

4) KO. Hann. ref. K. § 73 Z. 7; Wiesb. § 72 Z. 7; Kaſſel § 63 Z. 7; Frfft. 
§ 78 Z. 6, vgl. oben S. 3383, 3894. 
8 9575 Stets erforderlich nur nach KO. Kaſſel § 63 Z. 8, im übrigen vgl. oben 

6) KO. Wiesb. § 72 Z. 10, vgl. oben S. 419°. 

7) KO. Hann. ref. K. § 73 Z. 13; Wiesb. § 72 Z. 13; Kaſſel $ 63 Z. 12; Frfft. § 78 
3.10. Nach dem übereinſtimmenden Wortlaut dieſer Vorſchriften kann es den Anſchein 
haben, als ob die Syn. zur Einführung dieſer Katechismen ꝛc. deshalb ihre Zu⸗ 
ſtimmung zu erteilen hat, weil ihr eine „Mitwirkung bei der kirchl. Geſetzgebung“ 
zukommt, woraus man dann folgern könnte, daß dieſe Einführung nur im Wege 
der Geſetzgebung erfolgen könnte. Dieſe Interpretation wäre jedoch unzutreffend. 
Wenn dieſe Einführung ein Geſetz vorausſetzte, ſo wäre es überflüſſig zu ihr noch 
beſonders die Zuſtimmung der Syn. zu erfordern. Wir haben es 1 5 jedenfalls 
mit einer mangelhaften Redaktion des Geſetzes zu thun. Die Worte „Mitwirkung bei 
der kirchl. Geſetzgebung“ ſinden ihre nähere Ausführung nur durch den Satz: „der⸗ 
geſtalt, daß “bis „authentiſch interpretiert“, und die weitere Fortſetzung dieſes Satzes: 
„neue Religionsbücher“ u. ſ. w. enthält einen neuen ſelbſtändigen Gedanken, wie 
das richtig in der KO. Schl.⸗H. § 92 Abſ. 3 durch Bildung eines neuen Satzes 
zum Ausdruck gekommen iſt. 
0 8) Man kann hierher auch noch rechnen die der ſchlesw.⸗holſt. Geſamtſyn. 
ſpeziell auferlegte Verpflichtung über die Führung der Geiſtlichen, Kandidaten, 
Aelteſten, Gemeindevertreter u. Kirchenbeamten zu wachen; auch ſie liegt in den öſtl. 


440 5. Buch. 2. Abſchnitt. Die Presbyterial⸗Synodalverfaſſung. 


9. überall Rechte zur Regelung und Pflege des inneren Lebens der 
Synode als: Feſtſtellung der Geſchäftsordnung (oben S. 432), Prüfung 
der Legitimation ihrer Mitglieder ſowie Entſcheidung über den Fortbeſitz 
der zur Mitgliedſchaft erforderlichen Eigenſchaften (oben S. 427), Übung 
der Disziplin über ihre Mitglieder nach Maßgabe der Geſchäftsordnung, 
Wahl ihrer Organe, des Vorſtandes, des Präſidiums und der Kommiſſarien 
(ſiehe oben S. 428, 431). 


Der Wirkungskreis 


B. des Landesſynodalvorſtandes 
umfaßt wie der der altpreußiſchen Provinzialſynodalvorſtände zwei Gruppen 
von Geſchäften: 

I. Geſchäfte, die der Vorſtand als ſelbſtändiges Kollegium!) zu er⸗ 
ledigen hat. Es ſind nach den verſchiedenen preußiſchen Kirchenordnungen 
im weſentlichen die gleichen — nur die hannoverſche lutheriſche Kirchen⸗ 
ordnung weiſt hier einzelne bemerkenswerte Abweichungen auf — nämlich: 

1. überall: Erledigung der ihm von der Kirchenregierung gemachten 
Vorlagen, insbeſondere Unterſtützung der Kirchenregierung durch Erteilung 
von Gutachten bei Vorbereitung von Vorlagen für die Landesſynode; ? 

2. abgeſehen von der hannoverſchen lutheriſchen Kirche überall: 
Vertretung der nicht verſammelten Landesſynode, wenn Anordnungen, welche 
regelmäßig der beſchließenden Mitwirkung der Landesſynode bedürfen, 
wegen ihrer Unaufſchiebbarkeit durch kirchenregimentlichen Erlaß proviſoriſch 
getroffen werden ſollen. 

Dieſe Vertretung der Synode durch den Vorſtand iſt allgemein 
da für zuläſſig erklärt, wo es der beſchließenden Mitwirkung jener 
bedarf, alſo nicht nur, wenn es ſich um Verwaltungsanordnungen, 
ſondern ebenſo, wenn es ſich um die Setzung von Rechtsnormen 
durch das Kirchenregiment handelt. Die von dem Träger des Kirchen⸗ 
regiments unter Zuſtimmung des Vorſtandes der Landesſynode ge 
troffene Anordnung eines Rechtsſatzes hat proviſoriſche Geſetzeskraft und iſt 
ein Analogon der in den Staatsverfaſſungen zugelaſſenen Notverordnung. 
Die Generalſynodalordnung macht die Giltigkeit eines ſolchen Erlaſſes 
ſpeziell noch davon abhängig, daß in demſelben die Mitwirkung des 
Synodalvorſtandes ausdrücklich erwähnt wird, dieſer auch die Unaufſchieb⸗ 


Prov. u. Rheinld.⸗Weſtf. der Prov. Syn. ob. Sie erſcheint als eine ſpezielle Konſeguenz 
aus der der Syn. allgemein geſtellten Aufgabe, die Zuſtände u. Bedürfniſſe der 
Landeskirche in Obacht zu nehmen und kommt allen Landesſynoden ohne beſondere 
Anordnung zu; eine eigentliche Disziplinargewalt iſt damit der Syn. nicht eingeräumt. 

1) Mit der Maßgabe, daß der Syn. V. nach der Gen. Syn. O. § 34 a. E. 
in den unter Ziff. 2 u. 5 genannten Fällen ſich vor Entſchließung über die Sache 
mit dem OK. zu einer gemeinſamen Beratung derſelben vereinigen kann, f. 
oben ©. 433 f. 

2) Der eigentümlichen Vorſchrift der KO. Hann. luth. K., nach welcher der 
Gegenſtand, über den der Syn. V. gutachtlich vernommen werden ſoll, zuvor vom 
Konſ. und vom Syn. V. in gemeinſchaftlicher Sitzung zu beraten iſt, iſt bereits oben 
S. 259 gedacht worden. 


$ 47. Der Wirkungskreis der Synodalorgane der Landeskirche. 441 


lichkeit des Erlaſſes beſonders anerkannt hat. Überall ſind dieſe pro⸗ 
viſoriſchen Entſcheidungen der Synode bei ihrem nächſten ordentlichen oder 
außerordentlichen Zuſammentritt vorzulegen und, wenn ſie von dieſer nicht 
genehmigt werden, durch Verfügung des Kirchenregiments außer Kraft zu 
fegen.!) Dieſe Rücknahmeverfügung kann mangels ausdrücklicher ander⸗ 
weiter geſetzlicher Anordnung naturgemäß nur vom Zeitpunkt ihres Er⸗ 
laſſes an wirken, ſodaß die auf Grund der proviſoriſchen Anordnung bis 
dahin entſtandenen Rechtsverhältniſſe durch ſie nicht mehr hinfällig ge⸗ 
macht werden; 5 


3. überall: gewiſſe Verrichtungen in Beziehung auf die Synode als 
Feſtſtellung des der Synode bei ihrem Zuſammentritt zu erſtattenden Be⸗ 
richts, der ſich bald nur auf die ſeit dem letzten Auseinandergehen der 
Synode entfaltete Wirkſamkeit des Vorſtandes,?) bald auf alle inneren 
und äußeren Verhältniſſe der Kirche?) erſtrecken ſoll; nach mehreren Kirchen⸗ 
ordnungen auch in Bezug auf die bevorſtehende Synode allgemein die 
Vorbereitung der Geſchäfte für die nächſte Synodalverſammlung, insbe⸗ 
ſondere Vorprüfung der Legitimation der Mitglieder,?) und in Beziehung 
auf die vorangegangene Synode die zur Ausführung ihrer Beſchlüſſe er⸗ 
forderlichen Geſchäfte wie Sorge für Druck und Verteilung der Synodal⸗ 
protofolle,5) Funktionen, die nach anderen Kirchenordnungen dem Präſidium 
der Synode obliegen.) 

4. nach der Generalſynodalordnung: Verwaltung der General- 
ſynodalkaſſe und Decharchierung der Verwaltung kirchlicher Fonds an Stelle 
der nicht verſammelten Synode; nach den un für Kaſſel und 
Frankfurt: Beſtellung und Beaufſichtigung des Synodalrechners;“) 

5. nach der Generalſynodalordnung: auch Beſchlußfaſſung über die 
Beſeitigung von Mängeln, welche bei der kirchlichen Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung hervortreten auf Grund aus der Mitte des Vorſtandes geſtellter 
Anträge; kann ſolchen Mängeln nach Anſicht des Vorſtandes im Ver⸗ 
waltungswege abgeholfen werden, ſo hat er ſeine Beſchlüſſe als Anträge 
an den Oberkirchenrat einzureichen; muß behufs Schaffung von Abhilfe 
der Weg der Geſetzgebung beſchritten werden, ſo kann er ſelbſt einen 
Geſetzentwurf ausarbeiten und demnächſt bei der Generalſynode einbringen 
oder auch die Ausarbeitung eines ſolchen bei der Kirchenregierung be⸗ 
antragen. 5 

6. nur nach der Kirchenordnung für Schleswig-Holſtein: Er⸗ 


1) Die proviſoriſche Verfügung tritt alſo nicht ohne weiteres mit dem ab⸗ 
lehnenden Beſchluß außer Wirkſamkeit. Die Kirchenregierung iſt aber im Falle der 
i e verpflichtet, fie durch eine ſofort zu erlaſſende Verfügung außer Kraft 
zu ſetzen. 

0 e § 29, 34 Z. 4; KO. Schl.⸗H. § 95 a. E., Hann. luth. K. 
66 A. E. 

5 Et Hann. ref. K. § 76 Z. 3; Wiesb. $ 75 Z. 3; Frkft. $ 80 Z. 6; Kaſſel 

8 66 Z. 3. 

4) Gen. Syn. O. § 34 Z. 4; en $ 80 Z. 3. 

5) Gen. Syn. O. § 34 Z. 5; Frkft. § 80 Z. 2. 

6) KO. Hann. ref. K. § 75; Wiesb. $ 74; Kaſſel § 65. 

7) Gen. Syn. O. 88 11, 34 Z. 6; KO. Kaſſel $ 69; Frkft. § 81. 
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teilung der Zuſtimmung zur kirchenregimentlichen Bewilligung einmaliger 
Kollekten; !) 

7. nur nach der Kirchenordnung der hannoverſchen lutheriſchen 
Kirche: Entſcheidung darüber, ob die Weigerung einer Kirchengemeinde, dem 
aufgeſtellten Geiſtlichen die Vokation zu erteilen, begründet iſt, mit der 
Wirkung, daß die Kirchenregierung an ein übereinſtimmendes Urteil des 
Kirchen⸗ und des Synodalvorſtandes gebunden iſt. 

II. Die Funktionen, die der Vorſtand zuſammen mit dem Ober⸗ 
kirchenrat bezw. dem Konſiſtorium als ein Kollegium wahrzunehmen hat, 
ſind oben Seite 242, 255, 259 aufgezählt. Hier iſt nur noch zu erwähnen, daß der 
zum Synodalrat erweiterte Vorſtand der altpreußiſchen Generalſynode 
nur zuſammen mit dem Oberkirchenrat tätig wird, mit dem er in gemein⸗ 
ſchaftlicher Sitzung „über Aufgaben und Angelegenheiten der Landeskirche“ 
beraten ſoll, „in welchen die Kirchenregierung zur Feſtſtellung leitender 
Grundſätze den Beirat dieſes landeskirchlichen Synodalorganes für not⸗ 
wendig erachtet“. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Perbindung der Ronfifiorialen und ſynodalen 
Perfallungselemente. 
8 48. 


Im Anſchluß an die vorangehende geſonderte Betrachtung der 
konſiſtorialen und ſynodalen Inſtitutionen iſt hier noch auf die organiſche 
Verbindung dieſer beiden Verfaſſungselemente einzugehen, in der gemeinhin 
das Charakteriſtikum der gegenwärtigen Verfaſſung der preußiſchen wie der 
meiſten deutſchen evangeliſchen Landeskirchen gefunden wird. Im einzelnen 
iſt ſchon der Fälle gedacht, in denen ein Zuſammenwirken dieſer beiden 
Elemente ſtattfindet, hier handelt es ſich um das leitende Prinzip, nach 
dem ihre Verbindung hergeſtellt und durchgeführt iſt. In der neueren Zeit 
iſt dieſes gewöhnlich in dem kirchlichen Konſtitutionalismus gefunden 
worden, nach dem Vorbilde der konſtitutionellen Staatseinrichtungen ſoll die 
Verbindung der kirchlichen Verfaſſungselemente vollzogen ſein. „Die ſynodalen 
Organe“, wird behauptet, „haben keinen Teil am Kirchenregiment; ſie ſind 
lediglich beratende Körperſchaften, ſtehen ſomit zur Kirchenregierung prin⸗ 
zipiell ganz in dem nämlichen Verhältnis, wie im monarchiſchen Staat 
die Volksvertretung zur Staatsregierung“. 2) Allein es find doch auch 

1) Den Gegenſatz bildet die Einführung neuer wiederkehrender, d. h. für 
mehrere Zeitabſchnitte im voraus bewilligter Kollekten, zu welcher die Zuſtimmung 
der Syn. erforderlich iſt. 1 

2) So Zorn, KR. S. 364, 376. Ahnlich Köhler, Ev. KR. S. 146: „Die 
Analogie der .. aus konſiſtorialen und presbyterialen⸗ſynodalen Elementen ge⸗ 
miſchten kirchlichen Verfaſſung mit den konſtitutionellen Formen des heutigen Staates 


iſt nicht zu verkennen und braucht nicht abgeſtritten zu werden, wenn man bedenkt, 
daß ſich die kirchliche und die politiſche Verfaſſungsentwickelung immer parallel 
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immer Widerſprüche gegen dieſe Meinung laut geworden, und gerade 
kürzlich iſt wieder die Anſicht wiſſenſchaftlich vertreten worden, daß das 
konſtitutionelle Prinzip in keiner Synodalſtufe Verwendung gefunden habe, 
alle ſynodalen Organe vielmehr den Charakter von Verwaltungskörpern, 
von „den konſiſtorialen gleichartigen Behörden“ haben.!) Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß die erſtgedachte Auffaſſung mit den Wünſchen und 
Meinungen in Widerſpruch ſteht, die, als es ſich um die abſchließende 
Kodifikation der geltenden Synodalverfaſſung, beſonders in Altpreußen, 
handelte, in maßgebenden kirchlichen Kreiſen hervortraten. Wurde doch 
hier allgemein der kirchliche Konſtitutionalismus verurteilt und immer 
wieder darauf hingewieſen, daß nicht von einer den konſtitutionellen Ein⸗ 
richtungen des Staates nachgebildeten Beſchränkung des konſiſtorialen 
Organismus durch Synoden, ſondern von einer Erweiterung und Ver— 
ſtärkung jenes durch dieſe, nicht vom Gegenüberſtellen, ſondern vom 
Verbinden beider Elemente zu gemeinſamer, auf ein Ziel gerichteter Arbeit 
Erſprießliches für die Kirche zu erwarten ſei.?) Allein aus dieſen de lege 
ferenda aufgeſtellten Anſichten laſſen ſich keine ſicheren Schlüſſe ziehen. 
An der Hand des poſitiven Rechts muß die Frage nach dem Organi— 
ſationsprinzip beantwortet werden. Und zwar nicht einſeitig aus dem 
Verhältnis der Landesſynode zum Landesherrn und zur Zentralbehörde 
des landesherrlichen Regiments, ſondern unter Beachtung aller auf den 
verſchiedenen Synodalſtufen beſtehenden Zuſammenhänge der ſynodalen 
mit der konſiſtorialen Organiſation. 

In der Kreisinſtanz beſteht zwiſchen den beiden Verfaſſungselementen 
eine wahre Verbindung, indem der Träger des landesherrlichen Kirchen⸗ 
regiments Mitglied und Vorſitzender beider Synodalorgane iſt. Hier ſteht 
das landesherrliche Kirchenregiment der Inſtanz in der Synode. Die 
beiden Elemente ſtehen ſich nicht getrennt gegenüber, ſondern das eine hat 
das andere in ſich aufgenommen, und ſchon deshalb kann von einer Be⸗ 
ſchränkung des einen durch Beſchlüſſe des anderen im parlamentariſchen 
Sinn nicht die Rede ſein. Beide Synodalorgane der Kreisgemeinde ſind 
oben (Seite 387) als Behörden bezeichnet worden, und der Schwerpunkt 
ihrer Tätigkeit wurde zum großen Teil in der Verrichtung ſolcher Ver⸗ 


bewegt haben.“ Auch für Friedberg (S. 396), der hier nur die Landesſynode im 
Auge hat, unterliegt es keinem Bedenken, die heutigen deutſchen Kirchenverfaſſungen 
mit ihrem Nebeneinander von landesherrlichem Biſchof und 0 als 
kirchlich⸗konſtitutionelle zu bezeichnen“. Und ebenſo meint Rieker, Grundſätze d. ref. 
Kirchenverf., S. 162: „die Landes- oder Generalſynode iſt nirgends eine Kirchen- 
gie D Dn2b., ſondern eine Vertretung der Kirche gegenüber dem Kirchen⸗ 
regiment.“ 

1) Niedner im Verw. Arch. XI S. 72 ff. 

2) Vgl. bei. Herrmann, E., Die notwendigen Grundlagen einer die konſiſto⸗ 
riale und ſynodale Ordnung vereinigenden ah Berlin 1862, und die 
zahlreichen Zitate aus Schriftſtellern u. offiziellen Kundgebungen bei Niedner a. a. O. 
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waltungsaufgaben gefunden, die in das Gebiet der allgemeinen Kirchen⸗ 
leitung fallen, ſodaß ſie ihrem Charakter wie ihren Aufgaben nach als 
den konſiſtorialen Behörden nahezu gleichartige Organe, als wahre Er⸗ 
weiterungen des konſiſtorialen Organismus erſcheinen. 


Etwas anders liegt es in der Provinzialinſtanz. In den beiden 
weſtlichen Provinzialſynoden iſt dem landesherrlichen Kirchenregiment geſetz⸗ 
lich eine Vertretung geſichert, in denen der öſtlichen Provinzen wird es 
regelmäßig durch Superintendenten vertreten ſein. Allein dieſe Organe 
des landesherrlichen Kirchenregiments ſind ſtets in der Minorität, und 
auf alle Fälle ſteht die Provinzialſynode dem Träger des landesherrlichen 
Kirchenregiments in der Provinzialinſtanz, dem Konſiſtorium, gegenüber. 
Danach wäre die Wahrnehmung beſonderer Intereſſen dieſem gegenüber 
durch die Provinzialſynode wohl konſtruierbar, allein wenn man ihren 
Wirkungskreis durchgeht, kann ſie eine die konſiſtoriale beſchränkende Tätig⸗ 
keit nur in ſehr geringem Umfange ausüben (Zuſtimmung zu provinziellen 
Geſetzen und Provinzialkirchenkollekten), ihre weſentlichen Kompetenzen liegen 
auf dem Gebiete der Verwaltung, beſonders der Beaufſichtigung; hier aber 
iſt ſie zu ſelbſtändigen Entſcheidungen berufen, durch die ſie die Tätigkeit 
der Konſiſtorien ergänzt oder erſetzt, aber nicht beſchränkt. Was aber den 
Provinzialſynodalvorſtand anlangt, ſo kann von einem Gegenſatz dieſes 
zum Konſiſtorium überhaupt nicht die Rede ſein. Als ſolcher hat er nur 
untergeordnete Befugniſſe in Beziehung auf die Synode, ſeine Hauptauf⸗ 
gabe iſt die Verſtärkung des Konſiſtoriums. Zu den wichtigſten Beſchluß⸗ 
faſſungen zieht das Konſiſtorium den Provinzialſynodalvorſtand hinzu und 
beſchließt mit dieſem als ein einheitliches Kollegium. Die Mitglieder des 
Synodalorgans ſind dann außerordentliche Mitglieder des Konſiſtoriums 
und unmittelbar an der Führung der Kirchenregierung beteiligt. Während 
in der Kreisinſtanz das konſiſtoriale Organ in dem ſynodalen ſteht und 
dieſem als ſolchem kirchenregimentliche Funktionen übertragen ſind, geht 
hier das Synodalorgan, das als ſolches keine kirchenregimentlichen Funktionen 
hat, in der landesherrlichen Kirchenregimentsbehörde auf. 

Ebenſo wie in der Provinzialinſtanz iſt in der Geſamtkirche das 
konſiſtoriale und das ſynodale Element in der durch den Landesſynodal⸗ 
vorſtand erweiterten höchſten kollegialiſchen Kirchenregimentsbehörde organiſch 
verbunden. Die Landesſynode ſelbſt iſt aber weder mit dieſer Kirchenregiments⸗ 
behörde in eine Verbindung gebracht, noch auch wie die Provinzialſynode 
mit Kompetenzen ausgeſtattet, die ſie als ein die Tätigkeit der ihr koordi⸗ 
nierten Regimentsbehörde ergänzendes Organ erſcheinen laſſen. Sie hat 
keinen Anteil an der Führung des Kirchenregiments erhalten, ſteht vielmehr 
neben den landesherrlichen Kirchenregimentsbehörden als eine dieſe beratende, 
kontrollierende und beſchränkende Körperſchaft, und dieſelbe Poſition kommt 
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dem Synodalvorſtand zu, wo er an Stelle der nicht verſammelten Landes⸗ 
ſynode auftritt. 

Aus dieſem Überblick über die Zuſammenhänge, die zwiſchen den 
beiden Verfaſſungselementen auf den verſchiedenen Synodalſtufen beſtehen, 
ergibt ſich, daß dieſe nicht nach einem Prinzip geordnet ſind. Die Be⸗ 
hauptung, die ſynodalen Organe haben keinen Teil am Kirchenregiment, 
ſie ſind lediglich „beratende Körperſchaften“, iſt in dieſer Allgemeinheit 
unzutreffend. Ebenſo unzutreffend iſt aber auch die andere Auffaſſung, 
die in allen ſynodalen Organen wahre Behörden ſieht. Jene hat lediglich die 
Stellung der Landeslſynode im Auge, dieſe, augenſcheinlich ſtark beeinflußt durch 
die Vorgeſchichte der neuen Synodalgeſetzgebung, wird gerade der beſonderen 
Stellung der Landesſynode nicht gerecht. Der von Friedrich Wilhelm IV. (ſiehe 
oben S. 862) und ſpäter wiederholt in kirchlichen Kreiſen ausgeſprochene 
Wunſch, die Synoden ſollen keine Vertretungen der Kirche gegenüber den 
kirchlichen Behörden, ſondern ſelbſt Behörden, Vertretungen der Kirche nach 
außen ſein, iſt, wie in anderen ſo auch in der neuen preußiſchen Synodal⸗ 
geſetzgebung, nur unvollkommen erfüllt. Während für die Kreisſynode 
der Behördencharakter zweifellos feſtſteht und er ſich auch für die Provinzial⸗ 
ſynode wohl behaupten läßt, iſt er für die Landesſynode aus dem poſitiven 
Recht ſchlechterdings nicht abzuleiten, vorausgeſetzt, daß man mit dem 
Wort Behörde den in der Theorie und Rechtſprechung feſtgelegten Begriff 
verbindet!) und nicht jedes Organ oder Kollegium, das irgendwie an der 
Verwaltung beteiligt iſt, als Behörde anſehen will. 

Übrigens ift, wenn man der Landesſynode die Behördenqualität ab⸗ 
ſpricht und ſie für eine dem weltlichen Parlamente analoge Vertretung in 
der Kirche hält, damit doch nur geſagt, daß ſie an der Ausübung der 
Kirchengewalt ſelbſt nicht beteiligt, vielmehr darauf beſchränkt iſt, die mit 
dieſer Ausübung betrauten Organe beſchränkend, kontrollierend und an⸗ 
regend zu beeinfluſſen. In welchem Sinne dieſer Einfluß ausgeübt wird, 
das hängt lediglich von den Elementen ab, die in der Synode vertreten 
ſind. Unrichtig iſt insbeſondere die Vorſtellung, als ob die Einführung 
einer parlamentariſchen Kirchenvertretung die Aufnahme eines demokratiſchen 
Elements in die Kirchenverfaſſung bedeute. Aus dem Begriff des Parla⸗ 
ments ergibt ſich nichts über ſeine Zuſammenſetzung. Wohl denkt man 
bei dem Wort „Volksvertretung“ zunächſt an eine aus den Wahlen des 

1) Vgl. beſonders den Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 8. Apr. 1861 (JM Bl. S. 116), 
Erk. d. Ob. Trib. v. 26. März 1863 (Striethorſt Arch. XLVMI S. 274), v. 
24. Jan. 1878 (Stenglein, Ztſchr. f. Gerichtspraxis, neue Flge. VIII S. 148), 
Erk. d. RG. v. 5. Juli 1852 (Entſch. in Str. S. XXIII ©. 202); Laband, Staats⸗ 
recht des deutſchen Reichs, I S. 338 ff.; Loening, Verw. R. S. 30; Mayer, O., 
Verw. R. S. 96? — wo überall mehr oder weniger übereinſtimmend gefordert wird 
das Vorhandenſein einer öffentlichen Stelle, die das Gemeinweſen, deſſen Organ ſie 


iſt, nach außen hin handelnd vertritt und dabei mit einer gewiſſen ſelbſtändigen 
Entſcheidungsbefugnis ausgeſtattet iſt. 
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ganzen Volkes hervorgegangene Verſammlung, die die demokratiſchen 
Intereſſen der Krone gegenüber zu vertreten hat, allein, wie ein Blick in 
die Verfaſſungsurkunden, die das Zweikammerſyſtem aufgenommen haben, 
zeigt, kann auch dem ariſtokratiſchen Element eine Vertretung im Parla⸗ 
mente geſichert und der Regierung ſelbſt die Berufung von Parlaments⸗ 
mitgliedern eingeräumt ſein. So trägt dann auch die moderne Landes⸗ 
ſynode ein vorwiegend ariſtokratiſches Gepräge, indem ſie ſich aus Geiſtlichen, 
Dienern des Kirchenregiments, Inhabern kirchlicher Gemeindeämter, Ver⸗ 
tretern der theologiſchen Wiſſenſchaft und andern „kirchlich erfahrenen“ 
Männern zuſammenſetzt. Allein weder aus dieſer Qualifikation ihrer 
Mitglieder noch daraus, daß dieſe nicht von der Geſamtheit der Kirchen⸗ 
genoſſen gewählt, ſondern teils vom Landesherrn ernannt, teils kraft ihres 
Amtes berufen, teils von den Fakultäten deputiert und den unteren 
Synodalſtufen gewählt ſind, läßt ſich folgern, daß die Synode kein Re⸗ 
präſentativorgan in der Kirche iſt. Sie iſt allerdings nicht eine Vertretung 
ſchlechthin der Intereſſen der Regierten gegenüber dem Regiment, wohl 
aber eine Vertretung derjenigen kirchlichen Kreiſe, die als die Träger 
kirchlicher Einſicht und Erfahrung anzuſehen ſind. Dieſen Kreiſen einen 
Einfluß auf die Entſchließungen des Landesherrn und ſeiner oberſten 
Regimentsorgane zu gewähren, muß nach Maßgabe des geltenden Rechts 
als der eigentliche Zweck der Landesſynode angeſehen werden. Aus dieſer 
Zweckbeſtimmung aber wie aus der ihr entſprechenden Zuſammenſetzung 
der Synode ergibt ſich ſchon von ſelbſt, daß, mag ſie auch äußerlich dem 
landesherrlichen Kirchenregiment gegenüberſtehen, die Vorausſetzungen für 
einen inneren Gegenſatz zwiſchen dieſem und der Synode nicht gegeben 
ſind. Und damit fällt der kirchenpolitiſche Grund, der ſ. Z. die Führer 
der evangeliſchen Verfaſſungsbewegung beſtimmte, die Idee einer Kirchen⸗ 
vertretung überall zu verurteilen. Man hielt ſich dauernd vor Augen, wie 
die modernen Volksvertretungen im Gegenſatz zu der zentralen Staats⸗ 
gewalt entſtanden waren, meinte auch — in Verkennung des Umſtandes, 
daß die Volksvertretung ebenſo wie der Monarch ein Organ des Staates 
iſt,1) und daher beide zur Vertretung derſelben Intereſſen berufen find — 
daß dieſer Gegenſatz notwendig ein dauernder ſein müſſe, und fürchtete 
daher durch Organiſierung einer kirchlichen Vertretung auch in die Kirche 
einen Gegenſatz im Regiment hereinzubringen. Man war zweifellos be⸗ 
müht, die Synoden ohne Übertragung der konſtitutionellen Einrichtungen 
auf die Kirche zu organiſieren, allein verwirklicht iſt dieſes Ziel doch nur 
für die unteren Synodalſtufen. Die Landesſynoden erſcheinen nicht als 
kirchliche Behörden, und wenn man ein Analogen für ſie ſucht, ſo iſt es 
das weltliche Parlament. 


1) Vgl. z. B Laband a. a. O. S. 273; Mejer, G., Deutſches Staatsrecht 
Se 1 Bayeriſches Staatsrecht I S. 348f. 
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313 iſt zu 


Berichtigungen und Nachträge. 


8 Zeile 26 v. o. lies ſtatt: für ehem. den: für den ehemaligen. 
8 Zeile 34 v. o. iſt anzufügen: — für die reformierte Kirche Hannovers: 


Gieſe, E., Die Kirchengeſetze der evangeliſch- reformierten Kirche der 
Provinz Hannover, Aurich 1902. 


9 Zeile 27 v. o. iſt anzufügen: und von Gieſe. 

64 Zeile 9 v. o. lies ſtatt: Braunsfeld: Braunfels. 

70 Anm. 6 Zeile 5 v. u. lies ſtatt: Mark: Berg. 

71 Anm. 1 Zeile 4 v. u. lies ſtatt: Braunsfeld: Braunfels. 

127 Anm. 2 Zeile 2 v. u. lies ſtatt: Borkemen: Bockenem u. füge a. E. hinzu: 


Heinze, W., Geſchichte der Stadt Alfeld, Alfeld 1894, S. 72. 


128 Anm. 1 Zeile 14 v. o. lies ſtatt: Nordheim: Northeim. 2 
277 Anm. 5 a. E. füge hinzu: Heinze, W., Geſchichte der Stadt Alfeld, 


Alfeld 1894, S. 312 f. 

‚eingetreten iſt“ im Text: Zeile 5 v. u. in einer Anm. 2 zu bemerken: 
Dieſer Satz gilt auch für die reformierten Gemeinden in Oſtfriesland 
und dem Herzogtum Bremen, in denen herkömmlich Lutheraner, die einer 
luth. Kirchengemeinde nicht angehören, als Gemeindemitglieder betrachtet 
und auch in den KV. gewählt werden. (Vgl. darüber die Mitteilung aus 
den Verholgn. der ref. Vorſynode bei Gieje S. 88 und hierſelbſt unten 
S. 355). Auch in dieſen Gemeinden werden neuanziehende Lutheraner 
nicht ipso jure Gemeindemitglieder, ſondern nur mit ihrer Zuſtimmung, 
die allerdings nicht ausdrücklich erklärt zu werden braucht, vielmehr ſchon 
anzunehmen iſt, wenn ſie ſich tatſächlich zur ref. Kirche halten (vgl. unten 
S. 316, 3932 u. dazu § 58 Z. 2 der KO. Hann. ref. K., wo auf dieſes 
Erfordernis ausdrücklich hingewieſen iſt). 


S. 326 Anm. 2 a. E. iſt hinzuzufügen: In Schlesw⸗Holſt. kann nach näherer Vor⸗ 


G 


S. 


ſchrift des $ 67 der KO. auch in Gemdn., in denen die kirchl. Beitrags- 
pflicht in erheblichem Maße auf den adeligen Gütern ruht (vgl. die 
lade. Ergänzung), von der Bildung der weiteren Gemeindevertretung ab- 
geſehen werden, und es gehen dann ihre Kompetenzen hier auf den Kirchen⸗ 
vorſtand über. 


332 iſt im Text am Ende von Abſchnitt VI hinzuzufügen: und 3. in Schleswig⸗ 


Holſtein diejenigen Gemeinden, in denen ein Viertel der Kirchenabgaben 
oder mehr von einem oder mehreren adeligen Gütern zu leiſten iſt und 
die kirchliche Vermögensverwaltung ſich bis zum Erlaß der Kirchen⸗ 
gemeinde- und Synodalordnung in den Händen von Kirchenkonventen 
befunden hat; für dieſe hat bezüglich der Zuſammenſetzung des Kirchen⸗ 
vorſtandes und des Kirchenkollegiums die Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 
ordnung ſelbſt in den §§ 60—67 beſondere Vorſchriften aufgeſtellt, die 
den die Kirchenlaſten vorzugsweiſe tragenden Grundeigentümmern eine 
geeignete Vertretung in den Gemeindeorganen ſichern und ſolange in 
Geltung bleiben ſollen, bis in die betreffenden Gemeinden eine alle 
Gemeindemitglieder betreffende kirchliche Beſteuerung eingeführt iſt.“) 


332 iſt hinter Anm. 2 als neue Anm. zu ſetzen: 3) Die 27 Gemdn., in denen 


dieſe beſonderen Vorſchriften heute noch gelten, ſind aufgezählt bei 
Chalybaeus S. 40.1) Ihre beſondere Organiſation hat eine nur lokale 
und proviſoriſche Bedeutung und kann daher hier nicht eingehend dargeſtellt 
werden; vgl. über fie die eingehenden kommentatoriſchen Bemerkungen 
bei Mommſen u. Chalybaeus ©. 112—132. 


Sachregiſter. 


Die kleinen Zahlen verweiſen auf die Anmerkungen. 


A. 


Abendmahl, Teilnahme am, als Voraus⸗ 
ſetzung des Erwerbs der Gemeinde⸗ 
mitgliedſchaft 316°; Zulaſfung zum 
312; Zurückweiſung vom 255, 3673. 

Abendmahlsgemeinſchaft, Kennzeichen u. 
Wirkung der Union 2082, 209, 210, 
211, 217, 219, 220. 

Abgaben, kirchliche gelten als öffentliche 
Laſten 175, Beitreibung 178; werden 
prinzipiell nur von Konfeſſions⸗ 
genoſſen entrichtet 194, 195; Ent⸗ 
richtung bezw. Erlaß von Einfluß 
auf d. kirchl. Wahlrecht 321, 323; 
Verteilung der auf dent Grundſtück 
laſtenden bei Grundſtücksteilungen 
1852; ſ. auch Umlagebeſchlüſſe. 

Abgeordnete zur Synode ſ. Deputierte. 

Ablehnung der Wahl zum Alteſten u. Ge⸗ 
meindevertreter 324, 325, 337, 405; 
zum Mitglied eines Synodalorgans 
388, 411, 423. 

Abſetzung ſ. Entlaſſung. 

Abſtimmung im KV. 361, in d. Kr. Syn. 
395 f., 399; in der Prov. Syn. u. 
deren Vorſtand 414, in der Landesſyn. 
u. deren Vorſtand bezw. Ausſchuß 429 
— bei Wahlen zum KV. u. zur GV. 
342, 348 ff., zur Kr. Syn. 3931; zur 
Landesſyn. 425f. 

Abt zu Loccum 423 f. auch Loccum. 
Adelige Güter, Beſitzer ſolcher in Schlesw.⸗ 
Holſt. wahlberechtigt 346 f., 447. 
Adjunkt 3343, im übrigen ſ. Hilfsgeiſtliche. 

Alteſte ſ. Kirchenvorſteher. 

Amter⸗Kirchen⸗Direktorium 201. 

Argernis, Geben eines öffentlichen, bewirkt 
Verlust des kirchl. Wahlrechts 322f., 
329 1. 

Außere und innere kirchliche Angelegen- 
heiten 73, 77f., 240. 

Agende in Verbindung mit Einführung 
der Union 207, 211, 217, Einführung 
neuer agendariſcher Ordnungen 368, 
400, 4182, 439, 433. 

Alfeld Generalſuperintendentur 12722775, 
447 


Altarmänner 1186. 


Altlutheraner 1681, 
214, 219. 

Altmark, ältere Kirchenverfaſſung 16. 

Altona ref. Gem. 103, 142. 

Amt, kirchliches, öffentliches A. i. S. d. 
RSt. GB? 2361; Beſetzung kirchen. 
regimentl. Amter 178, 228, 238, 243, 
245, 246, 252, 255, 266, 277; geiſtl. 
A., Unfähigkeit z. Bekleidung d. 187. 

Amtsblätter, kirchl., ſ. Geſetzblätter. 

Amtsentlaſſung ſ. Entlaſſung. 

Amtsgeheimnis, Wahrung des, durch 
Alteſte u. Gemeindevertreter 329. 

Amtsperiode ſ. Wahlperiode. 

Amtstracht der Geiſtlichen 207, Super⸗ 
intendenten 269, Gen. Sup. 278, des 
Feldpropſtes 285. 

Anfechtung von Wahlen ſ. Einſpruch. 

Anglikaner 169, 170. 

Anleihen, jtaatliche Genehmigung 180, 181; 
kirchenregimentliche Genehmigung 
251, 254, 256; Zuſtimmung der GV. 
374; A. der Parochialpbde. u. der 
Stadtſyn. Berlin 379,380; Kr.⸗Prov.⸗ 
Gemdn. u. Landesk. dürfen A. nicht 
aufnehmen 292. 

ne 299, auf der Kr. Syn. 
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1692, 1914, 212, 


Anſtaltsgemeinden 299, 2984; haben nicht 
die moderne Gemeindeorganiſation 
322; Mitglieder der Kr. Gem.? 383. 

Antrag auf Berufung des KV. 360, der 

GV. 364; Anträge des KV. an 
Kirchenbehörden u. Syndn. 3713; 
Anträge der Kr. Syn. u. an die Kr. 
Syn. 401, 402, 418, desgl. der Prov.⸗ 
Syn. 417, der Gen. u. Landesſyn. 436. 

Apenburg, Superintendent 268 1. 

Apotheker, befreit von der Übernahme 
des Kirchenvorſteheramts 3251. 

Archive, kirchliche, Aufſicht 240, 249. 

Arianer 1632. 

Armenpflege 370f., 406 3. 

Armenunterſtützung, Bedeutung f. d. 
kirchl. Wahlrecht 321. 

Arzt, befreit von der Übernahme des 
Kirchenvorſteheramts 3251, 

Aſſeſſor der Kr. Syn. 395, 3967, 408; Prov.⸗ 
Syn. 414, |. auch Konſiſtortalaſſeſſor. 


Sachregiſter. 


Aufenthalt in der Gem. als Voraus⸗ 
ſetzung des Erwerbes der Mitglied⸗ 
ſchaft 316, 3171. 

Auflöſung der Gemeindeorgane 331, der 
Synodalorgane 389, 411, 423. 
Aufſicht des Kirchenregiments über die 
Einzelgemdn. und Synoden 241, 
250 ff., 271, 275, 280 f.; über die Geiſt⸗ 
lichen 240, 248, 257, 271, 273, 279; 
A. der Kr. Syn. 402, des Kr. Syn. V. 
407; der Prov. Syn. 418, der Landes⸗ 

ſyn. 437ff. 

Augsburger Religionsfriede 12, 154, 161. 

Aurich luth. Cötus 134; luth. Gem. 265; 
Konſ. 134, 136, 139, als Zentral- 
behörde der ref. K. 140, Konfejfton 
der Mitglieder 2472. 

Ausfertigung der Beſchlüſſe des DER. 
239, der Konſ. 247, des KV. 3 07,3723. 

Ausführungsverordnungen zu Kirchen⸗ 
geſetzen 228, 239. 

Ausgaben, kirchliche, Begriff 4193; aus der 
Kirchenkaſſe, wann ſie Genehmigung 
der GV. bedürfen 375, 376; wann 
der Genehmigung des Konſ. 251, 
254, 256, der Kirchenkommiſſarien 
275; Prov. Syn. beſchließt über A. 
zu provinziellen Zwecken 419; die 
Landesſyn. über A. zu landeskirch⸗ 
lichen Zwecken 437. 

Ausleihen kirchl. Kapitalien, Genehmi⸗ 
gung des Konſ. 251, 254. 

Ausſchließung vom Abendmahl 3673, 
vom kirchl. Wahlrecht 323; der Sek⸗ 
tierer von kirchlichen Rechten 192. 

Ausſchuß der Kreis-, Provinzial⸗, Landes⸗ 
x. Synode ſ. Kreis-, Provinzial, 
Landes: ꝛc. Synodalvorſtand. 

Austritt aus der K. 194. 

Auszeichnung, Erteilung an Geiſtliche, 
Antrag auf 243, 248. 

Autonomie der Einzel-, Kr.⸗, Prov.⸗Gem. 
ſ. Statuten. 


B. 

Baptiſten 1692, 170, 1914. 

Barby 50. 

Baruth, Superintendent 268 !. 

Bauſachen, Streitigkeiten in 178, 240, 
249; Zuſtändigkeit der Gemeinde⸗ 
organe in B. 375. 

Beamte, kirchliche, Gleichſtellung mit 
Staatsbeamten 174; kirchenregiment⸗ 
liche B. „öffentliche“ B. 235, B. i. 
S. des RStGBB. 2 2361, Behandlung 
als Staatsbeamte in der Praxis 237, 
Nachweis der einzelnen auf ſie ange⸗ 
wendeten Staatsgeſ. 2372; Anſtellung 
178, 228, 234, 248, 252, 255. 

— ſtaatliche u. kommunale B. bedürfen 
Urlaub zum Eintritt in die Synoden 
3886, 4112. 


Schoen, Kirchenrecht. 
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Beamtenqualität der Mitglieder der Ge⸗ 
meindeorgane 328, 388, 410. 

Beanſtandung kirchl. Wahlen ſ. Einſpruch. 

Beerdigung auf dem Friedhof einer 
anderen Konfeſſion 202, 1922; kann 
der Geiſtliche der Konfeſſion des Ver⸗ 
ftorbenen bei ſolcher funktionieren? 
202; im übrigen ſ. Friedhöfe. 

Beetzendorf, Superintendent 2681. 

Befugniſſe des Konſiſtoriums, Kirchenvor⸗ 
ſtandes ꝛc. ſ. Konſiſtortum, Kirchen⸗ 
vorſtand ze. 

Begräbnis ſ. Beerdigung. 

Begräbnisplätze 8 Friedhöfe. 

Behörden des Kirchenregiments, rechtl. 
Charakter 232 ff.; öffentl. Behörden 
235; Behörden i. S. des NSIGB.? 
2361. Sind die Kirchenvorſtände, 
Gemeindevertretungen u. Synodal⸗ 
organe B.2327,328,387,410,421,443ff. 

Beihülfen, Gewährung von, aus der 
Kirchenkaſſe 180 ff., 3763, 251; aus 
der Geſamtſynodalkaſſe 4374. 

Beiſitzer des Kr. Syn. V. 401; Prov. Syn. V. 
414; Landesſyn. V. 4285, 431. 

Beiträge, Zahlung kirchlicher, Voraus- 
ſetzung des kirchl. Wahlrechts 321. 

Beitragsfuß für Kirchenſteuern ſ. Umlage⸗ 
beſchlüſſe. 

Bekenntnis ſ. Konfeſſion. 

Bekenutniskirche I ff. 

Bekenntnisſchriften 143, 144. 

Belaſtung, dingliche, kirchlichen Grund— 
eigentums ſ. Grundeigentum. 

Beleidigung des KV. u. der GV. 3282, 
der KrSyn. u. des Kr. Syn. V. 3875, 
der Landesſyn. 4222. 

Bentheim, ältere Kirchenverf. 136, 137, 
Sremtion von Superintendentur⸗ 
vbde. 265; beſondere Funktionen 
des Bez. Syn. V. in B. 406 2,3; ſ. auch 
Oberkirchenrat. 

Beratung, Teilnahme perſönlich Inter⸗ 
eſſierter an B. des KV. 362; des 
Landesſyn. V. mit dem OK R. oder 
Landeskonſ. 433 f. 

Berg, ältere Kirchenverf. 52 ff., 78. 

Berlin, Domkirche 22, 243, 266; General⸗ 
ſuperintendent 755, 379 f.; Garniſon⸗ 
pfarrer 2842; Propſt 192; Stadt⸗ 
ſynode 379 ff.; vereinigte Kreis⸗ 
ſynoden 378; Zugehörigkeit zum 
Prov. Synodalverband Brandenburg 
4091; Polizeipräſident beteiligt an 
der kirchl. Verwaltung 179; Staats- 
organ gegenüber der ev. K. 182, 
1822, 1832. — Abteilung Berlin in 
Konf. für die Prov. Brandenburg 246. 

e des KV. 360 f.; der GV. 364, 

Verſ. 366; der Kr. Syn. u. des 
KSyn. V. 397; der Prov. Syn. u. des 
Prov. Syn. V. 415; der Landesſyn. 
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u. des Landesſyn. V. 429 f. — Be⸗ 
rufung i. S. v. Rechtsmittel ſ. Be⸗ 
ſchwerden, Rekursinſtanz. 

Beſchimpfung der K. (RStGB.) 188. 

Beſchlüſſe des KV. 361; der GV. 365; 
der GVerſ. 366, der Kr. Syn. 399, 
400; des Kr. Syn. W 398 f.; der Prov.⸗ 
Syn. 416; des Prov. Syn. V. 417; 
der Landesſyn. 432 f.; des Landes⸗ 
ſyn. V. 433. 

Beſchlußfähigkeit des KV. 361 f.; der 
GV. 365; der GVerſ. 366; der Kr.⸗ 
Syn. 399; des Kr. Syn. V. 398; der 
Prov. Syn. 416; des Prov. Syn. V. 
417; der Landesſyn. 432; des Landes- 
ſyn. V. 433. 

Beſchwerden aus der kirchl. Verwaltung, 
an den Landesherrn 229; an den 
OK R. 239, 240; den Kult. Min. 244; 
die Konſ. 248, 252, 258, 276. 

Beſchwerderecht der Landesſynode 437f. ; f. 
auch Anträge der Synode unter Antrag. 

Beſtätigung des Vorſitzenden der Landes⸗ 
ſyn. 431; des gewählten Super⸗ 
intendenten 268, 395; von Gem.⸗ u. 
Kr. Statuten ſ. Statuten. 

Beſteuerung, kirchl., ſ. Umlagebeſchlüſſe. 

Beurlaubung der Geiſtlichen 248, 272, 
2805; Superintendenten 2695, 2805; 
der Generalſuperintendenten 278%; 
der Mitglieder der Konf. u. des OK R. 
237; der Militärgeiſtlichen u. des 
Feldpropſtes 2846; der Mil. Ober⸗ 
pfarrer 2865. 

Bezirksſynodalausſchuß⸗,⸗ſynodalvorſtand, 
⸗ſynode 3872. Einzelheiten j. unter 
Kreisſynodalvorſtand u. Kreisſynode; 
bezügl. des Bez. Syn. A., des Bez.⸗ 
Syn. V. und der Bez. Syn. der Konſ.⸗ 
Bezirke Wiesbaden u. Frankfurt jedoch 
420 u. Einzelheiten unter Landes⸗ 
ſynodalvorſtand und Landesſynode. 

Bibel als Rechtsquelle 142 f. 

Biedenkopf, Dekanat 3°, 1096, 2666. 

Bielefeld 588; Synode zu, 57; Stift 289. 

Biſchöfe in der ev. K. 26, 27, 75, 94 ff., 108. 

Bockenem, Generalſuperintendentur 127, 
2775. 

Böhmiſche Brüder 38, 1632, 165, 1681. 

Brandenburg, Mark, Entwickelung der 
älteren Kirchenverf. 15 ff., General⸗ 
ſuperintendenturen 745; Stift zu B. 
289 f. Prov. Synodalverband B. 4091. 

Braunſchweig⸗Lüneburg, Herzogtum, ältern 
ev. Kirchenverf. 129 ff. 

Bremen, Herzogtum, 131, 3932, 447. 

Breslau 33, 34, 35, 36; ref. Gem. 876; 
ſtädtiſches Konſ. 71, 261; könig⸗ 
liches 230. 

Brieg 33, 34, 35, 366, 371, 

Bürgermeiſter als Mitglied des Kirchen⸗ 
kommiſſariats 274. 


Sachregiſter. 


Bürgerrecht, kirchliches ſ. Wahlrecht. 

Bütow ſ. Lauenburg. . 

Buxtehude 1312; geiſtliches Miniſterium 
2631; konſiſtoriale Rechte des Magi⸗ 
ſtrats 136%. 


C. ſiehe auch K. 


Calenberg, ältere Kirchenverfaſſung 127. 

Celle, Konf. 129; Oberſuperintendent 129; 
Generalſuperintendent 131; ref. Gem. 
131, 137; geiſtl. Miniſterium 262 ff. 

Cleve, ältere Verfaſſungsentwickelung 52ff. 

Cötus, Emdener, 132, 133, 140 flutheriſche 
Cöten 134. 

Collegium qualificatum 60. 

Colloque 21. 

Consistoire 21, 331. 

Corvey 64. 


D. 


Dannenberg 130. 

Danzig 37, 38; Konf. 711, 230; ref. Gent. 
875, 885, 4091, 

Darbyſten 1692. 

Darlehn, Aufnahme eines j. Anleihen, 
Hingabe eines ſ. Ausleihen. 

Dauer der Kr. Syn. 398; der Prov. Syn. 
415. 

Definitoren in Naſſau 106, in Heſſen⸗ 
Darmſtadt 1152; Definitorium in 
Marburg 1175. 

Dekan 264; Einzelheiten ſ. unter Super⸗ 
intendent. x 

Deputationen des KV. 3625., 370. 

Deputierte der Einzelgemdn. zur Kr.» 
Syn. 390 ff., desgl. des Konſ. 394f.; 
der Kr. Synodn. zur Prov. Syn. 411 f.; 
zur Landesſyn. 424; der Prov. Syn. 
zu den Kandidatenprüfungen 415, 
zur Gen. Syn. 419, 424; der ev. theol. 
Fakultäten zur Prov.⸗ u. Landesſyn. 
412f., 427. 

Deutſch⸗Katholiken 1692, 191. 

Deutſch⸗Reformierte ſ. Reformierte. 

Diäten der Superintendenten, General⸗ 
ſuperintendenten u. anderen Kirchen⸗ 
regimentsbeamten 270, 278, 2782, 
237; der Mitglieder der Kr. Syn.⸗ 
Organe 388 1,2, der Prov. Syn.⸗ 
Organe 411; der Organe der Landes» 
ſyndn. 422 f. 

Diakonen 21, 3351, 362, 371. 

Dienſteid der Kirchenregimentsbeamten 
2374, 2. 

Dienſteinkommen der Superintendenten 
270; Generalſuperintendenten 278; 
Mitglieder des Konſ. u. des OKR. 
2372; der Militärgeiſtlichen, Militär⸗ 
Oberpfarrer u. des Feldpropſtes 285, 
286 5. { 
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Dienſtinſtruktionen der Konf. 2478; der 
Generalſuperintendenten 2785. 

Dienſtuntüchtigkeit der Kirchenvorſteher 
in Hannover 329. 

Diepholz 130, 1311, 141. 

Diez, Grafſchaft 106“. 

Dillenburg 106, 107. 

Dinslaken, Synode zu, 57. 

Diözeſanſynodalausſchuß, ſynodalvor⸗ 
ſtand, ſynode 387%, Einzelheiten f. 
unter Kreisſynodalvorſtand, ⸗ſynode. 

Direktor des Konſiſtoriums 2461. 

Diſſidenten, Verhältnis zur Landeskirche, 
Teilnahme am Abendmahl, Zu⸗ 
laſſung zur Patenſchaft, kirchl. Be⸗ 
erdigung 191ff., 193; Erwerb der 
Mitgliedſchaft in einer ev. K. Gem. 
317; ſ. auch Sekten. 

Disziplin über Geiſtliche 240, 243, 248, 
258; Über Militärgeiſtliche 283°, 284, 
2863, 287; über Superintendenten 
237; über andere kirchenregimentliche 
Beamte 237/238? a. E.; Über Alteſte 
u. Gemeindevertreter 252, 329ff., 
402, 405, 408; über Mitglieder der 
Kr. Syn. Organe 388ff.; der Prov., 
Syn. Organe 4113; der Landesſyn. 
423; Durchführung kirchl. Disziplinar⸗ 
ent cheidungen durch den Staat 174, 
3311. 

Disziplinarſtrafen ſ. Entlaſſung, Geld⸗ 
ſtrafen, Verweis. 

Discipline ecclésiastique 20f., 125, 332. 

Dispenſationen, Zuſtändigkeit des OR. 
240; der Konſ. 249; der Superinten⸗ 
denten 272; der Generaljuperinten- 
denten in Hannover 281°, 

Dithmarſchen 96, 100. 

Domkandidatenſtift zu Berlin 244. 

Domkirche zu Berlin 22, 243, 266. 

Dorla 46 ff. 

Dornholzhauſen 265. 

Dortmund 56°, 63. 

Dransfeld 1281. 

Dotation der K. durch den Staat 173. 

Düren, Konvent zu, 57, 59. 

Duisburg, Generalſyn. zu, 57, 59. 


E. 

Ehe, Kinder aus gemiſchter E. 194; Diſſi⸗ 
denten⸗E. 192; E. zwiſch. Chriſten 
u. Nichtchriſten 203; Genehmigung 
zur Eheſchließung für Geiſtliche 248°, 
284. 

Ehegerichtsbarkeit in den Händen kirch⸗ 
licher Behörden 13, 14, 15, 176, 254, 
36; 94; 105, 107; 113, 116; 122. 
Übertragung derſelben auf weltliche 
Behörden 28, 32, 67; 1015; 1067, 
108; 119; 123; 138; 226. 

Ehrenrechte, 119 1 205 Beſitz, Voraus 
ſetzung des kirchl. Wahlrechts 322,323. 
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Eichsfeld 46 ff., 135%. 

Eid ſ. Dienſteid u. Verpflichtung. 

Einbeck 1283, 131; konſiſtoriale Rechte 
des Magiſtrats 1364; geiſtl. Mini⸗ 
ſterium 262 f. 

Einführung ins Amt, der Geiſtlichen 272, 
276; der Superintendenten 269, 280; 
der Mil. Oberpfarrer u. Militärgeiſt⸗ 
lichen 284, 286; der Kirchenvorſteher 
u. Gemeindevertreter 357. 

Einkünfte ſ. Dienſteinkommen. 

Einladung zu Sitzungen der Gemeinde⸗ 
organe u. Synoden ſ. Berufung. 

Einſpruch gegen die Wählerliſte 344; gegen 
Gemeindewahlen 353, 405; gegen 
Berufung der Geiſtlichen 18, 405. 

Einweihung von Kirchen, Begräbnis⸗ 
plätzen ꝛc. 240, 249, 272, 280, 415; 
von Garniſonkirchen 285. 

Einzelgemeinde, kirchl., Begriff 291, 292, 
295 f.; Arten 298 ff.; Neubildung, 
Umgeſtaltung 302, Aufhebung 304; 
allgemeine Stellung im Rechtsleben 
(Rechts⸗Handlungs⸗Partei⸗Prozeß⸗ 
fähigkeit) 304 ff.; Wirkungskreis 308; 
Organe der E. 326 ff. — Verhältnis 
zur politiſchen Gem. 297. 

Eiſenach, ev. Konferenz 188 ff. 

Elbing 38; ref. Gem. 42, 4091. 

Emden, Synode zu 54, 55; Emdener 
Kirchenrat u. Emdener Cötus 132, 
133; luth. Gem. 265. 

Entlaſſung der Alteſten u. Gemeindever⸗ 
treter 329 ff., 405; des Patrons aus 
dem GKR.? 338. 

Episkopalſyſtem 156, 158, 224. 

Erfurt, ältere Kirchenverf. 46 ff.; kon⸗ 
ſiſtoriale Rechte des Magiſtrats 
(Superintendentur) 262, 2681; geiſtl. 
Miniſterium 262. 

Ernennung der Superintendenten 266 ff.; 
der Generalſuperintendenten 277; der 
Mitglieder des Oberkirchenrats 238; 
der Konſiſtorien 246; des Feldpropſtes 
und der Militäroberpfarrer 284 f.: 
ſ. auch unter Amt (Beſetzung kirchen⸗ 
regimentlicherzumter); landesherrliche 
E. von Synodalmitgliedern 411, 413, 
423 f. 

Erneuerung, periodiſche, der Gemeinde⸗ 
und Synodalorgane ſ. Wahlperiode. 

Eröffnung der Kr. Syn. 397 f.; der Prov. 
Syn. 415; der Landesſyn. 432. 

Erſatzmänner im KV. u. in der GV. 350, 
352, 358, 359; in der Kr. Syn. u. 
im Kr. Syn. V. 393, 395; in der Prov.⸗ 
Syn. u. dem Prov. Syn. V. 412, 414, 
in der Landesſyn. u. dem Landes⸗ 
ſyn. V. 425, 428. 

Erwerbung kirchl. Grundeigentums ſ. 
Grundeigentum. 

Erzbiſchof in der ev. K. 751. 
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Erzprieſter 26. 

Eſens luth. Cötus 134; luth. Gem. 265. 

Efjen 6312. 

Etat, Feſtſtellung des E. der Einzelgem. 
373, 376; der Kr. Gem. 403; der 
Landesſynodalkaſſe 4374; Recht des 
Staats zur Einſichtnahme in die 
Etats 182, der Konf. 252; f. auch 
Zwangsetatiſtrung. 

Evangeliſche, offizielle Einführung dieſer 
Bezeichnung 211; „lutheriſch⸗evan⸗ 
geliſche,“ „reformiert ⸗evangeliſche“ 
Gemeinde 219; Schutz dieſer Be⸗ 
zeichnungen 3052. 

Exemtion vom Superintendenturverbde 
265 f.; Inſpektion dieſer Bez. 281. 

Externa u. Interna ſ. Außere kirchl. Angel. 


F. 

Fakultäten, theologiſche 174; Unterhaltung 
durch den Staat, Beſetzung ihrer Lehr⸗ 
ſtühle 239, 2435; deputieren Mit⸗ 
glieder zur Synode 412 f., 427; die 
juriſtiſche F. Göttingen präſentiert 
ein Mitglied zur Ernennung 423. 

Feiertage, ſtaatlich anerkannte 174. 

Feiertagsheiligung 193, 368. 

Feldpropſt 26, 69, 74, 238, 282 ff. 

Feſte, kirchlicheß 240, 248. 

Filiale ſ. Tochtergemeinde, Tochterkirche. 

Fonds, kirchliche, Verwaltung lokaler 372, 
f. den Kreis beſtimmter 4026, pro⸗ 
vinzieller 419, landeskirchlicher 239, 
2434, 245, 255; vom Kult. Min. ver⸗ 
waltete 437; vom Konſ. verwaltete 
(Zuſchußfonds) 253, 255. — Super⸗ 
intendenturfonds 2704; Staatsfonds 
f. kirchl. Zwecke 243, 437. 

Forſta, Kons. 51, 71; Superintendent 2681. 

Frankfurt a. M., Entwickelung der ev. 
K. 121 ff.; Konſ. 122 ff.; Bildung 
des neuen Konf. Bez. u. Erlaß der 
neuen KO. für dieſen 125; geiſtl. 
Miniſterium 262 ff. 

Franzöſiſch⸗Reformierte, Hiſtoriſches 20ff., 
286,326, 1632; Verhältnis zum Konf. 
249; Anwendbarkeit d. KO. öſtl. Prov. 
auf franz. ref. Gemdn. 332, 3832; 
Vertretung der franz. ref. Gem. auf 
der Kr. Syn. 383. 

Frauen, Gemeindemitgliedſchaft 3101; 
Wahlberechtigung 319, 346 f. 

Freie Gemeinden 169°, 191, 193. 

Freiſtadt 35. 

Friedhöfe im Eigentum politiſcher Ge⸗ 
meinden 200; Verwaltung der kirch⸗ 
lichen 3725; zur Anlegung u. Nor- 
mierung der Benutzung iſt erforderlich 
Staatsgenehmigung 180; Genehmi⸗ 
gung des Konſ. 254; Beerdigung 
von Konfeſſionsfremden auf kon⸗ 
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feſſionellen F. 1922, 201, 202; ſtraf⸗ 
rechtl. Schutz der F. 188. 
Friedrichshof 265. 
Friedrichſtadt, ref. Gem. 103. 
Fronhauſen 273. 
Fulda, ältere kirchl. Verhältniſſe 119; 
Diözeſe 266; Union 221. 


G. 


Garniſongemeinden 298%. 

Gaſtgemeinden 301 f. 

Gebäude, kirchl., ſtaatliche Genehmigung 
bei Errichtung, Veränderungen, Re⸗ 
paraturen 2c. 180; kirchenregimentl. 
Genehmigung 251, 254, 257, 275; 
Zuſtimmung der GV. 375. 

Gebührentaxe, ſtaatliche Genehmigung 
zur Einführung u. Veränderung 180, 
kirchenregimentl. Genehmigung 251; 
Zuſtimmung der GV. 375; der Landes⸗ 
ſyn. 439. 

Gehalt ſ. Dienſteinkommen. 

Gehmen 63. 

Geiſtliche, Anſtellung 240, 248, 257, 371 
(Mitwirkung der Gemdn.); Anſtellung 
konfeſſionsfremder G. in Konſenſus⸗ 
u. Unionsgemeinden 2082, 221; Auf⸗ 
ſicht u. Disziplin über 240, 243, 245, 
248, 253, 255, 257 ff., 2729; Unter⸗ 
ſtützungen u. Feſtſetzungen betr. die 
Einnahmen der G. 243, 248; als 
Gemeindemitglieder wahlberechtigt 
3193; nicht wählbar in die Gemeinde⸗ 
organe 3552; auf der Kr. Synode 
als Mitglieder 390, als Gäſte ohne 
Stimmrecht 3984; bedürfen keines 
Urlaubs zum Eintritt in die höheren 
Synoden 4112; Mitwirkung beim 
Begräbnis eines Diſſidenten 1922; 
delicta propria der G. 186. 

Geiſtlichkeitsſynoden ſ. Synoden. 

Geldern 63, 64, 651. 

Geldſtrafen gegen Kirchenvorſteher u. 
Gemeindevertreter 331; Mitglieder 
der Synoden 3885. 

Gelübde der alteſten ꝛc. ſ. Verpflichtung. 

Gemeinden, kirchl., Hiſtoriſches über Ver⸗ 
faſſung u. Kompetenzen der G. in 
Altpreußen 18, 21 ff., 39, 66, 78 ff.; 
Schlesw.⸗Holſt. 95, 100, 102; Kur⸗ 
heſſen 111, 113, 117, 118; Naſſau 
104, 108, 109; im Hannoverſchen 129, 
132 ff., 138; die verſchiedenen Arten 
kirchl. Gemeinden der Gegenwart u. 
deren Rechtsſubjektivität 291 f., im 
übrigen ſ. Einzelgemeinde, Kreisge⸗ 
meinde, Provinzialgemeinde; außer⸗ 
deutſche G. in Verbindung mit der 
ev. Landeskirche Altpreußens oder der 
luth. K. Hannovers 241, 258; poli⸗ 
tiſche Gemeinden, Beziehung zu den 
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kirchlichen 297; verpflichtet zu kirch⸗ 
lichen Bedürfniſſen beizutragen 195. 

Gemeiundeälteſte |. Kirchenvorſteher. 

Gemeindeaugehörigkeit ſ. Gemeindemit⸗ 
gliedſchaft. 

Gemeindeglieder⸗ oder Gemeindeliſten 
371, ſ. auch Wählerliſte. 
Gemeindekirchenrat, allgemeine Ein⸗ 
führung deſſelben in den öſtl. Prov. 
85 ff., im übrigen ſ. Kirchenvorſtand. 

Gemeindemitgliedſchaft 309 ff.; Erwerb 
durch Wohnſitz 309, durch Beitritts⸗ 
erklärung oder Aufnahme 314, 316, 
372; Staats- oder Reichsangehörig⸗ 
keit nicht erforderlich 315; Verluſt 
317; Streitigkeiten über den Beſitz 
der G. 318; aktive u. paſſive G. 312, 
318. 

Gemeindeſtatuten ſ. Statuten. 

Gemeindeumlage ſ. Umlage. 

Gemeindeverſammlung wo vorhanden? 
326; Zuſammenſetzung u. Tätigkeit 
366; Wirkungskreis 376. 

Gemeindevertreter, Beamtenqualität 328; 
Disziplin über 328 ff.; die G. als 
einzelne 373. 

Gemeindevertretung wo nicht vorhanden? 
326; Behördenqualität u. ſtrafrechtl. 
Schutz 328; Zuſammenſetzung 341f., 
403 5; Berufung 250,364, 371; Vorſitz 
364; Beſchlußfähigkeit u. ⸗faſſung 
365; Wirkungskreis 326, 373T7.; 
Auflöſung 331. 

Gemeindevorſtand ſ. Kirchenvorſtand. 

Generaliſſimus 129, 130. 

Generalkonſiſtorium 127, 130. 

Generalpropſt in Schlesw.⸗Holſt. ſ. Ge⸗ 
neralſuperintendent. 

Generalſuperintendent, Hiſtoriſches: in 
Altpreußen 134, 16 ff., 28, 29, 51, 74 
(Aufhebung und Wiederherſtellung 
der e in 
Schlesw.⸗Holſt. 96ff.; im Herzogt. 
Lauenburg 1032; im Naſſauiſchen 
104, 108; im Hannoverſchen 127ff., 
141 (Umgeſtaltung der alten); in 
Oſtfriesland 134. — Geltendes Recht: 
Aufzählung der vorhandenen Ge⸗ 
neralſuperintendenten?77; Anſtellung 
178, 243, 277; allgemeine Rechts⸗ 
ſtellung 237; Einkünfte 278; Kom⸗ 
petenz der beiden Gen. Sup. zu 
Aurich 281, aller übrigen 275 ff, 
insbeſ. Befugniffe auf u. gegenüber 
den Syndn. 3985, 416, 417, 423; 
Dienſtinſtruktionen 2785; Mitglied- 
ſchaft im Kons. 246, 279; Leitung des 
Religionsunterrichts i. d. Schule 369. 

Generalſynodalkaſſe ſ. Synodalkaſſe. 

Generalſynodalordnung 91. 

Generalſynodalrat 420, 429, 430, 442. 

Generalſynodalvorſtand, nicht Organ der 
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Selbſtverwaltung, nicht Behörde 420, 

421, 422; Zuſammenſetzung 428; Er⸗ 
ledigung der Geſchäfte 430; Zu⸗ 
ziehung zum OKR. 239, 242, 243, 
433; Wirkungskreis 438, 440 ff. 

Generalſynode, Hiſtoriſches: ref. Gen.- 
Syndn. in Rheinland⸗Weſtf. 55, 57, 
59, 60, 62f.; luth. G. daf. 61; Gen.⸗ 
Syndn. in Polen 39; die alte kur⸗ 
heſſ. Gen. Syn. 112, 114; die alt ⸗ 
preuß. verfaſſungsberatenden Gen.⸗ 
Syndn. v. 1846 83, v. 1875 89, 91 
— die heutige altpreuß. G, nicht 
Organ der Selbſtverwaltung 420, 
nicht Behörde ſondern parlamen⸗ 
tariſche Vertretung 421f.; Mitglieder 
422, geborene 423, ernannte 423, ge⸗ 
wählte 424; Anzahl 423, 424, 427; 
Berufung 429; Schließung u. Ver⸗ 
tagung 430; Auflöſung 423; ordent⸗ 
liche u. außerordentliche G. 430. 

Gerichtsbarkeit, kirchliche ſ. Ehegerichts⸗ 
barkeit; ſtaatliche, der Zivil⸗ u. Ver⸗ 
waltungsgerichte in kirchl. Streitig⸗ 
keiten 184ff.; der Strafgerichte über 
Geiſtliche 186f. 

Gerichtskoſten, Befreiung der K. von 174, 
178. 

Geſamtparochie 2967, 301. 

Geſamtſtaatsminiſterium 176, 181. 

Geſamtſynodalausſchuß,⸗ſynodalvorſtand, 
⸗ſynode 4201; Einzelheiten ſ. unter 
Landesſynodalausſchuß, Landesſyno⸗ 
dalvorſtand, Landesſynode. 

Geſamtverband ſ. Parochialverband. 

Geſangbücher, Anderung 248, 368, 4182, 
439, 400, 433. 

Geſchäftsordnung der Prov. Syndn. 419, 
der Gen. Syn. u. Landesſyn. 432, 440. 

Geſchlecht ſ. Frauen. 

Geſetzblätter, kirchliche 1491. 

Geſetze, Geſetzgebung, kirchl.: Landesherr 
als Geſetzgeber 226, 228; Teilnahme 
der Gen. Syn. u. der Landesſynode 
an der Geſetzgebung 433, 436; der 
Prov Syndn. 410, 411, 418: Aus- 
arbeitung der Geſetzentwürfe 239, 
243; Publikation der Gef. 1491; die 
Geſetzgebung ſteht unter Staats⸗ 
kontrole 176 ff.; als Rechtsquelle 144, 
148 f. — ſtaatliche ſ. Staatsgeſetze. 

Gewiſſensfreiheit, Schutz der durch den 
Staat 193. 

Gewohnheitsrecht 149ff. 

Gimborn⸗Neuſtadt 63. 

Gladenbach, Dekanat 35, 266. 

Glatz 33. 

Gleiberg, Herrſchaft, ältere KVerf. 104ff. 

Glogau 34; Konſ. 36. 

Göttingen, ältere KVerf. 127, 128, 129, 
140; geiſtl. Miniſterium 262f., ref. 
Gem. 137; Stadtſuperintendent 2635. 
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Goslar, ältere KVerf. 1352, konſtſtoriale 
Rechte des Magiſtrats 2623 geiſtl. 
Miniſterium 262f.; Stadtſuperinten⸗ 
dent 2635, 2642, 2681. 

Gottesdienſt, Anordnungen betr. 368, 
371; Aufſicht über 240, 248, 3683 
Störung des 188; bei wichtigen 
Staatsakten u. in ſtaatlichen An⸗ 
ſtalten 173. 

Gottesläſterung (RSt. GB.) 188. 

Gräberſchändung (R St. GB.) 188. 

Greifswald, Konf. 30, 32, 711; 
intendentur 2681. 

Grenzen der KGem. u. Veränderung der⸗ 
ſelben: der Einzelgem. 178, 2442, 
255, 302 ff., 4014; der Kr. Gem. 384, 
40153 der Prov. Gem. 409. 

Grimmen, Superintendentur 2681. 

Grubenhagen, ältere KVerf. 128, 130, 140. 

Grundeigentümer in der Gem. als jolche 
wahlberechtigt 346,347; wählbar 355. 

Grundeigentum, kirchl., ftaatliche Ge⸗ 
nehmigung bei Erwerb, Veräußerung 
2c. 180; kirchenregimentliche Ge⸗ 
nehmigung bei Erwerb, Veräußerung, 
Verpachtung, dingl. Belaftun 241, 
251, 256; Zuſtimmung der G 374. 

Güter, . Adelige Güter. 

Gütersloh 637. 

Gutachten der Synoden 401, 417, 436; 
der Syn. Vorſtände 405, 419, 440. 


Super⸗ 


H. 
Hadeln, ältere Kirchenverf. 131. 
Halberſtadt, ältere Kirchenverf. 43 ff., 


Stift zu 288 f. 

Halle 436, 444, 888, 205. 

Hameln, ref. Gem. 131, 132, 137; geiſtl. 
Miniſterium 262 f. 

Hanau, Grafſchaft, ält. Kirchenverf. 118, 
123; Union 221. 

Hannover Provinz, Entwickelung der 
1 126 ff.; geltende KO. f. 
die luth. K. 139, 141% . D. ef K. 
139, 140; Generalfuperintendenturen 
141; Konfiftorien 230. — Stadt, 
ältere ev. Kirchenverf. 1281; Konſ. 130, 
131, 135, 139, 140, 141; onſiſtoriale 
Rechte des Magiſtrats 1364, 262; 

Gem. 131, 137, 142: geiſtl. 

Ministerium 262 f. 

Harburg 130; Generalſuperintendent 131. 

Hardespröpſte in Schlesw.⸗Holſt. 935. 

Hauskollekte, Staatsgenehmigung 180, 
182. 

Heiden, Stellung der ev. K. zu den 203, 
Übertritt zur ev. K. 312. 

Helgoland 33, 2774. 

Henneberg, 50. 

Herborn, Seminar 2452. 

Herford 53, 583, 63, 64. 
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Herrlichkeitsgemeinden in Oſtfriesland 
265. 

Herrnhuter 163“, 165, 1681, 1692, 191%. 

e Konſ. 1283, 

efjen- Fran: ält. KVerf. 111 ff. 115. 

Heſſen⸗Kaſſel ſ. Kurheſſen, dan, 

Heſſen⸗Naſſau, Proving, Entwickelung der 
Kirchenverf. in dieſer |. Naſſau, Kur⸗ 
heſſen, Frankfurt. 

Hildesheim, Bistum, ältere Kirchenver⸗ 
faſſung 1272, 129, 1352: General⸗ 
ſuperintendentur 141, 2775. — Stadt, 
Konf. 130, 135 2; konfiſtoriale Rechte 
des Magiſtrats 136*. geiſtl. Mini⸗ 
17 262 f.; Sap eden 
2635 

Hilfsgeiſtliche im KV. 334, als Patronats⸗ 
älteſte 336, auf der Kr. Syn. 390. 

Hirſchberg 35. 

Hofprediger 231%, 205 -titel 229. 

Hoheitsrechte ſ. Staatsaufſicht. 

Hohen⸗Limburg 63. 

Hohenzonernſche Lande, Ae 76 
altpreuß. Landesk. 2, zum Konſ.⸗ 
Bez. ug, 295 K. Gem. O, u. 
Kr. Syn. O. f. d. 92, 93 

Hohnſtein ſ. Neuſtadt. 

Holſtein ſ. Schleswig⸗Holſtein; 

Homberger Reformation 111. 

Homburg, Amt, Dekanat 35, 1096. 

Hoya, Grafſchaft, 130, 1311, 141. 

Huſum, Stadtkonſ., 98, 1025. 


J. 


Jadegebiet 141. 

Jägerndorf 33. 

Jahresrechnung, Abnahme der J. durch 
die GV. 376. 

Jauer 34. 

Immediatgemeinden behalten ihre alte 
Verf. 332; Vertretung auf der Kr. 
Syn. 383. 

Informationsrecht der Landesſyn. 437 f. 

Inſpektor 18, 22, 23, 34, 37, 42; im 
Naſſauiſchen 104, 108; in Oſt⸗ 
friesland 134. 

Inſtruktion ſ. Dienſtinſtruktion. 
Interimiſtikum bei Regelung ſtreitiger 
Bauſachen ſ. Baufachen. 
Irrlehre, e 

ſolcher ſ. Lehre. 

Irvingianer 1692, 1914. 

Itio in partes bei Abſtimmungen der 
kirchenregimentlichen Behörden 216, 
2391, 2473; auf Synoden 400, 433 2. 

Juden 165, haben Korporationsrechte 
169 Stellung der ev. K. zu den 
203; Übertritt zur ev. K. 312; 
jüdiſche Feiertage 1743. 

Jülich, ältere Kirchenverf. 52 ff. 


wegen 
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Jugenderziehung, Sorge des KV. für 
religiöſe 369 ff. 

Jura circa u. in sacra 155, 157. 

Juriſtiſche Perſönlichkeit der Gemdn. 
292, 304; Kr. Syn. Vbde. 385; Prov.⸗ 
Syn. Vbde. 409. 

Inriſtiſche Perſonen als Patrone im KV. 
369. 


K ſiehe auch C. 

Kalande in Schlesw.⸗Holſt. 95, 96, 97, 
1001. 

Kandidaten, Aufſicht über 240, 248, 271, 
402, 407; auf Kr. Syndn. 398“. 

Kanoniſches Recht in der ev. K. 148. 

Kapitalien, kirchl, Anlage 251, 254; Ein⸗ 
ziehung 254, 374; Verwendung für 
laufende Bedürfniſſe 251. 

Kapitel, evangeliſche 229, 288 ff. 

Kaffe ſ. Kirchenkaſſe und Synodalkaſſe; 
Spezialkaſſen 4062, 418, ſ. auch 

onds. 

Kaſſel, Konſ. 116, 117; Errichtung des 
heutigen Konſ. Bez. und Erlaß der 
KO. für dieſen 120. 

Katechismus, Anderung 368, 4182, 439, 
400, 433. h 

Katholiſche Kirche, Zulaſſung u. Gleich⸗ 
ſtellung mit der ev. K. in Altpreußen 
162 ff., in den neuen Prov. 169; 
Verhältnis zur ev. K. 190 ff.; Über⸗ 
tritt aus der kath. K. in die ev. 312, 


317. 

Kaution des Rendanten 3643, 

Kiel, Stadtkonſ. 98, 1025; kgl. Konf. 
102, 103. 

Kirche, Begriff ff.; Verhältnis der ev. 
K. zum Staat 154 ff.; zu anderen Re⸗ 
ligtonsgeſellſchaften 188 ff.; „Kirche“ 
Bezeichnung für die Gotteshäuſer 
privileg. Religionsgeſellſchaften 167. 

Kirchenälteſte ſ. Kirchenvorſteher. 

Kirchenbeamte ſ. Beamte und Kirchen⸗ 
diener, niedere. 

Kirchenbehörde ſ. Behörde, Kirchen⸗ 
regimentsbehörde. 

Kirchenblatt, Allgemeines 8, 189. 

Kirchenbücher, Aufſicht über die 178, 240, 
273. 

Kirchendiener, niedere, Anſtellung 371, 
Beſtätigung 240; Aufſicht über 371, 
402; Wählbar in den KV.? 3552; 
Einrichtung neuer Stellen; Ver⸗ 
änderung des Einkommens der vor⸗ 
handenen 375. 

Kirchendirektorium reformiertes 23, 66. 

Kirchengebäude, Einräumung zu nicht 
ſtiftungsmäßigen Zwecken 240, 248; 
im übrigen ſ. Gebäude. 

Kirchengemeinde ſ. Gemeinde. 

Kirchengemeinderat u. Kirchengemeinde⸗ 
vorſtand ſ. Kirchenvorſtand. 
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Kirchengeſellſchaft i. S. des ALR. 1572, 
1671 


Kirchengeſetzgebung |. Geſetze. 

Kirchenglocken, Vorbehalt privilegierter 
Religionsgeſellſchaften 163°, 168; 
Simultaneum an 200. 

Kirchengut ſ. Grundeigentum, Kapitalien. 

Kirchenhoheit 155, 160 ff. 

Kirchenkaſſe, Bewilligungen aus der 375, 
376, gemeinſchaftl. Kaſſe der Propſtei 
Hadersleben 406 2. 

Kirchenkollegium, über den Namen 853; 
Einzelheiten ſ. unter Gemeindever⸗ 
tretung. 

Kirchenkommiſſarien, »kommiſſariate in 
Hannover 274ff., 3532, 354, 3, 3622. 

Kirchenordnungen des 16., 17., 18. Ihdts. 
als Rechtsquellen 144, des 19. Ihdts. 
148; heutige Gültigkeit der alten 
KOrdngn. 1442. 

Kirchenrat von 1614, 188, als Bezeichnung 
f. den KV. 85°; weiteres ſ. unter 
Kirchenvorſtand. 

Kirchenrechnung, Abnahme durch die GV. 
376; Einſicht des Staats 182. 
Kirchenrecht 4f., u u. partikulares 
preuß. 7, vgl. auch 146ff.; däniſches, 

Geltungsgebiet 94“, 3262. 

Kirchenregiment, landesherrliches, Begriff 
u. Verhältnis zur Staatsgewalt 223ff.; 
Inhalt u. Ausübung 226 ff.; im 
übrigen ſ. Landesherr. 

Kirchenregimentsbehörden 226 f., 229 ff.; 
Rechtstitel ihres Beſtehens 230, 231; 
keine Staatsbehörden 232ff., öffent⸗ 
liche Behörden 235, 236; ſ. auch 
Oberkirchenrat, Kultusminiſter, Kon⸗ 
ſiſtorien, Superintendent, General⸗ 
ſuperintendent. 

Kirchenſiegel 307%, 3855, 409 8. 

Kirchenſteuern, . von, Voraus- 
ſetzung jür die Wahlberechtigung 
321; im übrigen j. Umlage. 

Kircheuſtühle, Regelung der Benutzung 
254, 276. 

Kirchenvermögen, Verwaltung des 372f., 
374 ff.; Beaufſichtigung der Verw. 
durch Kirchenregimentsbehörden 241, 
250 f., 254, 256, 271, 275; durch 
Synoden 402,403, 407; durch Staats- 
behörden 180f., 182; Verwendung 
zu nicht beſtimmungsmäßigem Zweck 
180, 241, 254, 256, 275. 

Kirchenviſitationen zur Befeſtigung der 
ev. Lehre 15, 182, 19, 26, 48, 94, 
104, 112, 126, 129; heutige Kompe⸗ 
tenz der Superintendenten 271, der 
Kirchenkommiſſarien in Hannover 
276, der Generalſuperintendenten 
280 f.; aden Anordnung 
der K. durch den OKR. u. die Konf. 
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240, 249; über die Militärgemeinden 
284, 286. 

Kirchenviſitatorium in Schlesw.⸗Holſt. 
94, 97, 406°. 

Kirchenvorſtand, allgemeine Einführung 
in Naſſau 109, Kurheſſen 118, 
Hannover 138, bezügl. d. öſtl. Prov. 
. Gemeindekirchenrat. — Geltendes 
Recht 326; öffentl. Behörde 327; 
Auflöfung 331; Aufſicht über 250, 
252, 275, 402 ff.; Berufung 250, 275, 
361; Vorſitz 359; Beſchlußfähigkeit 
361; Beſtätigung von Beſchlüſſen 
des KV. durch das Konſ. 251, in 
Hannover durch die Kirchenkom⸗ 
miſſarien 275; Mitglieder des KV., 
Anzahl 335, 376, 4035; im übrigen 
ſ. Kirchenvorſteher; Wirkungskreis 
326, 327, 366 ff.; Zuſammentritt be- 
nachbarter Kirchenvorſtände 250. 

Kirchenvorſteher ſind Beamte 328; Wahl 
342 ff.; Ernennung 405, 407, 343; 
Disziplin über die 328 ff., 405; Or⸗ 
dination 1135. 

Kirchenzucht, Beteiligung des KV. 3673, 
der Kr. Syn. 4025, des Kr. Syn. V. 
4074; Aufſicht über die Handhabung 
der 240, 249, 257. 

Kirchhof ſ. Friedhöfe. 

Kirchmeiſter 3351, 362f. 

Klaſſe bei den franz. Reformierten 21; 
Deutſch⸗Reformierten 23; bei. in 
Rheinland⸗Weſtfalen 54 ff., 60, 61; 
bei den Lutheranern 61; K.⸗Metro⸗ 
tolitanbezirk im Kurheſſiſchen 118. 

Klaſſikalkonvente 55, 63, 88°, 106, 118. 

Koblenz, Konſ. 711. 

Köln 52, 55, 62, 63; Konſ. 71. 

Königsberg i. Pr., Konſ. 27, 28, 711,230; 
deutſch⸗ref. Gem. 876; franz. ref. 
Gem. 88 W; Schloßkirche 266. 

Köslin, Konf. 32. 

Kohlbrüggianer 1681, 169 2. 

Kolberg, Kon. 30, 32. 

Kollegialſyſtem 156 f. 

Kollekten, außerhalb der Kirchengebäude 
180, 182; Provinzial 418, 419; 
landeskirchliche 437, 4421; allgem. 
Aufſicht des OKR. über das weſen 
2411. 

Kommiſſare des Kirchenregiments auf 
den Synoden 416, 428 431, 324. 
Kommiſſionen des KV. 362 f.; der Landes⸗ 

ſyn. 432, 440. 
Kompatronat, Ausübung im KV. 338, 339. 
Kompetenz des Oberkirchenrats, der Kon⸗ 
ſiſtorien, des Kirchenvorſtandes ꝛr. ſ. d. 

Konfeſſion, Bedeutung für die Gemeinde⸗ 
mitgliedſchaft 311 ff., 447; Einfluß der 
Union auf die K. 210 ff., 219, 220; 
Entſcheidung über die K. der anzu⸗ 
ſtellenden Geiſtlichen 253; Berüd- 
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ſichtigung der K. im Kr. Syn. V. 3955; 
bei Abſtimmungen der Synoden 400, 
4332; des OK Rats u. der Konſiſtorien 
216, 2391, 24758. 

Konfeſſionswechſel 194; liegt nicht im 
Beitritt zur Union 210; Bedeutung 
für die Gemeindemitgliedſchaft 317. 

Konfirmation, Vorausſetzung der aktiven 
Gemeindemitgliedſchaft 3105, 312; 
9 e K. bewirkt Verluſt 


des kirchl. Wahlrechts 3227. 
Konfirmationsalter, Dispenſation vom 


2721 
Konföderation der niederſächſ. Gemeinden 
ſ. Niederſächſiſch konf. Gemeinden. 
Konkurs, Einwirkung auf kirchl. Rechte 
321, 3373; die Kirche als Konkurs⸗ 
gläubiger 175. ; 
Konſenſusgemeinden 2011, 219 ff. 
Konſiſtorialaſſeſſor 2391, 2461. 
Konſiſtorialkonvent in Naſſau 71, 106, 108. 
Konſiſtorialrat 246 1. 
Konſiſtorien, Einführung in Altpreußen 
14, 16, 27, 30, 32, 34, 36, 42, 44, 45, 
47, 49, 50, 56; in Schlesw.⸗Holſt. 94, 
97, 99, 102; im Herzogt. Lauenburg 
103; im Naſſauiſchen 104, 106 ff.; 
in Heſſen⸗Darmſtadt 1152; in Kur⸗ 
heſſen 116; in Frankfurt 122; in 
hannoverſchen Gebieten 127, 129; 
in Oſtfriesland 134; Aufhebung u. 
Wiedereinführung der K. in Alt⸗ 
preußen 68, 71 ff. — Geltendes Recht: 
Aufzählung der z. Z. vorhandenen 
kgl. Konſ. 230; rechtl. Grundlage 
dieſer 230; Zuſammenſetzung 177, 
246; Anſtellung der Mitglieder 178, 
228, 2452; Konfeſſion dieſer 19, 208, 
2155, 247°; Geſchäftsgang 247; Zu⸗ 
ſtändigkeit 247 ff., der Konf. in den 
neuen Prov. 253, 256; Zuziehung 
des Prov.⸗ oder Geſ. Syn. V. 252, 
255, 257, 3308, 409; Verhältnis zu 
den Mediatkonſ. 260 ff.; zu den 
hannov. Kirchenkommiſſariaten 276; 
Teilnahme an der Militärkirchen⸗ 
verwaltung in den alt. Prov. 284; 
Mitglieder des Konſ. auf der Prov.⸗ 
Syn. 416, ſ. auch Consistoire. 
Kontraſignatur der Kirchengeſetze 225, 239; 
landesherrlicher Regierungsakte 225; 
des Kultusminiſters bei Anſtellung 
von Kirchenregimentsbeamten 178. 
Korporation. Iſt die Kirche eine öffent⸗ 
liche K.? 171; Korporationsqualität 
der kirchlichen Gemeinden 292. 
Koſten der Kr.⸗, Prov.⸗, Landesſyn. f. 
Synodalkoſten. 
Krankenpflege, kirchl. 370. 
Kreisgemeinde, Begriff 291 f., 382; Be⸗ 
zirk u. Veränderung desſelb. 384, 
4013, 4395; allgemeine Stellung im 
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Rechtsleben (Rechts⸗, Handlungs-, 
Partei⸗, Prozeßfähigkeit) 385; Wir⸗ 
kungskreis 386; Organe 387. 

Kreisſynodalausſchuß ſ. Kreisſynodal⸗ 
vorſtand. 

Kreisſynodalkaſſe ſ. Synodalkaſſe. 

Kreisſynodalverband |. Kreisgemeinde. 

Kreisſynodalvorſtand, Behörde 387; Zu⸗ 
ſammenſetzung 395; Vorſitzender 396; 
Berufung, Verhandlung, Beſchluß⸗ 
fähigkeit 397 f.; Verhältnis zur Kr.⸗ 
Syn. 387; Wirkungskreis 400, 403 ff., 
insbeſ. in Rheinland⸗Weſtf. 407. 

Kreisſynode, Behörde 387; Auflöſung 389; 
Aufſicht über 250, 252; Berufung 
250,397; Beſchlußfähigkeit⸗u.⸗faſſung 
250, 398 f.; Beſtätigung von Be⸗ 
ſchlüſſen durch das Konſ. 251; Mit⸗ 
glieder: Beamtenqualität u. Disziplin 
388, geborene 390, gewählte 390 ff., 
ernannte 394 ff., 256; Verhältnis zum 
Kr. Syn. V. 387; Vorſitzender 250,396; 
Verhandlungen der Syn. 397 ff.; 
Dauer 398; Wirkungskreis 400 ff. 

Kriegsminiſterium, beteiligt bei der Verw. 
des Militärkirchenweſens 282 ff. 

Kroſſen 33. 

Kultus, Anordnungen über 368; Auf⸗ 
ſicht über 240, 248, 257, 271; öffent⸗ 
liche Kultusübung 193; Verhinderung 
u. Störung des 188. 

Kultusminiſter als Organ der Staats⸗ 
aufſicht über die K. 178, 181, 182; 
bei. Funktionen als ſolches in den 
alten Prov. 231, 240, 243 ff.; als 
Zentralkirchenbehörde in den neuen 
Prov. 225 f., 229, 244 ff., 249; in 
der Militärkirche 282 ff.; Hiſtoriſches 
ſ. unter Miniſterien. 

Kultusminiſterium, ev. Abteilung im 77. 

Kurheſſen, Entwickelung der KVerf. 111ff. 


L. 
Landesherr, Inhaber des Kirchenregi⸗ 
ments 154 ff., 223.5; tatſächlicher 


Erwerb desſelben 11 ff.; rechtliche 
Begründung 156, 225; Beſeitigung 
845, 159; einzelne Rechte des L. 
226 ff.) Ernennung der Kirchen⸗ 
regimentsbeamten 228, 238, 247, 
267, 268, 284, 285; von Synodalen 
228 f., 413, 423 f.; letzte Beſchwerde⸗ 
inſtanz 229, 438; Befugniſſe gegen⸗ 
über der Landesſyn. 229, 423, 429; 
gegenüber den ev. Stiftern 229, 290. 
Landeskirche, Begriffe 3, 161 ff., 165, 
166, 2421; die in Preußen vor⸗ 
handenen ev. Landeskirchen 3; öffent⸗ 
liche Korporationen? 171 ff.; Privi⸗ 
legien der L. 173 ff.; Verbindung 
der deutſchen ev. Landeskirchen 190, 


457 


439; vermögensrechtl. Vertretung 
der L. 239, 243, 245, 255. 
Landeskonſiſtorium zu Hannover, Er⸗ 
richtung 139; Stellung zum Kultus⸗ 
miniſter u. zu den Provinzialkonſi⸗ 
ſtorien 230, 245, 256; Zuſammen⸗ 

ſetzung 246; Wirkungskreis 257. 

Landesſynodalausſchuß in den neu⸗ 
preußiſchen Landeskirchen (in dieſem 
Buch regelmäßig Synodalvorſtand 
genannt) 420; nicht Organ der 
Selbſtverwaltung, nicht Behörde 
420 ff.; Zuſammenſetzung 428; Er⸗ 
ledigung der Geſchäfte 429 ff.; Hin⸗ 
zutritt zum Konſ. 433 ff.; Beteiligung 
an der folgenden Landesſynode 435; 
Wirkungskreis 435 f., 438, 440 ff. 

Landesſynodalkaſſe ſ. Synodalkaſſe. 

Landesſynodalvorſtand der Syn. der neu⸗ 
preuß. Landeskirchen (in dieſem Buch 
regelmäßig Präſidium genannt) 420, 
431, 4418. 

Landesſynode, Hiſtoriſches ſ. Synoden u. 
Generalſynode. — Die Landes⸗ 
ſynoden der neupreuß. Landeskirchen: 
Stellung zum Regiment 226; nicht 
Organ der Selbſtverwaltung 420; 
nicht Behörde ſondern parlamen⸗ 
tariſche Vertretung 421 f.; Mitglieder 
422, geborene 423, ernannte 423, ge⸗ 
wählte 424; Anzahl 423, 424, 427; 
Berufung 429; Schließung, Ver⸗ 
tagung 430; Auflöſung 423; Er⸗ 
ledigung der Geſchäfte 429 ff.; 
Wirkungskreis 435 ff. 

Landgemeinden, Frankfurter, KO. 125, 
813 1. 

Landrat in Hannover, Kirchenkommiſſar 
274%; beſorgt Beitreibung kirchl. 
Abgaben u. iſt Staatsorgan gegen⸗ 

über der luth. K. 179. 

Landrecht, Allgemeines, Quelle des KR. 
146; Verhältnis z. älteren K.Dröngn. 
1442, zum Gewohnheitsrecht 153; 
een der ev. K. nach dem 
65 ff. 

Landshut 35. 

Laßwitz 43. 

Lauenburg in Pommern ältere Kirchen⸗ 
verf. 322; Herzogtum L. 103; be⸗ 
ſondere Kompetenzen des lauenb. 
Kr. Syn. V. 4063. 

Lauſitz, ältere Kirchenverf. 50ff. 

Lebensalter, Bedeutung f. d. aktive und 
paſſive Wahlfähigkeit zu den Ge⸗ 
meindeorganen 320, 324; zu den 
Synoden 394, 426; hohes L. befreit 
von der Verpflichtung zur übernahme 
kirchl. Amter 324, 423. 

Lebenswandel, unehrbarer von Einfluß 
auf kirchl. Rechte 322, 324. 

Legitimationsprüfung der Mitglieder der 
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Kr. Syn. 394, 403, 404; der Prov. - 
Syn. 413, 419; der Landesſyn. 427f., 
40 


440 f. 

Lehre, Aufſichtüber die 240, 248, 257; Ein- 
wendungen gegen die L. des deſign. 
Pfarrers 243, 253; Disziplinar⸗ 
unterſuchung gegen Geiſtliche wegen 
Irrlehre 243, 253. 

Leobſchütz 23. 

Letztwillige Zuwendungen an Kirchen 
181, 254, 275. 

Liebestätigkeit des KV. 370; Beauf- 

ſichtigung durch die Kr. Syn. 402. 

Liegnitz 33, 34, 35, 371. 

Lingen 64, 65°. 

Lippſtadt 63. 

Liſſa 43. 

Literatur des preuß. ev. KRechts 7 ff. 

Litthauen 38 ff. 

Liturgie, Anderung 3682, 400, 433. 
Loccum, Kloſter zu, konſiſtoriale Rechte 
desſelben 136, 1406; ſ. auch Abt. 
Lübben, Konf. 51, 711; Vizegeneral⸗ 

x I 7155. 5 

imeburg, Herzogtum: ſ. Braunſchweig⸗ 
Lüneburg; Stadt. ref. e 135 
luth. Gem. 2976; konſiftoriale Rechte 
des Magiſtrats 136“, 262; geiſtl. 
Miniſterium 262 f.; Stadtſuperinten⸗ 
dent 2625, 2681. 


M. 


Magdeburg, ältere Kirchenverf. 43 ff.; 
b Konſ. 711; konſiſtoriale 
techte des Magiſtrats (Superinten⸗ 
dentur) 262, 2681; Domkirche zu 
266, Kollegiatkapitel 288. 

Magiſtrat, Inhaber des Kirchenregiments 
od. einzelner konſiſtorialer Funktionen 
262; im Kirchenkommiſſariat 274, 
2761; iſt in Hannover Staatsorgan 
gegenüber der ev. K. u. beſorgt Bei⸗ 
treibung kirchl. Abgaben 179. 

Mansfeld 45, 50. 

Marburg, Konſ. 116, 117, 120; Defini⸗ 
torium 1175. 

Marienburg in Hannov. 1352; in Weſt⸗ 
preußen 38, 42. 


Mark, Grafſchaft, ältere Kirchenverf. 
52 ff.; Mark Brandenburg ältere 


Kirchenverf. 15 ff. 
Mediatkonſiſtorien 36,51,66, 136,230, 259ff. 
Meiſenheim 1098. 

Mennoniten 163°, 165, 1692, 170. 
Merſeburg, Domkapitel 49, 289 ff. 
Methodiſten 169 2. 
Metropolitane 114, 264, 266, 

272, 273 ff. 

Militärdienſt, befreit von der Pflicht zur 

Übernahme des Kirchenvorſteheramts 

3251 


1153, 
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Militärgeiſtliche, Anſtellung 284; Dienſt⸗ 
vorgeſetzte der M. 284, 286, Ein⸗ 
führung ins Amt 286; auf der Kr.⸗ 
Syn. 383, 390. 

Militärgemeinden, Zugehörigkeit zur 
Landeskirche? 2832; ſtehen auf dem 
Boden der Union 211; haben nicht 
die moderne Gemeindeorganiſation 
332; ſind ſie Mitglieder der Kr.⸗ 
Gemdn? 383; Viſitation der M. 284, 
286; Mitglieder der M. 2984. 

Militärkirchenverfaſſung, Hiſtoriſches 25, 
26, 69; die kirchenregimentlichen 
. in der heutigen M. 
282 ff. 


Militäroberpfarrer 246, 282 ff. 

Militſch 33, 35. 

Minden 64, Stift 288, 289. } 

Minderjährige, nicht wahlberechtigt 3201. 

Miniſter des Innern, Organ der Staats⸗ 
aufſicht 182, 291; der geiſtl. Angel. 
ſ. Kultusminiſter. 

Miniſterien, ſtaatliche als Zentralkirchen⸗ 
behörde in Altpreußen 25, 66, 68, 
72, 77, 78; in Schlesw.⸗Holſt. 100 f; 
Naſſau 109; Kurheſſen 120; Hannover 
137, 139. Für das geltende Recht 
ſ. Kriegsminiſter, Kulkusminiſter, 
Miniſter des Innern, Geſamtſtaats⸗ 
miniſterium. 

Miniſterium, geiſtliches, 56, 106, 262ff., 
265 


Mitglieder des KV., der GV., der Kr. Syn. 
uſw. ſ. Kirchenvorſtand, Gemeindever⸗ 
tretung, Kreisſynode u. ſ. w. 

Miſſion 203, Miſſionsgottesdienſt 369. 

Mitgliedſchaft in der Einzelgemeinde j. 
Gemeindemitgliedſchaft; in der Kr.⸗ 
Gemeinde 294, 382 f.; der Prov. 
Gemeinde 294, 408. 

Moderamen 60, 387. 

Mörs 63, 64, 651. 

Mühlhauſen 48. 

Münden, Generalſup. 128; ref. Gem. 137. 

Münſter 52, 62; Konſ. 230. 

Münſterberg 33, 34. 


Muskau, Konſ., 51, 711. 


Muttergemeinden im Gegenſatz zu 
Tochtergemeinden 299 f.; vereinigte 
M. 2962, 300; Sprachgebrauch des 
ACER, 297“; Bildung des KV. 334; 
Vertretung auf der KSyn. 391°}, 
392 11. 

Mutterkirche 2965, 2974. 


N. 


Naſſau, Entwickelung der ev. K. in 103 ff.; 
Union 221. 

Naumburg, Domkapitel 49, 289 ff. 

Nazarener 1692. 

Neubauten f. Gebäude. 


Sachregiſter. 


Neubildung kirchl. Gemdn. 302. 
Neumark, ältere Kirchenverfaſſung 17. 
Neuoſtpreußen, kirchl. Organiſation 66 f. 
Neuſtadt, Konf. 136°, 259 f. 

Neuwahl von Kirchenvorſtehern u. Ge⸗ 
meindevertretern 357 ff. 

Niederlegung kirchl. Ehrenämter 324, 
392, 405. 

Niederſächſiſch konföderierte (reformierte) 
Gemeinden 37, 132, 137, 142, 171; 
gate e 3163; Or⸗ 
gane 326; Behördencharakter der 
Synode 422. 

Niederurſel 109 6. 

Norden, luth. Cötus 134, luth. Gem. 265. 

Nordhauſen 48. 

Nordhorn, Oberkirchenrat zu 137. 

Northeim 1281; geiſtl. Miniſterium 2631. 

Notverordnungen 440 f. 


O. 


Oberkirchenrat zu Berlin; Gründung 78, 
230; Zuſammenſetzung 177, 238; 
Anſtellung der Mitglieder 178, 228; 
Konfeſſion dieſer 215, 238; Geſchäfts⸗ 
gang 216, 239; Zuziehung des Gen.- 
Syn. V. 242 f.; gemeinſame Tätigkeit 
mit dem Kult. Min. 243; Kompetenz 
228, 229, 231, 239 ff.; Stellung 
gegenüber der Militärkirche 282, 
284 f.; Mitglieder des O. auf den 
Prov. Syndn. 416. — O. der Grafſchaft 
Bentheim 137, 2534, 387. 

Oberkonſiſtorialrat, Titel 2381. 

Oberkonſiſtorien in früherer Zeit zu 
Berlin, franz. ref. 22, 66, luth. 24, 
28, 36, 66; zu Breslau u. Glogau 
36; in Schleswig⸗Holſtein 94, 99; 
zu Dillenburg 107; ſ. auch General⸗ 
konſiſtorium. — Heutige O. ſ. Ober⸗ 
kirchenrat zu Berlin, Landeskonſi⸗ 
ſtorium zu Hannover. 

Oberpräſident, früher Vorſitzender des 
Konſ. 71 f., 76; beteiligt an der 
kirchl. Verwaltung 179; als Staats- 
organ gegenüber der ev. K. 182; 
Aufſicht über die ev. Stifter 291. 

Oberſuperintendent 129. 

Obſervanzen im Gebiet des ALR. 154. 

Offentlichkeit der Religionsübung 167, 
168, 173; der Sitzungen der Ge⸗ 
meindeorgane 361, 365; der Synoden 
398, 416, 432. 

Oels 33, 34, 35, 36, 37, 711. 

Opfermänner 1186. 

Oppeln 33, Konf. 36. 

Orden, Verleihung von O. an Geiſtliche 
243, 248. 

Ordination, Aufſicht über 240, 248, 257; 
zuſtändig zur O. 272, 280. 

Ordnung, kirchl., Aufrechterhaltung der 
178; während des Gottesdienſtes 368. 
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Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder der 
Gemeindeorgane 330 f.; der Synoden 
388, 411, 423. 

Organe des landesherrl. Kirchenregiments 
229 ff.; der kirchl. Selbſtverwaltung 
293; der Einzelgem. 326 ff.; Kreis⸗ 

em. 387 f.; Provinzialgem. 410 f.; 
dandes⸗ u. Generalſyn. 420 ff. 

Ortſchaften, Wahl der Gemeindeverord- 
neten in Gemeinden, die aus ver⸗ 
ſchiedenen O. beſtehen 347, 4061. 

Ortsgemeinde im Gegenſatz zu Perſonal⸗ 
gemeinde 298. 

Ortsſtatuten ſ. Statuten. 

Orzeskomo 43. 

Osnabrück 52, 1355; Konſ. 135, 139, 140; 
ſtädtiſches Konſ. 1364, 1406. 

Oſterode 130; konſiſtoriale Rechte des 
Magiſtrats 1364. 

Oſtfriesland, Entwickelung der KVerf. 
132; Herrlichkeitsgemeinden 265. 

Oſtpreußen, ältere Kirchenverf. 26 ff.; der 
Prov. Synodalverband 40912. 

Otterndorf, Konf. 131, 135, 139, 140. 

Ottweiler 105. 


P. 

Pachtverträge Über kirchliche u. Pfarr⸗ 
grundſtücke ſ. Grundeigentum. 

Paderborn 52, 62. 

Parität 156, 164, 170 ſ. auch Toleranz. 

Parochialbezirk, Abänderung 178, 2442, 
255, 302 ff.; Grenzſtreitigkeiten 303. 

Parochialverband, Bildung 181; Organi⸗ 
ſation, Aufgaben 379 ff. 

Parochie, Begriff u. Sprachgebrauch; Ver⸗ 
hältnis zur Gemeinde 295 ff.; Er- 
löſchen der P. 304. 

Patenſchaft, Zulaſſung von Katholiken 
191; Diſſidenten 192, Nichtchriſten 
203. 

Patron, Gemeindemitgliedſchaft 3193; 
aktives u. paſſives Wahlrecht 3193, 
346, 3553; Stellung im KV. 335, 
337 f.; Beſonderheiten in Hannover 
luth. K. 339; in Schlesw.⸗Holſt. 340 f.; 
Zutritt zur Kr. Syn. 3984; Zuſtim⸗ 
mung zur Prozeßführung der KGem. 
307 ½, 3081, 

Patronat, landesherrliches 240, 248. 

Patronatsälteſter 336 ff. 

Patronatsvertreter im KV. 338. 

Pattenſen, Generalſuperintendentur 128. 

Peine 1352. 

Penſion der Kirchenregimentsbeamten 
2372 


Perſönlichkeit ſ. Juriſtiſche P. 
Perſonalgemeinde, Begriff u. Arten 298f.; 
Zugehörigkeit zur Kr. Syn. 383. 
Petitionsrecht der Landesſyn. 437 f. 

Pfarrbezirk ſ. Parochie. 
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Pfarrer, Gemeindemitgliedſchaft 319°; 
im KV. 334, 359; Vertretung hier 
359; Verhältnis des KV. zum 366 f. 

Pfarrgehilfe im KV. 334; auf der Kr.⸗ 

5 Syn. 390. 

Pfarrvakanz, Vorſitz bei ſoſcher im KV. 
359; Pflichten des KV. bei 371. 
Pfarrverweſer im KV. 334, 359; in der 

Kr. Syn. 390. 

Pfarrvikar ſ. Pfarrgehilfe. 

Pfarrwahl bei den Reformierten durch 
das Konf. 21; durch die Gemeinde 
100, 111, 124, 133 f.; Ausübung 
durch den KV. 371, die GV. 373; 
Leitung der P. durch den Sup. 272; 
Beſtätigung 248, 257. 

Pflichten, kirchl., Verletzung 322f. 

Pflichtverletzung der Mitglieder der Ge⸗ 
meindeorgane 329, der Synoden 
388, 411, 423. 

Pfründen vermögen, Sorge des KV. für 
das 372; Mitwirkung der GV. bei 
der Verwaltung 374; Aufſicht über 
dieſe 402, 406°, 407. 

Placet bei Kirchengeſetzen 176. 

Pleß 35. 

Plön, KO. 957. 

Polizeipräſident von Berlin ſ. Berlin. 

Pommern, ältere Kirchenverf. 29ff. 

Poſen, ältere Kirchenverf. 37ff.; Stadt 
43; Konſ. zu 230. 

Potsdam, Hof⸗ u. Garniſonkirche 209, 266 

Präſes der Prov. Syn. 395, 413f., 415. 

Präſident des Konſ. 17, 74, 76, 246; 
Befugniſſe desſelben 247, 3985, 416, 
423; des OKRats 225, 434; der 
Kr. Syn. 396; der Prov. Syn. 413, 
414, 415, 4165; der Landesſyn. 431. 

Präſidium der Prov. Syn. 413 ff.; der 
altpreuß. Gen. Syn. 420, 428, 431f.; 
ſ. auch Landesſynodalvorſtand. 

Predigerſeminar zu Wittenberg 240. 

Predigerwahl ſ. Pfarrwahl. 

Presbyter ſ. Kirchenvorſteher. 

Presbyterium 21, 24, 60, 61, 79, 80, 
113, 117f., 122; Bezeichnung nicht 
eingeführt in die öſtl. Prov. 85°; 
großes P. 326; Einzelheiten ſ. unter 
Kirchenvorſtand. 

Gegenſatz 


Privatgottesdienſt im 
öffentlichen 167. 

Propſt in Berlin 192; in Schlesw.⸗Holſt., 
Hiſtoriſches 93 ff. „Propſt v. Holſtein“ 
96, 97; heutiges Recht 264; im 
übrigen ſ. Superintendent. 

Propſteiſynodalausſchuß,⸗ſynodalvorſtand, 
ſynode 3873; Einzelheiten ſ. unter 
Kreisſynodalvorſtand, Kreisſynode. 

Propſteiſynodalkaſſe ſ. Synodalkaſſe der 
Kr. Gem. 


zum 


Proteftant, amtliche Beſeitigung dieſes 
Namens 211. 


Sachregiſter. 


Protokoll über Verhandlungen des KV. 
362, der GV. 365; der Kr. Syn. u. 
des Kr. Syn. V. 399, 404, 408; der 
Prov. Syn. 416“, 419; der Landes⸗ 
ſyn. 432, 441; bei Wahlen der Ge⸗ 
meindeorgane 350. 

Provinzialgemeinde, Begriff 291f., 408; 
Umfang u. Veränderung derfelben, 
allgem. Rechtsſtellung, Wirkungs- 
kreis, Organe 409f.; vermögens⸗ 
rechtliche Vertretung 250, 259. 

Provinzialkollekten 418, 419. 

Provinzialkonſiſtorien i. Altpreußen 230 ff., 
246 ff.; in Hannover 139, 230,245,256ff. 

Provinzialſynodalausſchuß ſ. vorſtand. 

Provinzialſynodalkaſſe ſ. Synodalkaſſe 
der Prov. Gem. 

Provinzialſynodalkoſten ſ. Synodalkoſten 
der Prov. Syn. 

Provinzialſynodalvorſtaud, Behörde ? 410; 
Zuſammenſetzung 413f., Geſchäfts⸗ 
gang 414f.; Beſchlußfähigkeit 417; 
Geſchäfte des 419f.; Zuziehung des 
P. zum Konſ. 252, 409, 410, 420. 

Provinzialſynoden der Geiſtlichen ſ. Sy- 
noden; der Reformierten in Rhein⸗ 
land⸗Weſtf. 55, 60; der Lutheraner 
daſelbſt 61; verfaſſungsberatende 79, 
80, 81, 89 — gegenwärtige 411ff.; 
Behörden? 410; Bern 250; Be⸗ 
ſchlußfähigkeit u. faſſung 415, 416; 
Beſtätigung der Beſchlüſſe durch das 
Konf. 250; Prüfung derſelben durch 
Gen. Syn. 439; Mitglieder 410f.; 
Zuſammenſetzung 41IUff.; Aufficht 
über die P. 249 ff.; Auflöſung der411. 

Prozeſſe der Kirchengemeinden 306 ff.; 
Zuſtimmung der GV. 374; des Pa⸗ 
trons 307 ½ 3081; ſtaatl. oder kirchen⸗ 
regimentl. Genehmigung erforderlich? 
254, 257, 306; Beſtellung eines Ver⸗ 
treters durch das Konſ. 252.; P. der 
Kr.⸗ u. Prov. Gemeinden 385, 409. 

Prozeßlegitimation 307, 385, 409, 239. 

Prüfungen, theologiſche, Aufſicht über 240; 
Abhaltung 248; durch den oſtfrief. 
Cötus 133, 140; Beteiligung der 
Generalſuperintendenten an ſolchen 
280; desgl. der Synoden 419, 439; 
ſ. auch Legitimationsprüfung. 

Publikation kirchl. Geſetze, Verordnungen 

149 l. 


Q. 
Quäcker 169. 
Quartiere, ältere Kirchenverf. in Rhein⸗ 
land⸗Weſtf., 54, 55, 60. 
Quedlinburg 45. ! 
Quellenſammlungen für ev. KR. 7 ff., 
insbe. für partikulares Recht Alt- 
preußens 1468. 
Querfurt 50. 


Sachregiſter. 


R. 


Rang, 174; des Feldpropſtes 285, 287, 
288; der Generalſuperintendenten 
278 2; Konſiſtorialräte 2461; Mit⸗ 
glieder des OK Rats 2381; Militär⸗ 
oberpfarrer 2865, 287 f.; Präſidenten 
der Konſ. und des OKRats 2461, 
2381; Superintendenten 2693. 

Ratibor 33. 

Rauſchenberg 273. 

Ravensberg, ältere Kirchenverf. 52 ff.; 
Reformierte 56, 583. 

Rechnungsweſen der Einzelgem. 363, 373, 
376; KrGem. 403, 406, 439: Prov. 
Gem. 418; Landesſyn. 437. 

Rechtgläubigkeit, Einſprache gegen einen 
deſignierten Geiſtlichen wegen man⸗ 
gelnder 243, 253, ſ. auch Lehre. 

Rechtsgeſchäfte, Abſchluß von, für kirchl. 
Gemeinden 307, 372, 385, 407, 409; 
für d. Landeskirche 239, 245. 

Rechtsperſönlichkeit ſ. Juriſtiſche Per⸗ 
ſönlichkeit. 

Rechtsquellen, des ev. KR. geſchriebene 
142 ff.; nicht geſchriebene 149 ff. 

Reckenberg 64. h 

Reformationsrecht 160 ff. 

Reformierte in den einzelnen Teilen der 
Monarchie: in öſtl. Prov. 18 ff., 28, 
32, 37, 38 ff, 42, 52; in Rheinland- 
Weſtfalen 53 ff.; in Hannover 131, 
132, 136°; Oſtfriesland 132 ff.; in 
Schlesw.⸗Holſt. 103; in demKonf Bez. 
Frankfurt 122; Kaſſel 115 ff.; Wiesb. 
105 ff.; ref. Räte in den Konſ. in 
Altpreußen 19, 215, 216, 238, 247; 
in den Konf. der neuen Prov. 136, 
2472; ref. Gemeinden als Perſonal⸗ 
gemdn. 298; beſondere ref. Inſpek⸗ 
tionen in Altpreußen 220; ref. Gen.⸗ 
Superintendenten in Kaſſel u. Aurich 
277 u. 134, 136, 2778, ſ. auch Fran⸗ 
zöſiſch⸗Reformierte u. Niederſächſiſch 
konföderierte Gemeinden. 

Regierung, beteiligt an der kirchl. Ver⸗ 
waltung früher: in Altpreußen 68, 
71, 75 ff.; in Schlesw.⸗Holſt. 98, 101; 
Naſſau 105, 107, 108; Oſtfriesland 
134, — heute: 179, 231, 240, 249. 

Regierungspräſident, beteiligt an der 
kirchl. Verwaltung 179,185f.; Staats- 
organ gegenüber der K. 178, 182, 
1822, 1832, 186 f., 333. 

Regulative der Berliner Stadtſyn. u. der 
Parochialverbände 178, 378, 380, 381. 

Reichsangehörigkeit erforderlich zur Mit⸗ 
gliedſchaft in der KGem. 2 311 2,315 f. 

Reiſekoſten für Kirchenregimentsbeamten 
2372; Superintendenten 270, 278; 
Synodale 3881, 411, 423. 

Reklamation ſ. Einſpruch. 
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Rekursinſtanz, Landesherr letzte 229; 
DER. 239 f.; Kult. Min. 244; Konf. 
248, 252, 256, 258 (hannov. Landes⸗ 
konf.); Kr. Syn. 402; Kr. Syn. V. 405, 
407; in. Rechtſtreitigkeiten ſ. Wahl⸗ 
recht aktives, paſſives. 

Religionsedikt, Wöllnerſches 164 ff. 

Religionsgeſellſchaften, Einteilung und 
Bildung neuer nach dem Religions- 
edikte 165; dem ALR. 166 ff.; mit 
und ohne Korporationsrechte 169. 

Religionslehrbücher, Neueinführung ſol⸗ 
cher 239, 243, 368, 4182, 439. 

Religionspartei i. S. d. ALR. 1572. 

Religionsunterricht 240, 248; Einfluß 
des KV. auf 369; landeskirchlicher 
an öffentlichen Schulen 173; Beauf- 
ſichtigung des R. durch die Gen. 
Sup. 2793. 

Rellinghauſen 63. 

Remuneration des Rendanten der KGem. 
328, 363; beſondere R. der Sup. 269, 
270; Gen. Sup. 278. 

Rendant des KV. 363, 328. 

Reparaturen kirchl. Gebäude, Genehmi⸗ 
gung des Konſ. 251, 254, 257; der 
Kirchenkommiſſarien 275; der GV. 
375. 

Repartition der Kirchenumlage ſ. Umlage. 

Repräſentation, größere, der Ortsge⸗ 
meinden in Rheinland⸗Weſtf. 79,326; 
Einzelheiten ſ. unter Gemeindever⸗ 
tretung. 

Reſervatrechte des Landesherrn 228. 

Reſſortreglement 76, 78, 240, 248, 249. 

Rheinland, ⸗provinz, ältere Kirchenverf. 
52 ff.; Generalſuperintendentur 74°; 
KO. f. R. u. Weſtfalen 79. 

Rinteln, Konſiſtorialdeputation 119°. 

Rödelheim 1096. 

S 

Saalfeld, Konf. 27, 28. 

Saarbrücken, Entwickelung der KV. 104ff. 

Sachſen, Kur- 12ff.; Provinz, ältere 
Kirchenverf. 43ff.; Generalſuperin⸗ 
tendenturen 75°. 

Sagan 33, 35. 

Sakrament, Ausſchließung vom 867°; 
Nichtnachſuchen des S. der Taufe 
für die Kinder iſt mit Verluſt des 
aktiven Wahlrechts bedroht 322, Teil- 
nahme am S. des Abendmahls, 
Vorausſetzung für die Wählbarkeit 
324; Reichung der Sakramente an 
Diſſidenten 19177. 

Sammlungen, Veranſtaltung kirchl., ſtaat⸗ 
liche Genehmigung 180; kirchenregi⸗ 
mentliche 241 !, 

Sanktion der Kirchengeſetze 228. 

Sayn, 64, 65; Konſiſtorialrechte des 
Fürſten 711, 1082. 
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Schaumburg, Konſ. 117, 118, 1193. 

Schenkungen an Kirchen, Staatsgenehmi⸗ 
gung 181; kirchenregimentl. Ge⸗ 
nehmigung 254, 275. 

Schleſien, ältere Kirchenverf. 33 ff. 

e e Entwickelung der ev. 

K. Verf. 93ff.; geltende K. Gem. u. 
Syn. O. 102. 

Schließung der Synoden 228, 397, 415f., 
429, 430. 

Scholarchat in Frankfurt a. M. 121, 122. 

Schriftführer auf der Kr. Syn. 39543 
Prov. Syn. 416%; Landesſyn. 43145. 

Schulden der K.Gemdn. j. Anleihen. 

Schulverwaltung, Verbindung mit der 
Kirchenverwaltung 68, 71ff., 1011, 
119% 121 ff. Verhältnis des KV. 
zur Sch. 369; ſ. auch Religions- 
unterricht. 

Schutz des Staats über die K. 160, 188. 

Schweidnitz 34. 

Schwenkfelder 163%, 

Scriba 395“. 

Segeberg Amt 95. 

Sekten, Begriff 12; Duldung 163ff.; mit 
oder ohne Korporationsrechte 169; 
Verhältnis der ev. K. zu den S. 191ff.; 
j. auch Religionsgeſellſchaften. 

Scifindinei, Bedingung des kirchl. 
Wahlrechts; Begriff 320, 321, 323; 
ſelbſtändige u. unſelbſtändige K. 
Gemdn. 220ff. 

Selbſtverwaltung, Begriff 292ff. 

Selbſtverwaltungskörper, kirchliche, ver⸗ 
glichen mit den politiſchen 293 ff.; 
zorgane ſind nicht die Landesſynoden 
293, 420. 

Senior 34, 39, 121; 262, 263, 264, SE 

Sentenamt in Frankfurt a. M. 121, 122 

Siegen 107. 

Simultanverhältnis, Begriff 195; an 
Kirchengebäuden 195 ff.; an Glocken 
200; an Friedhöfen 200. 

Sitzungen der Gemeindeorgane 359 ff.; der 
Kr. Syn. u. des Kr. Syn. V. 395 fü der 
Prov. Syn. u. des Prov. Syn. ValAff.; 
der Landesſyn. u. des Landesſyn. V. 
429 ff.; des Gen. Syn. Rats 442. 

Soeſt 53 68, 64. 

Solms⸗ Braunfels u.» Hohenſolms »Lich. 
64, 65; Konſiſtorialrechte des Fürſten 
zu Solms-Braunfels 711, 108, 2594. 

Sonnenwalde, Konſ. 511, 711; Super⸗ 
intendent 2681. 

Sonntagsheiligung 1783, 188, 368. 

Sophienhof, Konf. 136°. 

Sorau, Konj. 511, 711 

Sozinianer 163%. 

Staat, Verhältnis zur K. im allgem. 
154 ff.; ſpeziell nach ALR. 158; zur 
K. im Gegenſatz zu anderen Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften 172 ff. 


Sachregiſter. 


Staatsaufſicht über die K. 160, insbef. 
über die kirchl. Geſetzgebung 176 f.; 
über die kirchl. Verwaltung durch 
Genehmigung einzeln. Verwaltungs⸗ 
aktionen 178 ff.: im allgemeinen 182. 

Staatsbehörden, beteiligt an der Kirchen⸗ 
regierung; Hiſtoriſches in Altpreußen 
25, 27 f., 36, 42, 66 ff., 76, 155, 
158; im Naſſauiſchen 105 fl.; in 
Schlesw. ⸗Holſt. 98 ff., 100 ff.; heutige 
Teilnahme von St. an der kirchl. 
Verwaltung 178, 240; ſ. auch Staats⸗ 
aufficht. 

Staatsgenehmigung zu kirchlichen Geſetz⸗ 
gebungs⸗ u. Verwaltungsakten 176 ff. 

Staatsgeſetze als Quelle des KR. 145 ff.; 
erforderlich zur Beſtätigung von 
KGeſetzen 177. 

Staatsminiſter Stellung gegenüber der 
ev. K. ſ. Kultusminiſter, Kriegs⸗ 
miniſter, Miniſter des Innern. 

Staatsſteuern, Bezahlung von Einfluß 
auf kirchl. Rechte 321; Verhältnis 
kirchl. Steuern zu den St. 177. 

Stade, Konf. 131, 135, 139, 140, 141; 
konſiſtoriale Rechte des Ma giſtrats 
1364, 262; geiſtl. Minſſtertum 262 f., 
26425 2653; Generalſuperintendentur 
141, 277. 

Stadtkonſiſtorien 261, 262. 

Stadtſuperintendent 48, 261, 
2642. 

Stadtſynode Berliner 379 ff.; Frankfurter 
3875; Einzelheiten über letztere ſ. 
unter Kreisſynode. 

Standesherren, Inhaber von Konſiſtorien 
367, 45, 46, 51, 64, 65, 71, 108, 
1365, 259, 260; Ernennung von 
Superintendenten 267. 

Statuten der Einzelgemdn. 149, 332 f., 
376; der Kr. Gemdn. 149, 389, 403; 
Prov. Gemdn. 149, 411; der Paro⸗ 
chialverbände ſ. Regulative; kirchen 
regimentliche Genehmigung 2521; 
Staatsgenehmigung 177, 178; Mit: 
wirkung der höheren Synodalſtufen 
403, 418, 439. 

Stellvertreter der Kirchenvorſteher und 
Gemeindevertreter 350, 358; der 
Mitglieder der Kr. Syn. 393; des 
Kr. Syn. V. 395; der Prov. Syn. 412; 
des Prov. Syn. V. 414; der Landes- 
ſyn. 425; des Landes Syn. V. 428 

es Vorſitzenden des KV. 359, der 
Synodalorgane 396, 4142, 4313 
des Präſidenten des Konf. 246, 246% 
2791; des OK Rats 238; des Super- 
intendenten f 

Stettin, Konſ. 30, 32, 711, 230. 

Steuerwald 1352. 

Stifter, proteſtantiſche ſ. Kapitel. 

Stiftungen, kirchl. 372, 4027; 


262, 263, 


bleiben 


Sachregiſter. 


unberührt durch den Beitritt der 
Gemdn. zur Union 220. 

Stimmengleichheit 350, 360, 399, 416, 432. 

Stimmrecht ſ. Wahlrecht, aktives. 

Stimmzettel 348, 349, 3931, 4255, 426°. 

Stolberg, ältere Kirchenverf. 45f.; Kreis- 
ſynoden von 894; Mediatkonſ. der 
Grafen von 711, 259 ff.; Ernennung 
der Superintendenten 267. 

Stolgebühren, ⸗taxe 180, 240, 248, 251, 
375. 

Strafrechtliche Normen des Staats, be⸗ 
jondere für die Geiſtlichen 186; be⸗ 
ſonderer ſtrafrechtlicher Schutz der 
K. und ihrer Einrichtungen 188, 
1932. 

Sträflinge, Sorge für entlaſſene 370. 

Stralſund 31, 32, 71 ½ 261f. 

Streitigkeiten edlen Gemeinden u. 
ihren Geiſtlichen 271, 4058. 

Südpreußen, kirchl. Organiſation 66ff. 

Summepiskopat des Landesherrn 154, 
155, 159, 224. 

Superintendent, Bezeichnung 207°; Be⸗ 
ſtellung zum S. Guperintendenten- 
amt a. E.; Einkünfte 270; Kom⸗ 
petenz als Einzelbeamter 270 bis 
272; als Vorſitzender der Kr. 
Syn. 390, 396f.; als Kirchen- 
kommiſſar in Hannov. 270,274; Stell⸗ 
vertretung 272f.; allgem. Rechts⸗ 
ſtellung 237; hat keine Aufſicht mehr 
über Militärpfarrer 282; Vorſitz in 
den Organen des Kr. Syn. Verbds. 
359 f.; Mitglieder der Landesſyn. 423. 

Superintendentenamt, Einführung in den 
verſchiedenen Rechtsgebieten 13, 31, 
34, 37, 393, 42, 48, 50, 56; in Lauen⸗ 
burg (Herzogt.) 103; im Naſſauiſchen 
104, 106; in Kurheſſen 112; in 
hannoverſchen Gebieten 127, 128, 
129; in Oſtfriesland 132, 133, 134; 
fehlt in der Frankfurter K. 264 — 
rechtl. Grundlage des Sup.⸗Amts 231; 
Verbindung mit dem Pfarramt 266; 
Beſetzung durch Ernennung ſeitens 
des Landesherrn 178,248, 267; ſeitens 
anderer Perſonen 2681; durch Wahl 
268; Vorſchlagsrecht der Geiſtlichen 
in kurheſſ. Diözeſen 2682. 

Superintendenturbezirk 231 f., 2651, ?. 

Superintendenturfonds 270%, 5. 

Synvpdalausſchuß ſ. Kreis⸗, Provinzial“, 
Landes-, Generalſynodalvorſtand. 

Synodalfähigkeit 393 f., 412, 426f. 

Synpdalkaſſe der Kr. Gem. 884; Ver⸗ 
waltung 403, 406; Etat 251; Auf⸗ 
ſicht 256, 418, 439; der Prov. Gem., 
Verwaltung 418; der General- oder 
Landesſyn. 437, 441. 

Synodalkoſten der Kr. Syn. 3882; der 
Prov. Syn. 4111; der Landesſyn. 422“. 
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Synodalorgane 387, 410, 420; ſtaats⸗ 
geſetzliche Garantie derſelben 1483. 

Synodalperiode 392, 414, 415, 425. 

Synodalpräſident 396, 413 f., 431. 

Synodalrat 420, 429, 442. 

Synodalrechner der Kr. Gem. 403; der 
Prov. Syn. 418; der Landesſyn. 4417. 

Synodalverfaſſung, ältere reformierte 20ff.; 
in Rheinland⸗Weſtfalen 52; Kur⸗ 
heſſen 112; Entwickelung der modernen 
in den öſtl. Prov. 80 ff.; in den 
weſtl. Prov. 78 ff.; in den neuen 
Prov. 102, 110, 120, 125, 138 ff.; 
Verbindung mit der Konſiſtorial⸗ 
verfaſſung 442 ff.; ſtaatsgeſetzliche 
Garantie der S. 90, 92, 102, 111, 
120, 125, 139. 

Synodalvorſtand ſ. Kreis-, Provinzial⸗, 
Landes-, Generalſynodalvorſtand. 
Synoden, ältere, nur aus Geiſtlichen be⸗ 
ſtehende in Altpreußen 18, 24, 26, 
30, 31, 39; Schlesw.⸗Holſt. 95, 97, 
99; Naſſau 104, 106, 108, 109; Kur⸗ 
heſſen 112, 114, 115, 118; Hannover 
127, 129, 132; aus Geiſtl. u. Laien 
zuſammengeſetzte S. der Reformierten 
21; beſ. in Rheinland⸗Weſtf. 55ff.; 
daſelbſt auch gleiche S. der Luthe⸗ 
raner 61; nach der Homberger Re⸗ 

formation 111. 
— moderne ſ. Kreis-, Prov., Landes-, 
Generalſynode. 


2 


Tagegelder ſ. Diäten. 

Taufe, Anerkennung der kath. T. durch 
die ev. K. u. umgekehrt 190 f., 312.; 
T. von Diſſidentenkindern 192; T. 
von Kindern nichtchriſtl. Eltern 203; 
Nichtnachſuchen der T. für die Kinder 
bewirkt Verluſt des kirchl. Wahl⸗ 
rechts 322. 

Taufzeugen ſ. Patenſchaft. 

Teklenburg 63, 64, 652. 

Territorialſyſtem 156. 

Thorn 38. 

Titel, Verleihung kirchlicher 226, 2433. 

Tochtergemeinde 299 f.; Sprachgebrauch 
des ALR. 2974; Bildung u. Fehlen 
des KV. 3261, 334; Vertretung auf 
der Kr. Syn. 39128, 39211. 

Tochterkirche 2965, 2974, 298. 

Toleranz in Altpreußen 162 ff.; in den 
neu erworbenen Landesteilen 169 ff. 

Treffurt 46 ff. 

Trier 52, 62. 


U. 


Uelzen, geiſtl. Miniſterium 262 f. 
Union, in der altpreuß. Landeskirche: Ge⸗ 
ſchichte 203 ff.; gegenwärtige Be⸗ 
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deutung der U. 218 ff.; in den neuen 
Prov. 221, 222. 

Unionsrevers 211, 215. 

Unionsurkunden 210. 

Unitätsgemeinden 39, 43, 220; behalten 
die alte Verf. 332; auf der Kr. Syn. 
383. 

Univerſität ſ. Fakultäten. 

Unterkonſiſtorien in Schlesw.⸗Holſt. 94, 
100, 1025; Siegen 107; Oſterode 130, 
j. auch Mediatkonſiſtorien. 

Umlage u. Verteilungsbeſchlüſſe; Er⸗ 
fordernis der Staatsgenehmigung 
181, 182; der kirchenregimentl. Ge⸗ 
nehmiaung 177, 251, 254, 257; Um⸗ 
lagebeſchl. d. Einzelgemeinden 373, 
3756; der Berliner Stadtſyn. u. der 
Parochialverbde. 380; der Kr. Sy⸗ 
noden 403 11 der Prov. Synoden 418, 
4193; der Landesſynoden 4373; Bei⸗ 
treibung der Umlagen 1744, 

Unna, Synode zu 57. 

Urkunden der Kr. Gemeinden ꝛc. ſ. Willens⸗ 
erklärung. 

Urlaub ſ. Beurlaubung. 

Uſingen 131. 


V. 


Vagierende Gemeinden 301. 

Beränderung der Gem.⸗ u. Syn. Bezirke 
. Grenzen, Parochialbezirk, Einzel, 
Kreis-, Provinzialgemeinde. 

Veräußerung von Kirchengut ſ. Kirchen⸗ 
vermögen, Grundeigentum; bezügl. 
ſolcher Gegenſtände, die einen ge⸗ 
ſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder 
Kunſtwert haben 180, 182, 241. 

Verantwortlichkeit, konstitutionelle ſ. Kir⸗ 
chengeſetze 225. 

Verbindung außerdeutſcher ev. Gemdn. 
mit der Landeskirche Altpreußens 
229, 241; Hannovers 258%; der Or⸗ 
gane mehrerer KGemdn. 377; 
mehrerer Kr. Synoden 245, 377. 

Verden 131; konſiſtoriale Rechte 

ö Magiſtrats 136“. 

Verfaſſung, Konſiſtorial⸗ 223 ff.; Pres⸗ 
byterial⸗Synodal⸗ 291 ff.; Verbin⸗ 
dung der verſchiedenen Verfaſſungs⸗ 
elemente 291 ff., 420 ff., 442 105 ge⸗ 
wiſſe Anderungen der V. nen 
ein Staatsgeſetz 177 u. qualifizierte 
Beſchlußfaſſung der Gen. Syn. 433. 

Verfaſſungsurkunde, preußiſche 77 f., 168, 
369 


Vergleiche über Rechte der KGem. 257,375. 

Vermietung kirchl. Gebäude 251, 374. 

Vermögen, Bermögensverwaltung ſ. Kir⸗ 
chenvermögen. 

Verordnungen, Verordnungsrecht, kirch⸗ 
liches, des Landesherrn 228; des 


des 
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OKRats. 239; des hann. Landeskonſ. 
258. 

Verpachtung, Verpfändung kirchlicher 
Grundſtücke ſ. Grundeigentum. 
Verpflichtung der 80 b u. Ge⸗ 
meindevertreter 357, der Mitglieder 
der Prov. Syn. 4132; der Gen. und 
Landesſyn. 4282 |. auch Dienſteid. 

Verſammlung des KV. 361; der G. 
364; GVerſ. 366; der Kr. Syn. und 
des Kr. Syn. V. 397; der Prov. Syn. 
und des Prov. Syn. V. 415; der 
Landesſyn. und des Landesſyn. V. 
429, 430; des Generalſynodalrats 
430. 

Vertagung der Landes-, Generalſynode 
228, 430. 

Vertreter ſ. Erſatzmänner, Stellvertreter. 

Vertretung bei Ausübung des Wahlrechts 
in der Gem. 346; bei. in vermögens⸗ 
rechtl. Angel. der Einzelgem. 371, 
372; der Kr. Gem. 407°, 4083; der 
Prov. Gem. 409; der Landeskirche 
239, 2431, 2451, 2553; ſ. auch Stell⸗ 
vertreter, Erſatzmänner. 

Verwahrloſte, Sorge für 370 f. 

Verwandte, nahe, können nicht gleich- 
zeitig Mitglieder der Organe der 
KGemdn. ſein 356 f., auch nicht des 
Kr. Syn. V. 395 5. 

Verweis als Disziplinarſtrafe 330, 388 5. 

Vikar ſ. Pfarrgehilfe. 

Viſitation ſ. Kirchenviſitationen. 

Vizegeneralſuperintendent zu Lübben 
755; ⸗präſident des OK Rats 288, 
der Generalſynode 431. 

Volksſchullehrer, aktives Wahlrecht 321; 
auf der Kr. Syn. 394. 5 

Volljährigkeit, Vorausſetzung für das 
aktive Wahlrecht, Termin, der 3021, 

Vorlagen der Kirchenregierung und der 
höheren Synodalſtufe an die Kr. 
Syn. 401; den Kr. Syn. V. 405; die 
Prov. Syn. 417, den Prov. Syn. V. 
419; die Landesſyn. 436; deren V. 
440. 

Vorſchlagsrecht bei Beſetzung kirchen⸗ 
regimentlicher Stellen, des OK Rats. 
des Min. der geiſtl. Angel. 238, 243, 
2452, 267, 277; des Konf. 245, 
26722. 

Vorſitz im DAN. 238; in den Konf. 
246 12%, 2791; im KV. u. der GV. 
359, 364; in der Kr. Syn. u. dem 
Kr. Syn. V. 396; in der Prov. Syn. 
u. deren V. 413, 414, 415; in der 
Landesſyn. u. deren Vorſtand 431. 


W. 


Wählbarkeit ſ. Wahlrecht, paſſives. 
Wählerliſte 343 f., 3105, 356, 371. 
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Wahlbezirk bei Gemeindewahlen 347 f., 
376, 406. 

Wahlen der Kirchenvorſteher 342, 343 ff.; 
der Gemeindevertreter 343 ff.; der 
Mitglieder der Kr. Syn. 391; des 
Kr. Syn. V. 395; der Mitglieder der 
Prov. Syn. 403, 411 gi des Prod.» 
Syn. V. 414; der Mitglieder der 
Landesſyn. 425; des Landesſyn. V. 
428, 440; des Gen. Syn. Rats 429; 
Nichtzuſtandekommen der W. des 
KV. oder der GV. 350 ff. 

Wahlperiode der Kirchenvorſteher u. Ge⸗ 
meindevertreter 357 ff.: in nieder⸗ 
ſächſ. ref. Gemdn. 342“, 357%; der 
Organe der Kr. Syn. 392; der Prov. 
Syn., der Landesſyn. 425, 429. 

Wahlprüfungen 353, 356, 394, 403, 413, 
427 f. 

Wahlrecht, aktives für die Kirchenvor⸗ 
ſtände und Gemeindevertretungen 
319 ff., 346; Ausſchluß von der Aus- 
übung desſelben 323, 325; Streitig⸗ 
keiten über den Beſitz 325, 344 f., 
353 f., 405; ſtrafrechtlicher Schutz 
der Ausübung 3462. 

Wahlrecht, paſſives für die Kirchenvor⸗ 
ſtände u. Gemeindevertretungen 323, 
324, 355; Streitigkeiten über den 
Beſitz 325, 344 f., 353 f., 405; Verluſt 
zur Strafe 325; der nieberen Kirchen⸗ 
diener 3552; des Patrons 3558. — 
für die Kr. Syn. 393 ff.; für die 
e 412; für die Landesſyn. 
426 f. 

Wahlſtreitigkeiten ſ. Einſpruch, Wahl⸗ 
prüfungen. 

Wahlverbände für die Wahlen zur Prov. 
Syn. 411 f., zur Landesſyn. 424. 
Wahlvorſtand bei den Wahlen zu den 

Genieindeorganen 348, 371. 

Wallonen in Frankfurt a. M. 122. 

Waſchke, 43. 

Weilburg, ältere 104 ff.; 
Kon). 108. 

Werden 63. 

Weſel, Synode zu 53; Vorort 55. 

Weſtfalen, ältere Kirchenverf. 52 ff.; Gen.⸗ 

uperintendentur 74°; 
Rheinland ⸗W. 79. 


Kirchenverf. 


eiefe 


n 
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Weſtpreußſen, ältere Kirchenverf. 37ff.; 
der Prov, Synodalverband W. 40912. 

Wetzlar 64, 123. 

Wied 64, 65; Konſiſtorialrechte des 
Fürſten 711, 108, 2894. 5 

Wiesbaden, Entwickelung der Kirchen⸗ 
verf. 104 ff.; Konſ. 108, 110; Konf. 
Bez. u. K. Gem. u. Syn. O. für den⸗ 
ſelben 110f. 

Wilhelmshafen 141, 265. 

Willenserklärung der Einzelgemeinde 307%, 
372,374; der Kr. Gem. 385; der Prov.⸗ 
Gem. 409; Form ſchriftl. verpflich- 
tender W. 372, 3855, 4095. 

Wittenberg, Konj. 14, 711; Prediger⸗ 
ſeminar 240. 

Wittgenſtein 64, 653. 

Wohlau 33, 35, 371. 

Wohnrecht in der Gem., erforderlich zur 
Gemeindemitgliedſchaft? 3112; für 
das Wahlrecht 322. 

Wohnſitz, Vorausſetzung der Gemeinde⸗ 
mitgliedſchaft 309, 315; Begriff 3101; 
längerer W. Vorausſetzung des Wahl⸗ 
rechts 322; Verlegung des W., Be⸗ 
deutung für die Zugehörigkeit zur 
Prov.⸗Syn. 413. 

Wohnungsgeldzuſchuß der Kirchenregi⸗ 
mentsbeamten 237; Generalſuper⸗ 
intendenten 2782. 

Wolfenbüttel, ältere Kirchenverf 127. 


3. 

Zahl der Kirchenvorſteher 335, 337, 3382, 
Gemeindevertreter 341f.; Mitglieder 
der Kr. Syn. 391; des Kr. Syn. V. 
395; der Prov. Syn. 412f.; des Prov. 
Syn. V. 414; der 7 423 f.; 
des Landesſyn. V. 428; des Gen. Syn.; 
Rats 429. 

Zeitz, Kollegiatſtift 49, 289. 

Inſtändigkeit des Oberkirchenrats, der 
Konſiſtorien, des Kirchenvorſtands ꝛc. 
ſ. Oberkirchenrat ꝛc. 

Zwaugsetatiſierung 182f., 184. 

Zwangsvollſtreckung gegen die K. 1751, 


In meinem Verlage erſcheint: 


Kommentar 


Bürgerlichen Gefehbuhe und feinen Nebengefeben. 


l. Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 


1. Allgemeiner Teil von Geh. Juſtizrat Prof. Dr. C. Gareis, München, 
M. 7, geb. M. 8. : 

„Recht der Schuldverhültniſſe von Prof. Dr. P. Oertmann, M. 14, geb. M. 15. 
3. Sachenrecht von Prof. Dr. J. Biermann in Gießen. 2. Aufl. M. 11, geb. M. 12. 
4. Familienrecht von Profeſſor Dr. W. von Blume in Königsberg und Dr. O. 
HOdpet, Privatdozent in Kiel. I. Teil. M. 4. n 
5. Erbrecht von Dr. G. Frommhold, ord. Prof. der Rechte in Greifswald.“ 

M. 7, geb. M. 8. 5 
6. Einführungsgeſetz von A. Niedner, Landrichter in Meiningen. 2. Aufl. M. 10 
n geb. M. 11. 


II. Kommentar zu den Nebengeſetzen. 


1. Handelsgeſetzbuch von Dr. K. Lehmann, ord. Prof. der Rechte in Roſtock, und 
V. Ring, Kammergerichtsrat in Berlin. Zwei Bände M. 25, geb. M. 30. 
2. Civilprozeßordnung von Dr. A. Förſter, Miniſterial⸗Direktor in Berlin, und 
8 Dr. A. Engelmann, Prof. in Breslau. I. Band. I. Teil. M. 8. 
3. Konkursordnung von Dr. von Sarwey und Dr. G. Boßert, Landgerichtsrat 
f in Stuttgart. 4. Aufl. M. 16, geb. M. 18,50. 8 
4. Grundbuchordnung von C. Predari, Reichsgerichtsrat. I. Teil M. 3,60, 
1 II. Teil M. 2,—. ! 
5. Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit von R. Schultze⸗ 
Görlitz, Kammergerichtsrat, und Dr. H. Oberneck, Rechtsanwalt. I. Teil: 
Das Reichsgeſetz, M. 10, geb. M. 12.50. II. Teil: Preußiſches Geſetz. M. 9 
geb. M. 11,50. Beide Teile in einen Band geb. M. 22. ; 
6. Zwangsverſteigerungsgeſetz von Oberlandesgerichtsrat Dr. Th. Wolff. Ausgabe 
für das Reich. 2. Aufl. M. 10, geb. M. 12,50. Ausgabe für Preußen 
M. 12, geb. M. 14,50. 


III. Kommentar zu dem Preußischen Ausführungsgeſetz 


Ausführungsgeſetz für Preußen von Dr. Cruſen u. G. Müller, Amtsrichtern. 
M. 20, geb. M. 23. 8 


gert ae Wertag, Bertin U 
f 3 Bun e eur 


Grundzüge | 
Verwaltungsorganiſation 


altpreußischen Landes kircht 


Dr. . Niedner 


Profeſſor 


1 M. 1 poſtfrei M. 2.60 


Das Landeskitchentum | 


in Dreußen 


Don 


Dr. P. Schoen 


Ord. Profeſſor an der Univerſität Göttingen 


Preis M. 2.—, poſtfrei M. 2.20 


Die 


Bechteſtellung des Rircheupakraus 


im 


Geltungsgeie des Allgemeinen Tandrechts 


von 


A. von Doemm ing 


Regierungsrat 


Preis M. 0.80, poſtfrei M. 0.90. 


ort Heymanns Verlag, Bertin W. 
Rechts⸗ und e Verlag 


Jß Mik nenen 5 
Prenßiſchen Verwaltungsgeſetze 
Von Ml. von non Brauchitſch 


N ach dem Code des MNerfaſfſe vs 
umgearbeitet, fortgeführt und herausgegeben von 


Dr. phil. et jur. Studt, und von Kraunbehrens, 


Miniſter der geiſtlichen, Wirklichem Geheimen Rat, - 
Unterrichts⸗ und . Unterſtaatsſekretär im Mintſterium des Innern a. D. 
Mit M. von Vrauchitſchs Bildnis in Stahlſtich 


Sechs Bände. Eleg. geb. je M. 10, bei poſtfreier Zuſendung M. 10,50 
i Ergänzungsband für die Provinz Weſtfalen 


5 Im amtlichen Auftrage herausgegeben von 


von Praunbehrens 
Wirklichem Geheimen Rat 
Dritte verbeſſerte Auflage 


UM 1 EN N Eleg. geb. M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,30 
ö Ergä inzungsband für die Rheinprovinz 
Im amtlichen Auftrage herausgegeben von 


Dr. von Bitter 
Wirtlichem Geheimen Nat 
Zweite vermehrte und verbeſſerte Auflage 


Eleg. geb. M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,30 
Ergänzungsband für die Provinz Schleswig⸗Holſtein 
Im amtlichen Auftrage herausgegeben von 
f A. Jaaſe 
Wirklichem Geheimen Nat 
Zweite vermehrte und verbeſſerte Auflage 
0 Eleg. geb. M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,30 
5 Ergänzungsband für die Provinz Poſen 
; b Im amtlichen Auftrage herausgegeben von 
L. Haufe 
Wirklichem Geheimen Rat 
Zweite vermehrte Auflage 
Eleg. geb. M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,8 
Ergänzungsband für die ie Provinz e 
Im amtlichen Auftrage herausgegeben von 
G. von Woſtkomski 


Reglerungsrat 
Eleg. geb. M. 8, bei poſtfreier Zuſendung M. 8,30 


Ergänzungsband für die Provinz Heſſen⸗Naſſau 
Im ee Auftrage herausgegeben von 


A. von Trott zu Balz 
Regierungs⸗Präſident 


Di Eleg. geb. M. 8, bei poſtfreier Zusendung M. 8,30 
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